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Einleitung. 
I.  Die  Einfuhrung  des  Monopols. 

»Im  russischen  Leben  bildet  die  Trunksucht  kein  den  unteren 
Schichten  eigentümliches  Vorrecht ;  sie  ist  in  allen  Schichten  der 
Gesellschaft  verbreitet;  sie  zieht  sich  wie  ein  roter  Faden  durch 
das  gesamte  gesellschaftliche  Leben  Russlands,  von  den  in  der 
Dunkelheit  geistiger  und  sittlicher  Verkommenheit  Lebenden  bis  zu 
den  Leuten,  die  ihrem  Geist  und  sittlichen  Wandel  den  Segen 
von  Schule  und  Wissenschaft  angedeihen  lassen  konnten.« 

Diese  Worte  fielen  in  einer  Sitzung  eines  Kreiskomitees')  und 
charakterisieren  zutreffend  die  russische  Gesellschaft.  Die  Trunk- 
sucht herrscht  in  allen  russischen  Bevölkerungsschichten.  Jeder, 
dem  aus  eigener  Anschauung  oder  durch  die  russische  Literatur 
Russland  bekannt  ist,  wird  mit  dieser  Tatsache  vertraut  sein. 

Aber  nicht  nur  die  weite  Verbreitung  des  Spirituosenver- 
brauchs fallt  in  Russland  auf;  man  staunt  noch  mehr  über  die 
Form,  in  der  sich  die  Trunksucht  in  Russland  äussert.  Es  steckt 
in  ihr  etwas  spezifisch  Russisches;  ihre  Ursachen  sind  eng  mit 
den  traurigen  Tatsachen  der  russischen  Wirklichkeit  verknüpft. 

Es  ist  weithin  bekannt,  dass  der  Konsum  an  Alkohol  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  in  Russland  niedriger  ist  als  in  den  west- 
europäischen Ländern.    Dies  bestätigt  die  Tab.  *)  auf  S.  2,  nach  der 

i)  Publikationen,  Gouv.  Twer  S.  407  ff. 

2)  Reichsarbeitsblatt  1906  Nr.  1.  Mir  ist  unbekannt,  aus  welchen  Quellen  der 
Verfasser  seine  Angaben  geschöpft  hat ;  die  Angaben  über  Schweden,  die  Nordame- 
rikanische Union  und  Belgien  sind  von  mir  nachgeprüft  worden;  diejenigen  über 
Russland  stimmen  mit  den  amtlichen  nicht  ganz  überein.  Die  Angaben  dieser  Tabelle 
widersprechen  den  von  anderer  Seite  aufgestellten,  wie  z.  B.  Gejfckeft,  »Die  Brannt- 
weinstenerfrage  in  Beziehung  zur  Verminderung  der  Trunksucht«.  Bonn  1886,  S.  134—135  ; 
ganz  andere  Angaben  macht  Zeitz  ^  »Die  Branntweinsteuer«,  Meiningen  1887,  S.  8. 
Ferner  ßerUilon,  L'alcoolisme  et  les  moyens  de  le  combattre.  Paris  1898,  S.  8—9 
und  Mulhall ^  The  Dictionary  of  Statistics.    London  1899,  S.  587. 
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die  durchschnittliche  Menge   des  in  Branntwein,    Bier  und  Wein 
genossenen  Alkohols  pro  Kopf  der  Bevölkerung  (in  Litern)  betrug: 
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Nicht  weniger  ist  bekannt,  dass  in  keinem  anderen  Staate  soviel 
getrunken  wird,  wie  in  Russland,  infolge  des  Umstandes,  dass  der 
Russe  zwar  selten,  aber  dafür  in  grossen  Quantitäten ')  das  köst- 
liche Nass  zu  sich  nimmt.  Das  ist  die  weitestverbreitete  Form 
des  Trinkens.  Der  Gewohnheitstrinker  trinkt  sogar  wochenlang 
nicht  einen  Tropfen  Branntwein  und  trägt  auch  kein  Verlangen 
nach  ihm;  aber  auf  diese  Periode  der  Enthaltsamkeit  folgt  eine 
solche  ununterbrochenen  Trinkens,  des  Trinkens  bis  zur  völligen 
Bewusstlosigkeit,  bis  zum  Verlust  jeder  Menschenwürde. 

Abgesehen  von  anderen  Ursachen,  ist  diese  schlimmste  Form 
der  Trunksucht  durch  die  völlige  Hoffnungslosigkeit  und  Ver- 
zweiflung, die  viele  soziale  Schichten  des  russischen  Volkes  be- 
seelt, hervorgerufen  worden.  Der  mit  Schulden  überlastete  Bauer 
muss  begreiflicherweise  den  Mut  verlieren,  sich  ohne  Beihilfe  durch 
seine  persönliche  Kraft  auf  eigene  Füsse  stellen  und  zum  Niveau 
eines  menschenwürdigen  Daseins  emporarbeiten  zu  können.  Es 
ist  daher  leicht  zu  verstehen,    dass    er   oft  zum  Trunk  der  Lethe 


i)  Der  Russe  hat  sogar  ein  eigenes  Wort  »Sapoi«  ,  um  diese  Art  des  Trinkens 
zu  bezeichnen. 


—    3     — 

greift.  Das  einzige  Mittel,  um  zum  völligen  Vergessen  seiner  Not 
zu  gelangen,  findet  er  nur  im  leidigen  Branntwein,  und  er  trinkt 
mit  der  ausgesprochenen  Absicht,  sich  zu  betrinken'). 

Es  trinkt  in  Russland  der  untergeordnete  Beamte,  es  trinkt 
im  »Sapoic  der  Vorgesetzte,  es  trinkt  der  Student,  der  Lehrer, 
der  Arzt,  es  trinkt  der  Gelehrte  und  Schriftsteller,  der  Künstler 
und  Musiker,  es  trinkt  der  Herr  und  der  Knecht,  es  trinkt  der 
Pope  und  der  Zar  .  .  . 

Nicht  die  Neuzeit  hat  in  Russland  die  Trunksucht  geschaffen, 
sie  ist  Volkstradition,  ein  Produkt  von  Jahrhunderten.  Altrussland 
hat  fabelhaft  viel  getrunken;  Reihen  von  Fässern  wurden  an 
Feiertagen  geleert.  Auch  heutzutage  ist  jede  Freier  in  Russland 
durch  die  Vertilgung  eines  grösstmöglichen  Quantums  Spiritus 
gekennzeichnet.  Hochzeit,  Taufe,  Begräbnis,  alles  verklärt  der 
Alkohol.  Nach  den  Untersuchungen  der  Frau  Jefimenko^)  wird 
in  vielen  Gegenden  Russlands  die  Bedeutung  einer  Trauung  an 
der  Menge  des  vertilgten  Branntweins  gemessen. 

Das  russische  Volk  hat  eine  förmliche  Schule  in  der  Trunk- 
sucht durchlaufen.  Ein  jeder,  in  dessen  Interesse  es  lag,  ver- 
leitete den  Russen  zum  Trinken,  gleichgültig,  ob  es  der  Grundherr 
gegenüber  seinem  Knechte  oder  der  Zar  gegenüber  seinen  Unter- 
tanen war. 

»Der  Adel  wollte  seine  Leibeigenen  zufrieden  stellen  und 
glaubte  es  am  besten  zu  tun,  indem  er  sie  veranlasste,  sich  dem 
Trünke  zu  ergeben  .  .  .c  >Als  unter  Nikolaus  I.  bei  dem  Streben 
nach  Emanzipation  hie  und  da  Gemeinden  das  Gelübde  ablegten, 
nur  in  Krankheitsfällen  und  bei  Familienfesten  Branntwein  zu 
geniessen,  verbot  ein  ministerieller  Erlass   den  Vollzug  jener  Ge- 

i)  Interessant  ist  die  Aeussening  des  Arztes  Weressajew:  »Ich  hatte  die  Hoff- 
nung, meine  Verhältninse  zu  ordnen,  aufgegeben.  Heftij^ste  Not  trat  ein.  In  dieser 
für  mich  sdiUmmen  Zeit  erlebte  ich  an  mir  die  fürchterliche  Tatsache  des  Trinkens 
aus  Hunger,  eine  Erscheinung,  die  ich  früher  nicht  hätte  begreifen  können.  Wenn  ich 
jetzt  an  einer  Schenke  vorbeiging,  zog  es  mich  magnetisch  hinein;  es  erschien  mir 
als  das  höeh^te  Glück,  hineinzutreten  und  ein  paar  Gläschen  hinunterzustürzen  .  .  . 
•Selüam  !  Ich,  der  ich  halb  hungrig  war  und  am  Alkohol  keinen  Gefallen  faiul,  wurde 
vom  Schnaps  und  nicht  von  den  verlockenden  Speisen  angezogen.  Wenn  sich  in 
meine  Tasche  ein  Rubel  verirrt  hatte,  so  konnte  ich  der  Versuchung  nicht  wider- 
stehen und  trank  bis  zur  Bewusstlosigkeit.€  Weressajew^  Memoiren  eines  Arztes  (rus- 
sisch) S.  80—81. 

2)  Vgl.  auch  N,  N.  Kcwaiewski  in  »Narodnojc  Chosiaistwoc  1902,  S.  56  u.  59. 
(Monatshefte:  »Volkswirtschaftc,  redig.  v.  Prof.  Chodski.)  Alexandra  Jeßmenko,  For- 
schungen über  das  Volksleben  (russisch).    Moskau  1884. 
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meindebeschlüsse.  Es  sollen  sogar  Ruten  und  Stockschläge  an- 
gewendet worden  sein,  um  die  Bauern  zum  Trinken  zu  bewegen«  ^). 

Das  Umsichgreifen  des  Trinkens  war  früher  ebenso  wie  heute 
von  Vorteil  für  den  Fiskus,  da  die  Getränke  ihm  Steuern  ein- 
brachten, und  »die  Regierung  stets  bestrebt  war,  dass  das  Mass 
des  Steuerertrages  niemals  sinke,  sondern  möglichst  steige«  ^). 

Die  Getränkesteuer  in  Russland  ist  sehr  alt^).  Schon  im 
IG.  und  ir.  Jahrhundert  sind  einige  Getränke  besteuert  gewesen 
(Dünnbier-j^Bragac,  Meth-»medowaja  Dann«);  im  14.  Jahrhundert 
kamen  noch  die  Malzsteuer  und  die  Hopfensteuer  hinzu.  Die 
alkoholischen  Getränke  sind  sehr  früh  auch  Gegenstand  eines 
Monopols  gewesen  —  unter  Iwan  III.  Iwan  IV.,  der  Grausame, 
führte  die  »Zarische  Schenket  in  Moskau  ein.  Sie  hiess  »Kabak« 
—  ein  tatarisches  Wort,  das  erst  seit  der  Eroberung  Kasans  ge- 
braucht wird.  Sie  wurde  von  besonderen  Beamten  geleitet  *). 
Die  »Schenken«  wurden  dann  an  die  Bojaren  und  Leibwächter 
des  Zaren  an  Stelle  des  Gehaltes  verliehen ;  man  nannte  dies  »für 
Nahrunge.  Boris  Godunow  Hess  die  »Zarenschenke«  auch  noch 
in  mehreren  anderen  Städten  zu.  Seit  1652  verpachtete  man  den 
Branntweinverkauf  oder  betraute  damit  vereidete  Beamte.  Das 
Brennen  war  ein  Privileg  (Gesetz  1665)  des  Adels  und  der  Klöster 
(bis  Ende  des  17.  Jahrhunderts),  wurde  aber  seit  Peter  dem 
Grossen  freigegeben  und  mit  einer  Maischraumsteuer  belegt.  1744 
ersetzte  man  die  Maischraumsteuer  durch  eine  Fabrikatsteuer  (bis 
1749,  6  Kop.  pro  Wedro). 

Die  Akzisevorschriften  wechselten  alle  3 — 5  Jahre;  zur  Zeit 
Alexanders  I.  führte  der  Finanzminister  Gurijew  den  staatlichen 
Engros-Verkauf  des  Branntweins  ein.  Dieses  System  war  aber 
unzulänglich,  und  die  Regierung  strebte  darnach,  ein  besseres  zu 
finden.  1826  erschien  das  Projekt  von  Cancrin^  1835  ^J^  neues 
Projekt;  1841  setzte  man  eine  besondere  Kommission  unter  dem 
Vorsitz   von    Fürst  Menschikow  zur   Ausarbeitung   weiterer    Vor- 

1)  Wolf,  Die  Branntweinsteuer.    Tübingen  1884.  S.  213. 

2)  Wolf  a.  a.  O. 

3)  Vgl.  PrysAoWf  Geschichte  des  Kabaks  in  Russland  (russisch).  Petersburg  1868  ; 
ferner  im  russischen  Brockhaus-Lextkon :  Art.  »Accise«  B.  I.  326  »Kabakc  von  W, 
Rummelt  B.  XXVI.  774  ^Get^ankesteuerc  von  Brandt  B.  XLVI.  772  und  andere.  In 
verschiedenen  Teilen  Russlands  (Westrussld.,  Ucraina,  Polen  u.  a.)  gestaltet  sich  die 
Entwicklung  der  Branntweinsteuer  unter  dem  Einfluss  der  historischen  Verschieden- 
heiten etwas  anders.    Hier  sind  nur  allgemeine  Züge  angegeben. 

4)  Nach  dem  »Sudebnik«,  Gesetzbuch  von  1550. 
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schlage  ein.  Das  alles  hat  sich  nicht  bewährt,  und  1844  legte 
der  Kaufmann  Kokarew  ein  »Akzise -Verpachtungs -Systeme  vor, 
das  vom  Senat  »versuchsweise«  für  1847 — 5^  angenommen  wurde. 

Dieses  System  bestand  darin,  dass  jeder  Kreis  (oder  jedes 
Gouvernement)  das  Monopolgebiet  eines  Pächters  (»Otkupsch- 
tschikc)  bildete.  Dieser  musste  eine  bestimmte  Quantität  (Kon- 
tingent) absetzen  und  bekam  eine  Provision  von  25  Kop.  pro 
Wedro;  bei  grösserem  Umsatz  erhöhte  sich  die  Provision.  Für 
die  das  Kontingent  übersteigende  Menge  erhielt  er  als  Provision 
50  7o  des  Verkaufspreises.  Der  Pächter  konnte  in  seinem 
Gebiete  nach  Belieben  »Schenken«  eröffnen.  Den  Spiritus  musste 
er  zu  einem  vom  Staate  festgesetzten  Preise  verkaufen;  jedoch 
hatte  er  das  Recht,  den  Spiritus  mit  3  °/o  Wasser  zu  verdünnen. 
Bier  durfte  er  zu  beliebigem  Preise  verkaufen. 

Der  Pächter  schmuggelte  den  Spiritus  in  die  benachbarten 
Gouvernements,  in  das  Gebiet  seiner  Kollegen,  musste  aber  einen 
förmlichen  Grenzkordon  unterhalten,  um  sein  Monopolgebiet  vor 
den  Nachbarn  zu  beschützen.  Minister,  Gouverneure,  Präsidenten 
der  Kameralhöfe  bis  zum  letzten  Polizisten  herab  wurden  von  den 
Pächtern  besoldet  und  leisteten  ihnen  alle  gesetzlichen  und  un- 
gesetzlichen Dienste. 

Die  Regierung  sah  sich  genötigt,  diesen  Unfug  zu  beseitigen ; 
schon  1852  wurde  ein  Akzise  -  System  geplant,  aber  durch  den 
Krimkrieg  ist  seine  Einführung  verhindert  worden.  1858  begannen 
die  Aufstände  gegen  das  Pachtsystem.  Daraufhin  wurde  sofort 
ein  Komitee  gebildet,  dessen  Vorschlag  die  Grundlage  zu  dem 
Gesetz  vom  4.  Juli  1861  bildete.  Es  wurde  eine  Fabrikat- 
steuer eingeführt  und  anfangs  auf  4  Kop.  pro  Grad  festgesetzt 
(4  Rubel  pro  Eimer*)  reinen  Alkohols  oder  M.  70,24  pro  Hekto- 
liter). Die  private  Spiritusproduktion  wurde  gesetzlich  reguliert 
und  ausser  der  Fabrikatsteuer  noch  eine  Lizenzsteuer  eingeführt. 

Schon  nach  einem  Jahre  trat  eine  Erhöhung  des  Akzisesatzes 
um  I  Kop.  (5  Kop.  pro  Grad),  nach  einem  weiteren  Jahre  eine 
fernere  Erhöhung  (6  Kop.  pro  Grad)  ein.  1893  war  die  Akzise 
auf  10  Kop.  pro  Grad  gewachsen,  1902  auf  11  Kop.^j.  Indessen 
hat  die  Höhe  der  Akzise  und  die  Möglichkeit,  sich  durch  geheime 
Einfuhr    und   geheime   Spiritusbrennerei    zu  bereichern,    dazu  ge- 

1)  Russisch:  Wedro  =  12,3  Liter.    S.  Anmerkung  zu  S.   18. 

2)  d.  i.  it  Rub.  pro  Wedro    reinen  Alkohols,   oder    M.  193,20   per  hl   wasser- 
freien Spiritus. 
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führt,  dass  sich  schnell  ein  ganzes  Netz  geheimer  Schenken  aus- 
bildete. Der  Spiritus  wurde  im  geheimen  hergestellt,  um  der 
Fabrikatsteuer,  oder  im  geheimen  verkauft,  um  der  Lizenzsteuer 
zu  entgehen. 

Die  Regierung  suchte  dieses  Uebel  zu  bekämpfen  durch  An- 
stellung eines  Stabes  von  Aufsichtsbeamten  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Grenzprovinzen,  sie  erliess  vollständige  Straf- 
kodices;  geholfen  hat  es  wenig  ^).  Der  Geheimhandel  blühte  und 
teilte  seinen  ungesetzlichen  Gewinn  mit  dem  von  der  Regierung 
angestellten  Aufsichtspersonal.  Sehr  viel  Spiritus  wurde  aus 
Preussen  und  Oesterreich-Ungarn  eingeschmuggelt.  Sc/iäde/ schätzte 
die  defraudierte  Summe  auf  143  Mill.  Rubel,  Noiä/^  sogar  auf 
150  Mill.  Rubel  ^).  Wo// glaubt,  dass  die  unterschlagene  Steuer 
1^/4  mal  so  viel  beträgt,  als  überhaupt  die  Regierung  vereinnahmt 
hat  Prof.  Oseraw  erzählt  ^),  dass  es  in  Preussen  eine  Versicherungs- 
gesellschaft gegeben  hätte,  die  gegen  sehr  niedrige  Prämiensätze 
(3 — 5  Kop.  pro  Wedro)  das  Risiko  gegen  eine  Entdeckung  der 
Schmuggelei  übernahm. 

Die  Einnahmen  der  Getränkesteuer  wuchsen  trotzdem  fort- 
während und  bildeten  einen  sehr  bedeutenden  Bestandteil  des 
russischen  Einnahmebudgets  *). 

1872  betrug  die  Einnahme  172,9  Millionen  Rubel 
1882       »  *  »  251,9         »  « 

1892       >  »  >  269,0         »  > 

Diese  Einnahmen  schwankten  in  den  verschiedenen  Jahren 
zwischen  25  und  36^/0  aller  ordentlichen  Einnahmen  des  Reiches*). 

Die  stete  Zunahme  der  Reichsausgaben  und  das  Steigen  der 
Fehlbeträge  aus  den  direkten  Steuern  zwangen  das  Ministerium,  den 
indirekten  Steuern  im  allgemeinen  und  den  Getränkesteuern  im 
besonderen  grössere  Aufmerksamkeit  zu  schenken. 

Aber  mit  jeder  weiteren  Erhöhung  der  Akzise  sank  der 
Branntweinverbrauch.  Der  Konsum  belief  sich  auf  1,23  W.  im 
Jahre  1863  und  sank  bis  0,5  W.  zu  Anfang  der  90er  Jahre. 
Die  Abhängigkeit  des  Konsums  von  der  Höhe  des  Akzisesatzes 
unterliegt  keinem  Zweifel. 

i)  Vgl.  Finanzbote,  1885  Nr.  23:  »Die  Bekämpfung  der  Spirituskonterbande«. 

2)  IVoi/  a.  a.  O.  S.  242. 

3)  Oserow  ^  Skizzen  d.  Ökonom,  u.  finanz.  Lebens  Russlands  und  Westeuropas 
(russisch)  1904.  S.  312. 

4)  Kaschkarow,  Die  wichtigsten  Ergebnisse  des  Staatshaushalts  f.  d.  letzte  Jahr- 
zehnt 1885 — 94  (russisch).    Petersb.  1895.    S.  70 — 71. 

5)  Kaschkarow  a.  a.  O,  S.  202 — 203. 
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Während  der  Steuersatz  von  1863  bis  1895  um  das  2^2  fache 
gestiegen  ist,  ist  der  Spiritusverbrauch  pro  Kopf  in  der  gleichen 
Periode  ungefähr  entsprechend  gesunken'). 

Diese  Erscheinung  ist  längst  bemerkt  worden.  Es  wurde 
deshalb  mit  der  Zeit  klar,  dass  eine  Fortsetzung  der  Akziseer- 
höhung ihre  natürliche  Grenze  an  der  Zahlkraft  der  Bevölkerung 
finden  muss. 

Um  die  Einnahmen  aus  der  Getränkesteuer  noch  weiter 
steigern  zu  können,  machte  man  den  Versuch,  den  staatlichen 
Branntweinverkauf  einzuführen  ^). 

Was  hat  die  Regierung  zur  Einführung  dieses  Systems  ver- 
anlasst? Warum  wurde  diesem  System  vor  dem  der  weiteren 
Äkziseerhöhung  der  Vorzug  gegeben? 

Um  eine  bündige  Antwort  darauf  geben  zu  können,  bedarf 
es  einer,  wenn  auch  oberflächlichen  Erklärung  der  russischen 
Finanzpolitik  während  der  letzten  Jahrzehnte. 

»Kaum  ein  Minister  dürfte  soviel  zur  Stärkung  staatlicher 
Macht  beigetragen  haben  als  Witte.«  Diese  Worte  sind  aus  der 
Feder  des  reaktionärsten  russischen  Zeitungsredakteurs,  des  Für- 
sten Meschtscfiersky  geflossen.  Sie  treffen  zweifellos  die  Wahr- 
heit. Aber  wenn  Witte  auch  mehr  als  seine  unmittelbaren  Vor- 
gänger geleistet  haben  sollte,  so  sind  doch  auch  diese  von  den 
gleichen  Absichten  beseelt  gewesen  und  sahen  vor  sich,  gleich 
Witte^  als  einziges  Ziel   »die  Stärkung  der  Staatsgewalt.« 

Diese  Devise  beherrschte   die  Finanzpolitik,    ^die   durch   die 


i)  Parvus  kommt  zu  demselben  Schluss,  indem  er  auf  Grund  der  Angaben  des 
«Bulletin  Russe  de  Statistique  financiere  1900«  die  folgende  Tabelle  aufstellt.  Vgl. 
Parvus- Lehmann,  Das  hungernde  Russland.    S.  469. 


In  den 
Jahren 


Steuersatz  pro 
Wcdro  abso- 
luten  Alkohols, 
(Rubel) 


Durchschn.      Konsum 
Einnahme     pro  Kupf 


aus  der 
Getränke- 
Steuer 


der  Bevül- 

kerung 

in  Liter 


Russl. 


Russ. 
Polen 


in  Millionen    absoluten 
Rubel       <  Alkohols 


1863  4 

1864—66  5 

1 867—69  5 

1870—73  6 

1874-75  7 


—  106,3  5»58 

—  110,7  I  4,27 
2,5  «2  1,4  4,37 
4,1  I  154,6  '  4.36 
5.5  '75.5  ■     3.89 


Konsum 


In  den 

Jahren 


p;oW;dro-  I>urchschn.     -on^um 

al.solu.cn  ^''^^.   d^Tr  Bev     - 

Alkohols  Akzise       "7    do.u 

Aikonois  kcrun« 

Rubel  ,,.,,.                in  Liter 

^       ,       ,  Millionen       l"  ^'.^^"^^ 

Russland  Rubel         absoluten 

und  Pulen  '  Alkohols 


1876-81  7,00 

1882—85  8,00 

IS86 — 87  9,00 

IS88— 91  9,25 

1892—95  10,00 


186,9  3.74 

217.9  3.25 

219,3  2,78 

235.9  I        2,59 

251.1  ,        2,35 


2)  Miljukcw^  Skizzen  russischer  Kulturgeschichte.  Petersburg  1904  (russisch)  5.  Aufl. 
S.   178. 
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Rücksichtslosigkeit  sich  auszeichnet,  mit  der  zur  Erreichung  fis- 
kalischer Zwecke  alle  Volkskräfte  angespannt  wurden  >  ^)- 

>In  keinem  europäischen  Lande  hat  der  Staat  eine  solche 
Macht  besessen,  wie  er  sie  in  Russland  erlangt  hat«*). 

Worin  kam  die  Macht  der  Staatsgewalt  zum  Ausdruck?  Wie 
hat  sich  die  Finanzpolitik  ihrer  bedient? 

Der  alte  Streit  zwischen  den  Narodniki  und  den  Marxisten 
darüber,  ob  Russland  den  Weg  des  Kapitalismus  betreten  wird 
oder  nicht,  ist  heute  aus  den  Spalten  der  Presse  verschwunden. 
Der  russische  Industrialismus  hat  sich  in  jüngster  Zeit  machtvoll 
Bahn  gebrochen,  und  die  geldbedürftige  Regierung  hat  sich  mit 
allen  Kräften  bemüht,  die  Industrie  in  diese  Bahnen  zu  leiten, 
sowohl  durch  die  Schutzzollpolitik,  als  auch  dadurch,  dass  sie 
den  Uebergang  von  der  Naturalwirtschaft  zur  Geld  Wirtschaft  er- 
zwang und  beschleunigte. 

In  seinem  alleruntertänigsten  Bericht  vom  Jahre  1893  schrieb 
u.  a.  Witte:  »Die  Finanzpolitik  muss  sich  eine  gleichmässige  He- 
bung aller  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Landes  zur  Aufgabe 
stellen  und  die  Produktion  fördern.«  Die  ihrem  Prinzip  getreue 
Regierung  liess  nichts  unversucht,  um  dem  jungen  Kapitalismus 
neue  Nahrung  zuzuführen.  Das  Netz  der  Staatsbahnen  und  der 
vom  Staate  privilegierten  Privatbahnen  wuchs  ungeheuer  rasch. 
Der  eifrig  und  mit  grossen  Unkosten  betriebene  Eisenbahnbau 
schuf  einen  ausgedehnten  Markt  für  die  Montan-  und  Eisenindu- 
strie und  gab  Handel  und  Industrie  einen  starken  Ansporn  zur 
Entfaltung  der  jungen  Kräfte.  Parallel  mit  dem  enormen  Auf- 
schwung des  russischen  Wirtschaftslebens  ging  eine  stete  Zu- 
nahme der  Staatsschulden.  Bereits  am  Beginn  des  Jahres  1894 
betrug  die  russische  Staatsschuld  6,636  Milliarden  Rubel;  seit- 
dem ist  die  Schuld  fortgesetzt  gestiegen,  um  heute  annähernd 
9  Milliarden  Rubel  zu  betragen ,  und  nach  der  Prophezeiung 
Martins  dürfte  sie  1910  bereits  die  25.  Milliarde  erreicht  haben, 
falls  alles  im  Sinne  der  Anhänger  des  Staatsgewaltsprinzips  vor 
sich  gehen  sollte. 

Mit  der  Person  des  Finanzministers  Wischnegradski  (1887 
bis  1892)  stellte  die  Regierung  eine  neue  Politik  in  den  Vorder- 
grund, die  Politik  der  Thesaurierung  von  Goldschätzen  in  der 
Form    des    sogenannten    »freien    Barbestandesc.      Diese    Politik 

1)  V.  d.  Brüggetty  Das  heutige  Russland.    Leipzig  1902.  S.  27. 
2]  M,  Friedmanfiy  Russische  P'inanzen.    Berlin  1906.  S.  i. 
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wurde  glänzend  gekennzeichnet  durch  Wischmgradski  selbst: 
»Die  ordentlichen  Einnahmen  müssen  nicht  nur  die  ordentlichen, 
sondern  auch  die  ausserordentlichen  Ausgaben  decken. c  Es  be- 
gannen die  Steuern  ins  ungeheuere  zu  steigen.  Da  jedoch  die 
Einnahmen  aus  den  direkten  Steuern  unter  den  steten  Fehlbe- 
trägen (Rückständen)  litten  und  keine  Aussicht  auf  den  Eingang 
der  sich  anhäufenden  Defizite  aus  dem  verarmten  Bauernstand 
war,  so  wurde  im  Steuersystem  auf  die  für  die  Zwecke  der  Re- 
gierung geeigneteren  Verbrauchssteuern  der  Nachdruck  gelegt. 
»Dadurch  war  die  indirekte  Besteuerung  nicht  nur  zur  Basis, 
sondern  sogar  zur  einzigen  Quelle  der  Staatseinkünfte«  geworden^). 
Im  Finanzministerium  bildete  sich  die  Anschauung  aus,  dass  »der 
Natur  der  indirekten  Besteuerung  nach  diese  stets  in  erster  Linie 
diejenigen  Klassen  trifft,  die  jeweilig  am  kaufkräftigsten  sind,  und 
folglich  sich  die  Last  auf  die  besteuerten  Personen  nach  ihrer 
Kaufkraft  verteilt  .  .  .«  »Die  indirekte  Besteuerung  -  schrieb 
der  Finanzminister  —  ist  schon  wegen  der  Gewohnheit  des 
Volkes  und  der  Form  ihrer  Erhebung  am  meisten  elastisch  und 
am  wenigsten  lästig«*). 

»Willst  du  nicht  17  Stunden  im  Winter  schlafenc,  sagte  in 
seinem  Bericht  Subrilin,  »sondern  beim  Feuer  arbeiten,  so  zahle 
deine  Akzise  für  Streichhölzer,  für  Petroleum;  willst  du  rauchen, 
so  zahle  deine  Akzise  für  Streichholz  und  Tabak;  willst  du  ein 
Gläschen  Schnaps  trinken,  so  zahle  das  15-fache  seines  Wertes; 
willst  du  anstatt  Schnaps  etwas  Tee  zu  dir  nehmen,  so  zahle  für 
Tee  und  Zucker  drei  mal  so  viel.  Willst  du  mit  dem  Pfluge 
pflügen,  so  zahle  den  Zoll  für  Eisen.  Ueberhaupt  wohin  du  dich 
nur  wenden  magst,  überall  heisst  es:  zahle,  zahle,  zahlet'). 

Aber  der  Bürger  schläft,  raucht  und  säuft  auch  zu  Zeiten; 
folglich  flössen  die  Steuern  reichlich  in  die  Kassen,  woraus  der 
Finanzminister  schliessen  durfte,  »dass  es  vom  freien  Willen  des 
Bürgers  abhänge,  die  Steuer  zu  zahlen  oder  nicht«*). 

Die  indirekten  Steuern  gingen  regulär  ein,  dagegen  wuchsen 
die  Fehlbeträge  aus  der  direkten  Steuer  und  bildeten  1894: 
139,1  Millionen  Rubel,  1900:  161,3  Millionen  Rubel  oder  86%  vom 


i)  Golowin,  Russ.  Finanzpolitik  u.  die  Aufgaben  d.  Zukunft.    Leipzig  1900.  S.  17. 

2)  Alluntfrt.  Bericht   Wittes  1893. 

3)  Publik.  Moskau.    Kreis  Wolokolamsk.    S.  192. 

4)  Vgl.  iV.  N.  Kffwalewskif  Verfall  des  Dorfes  etc.  (russisch).    Moskau.    S.  96. 


1898 

1902 

Gouvernem.  Orenburg 

277% 

456% 

»             Kasan 

418   » 

463  » 

Ufa 

397  » 

508  » 
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jährlich  fälligen  Steuerbetrag.     In  einzelnen  Gouvernements  waren 
sie  noch  höher. 

1898  1902 

j       vom  jährlich 
I  fälligen 

j      Sieuerbetrag  *) 

Am  30.  August  1892  wurde  WüU  zum  Finanzminister  ernannt. 
Am  9.  November  1892  erhöhte  man  die  Biersteuer;  am  16.  No- 
vember die  Zündholzsteuer,  am  23.  die  Getränkesteuer  (vom 
Branntwein  und  Fruchtwein),  am  i.  Dezember  die  Naphtasteuer, 
am  14.  Dezember  die  Tabaksteuer^). 

Dann  plante  der  Finanzminister  eine  neue  Steuer,  die  Salz- 
steuer. Die  öflfentliche  Meinung  hat  entschieden  dagegen  Stellung 
genommen.  Alle  Semstwos  (insbes.  Kursk)  und  Zeitungen  (von 
Schriftstellern  besonders  der  bekannte  Finanzmann  Prof.  Chodski) 
protestierten  gegen  die  schon  1880  vom  Finanzminister  Abasa 
(1878— 1881)  abgeschaffte  Salzsteuer. 

Die  Regierung  musste  einsehen,  dass  der  weiteren  Ausdehnung 
der  indirekten  Steuern  eine  natürhche  Grenze  gezogen  ist;  des- 
wegen waren  auch  neue  Erhöhungen  der  Akzise  unmöglich  und 
im  Jahre  1893  machte  Graf  Witte  dem  Kaiser  Alexander  III. 
den  Vorschlag,  der  am  8.  Juni  1893  Gesetzeskraft  erlangte. 
Es  entstand  das  Gesetz  über^)  *den  staatlichen  Getränke- 
verkauf«, den  wir  von  jetzt  ab  Monopol  nennen  werden. 

Das  Monopol  wurde  zu  Anfang  versuchsweise  in  den  4  öst- 
lichen Gouvernements  des  europäischen  Russlands  eingeführt. 
Heute  ist  das  Monopol  auf  das  ganze  Land  ausgedehnt,  ausser 
wenigen  entlegenen  Gegenden  und  Finnland.  Der  Einführungs- 
vorgang vollzog  sich  wie  folgt: 

i)  Kaschkarow ^  Die  finanz.  Ergebnisse  eic.  1893 — 1901.  Pelersb.  1903  Band,  I. 
S.  112.  Band  II.  Anhang  IX.  Ferner  Poljeno7ü  ^  Untersuchungen  d.  ökon.  Lage  d. 
Gouv.  d.  miuleren  Scliwarzerdegebietes.  Moskau  1901.  S.  7.  Zit.  Jurtschenko^  Die 
Bedürfnisse  der  Landwirtsch.  im  Gouv.  Poltawa  (russ ).   S.  6  ff. 

2)  Migulifty    Der   russ.  Staatskredit.     Band  III.  Teil  I.    Charkow  1901.  S.  6  ff. 

3)  Vollst.  Gesetzsammlung  XIV.  Nr.  10766.  Dieses  Gesetz  ist  kurz  im  »Deutsch. 
Handelsarchiv c  1894,  I.  Band  S.  706  ff.  wiedergegeben. 
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I.  Januar 

I. 

Perm  (Gouvernement) 

33. 

Livland 

1895 

2. 

Ufa 

34. 

Stawropol 

3. 

Orenburg  u.  Turgaigebiet 

35- 

Schwarzmeer  u.  Kubange- 

4- 

Samara  und  Uralgebiet 

biet 

I.  Juli 

5- 

Bessarabien 

36. 

Estland 

1896. 

6. 

7. 

Wolhynien 
Jekatcrinoslaw 

37. 

Gebiet  des  Don'schcn  Hee- 
res 

8. 

Kijcw 

I.  Januar 

38. 

Archangelsk 

9. 

Podolien 

1901 

39. 

Astrachan 

10. 

Poiiawa 

40. 

Wladimir 

II. 

Tauris 

41. 

Wologda 

12. 

Cherson 

42. 

Wjatka 

13- 

Tschernigow 

43- 

Kasan 

I.  Juli 

14. 

Wilno 

44. 

Kaluga 

1897 

'5- 

Witebsk 

4S- 

Kostroma 

16. 

Grodno 

46. 

Moskau 

17. 

Kowno 

47. 

Nischni-Nowgorod 

18. 

Minsk 

48. 

Orel 

»9- 

Mohilew 

49- 

Pensa 

20. 

Smolensk 

50. 

Rjasan 

I.  Januar 

21. 

Petersburg 

5'. 

Saratow 

1898 

22. 

Nowgorod 

52. 

Simbirsk 

23- 

Olonez 

53. 

Tambow 

24. 

Pskow 

54. 

Twer 

25. 

Charkow 

55. 

Tula 

26. 

Warschau,  Sedlez 

56. 

Jaroslaw 

27. 

Kaiisch,  Petrokow 

I.  Juli 

57. 

Terek-   u.    Dahestangebiet 

28. 

Lomza,  Plozk, 

Suwalki 

1902 

58. 

Tobolsk  und  Akmolinsk 

29. 

Lublin,  Kelze, 

Radom 

59. 

Tomsk  und   Semipalatinsk 

I.  Juli 
1900 

30. 

Woronesch 

I.  Juli 

60. 

Jenisseissk 

31- 
32. 

Kurland 

1904 

61. 

Sabaikalhk  (Transbaikal) 

Kursk 

62. 

Irkutsk,  Jakutsk. 

Die  Darstellung  der  Organisation  dieses  nach  Plan  und  Aus- 
führung grandiosen  Monopols,  ebenso  die  Betrachtung  seiner 
Stellung  im  Rahmen  der  russischen  Finanz-  und  Volkswirtschaft 
werde  ich  zur  hauptsächlichen  Aufgabe  der  folgenden  Unter- 
suchung machen.  Bevor  ich  jedoch  zum  eigentlichen  Thema 
übergehe,  sehe  ich  mich  veranlasst,  einige  Punkte  hervorzuheben, 
die  zur  Einführung  des  Monopols  geführt  haben. 

2.  Die  Beweggründe  zur  Einführung  des  Monopols. 

Die  durchgeführte  Reform  ist  bisher  wesentlich  als  eine 
fiskalische  Reform  behandelt  worden,  während  die  Regierung 
bei  der  Einführung  des  neuen  Gesetzes  ausschliesslich  das  sozial- 
politische Motiv  in  den  Vordergrund  rückte,  nämlich:  »Den  Kampf 
mit  der  Trunksucht.  Die  Bevölkerung  soll  durch  das  Monopol  zu 
einem  massigen  Alkoholgenuss  erzogen  werden«*)! 

i)  Graf  fVi/tfs  Zirkul.  v.  22.  Dez.  1894,  Nr.  2438  (Fin.-Anz.  1894,  Nr.  52).  Der 
Hauptinhalt  dieses  Zirk.  ist  bei  Anizifer<no  mitgeteilt.  Conrads  Jahrbücher  f.  N.-Oek. 
u.  Statist.    »Miszellen«  1901.  .S.  473  ff. 
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»Es  ist  notwendig,  dass  das  Volk  selbst  Wesen  und  Ziel 
dieser  Reform  begreift«,  äusserte  das  amtliche  Rundschreiben. 

Gleichzeitig  wurden  besondere  Kuratorien  *)  zur  Entwöhnung 
des  Volkes  von  der  Trunksucht  ins  Leben  gerufen,  und  zwar  als 
Ergänzung  zum  Monopol.  Wie  aus  der  gesamten  ministeriellen 
Finanzliteratur  ersichtlich  ist,  lagen  keine  fiskalischen  Absichten 
zu  Grunde.  Aber  zur  Orientierung  über  die  Erscheinungen  des 
russischen  Wirtschaftslebens  und  zu  ihrer  Charakteristik  sind  die 
offiziellen  Kundgebungen  und  Materialien  keineswegs  ausreichend. 
Der  russische  Bürger  hat  nach  Ansicht  der  Regierung  die  Kinder- 
schuhe noch  nicht  ausgetreten,  und  ider  Geheimberichte  ist  noch 
keineswegs  in  das  Sagenbereich  zu  überweisen. 

»Das  alte  und  wohlverdiente  Misstrauen  gegenüber  allen 
Massnahmen  der  Regierung  war  auch  im  gegebenen  Falle  die 
Antwort  der  gesamten  nicht  offiziellen  Presse,  die  dieser  Reform 
zuteil  wurde«  *).  Leider  bin  ich  nicht  in  der  Lage,  mir  die  in 
ausserrussischen  Zeitungen  ausgesprochenen  Ansichten  zu  dieser 
Frage  zu  beschaffen.  Jedenfalls  aber  ist  man  in  Westeuropa  ge- 
neigt, den  russischen  Offiziösen  aufs  Wort  zu  glauben.  »Die 
französische  Auffassung  ist,  dass  in  dem  vom  Finanzminister  Witte 
gemachten  Vorschlage  betreffs  der  Einfuhrung  des  Alkoholmono- 
pols die  hygienischen  und  moralischen  Motive  die  herrschenden 
seien;  Budgetrücksichten  kommen  erst  in  zweiter  Linie«'). 

Lippert  glaubt  in  seinem  Buch  »Das  Alkoholmonopol«*)  daran, 
dass  die  Akzisebeamten  sich  leicht  aus  Steuereinnehmern  zu  Ent- 
haltsamkeitsaposteln verwandeln  werden. 

Ganz  anders  hat  sich  die  russische  öffentliche  Meinung  ge- 
äussert: >Die  fiskalischen  Motive  des  eben  ins  Leben  getretenen 
Monopols c  sagt  Miljukow,  »gehen  dahin,  die  Akziseeinnahmen 
mindestens  auf  dem  früheren  Niveau  zu  erhalten,  und  wenn  an- 
gängig, sogar  zu  heben.  Anlass  war,  dass  durch  das  Sinken  des 
Volkskonsums  diese  Einnahmen  in  ihrem  Bestand  bedroht  waren.« 
»Ungeachtet  aller  Bemühungen  gelang  es  nicht,  den  Branntwein- 
konsum zu  steigern«*). 

i)  Russisch:  >Kuratorien  für  Volksnüchternheit«  ;  im  Text  überall  kurzweg  »Ku- 
ratorium«. 

2)  Pjeschechonaiv  ^   Die    Wirtschaftspolitik    der   Selbstherrschaft    (russ.).     Peters- 
burg 1906. 

3)  M,  HeUnius,  Die  Alkoholfrage.    Jena  1903.  S.  32  Anmerkung. 

4)  Wien  1904.  S.  49. 

5)  MiljukaWy  Skizzen,  a.  a.  O.  S.  178. 
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»Das  Sinken  des  Konsums  ging  so  schnell  und  unaufhaltsam 
vor  sich,  da^  es  dem  Finanzleiter  schwere  Sorgen  bereiten  musste, 
der  es  für  richtig  hielt,  das  Hauptgewicht  des  Reichseinnahmebud- 
gets auf  die  Getränkesteuer  zu  legen«  ^).  Die  »Zarische  Schenke«, 
von  der  man  seit  den  Zeiten  Iwans  des  Grausamen  nichts  mehr 
gehört  hatte,  wurde  unter  dem  Namen  des  Branntweinmonopols 
wieder  hergestellt,  und  das  Finanzministerium  strebte  im  Vereine 
mit  Geistlichkeit  und  Philanthropen  »billige  Tee-Stuben  zu  er- 
richten« —  offenbar  nur  deswegen,  weil  es  keinen  Grund  hatte, 
in  ihnen  gefährliche  Konkurrenten  für  das  Branntweinmonopol  zu 
sehen  c  *). 

Der  fiskalische  Charakter  der  Monopolform  kommt  vor  allem 
in  der  Ordnung,  mit  der  sie  ins  Leben  getreten  ist,  zum  Aus- 
druck. Zunächst  führte  man  das  Monopol  versuchsweise  in  den 
4  Gouvernements  des  Ostens  (des  europ.  Russld.)  ein,  wo  die 
intensive  Abnahme  des  Volkskonsums  die  fiskalischen  Interessen 
ausserordentlich  bedrohte.  Während  der  Konsum  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  im  europäischen  Russland  durchschnittlich  zwischen 
0,56 — 0,59  Wedro  (Branntwein  zu  40^0  Alkohol)  schwankte,  betrug 
der  Kopfbedarf  in  den  genannten  4  Gouvernements  ca.  0,34  Wedro. 
Der  Konsum  (pro  KopQ  erreichte  dort*) 

1885    1886    1887     i8S8    1889    1890    1891     1892     1893    1894    1885—94 
50        48        43        40        38        35         30        30        35        34  38  (Hundertstel 

eines  Wedro) 

Man  führte  hier    das    Monopol  ein,  und  schnell  stieg  wieder  der 
Branntweinkonsum  *) : 

i)  Pjeschechonow^  »Russkoje  Bogatstwo«  1903,  III/S.  141. 

2)  M.  Kowalewski  in  Ztg.  »Strana«  (das  Land)  Nr.  i,  1906. 

3)  Nach  den  Berichten  des  DepartemenU  für  indirekte  Steuern  1885  ff.  Ergänzt 
nach  Angaben  von  Brandt  im  russischen  Brockhaus-Lexikon  XLVI.  Bd.  S.  728.  Den 
Berichten  des  Ministeriums  zufolge  wurde  das  Monopol  deshalb  zuerst  in  den  östli- 
lichen  Gouvernements  eingeführt,  weil  der  Getränkehandel  in  diesen  Gouvernements 
sehr  schlimme  Formen  angenommen  hat.  Die  Dorfgemeinden  nutzten  ihr  Recht  des 
Verbotes  (bez.  der  Zulassung)  des  Branntweinhandels  in  der  Weise  aus,  dass  sie  das 
Schankrecht  an  einzelne  Personen  im  Versteigerungswege  gegen  enorm  hohe  Summen 
verpachteten.  Es  bildete  sich  ein  Monopol  mit  sehr  schlimmen  Folgen  aus.  Dass 
dies  der  Grund  zur  Einführung  des  Monopols  in  den  genannten  Gouvernements  war, 
lässt  sich  kanm  annehmen,  da  dasselbe  Privatmonopol  auch  in  mehreren  anderen 
Gouvernements  des  Ostens  vorhanden  und  noch  viel  schädlicher  war  (Saratow,  Sim- 
birsk  o.  a.);  dort  wurde  aber  das  Monopol  erst  1901  eingeführt  (vgl.  die  Berichte  des 
Dep.  f.  ind.  St.  1884,  S.  59,  243,  290  u.  a.).  Ferner  ist  das  Privalmonopol  im  Osten 
durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1892  wesentlich  gemildert  worden. 

4)  tSummarische  Uebersicht«  1902,  1903,  1904  und  1905. 
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iSqS     1S96     1897     1898     1899     1900    1901     1902     1903     1904    1905 

T»         35        37         37~    41         45        43        4©        45        47         53      (Hundertstel 

eines  Wedro). 

Alsdann  kamen  die  9  Gouvernements^)  des  Südwestens  für  die 
Einführung  des  Monopols  in  Betracht,  die  nach  der  Menge  des 
Spiritusbedarfs  pro  Kopf  der  Bevölkerung  hinter  den  erstgenannten 
rangierten.  In  letzter  Linie  wurden  diejenigen  Gouvernements  mit 
dem  Monopol  bedacht,  deren  Getränkekonsum  am  stärksten  war. 

Das  Sinken  des  Spirituskonsums  in  Westeuropa  war  zweifel- 
los durch  die  Entwickelung  des  Bierkonsums  bedingt.  Die  russische 
Regierung,  die  einen  gleichmässigen  Getränkebedarf  hervorzurufen 
wünschte,  hätte  demzufolge  der  Bierproduktion  Vorschub  leisten 
müssen.  Aber  >gegen  eine  auch  nur  geringe  Einschränkung  des 
Branntweinkonsums  sprachen  sich  alle  russischen  Finanzminister 
mit  Entschiedenheit  aus,  da  eine  solche  Reduzierung  den  Reichs- 
einnahmen einen  empfindlichen  Schlag  hätte  versetzen  müssen.^)« 

Es  ist  daher  keineswegs  erstaunlich,  wenn  die  Regierung  der 
Bierbrauerei  in  Russland  Widerstand  entgegensetzte.  Im  Jahre  1882 
gab  es  in  Russland  1688  Bierbrauereien,  die  Zahl  nahm  immer 
ab.     Es  gab 

i.  d.  Jahren  1894  1895  ^^9^  '^97  '^98  1899  1900  1901  1902  1903  1904^) 
Brauereien  1080     1066     1047     *043     '^35     »o<8      988      976       897      921       905 

Mit  der  Verringerung  der  Zahl  der  Brauereien  ging  Hand  in 
Hand  eine  starke  Konzentration  der  Produktion.  Auf  jede  Brauerei 
kamen  nach  der  Berechnung  von  Tazui/cfarozv^)  durchschnittlich 
für  das  Jahrzehnt  1874—83  16000  Wedro,  für  das  folgende  Jahr- 
zehnt bereits  20000  Wedro.  Von  da  ab  macht  die  Konzentration 
noch  schnellere  Fortschritte  :  die  durchschnittliche  Produktion  einer 
Brauerei  belief  sich  (in  Tausend  Wedro  Bier) 

auf     1896  1897  '^98  1899  1900         190 1  1902  1903  1904*) 

41,7         44,4         42,5         47,6         48,7         48^  52.2         59»5         59,7- 

Die  Konzentrationsbewegung  im  Brauereiwesen  ist  nicht  neu, 
und  es  wäre    hier  auch  nicht  der  Ort,    sie  zu  erörtern,  wenn  die 

i)  Vgl.  S.  II. 

2)  Das  Finanzministerium   1802  —  1902.    Zit.  bei  Osercno   S.  248.    (Kussland   und 
seine  Finanzpolitik.    Moskau  1905.) 

3)  Statistik  der  akzisepflicluigen  Produktion.    1904.    Petersburg  1907.  S.  95. 

4)  Prof.  Tawildaroxv^  Artikel    über  die  Bier-  und  Brnnntweinproduktion  in  dem 
Buche  »Produktivkräfte  Russlands«.     W.  Kpivalnvski,    Leipzig  1898. 

5)  Statist,  d.  akzisepfl.  Prod.  1904  und  1900. 
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Bewegung  in  Russland  nicht  in  bedeutendem  Masse  durch  die 
Akzisepolitik  der  Regierung  hervorgerufen  worden  wäre.  Und 
diese  Akzisepolitik,  soweit  sie  der  Konzentration  innerhalb  der 
Bierbrauerei  Vorschub  leistete,  können  wir  dahin  auslegen,  dass 
sie  den  Bierkonsum  in  Russland  bekämpfte,  wo  angesichts  der 
schwachen  Entwickelung  der  Verkehrswege  das  Bier  nur  bei  einer 
grossen  Anzahl  kleiner  Betriebe  die  entsprechende  Verbreitung 
hätte  finden  können.  ^) 

Vom  I.  Januar  1902  *)  ab  wird  die  Bierakzise  nicht  nach  dem 
Maischraum,  sondern  nach  dem  Gewicht  des  Malzes  erhoben,  was 
mit  grösseren  Kosten  für  die  Einrichtung  der  Brauereien  verbunden 
war,  wenn  sie  mit  der  Forderung  der  Akzisebehörde  in  Einklang 
stehen  wollten.  Bei  weit  von  Städten  entfernten  Brauereien  sind 
diese  verpflichtet,  eine  Wohnung  für  Beamte  zu  unterhalten ;  die 
in  den  grossen  Städten  befindlichen  Brauereien  sind  hiervon  be- 
freit. Wohl  zahlen  die  kleinen  Betriebe  (mit  Menschen-  oder 
Pferdekraft,  die  nicht  mehr  als  2000  Pud  Malz  verarbeiten)  einen 
geringeren  Akzisesatz  ^),  aber  auch  diese  Massnahme  fördert  kaum 
den  Kleinbetrieb  in  der  Brauerei.  (1899  412  Brauereien,  die  je 
unter  20CX)Pud  Malz  verarbeiten.  1900:  386,  1902:  377,  1902:  369, 
1903:  366,   1904:  346*). 

Aber  wenn  auch  das  Bier  als  ein  Mittel  im  Kampfe  wider 
die  Trunksucht  von  der  Regierung  nicht  anerkannt  zu  werden 
brauchte,  so  unterliegt  es  doch  keinem  Zweifel,  dass  die  Ver- 
breitung von  Tee  und  Zucker  einen  wohltätigen  Einfluss  auf  die 
Nüchternheit  des  Volkes  gehabt  hätte ;  tatsächlich  ist  der  Einfuhr- 
zoll auf  Tee  sehr  hoch'^).  und  die  Zuckerpreise  werden  durch  eine 
künstliche  Politik  hochgehalten. 

Wenn  also  die  Reform  ausschliesslich  fiskalische  Zwecke  ver- 
folgte, wozu  war  es  dann  notwendig,  zu  den  angeführten  ausser- 


i)  Der  Bierkonsum  nimmt  sehr  wenig  zu.    Seit  den  80er  Jahren  beträgt  der  Kon- 
sum in  0,34  Wedro  (4  Liter)  pro  Kopf 

1895       1^96       1^97       1S9S       >^99       1900       1901       1902       1903       1904 
0,32        o»35       0.36       0,34       0,36       0,35        0,35       0,34       0,39       0,38  W. 

2)  Allerhöchst  best.  a.  10.  Juni  1900,  Gesetz  (N.  1974  I). 

3)  Akzisereglement  (Auflage  1901)  Artik.  39S. 

4)  Stat.  d.  akzisepfl.  Produktion  1900,  1901,  1904, 

5)  Nach  Pokrowski  betrug  (1897):  in  England       in  Russland 

der  Teekonsum  (Pfund  pro  Kopf)  6,7  0,9 

Einfuhrzoll  (Kopeken)  17,0  79.o 
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ordentlichen  Massnahmen  zu  schreiten?  Warum  erhöhte  man  nicht 
einfach  die  Branntweinsteuer? 

Trotz  der  Einführung  des  Monopols  hat  die  Regierung  von 
einer  Akzise-Erhöhung  keineswegs  Abstand  genommen.  Sie  suchte 
vielmehr  mit  der  Akzise  eine  einträgliche  Einnahmequelle  zu  er- 
öffnen. Zudem  rechnete  sie  bei  der  Monopol-Einführung  auf  eine 
grössere  Zustimmung  der  öffentlichen  Meinung  (Russlands  und 
Europas),  als  es  bei  einer  einfachen  Akzise-Erhöhung  der  Fall 
gewesen  wäre. 

Bei  weitem  nicht  die  letzte  Rolle  spielte  der  Wunsch,  die 
grossen  Kapitalien,  die  im  Branntweinhandel  investiert  waren,  frei 
zu  machen.  Diese  Aufgabe  wurde  gelöst.  Die  befreiten  Kapi- 
talien flössen  einerseits  in  die  Sparkassen,  also  in  den  Verfugungs- 
bereich  des  Finanzministers,  zum  andern  TeUe  wurden  sie  in  den 
Stoff  verarbeitenden  Gewerben  angelegt  und  erwiesen  folglich  der 
Belebung  derselben  einen  Dienst.  Stand  doch  auch  dies  im 
Mittelpunkt  aller  russischen  Finanzpolitik ! 

Man  muss  mithin  die  Einführung  des  Monopols  als  eine  rein 
fiskalische  Massnahme  zur  Stärkung  der  Staatsgewalt  betrachten. 
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I.  Die  Organisation  des  Monopols. 

I.  Die  Verwaltungsorgane  des  Monopols. 

Das  russische  Branntweinmonopol  ist  vorwiegend  ein  Ver- 
kaufsmonopol. Es  trägt  den  offiziellen  Namen  des  staatlichen 
Getränkeverkaufs. 

Die  Schenke  der  früheren  Zeit  war  für  die  Regierung  der 
Inbegriff  alles  Uebels.  Hier  trank  sich  der  Russe  einen  .Rausch 
an,  oft  den  Rock,  die  Schuhe,  seine  bewegliche  und  unbewegliche 
Habe  vertrinkend.  Hier  wurden  ihm  in  den  Branntwein  alle  mög- 
lichen Betäubungsmittel  hineingeschüttet,  hier  verfiel  er  dem 
Wucherer,  dem  Betrüger,  Rollen,  die  oft  der  Gastwirt  selbst 
spielte. 

Indem  die  Regierung  das  Getränkewesen  in  die  Hand  nahm, 
entschloss  sie  sich,  die  Schenke  mit  all  ihren  Schattenseiten  vom 
Erdboden  zu  vertilgen.  Es  ist  natürlich,  dass  die  vom  Staat  er- 
richteten Schenken  den  bisherigen  am  allerwenigsten  ähnlich  sehen 
sollten.  Die  Reform  hat  ausschliesslich  den  Ausserhausverkauf 
gegen  Barzahlung  im  Gegensatz  zum  früheren  Ausschank  ein- 
geführt. 

Aber  für  den  Kampf  mit  dem  nicht  weniger  bedeutungsvollen 
Uebel  der  Verfälschung  der  Getränke  reichte  die  blosse  Ueber- 
nahme  des  Verkaufs  von  durch  Private  erzeugten  Getränken  nicht 
aus,  und  es  war  für  die  Regierung  erforderlich,  ihrerseits  zur 
Herstellung  der  Getränke  aus  dem  Rohspiritus  zuschreiten.  Hier- 
durch wurde  eine  Reinheit  des  Produktes  erzielt,  wie  sie  früher 
wohl  kaum  jemals  erreicht  worden  war.  Die  Regierung  kauft  den 
Rohspiritus  bei  privaten  Brennern,  rektifiziert  ihn  durch  den  Hitze- 
prozess  und  stellt  dann  den  Branntwein  in  Stärke  von  40^0  her, 
ferner  eine  bessere  Sorte  von  Tafelbranntwein  in  gleicher  Stärke, 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  26.  2 
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ausserdem  Trinkspiritus  von  57  %,  90^/0  und  95  *^/o  *).  Alle  diese 
Sorten  werden  auf  Flaschen  gefüllt,  in  verschiedenen  Grössen 
von  V4,  V20,  V<o,  Vioo  und  V200  Wedro,  welche  von  den  Regierungs- 
läden an  die  Konsumenten  abgegeben  werden.  Ausserdem 
verkauft  die  Regierung  für  industrielle,  chemische,  Beleuch- 
tungs-  und  Heizungszwecke  denaturierten  Spiritus  und  Hart- 
spiritus. 

Die  staatlichen  Rekttfikationsanstalten  sind  entweder  als  selb- 
ständige Etablissements  oder  als  Teile  der  Spirituslager  einge- 
richtet. Hier  findet  ausser  der  Rektifikation  die  Auffüllung  des 
Spiritus  und  die  volle  Ausstattung  der  Flaschen  bis  zur  Verkaufs- 
fähigkeit statt.  Von  diesen  Lagern  gelangen  die  gefüllten  Flaschen 
in  die  Verkaufsstellen.  Oft  gibt  es  ausser  den  Lager-  und  Verkaufs- 
stellen noch  Reservemagazine,  die  dann  eine  Zwischenstellung 
einnehmen.  Es  existieren  noch  besondere  staatliche  Auffüllungs- 
stellen,  welche  an  Stelle  einer   der  Abteilung  des  Lagers  treten. 

Es  ist  der  Regierung  keineswegs  gelungen,  den  staatlichen  Ver- 
kauf zu  einem  ausschliesslichen  zu  gestalten.  Man  konnte  den 
Branntweinausschank  von  Büffets  (auf  Schiffen  und  Bahnhöfen) 
von  Restaurants  und  von  anderen  derartigen  Instituten  nicht 
verdrängen.  Zudem  traten  die  fiskalischen  Interessen  des  Monopols 
immer  mehr  in  den  Vordergrund:  der  Monopolverwaltung  erschien 
es  vorteilhafter,  in  manchen  Orten  den  staatlichen  Branntwein 
auch  durch  private  Verkäufer  absetzen  zu  lassen.  Andererseits 
wurden  sonstige  alkoholische  Getränke,  die  vom  Staate  nicht  her- 
gestellt werden,  vom  Publikum  verlangt;  die  Regierung  über- 
nimmt den  Verkauf  der  von  Privaten  hergestellten  Getränke  in 
Kommission  und  erreicht  dadurch  zweierlei:  den  Gewinnanteil 
(Provision)  und  Beseitigung  der  Konkurrenz.  So  verkauft  neben 
anderen  staatlichen  Getränken  die  Regierung  auch  Liköre,  Kognaks, 
Porter,  Meth  und  in  kleinen  Ortschaften,  in  denen  es  keine  be- 
sonderen Bierhallen  gibt,  auch  Bier. 

Nun  lässt  der  Staat,  wie  gesagt,  auch  Produkte  seiner  eigenen 

i)  In  Russland  hat  man  als  Recbnungscinhcit  den  Wedrograd.  Die  Quali- 
lität  oder  Stärke  des  Spiritus  wird  mittels  eines  Metall-AIkolometers  (auch  des 
Tralles' sehen)  festgestellt  und  in  Volum- Prozenten  (Grad)  angegeben.  Der  »Wedro- 
gradc  heisst  also  %  des  Wedro  und  ist  12,3  Literprozenten  gleich.  Da  der  Grad 
dem  %  gleichbedeutend  ist,  so  sind  im  folgenden  die  russischen  Bezeichnungen:  zu 
40",  50'  etc.,  oder  40,  50-grädig  überall  in  %  (also  40%,  50%  u.  s.  f.)  angege- 
ben. Unter  Branntwein  ohne  Angabe  der  Stärke  ist  überall  der  40-grädige  zu  ver- 
stehen. 
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Rektifikation,  d.  h.  den  staatlichen  Branntwein,  durch  Private  in 
Kommission  verkaufen.  Die  Kommissionäre  bekommen  in  diesen 
Fällen  den  staatlichen  Branntwein  und  verkaufen  ihn  zum  staat- 
lichen Preise.  Sie  erhalten  Provision  pro  Wedro  (oder  Grad)  des 
verkauften  Spiritus.  So  bezieht  man  staatlichen  Branntwein  an 
Büffets  der  Dampfschiffe,  Bahnhofstationen,  Restaurants,  Wein- 
keller u.  a. 

Das  Verhältnis   zwischen    den   staatlichen    und  privaten  Ver- 
kaufsstellen gestaltet  sich  wie  folgt: 


Zahl  der 
Gouverne- 

V 

erka  u 

fsstell en 

Jahr 

private 

staatliche 

Zusammen 

ments 

Zahl         1 

% 

Zahl 

% 

1895 

4 

1123 

28.5 

2817 

71.5 

3940 

1896 

13 

6349 

38.3 

10228 

61,7 

16577 

1897 

20 

6618 

32.8 

13540 

67,2 

20158 

1898 

35 

9922 

36,9 

16974 

63.1 

26896 

1899 

35 

8518 

33.5 

16923 

66,5 

25441 

1900 

43 

9  353 

32.4 

19520 

67,6 

28873 

1901 

64 

II  559 

30,1 

26864 

69.9 

38423 

1902 

71 

12683 

30,8 

28449 

69.2 

41  132 

1903 

71 

13216 

3«.9 

28242 

68,1 

41458 

1904 

75 

13512 

32,0 

28749 

68,0 

42  261 

In  der  Verwaltung  des  Branntweinmonopols,  das  sich 
jetzt  über  7$  Gouvernements  erstreckt,  ist  ebenso  wie  in  jedweder 
anderen  russischen  allgemeinstaatlichen  Organisation  strenge  Zen- 
tralisation durchgeführt.  Zugleich  zog  sie  eine  Aenderung  in  der 
inneren  Organisation  des  Finanzministeriums  nach  sich  ^). 

Von  den  anderen  vierzehn  Abteilungen  und  Departements 
des  Finanzministeriums  ist  die  »Hauptverwaltung  der  indirekten 
Steuern  und  des  Branntweinmonopols«  ^)  unabhängig  gestaltet. 
Diesem  Verwaltungsorgan,  an  dessen  Spitze  der  Verwaltungsschef 
steht,  sind  alle  indirekten  Steuern,  darunter  auch  die  Getränke- 
steuer, unterstellt.  Eine  besondere  Verwaltungsbehörde  bildet  *der 
staatliche  Getränkeverkauf«.  Das  höchste  Organ  der  Monopol- 
verwaltung ist  der  »Rat  für  den  staatlichen  Gelränkeverkaufc, 
unter  Vorsitz  des  Verwaltungsschefs  oder  des  Gehilfen  des  Finanz- 
ministers. Diese  Ministerialabteilung  zerfällt  in  7  Unterabteilungen, 
darunter  5  dispositive,  l  rechnerische   und  i  statistische. 


1)  Allerb.  best.  Gutacbten   des  R.-R.    vom  6.  V.  1896.    Sammlung    der  Gesetze 
und  Verordnungen  der  Regierung  1896.  Nr.  66.  Art.  742. 

2)  D.  h.  Getränke-,  Zucker-,  Tabak-,  Naphtha-  und  Zündholzakzise. 

2* 
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Es  waren  in  der  Hauptverwaltung  beschäftigt^) 

1896    1897    1898    1899    1900    1901    1902  1903  1904 

Personen :  "318      37Ö~     386  ~  409      42«       433      439  45»  45S 

derenGehalt(inTaus.  R.)     413      505       531      556      583       596      592  624  621 

Die  Dispositionen  dieses  Zentrums  werden  von  den  » Akzise- 
verwaltungen c  in  den  einzelnen  Gouvernements  usgeführt.  Die 
Akzise  Verwaltung  *),  die  der  Leitung  eines  Akzisedirektors 
untersteht,  zerfällt  in  Bezirksverwaltungen  (»Okrugc,  Bezirk), 
als  Unterabteilungen,  an  deren  Spitze  ein  Akziseinspektor 
steht.  Bei  jeder  Gouvernements -Verwaltung  ist  aus  ihren  Beamten 
ein  »wirtschaftliches  Komitee«  unter  Vorsitz  des  Akzisedirektors 
gebildet,  das  alle  Fragen  der  Monopolverwaltung  des  gegebenen 
Gebietes  zu  behandeln  hat.  Hier  werden  erörtert:  Vergrösserung 
oder  Verringerung  der  Ladenzahl,  ihre  Verteilung  über  das  Gebiet, 
ihre  Materialversorgung  und  anderes.  Es  werden  hier  auch 
die  Kontrakte  mit  den  Lieferanten  einer  Durchsicht  unterworfen, 
kurz  alle  Angelegenheiten  des  Monopols  werden  hier  im  strengen 
Einklang  mit  den  Zirkularvorschriften  der  Zentralbehörde  be- 
handelt. 

Die  Entscheidungen  des  wirtschaftlichen  Komitees  haben  keine 
zwingende  Kraft  für  die  Dispositionen  des  Direktors'). 

In  allen  Akziseressorts  des  Monopolgebietes  waren  be- 
schäftigt :  *) 

1896  1897  1898  1899  1900    1901     1902       1903     1904 

Personen:  8121   8588  9271  9617  9955   10  451    10789     10822   10922 

deren  Gehalt (i.Taus.  R.  )7393  8170  8826  9312  9891   10444  11039     11  227   ii  242 

In  der  Hauptverwaltung  ist  die  gesamte  Rechenschaftslegung 
konzentriert.  In  jedem  Moment  soll  sich  diese  Behörde  Rechen- 
schaft geben  können  über  alle  Vorgänge,  selbst  der  entferntesten 
Winkel  des  grossen  Verwaltungsgebietes.  Aus  diesem  Grunde  soll 
sie  in  der  Lage  sein,  den  Materialankauf  für  den  ganzen  Rayon 
zu  organisieren  und  das  Produkt  zweckmässig  den  einzelnen  Orten 
zuzuführen.     Sie  soll  das  gestörte  Gleichgewicht  in  der  Material- 

i)  Bericht  der  Hauptverwaltung  (Fl VW)  1904.    Petersburg  1906. 

2)  Am  häufigsten  ein  Gouvernement ;  doch  können  einer  Akziseverwaltung  auch 
mehrere  benachbarte  Gouvernements  unterstellt  werden,  je  nach  Entwicklung  der  akzise- 
pflichtigen Produktionen.    (Akzisereglement  [1901]  Artikel  3.) 

3)  Verordnung  des  F.-M.  v.  28.  IV.  1898,  Fin.-Anz.  1898.  Nr.  18. 

4)  Bericht  d.  HVW.  1904.  S.  28. 
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Verteilung  über  das  ganze  Land  hin  wieder  herstellen  können 
durch  die  Anordnung,  dass  bestimmte  Quantitäten  von  einem 
Gebiet  ins  andere  übertragen  werden.  Sie  revidiert  schliesslich  die 
Geschäftspraxis  der  einzelnen  Unterabteilungen. 

Die  Verbindung  zwischen  dem  Zentrum  und  den  peripherischen 
Instituten  ist  streng  durchgeführt.  Die  Post  und  der  Telegraph 
tragen  ununterbrochen  die  Berichte  aus  den  entfernten  Orten 
nach  Petersburg  und  umgekehrt  die  Zirkulare,  Verordnungen,  In- 
struktionen vom  Herzen  dieses  Systems  nach  seinen  entfernten 
Gliedern. 

Es  ist  daher  nicht  erstaunlich,  wenn  im  Jahre  1899  in  die 
Rechnungsabteilung  der  Hauptverwaltung  eingegangen  sind  *) : 
60  Jahresbilanzen,  3  Halbjahrsbilanzen,  16  Monatsbilanzen,  i  Wo- 
chenbilanz, im  ganzen  während  des  Jahres  3  10  Rechnungsberichte 
aus  jedem  Gouvernement,  oder  8500  aus  dem  gesamten  Ver- 
waltungsrayon. 

Die  Zahl  dieser  Berichte  ist  zweifellos  jetzt  noch  grösser, 
aber  wenn  auch  die  Zahl  sich  gleich  geblieben  wäre,  so  würden 
unter  Berücksichtigung  des  seither  erweiterten  Monopolgebietes 
(75  Gouv.)  in  das  Zentrum  gegenwärtig  ca.  23250  Rechnungs- 
berichte in  einem  Jahr  zusammenströmen. 

2.  Die  Leitung  des  Monopols. 

Das  Geschäftsjahr  wird  vom  Akzisedirektor  des  einzelnen 
Gouvernements  damit  begonnen,  dass  Nachrichten  über  den  Stand 
der  Getreide-  oder  Kartoffelernten  gesammelt  werden.  Das  voll- 
bringen die  Akzise -Verwaltungsorgane,  andere  Ministerialorgane 
und  auch  Private,  wie  die  landwirtschaftlichen  Vereine  etc. 

Wenn  die  Resultate  klar  zu  Tage  liegen,  werden  sie  zu  einer 
Zusammenstellung  geordnet,  die  ein  allgemeines  Interesse  bean- 
spruchen kann.  In  dieser  Uebersicht  werden  die  Produktionskosten 
auf  Grund  der  Ernteresultate  berechnet,  ferner  die  Herstellungs- 
kosten aller  anderen  Elemente  des  Brennereiwesens,  Heizmaterial, 
Gebäude-und  Arbeitsmittelabnutzung  (6%),  Arbeitslöhne,  Kapital- 
verzinsung (4%),  verschiedene  Abgaben,  Steuern,  Versicherungs- 
prämien, Unternehmergewinn  (6  %  der  Produktionskosten),  und 
endlich  wird  auf  Grund  aller  dieser  Berechnungen  ein  entsprechen- 
der Preis  des  Spiritus  vorgeschlagen,  der  für  das  folgende  Jahr 
gültig  sein  soll.     (S.  Schema.) 

I)  Bericht  der  HVW.  1899.    Petersburg  1900.    S.  151— 168. 


22      — 


Die  Angaben  der  Beheizungs-,  Schlempe-  und  Rohstoff  kosten 
sollen  möglichst  jährlich  geprüft  werden.  Sämtliche  Produktions- 
kosten werden  nach  der  Brennerei,  die  für  das  gegebene  Gebiet 
als  typisch  gelten  kann,  berechnet.  Dieses  geschieht  nach  folgen- 
dem Schema. 

Die  Brennereien  des  ganzen  Gebietes  werden  in  Gruppen  ein- 
geteilt, so  dass  Brennereien,  die  bis  12  500  Wedro  produ- 
zieren die  I.  Gruppe,  die  von  12500  bis  25000  W.  produ- 
zieren die  II.  Gruppe,  die  von  25  000  bis  50000  W.  produzieren 
die  III.  Gruppe,  die  von  50 — 75000,  von  75 — looooo,  von  100  bis 
150000,  von  150 — 200000  die  weiteren  Gruppen  und  die  mit  mehr 
als  200000  W.  Produktion  die  VIII.  Gruppe  bilden. 

Die  im  Gebiete  überwiegende  Gruppe  wird  als  typisch  an- 
genommen.    Es  sind  z.  B.  in  einem  Gouvernement  vorhanden:^) 

mit  bis    12  500    W.  jährl.  Produktion 

»                 >  12,5 — 25000     »  »              » 

»                  »  25 — 50000     >  »              » 

*                 »  50—75  000     »  »              » 

Es  sind  also 

10  Brennereien  Gruppe    ^I  j    ^g  Brennereien 

4  •  .         III   I  ^ 

3  »  »        IV   1      7  » 

Es  überwiegen    hier  die   kleinen  (18  gegen  7).     Als  typisch 
wird  eine  Brennerei  mit  18 — 20000  W.  angenommen. 

i)  Vgl.  Zirk.  V.   12.  VIII.  1902,  Nr.  941.  Fin.-Anz.  1902,  Nr.  38. 


10    Brennereien 
8 

4  » 

3 
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Alle  diese  Erwägungen  nebst  den  dazu  gehörigen  Belegen 
werden  vpn  der  Reichskontrolle  nochmals  untersucht  und  alsdann 
zur  Bestätigung  an  die  Hauptverwaltung  nach  Petersburg  gesandt. 
Die  Direktoren  der  Äkziseressorts  können  zur  Lösung  der  Preis- 
bestimmungsfrage Zusammenkünfte  in  den  Gouvernements  mit  den 
Brennern  anberaumen  und  diese  Fragen  in  den  wirtschaftlichen 
Komitees  erörtern.  Natürlich  sind  die  gefassten  Beschlüsse  nicht 
zwingender  Natur. 

Bevor  die  Zusammenstellung  zustande  kommt,  stellt  der 
Akzisedirektor  die  Quantität  des  voraussichtlichen  Spiritusbedarfs 
schätzungsweise  fest  *). 


Der  Jahresverbrauch 

Durchschnitt 

der  letzten 

3  Jahre 

Der  voraussichtliche  Bedarf 
für  das  Jahr  1906 

1902 

1903    ;    1904 

Brannt-    !     Tafel-     j 
wein       branntwein^"^*""^*" 

in 

W  e  d  r  0  zu   40  • 

^0 

I  464  470 

1 616226 

1 620 130 

I  566  942 

1565  500  1      4500     1  1570000 

1 

Hier  wird  der  Durchschnittsverbrauch  während  der  letzten 
3  Jahre  als  der  zu  erwartende  Bedarf  ohne  Einschränkung  ange- 
nommen. Die  Hauptverwaltung  unterwirft  diese  Schätzung  einer 
eingehenden  Prüfung  und  bestätigt  sie. 

Dadurch,  dass  dem  Akzisedirektor  der  voraussichtliche  Be- 
darf angegeben  wird,  ist  er  in  der  Lage,  den  gesamten  voraus- 
sichtlichen Geschäftsgang  des  kommenden  Jahres  schätzungsweise 
darzustellen.    Der  Voranschlag  kommt  folgendermassen  zustande. 

Im  ersten  Bericht  werden  die  Summen  bestimmt,  die  für  die 
Herstellung  und  Zustellung  des  Spiritus  notwendig  sind.  In  diesem 
Bericht  wird  als  Norm  die  von  der  Hauptverwaltung  bestätigte 
Verbrauchsmenge  angenommen  und  diese  mit  dem  Preise  des 
laufenden  Jahres  multipliziert.  Wenn  für  dasselbe  Gouvernement 
nach  seinen  verschiedenen  Kreisen  verschiedene  Preise  Geltung 
haben,  so  wird  der  Endbetrag  in  gleicher  Teilung  ermittelt. 
So  zum  Beispiel  wird  in  der  Tabelle  (Bericht  Nr.  i,  s.  S.  24) 
63  Kop.  X I  200  000  Wedro  und  60  Kop.  X  400  000  Wedro  multi- 
pliziert. Im  gleichen  Bericht  werden  auch  die  Kosten  für  den 
Transport  des  Spiritus  berechnet,    wie    auch  der  voraussichtliche 


i)  Instruktion  d.  F.-M.  v.  19.  IV.  1905.    Fin.-Anz.  1905    Nr.  19. 


—      24      — 

Austausch  von  Spiritus  zwischen  den  einzelnen  Gouvernements 
untereinander  in  Einklang  mit  den  Vorschriften  gebracht. 

Im  folgenden  Bericht  Nr.  2  (Seite  25)  wird  der  zweite  Vor- 
gang, die  Rektifikation  des  Spiritus  behandelt.  Hier  werden  bis 
ins  kleinste  Detail  alle  zu  erwartenden  Kosten  der  Rektifikation 
und  der  Lagerung  berechnet.  Die  zu  Grunde  gelegte  Quantität 
ist  das  in  der  vorigen  Tabelle  ermittelte  Quantum  Rohspiritus; 
hiervon  wird  in  Abzug  gebracht  der  sich  bei  der  Rektifikation 
ergebende  Rückstand  und  das  Ergebnis  multipliziert  mit  dem  im 
vorhergehenden  Jahre  in  Geltung  gewesenen  Preise. 

Nicht  weniger  eingehend  befasst  sich  der  folgende  Bericht 
Nr.  3  (Seite  25)  mit  den  Kosten  der  Filtrierung,  der  Auffüllung, 
Verkorkung,  d.  h.  der  Ausstattung  der  Flaschen  bis  zur  Verkaufs- 
fähigkeit. 

Unabhängig  davon  werden  die  Herstellungskosten  für  Flaschen 
Kisten,  Körbe  und  Fässer  berechnet,  Bericht  Nr.  4  (Seite  26). 
Diese  Schätzung  muss  berücksichtigen,  ob  ein  ausreichender 
Gerätevorrat  vorhanden  ist  oder  nicht.  Im  ersten  Falle  ist  zu 
berechnen,  welche  Abzüge  voraussichtlich  auf  Bruchverlust  und 
Reparaturausgaben  entfallen.  Zu  diesem  Zweck  wird  aus  dem 
Vorjahrsbericht  das  Verhältnis  entnommen,  das  zwischen  dem 
verkauften  Branntwein  und  dem  Wert  der  nicht  zurückerstatteten 
Flaschen  besteht  Hierzu  wird  der  durchschnittliche  Bruchverlust  pro 
Wedro  hinzuaddiert  und  diese  Summe  mit  der  voraussichtlichen  We- 
drozahl  des  Berichtes  Nr.  3  (Seite  25)  multipliziert.  Wenn  bereits 
ein  Fehlbetrag  an  diesen  Materialien  festgestellt  wird,  so  wird 
auch  dieser  Betrag  zu  den  Kosten  hinzuaddiert,  wobei  die  Kosten 
der  Flaschen  pro  Wedro  berechnet  werden  durch  Feststellung  der 
Flaschenkosten  bei  Verteilung  eines  Wedro  auf  40  Flaschen. 

Bericht  Nr.    1. 

Der  voraussichtliche  Konsum  in  Wedro  zu  40^/0  '  570000. 

Gemäss  der  Verordnung  der  Hauptverwaltung  vom  (Datum 

und  Nr.)  sind  vorzubereiten  i  703  450. 


Wedrozahl       P^'s                   p^j 
pro  Wedro 
von         *^       .  -  

I'  I         in         I 

Spiritus    I  Kopeken  ,         R- 


1200000.        63        j     756000 
400  000  '        60        '     240  000 


—        I     996000 
Transportkosten  des  Spiritus  |        36  800 

;  I  032  800 


K. 
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Ausserdem  wird  die  Akziseverwaltung  von  anderen  Verwal- 
tungen an  Spiritus  erhalten 
an  andere  Verwaltungen  abgeben 

[i  600  000  -|-  314  124  —  2 10  674  =  I  703  450]. 
Bericht   Nr.  2. 


3UI24 
210674 
103  458  Wedro. 


Rektifikations- 

anstalten 
(Nr.  und  Ort) 

Nr.  31S  in  A. 

eic. 


Menge  des 


Die  zu  Di«  ^«*  «^«' 

,..<..         ,         Rektifikation  ,    .         c  •  •« 

rektifizierende  .  ^  ,       .  'reinen  Spiritus 

entstehenden  '^ 

Menge  Rückstände         (Rcktifikat) 


Wedro   zu    40%   Alkohol 


854  326 


15000 
u.  s.  f. 


843  246 


Kosten  der  Rektifi- 
kation 


pro 
W. 

Kop. 
8 


Betrag 
Rubel 
67  460 


Sa. 


I  594  326 


35000 


I  565  246 


~  168  160 

Lagerung       5  360 


173520 


Bericht   Nr.  3. 


Voraus- 

.  Produk- 

Die 

Produk- 

sichtl. 

tions- 

voraus- 

tions- 

Gesamt- 

Produk- 

'   kosten 

sichtl. 

kosten 

produk- 

tion  des 

des 

Jahres- 

eines 

tions- 

Tafel- 

Tafel- 

pro- 
duktion 

Wedro 

kosten 

brannt- 
weins 

brannt- 
weins 
pro  Wedro 

Wedro 

Kopeken 

in  Rubel 

Wedro 

Kopeken 

Gesamt- 
Gesamt-  ,  "^'  ausgaben 
kosten  ,  ^  für 

des       )      ^  Brannt-  ' 

Tafel-    I,       .  *       !wein   und 

brannt-  .'"«h«"°8;    Tafel- 
von       ,   , 
weins        •  i  brannt - 


Be- 


c 
< 


576500     13,970    I  220237  I    86500        56,880       49201    I    16547       285985  I 

'  !  ; 

Die  Kosten  der  Verteilung  des  Branntweins  und  des  Trans- 
ports der  zurückerstatteten  leeren  Flaschen  werden  in  Bericht 
Nr.  5,  die  Unterhaltungskosten  der  Rektifikationsinstitute  und  der 
Läden  in  den  Berichten  Nr.  6  und  7  berechnet. 

Alle  Angaben  der  angeführten  Berichte  werden  zu  einetn 
Endresultat  zusammengefasst.  (N.  8.  S.  28.J  Die  zu  erwartenden 
Einnahmen  sind  in  dem  kurzen  letzten  Bericht  einer  Schätzung 
unterworfen,    (s.  Nr.  9,  Seite  28.) 

3.  Die  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  durch  die  Reichs- 
finanzen. 

Auf  Grund  der  aus  allen  Gouvernements  zusammenströmen- 
den Berichte  kann  sich  die  Haupt- Verwaltung  ein  Bild  von 
dem  bevorstehenden  Geschäftsjahr  des  Monopols  machen.  Die 
Berichte  dienen  ihr  als  Grundlage  der  Berechnung  der  voraus- 
sichtlichen Ausgaben,    zu    deren    Deckung    die   Hauptverwaltung 
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Bericht  Nr.  8. 


§    Benennung  der  Ausgaben 


1  Lt.  Bericht  Nr.   i 

2  Lt.  >  »2 

u.  s.  w. 


R.       IK. 


[  032  800  — 
459505  — 


Summa 


358931a  — 


Bericht  Nr.  9. 

Benennung  der  Einnahmen 

R.     K. 

2 
3 

4 

5 

Von  Verkauf  der  Getränke 

a)  Branntwein 

b)  Tafelbranntwein 
Kommissionsverkauf 
Flaschenverkauf 
ZufKUige  Einnahmen 

'  (Verkaufv.  Rückständen  etc.) 
von  denaturiertem  Spiritus 

1 

Summa 

eine  bestimmte  Summe  aus  dem  ordentlichen  ^)  Ausgabenbudget 
des  Reiches  zugewiesen  erhält.  Die  gesetzlich^)  der  Monopol- 
verwaltung zur  Verfügung  gestellte  Summe  wird  auf  die  Provinzial- 
verwaltungen  des  Monopols  entsprechend  verteilt.  Nachdem  den 
Akzisedirektoren  die  auf  sie  entfallende  Summe  bekannt  gegeben 
ist,  nehmen  sie  die  Verteilung  auf  die  einzelnen  ihnen  unterstellten 
Bezirke  entsprechend  deren  Bedürfnis  vor.  Von  Zeit  zu  Zeit  er- 
statten die  Vorsteher  der  einzelnen  Bezirke,  die  Akziseinspektoren, 
Berichte  über  den  Stand  ihrer  Finanzen  an  die  Akzisedirektoren. 
Das  setzt  den  Akzisedirektor  in  den  Stand,  die  Finanzmittel  inner- 
halb des  Gouvernements  von  Bezirk  zu  Bezirk  zu  regulieren.  So- 
fern die  Mittel  im  Gouvernement  nicht  ausreichen,  wendet  sich 
der  Akzisedirektor  an  die  Hauptverwaltung  und  bemüht  sich,  eine 
Ergänzung  des  ihm  gewährten  Zuschusses  zu  erlangen;  hierbei 
wird  er  natürlich  sein  Gesuch  ausreichend  zu  begründen  haben 
(ein  unvorhergesehener  Bedarf  kann  entstehen  durch  Ausbesserung 
beschädigter  Gebäude,  Eröffnung  neuer  Läden  u.  a.). 

Von  Zeit  zu  Zeit  geben  auch  die  Akzisedirektoren  als  Gou- 
vernementsvorsteher ihrerseits  eingehende  Finanzberichte  (nach 
vorgeschriebenem  Formular)  an  die  Hauptverwaltung,  damit  diese 
Gelegenheit  hat,  eine  entsprechende  Regulierung  der  Finanz- 
mittelverteilung zwischen  den  einzelnen  Gouvernements  vorzu- 
nehmen '). 

i)  Im  Ausgabenbudget  für  das  Jahr  1908  sind  die  Ausgaben  der  Hauptver- 
waltung des  Monopols  in  16  §§  (§  95  bis  1 10)  zerlegt.  Die  Filiation  des  russischen 
Budgets  wird  jetzt  reformiert ;  deshalb  lasse  ich  die  Darstellung  und  Kritik  derselben 
betr.  die  Monopolausgaben  beiseile. 

2)  Jetzt  von  der  Reichsduma  bestätigt  Art.  31b  d.  R.-Duma-Ordng.  20.  II.  1906. 

3)  Zirk.  d.  HVW.  v.  10.  VIII.  1899,  Nr.  439. 
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Um  zu  begreifen,  wie  die  Zahlungen  an  und  für  sich  vor 
sich  gehen,  muss  man  sich  die  allgemeine  Organisation  des  russi- 
schen Kassenwesens  klar  machen. 

Bis  zu  den  6oer  Jahren  hatte  in  Russland  jedes  Organ  der  Ver- 
waltung seine  spezielle  Einnahme-  und  Ausgabekasse  ').  Diese 
Dezentralisation  war  sehr  umständlich  und  wurde  durch  die  all- 
gemeine »Kasnatscheistwo«,  Rentei,  (Gesetz  v.  22.  Mai 
1862)  ersetzt.  Die  Rentei  hat  ihre  Filialen  in  Städten  (Gouverne- 
ments-Kasnatscheistwo  und  Kreis-K.).  Das  Gouvernements-  und 
Orts-Rentamt,  sowie  das  Hauptrentamt  (Petersburg)  werden  als 
Ausgabenkasse,  das  Kreisrentamt  als  Einnahmenkasse  bezeichnet. 
Die  Kasnatscheistwo  werden  von  den  Kameralhöfen  ver- 
waltet. Alle  Einnahmen  der  Regierung  (Steuern,  Abgaben,  Ge- 
bühren etc.)  bewirken  die  Kreisrentämter;  die  Gelder  fliessen 
dann  in  die  Gouvernementsämter;  dort  bestreitet  man  vor  allem 
die  Staatsausgaben  des  betreffenden  Gouvernements.  Der  Rest 
wird  entweder  an  andere  Kasnatscheistwos  (nach  Verord- 
nung der  Kameralhöfe)  oder  an  die  Reichsbank  (Zentrale  oder 
Filialen)  überwiesen. 

Die  Ausgaben  werden  nach  den  Vorschriften  (»Assignation«) 
der  verschiedenen  Verwaltungsinstitute  *)  aus  den  für  die  be- 
treffenden Institute  angewiesenen  Summen  (»Krediten*)  bestritten. 
Die  Buchung  erfolgt  in  den  Kasnatscheistwo  nach  den  Re- 
geln der  einfachen  Buchführung.  Im  Kassabuch  kommen  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben    zu    stehen,    die   dann    in    das  Haupt- 

i)  Vgl.  L.   Ckodski^    Polit.   Oekonomie   und  Finanzen.    3.  Aufl.  Petersburg  1903 
(russisch)  S.  659. 

2)  Die  Post,  Tclegraphic,  sowie  die  Eisenbahnen  haben  eigene  Kassen. 
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buch  und  in  die  Konten    der    verschiedenen  Verwaltungsressorts 
übertragen  werden. 

Jedes  Organ  der  Verwaltung,  ob  es  nun  das  Getränkewesen 
oder  das  Schulwesen  ist,  hat  also  in  dem  Kasnatscheistwo 
(das  wir  in  Uebereinstimmung  mit  der  Bedeutung  des  russischen 
Wortes  Staatskasse  nennen  wollen)  seinen  gemeinsamen  Rech- 
nungsführer. Nimmt  ein  Institut,  wie  das  Monopol,  Gelder  ein, 
so  überweist  es  diese  an  die  Staatskasse.  Hat  es  dagegen 
Ausgaben  zu  machen,  so  weist  es  sie  mittels  Anweisungen  auf  die 
Staatskasse  an. 

4.  Die  Vollzugsorgane  des  Monopols. 

Die  administrative  Tätigkeit  in  dem  Verwaltungssystem  des 
Monopols  ruht  in  der  Hauptsache  auf  den  Schultern  der  Akzise- 
Beamten,  während  die  exekutive  speziellen  Organen  anvertraut 
ist.  Die  zur  Ausführung  der  Arbeiten  notwendigen  Personen 
werden  vom  Akzisedirektor  auf  bestimmte  Zeit  gegen  einen 
mit. den  Anzustellenden  zu  vereinbarenden  Gehalt  angestellt. 

Die  Angestellten  sind  von  den  Beamten  zu  unter- 
scheiden. Der  Unterschied  ist  hauptsächlich  staatsrechtlicher 
Natur.  Die  Staatsbeamten  (also  auch  die  Akzisebeamten)  sind 
dem  Zaren  untergeordnet,  sie  sind  deshalb  Mitglieder  der  Re- 
gierung, Träger  der  Staatsgewalt,  und  als  solche  haben  sie  be- 
sondere Pflichten  und  Rechte  dem  Staate  gegenüber  ^).  Sie  sind 
verpflichtet  »dem  Selbstherrscher  treu  zu  dienen  und  die  Interessen 
der  Selbstherrschaft  zu  wahren«.  Ihr  Dienst  ist  ihre  Pflicht.  Sie 
können  ihn  nicht  ohne  Genehmigung  derer  aufgeben,  die  sie  in 
Dienst  genommen  haben.  Sie  besitzen  das  Recht  auf  materielle 
Vergütung  (auf  den  durch  das  Gehaltsregulativ  festgesetzten  Ge- 
halt, abgestuft  nach  Rängen  (»Tschin«)  auf  die  ihm  entsprechende 
Pension).  Sie  geniessen  besondere  Rechte  (z.  B.  des  besonderen 
Schutzes,  sie  sind  vom  Militärdienst  befreit),  und  werden  in 
Russland  ohne  Genehmigung  ihrer  Vorgesetzten  nicht  zur  gericht- 
lichen Verantwortung  gezogen^).  Zu  diesen  allgemeinen  staats- 
rechtlichen Erwägungen  ist  noch  zu  bemerken,  dass  in  Russland 
der  Staatsdienst    früher    ein  ausschliessliches   Privilegium    einiger 


i)  Vgl.  Korkunow^  Das  russ.  Staatsrecht.  Band  I.  Petcrsbg.  1905   (russ.)  S.  377. 
2)  Dies  bezieht  sich  auch  auf  die  Angestellten  im  Monopol.    Vgl.  §  11  der  Ver- 
ordnung V.  25.  VI.  1897,  Nr.  121. 


—     an- 
stände (des  Adels)  und  Konfessionen  (der  Ortodoxen)  war*),  und 
es  jetzt  noch  bis  zu  gewissem  Grade  ist. 

Die  Angestellten  sind  keine  Staatsbeamten,  sie  sind  Pri- 
vatpersonen, die  bloss  die  Vorschriften  der  Regierung  (als 
Unternehmerin)  vollziehen,  aber  keine  Organe  der  Regierung, 
keine  Träger  der  Staatsgewalt. 

Als  Arbeitgeberin  erscheint  hier  die  Regierung.  Alle  Ange- 
stellten werden  vereidigt.  Es  wird  mit  ihnen  ein  besonderer 
Vertrag  geschlossen  und  die  Urkunde  darüber  in  der  üblichen 
Weise  gestempelt  (d.  h.  mit  entsprechenden  Stempelmarken  ver- 
sehen). Die  Mehrzahl  der  Angestellten  hat  eine  Kaution  von 
vorgeschriebener  Höhe  zu  hinterlegen. 

Das  Personal  verteilt  sich  auf  folgende  Anstalten  des 
Branntweinmonopols : 

1.  die  Hauptverwaltung, 

2.  die  Gouvernements-  und  Bezirksverwaltungen, 

3.  die  Rektifikationsanstalten  und  Spirituslager  und 

4.  die  Läden  und  Reservemagazine. 

Die  Angestellten  in  der  Hauptverwaltung  bestehen  in  der 
Hauptsache  aus  Schreibern,  Statistikern  und  sonstigen  Bureau- 
angestellten; ihre  Zahl  ist  jedoch  gering,  obwohl  nach  der  je- 
weiligen Arbeitsmenge  schwankend  (vor  den  Schätzungs-  und 
Bilanzierungszeiten  höher)*).  Einen  ähnlichen  Charakter  tragen 
die  Angestellten  in  den  Gouvernements-  und  Bezirksverwal- 
tungen, wenn  ihnen  auch  eine  grössere  Bedeutung  zukommt. 
Sie  setzen  sich  in  der  Hauptsache  aus  Buchhaltern,  Rech- 
nungsführern, Registratoren,  Monteuren  (bei  der  Rektifikationsan- 
stalt), Spezialisten  des  Brennereiwesens  etc.  zusammen. 

In  den  Rektifikationsanstalten  und  Spirituslagern  gibt  es,  ab- 
gesehen von  Arbeitern,  14  bis  20  Angestellte,  je  nach  der  Grösse 
und  dem  Umsatz  der  Anstalten  oder  Lager.  Sie  zerfallen  in 
folgende  Gruppen  (Tab.  S.  32). 


i)  Vgl.  Artikel  »Staatsdienst«  im  russischen  Brockhaus-Lexikon.  (Historische 
Uebersicht). 

2)  Bericht  der  HVW.  1899.  Seile  158—168.  In  den  Berichten  der  HVW 
bis  1899  sind  die  Angaben  über  die  Angestellten  sehr  ausführlich.  Die  neueren 
Berichte  sind  sehr  knapp,  und  es  ist  mir  deshalb  unbekannt,  ob  in  der  HVW.  noch 
z.  Z.  angestellte  Personen  tätig  sind.  Die  Zahl  der  Angestellten  1901 — 1902  (nach 
den  Berichten  d.  HVW.)  stimmt  nicht  mit  der  in  den  Berichten  der  Pensionsver- 
sichening  angegebenen  Zahl  überein.  (Bericht  der  Pensionsversicherung  1901. 
Band  2  (Petersburg  1903)  und  für  d.  Jahr  1902  Band  II  (Petersburg  1904). 
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In  Lagern  mit  einem  jährl. 

Umsatz  von 

400  ooo 

bis   700  o< 

Gehalt 

(Rubel) 

JoWedro») 

200000  bis  400000 
Wedro 

Zahl 

Woh- 
nungsgeld 

(Rubel) 

Zahl 

Gehalt 

(Rubel) 

Woli- 
nangsgeld 

(Rubel) 

I 

5 

I 

2 

2500               625 
1500               375 
1200                 300 
600        1           — 
1000                 250 

I 
3 

I 
2 
I 

2000 

1200 

1000 

450 

800 

500 

300 
250 

200 

1 

3 

540 

2 

480       1          - 

I 
I 

I 
I 

480 

1200 

800 

600 

300 

I 

I 
I 

480                 - 

1200                300 

800                 — 

600                 — 

2 

300 

— 

2 

300 

— 

Gruppen 


Leiter  (eines  Lagers  oder 
einer  Rektifikationsan- 
stalt,) 

Gehilfe  des  Leiters 

Kontorist 

Zweite  Kontoristen 

Kellermeister 

Gehilfen  des  Kellermei- 
sters 

Kohlenmeister  (bei  der 
Holzkohle) 

Maschinist 

1.  Gehilfe  d.  Maschinist. 

2.  »       >  • 
Reserveverkäufer  *) 

Die  meisten  Angestellten  erhalten  entweder  Wohnungsgelder 
oder  unmittelbar  mit  den  Lagern  verbundene  Wohnungen. 

Den  Rektifikationsanstalten  stehen  nur  der  Leiter  und  einige 
verantwortliche  Gehilfen  vor.  Bei  jedem  Lager  sind  auch  zur 
Einkassierung  der  aus  den  ihnen  unterstellten  Läden  abzuführen- 
den Beträge  besondere  Kassierer  angestellt.  Die  Zahl  der 
Kassierer  hängt  von  der  Zahl  und  der  Entfernung  der  Läden  ab. 

Der  Lagerleiter  hat  die  Oberaufsicht  über  sämtliche  Vor- 
gänge auf  dem  Lager.  Er  sorgt  für  regelmässigen  Geschäftsgang 
und  ausreichende  Versorgung  mit  dem  Rohstoff,  indem  er  recht- 
zeitig bei  der  Akzisebehörde  darum  einkommt.  Er  verteilt  die 
Arbeit  unter  die  Angestellten,  sorgt  für  die  Richtigkeit  der  Ar- 
beit, indem  er  sich  von  dem  verantwortlichen  Personal  Bericht 
erstatten  lässt. 

Die  Vorsteher  der  einzelnen  Abteilungen,  wie  Kellermeister, 
Maschinisten  etc.  sind  für  ihre  Abteilungen  verantwortlich,  sie 
disponieren  über  die  Arbeitsverteilung  unter  den  ihnen  unter- 
stellten Arbeitern  und  stellen  die  Arbeitspläne  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Anordnungen  des  Lagerleiters  auf. 

i)  Für  die  Lager  mit  einem  jährlichen  Umsatz  von  über  700000  Wedro  werden 
die  Gehaltsmaxima  von  der  Hauptverwaltung  besonders  vorgeschrieben.  Zirk. 
V.  7.  VIIL  1899,  Nr.  438. 

2)  Die  Reserveverkäufer  scheinen  jetzt  einen  Tagelohn  zu  bekommen.  Zirk. 
v.  16.  IV.  1907,  Nr.  1596. 
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Die  Tätigkeit  eines  jeden  Arbeitsleiters  ist  durch  Vorschriften 
der  Hauptverwaltung  (Petersburg)  geordnet,  die  einerseits  die 
Ausnutzung  der  vorhandenen  Arbeitskräfte,  andererseits  die  Aus- 
nutzung des  Rohstoffes  regeln. 

In  untergeordnetem  Verhältnis  zum  Lagerleiter  stehen  auch 
die  in  Läden  postierten  V  e  r  k  ä  u  f  e  r.  Die  letzteren  leiten  den 
Laden  selbständig  und  legen  dem  Lagerleiter  oder  dem  von 
diesem  entsandten  Kassierer  vollständige  Rechnung  ab.  Die 
Verkäufer  erhalten  eine  mit  dem  Laden  verbundene  Wohnung; 
es  dürfte  hiervon  kaum  eine  Ausnahme  geben.  Als  solche 
Ladenverkäufer  werden  sowohl  Männer  als  Frauen  angestellt. 
Wie  sich  die  Zahl  der  angestellten  Frauen  zu  der  der  Männer 
verhält,  zeigt  folgende  Tabelle: 


1 1895   '896     1897     1898  I  1899     1900  I  1901  ■  1902  I  1903  I  1904 

Zahl  d.  Verkäufer  128581  lO  315  13  748  17  226^  17  069!  19  571' 26  895,  28  855  28835  29288 
davon  Frauen  ||  296  1442'  2199  3286;  3527  4146.  6399!  7  172  7  413I  8  IM 
%  d.  Gesamtzahl;;  10 ,4     I4,0|      16,0       I9,i|      20,71      21,21      23,8]      24,9       25,6;      27,7 

Die  angesteUten  Verkftafer  nach  ihrem  früheren  Beruf  (1898). 
B  e  r  u  fski assen: 

g-?       gl      2       i      I     iJ.      ix 


bA 


2 


|1    1    I    I    S^    il   Ti     5      I     1 

&l  I  I  s  ti  n  -s^  &   I  I 

jgü     2      "       o     jH  Sä       X         -3        2 


S  § 


II  II  f  s  i  u  «I  1^  I    I    :•   I    - 

Zahl:  35    681   575  198  97  919  1978  1658  1252  4656  619  4558  17226 

davon 

Frauen  3          30       —  —     —  506  95        260       106        95        16  2175  3^86 

in%          4.2O/0      3,7%  2,oO/o  5,30/^  11,5%  9.6%  7.3%  27%  3,6%  26O/0  looO/^, 

Eine  Reihe  von  früheren  Beamten,  Militärpersonen,  ihre 
Witwen  und  besonders  die  im  letzten  Kriege  invalide  gewordenen 
haben  eine  Anwartschaft  auf  diese  Stellungen.  In  grösseren 
Läden  werden  Hilfspersonen  angestellt  ^).  Den  Verkäufern  ist  es 
freigestellt,  sich  von  ihren  Familiengliedern  helfen  zu  lassen,  in- 
sofern diese  volljährig  sind :  natürlich  lastet  die  Verantwortlich- 
keit für  sie  auf  dem  Verkäufer.  Die  Verkäufer  sollen  eigentlich 
lesen  und  schreiben  können,  doch  ist  dies  nicht  immer  der  Fall. 


I)  Zirk.  V.  12.  IX.  1898,  N.  290,  Fin.-Anz.  1898  N.  38. 
Zeitschrift  f&r  die  ges.  Staatswissensch.   ErgSn^ungsheft  26. 
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Im  Jahre  1898  ^)  befanden  sich  unter  den  17  226  Verkäufern 
16  Personen  (8  Männer  und  8  Frauen),  die  akademische  Bildung 
genossen  hatten,  10  ehemalige  Studenten  und  20  Analphabeten; 
23  %  gehörten  den  privilegierten  Ständen  an,  85  %  waren 
Orthodoxe,  84  %  Russen,  83  %  Verheiratete,  39,4  %  besassen 
unbewegliches  Vermögen,  87,6  %  waren  im  Alter  von  22  bis  50 
Jahren  und  12,0  %  über  50  Jahre. 

Das  den  Verkäufern  gewährte  Gehalt  hängt  von  der  Grösse 
des  erzielten  Umsatzes  und  von  der  Schwierigkeit  des  Geschäfts- 
betriebes ab  (z.  B.  grösserer  Verkauf  in  den  kleinsten 
Flaschen,  grössere  Entfernung  vom  Laden  und  ähnliches)  *).  Die 
vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Maxima  schwanken  zwischen  360 
und  700  R.  ^).  Tatsächlich  werden  die  Gehaltsmaxima  (für 
sämtliche  Angestellten  der  Monopolverwaltung)  selten  erreicht. 
Die  Regierung  lässt  sich  mit  jedem  Neuanzustellenden  in  ein 
Feilschen  über  die  Gehaltsgrösse  ein,  um  für  sie  möglichst  vor- 
teilhafte Minima  zu  erpressen.  Das  ging  so  weit,  dass  sich  der 
Finanzminister  veranlasst  sah,  dieses  Verfahren  einzuschränken, 
da  nach  seinen  eigenen  Angaben  das  Gehalt  statt  der  vorge- 
schriebenen 360  Rubel  *sich  tatsächlich  oft  nur  auf  180,  ja  selbst 
auf  144  Rubel  jährlich  belief*). 

Die  Ladenleiter  müssen  eine  Kaution  hinterlegen,  die  ihrer 
Stellung  entspricht.  Wie  sich  die  Kautionen  der  verschiedenen 
Angestellten  zu  einander  verhalten,  ist  aus  folgender  Aufstellung 
ersichtlich  *) : 

1.  Kassierer  im  Lager  von  3000  bis  5000  Rubel 

2.  »  für  die  Läden  1000  bis  5000       » 

(Bei   Anstellung    eines    Arteis    nach    Ueberein- 
kunft)«). 

3.  Verkäufer  von  50  %  bis  100  %  des  Jahresgehalts. 
Die  Kautionen  werden  in  der  Rentei  deponiert. 


i)  Statist.    Bericht    1897/8    (Petersburg    1901!)    S.    82    ff.,    270 — 290.      In    den 
neueren  Berichten  vermisse  ich  leider  derartige  Angaben. 
?)  Zirk.  V.  19.  VII.    1900  N.  588,  F.-Anr.  1900  N.  31. 

3)  360  Rub.    bei    einem  Umsatz    von    bis  1500    Wedro,    540  Rub.    bei    einem 
Umsatz  von  1500 — 3000  W.,  700  Rub.  bei  einem  Umsatz  von  über  3000  W.  jährlich. 

4)  Zirk.  d;  Finanzminister  Witte  v.  7.  III.  190 1    N.  681.  Fin.-Anz.  1901    N.  10. 

5)  Zirk.  v.  19.  XI.  1897  N.  178,  Fin.-Anz.  1897  N.  47. 

6)  Es  waren  1902:  31^/0,  1903:  37^/0  und  1904:  36®/©  aller  Kassierer  Mitglieder 
von  Börsenartels. 
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An  diese  Betrachtungen  über  das  angestellte  Personal  schliesse 
ich  einen  Ueberblick  über  die  auszuführende  Arbeit  und 
ihre   Träger  an. 

Es  werden  Arbeiter  zur  Ausführung  laufender  und  zeit- 
weiliger Arbeiten  angeworben. 

Mit  den  Festanzustellenden  werden  nach  halbjährigem  Probe- 
dienst Verträge  auf  Jahresgehalt  geschlossen ;  den  für  Zeitarbeit 
Angeworbenen  werden  Monats-,  Wochen-  und  Tagelöhne  gewährt. 

Der  Arbeitstag  ist  für  alle  Arbeiter  auf  lo  Stunden  fest- 
gesetzt. Im  Jahre  1904  wurde  durch  Rundschreiben  vom  3.  Dez. 
(Nr.  1277)  den  Akzisedirektoren  vorgeschlagen,  den  9  stündigen 
Arbeitstag  in  allen  Betrieben  einzuführen,  wo  dies  nach  der  Zu- 
sammensetzung der  Arbeiten  ohne  Verlust  zu  bewirken  ist  ^). 
Es  ist  darunter  jedoch  ein  längerer  Arbeitstag  zu  verstehen,  da 
stets  die  für  das  Aufräumen  notwendige  Zeit,  mitunter  auch  die 
Ruhepausen  in  Abzug  gebracht  werden. 

lieber  die  Gründe  der  Neuerung  lässt  der  Finanzminister 
nichts  verlauten,  aber  bereits  das  Datum  des  Erlasses  gibt  eine 
ausreichende  Handhabe  zu  Vermutungen. 

Einige  flüchtige  Worte  des  ofTiziellen  Berichtes  lassen  er- 
kennen, dass  in  Monopollagern  auch  nachts  gearbeitet  wird. 
Darüber  ist  leider  nichts  Näheres  in  der  gesamten  amtlichen 
Literatur  zu  finden. 

Ebenfalls  ist  mir  unbekannt  geblieben,  ob  auch  Ueberstunden- 
Arbeit  in  den  Lagern  stattfindet. 

Die  Arbeitslöhne  wurden  früher  zweimal  monatlich 
und  werden  gegenwärtig*)  wöchentlich  ausbezahlt.  Die  Aus- 
zahlung selbst  vollzieht  sich  in  folgender  Weise:  Der  Lagerleiter 
erstattet  der  Akziseverwaltung  rechtzeitig  einen  Forderungsbe- 
richt *)  über  die  benötigten  Gehälter-  und  Lohnsummen.  Zum 
bestimmten  Tage  erhält  der  Lagerleiter  eine  Anweisung  auf 
die  Staatskasse;  die  Gelder  werden  von  einem  Kontorange- 
stellten ausbezahlt,  wobei  ein  jeder  über  die  erhaltene  Geld- 
summe zu  quittieren  hat,  wie  aus  der  letzten  Spalte  des  For- 
derungsberichtes (S.  36)  ersichtlich  ist. 

Die  Richtigkeit  der  Auszahlung  wird  durch  eine  besondere 
Kommission    geprüft,    und    das    Resultat    der  Prüfung    auf   dem 

i)  Fin.-Anz.  1904  N.   50. 

2)  Zirk.  ▼.  2.  Vn.  1905  N.  1375. 

3)  Zirk.  II.  IV.  1902  N.  885.  Ursprünglich  monatlich.  Ver.  v.  6.  X.  1894,  Artik.  5. 

3* 
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Porderungsbericht. 
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Scheine  vermerkt.  Die  Kommission  besteht  aus  dem  die  Aus- 
zahlung besorgenden  Kontorangestellten,  dem  Akzisebeamten, 
der  über  das  betreffende  Spirituslager  die  Aufsicht  führt,  dem 
Lagerleiter  und  einem  von  der  Arbeiterschaft  gewählten  Mit- 
gliede.  Besondere  Anordnungen*)  zur  Auszahlung  der  Löhne 
und  Gehälter  in  Sonderfällen  sehen  verschiedene  Fälle  voraus, 
berücksichtigen,  wenn  es  sich  um  eine  Krankheit  handelt,  die 
Art  und  Dauer  der  Erkrankung,  die  Familienverhältnisse  etc. 
Werden  die  Arbeiter  zum  Reservemilitärdienst  eingezogen,  so  er- 
halten sie  ihren  Lohn  für  diese  Zeit,  und  die  von  ihnen  zu  ver- 
richtenden Arbeiten  werden  anderen,  bereits  im  Dienste  befind- 
lichen, nicht  neuangestellten  Arbeitern  zugewiesen*). 

Im  Falle  der  Verringerung  des  Arbeiterbestandes  oder  der 
Schliessung  des  Ladens  (oder  Lagers)  werden  den  angestellten 
Personen  und  Arbeitern  nach  Möglichkeit  andere  Posten  zuge- 
wiesen, andernfalls  wird  ihnen  für  die  Entsetzung  eine  Extraver- 
gütung zugesprochen.  Bei  einer  •zurückgelegten  Dienstzeit  bis 
zu  2  Jahren  zahlt  man  ihnen  ein  doppeltes  Monatsgehalt  aus, 
für  jedes  weitere  Dienstjahr  beläuft  sich  die  Extrabelohnung  auf 
ein  Monatsgehalt  mehr;  jedoch  übersteigt  sie  nicht  das  Halb- 
jahres-Gehalt  ^).  Natürlich  umfasst  das  Dienstpersonal  nur  die 
Angestellten  und  ständigen  Arbeiter. 

Jeder  Bedienstete  des  Monopols  hat  den  Anspruch,  im 
Krankheitsfalle  auf  Staatskosten  2  Monate  lang  behandelt  zu 
werden;    in  besonderen   Fällen    kann    eine    solche  Krankheitsbe- 

i)  Zirk.  V.  13.  VI.  1897,  N.  118,  F.-A.  1897,  N.  25;  Verordnungen  v. 
II.  Febr.  1897,  Art.  5,  9  und  10. 

2)  Zirk.  V.  8.  VII.  1898  N.  269.  ferner  Zirk.  v.  7.  VIII.  1899  N.  438, 
F.-A.  1899  N.  33. 

3)  Zirk.  13.  I.  1898  N.  197,  F.-A.  1898  N.  3. 
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Handlung  vom  Akzisedirektor  bis  zu  6  Monaten  gewährt  werden. 
Die  durch  Betriebsunfälle  verursachten  Gesundheitsschäden  werden 
ihren  Kosten  nach  vom  Staate  bis  zur  völligen  Wiederherstellung 
des  Verunglückten  getragen  *). 

Jedes  Lager  verfugt  über  ärztliche  Hilfe,  die  den  Ange- 
stellten unentgeltlich  zuteil  wird. 

Urlaub  kann  nur  selten  und  das  nur  mit  Erlaubnis  des 
Akzisedirektors  bis  zu  2  Monaten  erteilt  werden'). 

Alle  Bediensteten  (die  Aerzte  kommen  nicht  in  Betracht) 
verfugen  über  den  Genuss  einer  allerhöchst  bestätigten  Pensions- 
versicherung *). 

Für  jede  Uebertretung  eines  Gesetzes  oder  einer  Ver- 
waltungsvorschrift, wie  für  verursachte  Bruchschäden  sind  die 
Bediensteten  verantwortlich  und  strafpflichtig.  Die  Strafe  wird 
zunächst  nach  Berücksichtigung  des  der  Verwaltung  erwachsenen 
Schadens  bemessen.  Die  über  Schadensdeckung  hinausgehenden 
Strafbeträge  werden  zu  einem  Fond  vereinigt,  dessen  Genuss  mit 
Genehmigung  der  Hauptverwaltung  oder  des  Akzisedirektors, 
wenn  es  sich  um  kleinere  Summen  handelt,  der  Arbeiterschaft 
für  besondere  Fälle  zusteht. 

Die  Gesamtzahl  der  Bediensteten  in  den  Insti- 
tuten des  Monopols  machen  folgende  Tabellen  ersichtlich. 

Die  AngesteHten, 
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stellten. 

1895 

4 

7. 

186 

134 

238 ;  558 

7 

__ 
28S8 

10,4 

3488 

1896 

13 

265 

614 

502 

870  i  1986 

9 

10315 

14,0 

12566 

1897 

20 

425 

819 

733 

1308 

2860 

10 

13748 

16,0 

17033 

1898 

35 

577 

849 

985 

1554 

3388 

IG 

17226 

19.1 

21191 

1899 

35 

385 

760 

933 

1387 

3080 

9 

17069 

20,7 

20534 

1900 

43 

168 

800 

1166 

1445 

3411 

10 

19571 

21,2 

23150 

1901 

64 

285 

1064 

1685 

1968 

4717 

13 

26895 

23.8 

31897 

1902 

7« 

267 

1128 

1825 

2158 

5111 

«3 

28855 

24,9 

34233 

1903 

71 

256 

I124 

1822 

2144 

5090 

14 

28835 

25.7 

34181 

1904 

75 

260 

I131 

1844 

2123 

5098 

"4 

29228 

27.7 

34586 

i)  Zirk.  ▼.  I.  April  1899  N.  379,  F.-Anz.  1899  N.   15. 

2)  Nur  seit  24.  VUL    1907  (Zirk.   der  HVW.  N.  1634;  Fin.-Anz.  1907  N.  35). 
fniharnar  bis  i  MonaL     Vergleich:  Zirk.  v.  13.  VL  1897  N.  118,  F.-A.  1897  N.  25. 

3)  Darüber  näher  S.  75—78. 
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Die  Arbeiter. 


Ständige 

Unständige 

Gesamtzahl 

75410 
70868 
74004 
71350 

Arbeiter  in  je 
I  Lager 

Jahr 

1 
Zahl          0/^ 

29436     1    39.0 
28629     1    40,0 
28470     1    38.5 
27355     ,    38,5 

Zahl 

% 

1901 
1902 
1903 
1904 

45974         61,0 
42239         60,0 
45534        61,5 
43995     1    6i,5 

197,9 
184.1 
197,0 
188,2 

Hauptsächlich  werden  also  unständige  Arbeiter  beschäftigt. 
Nur  40  %  aller  Arbeiter  sind  fest  angestellt. 


Die  stXndigen 

Arbeiter. 

(exkl.  Commis,  Aufwärter 

etc.) 

Erwachsene 

Minderjährige  *) 

II 

•s 

». 

Jahr 

g 

:§ 
9766 

9499 
8997 

1 

s 

B 

1 

S 

Zusammen 

%  d.  Ge- 
samtzahl 

< 

1902 

1903 
1904 

13708 

13951 
13611 

23474 
23450 
22608 

99.5 
99»6 
99»5 

78 

49 
72 

37 
38 
43 

115 

87 

115 

0,49 
0,37 
0,50 

23589 

»3537 
227« 

61,6 
62,7 
60,2 

Die  meisten  sind  also  Frauen  (ca.  60  %  der  Gesamtzahl) ; 
Minderjährige  sind  relativ  wenige  beschäftigt  (0,3 — 0,5  %). 

Die  Frauen  sind  hauptsächlich  bei  der  Reinigung  der  Flaschen, 
sowie  bei  der  Abfüllung  und  beim  Fertigstellen  der  Flaschen 
beschäftigt.  Die  Arbeit  erfordert  grosse  Geschwindigkeit  und 
grosse  Geduld.  Beim  Reinigen  der  Flaschen  muss  der  auf  der 
Flasche  befindliche  alte  Siegellack  sorgfältig  abgenommen  und 
gesammelt  werden,  zwecks  weiterer  Verwendung. 

Das  Waschen  der  Flaschen  (mit  heissem  Wasser)  und  das 
mehrmalige  Spülen  ist  sehr  mühsam.  Beim  Abfüllen  der  Flaschen 
benutzen  die  Frauen  besondere  Maschinen. 

Bei  allen  diesen  Arbeiten  werden  auch  Kinder  beschäftigt. 

Dieselben  Arbeiten  werden  auch  von  den  unständigen  Ar- 
beitern verrichtet.  Bei  ihnen  sind  zwei  Kategorien  zu  unter- 
scheiden : 

1.  die  mehr  als  einen  Monat  beschäftigten, 

2.  die  Tagelöhner. 

Die  Zahl  der  unständigen  Arbeiter  sowie  die  Beteiligung 
von  Frauen  und  Minderjährigen  ergibt  folgende  Tabelle: 


i)  D.  h.  unter  15  Jahre. 
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Mehr  als  i  Monat  beschäftigte: 


Gesamtzahl 
dieser   unstän- 
digen Arbeiter 

Darunter 

Jahr 

Männer  { 

Erwachsene 

1 

Minderjährige 

'  Frauen 
''^     -zahl 

'  Knaben 
//«      -ZahT 

55.8          73 
60,0          45 
55,5        200 

•Mädchen 
0/ 

% 

Zahl     j 

4123 
3383 
3475 

'»  1  /.hl 

0,8  '    38 
0.5      »3 
2,3  ,    18 

1902 

1903 
1904 

9591 
8625 
8421 

43.0  '     5357 
39.2        5174 
42,0       4728 

0.4 
0.3 
0,2 

Die  Zahl  der  Frauen  übertrifft  auch  hier  die  der  Männer. 
In  dieser  Kategorie  der  Arbeiter  ist  die  Zahl  der  Minderjährigen 
absolut  und  relativ  grösser  (2,5  %   der  Gesamtzahl). 

Ausserdem  waren  beschäftigt  in  den  Monopollagern  Tage- 
löhner: 


itzahl 

mstän- 

rbeiter 

Darunter 

Erwachsene 

Minderjährige 

Gesaa 
dieser  1 
1  digen  A 

Männer 

i  Frauen 

"^-  1 -z.hr 

% 

Knaben 

Mädchen  zusara-  ^'^  ***' 
-    1                  Ge- 
Zahl    1  men      gamtz. 

Zahl 

Zahl 

1902  1    32648 

17150 

52,3      1525» 

47,0     199  i   48   1  247 '  0,7 

1                1 

1903      36909 

18450 

50,0  1    18197 

1 

49.3  i    152 

HO 

262       0,7 

1904 

35574 

18040 

50,6  1    17285 

1 

48.7 

182 

67 

269  '    0,7 

Die  Tagelöhner  bilden  somit  etwa  50  %  aller  Arbeiter  (35  574 
von  71350 — 1904);  das  ist  bei  den  relativ  regulären  Arbeiten  im 
Monopol  wenig  verständlich. 

lieber  die  Menge  und  Produktivität  der  in  Lagern 
verwendeten  Arbeit,  sowie  über  deren  Intensität  geben  folgende 
Zahlen  Auskunft  (s.  Tabelle  Seite  40). 

Die  Löhne   bewegten  sich  zwischen: 

(monatlich)  4  bis  100  Rubel  für  einen  erwachsenen  Arbeiter 

*  2  (I)  »      35       >         •    eine  erwachsene  Frau 

>  4  »      15       *         >    einen  Knaben 

»  3  •        9       >         >    ein  Mädchen. 

Den  höchsten  Lohn  bekommen  die  Meister,  Kommis  und 
»älterenc  Arbeiter.  In  der  Tabelle  ist  der  durchschnittliche  Lohn 
mit  5 — ICO  Rubel  monatlich  angegeben.     Das  Maximum  bezieht 


—    40    — 


1898 
24838 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

Es   worden    in    allen 
Lagern  fertiggestellt 
(Tansd.  Wedro) 

31 652  134290 

45655 

53023 

60656 

59863  64714 

dec  (Tansd.  Arbtstage) 

5002 

4256  j    4497 

6379 

6423 

7034 

! 
6641  7017 

Das  Fertigstellen  eines 
Wedro  dauerte(Tage) , 

0,201 

0,134     0,131 

0,139 

0,121 

0,116 

0,110 

0,108 

oder: 

im  Laufe  eines  Tages 
wurden  von  je  einem 
Arbeiter   ferliggestellt 
(Wedro) 

4,98 

7.46 

7,63 

7.19 

8,26 

8,62 

1 

1 

9/>i  1     9.22 

An  Arbeitslohn  wurde 
ansgezabll     (Tausend 
Rubel) 

2520 

2124 

2308     3630 

4,109 

Die  Verarbeitung  eines 
Wedro    kostete   (Ko- 
peken) 

10,14 

6,70 

t 
6,73 '     7,95 

7.75 

Durcbschnittl.    Tage- 
|Ohn  betrug  (Kopeken) 

50,37 

49.90 

5».32 

1 

!  56,91 

63,98 







Anmerkung.    Die  Zahlen  bis  inkl.  1902  beziehen  sich  nur  auf  das  europäische 
Russland. 

sich  auf  Petersburg  ICX)  und  Moskau  75  Rubel,  Städte  mit  be- 
sonderen Arbeitsmärkten.  Schliesst  man  Petersburg  und  Moskau 
aus,  so  ergibt  sich  das  Maximum  mit  55  Rubeln  (1902,  1903  und 
1904). 

2.  Die  Monate-Löhne.  (1904.) 


Er wa  chsene 

Minde 

5.j 

ährige 

Männer 

Frauen 

Knaben 

Mädchen 

Arbeiter- 

Lohn 

Lohn 

i       Lohn 

Lohn 

kateeorien     1    ^ 

^  'S 

Zab 

von  —  bis 
Rubel 

1 

von  —  bis 
Rubel 

Z^h 

von  —  1 
Rubel 

SS 

" 

von  —  bis 
Rubel 

II 

1 
Ständige  Ar- 

! '" 

1 

beiter: 

Aeltere  Arbei- 

i 

ter,      Kom- 

mis                   1571 

5—100 

31 

42,       "—35 

23 

—         — 

— 

— 





Meister              ,    1212 

8-120 

28 

— 

— 

— 





Aufwärter          1   1781 

6-53 

18 

26 

2—25 

14 







1 

Arbeiter               8997 

5-45 

19 

13611 

3-27,  II 

72   4-15 

7 

4'^ 

3—9!        6 

Unständige  Ar- ; 

bdter,  mehr 

1 

als  I  Monat 

1 

1 

beschäftigte     3475 

4-73 

17 

4728 

3-30 

9 

200I  3 — 12        8 

18 

3—10.        8 

Taglöhner 

1 

Lohn  pro  Tag 

18040 

0,20—3 

0,65 

17285 

0,15-0,70 

0,35 

182,0,10—1 

.0,38 

67 

0, 10—0,30 

0.22 
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Der  durchschnittliche  Lohn  betrug  (monatlich  in  Rubel): 

1902  1903  1904 

für  ältere  Arbeiter  i  Männer  30  31  31 

Kommis  etc.  \  Frauen  21  23  23 


[  Männer  17  17  18 

[  Frauen  16  17  14 


Aufirärter 

Meister  Männer  27  2S  28 

{Männer  18                    18                    19 

Frauen  10                     il                      II 

Knaben  7                       6                       7 

Mädchen  676 

I  Männer  16  16  17 

ün.«„digc  Arb«.«  ^-»  9  9  9 

^  Mädchen  5  9  8 

Die  Tagelöhner  bekamen  durchschnittlich  (in  Kopeken  pro 
Tag): 

Männer  Frauen  Knaben  Mädchen 

1902                 63  35                 34                 21 

»903                 65  35                 34                 23 

1904                65  35                 38                 22 

Zur  Hebung  des  Wohlstandes  und  der  Bildung 
der  Arbeiter  werden  vom  Fiskus  jährlich  250  bis  3CX)  Rubel  jedem 
Lager  zugewiesen  *). 

Nachstehend  sind   die  wichtigsten  Massnahmen   angegeben: 

El  gab  1903 

Bibliotheken  und  Lesehallen  220 

Sonntags-  und  Abendschulen  für  Erwachsene                30 

Schulen  für  Arbeiter  und  ihre  Kinder  4 

Handwerkerschale  i 

Vorträge  mit  Lichtbildern  141 

Musikorchester  32 

Chöre  79 

Schauspiele  84 

Gesellschaftsabende  1 49 

Weihnachtsvergnügungen  80 

Ausflüge  3 

Baracken  2 

Speiseanstalten  30 

Teestuben  88 

Kinderbewahranstalten  3 

Sparkassen  (Filialen  der  staalichen  Sparkassen)  2 

Konsumvereine  i 

1904  kommen  noch  dazu  Turnhallen,  Kegeln,  Musikinstrumente 
(Geige,  Piano,  Grammophone)  und  Sterbekassen  u.  s.  w. 


I)  Zirk.  V.  20.  III.  1903,  N.  1032,  Fin.-Anz.  1903,  N.  13. 
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5-  Die  Durchführung  der  Kontrolle  in  der  Monopolverwaltung. 

Bei  Einfuhrung  des  Monopols  beabsichtigte  die  Regierung, 
die  ganze  Arbeit  im  Monopolwesen  durch  besondere  Angestellte 
ausführen  zu  lassen  und  der  Akzise  Verwaltung  nur  die  Oberauf- 
sicht zu  überlassen,  eine  Funktion,  die  sie  auch  bis  dahin  in  Bezug 
auf  den  privaten  Branntweinhandel  ausgeübt  hatte  ^). 

Bei  der  bestehenden  Ordnung  der  zentralistischen  Verwaltung 
des  Monopols  von  Petersburg  aus  konnte  sich  die  Akzisebehörde 
nicht  mehr  ausschliesslich  auf  die  Beaufsichtigung  beschränken. 
Sie  nahm  auch  die  Leitung  des  Monopols  in  die  Hand^);  alle 
Angelegenheiten,  der  Geschäftsgang,  die  Arbeitsverhältnisse,  der 
Rohstoffbedarf,  die  technischen  Bedingungen  der  Arbeit  müssen 
ihr  bekannt  sein.  Der  Akzisebeamte  ist  so  zu  einem  unbedingt 
notwendigen  Mitglied  des  Lagers  geworden.  Ohne  ihn  kann  keine 
Annahme  von  Roh-  und  Hilfsstoffen  durch  das  Lager  erfolgen; 
er  ist  bei  jeder  wichtigen  Arbeit,  die  innerhalb  des  Lagers  aus- 
geführt wird,  zugegen.  Er  sorgt  für  die  regelrechte  Ausführung 
der  Arbeit,  führt  die  Aufsicht,  sammelt  Erfahrungen  und  wahrt 
vor  allen  Dingen   bei   jedem  Schritte   das  Interesse  des  Staates. 

Die  Aufsichtstätigkeit  der  Akzise  beginnt  damit,  dass  das 
Gouvernements -Akziseressort  den  Lagern  Muster  zur  Verfugung 
stellt,  nach  denen  die  Herstellung  vorgenommen  werden  muss, 
und  zwar  hat  sich  das  Lager  nach  der  vorgeschriebenen  Reinheit, 
der  Ausstattung  und  Fertigstellung  der  Flaschen  zu  richten.  Der 
Akzisebeamte  kann  die  Abgabe  bereits  fertiger  Ware,  wenn  er 
sie  als  nicht  im  Einklang  mit  den  vorgeschriebenen  Mustern 
stehend  betrachtet,  verhindern.  Seiner  Oberaufsicht  unterliegen 
alle  Abteilungen  des  Lagers.  Doch  hat  er  kein  Recht,  in  die 
wirtschaftlich-dispositive  Tätigkeit  der  Leitung  einzugreifen.  Von 
Zeit  zu  Zeit  führt  er  eine  allgemeine  Revision  durch,  notiert  in 
einem  besonderen  Buche  die  gefundenen  Resultate  und  sendet 
eine  Abschrift  hiervon  an  die  Akziseverwaltung.  Auch  kann  der 
Akzisedirektor  allein  oder  sein  Bevollmächtigter  eine  solche 
Revision  durchführen.  Ausserdem  können  auch  Teilrevisionen 
vorgenommen  werden  (von  Spezialisten  der  betreffenden  Gebiete, 
wie   von  Ingenieuren,   Rektifikatoren,   Buchhaltern).     Unabhängig 

i)  Zirk.  d.  Depart.  f.  ind.  Steuern  v.  ii.  April  1S95  N.  2452. 
2)  Zirk.  d.  HVW.  f.  ind.  St.  und   den  Staatl.  Getränkeverkauf  v.  21.  VII.  1899 
N.  428. 
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davon  findet  am  31.  Dez.  eine  Generalrevision  statt,  während 
deren  alle  Arbeiten  auf  dem  Lager  still  stehen  ^). 

Sämtliche  Akziseressorts  und  Monopolanstalten  bekommen 
fast  täglich  Vorschriften  und  Zirkulare,  die  häufig  sehr  unklar 
sind.  Sie  werden  in  den  verschiedenen  Ressorts  verschieden  ver- 
standen und  angewandt.  Das  bereitet  sehr  viele  Schwierigkeiten. 
Zur  möglichsten  Vereinheidichung  der  gesamten  Monopolver- 
waltung entsendet  der  Akzisedirektor  Bevollmächtigte  bloss  zur 
Instruktion  in  den  verschiedenen  Fragen  der  organisatorischen 
Technik  des  Monopols. 

lieber  die  Resultate  solcher  Instruktionsreisen  wird  nach 
Petersburg  berichtet.  Es  werden  sogar  von  Petersburg  aus  Revi- 
soren, Monteure,  Buchhalter  u.  s.  w.  entsandt  zum  Zwecke  der  Ver- 
einheitlichung der  Monopolorganisation  über  das  gesamte  russische 
Gebiet  hin.  Zu  diesem  Zwecke  werden  auch  allgemeine  Beratungen 
und  Konferenzen  abgehalten;  so  1899  eine  solche  über  das  Rech- 
nungswesen. 

Ebenso  wie  das  Lager  unterliegt  auch  der  Laden  der  Re- 
vision. Ausser  den  Akzisebeamten  nehmen  die  Lagerleiter  und 
die  Kassierer  Revisionen  in  den  Läden  vor. 

6.  Die  Rechnungsführung  im  Monopol. 

Die  Rechnungsführung  des  Monopols')  ist  in  dem  Akzise- 
ressort zentralisiert,  weil  dieses  über  die  unmittelbar  vom  Fiskus 
zugewiesenen  Summen  verfugt.  Die  Rechnungsführung  vollzieht 
man  nach  den  Regeln  der  doppelten  Buchhaltung.  Das  Haupt- 
buch der  ganzen  Unternehmung  wird  im  Akziseressort  geführt,  die 
Bücher  der  Kreisverwaltungen,  Lager  und  Rektifikationsanstalten 
sind  als  Hilfsbücher  anzusehen. 

Das  Akziseressort  führt  also :  1 .  Das  Hauptbuch  (Form. 
Nr.  32),  2.  das  Journal  (Form.  Nr.  31),  3.  Hilfsbücher  für  die 
einzelnen  Konten  des  Hauptbuches. 

Die  Rechnungsführung  basiert  auf  Belegen.  Diese  werden 
geordnet  und  zu  den  betreffenden  Rechnungen    gelegt.     Belege 


1)  Zirk.  V.  20.  XII.  1901  N.  803,  F.-A.  1901  N.  51. 

2)  Diese  Darstellung  basiert  hauptsächlich  auf  der  Ordnung  v.  12.  VIII.  1899. 
Neuere  Ergänzungen  sind  mit  Quellenangaben  versehen.  Die  Ordnung  v.  12.  VIII.  1899 
bildet  einen  stattlichen  Band  (Amtl.  Ausgabe,  Petersburg  1899).  Zur  Orientierung 
sind  viele  Beispiele,  Tabellen,  Instruktionen  u.  s.  w.  von  der  Hauptverwaltung  heraus- 
gegeben. 
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sind  entweder  buchhalterische  oder  administrative.  Als  buch- 
halterische Belege  gelten  Bestätigungen  und  Akten  über 
Ein-  und  Ausgang  von  Materialien,  von  Spiritus,  Ueberweisungen 
von  Summen.  Diese  sind  stets  mit  Angabe  des  Datums,  des 
Ortes,  Quantität  (oder  Betrages)  und  der  Unterschrift  des  Em- 
pfängers oder  Auslieferers  (Person  oder  Verwaltung)  versehen,  und 
beziehen  sich  auf  Geld-Einnahme  und  Ausgabe*)  (Kassenscheine 
und  Quittungen),  oder  auf  Umsätze  von  Materialien  (Frachtbriefe, 
Rechnungen  der  Lieferanten,  Akten  der  Abnahmekommission), 
Einnahmen  der  Läden  (Anweisungen,  Berichte  des  Kassierers), 
auch  auf  Betriebsausgaben  (Quittungen  der  Angestellten  und 
Arbeiter  über  den  bezahlten  Lohn,  quittierte  Rechnungen  für 
kleine  Einkäufe  u.  s.  w.).  Administrative  Belege  sind  Vor- 
schriften über  die  zu  vollziehenden  Einnahmen  und  Aus- 
gaben. 

Die  Umsätze  werden  gleich  nach  dem  Eingang  der  Belege 
im  Journal  gebucht,  die  Posten  des  Journals  alsdann  ins  Haupt- 
buch übertragen. 

Im  Hauptbuch  sind  folgende  obligatorische  Konten  vor- 
banden : 

1.  Hauptverwaltung, 

2.  Zuweisungen  (»Kredits«), 

3.  Depositen  des  Akziseressorts, 

4.  Kasnatscheistwo  über  die  Einnahmen  des  Monats 

5.  Rohspiritus, 

6.  Rektifizierter  Spiritus, 

7.  Flaschen,  Körbe,  Kisten, 

8.  aus  anderen  Gouvernements  erhaltener  Spiritus, 

9.  Brennereien, 

10.  Spiritus  in  Zisternen, 

11.  in  Läden  und  Magazinen  befindlicher  Spiritus  in  Flaschen, 

12.  <       >         >  9  befindliche  Flaschen,  Körbe,  Kisten, 

13.  Staatliche  Verkaufsstellen  betr.  den  Branntwein, 

14.  »  »  M      Flaschen,  Kisten, 

15.  unterwegs  befindlicher  Spiritus  und  Material, 

16.  Einnahmen  aus  dem  Verkauf, 

17.  Bruttoeinnahme  für  Spiritus, 

18.  unterstellte  Personen  betr.  der  Verwendung  von  »Krediten«, 

19.  Lieferanten, 

20.  diverse  Debitoren  und  Kreditoren, 

21.  Kautionen, 

22.  unbewegliches  Inventar, 

23.  bewegliches  Inventar, 

24.  Materialien, 

25.  sachliche  Material-  und  Geldausgaben, 

26.  Gewinn-  und  Verlust-Konto. 


i)  Hier   ist  nicht   bares  Geld,    sondern  Anweisungen  (»Assignationen«)    an  die 
Kasnatscheistwo  zu  verstehen. 
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Zu  i6  verschiedenen  Konten  (Nr.  2,  3,  4,  9,  lo,  ii,  12, 
13,  14,  16,  18,  19,  20,  23,  24  und  25)  werden  Hilfsbücher  geführt 
(Form  Nr.  33).  Ausser  diesen  Büchern  werden  noch  alphabetische 
Register  für  die  Läden,  Lager,  Rektifikationsanstalten,  Reserve- 
magazine etc.  besonders  geführt. 

Die  Kreisverwaltungen  (»Okrug«)  führen  ein  Memorial- 
(Form  Nr.  31)  und  folgende  Hilfsbücher  zu  den  Konten  des 
Hauptbuchs  des  Gouvernementsressorts: 

1.  Dem     Okrug     überwiesene    und    ausgegebene     Krediten 

2.  Depositen  (in  den  Kasnatscheistwos) 

3.  Einnahmen  der  Läden. 

4.  Die  Brennereien  (für  jede  Brennerei  ein  besonderes  Buch). 

5.  Buch  zu  Konto  Nr.  10  des  Hauptbuches. 

6.  Abrechnungsbuch  mit  einzelnen  Personen. 

7.  Abrechnungsbuch  mit  Lieferanten. 

8.  Abrechnungsbuch  mit  einzelnen  Verwaltungen. 

9.  Geld  und  Material-Umsätze. 

Ausserdem  ein  Abrechnungsbuch  mit  dem  Akziseressort. 
In  dieses  Buch  werden  alle  Eingänge  der  Kreisverwaltung,  sowie 
die  vom  Akziseressort  überwiesenen  Summen  auf  die  Kredit- 
Seite  und  die  Ausgaben  von  Geld  und  Materialien,  sowie  die 
zurückerstatteten  oder  andern  Kreisressorts  überwiesenen  Gelder 
und  Materialien  (Kredits)  auf  die  D  e  b  e  t-Seite  eingetragen. 

Alle  Eingänge  kommen  ins  Memorial  zu  stehen. 

Für  die  Einnahmen  der  Läden  ist  ein  besonderes  Kassabuch 
zu  führen  *).  Die  Posten  werden  hier  nach  den  Berichten  der 
Kassierer  (Form  Nr.  13)  eingetragen,  denen  die  Quittungen  der 
Kasnatscheistwo  beigelegt  sein  dürfen.  Die  Kreisverwaltung  hat 
spätestens  bis  zum  20.  jeden  Monats  Bericht  über  alle  Umsätze 
im  verflossenen  Monat  dem  Akziseressort  vorzulegen.  Dieser 
Bericht  besteht  aus  einem  Auszug  aus  dem  Abrechnungsbuch 
und  ausserdem  12  verschiedenen  Berichten  über  jeden  Umsatz 
besonders  (von  Flaschen,  Spiritus  etc.).  Ferner  gibt  die  Kreis- 
verwaltung einen  monatlichen  Bericht  unmittelbar  der  Hauptver- 
waltung (Petersburg)  ab. 

Die  Umsätze  des  Kommissionsverkaufs  werden  in  besonderen 


i)  Zirk,  V.  30.  I.  1904,  N.  1138.  F.-A.  1904,  N.  6. 
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Büchern  gebucht.  Besonders  werden  auch  alle  Umsätze  des 
denaturierten  Spiritus  gebucht  ^). 

Jedes  Lager  hat  über  20  verschiedene  Arten  von  Büchern 
zu  führen.  Die  Gesamtzahl  der  Bücher  hängt  von  den  Umsätzen 
ab.  Hier  werden  geführt :  ein  Memorial  (Form  Nr.  31),  ein  Ab- 
rechnungsbuch mit  dem  Akziseressort  (Form  Nr.  34),  4  Bücher 
über  verschiedene  Umsätze  von  Materialien  und  Spiritus  (Form 
Nr.  39 — ^42),  ein  Kassabuch  (Form  Nr.  43),  7  Abrechnungsbücher 
mit  diversen  Personen  und  Verwaltungen  (Form  Nr.  44 — 46,  48, 
37  und  38)  und  2  Inventarbücher  (Form  Nr.  47 — ^48).  Ferner 
werden  die  inneren  Umsätze  des  Lagers  (aus  und  nach  ver- 
schiedenen Abteilungen)  in  mehrere  verschiedene  Bücher  und 
Formulare  eingetragen  (Form  Nr.  49 — 54)*).  Das  Abrechnungs- 
buch des  Lagers  wird  auf  dieselbe  Weise  wie  in  den  Kreisver- 
waltungen gefuhrt').  Die  Lager  legen  dem  Akziseressorts  mo- 
natlich   8  verschiedene  Berichte    vor. 

In  den  Läden  werden  5  Bücher  (Form  Nr.  41 — 45)  ge- 
führt  und  monatlich   4  Berichte    abgelegt   (Form  Nr.  73 — 76)*). 

Die  Rechnungsführung  der  Reservemagazine  unter- 
liegt denselben  Regeln  wie  die  der  Lager. 

Die  Resultate  dieses  Rechnungswesens  laufen  bei  der  Haupt- 
verwaltung zusammen.  Ueber  das  finanzielle  Monatsergebnis 
erstattet  der  Akzisedirektor  der  Monopolhauptverwaltang,  abge- 
sehen von  der  regulären  Rechnungslegung,  telegraphisch  Bericht. 
Ausserdem  erstattet  die  Akzise  der  Hauptverwaltung  mehrere 
Berichte  über  ihren  Geldbedarf  und  über  die  vorhandenen  Geld- 
mittel, Spiritusvorrat,  über  Geräte,  Instrumente,  Verbesserungen 
u.  s.  w.,  ferner  jährlich  das  Gouvemementsressort  der  Hauptverwal- 
tung einen  ausführlichen  > Jahresbericht«. 

Die  an  die  Hauptverwaltung  gelangenden  Rechnungen  und 
Berichte  gehen  durch  die  Zwischeninstanz  der  Reichskontrolle 
und  ihrer  Behörden  (Kontrollhöfe)  und  kehren  vor  endgültiger 
Absendung  nach  Petersburg  an  die  berichterstattende  Behörde 
zurück. 

Bis  zum  Jahre  1902,  d.  h.  solange   die  Einnahmen    aus    der 

i)  Zirk.  V.  10.  Febr.  1904  N.  1143,  Sammlung  der  Verordnungen  und  Zirkulare 
der  HVW.  vom    i.  VII.  1902    bis  1.  VII.  1904.  Moskau  (amtl.  Ausg.)  1904  S.  179  flf. 

2)  Vergl.  S.  55  ff. 

3)  Besondere  Rechnungslegung  zwischen  d.  Lager  und  d.  technischen  Komitee 
ist  d.  Zirkul.  v.  27.  IX.  1903  N.  1089  vorgeschrieben. 

4)  Zirk.  V.  29.  X.  1901  N.  777,  Fin.-Anz.  1901  N.  44. 
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Akzise  mit  den  Erträgen  des  Monopols  nicht  vereinigt  waren, 
wurde  von  der  Gesamteinnahme  eine  Quote  von  io,o  Kopeken 
pro  Grad  ^)  als  Akzise  besonders  gebucht.  Seit  1902  figurieren 
auf  Grund  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom  28.  V.  1901  alle 
Einnahmen  des  staatlichen  Branntweinverkaufes  in  dem  Reichs- 
etat unter  dem  Titel  »Reichsregalien«*). 

Es  besteht  auch  eine  besondere  Rechnungsführung  zwischen 
zwei  oder  mehreren  zueinander  in  Beziehung  tretenden  Akzise- 
verwaltungen, die  sich  nach  einem  bestimmten  Schema  vollzieht'). 

Alle  diese  Berichte  werden  von  der  Rechnungs-  und  Statisti- 
schen Abteilung  der  Hauptverwaltung  verarbeitet  und  die  Re- 
sultate alljährlich  in  starken  Bänden  veröffentlicht.  Die  Kom- 
pliziertheit der  Arbeiten  verzögert  das  Erscheinen,  sodass  die 
Berichte  kaum  vor  Ablauf  von  2  und  sogar  3  Jahren  erscheinen. 

Das  Rechnungswesen  ist  zu  einer  Wissenschaft  geworden, 
und  der  russische  Zeitungsleser  kann  oft  an  der  Spitze  seines 
Blattes  eine  Anzeige  über  »Kurse  in  spezieller  Buchhaltung  für 
den  staatlichen  Branntweinverkauf«  lesen.  Ein  solcher  Spezial- 
kursus  dauert  3  Monate  und  kostet  25  Rubel. 

7.  Die  Organisation  der  Roh-  und  Hilfsstoff-Besorgung. 

Das  Schwergewicht  in  der  Verwaltung  des  Monopols  liegt, 
wie  oben  auseinandergesetzt  worden  ist,  hauptsächlich  in  der 
Akzise;  nichtsdestoweniger  hat  sie  auch  für  die  Anschaffung 
der  vom  Monopol  benötigten  Roh-  und  Hilfsstoffe  zu  sorgen. 
Auch  mit  der  Einführungstätigkeit  an  und  für  sich  hatte  sich 
die  Akzise  zu  befassen.  Wir  wollen  jedoch  unsere  Betrachtung 
auf  das  fertig  abgeschlossene  Monopol  beschränken. 

Unter  den  Roh-  und  Hilfsstoffen  der  Branntweinherstellung 
spielt  der  Rohspiritus  die  erste  Rolle.  Ausserdem  sind  Arbeits- 
mittel notwendig,  wie  Bottiche,  Maschinen,  ferner  Holz-  und 
Flaschengefässe,  Körbe  und  Kisten,  Holzkohle  (für  die  Filtrierung 
des  Branntweins),  Pfropfen,  Etiketten,  Siegellack,  Kapseln  und 
vieles  andere.  Zur  Denaturierung  des  Spiritus  sind  auch 
chemische  Präparate    und  Instrumente    notwendig.     Wir   werden 

i)  Seit  16.  Vni.  1900  —  n  Kop.,  Allerh.  Ukas  v.  6.  VIII.  1900.  Zirk.  v. 
18.  VIII.  1900  N.  604. 

2)  Vollst  Sammlung  der  russ.  Gesetze,  Band  XXI.  N.  20152. 

3)  Das  Akzisereisort  belastet  das  Konto  der  Hauptverwaltung,  wenn  es  Geld 
oder  Material  anderen  Gouvernementsressorts  abgibt,  und  entlastet,  wenn  es  von 
anderen  Gonvemementsressorts  Material  oder  Geld  bezieht. 
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unsere  Aufmerksamkeit  nur  der  Beschaffung  der  hauptsächlichsten 
Rohstoffe  zuwenden. 

a)Die  Beschaffung  des  Spiritus.  Mit  der  Ein- 
führung des  Monopols  hat  sich  die  Brennereifrage  sichtlich 
verschärft.  Die  Bedingungen  und  Formen  der  Beschaffung  des 
Spiritus  sind  von  privaten  Brennern  auf  verschiedenen  Kongressen 
und  Beratungen  besprochen  worden  und  haben  eine  ganze  Lite- 
ratur  hervorgerufen. 

Bei  der  Bestimmung  der  Beschaffungsformen  musste  die 
Regierung  damit  rechnen,  dass  die  Eigenart  des  vom  Monopol 
geschaffenen  Marktes  weder  eine  Ueberproduktion  noch  eine 
Preiserhöhung  hervorrufende  Unterproduktion  verursache.  Dies 
hoffte  die  Regierung  durch  die  in  Russland  so  beliebte  Nor- 
mierung der  Produktion  zu  erreichen.  Zudem  glaubte  die  Re- 
gierung, die  Rohstoffbeschaffung  am  gerechtesten  durch  eine  zwei- 
fache Ankaufsmethode  *)  zu  erreichen. 

I.  Ein  Teil  des  notwendigen  Spiritus  (ursprünglich  */s*), 
später  */6 ')  des  gesamten  Bedarfs)  wurde  von  den  Brennern  des 
betreffenden  Gouvernements  zu  dem  von  der  Regierung  festge- 
setzten Preise  i^liefert.  Alle  Brenner  des  gegebenen  Rayons 
konnten  liefern  (je  nach  dem  Rayon)*): 

„^^^  Lieferang  bis 

^°"^  (Wedrotu4o0/o) 

I  Archangelsk,  Wologda,  Nowgorod,  Olonez,  Pskow,  Petersburg, 

Wilna,  Witebsk,  Grodno,  Kowno,  Minsk,  Mohilew,  Wladimir, 
Kaluga,  Kostroma,  Nishny-Nowgorod ,  Smolensk,  Twer,  Ja- 
roslaw,  Moskau,  Kurland,  Livland,  Estland  und  Polen,  loooo 

II  Wolhynien,  Kijew,  Podolien,  Poltawa  und  Tschernigow  15000 
IJI       Astrachan,  Bessarabien,  Jekaterinoslaw,  Stawropol,  Tauris,  Cher- 

son-,  Don-,  Schwarzmeer-,  Turgai-  und  Uralgebiet  20  000 

IV  Wjatka,  Kasan,  Orenburg,  Perm,  Samara,  Ufa,  Woronesch, 
Kursk,  Orel,  Pensa,  Rjasan,  Saratow,  Simbirsk,  Tambow, 
Tula  und  Charkow  25000 

Aber  mit  diesen  Quantitäten  allein  sind  die  ^/ß  (früher  ^/s) 
des  nötigen  Spiritus  nicht  erschöpft.  Der  noch  fehlende  Teil 
wird  von  den  Brennern  zu  denselben  Preisen  gekauft  und  zwar 
verteilt  sich    diese  Quantität    auf  die    Brennereien    entsprechend 


i)  Eigentlich  eine  dreifache.     Die   dritte  Methode:   »Einfacher  Ankauf«  ist  aber 
sehr  wenig  angewandt,  deshalb  hier  unberücksichtigt. 

2)  Artik.  40  der  Mon.-Ordnung  v.  6.  VI,  1894. 

3)  AUerh.  best.  Gut  d.  R.R.  v.  12.  VI.  1900.  Samml.  d.  Verordn.  N.  1638,  III. 

4)  RGB.  Band  5  (1901)  Art.  533. 
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ihrer  jährlichen  Produktion.     Hefe-  und  Melassebrennereien  kamen 
hier  nicht  in  Betracht. 

2,  Der  Rest  (^s»  früher  ^s)  "^^  der  wider  Erwarten  aus- 
bleibende Teil  der  Lieferungen  wurde  auf  dem  Submis- 
sionswege beschafft.  Die  Hauptverwaltung  publizierte  im 
Finanz-Anzeiger,  in  der  »Torgowopromyschlennaja  Gazetac 
Handelszeitung  (ofiic),  in  »Westnik  Winokurenija«  (»Bote  des 
Brennereiwesens«)  und  in  den  Gouvernementsanzeigern  ^)  die 
Menge  von  Spiritus,  die  sie  auf  dem  Submissionswege 
zu  erwerben  wünschte.  In  diesen  Publikationen  wurde  die  für 
jedes  Gouvernement  benötigte  Spiritusmenge  und  die  Stadt  be- 
stimmt, in  der  die  Submission  stattfinden  würde. 

Jetzt  ist  diese  Methode  aufgegeben  worden.  Durch  das 
Gesetz  vom  2.  VI.  1903  *)  werden  bis  2  %  des  nötigen  Quan- 
tums Spiritus  von  den  Hefebrennereien  bezogen  und  diese  2  % 
zwischen  den  Hefebrennereien  entsprechend  ihrer  durchschnitt- 
lichen Jahresproduktion  während  der  letzten  3  Jahre  (1900 — 1903) 
verteilt.  Das  übrige  Quantum  (98  %)  liefern  die  Getreide-  und 
Kartoffelbrennereien,  und  zwar  alle  bis  zu  10,  15,  20  und  25 
Tausend  Wedro  je  nach  den  Gouvernements,  in  denen  die 
Brennereien  sich  befinden  (vgl.  S.  48).  Ausserdem  ist  jede  Brennerei 
zur  Lieferung  von  noch  32  %  ihrer  Jahresproduktion  berechtigt. 
Wenn  damit  die  nötige  Quantität  nicht  erschöpft  ist,  so  wird 
der  weitere  Spiritus  von  denselben  Brennern  bezogen,  und  zwar 
geschieht  dann  dieser  Ankauf  im  Verhältnis  zu  der  jährlichen 
Produktion  der  betreffenden  Brennereien. 

b)  Die  Beschaff  un  g  der  Flaschen  und  Pfropfen. 
Bis  zum  Jahre  1898  wurden  sämtliche  Pfropfen  und  Flaschen 
für  das  ganze  Monopolgebiet  von  Petersburg  aus  beschafft'). 
In  dem  genannten  Jahre  wurde  in  der  Form  eines  Versuches 
die  Beschaffung  jener  Hilfsmittel  durch  die  einzelnen  Gouverne- 
ments zugelassen.  Das  Ministerium  rechtfertigte  diese  Neuerung 
damit,  dass  durch  Einführung  des  Monopols  Angebot  und  Nach- 
frage auf  dem  Flaschen-  und  Pfropfenmarkte  aus  dem  Gleich- 
gewicht gebracht  worden  sei,  sich  indessen  das  Verhältnis  ge- 
regelt habe  und  anzunehmen   sei,    dass  gegenwärtig    für    vorteil- 


i)  Amtsblätter  der  einzelnen  Gouvernements. 

2)  AUerh.  best.  Gotachten  d.  R.R.  (F.-A.  1903  N.  26.) 

3)  Zirk.  Y.  II.  VI.  1899  N.  406/2038,  Fin.-Anz.  1899  N.  25. 
Zciuchrift  für  die  ges.  Staatawissensch.   Ergfinxungsheft  26.  /^ 
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hafte  Käufe  ein  ausreichendes  Angebot  vorhanden  sei^). 

Der  Versuch  missglückte  jedoch  vollkommen.  Da  an  diesen 
Submissionen  nur  eine  kleine  Zahl  von  Anbietern  teilnahm,  so 
waren  natürlich  die  Offerten  für  die  Regierung  viel  zu  hoch. 
Die  Geringfügigkeit  der  Angebote  lag  daran,  dass  die  zu  ver- 
gebenden Posten  in  den  einzelnen  Gouvernements  zu  gering 
waren,  als  dass  sie  einen  ansehnlichen  Verdienst  hätten  in  Aus- 
sicht stellen  können.  Deswegen  kehrte  man  1900  nach  diesen 
misslungenen  Versuchen  zu  der  ursprünglichen  Einrichtung 
zurück.  Ebenso  wie  früher  wird  jetzt  die  Beschaffung  von 
Flaschen  und  Pfropfen  zentralistisch,  d.*  h.  von  Petersburg  aus 
besorgt.  Im  Oktober  gibt  die  Hauptverwaltung  die  Submission 
itir  sämtliche  Gouvernements  bekannt. 

Die  Hauptverwaltung  teilt  femer  den  Akzisedirektoren  je- 
weilig mit,  welche  Lieferanten  fiir  ihre  Gebiete  in  Frage  kommen. 
Alle  weiteren  ins  Einzelne  gehenden  Verhandlungen  mit  den 
Lieferanten  führen  alsdann  die  Akzidedirektoren.  Sie  bestimmen 
den  Lieferungsort  und  die  Lieferungsfrist,  sie  verrechnen  die  ge- 
lieferten Materialien  mit  den  Lieferanten  und  erledigen  auch  die 
Bezahlung. 

Seit  1904  schliesst  die  Hauptverwaltung  Verträge  mit  einigen 
Pfropfenlieferanten  auf  die  Zeit  von  drei  Jahren*).  Diese  Ver- 
träge beziehen  sich  auf  wenige  Gouvernements.  Die  übrigen 
werden  seit  i.  I.  1904  mit  Pfropfen  aus  der  staatlichen 
»Petersburger  Pfropfen-Fabrik c  versorgt. 

c)  Die  Beschaffung  der  Etiketten.  Druckereien, 
die  sich  in  der  Lage  befinden,  Etiketten  zu  liefern,  sind  in  jedem 
Gouvernement  in  ausreichender  Anzahl  vorhanden').  Deswegen 
kann  auch  ihre  Beschaffung  für  jedes  Gouvernement  besonders 
durchgeführt  werden.  Die  Etiketten  werden  nach  einem  allge- 
meinen, vom  Ministerium  vorgeschriebenen  Muster  angefertigt. 
In  4  Sorten  werden  sie  hergestellt: 

1.  flir  den  rektifizierten  Spiritus  zu  40  0/^, 

2.  >      >    Tafelbranntwein  zu  40%, 

3.  >      »    Spiritus  zu  90%, 

4.  »      »         »zu  950/^; 

ausserdem  noch  eine  einfache  Sorte  für  den  denaturierten  Spiritus. 


i)  Bericht  der  HVW.  1899  S.  282. 

2)  Zirk.  V.  30.  XII.  1903  N.  1125,  F.-A.  1904  N.  I  S.  28. 

3)  Für   mehrere  Gouvernements    werden  Etiketten    im  Gefängnis    zu  Petersburg 
von  Sträflingen  gedruckt. 
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Jede  Sorte  ist  von  verschiedenen  Grössen  und  bestimmter  Farbe. 
Die  Grösse  der  Etiketten  hängt  von  der  Grösse  der  Flaschen 
ab.  Qualität  und  Gewicht  ist  in  einem  bestimmten  Verhältnis 
vorgeschrieben  *). 

Das  Glicht  besorgt  die  Druckerei  auf  eigene  Rechnung. 
Die  Regierung  behält  sich  vor,  jederzeit  die  Vorschriften  über 
Farbe,  Grösse,  Text  zu  ändern,  und  legt  sich  selbst  die  Pflicht 
auf,  die  beabsichtigten  Aenderungen  in  einer  Anzeigefrist  von 
einem  Monat  bekannt  zu  geben.  Transport  und  Uebersendungs- 
kosten  der  Etiketten  bis  zur  Bedarfsstelle  werden  vom  Lie- 
feranten getragen.  Ebenso  wie  die  Lieferanten  von  Flaschen  und 
Pfropfen  sind  auch  die  Lieferanten  der  Etiketten  zur  Hinterlegung 
einer  Kaution  verpflichtet. 

d)  Die  Beschaffung  der  übrigen  Materialien 
geht  nach  der  Anordnung  des  Akzisedirektors  vor  sich.  Die 
früher  beliebte  Submissions- Vergebung  bei  der  KistenbeschaflFung 
entspricht  nicht  mehr  den  gegenwärtigen  Gepflogenheiten.  Das 
Holzmaterial,  die  Einfassung  der  Kisten  mit  Eisenbändern,  die 
Stärke  der  Kistenwände,  die  Grösse  der  Kisten,  ja  selbst  die 
Länge  der  Nägel  ist  bis  ins  Einzelne  vorgeschrieben.  Die  Kisten« 
deckel  dürfen  nicht  angenagelt  werden,  sondern  es  ist  ein  be- 
stimmter Hakenverschluss  angeordnet.  Durch  den  Haken  wird 
die  Piombierungsschnur  durchgezogen. 

Den  Bedarf  an  sonstigen  Kleinigkeiten  deckt  das  Lager 
nach  eigenem  Ermessen.  Jedenfalls  geht  die  Regelung  bis  ins 
Einzelnste.  Oft  erreicht  die  Umständlichkeit  der  Vorschriften 
eine  Ausdehnung,  dass  sie  selbst  schon  in  Bezug  auf  einen  Ge- 
genstand von  minimaler  Wichtigkeit,  etwa  die  Beschaffung  des 
Siegellacks,  einen  dicken  Band  füllen  könnten. 

e)  Die  Erhaltung  und  Reparatur  der  Mouo- 
polgebäude  gehört  auch  in  diesen  Kreis  der Monopolorgani- 
sation.  Der  Akzisedirektor  beauftragt  besondere  Beamte  mit 
der  Aufsicht  über  die  Gebäude,  die  über  jede  notwendig  ge- 
wordene Reparatur  Bericht  erstatten  ^.  '  Diese  wird  alsdann  aus 
hierfür  vorgesehenen  Mitteln  bestritten.  Für  jedes  Gebäude  ist 
nach    seiner  Bedeutung    ein   bestimmter  Betrag    für  Reparaturen 

1)  Vorschr.   ▼.  14.  Febr.  1899,   ergänzt  a.  3.  III.    und  12.    VIII.    1899   (N.  247 
und  4102)  femer  3.  VI.  1900  (N.  564  u.  m.  A.) 

2)  Die  Berichte  werden  von  den  Kontrollhöfen  genau  geprüft.  Zirk.  29.  IV.  1898 
N.  239,  Fin.-Anz.  1898  N.  18. 

4* 
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vorgesehen,    dessen  Ueberschreitung    der  Akzisedirektor  nur  mit 
Genehmigung  der  Hauptverwaltung  vornehmen  darf. 

Bauten  und  sonstige  Reparaturen  werden  an  Privatpersonen 
sowohl  im  Submissionswege,  als  auch  durch  direkte  WahP)  des 
Auftraggebers  oder  durch  eine  Vereinigung  beider  Auftragssysteme 
vergeben  ^). 

8.  Organisation  der  Arbeiten. 

Wenn  wir  einen  Rückblick  auf  die  vorhergehenden  Seiten 
werfen,  so  müssen  wir  uns  gegenwärtig  halten,  wie  Administrative 
und  Exekutive  in  der  Monopolverwaltung  organisiert  sind.  Wir 
halten  es  jedoch  für  anschaulicher,  dem  Produkt  auf  seinem  Wege 
vom  Erzeuger  bis  zum  Konsumenten  zu  folgen. 

Nachdem  der  Akzisedirektor  seine  genauen  Instruktionen  und 
Preisvorschriften  von  der  Hauptverwaltung  erhahen  hat«  ladet  er 
die  Brenner  seines  Gebietes  zu  einer  allgemeinen  Besprechung 
über  Mass  und  Verhältnis  der  Spiritusproduktion  und  ihrer  Ver- 
teilung ein.  Die  Entscheidung  eines  so  zusammengetretenen  Kon- 
gresses sind  für  den  Akzise direktor  allerdings  nicht  bindend.  Von 
den  Lieferanten  erhält  die  Regierung  rohen  oder  rektifizierten 
Spiritus.  Der  Rohspiritus  wird  entweder  in  den  staatlichen  An- 
stalten rektifiziert,  oder  die  Rektifikation  wird  vergeben.  Bei  der 
Lieferungsverteilung  sucht  der  Akzisedirektor  diese  derartig  zu 
bewirken,  dass  er  die  Lage  der  Brennereianstalten  zu  den  zu 
versorgenden  Lagern  in  Betracht  zieht.  Da  in  den  verschiedenen 
Gebieten  Russlands  die  Rektifikationsanstalten  in  verschiedener 
Zahl  vorhanden  sind,  so  hat  das  Ministerium  es  für  richtig  be- 
funden, das  Mass  des  Rektifikationsbedarfs  nicht  auf  das  einzelne 
Gouvernement  zu  beschränken,  also  das  Gouvernement  soll  die 
Freiheit  haben,  seinen  Rektifikationsbedarf  auch  in  einem  anderen 
Gouvernement  zu  decken. 

Der  Spiritus  ist  ein  besteuertes  Produkt;  die  Steuer  über- 
trifft um  ein  mehrfaches  den  Wert  des  Produktes.  Die  Steuer- 
behörde ist  daran  interessiert,  dass  sie  über  jeden  Grad  existieren- 
den Spiritus  orientiert  ist.  Deshalb  wird  die  produzierte  Menge 
reinen  Spiritus  genau  gebucht,  und  die  Rechtsstellung  des  Produ- 
zenten gegenüber  der  Akzise  ist  derartig,  dass  der  Produzent  für 

1)  Sogenanntes  »Wirtschaftssystem«. 

2)  Ausführl.  Vorschriften  bestehen  für  die  Kontrollkommissionen  der  Bauten. 
18.  Vm.  1905  F.-A.  1905  N.  47. 
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jeden  fertiggestellten  Grad  Spiritus  als  für  die  auf  diesem  lastende 
Akzise  belastet  gilt.  Ergibt  sich  gegenüber  der  gebuchten  Menge 
ein  Manko,  so  ist  der  Produzent  auch  für  diesen  der  Akzise 
steuerpflichtig,  jedoch  ist  eine  bestimmte  Verlustgrenze  festgestellt. 
Die  Normierung  des  erlaubten  und  akzisefrfeien  Verlustes  zieht 
hauptsächlich  die  physikalischen  Einflüsse,  denen  der  Spiritus 
ausgesetzt  ist,  in  Betracht.  Es  bedarf  einer  bestimmten  Berech- 
nung, um  den  normalen  Verlust  festzustellen.  Mit  der  Zeit  hat 
sich  eine  für  das  ganze  Monopolgebiet  geltende  tabellarische 
Normierung  dieser  Verlustgrenzen  ausgebildet.  Ihre  Ueberschrei- 
tung  zieht  die  Verantwortung  nach  sich.  Der  Produzent  darf 
ohne  Erlaubnis  der  Akzise  keinen  Tropfen  aus  seinem  Betriebe  ab- 
geben. Hat  er  eine  Lieferung  für  die  Monopolverwaltung  zu  voll- 
ziehen, so  hat  er  sich  an  den  Akziseaufseher  zu  wenden  und  um 
die  Entsendung  eines  Beamten  zu  bitten,  dessen  Gegenwart  ge- 
setzlich erforderlich  ist  Bei  der  Ablassung  von  Spiritus  von  der 
Brennerei  stellt  der  Beamte  ein  genaues  Verzeichnis  der  ausge- 
führten Mengen  zusammen,  bezeichnet  ihre  Stärke  und  gibt  den 
Akziseverwaltungen  der  vom  entlassenen  Transport  zu  passieren- 
den Punkte  sowie  des  Bestimmungsortes  die  Tatsache  der  Trans- 
portablassung  bekannt^). 

Bei  der  Umladung^)  (aus  den  Wagentonnen  in  die  Eisenbahn- 
zisterne, und  umgekehrt  muss  ein  Akzisebeamter  und  der  Brenner 
zugegen  sein  und  während  dieser  Zeit,  wo  sich  der  Spiritus 
unterwegs  befindet,  bei  der  Akzise  eine  Kaution  in  voller  Höhe 
hinterlegt  sein,  d.  h.  die  Kaution  muss  dem  auf  dem  Spiritus 
lastenden  Akzisebetrag  entsprechen').  Die  hinterlegte  Kaution  wird 
dem  Brenner  wieder  zur  Verfügung  gestellt,  sobald  die  Nachricht 
von  dem  Eintreflen  an  der  Zulassungsstelle  bei  der  Akzisever- 
waltung eintrifft. 

Für  die  Abnahme  des  Spiritus  besteht  eine  besondere  Kom- 
mission *),  die  die  eingetroffene  Menge  mit  der  im  Begleitscheine 
bezeichneten  zu  vergleichen  hat.  Die  wirklich  erhaltene  Spiritus- 
menge, sowie  der  normale  Verlust  werden  dem  Brenner  bescheinigt. 
Die    Bescheinigung   hat   er    bei   der  Verrechnung    der    Akzisever- 


i)  Reguliert  d.  d.  Art.  134 ff.  des  Akzisereglements  (1901),  RGB.  Band  V. 

2)  Zirk.     des     Verkehrsministeriums     v.     I4./16.     Sept.     1897    N.     161 80      und 
Aug.  1898  N.  13748. 

3)  Nach  Ermessen  des  Akzisedirektors  können  die  Brenner  davon  befreit  werden. 

4)  GeseU  Y.  12.  VIII.  1899,  Teil  VIII.     Seitdem  mehrere  Rundschreiben. 
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waltung  mit  vorzuzeigen.     Für  den  die  Normalgrenze  überschrei- 
tenden Verlust  bleibt  er  akzisepflichtig. 

Die  Lager  sind  über  die  Gouvernements  hin  nach  den 
lokalen  Verhältnissen  verteilt.  Die  Zahl  der  in  einem  Gouvernement 
befindlichen  Lager  schwankt  zwischen  3  und  14;  jedes  Lager  be- 
dient eine   gewisse  Anzahl  von   Läden,   die   ihm   unterstellt  sind. 

Jedes  Lager  zerfällt  in  eine  Reihe  von  Abteilungen.  Die 
Verwaltung  des  Lagers  ist  im  Lagerkontor  zentralisiert.  Wie  die 
Versorgung  der  Lager  mit  den  Rohmaterialien  vor  sich  geht,  ist 
schon  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  dargestellt.  Jedes  neu  zu- 
gestellte Quantum  wird  von  dem  Lager  nach  Gutachten  der  Ab- 
nahmekommission in  Empfang  genommen.  Der  Empfang  der 
verschiedenen  Zustellungen  vollzieht  sich  nach  bestimmten  Vor- 
schriften^), von  denen  einige  besprochen  werden  sollen. 

Bei  der  Empfangnahme  der  Flaschen*)  revidiert  die  Kom- 
mission die  Brauchbarkeit  und  stellt  das  sichtlich  Untaugliche 
beiseite.  Hiernach  unterwirft  man  ein  Prozent  der  tauglich  be- 
fundenen Flaschen  an  Ort  und  Stelle  der  Verarbeitung,  die  sie 
auf  dem  gewöhnlichen  Produktionswege  durchzumachen  hätten. 
Der  sich  hierbei  ergebende  Prozentsatz  wird  bei  der  Rechnungs- 
bewertung der  ganzen  Partie  skontiert.  Die  als  untauglich  be- 
fundenen Flaschen  werden  nicht  zurückerstattet,  sondern  zer- 
brochen. Wenn  der  Lieferant  mit  dem  Tauglichkeitsbefunde  nicht 
einverstanden  ist,  so  können  seinerseits  wie  von  Seiten  der  Kom- 
mission Muster  von  den  untauglich  befundenen  Flaschen  entnommen 
und    dem   Akzisedirektor     zur   Entscheidung    übersandt    werden. 

Für  die  Empfangnahme  von  Pfropfen  hat  sich  die  Kommis- 
sion an  die  von  der  Hauptverwaltung  erhaltenen  Muster  zu  halten. 
Beim  Vergleich  mit  den  Mustern  *)  hat  die  Kommission  nicht  nur 
die  Qualität  sondern  auch  die  Gleichmässigkeit  der  Pfropfen  unter- 
einander in  Rechnung  zu  ziehen. 

Auch  bei  der  Empfangnahme  der  Etiketten*)  müssen 
die     als      fehlerhaft      befundenen      vernichtet      werden.      Diese 


1)  Zirk.  V.  14.  VIII.  1899  N,  443. 

2)  Zirk.  V.  17.  IX.  1899.  Ausführlichste  Vorschriften  über  die  Farbe  und  die 
Beschaffenheit  der  Glasmasse,  die  Form  der  Flaschen,  normale  Höhe  der  Flaschen, 
Gewicht  von  100  Stück  (je  nach  der  Grösse),  den  normalen  Durchmesser  der  Flasche 
sowie  des  Flaschenhalses  u.  s.  f. 

3)  Zirk.  V.  6.  X.   1900;  femer  Zirk.  v.  21.  III.   1902,  N.  869,  F.- A.  1900  N.  13. 

4)  Konditionen  v.  14.  Febr.  1899. 
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Vernichtungsmassregel,  die  bei  Flaschen  und  Etiketten  an- 
gewandt wird,  hat  den  Zweck,  die  Einschmuggelung  solcher 
Dinge  durch  die  Läden  zu  verhüten. 

Das  Lager  setzt  sich  aus  folgenden  Teilen  zusammen: 

1.  Keller, 

2.  Rektifikationsabteilung, 

3.  das  eigentliche  Lager,  bestehend  aus  a)  Flaschenreinigungs- 
raum, b)  Füllungsraum,  c)  Verpackungsraum, 

4.  Maschinenraum    (Dampfkessel    ßir    die    Rektifikationsab- 
teilung), 

5.  Werkstätten  zur  Verrichtung  handwerklicher  Hilfsarbeit, 

6.  Aufbewahrungsraum  und 

7.  Holzkohlenlager  (Holzkohle  für  den  Reinigungsprozess). 
Jede  besondere  Abteilung  leitet  ein  speziell  verantwortlicher 

Angestellter.  Die  einzelnen  Abteilungen  treten  zu  einander  als 
ganz  selbständige  Verwaltungseinheiten  in  Beziehung.  Jede  Ab- 
teilung hat  eine  vollkommen  in  sich  abgeschlossene  Buchführung ; 
täglich  hat  jeder  Abteilungsleiter  im  Lagerkontor  einen  Bericht 
über  den  Umsatz  seiner  Abteilung  vorzulegen.  Als  Beispiele  lassen 
wir  einige  Formtabellen  ^)  folgen. 

Diese  Tagesberichte   der  Abteilungen   vereinigt  das   Lager- 
kontor täglich  zu  einem  Gesamtbericht.   Die  Anlage  dieses  Buches 
mit  ihren  verschiedenen  Spalten  und  Rubriken  ist  in  der  Form- 
tabelle (Form.  Nr.  50,  S.  58—59)  dargestellt.    In  diesem  Buche  ver- 
Keller. 

Tagesbericht  Nr.  Datum 


Eingang 

Ausgang 

t» 

f 

0 

c 

Quantität 

s 

1 

C 
CS 

1 

Quantität 

S 

C 

s 

£ 

Branntwein 
in  Flaschen 

1 

0 

G 

g 

1         Branntwein 
«  '         in  Flaschen 

JO  1 

1 

0 

G 

3 

ä 

:t  a 

.2  \'0 

1 

2      •* 

11 

— 

rt 

^ 

& 

s 

'1 

1 
1       1 

1        1 

,     : 

1  1 

•AVio'ViolVt»« 

V...  «^ 

!  ' 

V4,V*0  7*0, V"o 

Vj.» 

t 

1      1 

1 

(Form  Nr.  26) 
i)  Nach    d.    Ges.    v.    12.    VIII.   1899.     (Amtl.  Ausgabe)    Petersb.    1900.     Dazu 
▼enchiedene    Erl&utemngeni    z.    B.  Kosijüschin^    Instruktion    für   Buchhalter    in    den 
Lagern  und  Rektifikationsanstalten.     (Teil  I  und  II.) 
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Keller. 


Tagesberic 

ht  Nr. 

Datum 

Eingang 

Ausgang 

s 

.1 

i 

1 

QuanUtät 

s 

1 

Quantität 

tA 

1 

CQ 

c 

ngen 

1 

3 

*2 

1 

1^ 

2 

'S 

•0 

a- 

< 

1 

Wedro 
Grad 

O 

Ä 

:z; 

1 

Tagesbericht  Nr. 


Keller 


Datum 


E 

mpf 

angen 

Abgeliefert 

S 

s 

e 

■g 

Quantität 

• 

.s 

Quantität 

ff* 

o 

> 

•5 

s 

•5 

1 

t 

'oi 

£ 

"Tvh 

c 

s 

1 

•5 
•5 

PQ 

2 

1 

8 

ä 

•v 
c 

< 

-0 

^ 

0 

c 

3 

z, 

K 

& 

i 

(Form  Nr.  23.) 

Rektifikationsabteilung 
Tagesbericht  Nr.  Datum. 


c 

0 

1 

VB 

^ 

a 
a 

•0 

3            -3 

2 

II 

ä 

C/3    M) 
0   0 

II 

s 

r 

^ 

< 

pf^ 

> 

^1 

'S 

, 

*e 

, 

cS 

_ 

Grad 

(Form  Nr.   29) 


(Form  Nr.  30) 


Rektifikationsabteilung 
Tagesbericht  Nr.  Datum 


Tagesbericht  Nr. 


Aufbewahrungsrai 


Datum 


Eingegangen       Ausgegeben 


U 


2f 

PQ 

TS 


Ü 


Ti 

c 

es 

-o 

tt 

c 

n 

&fi 

C 

^/ 

B 

i 

2 

*3 

1 

0 

c 

3 

c 

1 

0     0  1  c> 

«3  ?5  '-o 

M 

C 

M 

Eingegangen 


Flaschen 


V4V^o:V40  Vi'"0  V^oo 


(Form  Nr.  24) 


Ausgegeben 


Flaschen 


:=  •=  «S 
I 


;V4iV20;V40|Vl0oJ/tOO 


(Form  Nr.  28) 
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Auffüllungsraum 


Tagesbericht  Nr. 

Datum 

Empfangen 

abgegeben 

1 

1  Flaschen  (leer) 

[     , 

j  Branntwein  inFlaschen 

§    .s 

1         '  fl 

11      1      ' 

1 

' 

'   1    1    1    1    : 

^    \% 

1     1     i 

.2   1 

1 

Sl-g 

!     .              1     ' 

hA 

fangen 
BrannI 

elbran 
Spiri 

B 

N 

e 

e 

s 

s 

liefert 
gensta 

1 

^    i         ■     o,     o!     § 

sl 

3j 

■£    =^ 

«•     -^    -iS.      •* 

^!o 

f 

^ 

w 

H 

1 

_.i 

<  • 

1 

1 

Grad 

-  1    i 

1 
1 

1 

i 

,M 

(Form  Nr.   25) 


Aufbewahrungsraum 


Tagesbericht  Nr. 

Datum 

Empfangen 

Abgeliefert 

Begleitschein 

Gegenstand 

Quantität 

1 

Quantität 

Empfangen  von: 

Stückzahl 

Gewicht 

1 

1 

Gegenstand 

Stückzahl 

Gewicht 
Quittung 

1       1 

1 

(Form  Nr.  27) 

zeichnet  man  das  Resultat  des  gesamten  täglichen  Einganges  und 
Ausganges  vom  Spiritus  am  Lager. 

Auch  zum  Zwecke  der  Rektifikation  muss  bei  Empfangnahme 
des  Rohstoffes  eine  besondere  Abnahmekommission  in  Tätigkeit 
treten.  Sie  wird  auf  dem  üblichen  Wege  beim  Akzisedirektor  um 
Entsendung  eines  Aufsichtsbeamten  vorstellig  und  bringt  dieser  Be- 
hörde zur  Anzeige,  welche  Menge  Rohspiritus  zu  rektifizieren  ist, 
wann  und  wo  die  Rektifikation  vorzunehmen  ist. 

Der  von  dieser  Behörde  daraufhin  entsandte  Beamte  hat  bei 
dem  gesamten  Rektifikationsprozess  zugegen  zu  sein  ^).  Der  Rekti- 
fikationsmeister muss  der  Lagerleitung  zunächst  zur  Anzeige 
bringen,   wieviel   Arbeiter   er  voraussichtlich   benötigen  wird;   er 

i)  Verordn.  v.  9.  Nov.  1894,  Fin.-Anz.  1894  N.  47. 
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Rektifikations  anstatt 

Füllungsraum 

1 

Täglicher  Ausgang 

j- 

An  den  Keller  abgeliefert 

1 

'S 

' 

1        Täglicher 

an  Fül- 

1 

1 

V 

.2 

1 

lungs- 
abtei. 

an 
Keller 

C 

o 

c 

V 

n 

T1 

Eingang 

Branntwein 

Tafelbranntwein 

g 

« 

:§§ 

lung 

s 

bA 

C 

c 

zu  40  % 

zu  40% 

1 

füi) 

o 

8  ^ 

VC 

^ 
ä 

1 

1 

Ö 

1 

^ 
«i 

«> 

> 

3  15 

»o 

^ 

n 

P< 

bo 

1 

c 

li 

1 

G 
"5 

c 

c 

je 

B 

C 

5 

3 
•c 

•5, 

C/3 

1 

1 
2 

pq 

2 

c 

c 

2 

S 
•c 

C/5 

1 

B 
B 

3 
C/3 

1 

TS 

z" 

c 

1 

c 

c 

1 

c 

i 

■o 

3 

1- 

l 

c 

cd 

a 

'S 
5 

S 

1 

0 

'  es 

s 

1 

1 

e2' 

hl: 

> 

H 

i 

3 

3 

y3 

i 

1 
,               1 

< 

in 

Grad 

i 

in  Grad 

v* 

V.. 

Vm 

Vi« 

ViOO 

'A 

V.. 

V40'  Vi«« 

1 

1 
1 

1 
1 

1 

1 

l 

1 

ist  für  das  gesamte  Rohmaterial  solange  verantwortlich,  als  der 
Prozess  dauert.  Dem  Meister  ist  vorgeschrieben  ^),  eine  wie  grosse 
Menge  von  reinem  Spiritus  er  aus  dem  ihm  zur  Rektifikation 
übergebenen  Rohspiritus  herzustellen  hat.  Der  Rückstand  darf 
nicht  mehr  als  6  %  der  Rohspiritusmenge  betragen.  Auch  hat 
der  Meister  den  Produktions  Vorgang  zu  buchen  und  die  Menge 
des  dabei  benutzten  Materials  zu  berechnen.  Geht  bei  dem  Rekti- 
fikationsprozesse mehr  als  6  %  an  Rückstand  verloren,  so  haftet 
er  für  den  Wert  des  verloren  gegangenen  Reinprodukts  und  ausser- 
dem für  die  auf  diesem  Produkte  lastende  Akzise.  Zur  Abrun- 
dung  der  Summe  werden  den  Meistern  nicht  nur  ii  (d.  h.  der 
Akzisesatz),  sondern  15  Kopeken  pro  Grad  des  Verlustes  in  Ab- 
zug gebracht*). 

Der  rektifizierte  Spiritus  wandert  in  den  Flaschenauffüllungs- 
raum. Die  Tätigkeit  in  diesem  zerfällt  in  drei  Teile:  zunächst 
werden   die    Flaschen   gewaschen   und  in   den   Füllungsraum  ge- 


i)  Ibidem,  femer  mehrere  Ergänzungen,  bes.  Zirk.  v.  10.  VI.  1897  N.  Il6, 
10.  XII.  1897  ^*  1^9  "•  ^'  ^' 

2)  Zirk.  V.  2.  VIII.  1895  N.  2472,  Fin  -Anz,  1895  N.  33,  ferner  Verordng.  v. 
7.  VI.  1897.    Fin.-Anz.  1897  N.  25. 
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Füllungsraum 


TerkauCsflihigen  Branntwein  und  Spiritus 

TägUcher 
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1 

Form  Nr.  50. 

bracht,  alsdann  wird  die  Füllung  der  Flaschen  vorgenommen,  die 
Flaschen  werden  verkorkt,  versiegelt  und  vollständig  verkaufsfähig 
gemacht;  endlich  werden  die  fertiggestellten  Flaschen  sorgfaltig 
verpackt.  Den  Spiritus  füllt  man  in  Flaschen  von  5  verschiedenen 
Grössen.  Die  Grössen  bilden  folgende  Teile  eines  Wedro :  ^41 
Vao,  V^o,  Vioo  und  7200-  Vor  der  Abfüllung  werden  die  Flaschen 
einer  Revision  unterworfen  und  die  ungebrauchten  beiseite  ge- 
stellt. 

Der  Füllungsprozess  selbst  umfasst  folgende  Sonderteile: 
a)  maschinelle  Auffüllung,  b)  die  Pfropfen  werden  in  geöltes 
Papier  (offic:  »Pergamente)  gewickelt,  c)  Verpfropfung  der  Fla- 
schen, d)  wiederholte  Flaschenuntersuchung,  e)  Beschneidung  der 
Pfropfen,  f)  die  Flaschenspitzen  werden  in  heissen  Lack  getaucht, 
g)  die  Flaschen  werden  gesiegelt  (bei  allen  diesen  Arbeiten  ist 
je  ein  Arbeiter  beschäftigt),  h)  das  Aufkleben  der  Etiketten  (der 
einzige  Vorgang,  bei  dem  zwei  Arbeiter  beschäftigt  sind),  i)  zum 
Schluss  werden  die  so  fertiggestellten  Flaschen  nochmals  geprüft 
und  die  Ueberbleibsel  weggeräumt. 

Das  Produkt  geht  also  während  des  ganzen  Vorganges  durch 
die  Hände  von  10  Personen. 
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Der  geschilderte  Produktionsvorgang  bezieht  sich  auf  die 
Normalflaschengrösse  (7*0  W.),  während  die  grössten  Flaschen 
von  ^/4  W.  am  besten  nur  2  Personen  fertigstellen.  Im  Verpa- 
kungsraum  werden  die  Flaschen  sorgfältig  in  Kisten  verpackt, 
von  denen  jede  nur  Flaschen  gleicher  Grösse  enthält,  die  zu- 
sammen 3  Wedro  Branntwein  enthalten.  Zur  Kontrolle  legt  man 
in  jede  Kiste  eine  Karte,  enthaltend  Namen  und  Nummer  des 
Verpackers,  der  für  die  Verpackung  verantwortlich  bleibt.  Die 
Kisten  werden  mit  dem  Verpackungsdatum  und  der  Lagernummer 
signiert.  Ausser  der  Verpackung  in  Kisten  kommt  mit  Rücksicht 
auf  die  Widerstandsfähigkeit  während  des  Transportes  auch  die 
Verpackung  in  Körben  in  Betracht.  Es  ist  nicht  überflüssig,  die 
Vorteile  und  Nachteile  der  verschiedenen  Verpackungsarten,  wie 
sie  einander  gegenübergestellt  werden,  hier  wiederzugeben.  Die 
Vorteile  des  Korbsystems  sind  folgende : 

1.  Die  Verringerung  der  Kosten  der  Tara. 

2.  Es  ist  unnötig,  hier  besondere  Packer  anzustellen,  da  der 
Kutscher  selbst  die  Flaschen  in  die  Körbe  setzen  kann. 

3.  Es  bedarf  keines  besonderen  Verpackungsraumes. 

4.  Ein  Wagen  kann  bei  Korbverpackung  17 — 20  Wedro,  bei 
Kistenverpackung  nur  12 — 15  Wedro  tragen. 

5.  Es  ist  leichter,  eine  Revision  im  Laden  durchzuführen,  da 
es  hier  nicht  der  unangenehmen  OefTnung  der  Kisten  bedarf. 

6.  Der  Wagenführer  sieht  offen,  in  welcher  Verfassung  er 
die  Ware  erhält,  und  gerät  nicht  mit  dem  Ladenverkäufer  in 
Diffierenzen. 

7.  Die  Flaschen  verstäuben  höchstens  und  werden  nicht  be- 
schmutzt wie  bei  der  Kistenverpackung  durch  Stroh. 

8.  Der  Flaschenverlust  ist  geringer. 

Die   Nachteile  des   Korbsystems  sind  folgende  : 

1.  Es  ist  unmöglich,  diese  Form  bei  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schifftransport anzuwenden. 

2.  Die  Flaschen  können  leicht  entwendet  werden. 

3.  Die  Lagerräume  bei  den  Läden  müssen  erweitert  werden. 

4.  Die  Aufladung  und  Abladung  nimmt  eine  grössere  Zeit 
in  Anspruch. 

5.  Auf  den  Höfen  der  Lager  und  der  Läden  müssen  Schuppen 
errichtet  werden,  da  die  Fuhrwerke  lange  auf  Abfertigung 
warten  müssen ;  dies  verursacht  grössere  Kosten. 
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6.  Die  Wagen  sind  schwerer  zu  entladen,  wenn  ihnen  ein 
Unfall  zustösst. 

7.  Während  eines  Brandes  ist  es  schwieriger,  die  Körbe  aus 
dem  Lagerraum  des  Ladens  zu  entfernen. 

Alle  innerhalb  des  Lagers  auszuführenden  Arbeiten  sind  nach 
Arbeitsdauer,  zulässigem  Materialverbrauch  und  Flaschenverlust, 
wofür  ein  bestimmter  Prozentsatz  festgestellt  ist,  genau  normiert^). 
So  darf  z.  B.  der  Etikettenkleber  nur  5  %  der  ihm  übergebenen 
Etiketten  verderben.  Femer  ist  auch  der  zu  verbrauchende  Lack 
in  ein  genaues  Verhältnis  zum  Auffüllungsmass  gesetzt.  Die  Pro- 
duktion eines  Arbeiters  während  eines  Arbeitstages  von  10  Stun- 
den') hat  sich  wie  folgt  zu  gestalten: 


Flaschengrösse 

(Wedro). 

Bei  der  AuffUUung 
von  Flaschen  hat  er 
aufxufüllen  (Wedro). 

Bei  der  FUm 

reinigung  hat  er 

zustelleo  (W 

:heii- 
fertig- 
cdro). 

Bei  der  Verpackung 

hat  er  zu  verpacken 

(Wedro). 

V* 

Vioo 
V..0 

105 

42 

28 

»3 

6,5 

80 
50 
31 
16 
8 

120 
lOS 

75 
60 

45 

Als  Normalflasche  gilt  die  von  Vio  Wedro.  Andere  Flaschen- 
grössen  reduziert  man  auf  die  Normalgrösse. 

Dabei  steht  die  Produktion  eines  Arbeiters,  der  105  Wedro 
in  74'Flaschen  ausgefüllt  hat,  gleich  der  Produktion  eines  anderen, 
der  28  Wedro  in  Normalflaschen  ausgefüllt  hat.  Somit  entsprechen 
105  ^/i  Flaschen  im  Bezug  auf  die  Arbeitszeit  28  Normalflaschen, 
oder  mit  anderen  Worten: 


ebenso :      i 


2b 

I  Flasche  V*     W.  =  ^  o,a6     Normalflaschen  (d.  h.  ^/n>) 

105  \  I    / 

V«o     *    =  —  =  0,66  » 

42 
28 


>/„,o    >    =  =2,15 

«3 
28 

6T  =  '■'" 


Vitw  .    =  -p. 


1)  Zirk.  V.  12.  I.  1899  N.  323;  Zirk.  23.  VIII.  1900  N.   605,  FA.  1900  N.  36. 

2)  Jetzt  ist  der  Arbeitstag  in  mehreren  Lagern  auf  9  Stunden  beschränkt. 
Die  Prodoktion  darf  jedoch  während  des  9  stündigen  Arbeitstages  der  des  10  stün- 
digen gleich  sein. 
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Bei  der  Flaschenreinigung: 


I  Flasche  «/♦     W.  =  4^  =  0.38      Nonnalflaschcn  (d.  h.  V^o). 

oO 
I  >  V20      »     =  -^—  =  0,62  » 

I  »  Yioo     »      =  -=T-   =    1.93  • 

lo 
I         .        V»oo   .    =  ^  =  3.87 


Bei  der  Verpackung: 

I  Flasche  V4     W.  =  -^  =  0,62 
120 


I 

» 

■/.».  •    =  -g-  =  i.«5 

I 

» 

V.-  .    =  il  =  1,66 

Die  Ausfuhrung  der  Normalberechnung  mag  folgendes  Bei- 
spiel erklären.  In  einem  Lager  sind  10  Arbeiter  bei  dem  FüUungs- 
prozess,  8  im  Flaschenreinigungsraum  und  6  bei  der  Verpackung 
beschäftigt.  Im  Laufe  eines  Tages  sind  fertiggestellt: 

a)  im  Flaschenabfiillungsraum  498  Wedro,  darunter: 

290  Wedro  in  Flaschen  */* 

50        »  »  »         V»o 

120        >  »  »        V40 

30        »  >  »         */io« 

8        »  »  »         7*0« 

b)  alle  diese  Flaschen  (498)  sind  in  Kisten  verpackt  worden. 

c)  Es  sind  ausserdem  an  Flaschen  gereinigt: 

121 20  Flaschen  enthaltend  458  Wedro,  darunter: 


Grösse     Zahl. 

200 

Flaschen 

V*            800 

140 

» 

Vio        2800 

78 

» 

7*0      3120 

26 

» 

Vi  00     2600 

14 

» 

Vioo      2800 

Zu  a)  Es  haben  also  im  Flaschenabfiillungsraum  10  Arbeiter 
fertiggestellt  (reduziert  auf  Normalflaschen) : 

290  X  0,26  +  sex  0,66+  120  +  30X  2,15  +  8  X 4i3  =  327 
Wedro  in  Normalflaschen  oder  32,7  Flaschen  auf  je    i  Arbeiter. 

Die  Normen  sind  in  diesem  Falle  sogar  überstiegen  (32,7 
statt  28  Wedro  in  Normalflaschen). 

Zu  b)    Bei  der  Verpackung  (6  Arbeiter) : 
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290X0,62  +  5oXo,7i  +  120 -f-  30X  1,25+8  X  1,66  =  386 
Wedro,  oder  "•/$  =  64,2  Wedro  in  Normalflaschen  pro  Arbeiter. 

Die  Norm  ist  hier  nicht  erreicht  (64.2  statt  75  Wedro). 

Zu  c)    Bei  der  Flaschenreinigung  (8  Arbeiter): 

200X0,38 +140X62 -f  78 -5- 26X1.93  +  H  X  3.87  =  345  W. 
das  sind  '^^/g  =  43,1  Wedro  in  Normalflaschen  pro  Arbeiter  (statt 
der  vorgeschriebenen  31  Wedro)*). 

Der  in  Kisten  verpackte  Spiritus  wird  in  die  Reservemaga- 
zine oder  direkt  in  die  Läden  gebracht. 

Die  Reservemagazine  werden  an  Orten  errichtet,  die 
zu  weit  vom  Lager  entfernt  sind,  um  die  umliegenden  Läden  mit 
Leichtigkeit  bedienen  zu  können.  Sie  erhalten  den  in  Kisten 
verpackten  Branntwein  auf  eine  Vorratszeit  von  4  Monaten.  In 
dem  gleichen  Zustande,  wie  sie  die  Kisten  von  den  Lagern  er- 
halten, geben  sie  diese  an  die  Läden  weiter.  Solcher  Maga- 
zine g^bt  es  2  Arten,  selbständige  und  u  n  s  e  1  b  s  t  an  dige. 

Die  ersteren  erhalten  den  Branntwein  aus  den  Lagern  der 
Nachbargouvemements,  führen  mit  der  Akziseverwaltung  Rechnung 
und  tragen  für  Verluste  volle  Verantwortung.  Die  unselbständigen 
erhalten  den  Branntwein  aus  den  Lagern  des  Gouvernements,  in 
dem  sie  sich  befinden,  fuhren  mit  ihnen  Rechnung,  und  das 
Lager  trägt  für  etwaige  Verluste  die  Verantwortung.  Dieser 
Typus  des  Reservemagazins  kann  als  ein  Teil  des  Lagers,  das 
räumlich  von  ihm  getrennt  ist,  angesehen  werden.  Die  Maga- 
zine befinden  sich  in  gemieteten  Räumen  und  bestehen  aus  den 
Lagerräumen  für  den  Branntwein  und  der  Wohnung  des  Leiters. 
Zur  leichteren  Kontrolle  der  Reservemagazine  werden  diese  an 
Orten  errichtet,  wo  es  einen  Akzisebeamten  und  eine  Postan- 
stalt gibt. 

Die  Läden  sind  in  gemieteten  Räumen  untergebracht  und 
in  ganz  Russland  gleichartig  nach  dem  vom  Finanzministerium 
vorgeschriebenen  Muster  eingerichtet.  Sie  befinden  sich  meistens 
an  belebten  Strassen,    im  Zentrum    des    kleinen  Städtchens,    an 

i)  Ausserdem  wird  die  Produktivität  des  Lagers  überhaupt  geprüft  (nicht  nach 
Abteilungen).  Die  Produkttvitlt  eines  Arbeiters  darf  betragen  (pro  Tag  in  Wedro 
zu  V«  Flaschen): 

5,66  in  einem  Lager  mit  einem  Umsatz  bis  50,000  W.  jährlich, 
6,00   „       „  „        „         „  „        von     50,000  bis  150,000  W. 

6,33   ..       M  n       .,         „  „  n     150.000    „    300,000   „ 

6,66   „       „  ,.        „         „  „  „    300,000  W.  und  mehr. 
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den  Märkten  etc.  Mit  dem  Laden  ist  die  Wohnung  des  Ver- 
käufers verbunden.  Auch  die  Einrichtung  des  Ladens,  das  Ma- 
terial der  Tische,  der  Fenster  und  Türen  ist  nach  ministeriellen 
Vorschriften  geregelt.  Eine  Schalterwand  trennt  den  Raum  des 
Verkäufers  von  dem  des  Käufers.  Im  Winkel  des  Ladens  hängt 
gegenüber  der  Eingangstür  das  Muttergottesbild  von  dem 
schwachen  Licht  eines  Oellämpchens  beleuchtet.  Der  Käufer  hat 
beim  Eintritt  seinen  Hut  abzunehmen  *).  Auch  eine  Tafel  ist 
angebracht,  die  Ministerialverordnungen  über  den  Branntwein- 
verkauf enthält.  Das  Trinken  im  Laden  ist  verboten,  ein  Aus- 
schanken findet  nicht  statt,  die  Abgabe  erfolgt  nur  in  Flaschen 
gegen  Barzahlung,  zu  einem  Preise,  der  auf  die  Etiketten  aufge- 
druckt ist. 

Den  Verkaufspreis  des  Branntweins  und  des  Spiritus  schreibt 
das  Gesetz  vor,  d.  h.  der  Reichsrat  setzt  den  Verkaufs- 
preis fest  und  veröffentlicht  ihn  in  gleicher  Weise  wie  die  an- 
deren Gesetze.  Da  aber  der  Branntweinpreis  von  der  Marktlage 
abhängt,  so  ist  es  unmöglich,  einen  fixen  Preis  festzusetzen,  und 
der  Reichsrat  beschränkt  sich  darauf,  nur  Maximum  und  Minimum 
des  Preises  zu  normieren.  Dem  Finanzminister  ist  es  freige- 
stellt, den  eigentlichen  Preis,  der  sich  innerhalb  dieses  Rahmens 
zu  bewegen  hat,  für  ein  ganzes  Jahr  zu  bestimmen,  wobei  oft 
für  die  verschiedenen  Teile  Russlands  ein  verschiedener  Preis 
festgesetzt  wird. 

Aus  der  beigefügten  Tabelle  (S.  65)  ist  ersichtlich  wie  weit 
die  Spannung  geht. 

Der  vom  Reichsrat  dem  Finanzminister  freigestellte  Preis- 
rahmen lässt  ihm  in  der  endgültigen  Festsetzung  des  Preises 
grosse  Bewegungsfreiheit.  Dadurch,  dass  die  Behörde  auf  dem 
administrativen  Wege  den  Preis  beliebig  festsetzen  kann  und  in 
dem  Preise  die  Akzise  enthalten  ist,  steht  es  in  ihrer  Willkür, 
die  Steuer  beliebig  zu  erhöhen. 

Die  Preise  für  die  verschiedenen  Flaschengrössen  werden 
ihren  Grössen  entsprechend  festgesetzt  und  zwar  wird  bei  den 
kleinsten  Grössen    eine  Abrundung    auf   eine    Va  Kopeke  vorge- 


i)  Doch  wurde  vor  kurzen  in  Petersburg  ein  Beschuldigter  freigesprochen,  da 
das  Gericht  dem  Laden  den  Charakter  eines  Slaatsinstituts  absprach ;  das  Gericht 
betrachtete  den  Monopolladen  als  ein  Handelsunternehmen  und  erklärte  die  Vor- 
schrift des  Finanzministers  betr.  das  Abnehmen  des  Hutes  als  ungesetzlich.  (»Prawc^ 
—  Das  Recht,  Jur.  Zeitschr.  1901  N.  3). 


6s 


Jahr 


Preis  in  Rub.  pro  Wedro 


Spannung 


fiir  Brannt- 
wein. 


Auf  Grund   v.  Aller- 
I  I    höchst  bestäL  Gut- 

für  Tafel-  für  Spiritus  io   achten    des    Reichs- 
brannt-  Kopeken         ^at».     (Datum  und 

wein.  pro  Grad.  Quelle.) 


1895—96  .Minimum    I  6,40 


1897 

,898—99 
1900 


Maximum 
Minimum 
Maximum 

Minimum 
Maximum 
Minimum 
Maximum 

1903 — 04  :  Minimum 
.Maximum 


9,00 
6,40 
8,00 

6,40  6,40  *) 

8,00  9,00 

6,40 

8        9») 


7  7,40  »)8.40     8  9  10 

I 
8,40  9,40  iij  12  1314 


16,0 


22,5 

16 

20 

16 

20—22,5  *) 
16 

22.5 


20.  XII.  1894  Gesetz- 
samml.  XIV.  N.  11154 
und  I.  h  1896  ibidem 
XVI  N.  12361. 
5.  V.  1897.  Sammlung 
d.  GeseUe  1894  N  64, 
Art.  800. 

8.XII.  1897  U.18.1. 1899 
ibid.  N.  136  Art.  1976. 
28.  XII.  1899  Finanz- 
bote 1900  N.  21. 

17,5  18,5  21  ;  3.  III.  1903.  ibidem 
j  1903  N.  20  S.  349. 

21  23,5  27  I  22.  XII.  1903.  ibidem. 
I  N.  12.  S.  183. 


nommen*).  Ein  besonderes  Gesetz  sieht  eine  Preisänderung 
vor  und  regelt  die  Bedingungen  för  das  Inkrafttreten  der  Aen- 
derung. 

An  Kinder  bis  zu  15  Jahren,  Personen  des  Militärstandes  ') 
sowie  an  Betrunkene  darf  kein  Branntwein  verabfolgt  werden^). 
Die  geleerten  Flaschen  können  in  den  Läden  gegen  Rückem- 
pfang des  im  Preise  mitgezahlten  Flaschengeldes  abgegeben 
werden.  Ehe  der  Verkäufer  das  Flaschengeld  aushändigt,  unter- 
sucht er  die  Flaschen  auf  die  Unverletztheit  der  Flasche  selbst 
und  der  Etikette.  Es  sei  hier  bemerkt,  dass  die  Unverletzt- 
heit der  Etiketten  verlangt  wird,  seitdem  die  Regierung  einge- 
sehen hat,  dass  sie  durch  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  stark 
hinter  das  Licht  geführt  werden  kann.  Es  hatte  sich  nämlich 
herausgestellt,  dass  eine  viel  grössere  Zahl  von  Flaschen 
zurückgegeben  wurde,  als  jemals  mit  Branntwein  herausge- 
geben war*). 


i)  Für  verschiedene  Landetteile. 

2)  Allerh.    bestät.    Gutachten     des   Ministerkomitees    v.    17.  III.  1895.     AUerh. 
best.  GuUchten  des  RR.  v.  22.  IV.  1896.  RGB.  (1901)  Band  V  Art.  568. 

3)  Zirk.  V.  16.  XII.  1902  N.  983  (F.-A.  N.  51),    Zirk.  v.  24.  XII.  1902  N.  990 
(F.-A.  N.  52),  Zirk.  v.  22.  I.  1903  N.  1121.  (Fin.-Anz.  1903  N.  i). 

4)  Zirk.  V.  18.  X.  1899  N.  468  (F.-A.  1899  N.  43). 

5)  Das  »Flaschengeld«,  d.  h.  die  Kaution  für  die  Flasche  ist  bedeutend  höher, 
als  der  Marktpreis  der  Flasche. 

Zeiuchrift  für  die  ges.  Staatswistensch.    Ergäiuungsheft  25.  J 
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Die  Ladenstunden  sind  von  der  Hauptverwaltung  vorge- 
schrieben. Eine  Beschränkung  der  Ladenstunden  findet  am 
Sonnabend,  an  hohen  Festtagen,  an  Kirchentagen  und  an  ihren 
Vortagen  statt.  Am  ersten  Weihnachtstage,  am  ersten  Ostertage 
und  am  Karfreitage  sowie  während  der  Kirchenprozessionen  sind 
sämtliche  Monopolläden  geschlossen.  Die  Regierung  erachtete 
es  auch  für  notwendig,  die  Schliessung  der  Läden  an  solchen 
Tagen  zu  verfügen,  an  denen  grosse  Volksansammlungen  zu  er- 
warten sind;  so  z.  B.  an  Rekrutierungs-  und  Gerichtstagen; 
ferner  in  der  Nähe  von  Eisenbahnstationen,  während  des  Auf- 
enthaltes der  Militärzüge  *).  Die  Eröffnung  und  die  Schliessung 
der  Läden  wird  nach  Vereinbarung  des  Akzisedirektors  mit  dem 
Gouverneur  bestimmt.  In  der  Nähe  von  Kirchen  dürfen  bis  an- 
nähernd 200  Meter  keine  Läden  errichtet  werden  *). 

Ausser  dem  Branntwein  verabreicht  der  Verkäufer  in  dem 
Laden  auch  Streichhölzer  und  Zigaretten,  jedoch  zum  eigenen 
Nutzen.  Von  Staatswegen  verkauft  der  Monopolladen  auch 
Stempelmarken  (von  denen  der  Ladenverkäufer  5  %  erhält)  *), 
Stempelpapiere,  Sparkassenmarken  (von  denen  er  i  %  erhält)*), 
Liköre,  russischen  Traubenwein  und  andere  derartige  von  Pri- 
vaten erzeugte  Getränke,  mancherorts  auch  Broschüren  antialko- 
holistischen  Charakters. 

In  ganz  abgelegenen  Orten  wird  auch  Tee  und  Zucker  im 
Monopolladen  verkauft  *). 

Der  Ladenverkäufer  hat  für  die  rechtzeitige  und  ausrei- 
chende Versorgung  des  Ladens  mit  Getränken  zu  sorgen.  In 
den  grossen  Städten  lässt  das  Lager  selbst  den  Läden  die  benö- 
tigten Branntweinmengen  zugehen  ^).  Andernfalls  entsendet '') 
der  Ladenverkäufer  einen  Wagenführer  nach  dem  Lager  oder  er 
selbst    oder  eines   seiner   Familienmitglieder   fahrt  dorthin.     Das 


i)  Zirk.  der  HVW.  v.  16.  X.  1899  Nr.  465,  Fin.-Anz.  1899,  Nr.  43. 

2)  Ebenfalls    darf  bis    ca.  50  Kilom.  in   der  Nähe  von  Goldgruben  die  Errich- 
tung von  Läden  nur  ausnahmsweise  gestattet  werden. 

3)  Zirk.  d.  F.M.  vom   20.  VI.  1907,  Nr.  1614,  Fin.-Anz.  1907,  Nr.  29. 

4)  Zirk.  der  HVW.  v.  25.  XI.  1899,  Nr.  481,  Fin.-Anz.  1899,  Nr.  49;  Zirk.  v. 
I.  XII.  1900,  Nr.  643,  F.-A.  1900,  Nr.  50. 

5)  Zirk.  v.  26.  VlI.  1902  N.  936. 

6)  Früher  wurde  auch  die  Zustellung  des  Branntweins  an  die  Läden  an   Private 
auf  d.  Submissionswege  vergeben. 

7)  Zirkul.  v.  25.  VI.  1903   N.    1057    (F.-A.  1903  N.  23),    14.   X.  1904  N.  1253 
(F.-A.  1904  N.  42),  Zirk.  v.  17.  I.  1907  N.  1571.  Fin.-Anz.  1907  N.  3. 
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Lager  übei^ibt  dem  Wagenführer  die  verlangten  Getränke  und  be- 
rechnet aut  einem  besonderen  Zettel,  den  es  dem  Verkäufer  durch 
den  Wagenführer  zusendet,  die  Ueberführungskosten.  Der  Ver- 
käufer bezahlt  dem  Wagenführer  nach  Vorzeigung  des  Zettels  die 
ihm  berechneten  Ueberführungskosten  und  behält  den  Zettel  als 
Kassabeleg  für  den  Kassierer  zurück.  Der  Verkäufer  ist  verant- 
wortlich für  den  etwaigen  Verlust  beim  Transport. 

Die  Einnahmen  können  vom  Verkäufer  aufbewahrt  werden, 
wo  es  ihm  beliebt^).  Von  Zeit  zu  Zeit,  aber  nicht  seltener  als 
zweimal  monatlich,  meldet  sich  der  Kassierer  zur  Abholung  der 
Gelder.  Der  Kassierer  kontrolliert  das  Inventar^),  nimmt  rech- 
nungsmässig  die  Kassendeckung  in  Empfang  und  lässt  in  der 
Ladenkasse  etwa  25  Rubel  zurück'),  die  zur  Rückzahlung  der 
Flaschengelder  dienen.  Bei  der  Meldung  im  Laden  zeigt  der 
Kassierer  seine  Legitimation  ^)  vor  und  lässt  beim  Verlassen  eine 
Quittung  zurück,  von  der  in  seinem  Buche  der  feste  Talon  als 
Kopie  zurückbleibt.  Wenn  die  Aufbewahrung  der  Gelder 
dem  Verkäufer  gefahrlich  erscheint,  kann  er  diese,  ohne  den 
Kassierer  abzuwarten,  an  die  nächste  Zahlungsbehörde  (Kasnat- 
scheistwo)  durch  die  Post  übersenden;  er  behält  die  ihm  auf 
speziellem  Formular  ausgestellte  Postquittung  als  Kassenbeleg 
zurück  ^). 

Ausser  den  in  den  Läden  postierten  Verkäufern  sind  noch  Re- 
serveverkäufer vorhanden.  Auf  etwa  30  Läden  entfällt  ein  Re- 
serveverkäufer ®).  Die  Entlohnung  der  Reserveverkäufer  wird  vom 
Akzisedirektor  festgestellt  ^. 

9.  Der  Verkauf  von  denaturiertem  Spiritus  und  Fuselöl  durch 
das  Branntwein-Monopol. 
Der  Verkauf  von  denaturiertem  Spiritus  war  stets  ein  Punkt, 
dem  die  Monopolverwaltung  ihre  besondere  Beachtung  schenkte. 
Dieser  Spiritus  dient  verschiedenen  technischen  Zwecken,  und 
es  war  notwendig,  für  dieses  Produkt  völlige  Akzisefreiheit  zu 
bewilligen.     Zunächst   setzte    die   Verwaltung    denaturierten  Spi- 

1)  Zirk.  18.  VI.  1899  N.  410.   F.-A.  1899  N.  26. 

2)  §  72  d.  Verordn.  ▼.  12.  VIII.  1899. 

3>  Bis  1898  nur  10  Rub.  Zirk.  r.  30.  VI.  1898,  N.  262,  Fin.-Anz.  1898  N.  27. 

4)  Zirk.  18.  VI.  1900  N.  587.  F.-A.  1900  N.  31. 

5)  Zirk.  ▼.  23.  VII.  1905  N.  1383  F.-A.  1905  N.   31. 

6)  Zirk.  V.  16.  I.  1902  N.  822  F.-A.  1902  N.  4. 

7)  Zirk.   I.  III.  1902  N.  856,  Zirk.  v.  16.  IV.  1907  N.  1596. 

5* 
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ritus  nur  an  Lack- ,  Politur-  ^)  und  Essigfabrikanten  ^)  ab.  Sie 
kaufen  Reinspiritus  und  auch  die  Rektiiikationsrückstände  zum 
vollen  Verkaufspreis  und  erst,  wenn  der  Produktionsvorgang  be- 
ginnt, nimmt  der  in  der  Anstalt  anwesende  Akzisebeamte  die 
Denaturierung  vor.  Erst  nach  Denaturierung  des  Spiritus  be- 
kommt der  Fabrikant  die  der  Akzise  entsprechende  Summe 
zurück.  Hierbei  fallen  dem  betreffenden  Fabrikanten  nicht  nur 
die  Kosten  der  Denaturierung,  sondern  auch  der  Unterhalt  des 
Akzisebeamten  zur  Last. 

Für  den  Unterhalt  des  Akzisebeamten  hat  der  Fabrikant 
das  Geld  vorher  an  die  Behörde  zu  entrichten.  Die  Beträge 
sind  gesetzlich  festgestellt  und  richten  sich  nach  der  Produktion 
der  Fabrik. 

Der  Fabrikant  zahlt: 

250  Rubel  jährlich  bei  einem  Umsatz  bis  5000  Wedro") 

500      „  „        „        „  „       von  5000 — loooo  Wedro 

und     50      „  „       für  jede  weitere  10  000  Wedro. 

Von  jeder  Fabrik  muss  dem  Akzisebeamten  eine  freie 
Wohnung  zur  Verfugung  gestellt  werden. 

Der  denaturierte  Spiritus  wurde  aber  sehr  häufig  wieder  ge- 
reinigt. Dabei  verdienten  die  »Fabrikanten«  sehr  viel  (die  Ak- 
zise, d.  h.  4  Rubel  pro  Wedro).  In  den  polnischen  Gouverne- 
ments sind  viele  geheime  Fabriken  vorhanden  gewesen,  die  den 
denaturierten  Spiritus  wieder  reinigten.  Viele  angebliche  Elssig- 
und  Lackfabriken  sind  gegründet  worden,  lediglich  um  den  Spi- 
ritus wieder  zu  reinigen.  Die  Regierung  suchte  das  zu  be- 
kämpfen durch  Erfindung  besserer  Denaturierungsmethoden  und 
dadurch ,  dass  sie  den  denaturierten  Spiritus  zum  Zwecke  der 
Lack-  und  Politurfabrikation  mit  einer  ermässigten  Akzise  (6*/a 
Kopeken  pro  Grad,  statt  1 1  Kopeken)  besteuerte  *).  Jetzt  sind 
auch  die  Formalitäten  und  Pflichten  für  die  Lack-  und  Politur- 
fabriken erleichtert  *). 

Die  Verwaltung    verschloss    ihr  Ohr    dem    laut    werdenden 

i)  Vorscbr.  v.  14.  XII.  1896.    F.-Anz.  1897  N.  3. 

2)  Zirk.  V.  7.  II.  1897  N.  65.  F.-Anz.  1897  N.  7. 

3)  Allerh.  best.  GuUchten  des  RR.  4.  VI.  1898.  Fin.-Anz.   1898  N.  77. 

4)  Allerh.  best.  Gutachten  d.  RRats  v.  27.  V.  1902.  Samml.  d.  Ges.  u.  Ver- 
ordn.  N.  57. 

5)  Verordg.  v.  22.  VI.  1902  (Fin.-Anz.  1902  N.  26),  Zirk.  ▼.  6./7.  IX.  1902 
N.  969  (F.-A.  N.  48). 
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Bedürfnis  nach  denaturiertem  Spiritus  für  den  Hausgebrauch  und 
für  sonstige  technische  Zwecke  aus  der  Befürchtung  heraus,  dass 
der  denaturierte  Spiritus  wieder  gereinigt  werden  könne,  was  auch 
der  Fall  ist^),  und  dass  de*-  keineswegs  wählerische  Säufer  auch 
denaturierten  Spiritus  zu  sich  nehmen  würde*).  Die  Regierung 
war  bestrebt,  einerseits  den  Spiritus  auf  die  beste  Art  zu  dena- 
turieren, andererseits  den  Kreis  der  Benutzer  des  denaturierten 
Spiritus  zu  beschränken.  Die  Art  des  Denaturierens  wird  fort- 
während geändert.  Im  Juni  1903  wurde  ein  internationales 
Preisausschreiben  für  die  Erfindung  einer  praktischen  Denatu- 
rierungsmethode  erlassen  und  der  Preis  auf  50000  Rubel  fest- 
gesetzt. Der  Termin  ging  im  Juli  1905  zu  Ende.  Es  liefen 
^^  Bewerbungen  aus  Russland,  Deutschland,  Frankreich  und 
anderen  Staaten  ein,  von  denen  aber  keine  von  der  Preiskommis- 
sion ')  angenommen  wurde.  Dieser  Beschluss  ist  am  23.  XI.  1906 
vom  Finanzminister  bestätigt  worden^). 

Gleichzeitig  mit  dem  Preisausschreiben  ist  von  dem  tech- 
nischen Komitee  eine  Methode  angenommen  worden,  die  man 
noch  bis  heute  angewendet  hat  \ 

Seit  I.  VII.  1907  wird  folgende  Denaturierungsmethode  des 
Spiritus  angewendet  *) : 


Zum  Absatz  an  versch. 

staatliche  Anstalten. 

Volumenemheiten. 


Zum  AbMtz  an  private  Be- 
nutzer des  Spiritus. 
Volum  eneinheiten. 


Alkohol  (wasserfrei) 
Holzgeist  I 

Pyridinbasen 
Violettfarbenlösang   , 


100 

0,5 
0,1 


100 

5 

I 

0,1 


Man    benutzt    auch    das    Kettonöl    zur    Denaturierung,    für 


i)  Mehrere  Belege  im  Berichte  der  HVW.  1902  Seite  21  ff.  Ferner  bei  Afellnikow: 
aDenat.  Spiritus  und  seine  Bedeutung  für  die    Brennerei«.     (Art.  im  Finanzbote  1903 

S.  547  ff.) 

2)  Ueber   einige    wenn    auch    seltene  Fälle    in  Polen    berichtet  die  Torg-Prom. 
Gaseta  (Handelsztg.)  1907  N.  4. 

3)  Unter  Vorsitz  des  Prof.   Tarnowsky  (Petersb.). 

4)  Amtl.  Bekanntmachung  in  der  Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta   v.  20.   Jan. 
1907.  N.  16. 

5)  AUerh.  best.  Gutacht.    d.  RR.  v.  12.  V.  1903;    Zirk.  v.  23.  I.  1904   N.  687. 

6)  Zirk.  V.  10.  V.  1907  N.  1601,  Fin.-Anz.  1907  N.  20. 
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dessen  Erzeugung  in  Kijew  eine  staatliche  Fabrik  gebaut  wird'). 
Auch  die  Regelung  des  Verkaufs  von  denaturiertem  Spiritus 
hat  mehrfach  Aenderungen  erfahren.  Früher  verlieh  man  das 
Bezugsrecht  von  denaturiertem  Spiritus  nur  an  einzelne  Personen 
und  der  Absatz  des  denaturierten  Spiritus  fand  nur  in  einzelnen 
Monopoiläden  und  Rektifikationsanstalten  statt.  Nach  der  Ver- 
ordnung vom  lO.  V.  1906^)  wird  der  denaturierte  Spiritus  auch 
an  private  Verkäufer  abgesetzt  und  das  Bezugsrecht  ist  viel  zu- 
gänglicher. Durch  die  Verordnung  vom  19.  VIII.  1906^)  wurde 
der  Verkauf  von  denaturiertem  Spiritus  freigegeben;  kaum  einen 
Monat  später,  am  18.  November,  wurde  die  Verordnung  (vom 
19.  August)  aufgehoben  *).  Nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  ver- 
abfolgen denaturierten  Spiritus  die  Spiritusrektifikationsanstalten  und 
die  hierzu  vom  Akzidedirektor  bevollmächtigten  Läden.  Es  wird 
dieser  Spiritus  nur  an  Personen  abgegeben,  denen  die  gleiche 
Behörde  die  Kauferlaubnis  erteilt  hat;  auch  diese  ist  noch  mit 
einem  genau  begrenzten  Quantitätsmass  verknüpft  (nur  bis  15 
Wedro  =  184,5  Liter  jährlich).  Der  von  der  Behörde  genehmigte 
Abnehmer  erhält  ein  Büchlein  mit  Koupons.  Bei  jedwedem  Kauf 
von  denaturiertem  Spiritus  ist  eine  der  verlangten  Menge  ent- 
sprechende Kouponzahl  am  Ladentisch  abzugeben.  Nach  den 
Koupons  kann  die  Akziseverwaltung  kontrollieren,  an  wen  am 
gegebenen  Verkaufsort  denaturierter  Spiritus  abgegeben  worden 
ist.  Da  die  Abgabe  von  denaturiertem  Spiritus  nur  von  Seiten 
derjenigen  Läden  erfolgen  kann,  die  dazu  bevollmächtigt  sind, 
so  muss  derjenige,  der  um  die  Erlaubnis  einkommt,  aus  einem 
nicht  dazu  bestimmten  Laden  seinen  Bedarf  zu  decken,  die  Zu- 
stellungskosten für  jede  einzelne  Flasche  tragen  *).  Die  Erlaubnis 
ist  im  allgemeinen  schwer  zu  erlangen,  insbesondere  für  die  Ein- 
wohner der  kleinen  Städte,  wo  keine  Vertreter  des  Akziseressorts 
vorhanden  sind.  Zur  Zeit  wird  die  Erlaubnis  vom  Akzisedirektor 
erteilt;  bis  1904  wurde  sie  nur  von  der  Hauptverwaltung  (Pe- 
tersburg)   gegeben  ^) ;    aber    die  Hauptverwaltung    sah   ein,    dass 

i)  Torg-Prom.  Gaseta  v.  10.  März  1907  N.  56. 

2)  Zirk.  10.  V.  1906  N.  1477,    FA.  1906  N.  21. 

3)  Bestät.  am  9.  VIII.   1906.  Gesetzsammlung  Art.   1295. 

4)  Amtl.  Bekanntmachung    in    d.   Zeitung    »Okoc    (»das  Auge«)    v.  28.  Oktob. 
1906  N.  48.  • 

5)  Zirk.  V.  7.  V.  1904   N.  1189.    FA.  1904  N.  19;  ferner  Zirk.   v.  16.  III.  1904 
N.  1169. 

6)  Verordg.   v.  18.  VI.  1903.  Artik.  3. 
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dies  zu  schwierig  ist;  die  Anordnung  ist  daher  aufgegeben 
worden  *).  Der  denaturierte  Spiritus  wird  in  denselben  Flaschen 
(Grösse  */4  und  ^/jo  Wedro)  verabfolgt,  in  denen  Branntwein  ver- 
kauft wird.  Die  Zurücknahme  der  Flaschen  erfolgt  zu  den 
gleichen  Bedingungen,  wie  beim  Branntwein.  Die  Stärke  des 
denaturierten  Spiritus  beträgt  90  %,  der  Preis  2  Kopeken  pro 
Grad,  d.  h.  ein  Liter  kommt  auf  31V2  Pfennig  zu  stehen  *). 

Die  Umsätze   des    denaturierten  Spiritus   sind   aus  folgender 
Tabelle  zu  entnehmen  *) : 


1903 


1904 


1905 


Brnttoeitrag 
Ausgaben 


R.  9291,64!    275874,08    I    896545.62 
R.  5710,94  I    260630,93    I    796968,18 


1906 

I  348  347,79 
I  175  246,38 


Reingewinn 


R.  3580.70  I   15243,15    99  577.44 


173  101,41 


Die  Zunahme  im  Jahre  1904  ist  auf  die  freieren  Kaufbe- 
dingungen zurückzufuhren.  Ausserdem  wird  seit  1904^)  der 
denaturierte  Spiritus  zur  Beleuchtung  und  Heizung  der  Lager, 
sämtlicher  Akzisebauten  und  zum  Betrieb  der  Kraftmaschinen  der 
Monopolanstalten  verwendet. 

Die  im Rektifikationsprozess  sich  ergebenden  Rückstände 
kommen  auf  dem  Submissionswege  ^)  zur  Fuselölgewinnung  zur 
Vergebung.  Alle  Kosten  die  aus  dieser  Gewinnung  entstehen, 
fallen  dem  Käufer  zur  Last.  Die  Verträge  zur  Abnahme  der 
Rückstände  werden  mit  dem  Kaufwilligen  auf  3 — 5  Jahre  ge- 
schlossen und  von  der  Hauptverwaltung  bestätigt®).  Ein 
Zehntel  des  Kaufpreises  (des  jährlich  abzunehmenden  Quantums) 
muss  im  voraus  hinterlegt  werden. 

Chemische  und  kosmetische  Fabriken  erhalten 
reinen  Spiritus  zum  ermässigten  Preise  (13  Kopeken  pro 
Grad). 


i)  Zirk.  ▼,  14.  VI.  1904  N.  1210,  Fin.-Anz.  1904  N.  25. 

2)  In  Deutschland  25—28  Pf.  pro  Lit.  Sy'/o. 

3)  Nach  den  »Sammarischen  Uebersichten  etc.«  1905  und  1906. 

4)  Zirk.  T.  13.  IV.   1904  N.  1168,  FtD.-Anx.  1904  N.  12. 

5)  Ordn.  ▼.  25.  IV.  1900.    Zirk.  29.  XI.  1902  N.  978;  ii.  XII.  1904  N. 

6)  AUerh.  heat.  Gutachten  des  RR.  v.  12  V.  1903.  Fin.-Anz.  1901  N.  37. 


1280. 
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Der  Verkauf  ^)  und  die  Herstellung  *)  des  Hartspiritus 
ist  jedermann  freigestellt. 

zo.  Der  Kommissionsverkauf  von  Branntwein. 

Das  Monopol  verkauft  auch  Erzeugnisse  privater  Pro- 
duktion. Ausserdem  setzt  es  auch  seine  eigenen  Produkte  durch 
Private  ab. 

Produzenten,  die  im  Monopolgebiet  ihre  Waren,  wie  Li- 
köre, Meth,  Bier,  Branntwein,  Kognak,  russischen  Traubenwein, 
verschiedene  ausländische  Getränke  etc.  absetzen  wollen,  müssen 
beim  Akzisedirektor  für  jedes  einzelne  Getränk  eine  besondere 
Lizenz  einholen,  oder  bei  der  Hauptverwaltung,  wenn  das  Ver- 
kaufsrecht für  das  ganze  Monopolgebiet  gewünscht  wird.  Die 
in  Kommission  genommenen  Getränke  prüfen  Chemiker  auf  ihre 
Reinheit.  Neben  der  Fabriketikette  und  der  Steuerbanderole  (im 
Falle  ausländischer  Herkunft)  werden  besondere  Monopoletiketten 
angebracht,  ausserdem  wird  über  den  Hals  der  Flaschen  ein 
Steuerband  geklebt;  auf  der  Monopoletikette  wird  der  Kom- 
missionsverkauf besonders  hervorgehoben  und  der  vom  Produ- 
zenten bestimmte  Preis  angegeben.  Die  Preise  brauchen  in 
keinem  Verhältnis  zum  Umfang  der  Flaschen  zu  stehen  ^).  Das 
Monopol  ist  an  diesen  Preisen  mit  lo  %  Provision  für  ausserhalb 
des  Mpnopolgebiets  hergestellten  Branntwein  und  mit  5  %  für 
innerhalb  des  Monopolgebiets  hergestellten  beteiligt.  Die  Pro- 
vision für  den  russischen  Kognak  beträgt  10  %,  wobei  das  Wedro 
nicht  weniger  als  15  Rubel  kosten  darf*),  für  den  russischen 
Traubenwein  5%*).  Bier,  Porter  und  Meth  gelangen  nur  dann 
zum  Kommissionsverkauf  durch  das  Monopol,  wenn  es  einen 
Privatverkauf  dieser  Getränke  am  betreffenden  Orte  nicht  gibt. 
Die  Provision  für  diese  Getränke  beträgt  i  Kopeke  pro  Normal- 
flasche (0,61  1),  der  Verkauf  von  russischem  Trauben  wein  ist  seit 
1901  in  Taurien,  jetzt  aber  überall  mit  Rücksicht  auf  die  Weinbau- 
krise gestattet®).     Alle  Kosten  bis  zur  Verkaufsstelle,    wie  auch 

i)  Zirk.  V.  II.  XII.   1904    N.  1280;    Zirk.    v.  19.    IV.  1907    N.  1597.    Fin.-Anz. 
1907  N.  17. 

2)  Zirk.  8.  XI.  1904  N.  1263. 

3)  Vorschriften  betr.  d.  Kommiss.-Verkauf  v.    11.  IV.   1898,    F.-A.   1898  N.   15. 
Ergänzt  d.  d.  Zirk.  3.  III.  1899  N.  362.  Fin.-Anz.  1899  N.   10. 

4)  Zirk.  V.  7.  V.   1899  N.  395.  Fin.-Anz.   1899  N.  20. 

5)  Zirk.  V.  22.  VI.  1907  N.   161 5.  Fin.-Anz.  1907  N.  26. 

6)  Ebenda  und  Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta  1907  v.  23.  Febr.  (N.  44). 
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die  Führung  besonderer  Rechnungsbücher  fallen  den  Auftrag- 
gebern zur  Last.  Die  Einrichtung  von  Kellern  und  Eisreservoirs 
für  den  Bierverkauf  geschieht  auf  Kosten  der  Produzenten.  Im 
allgemeinen  ist  der  ganze  Vorgang  sehr  kompliziert  und  mit 
vielen  Schwierigkeiten  und  Formalitäten  verbunden. 

Alle  Einnahmen  aus  dem  Kommissionsverkauf  kommen  zur 
Verwahrung  bei  der  nächsten  Zahlungsbehörde,  und  dreimal  jähr- 
lich (15.  Januar,  15.  Mai  und  15.  September)  erfolgt  die  Verrech- 
nung mit  den  Auftraggebern.  Das  Monopol  übernimmt  keine 
Verantwortung  für  die  in  Kommission  verkauften  Getränke.  Ge- 
lingt es  binnen  eines  Jahres  nicht,  die  in  Kommission  übernom- 
menen Getränke  abzusetzen,  so  können  diese  vom  Monopol  an 
den  Auftraggeber  zurückgesandt  werden. 

Der  Kommissions-Umsatz  ist  gering.  Die  Kommission 
betrugt): 


Zahl  der 

Jahr 

Gou- 
vernements 

Umsatz 

1896 

4 

253.735  Rubel 

1897 

>3 

254.456       » 

1898 

20 

704,629 

1899 

35 

520,562      . 

1900 

3S 

628,411 

1901 

43 

937,026      » 

1902 

64 

731.776      » 

1903 

7x 

742,147      » 

1904  ») 

7' 

766,125      » 

1905 

75 

883,887      » 

1906 

75 

1002,458      » 

Der  Kommissionsverkauf  des  staatlichen  Branntweins 
durch  Private  findet  mit  Genehmigung  der  Akziseverwaltung  (des 
Direktors)  nach  Uebereinkunft  mit  dem  Gouverneur  in  verschie- 
denen Wein-  und  Likör-Handlungen,  Büffets,  Restaurants,  Knei- 
pen etc.  statt.  Die  Verkaufsstellen  erhalten  den  Spiritus  aus  be- 
stimmten Monopol-Lagern  (bez.  Reserve-Magazinen),  wobei  jede 
Bestellung  durch  Ausfüllung  eines  besonderen  Formulars  bewirkt 
wird. 

Sie  entrichten  die  vollen  Kosten  des  Branntweins,  und  alle 
3  Monate  ')  (5.  Januar,  5.  April,  5.  Juli  und  5.  Oktober)  werden 
die  Provisionen    ausgezahlt,   nämlich  ^a  Kopeke    pro  Grad   ver- 


i)  Nach  den  »Sammar.  Uebersichtenc. 

2)  Nach  einem  anderen  Berichte  774857  R. 

3)  Verordn.  v.  12.  VIII.  1899  N.  135. 
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kauften  Spiritus,  wenn  die  Entfernung  vom  nächstliegenden 
Lager  nicht  mehr  als  5  Werst  beträgt.  Für  jede  weitere  20 
Werst  tritt  ein  Zuschlag  von  5  Kopeken  pro  Wedro  hinzu.  Für 
den  Tafelbranntwein  wird  eine  doppelte  Provision  gewährt.  In 
Petersburg  vergütet  man  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  an 
Provision  i  Kopeke  pro  Grad  Spiritus  und  Branntwein,  in  Kijew, 
Riga,  Warschau  und  Odessa  ^/^  Kopeke  pro  Grad  Spiritus  und 
Branntwein  ^). 

Die  Zustellung  aus  dem  Lager  nach  dem  Laden  und  der 
Transport  der  leeren  Flaschen  in  umgekehrter  Richtung  fallen  dem 
Kommissionär  zur  Last.  An  jedem  Orte  haben  sich  die  pri- 
vaten Verkaufsstellen  an  die  Verkaufsstunden  der  staatlichen 
Getränkeläden  zu  halten  *).  Ausnahmsweise  kann  der  Akzise- 
direktor einem  privaten  Getränkeladen  (Weinkeller)  längere 
Offenhaltung  genehmigen,  sofern  die  Monopolgetränke  recht- 
zeitig, d.  h.  zu  bestimmten  Stunden,  die  mit  dem  Monopol- 
ladenschluss  übereinstimmen  müssen,  unter  Verschluss  gebracht 
werden. 

Sämtliche  privaten  Läden  haben  den  staatlichen  Branntwein 
zum  festen  Monopolpreis  zu  verkaufen.  Büffets,  Restaurants 
etc.  bekommen  das  Recht  des  freien  Ausschanks  zu  beliebigen 
Preisen,  andere  müssen  dabei  auf  Verlangen  der  Käufer  auch 
ganze  Monopolflaschen  zu  Monopolpreisen  abgeben.  Eine  dritte 
Gruppe  bilden  die  Kneipen,  die  nur  ganze  Flaschen  zum  Mono- 
polpreise im  Ausschank  absetzen  dürfen.  Nur  die  privaten  Ver- 
käufer von  ganzen  Flaschen  zum  Monopolpreise  bekommen  eine 
Provision ;  dagegen  bekommen  sie  nicht  die  Büffets  etc. ").  Zu 
der  ersten  Gruppe  gehören  alle  Bahnhofsbuffets,  die  meisten 
Restaurants  und  relativ  wenige  (6,4  ^o)  einfache  Wirtshäuser. 

Alle  Anstalten  zahlen,  abgesehen  von  kommunalen  Schank- 
steuern  die  staatliche  Lizenzgebühr  '*).  Besondere  Gesetze  regu- 
lieren den  Branntweinverkauf  auf  Dampfschiffen,  die  sich  bald 
im  Monopol-,  bald  im  Nichtmonopolgebiet  befinden  können. 
In  einem  Zirkular  ist  es  erläutert,  dass  diejenigen  Fahrgäste^  die 
das  Trinken    des    von  Privaten    erzeugten   Branntweins  während 

1)  Zirk.  V.  14.  XII.  1899  N.  487.  FA.   1899  ^-  S^- 

2)  StationsbüfTets  sind  im  Bezug  auf  die  Verkaufszeit  frei.  Zirk.  v.  30.  I.  1900 
N.  663. 

3)  Zirk.  V.  22.  IV.  1897  N.  92.  FA.  1897  N.  17. 

4)  Abgestuft  nach  Art  der  Unternehmung  und  Grösse  des  Ortes. 
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der  Fahrt  bereits  begonnen  haben,  dieses  dann  auch  fortsetzen 
können,  wenn  das  Schiff  am  Landungsplatz  im  Monopolgebiet 
liegt'). 

Mit  Genehmigung  des  Akzisedirektors  und  des  Gouverneurs 
können  bei  Festlichkeiten  gegen  die  übliche  Lizenzgebühr  staat- 
liche Getränke  verabreicht  werden.  Unabhängig  von  der  Regu- 
lierung des  privaten  Getränkeverkaufs  ist  der  Verkauf  an  Büffets 
durch  besondere  Bestimmungen  des  Gouverneurs  und  des  Ak- 
zisedirektors geregelt.  Der  Flaschenverkauf  ist  den  Büffets 
untersagt. 

Im  Jahre  1904  gab  es  13512  private  Verkaufsstellen  des 
staatlichen  Branntweins.     Darunter: 


blieben  unbeteiligt  an 

dem    staatlichen    Ge- 

tränkeyerkauf 

Bufiets,  Klubs  und  Restaurants 

5888 

"33 

Weinkeller  (sogen.  »Rheinkeller«) 

1861 

2907 

Schenken 

4949 

776 

Die  Umsätze  des  privaten  Verkaufs    sind  aus  den  folgenden 
Zahlen  ersichtlich. 


Der  Kommissionsverkauf  vom  staatlichen  Branntwein. '). 

Zahl  der 

Zahl  der  privaten  Ver- 

Menge  des  in   diesen  c««,«»^  a^. 
Verkaufsstellen  abge-  1^"°""*  **" 

Jahr 

.      Gou- 

1 

|Temement8 

kaufss 

teilen 

%  der  Gesamt- 
zahl   der  Ver- 
kaufsstellen 

setzten  Branntweins  •)  '  „.,**J^^.„ 

Zahl 

Tausend 
Wedro 

/•          Provision 
der  Gefamt-1     (Rubel) 
zahl          1 

1899 

1       35 

8  5rö  "' 

33>5 

4283          12,8        1  "1484  487^ 

1900 

43 

9  353 

32,4 

4224          11.6        1  1240 130 

190 1 

64 

"559 

30.1 

4972 

10,1        1  1370566 

1902 

71 

12683 

30,8 

5727 

9,2        ,  1562045 

1903 

1       71 

13  216 

3  ".9 

5  947 

8,6           1627256 

1904 

!    75 

13  5" 

32,0 

5  373 

7.7        1  I  461  43« 

1905 

75 

— 

— 

— 

—             1649  641 

1906 

75 

— 

— 

— 

—             1946627 

i)  Zirk.  V.  4.  I.  1897  N.  57.  FA.  1897  N.  2.  Zirk.  v.  27.  V.  1897  N.  108. 
FA.  1897  N.  2. 

2)  Nach  den  >Statist.  Berichten c.  Die  Provision  ist  nach  den  «Summar.  Ueber- 
sichtenc  angegeben. 

3)  Die  Menge  des  durch  Private  abgesetzten  Branntweins  ist  bedeutend  höher. 
Das  Lager  kann  nur  die  Ankäufe  der  Privaten  aus  den  Lagern  buchen,  zwecks 
späterer  Auszahlung  der  Provision.  Sehr  viele  private  Verkäufer  (Büffets,  Re- 
staurants etc.)  bekommen  aber  keine  Provision  und  decken  ihren  Bedarf  in  be- 
liebigen Quantitäten  viel  einfacher  aus  den  Läden.  Diese  Umsätze  bleiben  selbst- 
verständlich unberechnet. 
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Anhang  zum  I.   Abschnitt. 
Die  Pensioosvcrsichcrung  der  AngesteDten  im  MonopoL 

LKe  Arbeiten  im  Monopol  werden  von  einem  zahlreichen 
Dienstpersonal  ausgeführt;  es  ist  daher  von  Wichtigkeit,  dem 
Xonopol  eine  genügende  Zahl  ständiger  Angestellter  zu  sichern. 
Das  erreicht  man  durch  höhere  Löhne  und  bessere  Arbeitsbe- 
dingungen. Die  Hauptverwaltung  suchte  deshalb  die  Lage  der 
Angestellten  immer  besser  zu  stellen  und  hat  zu  diesem  Zwecke 
eine  Pensionsversicherung  *)  der  Angestellten  eingerichtet.  Sie 
tragt  die  Form  einer  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungs- 
gesellschaft, deren  Organisation  die  nachstehenden  Ausführungen 
gewidmet  seien. 

Die  Statuten  dieser  Gesellschaft  sind  nach  dem  Vorbild  der 
Pensions-Versichening  der  Angestellten  bei  den  Staatseisenbahnen, 
«ie  auch  bei  der  »EIxpedition  zur  Anfertigung  von  Stempel- 
papieren« und  anderen  staatlichen  Anstalten  abgefasst  und  aller- 
höchst bestätigt  am  21.  März  1900.  Gleichzeitig  wurden  von  dem 
Staate  zugewiesen: 

a )  f  JT  die  Geschäft^f  jhnmg  der  Verwaltung  jährlich  29  500  Rubel 

b|    *     »  >  jeder  GooTcmeineiits-FOiale 

TahrLch)  2  OOO      » 

c  ■  eine  einmalige  Zaweisang  zur  Anfertigung  der  nötigen 

Drucksachen  (Formalafe,  Mitgliedskarten  etc.)  37  OOO       > 

Obligatorische  Mitglieder  der  Versicherung  sind  früher  alle 
Angestellte  im  Monopol  mit  einem  Gehalt  von  über  120  Rubel, 
mit  Ausnahme  der  über  60  Jahre  alten  und  der  nur  auf  ein  Jahr 
engagierten.     Die  Beteiligung  der  letzteren  ist  fakultativ. 

Seit  Ende  1905  sind  alle  Arbeiter  und  Unterbeamten  durch 
den  kaiserlichen  Erlass  vom  2.  Dezember  1905  von  der  obligato- 
rischen Mitgliedschaft  befreit  worden.  Die  Gründe  dieses  Erlasses 
sind  aus  seinem  Datum  deutlich  ersichtlich. 


i)  RtLvsiach:  Pen&ionskasse. 
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Jedes  Mitglied  hat  beim  Eintreten  in  die  Pensions  Versicherung 
lo  %  seines  Jahresgehaltes  als  Eintrittsgeld  zu  entrichten  (monatl. 
im  Laufe  des  Jahres  einzuzahlen).  Auch  die  monatlichen  Bei- 
träge —  Prämien  —  werden  nach  dem  Gehalt  bemessen ;  es  werden 
zu  Gunsten  der  Versicherung  als  monatlicher  Beitrag  von  dem 
Gehalt  6  %  abgezogen  (vgl.  Forderungsbericht  S.  36).  Bei  der 
Gehaltserhöhung  fällt  auch  die  Erhöhungsquote  im  Laufe  der 
ersten  drei  Monate  der  Versicherung  zu.  Der  Fiskus  als  Arbeit- 
geber zahlt  für  die  Sicherung  seiner  Arbeiter  3  %  ihres  Gehaltes 
(also  Vs  der  Beiträge,  die  Arbeiter  6  ®/o,  d.  h.  '/a). 

Alle  Beiträge  eines  jeden  Mitgliedes,  sowie  die  zu  seinen 
Gunsten  eingegangenen  Beiträge  des  Fiskus  werden  auf  sein  be- 
sonderes Konto  gebucht  und  im  Laufe  der  ersten  15  Jahre  mit 
4^0  verzinst.  Späterhin  steigt  der  Zinsfuss  in  allmählich  zuneh- 
mender Progression,  entsprechend  dem  Alter  des  Mitglieds  (von 
4,3  Vo  1^^'  30  Jahren  an  bis  5,63  "/o  bei  70  Jahren). 

Der  Ertrag  der  Pensionsversicherung  bildet  einen  Reserve- 
fonds, der  jedoch  10  ^/o  aller  Verbindlichkeiten  nicht  übersteigen 
darf.  Der  Ueberschuss  wird  den  Mitgliedern  zu  ihrem  Besten  ge- 
bucht entsprechend  dem  Wert  ihrer  Anteilsrechte,  d.  h.  dem  Ge- 
samtbetrag aller  ihrer  verzinsten  Beiträge  (ihrer  eigenen  sowohl 
auch  der  3  ®/o  der  Regierung). 

Die  Kapitalien  werden  entweder  in  Staatspapieren  oder  in 
Obligationen  der  Städtischen  Kreditvereine  zu  Petersburg  und 
Moskau,  in  Obligationen  der  Städteanleihen,  ferner  auch  in  garant. 
Eisenbahnobligationen  und  Hypothekenpfandbriefen  (von  Privat- 
banken)   angelegt,    ganz   nach  Ermessen  der  Hauptverwaltung^). 

Die  Erteilung  einer  Pension  erfolgt  nach  15  jährigem  Dienste. 
Der  Betrag  der  jährlichen  Pension  wird  nach  einem  sehr  kompli- 
zierten Tarif  berechnet,  indem  man  das  gegenwärtige  Guthaben 
des  Mitgliedes  mit  einem  Koeffizienten  multipliziert,  der  entspre- 
chend dem  Alter  des  Mitgliedes  abgestuft  ist.  So  bekommt  zum 
Beispiel  ein  verheiratetes  Mitglied,  das  mit  30  Jahren  in  die  Ge- 
sellschaft aufgenommen  wurde,  eine  Pension,  die 

1)  §§  21  und  22  d.  Statutes.  In  Obligationen  der  Städteanleihen  —  nur  nach 
Ermessen  des  Finanzministers.  Am  i.  Jan.  1905  belief  sich  die  Gesamtanlage  in 
Wertpapieren'  auf  11,4  Mill.  Rub.  (Kurswert  ]0,i  Mill.  R.)  davon  sind  50^0  in 
garantierten  und  50^/0  in  nichtgarantierten  Papieren  angelegt  gewesen.  Im  allge- 
meinen werden  also  die  Kapitalien  ähnlich  den  der  Staatssparkassen  angelegt.  Vgl. 
darüber:  Migulin^  «der  russ.  Staatskredit«,  Band  III,  Teil  II  S.  3S9,  407;  Herzen- 
stein  »Das  Kreditwesen  und  die  Sparkassen«,  Petersb.  1904  S.  86  ff.  (beide  russisch). 
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bei  einem  zurückgelegten  Dienste  von  1 5  Jahren  ca.  12  Yo 

»»  >  >»20*»I9> 

>»  »  »»25>>     30    > 

»        »  »  »        jp     30        >       »     47    * 

>»  »  **35**7^* 

»        >  »  »        »     38V«    •       »  100    > 

seines  jährlichen  Gehaltes  entspricht  ^).  Ein  lediges  Mitglied  be- 
kommt '/i  dieser  Beträge.  Die  Pension  einer  Witwe  bemisst  sich 
nach  ihrem  Alter,  nach  der  Kinderzahl  und  dem  Guthaben  des 
verstorbenen  Gatten.  Nach  einem  besonderen  Tarif  wird  die 
Pension  für  Waisen  berechnet. 

Beim  Austritt  aus  der  Versicherung  nach  2jähriger  Mitglied- 
schaft werden  die  unverzinsten  Beiträge  zurückgegeben.  Bei 
einem  früheren  Austritt  fallen  die  Beiträge  des  Mitglieds  der  An- 
stalt zu. 

Die  Organisation  der  Verwaltung  der  Pensionsversicherung 
ist  der  des  Monopols  ähnlich. 

Die  Pensionsversicherung  wird  von  Petersburg  aus  auf  Kosten 
des  Fiskus  verwaltet.  In  jedem  Gouvernement  befindet  sich  eine 
Filiale,  die  vom  Akzisedirektor  geleitet  wird.  Ueber  die  Aus- 
gaben der  Kassen,  ihre  Rechnungsführung,  Kontrolle  u.  s.  w.  sind 
genaue  Vorschriften  vom  Finanzministerium  herausgegeben. 

In  der  Hauptverwaltung,  wie  auch  in  den  Gouvernements- 
Akziseressorts  bestehen  besondere  »Komitees  der  Pensionsver- 
sicherung c  unter  Vorsitz  des  Akzisedirektors  (bez.  Chefs  der 
Hauptverwaltung).  Alle  Verwaltungsfragen  werden  in  den  Komi- 
tees erörtert  und  mit  Stimmenmehrheit  entschieden.  Bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  der  Direktor.  Die  Komitee-Sitzungen  sind 
beschlussfähig,  wenn  der  Akzisedirektor  und  noch  2  Mitglieder 
anwesend  sind,  so  dass  also  die  Verwaltungsangelegenheiten  mit- 
unter der  Direktor  allein  erledigt.  Die  Berichte  der  Pensionsver- 
sicherung werden  alljährlich,  mit  der  üblichen  Verspätung  von 
2 — 3  Jahren,  publiziert. 

1904  zählte  die  Pensionsversicherung  als  Mitglieder  von  den 
62  462  Angestellten  49  777,  d.  h.  79,7  7o>  oder  86,6  ®/o  aller  An- 
gestellten mit  einem  jährlichen  Gehalt  von  120  Rubel  an.  Am 
geringsten  sind  die  Arbeiter  beteiligt ;  in  den  verschiedenen  Gou- 
vernements von  2,1%  bis  100  ®/o. 

Es  ist  möglich,  dass  die  Arbeiter  sich  deshalb  weigern,  in 
die  Pensionsversicherung  einzutreten,  weil  das  Risiko,  entlassen 
i)  Vorausgesetzt,  dass  der  Gehalt  im  Laufe  der  Zeit  sich  gleich  bleibt 
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zu  werden,  sehr  gross  ist.  Nach  den  Angaben  des  Berichts  der 
Pensionskasse  für  das  Jahr  1902  lässt  sich  berechnen,  dass  z.  B. 
im  Gouvernement  Moskau  im  Laufe  eines  Jahres  ca.  1000  Ar- 
beiter und  Angestellte  entlassen  worden  sind.  Das  sind  etwa 
36—37^0  aller  Angestellten. 

Der  durchschnittliche  Jahresgehalt  eines  Mitgliedes  betrug: 
1900  1901  1902  1903  1904 

405  Rubel    401  Rubel     39S  Rubel     399  Rubel     405  Rubel 
407       »         416       »         422       >         425       >         437       »      für  Männer 
397       »         353       *        332       »         331       »         328       »       »    Frauen 

Der  Durchschnittsgehalt  eines  Arbeiters  belief  sich  (1904) 
auf  285   Rubel,  einer  Arbeiterin  auf  174  Rubel  jährlich. 

Im  Laufe  des  dritten  Geschäftsjahres  (1902)  sind  an  Pensionen 
(Renten),  an  5623  ausgetretene  Mitglieder  586310  Rubel  ausge- 
zahlt worden.  Das  Guthaben  aller  Mitglieder  belief  sich  (z.  i.  I. 
1905)  auf:  8909397  Rubel. 
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ll. Die  Kuratorien  der  Mässigkeitsvereine. 

I.  Die  Organisation  und  der  Bestand  der  Kuratorien. 

»Der  Kampf  wider  das  veraltete  Uebel  des  Alkoholmiss- 
brauchsc,  schrieb  der  Finanzminister,  »ist  sehr  schwer.  Dazu  ge- 
nügt allein  die  Beseitigung  der  Verlockung  der  Kneipe  nicht,  es 
muss  auch  die  Neigung  zur  Massigkeit  als  Gegengewicht  zur  Ver- 
lockung im  Volke  gefördert  werdenc  'J. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  gleichzeitig  mit  der  Einführung  des 
Monopols  ein  besonderes  Kuratorium^)  errichtet  worden;  seine 
Aufgaben  sind  die  folgenden: 

1.  Aufsicht  über  den  Branntweinhandel, 

2.  Aufklärung  über  die  Schäden  des  Alkoholmissbrauchs 
durch  Veranstaltung  von  Vorträgen,  durch  Herausgabe  und  un- 
entgeltlicher Verteilung  von  Broschüren,  Flugblättern  u.  s.  w. 

3.  Errichtung  von  Teestuben,  Volksvergnügungen,  Theatern. 

4.  Errichtung  und  Erhaltung  von  Kuranstalten  für  Alko- 
holiker. 

5.  Unterstützung  der  Privaten  und  Vereinen,  die  dieselben 
Zwecke  verfolgen  ^). 

Das  Kuratorium  steht  unter  Oberaufsicht  der  »Hauptver- 
waltung der  indirekten  Steuern  und  des  Monopolsc.  In  den 
Gouvernements-Städten  sind  »Gouvernements-Komitees  des  Kura- 
toriums«, in  den  Kreisstädten  »Kreiskomiteest  eingerichtet. 


i)  Zirk.  V.  22.  XII.  1894  N.  2438,   Fin.-Anz.  1894  N.  52.     S.    Anm.   zu  S.  iL 

2)  Der  russ.  Name  dieses  Instituts  lässt  sich  schwer  verdeutschen ;  statt  der 
in  der  deutschen  Literatur  gebräuchlichen  Bezeichnungen:  »Volksnüchternheitspflege- 
amtc  oder  »£nthalt5arnkeits-Komitee<.  »Temperenzgesellschaftc  und  anderen  wird  hier 
überall  diese  Bezeichnung  (Kurat.  der  Mässigkeitsvereine)  gebraucht. 

3)  §  3  «Ics  Allerh.  best.  Statuts  des  Kuratoriums,  RGB.  Band  V  (1901)  Bei- 
lage II  zum  Art.  524. 
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Die  Gouvernements-Komitees  stehen  unter  dem  Vorsitz  des 
Gouverneurs  und  bestehen  aus  folgenden  obligatorischen  Mit- 
gliedern: dem  Vorsteher  der  Geistlichkeit,  dem  Adelsmarschall, 
dem  Vorsitzenden  und  dem  Staatsanwalt  des  Gerichtshofes,  dem 
Vize-Gouverneur,  den  Direktoren  des  Kameralhofes,  der  Akzise, 
des  Kontrollhofes,  des  Domänenressorts,  des  Apanagenressorts, 
dem  Gendarmeriechef,  dem  Vorsteher  des  Stadtrats,  der  höheren 
und  mittleren  Lehranstalten,  dem  Vorsteher  der  Volksschulen, 
der  kirchlichen  Volksschulen,  der  Militär-Bezirksverwaltung,  der 
Semstwo,  dem  Vorsitzenden  der  Bauern-Bank-Filiale  und  endlich 
dem  Medizinal-Inspektor. 

Die  Kreiskomitees  setzen  sich  aus  den  entsprechenden  Vor- 
stehern aller  genannten  Staats-  und  Kommunalressorts  des  Kreises 
unter  dem  Vorsitz  des  »Kreis-Adels- Marschalls«  zusammen. 

Ausser  den  obligatorischen  Mitgliedern  kann  auch  jedermann 
ohne  Unterschied  des  Standes  und  Geschlechtes,  als  »mitwirken- 
desc  Mitglied  auf  3  Jahre  aufgenommen  werden.  Die  letzteren 
haben  jedoch  nur  beratende  Stimme. 

Die  Mitglieder  der  Kuratorien  haben  in  Bezug  auf  die  Kon- 
trolle des  Branntweinhandels  dieselben  Rechte  wie  die  Akzise- 
beamten *) :  freien  Zutritt  in  alle  Verkaufsstellen  von  5  Uhr  vorm. 
bis  9  Uhr  nachm.,  sonst  nur  in  den  vom  Kriminalgesetzbuch  vor- 
geschriebenen Fällen  *). 

Aus  den  »Freiwilligen  Mitgliedern«  des  Komitees  werden 
*  Distrikts- Aufseher«  auf  3  Jahre  gewählt  (nur  Männer) ;  diese  sind 
die  eigentlichen  Vollzieher  der  Verordnungen  der  Kuratorien.  Be- 
amte dürfen  nur  mit  Erlaubnis  ihrer  Vorgesetzten  das  Amt  eines 
Distrikts-Aufsehers  bekleiden  *).  Den  staatlichen  Verkäufern  (in 
den  Monopolläden)   ist   das  Bekleiden  dieses  Amtes  untersagt*). 

Die  Tätigkeit  der  Kuratorien  gestaltet  sich  gemäss  den  Vor- 
schriften des  Finanzministers.  Die  Beschlüsse  werden  in  den  Ku- 
ratorien mit  Stimmenmehrheit  angenommen.  Wenn  sich  der  Vor- 
sitzende oder  der  Akzisedirektor  mit  einem  Beschlüsse  nicht  ein- 
verstanden erklärt,  so  entscheidet  der  Finanzminister. 

i)  Akzisereglement  (1901)  Art.  28. 

2)  Krimm.-Prc»essordnang  Art.  357 — 370. 

3)  Dieses  ist  den  Akzisebeamten  (Zirk.  d.  HVW.  v.  18.  IV.  1898  N.  231),  den 
Fabrik-Inspektoren  (Zirk.  d.  Depart  f.  Handel  und  Industrie  v.  9.  XII.  1897  ^'  33503)> 
den  Steuerinspektoren  (Zirk.  d.  Depart.  f.  direkte  Steuern  ▼.  14.  I.  1898  N.  356)  und 
den  Reichsbankbeamten  (Verordnung  des  Chefs  der  Reichsbank  von  Pleske)  gestattet. 

4)  Zirk.  ▼.  8.  X.  1897  an  die  Vorsitzenden  der  Komitees. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  26.  ^ 
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Die  Veranstaltungen  der  Kuratorien  sind  abgabefrei,  da  ihnen 
der  gewerbliche  Charakter  abgesprochen  wird*). 

Das  Kassen-,  Rechnungs-  und  Kontrollwesen  ist  durch  eine 
besondere  Ordnung  vorgeschrieben  *).  Zur  Bestreitung  ihrer  Aus- 
gaben wird  den  Kuratorien  eine  Summe  aus  den  Monopolein- 
nahmen zugewiesen.  Ausserdem  haben  sie  noch  einige  Einkünfte 
aus  ihren  Veranstaltungen,  freiwilligen  Beiträgen  u.  s.  w. 

Die  Hauptverwaltung  veröffentlicht  jährlich  ausführliche  Be- 
richte über  die  Tätigkeit  der  Kuratorien ;  nur  sind  diese  Berichte 
leider  sehr  veraltet.  Der  letzte,  1907  erschienene,  bezieht  sich  auf 
das  Jahr  1904. 

Seit  August  1903  erscheint  in  Petersburg  ein  offizielles  wö- 
chentliches Organ  »Anzeiger  für  die  Kuratorien«  '),  redigiert  von 
Bogdanow.  Die  Zeitschrift  ist  den  verschiedenen  Fragen  der  Tä- 
tigkeit der  Kuratorien  und  den  bezüglichen  Vorschriften  der  Be- 
hörden gewidmet.  Gemäss  der  Verordnung  des  Finanzministers 
sind  alle  Kuratorien  obligatorische  Abonnenten  dieser  Zeitschrift. 

Nun  einige  die  Kuratorien  betreffenden  Zahlen.  Im  Jahre  1904 
funktionierten  in  ^l  Gouvernements  des  Monopolgebietes  772  Ku- 
ratorien mit  11709  Mitgliedern.  Darunter  waren:  11  160  obliga- 
torische und  549  freiwillige  Mitglieder.  Ausserdem  sind  noch 
218  Ehrenmitglieder  (darunter  29  Frauen)  verzeichnet.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  hat  gegenüber  1903  bedeutend  abgenommen. 

Die  Zahl  der  Distrikts-Aufseher  belief  sich  auf  12071  (1903: 
12  541,  1902:  12880).  Es  entfielen  auf  je  ein  Kuratorium  durch- 
schnittlich*) 14  Distrikts  -  Aufseher.  Diese  rekrutierten  sich  aus 
Geistlichen,  Volksschullehrern,  Semstwobeamten,  Beamten  verschie- 
dener Selbstverwaltungsorgane.  Offizieren  etc. 

Aus  denselben  Ständen  gehen  die  »mitwirkenden  Mitglieder« 
hervor.  Solche  gab  es  1903  durchschnittlich  61  auf  je  ein  Kura- 
torium, 1904  nur  59.  Die  Berichte  geben  auch  nähere  Auskunft 
über  ihre  Verteilung.  Dabei  ist  bemerkenswert,  dass  von  den 
41  218  »mitwirkenden  Mitgliedernc    1903  nur  15736,    d.h.  38,2  7« 


1)  Zirk.  d.  FM.  v.  28.  X.  1896  N.  25694  (an  die  Präsidenten  der  Kamer alhöfe). 

2)  Verordng.  v.  6.  II.   1903;  Zirk.  v.  19.  IL   1903  N.   1016. 

3)  »Westnik  popetschitelstw  o  narodnoi   Treswosti«.     Es  ist  mir  unbekannt,    ob 
die  Zeitschrift  noch  jetzt  herausgegeben  wird. 

4)  Nach  den  Berichten  der  Kuratorien    (Herausgegeben  vom  Finanzministerium) 
für  die  Jahre  1899 — 1904. 
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»aktiv  tätig*  waren,    1904  nur  38,3  %.     Worin  die  Tätigkeit  der 

übrigen  »Mitwirkenden«  bestand,  bleibt  unaufgehellt. 

Aaf  je  ein  (Goavernement-  oder  Kreia-)Karatoriuin  kamen  darchschnittlich : 

Distrikts-Aafseher  Mitwirkende  Mitglieder 

Zahl  der  mit-     davon  tätig     davon  Frauen 
wirkenden  aktiv 

in  Gouv.-K     In  Kreis-K.  Mitglieder 

1901  3  18  68  (— )  6 

190«  4  16  63  (22)  6 

1903  4  16  61  (23)  6 

«904  3  14  59  (22)  6 

2.  Die  Geldmittel  der  Kuratorien. 

Die  Gesamteinnahme  der  Kuratorien  belief  sich  1904  auf 
9066000  Rub.  45  %  davon  entfallen  auf  die  Zuweisung  des 
Staates  (aus  den  Monopoleinnahmen).  Abgesehen  von  den  Zu- 
weisungen des  Staates  sind  die  Einnahmen  aus  den  Veranstal- 
tungen der  Kuratorien  die  wichtigsten.  Das  ergibt  die  nachstehende 
Aufstellung : 


Einnahmeposten : 

1902 

1903 

1904 

Zuweisungen  des  Staates 

S3.0 

51,6 

49>4 

Ertrag  aus  den  Tee-  und  Speiseanstalten 

38.2 

40,2 

4i|6 

9         >     anderen  VeransUltungen 

5.5 

5i4 

5.8 

Beitrüge  der  Mitglieder,  Spenden 

1,0 

0,8 

0.5 

Sonstiges 

2,3 

2,0 

2,7 

Dabei  sind  die  Petersburger  und  Moskauer  Kuratorien  wegen 
ihres  speziellen  Charakters  unberücksichtigt  geblieben. 

Ueber  die  Ausgaben  der  Kuratorien  und  ihre  Verteilung 
gibt  die  folgende  Tabelle  Auskunft  (S.  84). 

Ueber  die  Verwendung  von  vielen  Summen  finden  wir  leider 
keine  Aufklärung,  da  sie  in  den  Posten  »sonstige  Ausgabenc  ver- 
einigt sind.  Doch  ist  aus  dem  Berichte  1904  ersichtlich,  dass  die 
isonstigen  Ausgaben«  hauptsächlich  für  Volkshäuser  verwendet 
werden  (16,8  %). 

3.  Die  Tätigkeit  der  Kuratorien. 

Eine  besonders  fruchtbare  Tätigkeit  der  Kuratorien  ist  wohl 
von  niemanden  in  Russland  erwartet  worden.  Sie  werden  von 
Leuten  geleitet,  die  vor  allem  ausserdem  viele  Dienst-  und  Ehren- 
ämter bekleiden.  Alle  sind  »Tschinowniki«  (Beamten),  die  schwer 
das  Vertrauen  des  Publikums  erlangen  können.    Die  meisten  Mit- 

6* 
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1902 
.    Tau-     7o»"e^ 

1903 
Tau-     */o»"«r 

i9C 

Tau- 

»4 

Ausgabe-Posten 

%  aller 

1    send 

Aus- 

send 

Aus- 

;   send 

Aus- 

, Rubel 
310 

gaben 
37 

Rubel 
334 

gaben 
3.7 

Rubel 
348 

gaben 

Venvaltungskosten 

3.8 

Erhaltung  und  Ausgaben  fiir 

1 

a)  Tee-  und  Speiseanstalten 

1  3676 

43.5 

4145 

45.9 

4060 

44.8 

b)  Lesehallen  und  Bibliotheken 

312 

3.7 

!     383 

4,3 

448 

4.9 

c)  Chöre 

89 

i.o 

'       lOI 

i.l 

X16 

i.3 

d)  Vorträge 

198 

2.3 

1     227 

2.5 

273 

3.0 

e)  Theater 

960 

11.4 

'     839 

9.3 

847 

9.3 

i)  Vergnügungen 

157 

1.8 

284 

3.1 

252 

2,8 

Errichtung  von  Bauten 

1      506 

1     6,0 

1     638 

7.1 

697 

7.7 

Unterstützung  für   andere  Vereine 

199 

2.4 

;    251 

2,8 

222 

2,5 

Sonstige  Ausgaben 

2041 

24,2 

,  1821 

,  20,2 

1 

1800 

19.9 

Zusammen 


100 


8448     I   100        9023        100    I   9063 

glieder  haben  kaum  Zeit,  den  Sitzungen  beizuwohnen;  viele  von 
den  Mitwirkenden  sind  völlig  untätig.  Die  meisten  Komitees 
halten  ihre  Sitzungen  nur  ab,  um  die  Vorschriften  zu  erfüllen.  In 
dem  Berichte  von  1903  kann  man  lesen,  dass  durchschnittlich 
auf  ein  Kuratorium  im  Laufe  des  ganzen  Jahres  7  Sitzungen 
mit  durchschnittlich  9  Teilnehmern  entfielen,  1904  waren  es  6 
Sitzungen  mit  8  Teilnehmern. 

Am  erfolgreichsten  hat  sich  die  Tätigkeit  ^)  der  Kuratorien 
in  der  Errichtung  von  Tee-  und  Speiselokalen  bewährt.  Diese 
werden  sehr  besucht.  Im  Jahre  1903  gab  es  in  71  Gouvernements 
3857,  1904:  3875,  1905:  3598  Tee-  und  Speiseanstalten*)  (ausser 
Petersburg  und  Moskau),  davon  7  %  in  eigenen  (d.  h.  von  den 
Kuratorien  errichteten)  Bauten,  in  den  sogenannten  »Volks- 
häusern« ^). 

Die  Volkshäuser  befinden  sich  meistens  in  den  grösseren 
Städten.  Mehrere  Volkshäuser  sind  mit  Theatersälen  oder  son- 
stigen Lokalitäten  versehen.    In  den  Städten,  wo  es  überhaupt  an 


i)  Nach  den  Berichten  für  1902—04.  Die  2^hlen  für  1905  sind  einem  Artikel 
im  Finanzboten  1907  N.  50,  S.  344  ff.  entnommen. 

2)  Ausserdem  wurden  einige  private  Teehallen  unterstützt.  Darüber  ist  in  den 
Berichten  nichts  angegeben.  In  seiner  Kritik  der  »Tätigkeit  der  Kuratorien  im 
Osten«  bemerkt  der  Finanzminister  (Witte),  dass  oft  einfache  gewerbliche  Teestuben 
von  den  Kuratorien  unterstützt  werden,  »was  den  Aufgaben  der  Kuratorien  nicht 
entspricht«.  («Sammelband  der  Verordnungen  und  Zirkulare  der  HVW.«  Band  I 
S.  345  ff.) 

3)  Mitunter  werden  die  Teestuben  verpachtet  (ebenda  S.  345).  Dieses  System 
ist  zweifellos  als  verwerflich  zu  bezeichnen. 
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Sälen  fehlt,  werden  öfters  die  Volkshäuser  (bez.  Volkstheater) 
für  Opern,  Operetten,  Schauspiele,  Ballets,  Varietes,  ferner  Wahl- 
versammlungen u.  s.  w.  benutzt. 

Von  anderen  Veranstaltungen  der  Kuratorien  sind  zu  nennen : 
Bibliotheken  mit  und  ohne  Lesesäle,  Lesesäle  (ohne  Bibliotheken), 
Volksvergnügungen,  Vorträge  mit  Lichtbildern  und  mit  Musik, 
Bücherläden,  Sängerchöre,  Orchester;  endlich  Heilanstalten  für 
Alkoholiker. 

Bibliotheken  gab  es  1903:  3266,  1904:  3606,  1905 :  41 14. 
Ausserdem  unterstützten  die  Kuratorien  noch  328  von  anderen 
Körperschaften  errichtete  Bibliotheken.  Die  Schwankungen  der 
Zahl  in  den  einzelnen  Gouvernements  sind  ganz  unerklärbar. 

Die  Bibliotheken  finden  sich  meistens  in  Volkshäusern,  Tee- 
lokalen, Fabriken  etc.  Die  Teewirte  sind  öfters  zugleich  Biblio- 
thekare. Besondere  Bibliothekare  waren  (1904)  nur  in  21  %  aller 
Bibliotheken  angestellt.  In  den  Lesesälen  ist  nur  die  Lektüre 
weniger  Zeitungen  gestattet,  ausschliesslich  ultrakonservative,  wie 
„Swjef'  und  ähnliche  liegen  aus.  Hier  werden  auch  die  aus  den 
Bibliotheken  entnommenen  Bücher  gelesen. 

In  den  Städten  sind  die  meisten  Leser  Schulkinder,  seltener 
sind  Arbeiter  in  den  Lesesälen  zu  finden. 

Vorträge  mit  Lichtbildern  fanden  in  6134  Ortschaften  durch- 
schnittlich II  mal  jährlich  statt.  In  vielen  Gouvernements  waren 
sie  jedoch  seltener.  Diese  Veranstaltungen  werden  ofl  durch 
verschiedene  Formalitäten  erschwert.  Die  Vorträge  hält  man 
überall  in  russischer  Sprache  ab  und  sie  sind  darum  in  Polen  z.  B. 
oder  Bessarabien  selten.  Im  Bericht  für  das  Jahr  1899  finden  wir, 
dass  »die  Vorträge  dort  (d.  h.  in  Polen)  nach  den  örtlichen  Be- 
dingungen nicht  gestattet  wurden;  es  wurden  nur  Lichtbilder 
gezeigt  und  kurz  ihr  Inhalt  erklärt«^). 

Die  Themata  der  Vorträge  werden  streng  kontrolliert  und 
die  Auswahl  ist  beschränkt.  8®/o  aller  Vorträge  wurden  (1904) 
antialkoholischen  Thematen  gewidmet. 

Der  Mangel  an  Apparaten  hat  in  mehreren  Kuratorien  (207) 
zu  einer  ständigen  Versendung  der  Apparate  geführt.  Diese 
machen  dann  häufig  ansehnliche  Rundreisen. 


l)  Auch  für  die  Moldauer  (Bessarabien)  wird  russisch  vorgetragen.  Die  ver- 
stehen die  Sprache  gar  nicht.  Vgl.  Stojanow^  Die  nächsten  Aufgaben  der  Kuratorien 
der  Mässigkettsvereine  im  Kreise  Kischinew.    Publ.  Bessarabien  234. 
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An  Broschüren  und  Flugblättern  antialkoholischen  Inhalts 
wurden 

1902  1903  1904 

unentgeltlich  verteilt     61  721  297  087  63  698 

verkauft  90  594  6  322  9  603 

zusammen     152  315  303  409  73  301 

Orchester  gab  es  136,  Sänger-Chöre  994.  Ausserdem  wurden 
verschiedene  Volksvergnügungen  veranstaltet  —  insgesamt  in 
4686  Fällen  (1903:  6648). 

Ueber  die  Heilanstalten  für  Alkoholiker  berichtet  die  Haupt- 
verwaltung, dass  diese  Tätigkeit  der  Kuratorien  ganz  unbedeutend 
ist.  Die  darauf  bezüglichen  Zahlen  tragen  sehr  fragmentarischen 
Charakter.  Von  9  Gouvernements  wird  gesagt,  dass  sie  in  dieser 
Beziehung  »tätig«  waren.  In  den  Finanzberichten  sind  die  Aus- 
gaben »für  Heilung  der  Alkoholiker«  manchmal  enorm.  Es  gibt 
aber  auch  Gouvernements,  die  unglaublich  geringe  Unkosten  für 
diesen  Zweck  verzeichnen. 

Im  Jahre  1903  sind  in  Petersburg 

223  Alkoholiker  behandelt  worden 

im  Gouvernement  Moskau  450  Alkoholiker 

»  »  Saratow  400  > 

»  »  Kijew  1503  » 

»  •  Jekaterinoslaw     502  * 

in  den  4  östlichen  Gouvernements       i  » 

im  Gouvernement  Woronesch        2290  » 

im  Don'schen  Gebiet  65  » 

In  dieser  Hinsicht  scheinen  nur  Moskau  und  Petersburg  etwas 
Greifbares  getan  zu  haben. 

In  Moskau  besteht  ein  Ambulatorium  für  Alkoholiker  seit 
Nov.  1903.  Die  Alkoholiker  werden  von  3  Aerzten  unentgeltlich 
behandelt.  Die  Kur  erfolgt  entweder  durch  Hypnotismus  oder  ver- 
mittelst Arzneien.  Die  unbemittelten  bekommen  die  Arzneien 
unentgeltlich.  Die  Kranken  haben  die  Anstalten  anfänglich  sehr 
oft  zu  besuchen,  dann  immer  seltener  bis  zur  völligen  Genesung. 
Im  Berichte  für  das  Jahr  1903  sind  verzeichnet  450  Kranke  (No- 
vember und  Dezember  1903).  Davon  wurden  230  mit  Arzneien 
und  220  durch  Hypnotismus  kuriert^);  ferner  für  Heilung  mit 
Elektrizität  102  Besucher,    für  Wasserheilung    167  Besucher.     Im 

i)  Bericht  d,  Kur.  1903  S.  30. 


das  kostete 

pro  Person 

überhaupt 

4818  R. 

21,5     R. 

6544  » 

14,5      » 

1644   » 

4,0      » 

5650  » 

3,80    > 

12307   » 

2,50    » 

I    » 

1,0       » 

$06  » 

0,22     » 

0   » 

? 
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Jahre  1904  sind  1750  Alkoholiker  behandelt  worden.  Davon  wur- 
den 950  mit  Arzneien  und  800  durch  Hypnotismus  kuriert.  Die 
ersteren  haben  das  Institut  1884  mal,  die  letzteren  5273  mal  be- 
sucht.    Für  626  Personen  wurde  die  Wasserkur  angewendet. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1907  ^)  besuchten  das  Ambu- 
latorium 4464  Kranke,  davon  zum  ersten  Male  (d.h.  neu  hin- 
zugekommene) 1053  (955  Männer  und  98  Frauen).  Darunter 
waren : 


Trunksüchtige  (Dipsomanie) 

21 

Zofällige  Trinker 

365 

Gewohnheitstrinker 

663 

Säufer 

4 

1053 

Ein  ähnliches  Ambulatorium  besteht  seit  1903  in  Petersburg. 
Im  Jahre  1904  zählte  es  3489  Besucher  (Wiederholungen  sind  mit- 
gerechnet). 7,6  %  aller  Besucher  waren  Frauen ,  der  grösste 
Teil  Personen  von  41  bis  50  Jahren.  Von  je  100  waren  15  Trunk- 
süchtige (Dipsomanie).  Eine  angeerbte  Neigung  zum  Alkoholis- 
mus  sowie  überhaupt  zu  Nerven-  und  Geisteskrankheiten  Hess  sich 
bei  80  %  der  Besucher  bemerken.  Auch  hier  wurden  die  meisten 
psychotherapeutisch  behandelt.  Ueber  die  Wirkung  dieser  Kur  lässt 
sich  vorläufig  nichts  bestimmtes  sagen.  Aus  den  78  länger  als 
2  Monate  regelmässig  kurierten  Kranken  kehrten  18  Personen 
zum  Trünke  zurück,  40  erfreuten  sich  einer  völligen  Genesung 
und  20  gaben  bald  nach  2  Monaten  die  Kur  auf. 

Die  Nachfrage  nach  derartigen  Anstalten  scheint  in  Moskau 
gross  zu  sein.  Im  Annoncenteil  der  Moskauer  Blätter  finden  sich 
Anzeigen  von  mehreren  privaten  Anstalten  und  Kliniken  für  akute 
und  chronische  Alkoholiker  und  für  Heilung  von  durch  Alkoholis- 
mus  hervorgerufenen  inneren  und  Nervenkrankheiten  (Massage, 
Wasser-  und  Elektr. -Heilung),  für  Psychotherapie  des  Gewohn- 
heitstrinkens und  Heilung  durch  Hypnotismus  u.  a. 

Ausser  diesen  Mitteln  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  und 
Förderung  der  Massigkeit  sind  noch  einige  erwähnenswert. 

Rechtsauskunftsbureaux  waren  an  4  Stellen  ^),  an  ebenso  vie- 
len Orten  ein  Arbeitsnachweisinstitut  *)  errichtet.  In  einem  Orte  ist 


i)  AmbaUtorien    für  Alkoholiker    in    Moskau.     Russk.  Wedomosti  N.  162  vom 
17.  Vin.  1907. 

2)  1904  und  1905  schon  an  10  Stellen. 

3)  1904  schon  an  36  und  1905  an  42  Stellen. 
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ein  Kolonialwarenladen,  in  einem  andern  eine  Verkaufsstelle  von 
Holz  und  Kohle  zu  ermässigten  Preisen,  in  einem  dritten  eine 
Sparkasse  errichtet.  Femer :  eine  Postfiliale,  eine  Verkaufsstelle 
von  Saat.  In  einem  Orte  bekam  das  Publikum  elektrische  Kraft, 
in  einem  anderen  wurden  die  analphabetischen  Klienten  zu  mas- 
sigen Preisen  mit  Briefen  versorgt. 

Es  fällt  den  Kuratorien  noch  die  Aufsicht  über  den  gesetz- 
massigen  Verkauf  von  Branntwein  zu.  Diese  ist  eine  ihrer  Haupt- 
aufgaben. 

Dass  die  Kuratorien  in  dieser  Beziehung  wenig  geleistet 
haben,  ersieht  man  aus  der  folgenden  Aufstellung  (zusammenge- 
stellt auf  Grund  von  Angaben  der  Berichte  der  Hauptverwaltung). 

Die  Uebertretnngen  der  das  Monopol  betreff.  Gesetze  sind  enthüllt: 


darunter  Mitglieder 

von  .  .  . 

1  darunter  Mitglieder 

Jahr 

von  ... 
Personen 

der  Kuratorien 

Jahr 

Personen 

der  Kuratorien 

_    2*^^ 

% 

(Zahl) 

Zahl 

% 

'f'Z 

6546 

34 

0,5 

1901   ' 

19831 

102 
147 

o.S 

1898 

"358 

71 

0.6 

1902 

30199 

1  0,4 

1899 

"539 

80 

|o,7 

1903  . 

36136 

211 

1  0,5 

1900 

II  901 

50 

0,4 

1904  ' 

36494 

!       '" 

0,2 

Das  Jahr  1899  ist  also  das  der  höchsten  Anstrengung  ihrer 
Tätigkeit:  von  jedem  Tausend  enthüllter  Gesetzesübertretungen 
sind  sieben  Enthüllungen  den  Mitgliedern  der  Kuratorien  zu  danken. 
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ni.  Das  finanzielle  Ergebnis  des  Monopols. 

I.  Die  Rentabilität  des  Monopols. 

In  der  Einleitung  ist  schon  hervorgehoben  worden,  dass  die 
Getränkesteuern  im  Reichsbudget  eine  bedeutende  Stelle  einnehmen. 
Es  ist  auch  nachgewiesen  worden,  dass  die  Regierung  das  Mo- 
nopol eingeführt  hat,  um  die  Staatseinnahmen  zu  erhöhen.  In 
dem  vorliegenden  Teile  soll  nun  das  Ergebnis  der  Monopol- 
Wirtschaft  einer  Untersuchung  unterworfen  und  geprüft  werden, 
ob  sich  das  Monopol  als  Staatsunternehmen  wirklich  rentiert. 

Diese  Frage  der  Rentabilität  des  Monopols  wird  jetzt  oft  in 
der  russischen  Presse  behandelt,  da  sie,  wie  überhaupt  alle  Finanz- 
fragen, aktuelles  Interesse  bietet. 

Zur  eigenen  Urteilsbildung  machen  sich  allerdings  zunächst 
einige  allgemeine  Bemerkungen  in  Bezug  auf  die  Quellen  und 
Methoden  notwendig. 

Die  von  der  Hauptverwaltung  publizierten  Berichte  sind  un- 
klar und  ungenau.  Oft  findet  man  in  den  Berichten  für  dieselben 
Jahre  die  Zahlen  verschieden  angegeben,  und  es  ist  manchmal 
sehr  schwierig,  das  richtige  zu  erkennen.  Das  trifft  nicht  nur  für 
die  finanziellen  Berichte  zu,  sondern  auch  für  Angaben,  wie  die 
Ladenzahl  oder  die  Menge  des  verbrauchten  Materials,  die  Zahl 
der  Angestellten  u.  a.  Was  die  finanziellen  Berichte  insbesondere 
betrifft,  so  ist  hervorzuheben,  dass  einige  Berichte  der  Hauptver- 
waltung auf  Grund  buchhalterischer  Rechenschaftsberichte,  andere 
auf  Grund  von  Kassenberichten,  andere  wieder  auf  Grund  von 
Berichten  der  Staatskontrolle  aufgestellt  werden. 

Die  Berichte  der  Staatskontrolle  werden  nach  Prüfung  sämt- 
licher Einnahmen    und  Ausgaben  aller  Regierungsressorts  ^)    pu- 

i)  Der  StaatskoDtrolIe  unterliegen  nicht:  Das  Ministerium  des  kaiserl.  Hofes, 
die  ansländischen  Anleihen,  die  Handelsgeschäfte  der  Reichsbank  u.  einige  andere 
Ressorts^ 
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bliziert  und  enthalten  genaue  Angaben  darüber.  Kein  russischer 
Ressortbericht  stimmt  genau  mit  den  Kontrollberichten  überein. 
In  den  Monopolberichten  entdeckt  man  keine  einzige  Angabe,  die 
genau  mit  den  Kontrollberichten  übereinstimmt*). 

Die  Kassenberichte  sind  überhaupt  für  die  Untersuchung  nicht 
verwendbar,  da  sie  über  die  wirklich  vollzogenen  Einnahmen  und 
Ausgaben  berichten,  ohne  Angabe  der  Zeit,  auf  die  sie  sich  beziehen. 

Am  geeignetsten  sollten  die  auf  Grund  buchhalterischer  Re- 
chenschaftsberichte aufgestellten  Angaben  sein ;  diese  wider- 
sprechen aber,  wie  gesagt,  denen  der  Staatskontrolle. 

Bei  allen  Berichten  hat  man  mit  der  Schwierigkeit  zu  kämpfen, 
dass  die  verschiedenen  Posten  nicht  nach  einheitlichen  Prinzipien 
angeordnet,  und  so  in  verschiedenen  Berichten  manche  Posten 
unter  verschiedene  Rubriken  untergebracht  sind. 

Die  Methoden  bei  der  Untersuchung  der  Rentabilität  des 
Monopols  können  von  einander  abweichen.  Die  Hauptverwaltung, 
die  das  Ergebnis  möglichst  günstig  darzustellen  sucht,  benutzt  dazu 
folgenden  Kunstgriff.  In  einer  Spezialausgabe  »Summarische  Ueber- 
sicht  über  die  finanziellen  Ergebnisse  und  die  Hauptumsätze  des 
staatlichen  Branntweinverkaufsc  *),  die  man  auf  Grund  der  Berichte 
der  einzelnen  Gouvernements  aufstellt,  berechnet  sie  die  Brutto- 
einnahmen und  bringt  davon  die  Ausgaben  in  Abzug,  das  Er- 
gebnis stellt  den  Reingewinn  dar.  Ausserdem  vergleicht  sie  die 
auf  diesem  Wege  ermittelte  Nettoeinnahme  mit  dem  Ertrage  der 
Akzise  vor  der  Reform  und  bildet  danach  ihr  Urteil  über  die 
finanzielle  Berechtigung  des  Monopols.  Nach  den  gleichen  Grund- 
sätzen sind  die  Berechnungen  in  der  Jubüäumsschrift  des  Finanz- 
ministeriums aufgestellt ').  Sie  basieren  auf  denselben  Berech- 
nungen der  »summarischen  Uebersichtc. 

Der  Bruttoertrag  belief  sich  (1906)  auf  696  848  721  Rubel,  die 
Ausgaben  auf  190456832  Rubel,  und  somit  der  Nettobetrag 
506  391  889  =  73  %   des  Brutto-Ertrages  *). 

i)  Dieses  kommt  daher,  weil  die  Staatskontrolle  ihre  Berichte  nur  auf  Grund 
der  richtig  befundenen  Beweisstücke  aufstellt.  Ferner  stellen  die  Ressorts  und  die 
Kontrolle  ihre  Berichte  nach  ganz  verschiedenen  Schemen  auf.  Dann  ist  jede  Unter- 
suchung und  Prüfung  der  Zahlen  ausgeschlossen. 

2)  Auszüge  sind  in  den  »Bulletin  Russe  de  statistique  financierec  sowie  in  den 
»Bulletin  de  statistique  et  de  l^gislation  compar^ec  zu  finden.  [Der  letztgenannten 
1906  I.  p.  338,   1903  II.  351,  1902  II.  p.  218] 

3)  »Das  Finanzministerium  1802 — 1902«. 

4)  Nach  den  »Summarischen  Uebersichten«. 
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Die  Verwaltung  berechnet  diese  Zahlen  pro  Wedro  des  Um- 
satzes (85  466  897  Wedro). 

Rubel  Kopeken 
Es  belief  ach  die  Brattoeinnahme  pro  Wedro  auf            8  16 

die  Ausgabe  9         »         »  2  93 

der  Nettoertrag  »         >         »  5  93 

Zu  einer  richtigen  Beurteilung  der  Rentabilität  des  Monopols 
müssen  die  in  den  Berichten  angegebenen  Ausgaben  des  Mono- 
pols ergänzt  werden. 

Dort  fehlen  folgende  Posten : 

1.  Verzinsung  (bez.  mit  Amortisation)  der  im  Monopol  investier- 
ten Kapitalien: 

a)  der  Ausgaben  des  Staates  zur  Einfuhrung  des  Monopols, 

b)  der  Entschädigungen  für  diejenigen  Personen,  die  bei  der 
Einführung  des  Monopols  benachteiligt  wurden. 

2.  Verluste  des  Fiskus  aus  den  früheren  Getränkesteuern*): 

a)  Fabrikatsteuer  (Akzise). 

b)  Lizenzgebühren  der  früheren  privaten  Unternehmungen. 

c)  Zuschlagssteuer  für  die  aus  dem  Spiritus  erzeugten  Spiri- 
tuosen (Liköre  etc.). 

d)  Erträge  aus  dem  Propinationsrechte   in  den  polnischen 
Dörfern. 

3.  Verschiedene  Ausgaben,   die  sich  auf  das  Monopol  beziehen 
(erweiterte  Akziseverwaltungskosten  u.  s.  w.). 

Leider  gestaltet  sich  die  Feststellung  aller  dieser  Posten  sehr 
schwierig,  mitunter  ist  sie  unmöglich. 

I.  a)  Die  zur  Einführung  des  Monopols  verausgabten  Kapi- 
talien stehen  in  den  Berichten  unter  den  Posten:  »Zur  Einführung 
des  Monopols  in  N.  N.  Gouvernements«,  so  dass  man  nicht  darüber 
klar  werden  kann,  worin  die  Ausgabe  besteht,  inwieweit  es  sich 
hier  um  Beschaffung  von  stehendem  oder  umlaufendem  Kapital 
handelt.  Femer  werden  seit  Einführung  des  Monopols  neue  Aus- 
gaben für  Anlagen  und  Bauten  (wenn  es  sich  nicht  um  sehr 
grosse  Ausgaben  handelt)  unter  laufenden  Ausgabeposten  »Re- 
paraturen« gebucht.    In  dieser  Untersuchung  berechne  ich  deshalb 


l)  Hier  sind  nur  die  Verluste  angegeben,  die  man  wenigstens  annähernd  richtig 
berechnen  kann.  Sehr  viele  andere,  w.  z.  B.  Verluste  an  Lizenzabgaben  von  Bier 
und  Weinhandlungen,  die  die  Monopolpolitik  verdrängt  hat  u.  and.  sehr  bedeutende 
sind  hier  unberechnet.  Es  handelt  sich  überhaupt  nicht  um  eine  sehr  genaue  Be- 
rechnung, sondern  vielmehr  um  eine  Hinweisung  auf  die  Fehler  der  offiziellen  Angaben. 
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nur  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals  mit  5  ^/o  (Posten :  »zur 
Einführung  des  Monopols <  u.  s.  f.)  und  keine  Amortisation^). 

b)  Zu  diesem  Punkte  ist  es  nötig,  einige  knappe  Erklärungen 
zu  geben. 

Vor  der  Einführung  des  Monopols  waren  gesetzlich  aner- 
kannt die  Schankabgaben  (Traktier -Abgaben)  zum  Besten  der 
Städte  Verwaltungen  *),  der  Landschaften  (Semstwo)'),  Dorfge- 
meinden und  der  Grundbesitzer  (in  einigen  Teilen  Russlands). 

Mit  der  Einführung  des  Monopols  sind  diese  Rechte  aufge- 
hoben worden*). 

Die  Städte  und  Semstwos  erhalten  als  Entschädigung  für  ihre 
ehemaligen  Einkünfte  eine  jährliche  Zuweisung  aus  den  Monopol- 
einnahmen, die  dem  fünfjährigen  Durchschnitt  ihrer  früheren  Ein- 
künfte entspricht.  Diese  Beträge  werden  als  jährliche  Geschäfts- 
ausgaben des  Monopols  gebucht  und  kommen  also  hier  nicht  in 
Betracht. 

Die  Verluste  der  Dorfgemeinden  an  ihren  ehemaligen  Ein- 
nahmen sind  gänzlich  unberücksichtigt  geblieben. 

Die  Einkünfte  der  Grundbesitzer  beruhten  auf  dem  sogenann- 
ten Propinationsrecht,  d.  h.  der  ausschliesslichen  Brenn-  und 
Schankgerechtigkeit  innerhalb  ihres  Gutes.  Dieses  Recht  war  ge- 
setzlich für  Bessarabien  und  die  westrussischen  (polnischen,  lit- 
tauischen  und  baltischen)  Gouvernements  anerkannt*).  Schon 
längst  ist  dieses  Recht  von  der  Regierung  als  veraltet  erklärt  und 
seine  Aufhebung  schon  1866  beschlossen,  doch  erst  zur  Zeit  der 
Einfuhrung   des  Monopols  durch  den  Ukas  vom  29.  April  1896*) 

i)  Zur  Berechnung  der  Amortisation  könnte  man  auch  die  Angaben  der 
»Summarischen  Uebersichtenc  über  das  Inventar  verwenden.  Aber  diese  Berech- 
nung   ist    überhaupt    sehr    ungenau,    deshalb   lasse    ich  es  beiseite. 

2)  Städteordnung  Art.  131  und   132  (RGB.  Band  II  1892). 

3)  Regl.  betr.  die  Landesabgaben  (RGB.  Band  IV.  1890)  Art.  3  und  53  (V). 
Ferner:  >zeitweilige  Verordnungen  betr.  die  Semstwoabgaben«  (1890)  Art.  5—8. 
Ausserdem  bestanden  früher:  eine  Zuschlags-Lizenz-Gebühr  z.  Besten  der  polnischen 
.Städte.  (Ges.  v.  21.  Apr.  1870),  —  $0^0  der  Lizenz-Gebühr  und  z.  Besten  der 
Gemeinden  für  Wegebau  10® /o  (GeseU  v.  27.  Dez.  1878). 

4)  Monopolreglement  Art.  VIII. 

5)  RGB.  V.  Akzisereglcm.  (1893)  Art.  18  (10)  414,  420,  421,  594—597;  RGB. 
(1876)  IX.  322.  Näheres  über  das  Propinationsrecht,  seine  Entstehung  und  Geschichte  in 
Russland  —  im  russisch.  Brockhauslexikon  Art.  »Propinationsrecht«  von  Lasarewsky 
[Band  XLIX.  S.  453  ff.],  ferner  das  Buch  von  Pryshowi  Die  Geschichte  des  »Kabaks« 
(der  Schenke)  in  Russland.    Petersb.   1868. 

6)  Sammlung  d,  Gesetze  u.  Verordn.  1896  N.  77  Art.  839. 
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verwirklicht  worden.  Der  gleiche  Ukas  bestimmt  auch  die  Art 
und  Weise  des  Schadenersatzes  für  diejenigen,  denen  das  Propi- 
nationsrecht  entzogen  worden  ist.  Man  hat  zur  Prüfung  der  Rechte 
der  Bewerber  besondere  Kommissionen  eingesetzt,  die  auch  den 
Wert  des  Propinationsrechtcs  und  den  zu  ersetzenden  Betrag  fest- 
stellen. Der  letztere  muss  dem  20  fachen  Jahresertrag  aus  der 
Ausübung  des  Propinationsrechtcs  gleich  kommen ;  als  der  durch- 
schnittliche Jahresertrag  ist  der  der  letzten  5  Jahre  anzunehmen. 
Ausserdem  wird  den  Betreffenden  diese  Entschädigung  für  die 
Zeit  von  der  Aufhebung  ihrer  Rechte  ab  bis  zum  Tag  der  Aus- 
händigung des  Geldes  mit  4^/0  verzinst.  Die  Entschädigungen 
sind  sehr  gross.  Die  Propinationsrechte  sind  noch  bis  heute  nicht 
ganz  abgelöst;  der  Voranschlag  1907  enthält  in  seinem  ausser- 
ordentlichen Teil  den  Posten:  »Ausgaben  für  den  Loskauf  der 
Propinationsrechte« : 

für  polnische  Gouvernements  700  000  Rubel 

für  die  Suunmgutsherren  der  baltischen  Gouvernements  3  300000       » 

Summe  4  000  000  Rubel 

Auch  der  Voranschlag  1908  weist  einen  Betrag  von  3680000 
Rubel  auf*). 

Die  eben  besprochenen  Entschädigungen  (für  die  Propinations- 
rechte) sind  als  in  der  Unternehmung  angelegte  Kapitalien  zu 
behandeln  und  müssen  daher  verzinst  werden. 

Die  im  Monopol  angelegten  Kapitalien  sind  aus  der  Tabelle 
S.  94  ersichtlich. 

2.  a)  Was  die  Verluste  an  Fabrikatsteuern  betrifft,  so  sind  diese 
leicht  annähernd  richtig  zu  ermitteln,  durch  Multiplikation  der  vom 
Staate  verkauften  Spiritusmenge  mit  dem  betreffenden  Akzise- 
satz *).     Wir  erhalten  auf  diese  Weise  folgende  Zahlen : 

Tausend  Rubel  Tausend  Rubel 

1895  11801,0  1900   152359,8 

1896  35267,4  1901   215690,8 

1897  53227,8  1902   277099.0 

1898  122783,4        1903   307  003;9 

1899  i35  955»5        1904   309371.4 

1905   330 163,6 

i)  Erläuterung  des  Finanzministers  zu  den  Voranschlägen. 

2)  D.  h.  10  Kop.  pro  Grad  für  die  Zeit  1895  bis  16.  VIII.  1900.  Seither  mit 
I]  Kop.  (auf  Grund  des  allerh.  best.  Gutacht.  d.  RR.  v.  6.  VIII.  1900).  Hier  ist 
der  Verlust  an  Akzise  für  die  verbrauchte  Menge  berechnet,  nicht  aber  für  die  Ge- 
samtproduktion. Die  Differenz  ist  sehr  gross  (Leckage!),  kann  aber  nicht  ermittelt 
werden.  1904  belief  sich  die  Leckage  allein  bei  der  Rektifikation  und  Auffüllung 
des  Branntweins  auf  5,l'/o  des  Umsatzes!! 
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b)  Viel  schwieriger  ist  die  Feststellung  des  Verlustes  an 
Lizenzabgaben.  Dieser  Betrag  steht  nicht  in  unmittelbarem  Ver- 
hältnis zu  der  Verbrauchsmenge  und  hängt  allein  von  der  Zahl 
der  Betriebe  ab. 
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Kaschkarow  empfiehlt  für  die  Berechnung  folgende  Methode : 
er  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  die  Summe  der  jetzt  zu 
erzielenden  jährlichen  Lizenzabgaben  der  Brennereien  und  pri- 
vaten Verkaufsstellen  sei  der  in  demselben  Gouvernement  früher 
jährlich  erzielten  Lizenzeinnahme  gleich ;  die  sich  hieraus  ergebende 
Differenz  mit  den  jetzigen  Einnahmen  müsste  dann  annähernd  die 
Verluste  der  Regierung  an  Lizenzabgaben  darstellen. 

Offenbar  entspricht  die  Berechnung  der  Wirklichkeit  am 
wenigsten,  da  sie  auf  der  Voraussetzung  beruht,  dass  die  Erträge 
unverändert  geblieben  wären.  Nach  dieser  sehr  komplizierten 
Methode  sind  von  Kaschkarow  *)   die  Verluste  des  Fiskus  in  den 

i)  Die  Kosten  der  Einführung  des  Monopols  sind  hier  auf  Grund  der  Angaben 
der  Berichte  berechnet  (»Zur  Einführung  d.  Mon.c).  Für  die  Jahre  1899— 1905  stehen 
mir  genauere  Berichte  zur  Verfügung.  Auf  Grund  von  deren  Angaben  lässt  sich 
die  Kapitalanlage  genauer  berechnen  (Klammem).  Um  alle  Angaben  für  die 
ganze  Periode  vergleichbar  zu  machen,  verwende  ich  in  Folgendem  die  amtlichen 
Zahlen. 

2)  I  n  k  1  u  s.  Kosten  der  Kommissionen  elc. ;  e  x  k  1  u  s.  die  Zinsen  für  die  noch 
auszuzahlenden  (1907,   1908)  Summen. 

3)  Kaschkarow y  Band  I.  S.   187. 
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Jahren  1895 — ^901  berechnet;  ich  ergänze  die  Aufstellung  mit 
den  auf  dieselbe  Weise  ermittelten  Zahlen  für  1901 — 1904.  Die 
Berechnung  ist  dadurch  erschwert,  dass  in  den  Berichten  der 
Hauptverwaltung  manchmal  die  Zahlen  nicht  nach  Gouvernements, 
sondern  nach  ganzen  Gebieten  zusammen  angegeben  werden, 
z.  B.  » Westsibirien  €  oder  »Kaukasus«  *). 

Die  bei   dieser  Berechnung   sich    ergebenden  Verluste    gibt 
folgende  Tabelle  wieder: 


Jahr 

1895 
1896 

1897 

1898 


Verlust 

189,1       i| 
2512.8       ' 

3991.0       ' 
5390.8 


Jahr 

1899 
1900 
1901 
1902 


Verlast 


5  512.9 

7  070,6 

11435.6 

12248.7 


Jahr 

1903 
1904 
1905 


Verlast 


12351.4 
12  527.7 
12  688.1 


c)  Die  Verluste  aus  der  Zuschlagssteuer  für  die  aus  dem 
Spiritus  erzeugten  Spirituosen  lassen  sich  leider  auch  nicht  an- 
nähernd ermitteln.  Das  Monopol  hat  die  Fabrikation  von  Spiri- 
tuosen verdrängt,  und  jetzt  bestehen  nur  noch  wenige  Fabriken. 
Der  Verlust  ist  jedoch  bedeutend  (1893/4  sind  231  Fabriken  im 
Betrieb  gewesen,   1903/4  nur  88). 

d)  Ausser  den  oben  angeführten  Propinationsrechten  der  Guts- 
herren bestand  in  Polen  noch  ein  Propinationsrecht  der  Dörfer. 
Bei  der  Bauernbefreiung  in  Polen  (1864)  ging  das  Propinations- 
recht auf  -dem  bäuerlichen  Territorium  allerdings  von  seinen 
früheren  Besitzern  (den  Gutsherren)  an  die  Dorfgemeinden  über; 
die  Regierung  hat  sich  aber  die  Erträge  aus  diesem  Propinations- 
recht für  die  Zeit  von  1864  bis  1906  vorbehalten*).  Das  Recht 
verpachtete  sie  meistens  an  die  Grundbesitzer  und  erzielte  eine 
Einnahme,  die  jetzt  mit  Einführung  des  Monopols  dem  Fiskus 
verloren  gegangen  ist.    In  den  80  er  Jahren  betrug  die  Einnahme 


i)  Hier  sind  deshalb  einige  Teile  Asiens  unberücksichtigt.  In  einem  Buche 
▼OD  fV,  Noraw  »das  Monopol  im  Lichte  der  Statistik«  (das  mir  leider  erst  nach 
Vollendung  meiner  Arbeit  bekannt  worden  ist),  weist  der  Verfasser  mit  Recht  darauf 
hin,  dass  Kasehkartrun  Berechnung  noch  einen  Fehler  begeht.  Kurz  vor  Einführung 
des  Monopols  haben  die  Lizenz-Einnahmen  stark  abgenommen.  Infolgedessen  ist 
Kaschkttrcw%  Berechnung  der  Verluste  zu  niedrig.  Mir  fehlen  die  nötigen  Angaben 
über  die  früheren  Einkünfte»,  um  die  Berechnung  zu  ergänzen. 

2)  Akziseregl.  (1887)  Art.  530  und  531 ;  >Zeitweilige  Verordn.  betr.  d.  Brannt- 
weinrerkanf  auf  den  Bauemansiedlungen  in  Polenc  von  7.  VI.  1866  mit  vielen 
späteren  Novellen. 
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rund   bis    500  (xx>  Rubel.     (1873 — 1883    durchschnittlich  pro  Jahr 
4556cx>  Rubel,  1897:  335851  RubeP)). 

Da  ich  für  die  letzten  Jahre  keine  genauen  Zahlen  habe,  so 
bringe  ich  auch  diesen  Verlust  von  den  Monopoleinnahmen  nicht 
in  Abzug. 

3.  Die  Hauptverwaltung  bezieht  auf  das  Monopol  nur  die 
Verwaltungsausgaben  für  diejenigen  Angestellten  in  den  Akzise- 
ressorts, die  sich  nur  mit  Monopolangelegenheiten  beschäftigen. 
Die  Hauptverwaltung  hält  es  für  selbstverständlich,  dass  der  Unter- 
halt der  eigentlichen  Akzisebeamten  nicht  auf  Konto  des  Mono- 
pols gestellt  wird. 

Das  ist  aber  unrichtig.  Zwar  bestand  die  Akziseverwaltung 
auch  früher  und  hätte  auch  ohne  das  Monopol  bestehen  müssen, 
doch  war  sie,  indem  die  Monopolverwaltung  ihr  unterstellt  wurde, 
bedeutend  zu  erweitern  und  auszubauen. 

So  wurden  ausgegeben: 

1893  1905 

An  Verwaltungskosten  überhaupt :  14  796  ocx>  24  383  000 

darunter  für  die  Hauptverwaltung:  205000  634600 

für  die  Akziseressorts  3660000  il  184600 

Es  ist  unmöglich,  unter  den  Ausgaben  der  Akziseverwaltung 
(Hauptverwaltung,  Gouvernements-  und  Kreisressorts,  technisches 
Komitee,  Akzisekontrolleure,  Akzisepolizei  an  der  preussischen 
Grenze)  diejenigen  auszuscheiden,  die  unmittelbar  durch  die  Ein- 
führung des  Monopols  verursacht  sind  ^).  Seit  jenem  Zeitpunkte 
hat  sich  auch  sonst  die  Arbeit  der  Akzise  stark  vergrössert  und 
es  wäre  falsch,  die  Erhöhung  der  Verwaltungskosten  lediglich 
dem  Monopol  zuzuschreiben.  Die  Einnahmen  aus  allen  der  Akzise 
unterliegenden  Fabrikatsteuern  sind  beträchtlich  gestiegen,  und 
deshalb  erscheint  eine  Vergrösserung  der  Unterhaltungskosten  der 

i)  Bericht  des  Depart.  f.  indirekte  Steuern  1883,  ferner  Bericht  der  Haupt- 
verwaltung f.  ind.  St.  und  das  Branntweinmonopol   1899.    S.  39  (Anmerkung). 

2)  Unter  den  Ausgabeposten  der  Akziseverwaltung  finden  sich  solche,  die  man 
ohne  Anstand  in  die  Monopolberichte  übertragen  dürfte;  z.  B. :  l.  Beiträge  für  die 
Pensionsversicherung  der  Angestellten  im  Monopol;  1900  ca.  33 $000  R.,  1901 
549000  R.,  1902  491000  R.,  1903  535000  R.  2.  Stipendien  in  den  Lehranstalten 
für  die  Kinder  derjenigen  Beamten,  die  bei  der  Einführung  des  Monopol  >be8ondere 
Dienste  gelebtet  haben c  :  1902  und  1903  zu  12  000  R.  3.  Der  Pavillon  des  Monopols 
auf  der  Pariser  Weltausstellung,  1900:  224  300  R.  4.  Gratifikationen  (an  Beamte)  bei 
der  Einführung  des  Monopols  —  1901:  96000  Rub.  und  viele  andere....  Im 
Berichte  1904  sind  derartige  Ausgaben  richtig  gebucht.  (Die  unter  i.  angegeboaen 
Zahlen  sind  nach  den  Berichten  der  Pensionsversicherung  geprüft.) 
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Akzise  ganz  natürlich.  Aber  wenn  man  die  Verwaltungskosten 
der  Akzise  im  Verhältnis  zu  ihrem  Ertrag  untersucht,  so  lässt 
sich  feststellen,  dass  das  Verhältnis  der  Akziseausgaben  zu  den 
Einnahmen  (in  Prozenten  der  letztgenannten)  sich  dem  Monopol 
incimer  günstiger  gestaltete,  vielleicht  im  Zusammenhang  mit  der 
Ausbildung  des  Akzisewesens  und  mit  der  Entwicklung  der  der 
Akziseaufsicht  unterliegenden  Gewerbe.  Wenn  man  aber  die 
Akziseausgaben  seit  der  Einführung  des  Monopols  im  Verhältnis 
zu  den  Einnahmen  aus  der  Akzisesteuer  näher  betrachtet,  so  sieht 
man,  dass  auch. diese  gestiegen  sind^).  Häufig  stellt  man  in  der 
Literatur  und  hauptsächlich  in  der  Presse  die  ganze  Kostenver- 
mehrung*) auf  das  Konto  des  Monopols^);  das  ist  vielleicht  richtig, 
aber  wenn  wir  das  Monopolkonto  nur  mit  den  aus  den  Ta- 
belle (Seite  98)  sich  ergebenden  Differenzen  (Spalte  5)  belasten, 
so  ergibt  sich  auch  dann  ein  Betrag  von: 

in  Tausend  Rubeln  in  Tausend  Rubeln 

1895  404  190 1  5138 

1902  6250 

1903  6578 

1904  61 10 
«905  4734 

Diese  Summen  sind  selbstverständlich  nur  annähernd  richtig, 
die  Kosten  aber  sind  unterschätzt. 

Bei  Durchsicht  der  Berichte  der  Staatskontrolle  fällt  die  enorme 
Vermehrung  der  verschiedenen  Kontrolleure  und  überhaupt  der 
Beamten  für  die  Getränkeakzise  auf,  während  die  Zahl  der  son- 
stigen Akzisekontrolleure  (für  Zucker-,  Naphtha-,  Tabak-  und  Zünd- 


1896 

808 

1897 

2809 

1898 

2913 

1899 

2250 

1900 

4089 

i)  Wie  sich  überhaupt  die  Kosten  der  Erhebung  aller  indirekten  Steuern  zum 
Ertrage  verhalten,  zeigen  folgende  Zahlen  (in  Mill.  Rub.): 

1894     95       96       97       98       99     1900     Ol       02       03       04       05 
Einnahmen         398     419     428     453     S'S     561     572     630     688     741     743    805 

Ausgaben  i8       33       6l       86 96     104     133     168     182     196     193     195 

Ansßaben  in  Vo  4,6      7,9     14,219,1     18,5     18,6    23^3    2 6^6  "26, 5~1 6, 4    26,0     24^2 
der  Einnahmen 

In  früheren  Jahren  machte  sich  eine  Verbilligung  der  Kosten  bemerkbar:  Sie 
betragen:  1873:  4,20%  der  Einnahmen,  1875:  3,5®/w.   1878:  3,5*/o,  1883  nur  2,6«/o. 

2)  In  Frage  kommen  hier  nur  die  Getränkeakzisekosten.  Die  sind  aber  die 
bedeutendsten  zwischen  allen  anderen  (in  den  80er  Jahren  entfielen  80^0  aller 
Akziseverwaltungskosten  auf  das  Getränkewesen). 

3)  Vgl.  z.  B.  von  Nutzen^  Art.  Branntweinmonopol  im  Sammelband :  Fragen  des 
Staatsbaushalts  und  des  Budgetrechts,  Band  I.  Petersburg  1907.  S.  224 — 225. 
Ebenfalls  Norow  im  cit.  Buche. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  ib.  7 
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Einnahmen 

Die  Differenz 

aus  der 

Ausgaben 

Die  Ausgaben 

zwischen  der 

Jahr 

Getränkeakzise 

in  % 
der 
Einnahmen 

Ausgabe  im  betr. 
Jahre 

und  1894 

Millionen  Rubel 

in  7o 

I 

^ 

3 

4 

5 

1894 

398 

14.5 

3.7 

0,0 

1895 

408 

15.1 

3,8 

o.i 

1896 

400 

15.8 

3.9 

0,2 

1897 

401 

17,6 

4,4 

0,7 

1898 

416 

18,1 

4.4 

0,7 

1899 

450 

>9.i 

4,2 

0.5 

1900 

454 

29.7 

4.6 

0,9 

1901 

467 

22,4 

4.8 

M 

1902 

480 

24.1 

5.0 

1.3 

1903 

505 

25.4 

5.0 

1,3 

1904 

509 

25.1 

4.9 

1.2 

1905 

526 

24.4 

4,6 

0,9 

holzfabrikation)  sich  sogar  vermindert  hat.  Das  ist  umsomehr  er- 
staunlich ,  als  die  Einnahmen  aus  der  Zucker-,  Naphtha-  u.  s.  w. 
Akzise  in  höherem  Grade  angewachsen  sind  als  die  aus  der  Ge- 
tränkeakzise 1) : 


Jahr 

Einnahmen    aus  der  Akzise  von 

Getränke 

Zucker        {      Naphtha 

Tabak 

Zündhölzer 

1889 
1904 

274.8 
339.1 

"9.3                      9.3 
78.7         '          35,0 

27,3 
48,7 

4.5 
7,7 

Dass  das  Monopol  die  Verwaltungskosten  der  Akziseverwal- 
tung und  Akzisekontrolle  bedeutend  erhöht  hat,  bestätigen  auch 
die  amtlichen  Berichte  *) ;  sie  schätzen  die  Erhöhung  •)  1902  auf 
4  248  000,  1903  auf  4  400  000  und  1904  auf  4  456  300. 


i)  Es  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Erhebungskosten  bei  der  Getränkeakzise 
relativ  (d.  h.  im  Verhältnis  zu  den  Einnahmen)  niedriger  sind  als  bei  der  Zucker- 
und Tabakakzise.     Im  Jahre   1883  bildeten  die  Erhebungskosten 

bei  der  Getränkeakzise   2,7^/0  der  Einnahme  aus  ders. 
,,      „    Tabakakzise       4,2°/o    „  „ 

(Bericht  1883,  S.  87).  „      „    Zuckerakzise       7,67ü    „  „ 

2)  Bericht  der  HVW.  1899  S.   102. 

3)  Summar.  Uebersichten  1902, 1903  u.  1904.  Beiläufig  sei  darauf  hingewiesen,  dass 
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Die  Zahlen  sind  geringer  als  die  oben  ermittelten  6250  bis 
6  578  und  6 1 10.  Das  rührt  möglicherweise  daher ,  dass  oben 
sämtliche  Ausgaben  der  Akziseverwaltung  berücksichtigt  wur- 
den, während  die  zitierten  Berichte  wahrscheinlich  nur  die  Aus- 
gaben für  die  Kontrolle  verzeichnen.  Dagegen  geben  die  Berichte 
1905  und  1906  die  Vermehrung  dieser  Kosten  mit  6085  500  und 
6  142  355  an.  Mittels  der  oben  angewandten  Methode  hätte  man 
niedrigere  Zahlen  gewonnen.  Das  relative  Anwachsen  dieser  Ko- 
sten ist  durch  die  enorme  Zunahme  des  Konsums  und  erhöhte 
Branntweinpreise  verursacht. 

Alle  diese  Berechnungen  sind  annähernd  richtig,  der  Rein- 
ertrag ist  aber  zweifellos  viel  kleiner,   als  er  hier  berechnet  wird. 

Das  Endresultat  der  Berechnung  stellt  die  Tabelle  auf  S.  100 
zusammen. 

Ist  der  Reinertrag  bedeutend .?  Der  Betrag  bildet  2,1  bis  2,4  % 
aller  ordentlichen  Einnahmen  des  Reiches.  Er  ist  gleich  dem  Ertrage 
aus  der  Gewerbesteuer,  sowie  dem  aus  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer. Aus  der  in  Russland  geringen  »Steuer  auf  den  un- 
entgeltlichen Eigentumswechsel«  nimmt  der  Fiskus  23  Millionen 
ein,  aus  der  Kapitalrentensteuer  20  Millionen.  Die  Einnahmen 
aus  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  schätzte  man  noch  vor 
IG — 12  Jahren  auf  30—35  Millionen  Rubel.  Die  Schätzung  ist 
nach  Professor  Migulin  zu  hoch,  doch  lässt  sich  annehmen,  dass 
mit  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  und  einer  erhöhten  Erb- 
schaftssteuer der  Staat  dieselben  Summen  erzielen  könnte  *).  Die- 
selbe Summe  könnte  man  auch  durch  die  Getränkesteuer  ein- 
facher aufbringen :  eine  Erhöhung  der  früheren  Branntweinakzise 
auf  ca.  1^2 — 2  Kopeken  pro  Grad  (d.  h.  12^3  oder  13  statt 
II  Kopeken)  hätte  genau  die  gleiche  Summe  eingetragen.  Das 
Ministerium  hielt  aber  das  Monopol  für  eine  »einfachere  und  be- 
quemere Steuer-Erhebungsform « . 

Ist  er  aber  ein  bedeutender  Ertrag  des  Staates  als  Unter- 
nehmers } 

Es  ist  unmöglich,  diesen  Ertrag  mit  dem  des  früheren  pri- 
vaten  Branntweinhandels   (en  Gros  et  en  Detail)   zu   vergleichen, 

bei  der  Einführung  des  Monopok  die  Regierung  eine  Verminderung  der  Kosten  der 
Kontrolle  erwartet  hat 

i)  Rechnet  man  den  Ertrag  des  Staates  aus  dem  Monopol,  so  muss  man  noch 
die  Ausgabe  für  die  Kuratorien  hinzuaddieren.  Den  Reingewinn  stellen  dann  nur 
39  (45—  6)  MUl.  R,  dar) 
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weil  die  betreffenden  Ziffern  unbekannt  sind.  Nun  trägt  aber  der 
Staat  als  Unternehmer  viel  weniger  Kosten  als  die  früheren  Brannt- 
weinhändler. Die  letzteren  hatten  noch  zu  tragen  Gewerbesteuer, 
Gemeindeabgaben,  Stempelmarken,  Handlungsgehilfenscheine,  Zin- 
sen für  umlaufendes  Kapital,  für  die  vorausbezahlte  Akzise,  für 
verschiedene  Kautionen,  Versicherungsprämien,  Reklame  (im  wei- 
testen Sinne  des  Wortes)  u.  a.  m.  Andererseits  hat  das  Monopol 
auch  Einnahmen,  die  den  früheren  privaten  Händlern  fehlten,  wie 
Strafgelder,  konfiszierte  Getränke,  Gewinn  vom  denaturierten  Spi- 
ritus u.  a.  m.  Dieser  Reingewinn  belief  sich  1905  auf  i  784000  Rub. 

Dagegen  war  der  Branntweinpreis  damals  viel  geringer :  5  Ru- 
bel 20  Kopeken  bis  5  Rubel  60  Kopeken  pro  Wedro  zu  40  % , 
nach  RaJzig^)  sogar:  5,00  bis  5,25  Rubel  (in  den  mittleren  Gou- 
vernements Russlands).  Im  früheren  Branntweinhandel  waren  die 
Branntweinpreise  beim  Ankauf  von  kleineren  Quantitäten  und  bei 
dem  glasweisen  Ausschank  bedeutend  höher.  Aber  zu  diesen  er- 
höhten Preisen  im  Kleinverkauf  und  im  Verschank  wurde  höch- 
stens ^/ö  des  gesamten  Branntweins  abgesetzt  *).  Nimmt  man  den 
höchsten  Detailpreis  mit  8  Rubel,  den  mittleren  Preis  bei  grösseren 
Quantitäten  mit  5  Rubel  20  Kop.  an,  so  beträgt  der  Durchschnitts- 
preis *)'  5,20  X  Vß  +  ^'00  X  V6  =  5*76  Rubel  pro  Wedro. 

Die  Akzise  ist  seitdem  erhöht  worden  (i  Kop.  pro  Wedro- 
grad  oder  40  Kopeken  pro  Wedro),  der  Preis  wäre  jetzt  also 
5,76+0,40  =  6,16  gewesen. 

Der  Durchschnittspreis  eines  Wedro  des  jetzigen  staatlichen 
Branntweins  beläuft  sich  nach  Angaben  der  Berichte  auf  7,71  Ru- 
bel (1902),  7,70  Rubel  (1903),  7,71  Rubel  (1904)  und  8,09  Rubel 
(1905).  Der  Branntwein  ist  jetzt  besser  rektifiziert;  in  der  Voraus- 
setzung, dass  der  damalige  völlig  roh  war  (was  frei- 
lich nicht  der  Fall  war),  sind  noch  die  Kosten  der  Rek- 
tifikation (nach  Angaben  der  Berichte)  in  Abzug  zu  bringen, 

Darchschnitüiche 


Verkaufspreise 

des 

Kosten  der 

staatl. 

Branntweins 

Rektifikation 

1902 

7.71 

0,15 

= 

7,56 

Rubel 

pro 

Wedro 

1903 

7i7o 

0,14 

= 

7,56 

> 

> 

• 

1904 

7,71 

0,15 

= 

7.56 

• 

» 

» 

1905 

8,10 

0,15 

= 

7.95 

» 

* 

» 

1)  Radxig^  Russlands  Finanzpolitik  seit  1887  (russ.)  Petersb.   1903  S.  21. 

2)  AdekmarschaU  Paskin  (Publik.  Twer.  S.  113). 

3)  Nach  amtlich.  Angaben  betrug  der  Spiriluspreis  1892:  4R.  66,3  Kop.,  1894: 
4  R.  40  Kop. 
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während  die  Preise  der  Zeit  vor  dem  Monopol  etwa  6  Rubel 
i6  Kop.  (höchstens)  betrugen,  also  um  1,40  bis  1,80  geringer 
waren,  abgerundet  mindestens  um  1,00  bis  1,20  Rub.  pro  Wedro 
bUliger  »). 

Bei  dem   riesigen  Umsatz  des  Monopols  bedeutet  das   eine 
Differenz  von: 

IkülIioDcn   Rubel 


Für  das  Jahr  1902 

62,977  Millionen  Wedro 

63 

»       »       »      1903 

69*773            •              » 

70 

»       *        •      1904 

69,367 

69 

»       >      1905 

75.037 

90 

Auch  diese  sicherlich  zu  niedrigen  Summen  sind  dem  '  i%  fachen 
Reingewinn  des  Monopols  gleich. 

Der  Reingewinn  des  Monopols  ist  also  durch 
die  Erhöhung  des  Branntweinpreises  erzielt  — 
oder  mit  anderen  Worten :  das  Monopol  deckt  mit  den 
erhöhten  Preisen  des  Branntweins  einen  be- 
trächtlichen Verlust. 

Die  Hoffnung  der  Regierung,  den  Untemehmergewinn  der 
Branntweinhändler  dem  Fiskus  zufliessen  zu  lassen,  sind  also  fehl- 
geschlagen. 

Wie  war  das  möglich } 

Oft  sagt  man,  die  früheren  privaten  Unternehmer  profitierten 
nicht  so  sehr  vom  eigentlichen  Brannt>\'einverkauf  als  vielmehr 
von  Betrügereien  und  Unterschlagungen  der  Quantität  und  Qualität 
des  Branntweins,  sowie  von  anderen  mit  dem  Schankgewerbe  ver- 
wandten Geschäften,  wie  Wucher  und  ähnlichen.  Es  gab  also 
eigentlich  keinen  Unternehmergewinn,  den  der  Staat  hätte  erzielen 
können.  Dass  die  Betrügereien  und  andere  Uebel  des  Brannt- 
weinhandels verbreitet  waren,  steht  ausser  Zweifel.  Es  liegt 
aber  kein  Recht  zu  der  Annahme  vor,  dass  aller  Branntweinhandel 
blosser  Betrug  gewesen  sei,  und  nicht  darauf  ist  die  Erfolglosig- 
keit des  Monopols  zurückzuführen.  Der  Schwerpunkt  der  Frage 
ruht  in  der  Monopo  I  Wirtschaft,  die  deshalb  eine  nähere 
Betrachtung  benötigt. 


I)  N,N,  Kowaleivski  berechnet  den  Verlust  mit  2,40  R.  pro  Wedro.  (Publ.  Charkow 
S.  97.)  Poljemnv^  wie  auch  viele  andere  mit  1,50  Kop.  Frofessor  CAoäski  mit  3 — 4  Kop. 
pro  Grad  also  120—150  R.  pro  Wedro.  (Polit.  Oekon.  und  Finanzen  1900  S.  616.) 
Pjeschechonow  mit  1,30  K.  Norow  (II.  Teil  S.  44)  berechnet  allein  die  Verteue- 
rung des  Preises  1901  gegenüber  dem  des  Jahre  1895— 1900  mit  60  Kop.  pro 
Wedro.     (Der  frühere  Monopolpreis  7  R.,  seit  1901  7,60  Kop.  pro  Wedro  zu  40  %). 
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2.  Die  Ausgaben  des  Monopols. 

Alle  Ausgaben  des  Monopols  lassen  sich  in  folgende  Gruppen 
einteilen : 

1.  Verwaltungskosten, 

2.  Kosten  des  Spiritus  und  seiner  Rektifikation, 

3.  Geschäftsunkosten  und  Arbeitslöhne  auf  den  Lagern, 

4.  Kosten  des  Verkaufs, 

5.  Entschädigungen  an  Städte  und  Semstwos, 

6.  Unterstützung  der  Kuratorien, 

7.  Barvergütungen  an  die  Brenner. 

In  dieser  Reihenfolge  werden  sie  in  der  folgenden  Darstellung 
untersucht. 

I.  Verwaltungskosten.  In  dem  schwerfalligen  Mono- 
pol verursacht  die  Verwaltung  viele  unnötige  Ausgaben.  Die  Or- 
ganisation der  ganzen  Maschine  ist  kompliziert,  ihr  Gang  wird  durch 
einen  unglaublichen  Kanzleiformalismus  gehindert,  wie  das  bei 
jedem  bureaukratischen  Institut  in  Russland  der  Fall  ist.  Die 
Kanzlei,  die  »Papiervernichtung«,  wie  man  sie  in  Russland  nennt, 
raubt  Zeit,  Mühe  und  Geld.  Die  Verwaltungskosten  des  Mono- 
pols sind  aus  folgender  Tabelle  ersichtlich^): 


Ausgabeposten 


1903       ' 

o    1 


,Ji 


,3    3 

_      _     __   IF-'^ 

Gehälter  für  f  a)  in  den  Akziseverwaltungen    545 
Angestellte  \  b)  »     >    Lagerkontoren  2784 

Reisegelder  (inkl.  Kanzleionkosten  in  den 
Ak2ise- Verwaltungen) 
Aerztliche  Hilfe 

i  der  Akzisebeamten 

l  der  Angestellten 

[  der  Polizei 


^  c 

•O    V 

n 


'904 

i  o 
^?0Ö    o   o 


1905 


VI  -O 


0,78' 
3.991 


«pö 


i i9o6 


555' 0,79!  557  0,74, 


Gratifika- 
tionen 


108  0,15' 
236  o,3J 
458:  0,66 
387  0,55, 
2i3i  0,31 


2826  4,02 

107!  0,15, 
246  0,35; 
5 «o  0.73 

378  0.54 
226  0,32! 


2806  3,74 

108;  0,14 

275  0.37 
51 1|  0,68 
448'  0,60 

224i  0.30 


2817 
128 


3.30 
0,15 


4731:6,784848  6,904929  6,57| 


I' 


317  0.37 
4641  o»54 
482  0,56 
164I  0,19 


6,57 — 6,90  Kop.  pro  Wedro  Verwaltungskosten  stellen  einen 
grossen  Aufwand  dar.  Es  sei  daran  erinnert,  dass  mehrere  Ver- 
waltungskosten hier  obendrein  ausser  Acht  gelassen  sind. 


i)  Nach  den  »Summarischen  Uebersichten«  f.  d.  betr.  Jahre. 
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iJie  Akziseverwaltungen   scheinen   sehr   ungleich   mit   Arbeit 
belastet  zu  sein.     Man  findet  Unterschiede  wie  folgende : 

In  der  akzisepflichtigen  Staatliche     ' 

Produktion  Lager  und    I  *^ 

Akztseressort  ■  Branntwein- 

— .Rektifikations-'       ,    , 

Zahl  Zahl  I  ,  Lä^loi 

I     anstauen 
der  Fabriken    der  Arbeiter  ' 


de»  Gonvernemt.  Olonez  14  4  93 

>              »            Archangelsk  2                      76  4  138 

Kijcw  195                 38303  16  II 16 

»           Podolien  182                25  117  14  1389 

Dementsprechend  schwanken  auch  die  Verwaltungskosten  in  den 
verschiedenen  Gouvernements. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Unterstellung  einiger  benach- 
barter Gouvernements  mit  wenig  entwickelter  akzisepflichtigen 
Produktion  unter  ein  Ressort  hätte  die  Kosten  viel  verringern 
können*). 

2.  Die  Kosten  des  Spiritus  und  seiner  Rekti- 
fikation. Die  Spirituspreise  steigen  von  Jahr  zu  Jahr.  Der 
Spiritus  wurde  zu  der  hier  besprochenen  Zeit  (bis  1904)  von  den 
Brennern  zum  Teil  nach  den  vom  Finanzminister  festgesetzten 
Preisen  (Methode  I)  und  zum  Teil  auf  dem  Submissionswege 
(Methode  II)  beschafft  (vgl.  oben  S.  48).  Letztere  Methode  wird 
immer  seltener;  es  sind  insgesamt  von  der  Monopolverwaltung 
gekauft  worden: 

in  den  Jahren:  1895   1896  1897     1898     1899     1900    1901      1902     1903  1904 

Mill.  Wedro:  4        12  17         29        29        33        50        58        61        63 

Davon n.Meth.  I  64%  60%  70%  55%  53%  60  0/^  740/^  gl  0/^,  80  0/^  950/^ 

»      »      »      n  350/0  35O/0  28O/0  42%  40%  31%  '8%  17%   i80^     4O/0 

Auch  den  zu  rektifizierenden  Spiritus  kauft  man  vorwiegend 
jetzt  nach  dem  vom  Finanzminister  festgesetzten  Preise  (74  %). 

Die  Submissionsmethode  sollte  den  freien  Wettbewerb  auf 
Seiten  der  Brenner  nicht  gänzlich  ausschalten,  und  dadurch  die 
Finanzverwaltung  zur  Feststellung  der  Preise  befähigen. 

Bei  einer  normierten  Produktion,  wie  es  die  der  Brennerei  in 
Russland  war,  und  beim  Vorhandensein  eines  Brenner-Syndikats 
mussten  die  Submissionen  für   den  Fiskus   unvorteilhaft  sein.     Je 

I)  Z.  B.  die  Gouvernements  Olonez  und  Archangelsk.  Sind  doch  10  polnische 
(youvernements  in  4  Akziseverwaltungsbezirke  eingeteilt. 
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weniger  aber  man  die  Methode  benutzt  hat,  desto  höher  wurden 
die  Preise,  desto  mehr  näherten  sie  sich  einem  Monopolpreise. 

Stellt  man  nun  diese  Preise  den  vom  Finanzminister  festge- 
setzten gegenüber,  so  sieht  man,  dass  trotz  alledem  der  Staat  im 
allgemeinen  im  Submissionswege  viel  billiger  den  Rohspiritus  an- 
gekauft hat  als  bei  den  Brennern,  denen  er  selbst  die  Preise  vor- 
schrieb. 

Durchschnittliche  Spiritospreise   pro  Wedro  zu  40  oy^,  in  Kopeken 
in  den  Jahren:   1895     1896     1897     1898     1899     1900     1901     1902     1903     1904 
der  Tom  Mini- 
sterium festge- 
setzte    (exklus. 
Transport):    67,93    59,67    57.66    63,58    63,75    65,01    65,09    69,95    7M9    75.15 
Submissions- 
preis franko 
Lager:         49,95    53,93    55,50    64,50    75.30    77.13    74.39    61,04    63.48    73.82 

Die  Verteuerung  liegt  auf  der  Hand,  insbesondere  wenn  wir 
noch  berücksichtigen,  dass  den  höheren  Preisen  Transportkosten, 
Leckage  u.  s.  w.  hinzuzuaddieren  sind  ^). 

Die  Verteuerung  scheint  sich  nach  der  Tabelle  in  der  letzten 
Zeit  vermindert  zu  haben.  Das  ist  aber  in  Wirklichkeit  nicht  der 
Fall.  Vielmehr  muss  man  annehmen,  dass,  wie  gesagt,  selbst  die 
Submissionspreise,  wie  auch  amtlich  zugegeben  wird  ^),  in  der 
letzten  Zeit  für  die  Regierung  sehr  ungünstig  waren,  denn  die 
Submissionen  wurden  nur  in  geringem  Masse  angewendet,  am 
häufigsten  noch  dann,  wenn  die  Brennperiode  und  zugleich  der 
Spiritusvorrat  zu  Ende  ging. 

Diese  Verteuerung,  bei  dem  riesigen  Umsatz  an  sich  schon 
bedeutend,  ist  noch  viel  grösser,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  be- 
reits die  Submissionspreise  unter  den  ungünstigen  Ausnahmever- 
hältnissen erzielt  wurden. 

Im  Jahre  1902  belief  sich  die  Verteuerung  durchschnittlich 
auf  8,91  Kop.  pro  Wedro  (siehe  letzte  Tabelle).  In  einzelnen  Gou- 
vernements ist  sie  bedeutend  höher. 

Der  vom  Finanzminister  festgesetzte  Preis  war  (1902)'^): 

im  Gouvernement  Twer  um  38,26  Kopeken 

»  >  Kursk  >     38,88  » 

Pskow  .     33,93 

»  »  Tula  >     32,74         * 

i)  Leider  sind  diese  Kosten  aus  den  Berichten  nicht  ersichtlich. 

2)  Bericht  1903,  S,  41,  1899  S.  213. 

3)  In  einem  Artikel  in  der  russ.  Zeitung  Towarischtsch  (v.  30.  III.  1907  N.  229) 
i;ibt  der  Verfasser  (wahrscheinlich  Prof.  Ckodski)  andere  Zahlen,  die  er  den  »Summar. 
Uebersichten«  entnihimt.  Die  hier  aufgestellten  basieren  auf  d.  Angaben  der 
Staatskontrolle. 
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im  Gouvernement  Woronesch  um  32,01    Kopeken 

»  »  Smolensk  >     30,96         » 

»  »  Nowgorod  •     39*19         ' 

»  >  Orel  «     28,07 

»  »  Moskau  •     28,05         » 

pro  Wedro  höher  als  der  bei  den  Submissionen  in  diesen  Gou- 
vernements erzielte  Preis ;  dazu  kommen  noch  die  Transportkosten. 

1903  ist  die  Differenz  durchschnittlich  zwar  gesunken,  aber 
in  einzelnen  Gouvernements  hat  sie  stark  zugenommen,  trotzdem 
auch  die  Submissionen  ungünstig  waren. 

So  belief  sich  die  Differenz  1903 

auf  47,44  Kopeken  pro  Wedro  im  Gouvernement  Archangebk 


40,2 1        1 

►             Petersburg 

37,93 

Twcr 

37.01 

»             Kostroma 

27»9i 

Pskow 

27,13 

►             N.-Nowgorod 

30.95 

►             Jaroslaw 

27,07 

►              Nowgorod 

23,71 

»             Wladimir 

u.  s.  f.  in  einer  ganzen  Reihe  von  Gouvernements.  1904  und 
1905  betrug  die  Verteuerung  im  Transbaikalgebiet  pro  Wedro 
48,01  Kop.  und  I  Rubel  8,3  Kop.,  in  vielen  anderen  Gebieten 
zwischen  15  und  27  Kop.  Sogar  bei  den  geringen  Umsätzen  des 
Transbaikalgebietes  handelt  es  sich  jährlich  um  Hunderttausende 
von  Rubel  Mehrzahlung.  Manchmal  findet  man  unglaubüche 
Differenzen.  So  z.  B.  ist  in  mehreren  Gouvernements  der  Preis 
des  im  Submissionswege  gekauften  rektifizierten  Spiritus, 
zuzüglich  den  Zustellungskosten  bedeutend  geringer  als  der  vom 
Finanzminister  festgesetzte  Preis  des  Rohspiritus  franko  Bren- 
nerei! In  Kostroma  betrug  die  Differenz  22  Kop.  pro  Wedro  (1903), 
in  einer  ganzen  Reihe  anderer  Gouvernements  von  6,12  Kop. 
(Kowno)  bis  13,55  Kop.  (N.Nowgorod).  Ebenso  gab  es  1904  viele 
solcher  Fälle. 

In  einem  Gouvernement  hat  sich  der  sonderbare  Fall  zuge- 
tragen, dass  der  Finanzminister  für  den  Rohspiritus  einen  höheren 
Preis  als  für  den  rektifizierten  festgestellt  hat  (Lomza). 

Wenn  man  zu  diesen  Preisdifferenzen  die  Zustellungs-  und 
Rektifikationskosten  hinzuaddiert,  so  ist  die  relative  Verteuerung 
(gegen  die  Submissionspreise)  ermittelt. 

Im  Jahre  1905  sind  die  Preisdifferenzen  geringer,  doch  keines- 
wegs deshalb,  weil  das  Monopol  etwa  wirtschaftlicher  geleitet 
wurde,    sondern   vielmehr   deshalb,    weil   sich   die  Preise   bei  den 
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seltener  gewordenen  Submissionen  aussergewöhnlich  hoch  stellen. 
Die  erzielte  Verteuerung  bezieht  sich  also  auf  den  gesamten  Spi- 
ritusankauf des  Monopols.  1906  sind  die  Submissionen  noch  sel- 
tener, die  Submissionspreise  nähern  sich  noch  mehr  denen  vom 
Finanzminister  bestimmten,  stehen  in  manchen  Orten  sogar  höher! 

Auch  die  Rektifikation  kostet  dem  Monopol  hohe 
Summen.  Es  ist  schon  erwähnt  *)  worden,  dass  sie  in  den  staat- 
lichen und  in  den  privaten  Rektifikationsanstalten  erfolgt. 

Der  Staat  selbst  rektifiziert  einen  kleinen  Teil,  hauptsächlich 
rektifizieren  den  Spiritus  die  privaten  Anstalten.  (Es  waren  1904 
331   private  und  37   staatliche  Rektifikationsanstalten  in  Betrieb.) 

Der  Rektifikationspreis  ergibt  sich  nach  Vereinbarung  des 
Lieferanten  *)  und  der  Monopolverwaltung.  Er  wird  höher  in  An- 
satz gebracht,  als  er  sich  aus  den  Rektifikationskosten  der  vom 
Staate  betriebenen  Anstalten  ergeben  würde,  da  die  privaten 
Brenner  dabei  auch  verdienen  sollen.  Der  Unterschied  der  Preise 
erhellt  aus  folgenden  Zahlen: 

für  das  europäische  Russland  (1904) 
in  Kopeken  pro  Wedro 

Reküfikationskosten  des  SUa..s:  7.8S    )    ^Z:^     'l;« 

Preis  der  Rektifikation  in  den  privaten  Anstalten:     17,28     J     «..  .  1^00 

Es  wird  dem  Monopol  zugleich  mit  dem  Rohspiritus  auch 
rektifizierter  Spiritus  von  den  Brennern  geliefert.  Dieser  wird  auf 
dieselbe  Weise  wie  der  Rohspiritus  angekauft.  Die  Lieferanten 
berechnen  den  rektifizierten  Spiritus  selbstverständlich  teurer  als 
den  rohen;  der  Preisunterschied  belief  sich  auf  1,25  Kop.  pro 
Wedro  (in  Kursk)  bis  10,3  Kop.  pro  Wedro  (in  Tschemigow), 
und  stellt  somit  die  Kosten  der  Rektifikation  dar.  Aber  in  den- 
selben Gouvernements  zahlte  das  Monopol  für  die  Rektifikation 
in  privaten  Anstalten  (inkl.  Transportkosten): 


in  Kursk 

24,85  Kop. 

pro  Wedro 

»   Saratow 

25,40      > 

»         » 

>    Kiew 

24,26      » 

>          > 

'    Kostroma 

28,40      » 

»                  V 

>    Bessarabien 

26,86      . 

>           » 

»   Jekaterinoslaw 

31,99      » 

>>             > 

>   Cherson 

35.>5      * 

»           » 

1}  S.  oben  Kap.  7  des  l.  Abschnitts. 

2)  Verträge  mit    den  Lieferanten    werden  oft  auf   lange  Fristen    geschlossen  — 
auf  5 — 7  Jahre. 
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Es  beträgt  also  die  Verteuerung  der  Kosten  für  die  Rekti- 
fikation : 

in  Cherson            28,00  Kop.  pro  Wedro       in  Karak  23,60  Kop.  pro  Wedro 

>  Jekaterinoslaw  27,38     >         >          »             •  Saratow  22,68     »  »          » 

»  Kostroma          26,89     >         >         »             >  Kijew  I9t65     »  »         > 

u.  s.  w. 

Die  Verteuerung  ist  ungemein  gross !  Im  Gouvernement  Kursk, 
wo  die  Rektifikation  eines  Wedro  etwa  i  Kop.  kostet,  zahlt  das 
Monopol  24,58  Kop. 

Wenn  man  nicht  die  einzelnen  Gouvernements,  sondern  die 
Durchschnittspreise  für  das  Monopolgebiet  untersucht,  so  ergibt 
sich  dasselbe*). 

Es  ist  also  klar,  dass  das  Monopol  für  den  rohen  und  rekti- 
fizierten Spiritus  höhere  Preise  bezahlt  als  die  wirklichen  Markt- 
preise. Wie  gross  die  Verteuerung  ist,  lässt  sich  nicht  genau  fest- 
stellen. Als  ein  Beleg  dafür,  dass  sie  enorm  ist,  kann  angeführt 
werden,  dass  das  Monopol  in  der  letzten  Zeit  viele  Posten  rekti- 
fizierten Spiritus  im  Auslande  angekauft  hat.  In  der  offiziellen 
Bekanntmachung  schreibt  das  Ministerium,  dass  die  russischen 
Brenner  den  Spiritus  (i  100  000  Wedro)  nicht  unter  90  Kop. 
(Rohspiritus  und  franko  Brennerei)  liefern  wollten. 

Das  Ministerium  ging  schon  auf  einen  Preis  von  80  Kop. 
(franko  Brennerei-Rohspiritus)  ein.  Auch  dies  nahmen  die  Brenner 
nicht  an. 

Daraufhin  hat  das  Monopol  im  Auslande  rektifizierten  Spi- 
ritus durch  einen  Kommissionär  angekauft:  inkl.  Fässerbenutzung, 
Leckage  und  Ausladung  franko  Petersburg  (zollfrei)  für  69  Kop. 
und  franko  Libau  für  68  Kop.^).    Davon  sind  bestinunt: 

600000  Wedro  für  Petersburg 

200000  "  »  da$  Gouv.  Perm 

58000  »  »        »         .       Wjatka 

115  000  -  *        V,         .       Wologda 

62000  »  »        »         »       Nowgorod 

65  000  *  9       »         »       Moskau 
I  100  000  Wedro. 

Das  Ministerium  berechnet  die  Ersparnisse  ®)  bei  diesem  Kaufe : 


1)  Kaschkarow^  Band  I,   S.  201.    »Sogar  ohne  die  Spiritus-  und  Rektifikations- 
preise zu  untersuchen,  sieht  man  klar,  dass  die  Verteuerung  enorm  ihtc 

2)  Dem  Preise  liegt  der  des  Hamburger  Spiritusmarktes  vom  18. — 22.  Mai  1907 
zu  Grunde. 

3)  Amiliche  Bekanntmachung  in   der  Torg.-Prom.-Gaseta.     Cit.   »Towarischtsclic 
V.  13./26.  Juli   1907,  Nr.  317. 
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für 

Petersburg 

(ca. 

44 

Kop. 

pro 

Wedro) 

auf 

264000 

Rubel 

> 

Perm 

> 

86000 

> 

> 

Wjatka 

» 

25000 

» 

> 

Nowgorod 

» 

25000 

* 

> 

Wologda 

» 

44000 

> 

> 

Moskau 

> 

21000 

» 

Zusammen  ca.  42,27  Kop.  pro  Wedro  =  465  000  Rubel 

Man  kann  also  rektifizierten  Spiritus  im  Auslande  kaufen, 
Kommission  und  Fracht  zahlen,  denselben  nach  Wjatka  (1388  Werst!) 
und  Perm  (1874  Werst!)  fahren  und  trotz  der  grossen  Transport- 
kosten *)  noch  ca.  42,2  Kop.  (für  Wjatka)  und  43  Kop.  (für  Perm) 
pro  Wedro  weniger,  als  an  Ort  und  Stelle  für  Rohspiritus 
zahlen!  Unter  solchen  Umständen  wird  es  kaum  als  eine  Ueber- 
treibung  anzusehen  sein,  wenn  man  die  Verteuerung  des  ganzen 
Spiritusankaufs  des  Monopols  auf  rund  35 — 40  Kop.  pro  Wedro 
schätzt.  Ging  doch  das  Ministerium  auf  einen  Preis  von  80  Kop. 
ein,  das  bedeutet  eine  Verteuerung  von  34  Kop.  pro  Wedro 
(44 — 10  =  34  Kop.),  oder  zwischen  26  und  30  Millionen  Rubel 
bei  einer  Gesamtausgabe  (für  Spiritus  und  Rektifikation)  von  ca. 
65  Millionen  Rubel! 

3.  Die  Geschäftsunkosten  setzen  sich  aus  folgenden 
Posten  zusammen: 

1.  Die  Lager  (Miete,  Beleuchtung,  Beheizung,  Reparaturen, 
Kanzleiausgaben,  Druckkosten,  Porti  u.  s.  w.) 

2.  Reinigung  des  Spiritus,  Auffüllung  der  Flaschen^). 
Darunter:  Arbeitslohn,  sämtliche  Materialen  für  Verkorkung, 

Etiketten,  kleine  Reparaturen,  Werkzeuge,  Heizungsmaterial  für 
die  Kessel,  Wasserleitung,  Zustellungskosten  sämtlicher  Materia- 
lien, Leckage  und  Verluste  an  Materialien,  Körbe,  Kisten  u.  s.  w. 
u.  s.  w.  und  endlich  Aufwand  »zur  Hebung  der  Lage  der  Arbeiter, 
Organisation  und  Unterhalt  von  Anstalten  zur  Pflege  des  Geistes, 
des  Wissens  und  nützlicher  Vergnügungen«. 

3.  Verluste  an  zerbrochenen  Gefässen. 

4.  Transportkosten  des  Branntweins  und  anderer  Materialien. 

5.  Unvorhergesehene  und  zufällige  Ausgaben. 


i)  Die  Fracht  v.  Spiritus  aus  Petersburg  nach  Wjatka  beträgt  ca.  245  R.  pro 
Waggon  oder  ca.  13*/»  Kop.  pro  Wedro,  bis  Perm  270  R.  oder  ca.  1 5  Kop.  pro  W. ! 
(Berechnet  nach  Milenin:  Ueber  die  Gütertarife  für  Getreide,  Spiritus,  Vieh  und  landw. 
Maschinen.     Publ.  Tula  S.   135). 

2)  In  den  Berichten  der  Hauptverwaltung  ist  keine  nähere  Angabe  über  die 
Zusammenstelliing  dieses  Postens  zu  finden;   das  hier  mitgeteilte  ist  aus  einem  Gou- 
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1903              1904              «905 

1906 

Ausgabeposten 

2  S                  2                .2 

55                 'S               '   -2 
Summa  ^  |    Summa     ^      Summa     ^ 

2=^                   2                 "2 

.    2 

1   'S 

Summa     ^ 

2 

1000  R.  Kop.  ioooR.'Kop.  1000  R.  Kop. 

1000  R.  Kop. 

1.  Lager    (Miete,     Belencb-j  |  i 
tung  etc.)                           ,  2863     4.X0     3154     4,49  3215.    4.29      —         — 

2.  Reinigung  des  Spiritus  etc.  11946  17,12  12045   17,13  12866   17,15   14602   17,09 

3.  Verlust   an    zerbrochenen  ;  |                         [ 
Flaschen  (auf  d.  Lagern)  2  594     3.7*     2  649,    3,77  2  80a,    3.73     3  379;    3»95 

4.  Transportkosten  5695     8,16     7052,10,03  6919;    9,22     7613,    8,91 

5.  Unvorhergesehene  und  zu»  '                        '  j                        I 
fällige  Ausgaben  i  148     1.64        963     1.37  887,    1,18     1 087      1,27 

2424634,7425863.36.7926687135,57      —     ,    — 

Die  Untersuchung  der  einzelnen  Ausgabeposten  ist  fast  un- 
möglich« 

Ueber  die  Kosten  der  Flaschen  findet  man  in  den  statisti- 
schen Berichten  nähere  Angaben,  die  in  folgender  Tabelle  zusam« 
mengestellt  sind. 

Umsats  und  Preise  der  Flaschen. 


Jitiltanf 

'Durchschnittliche  Preise  der 

Verlust 

Die  nicht 

Flaschen 

an 

zurGck- 

Zahl 

von 
Flaschen 

(verschiedene  Grössen) 

zerbroche- 
nen 

ersutteten 

der 

in  Kopeken 

Flaschen 

Flaschen 

fahr 

Gou- 

• 

« 

e    • 

0 

verne- 

sl 

gÜ  2 

•s 

m 
0 

„1 

§1« 

1 

ments 

li 

t  eine 

It    V. 

Wed 

\             1  i 

Zah 

Millio 

Slüc 

> 

1 

^ä 

0  e  1 

|l 

•< 

•—     CO 

1                           ,     « 

^ 

S^ 

T3 

1895 

4 

28,4 

0.9 

12,o|  4.0 

3,0,  2.2  ■  1,7  1  94,9 

2,7    llO,2 

4.9 

57.4 

i»9ö„ 

13 

129,9 

2,8 

18,6,  5.0 

3.8,2.5  :  2,01154,4 

10,5 

6.9 

16.1 

37,9 

i«97  , 

20 

142,6 

3.2 

17.8  4.8 

3.7  2,3 

1.8 

142,7 

17.6 

6.5 

25.7 

6m 

1898. 

3S 

190,9 

4.4 

17.4 

4.6 

3.6'  2,2 

1.8 

132.9 

36.3 

8,0 

64.1 

306.5 

1899 

35 

40,1 

1.2 

17.4 

4.3  3.0   1,6 

1,0 

97.8 

39.1 

9,9 

27.6 

153.4 

1900 

43 

«3.7 

2,6 

15.9 

4.2  2,9'  1,5 

1.2  1  97.1 

30.2 

7,4 

27.7 

215,5 

1901 

64 

302,3 

7.9 

17.4 

4.6  3.5  2,2 

1,6  1126,4 

33.9 

5.3 

42.4 

279,0 

1902 

71 

210,8 

5.9 

17.3 

4.3  3.1.2,1 

".5 

"3.7 

41. 1 

5.4 

41,5 

287,1 

«903 

71 

76.1 

3.0 

14.8 

3.6  2.7 

1.7 

1.3 

82.7 

45.3 

6,2 

42.4 

345.3 

1904 

75 

135.8 
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Die   Methoden    des  Ankaufs    von   Flaschen    sind   bereits  im 


vernementsbericht    entnommen. 
Jahr  1905.) 


(Gouv.-Bericht  'der    Akziseverw.    Kowno,    fUr    das 
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I.  Abschnitt  (S.  49)  dargestellt  worden.  Die  enormen  Schwan- 
kungen der  Ankaufspreise  hängen  zweifellos  von  der  schwanken- 
den Höhe  der  Lieferungen  ab.  Die  Monopolverwaltung  scheint 
noch  bis  1904  keine  passende  Ankaufsmethode  ausgearbeitet  zu 
haben.  Manchmal  macht  sie  grosse  Vorräte,  zahlt  aber  um  30 
bis  500/^^  teurer. 

Die  angeführten  Flaschenpreise  sind  hoch;  jedenfalls  stellt 
das  Monopol  an  die  Qualität  der  Flaschen  sehr  hohe  Anforde- 
rungen. 

Nun  haben  sich  aber  die  Flaschenfabrikanten  jetzt  zu  einem 
Syndikat  vereinigt.  Der  Zweck  der  Vereinigung  ist  aus  dem  Be- 
schlüsse des  Verbandstages  am  21.  November  1907  ersichtlich: 
>solidarisches  Auftreten  bei  Lieferungen  an  die  Monopolverwal- 
tung« .. .  »Die  Mitglieder  verpflichten  sich,  keine  Lieferung  an 
das  Monopol  unter  den  vom  Verbände  festgesetzten  Preisen  an- 
zunehmen«. »Gewährung  von  Rabatt  ist  untersagt«  . .  .^).  Dass 
dies  keine  blossen  Redensarten  sind,  sieht  man  aus  dem  Ver- 
halten der  Flaßchenfabrikanten  bei  den  kurz  darauf  stattgefunde- 
nen Submissionen.  Der  amtlichen  Zeitung  wird  darüber  berichtet, 
dass  die  Flaschenfabrikanten  keine  Verträge  zustande  kommen 
liessen,  die  nicht  im  Einklang  stünden  mit  den  Beschlüssen  des 
letzten  Fabrikantentages.  »Sie  bemühen  sich  durchzusetzen,  dass 
das  Submissionsverfahren  aufgegeben  und  die  nötigen  Lieferungen 
nach  Ermessen  der  Fabrikanten  an  einzelne  vergeben  werden«^). 

Sehr  wichtig  sind  die  Ausgaben  für  sonstige  Materialien.  In  den 
Berichten  bis  inkl.  1903  findet  man  Angaben  über  die  Menge 
der  angekauften  Materialien  und  die  Höhe  der  Ausgaben. 
(Pfropfen,  Etiketten,  Siegellack,  Körbe,  Kisten,  Holzkohle  u.  m.  a.) 
Die  Preise  der  einzelnen  Materialien  sind  aber  nicht  ange- 
geben.    In  den  neueren  Berichten  fehlen  auch  diese  Angaben. 

Es  lässt  sich  sicher  vermuten,  dass  die  Monopolverwaltung 
auch  für  die  Materialien  mehr  als  den  Marktpreis  bezahlt.  Denn 
es  liegt  schon  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  russischen  Re- 
gierungsorgane sehr  teuere  Preise  zahlen.  Man  legt  am  häufigsten 
die  durch  die  Polizei  ermittelten  Lokalpreise  (sogenannte  »Aus- 
kunftspreise«)   zu    Grunde.     Die    Polizei    aber    vertritt    selbstver- 


1)  Berichte  in  Torgowo-prom.  Gaseta,  vom  20.  u.  23.  November  1907,  Nr.  263 
und  265. 

2)  Torgowc-promyschlennaja  Gaseta  v.  25.  Nov.  1907,  Nr.  267. 
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Ständlich  in  diesen  Fällen  die  Interessen  der  Lieferanten  und 
nicht  die  des  Fiskus. 

Einige  Angaben  dieser  Kategorie  sind  seit  Einführung  des 
Monopols  etwas  gesunken.  Insbesondere  die  für  Auffüllung  der 
Flaschen  (1895 — 98  =  24,01  Kopeken,  1905  =  17,15),  sowie 
auch  für  Verluste  an  Bruchschäden^).  Die  Verminderung  der 
AufTüUungskosten  hat  den  Berichten  zufolge  die  schon  be- 
sprochene *)  Normierung  der  Arbeit  verursacht.  In  einem  Rund- 
schreiben teilt  der  Finanz-Minister  mit,  dass  Dank  der  einge- 
führten Normierung  die  Produktivität  der  Arbeitskraft  um  50*^/0 
(und  mehr)  zugenommen  hat*). 

Soviel  man  aus  der  Statistik  sehen  kann,  wird  tatsächlich 
die  Arbeitskraft  produktiver  ausgenutzt,  trotz  der  Verkürzung 
des  Arbeitstages,  aber  die  Zunahme  ist  im  allgemeinen  nicht  so 
bedeutend  *). 

Es  wurden  von   je    einem  Arbeiter  während  eines  10-  (oder 
mancherorts  9-)stündigen  Arbeitstages  fertiggestellt: 
1902  1903  1904  1905  1906 

8,15  8,62  9,01  9,22  9,47  Wedro  Branntwein 

in  Normalflaschen  (^40  W.).  Mit  dieser  Einführung  einer  ratio- 
nellen Wirtschaft  scheinen  aber  auch  die  Kosten  eines  Arbeits- 
tages gestiegen  zu  sein. 

So  beliefen  sich  die  Durchschnittskosten  eines  Arbeits- 
tages auf 

1898  1899  1900  1901  1902 

50i3  49.9  5'.3  56,9  64    Kopeken'). 

i)  Nach  Angab,  der  »Summ.  Uebers.«  Leider  berechnen  die  Berichte  diesen 
Verlust  in  ^/o  des  Flaschen  -Vorrats  und  nicht  der  in  Bearbeitung  befindlichen  Fla- 
sche nmenge. 

2)  S.  oben  S.  61  ff. 

3)  Zirk.  V.  12.  1.    1899  Nr.  332. 

4)  Die  Verluste  an  Spiritus  nehmen  dagegen  (bei  intensiverer  Arbeit)  zu. 

Verluste  an  Spiritus  (Leckage) 
(in  1000  Wedro  40  •  und  in  %  des  Umsatzes). 

I  ^^95  I  ^^96    1897    1898  I  1899    1900    1901  I  1902  I  1903  I  1904 

im  Rektifikations-    |  iio  1  323  |   521   I  802   ,   744  1  880  |  1444  1  171511812    X941 
Prozess  3.0%  2.9%!3.i%'2.8  0/o'2,6%2,8  0/^,  3>' %!3,o%'3.i  %  3.2  % 


Während  d.  Auffül-  |    77     j   215   1   315 
lung  d.  Flaschen  etc.  2,4  %  2,  i  %\  1 ,8  % 


562   ,  601    I  676  I  976     1445     »2541  1225 
i.7%'i,7%i,8%i,8%|i.8  0/Ji,8ü/o|i.9% 
5)  Statistik  f.   1902  S.  39.     Nach  den    neueren  Berichten  ist    dies    nicht   zu  er- 
mitteln. 
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In  dieser  Kategorie  ist  besonders  ein  Posten  hervorzuheben : 
»Unvorhergesehene  und  zufällige  Ausgaben«. 
Diese  Ausgaben  betrugen  (in  Kopeken  pro  Wedro): 

1897     1898     1899     1900     1901     1902      1903     1904     1905     1906 
0,81       0,63      0,72       0,38       MO       1,76       1,65       1,37        1,18       1,27. 

In  sämtlichen  Berichten  der  Hauptverwaltung  ist  keine  ge- 
nauere Auskunft  darüber  zu  finden.  Aber  nach  dem  schon 
zitierten  Gouvernementsbericht  *)  lässt  sich  die  Sache  einiger- 
massen  erklären.  Dort  finden  wir  als  »unvorhergesehene  Aus- 
gaben« angegeben: 

1.  Untaugliche  Materialien  \ 

2.  Untaugliches  bewegliches  Vermögen  |    3166,—  Rubel. 

3.  Untaugliches  unbewegliches  Vermögen  j 

4.  Feuerschäden                                                      1 781  »71  > 

5.  Pl&nderungen  der  Läden                              13319,21  > 

6.  Massnahmen  zum  Schutz  der  Läden                61,84  * 

7.  Umbauten  von  Lagern                                    5226,00  > 

In  diesem  Posten  sind  also  auch  Amortisationen  und  sogar 
Kapitalanlagen  zusammengestellt.  Das  erschwert  sehr  die  ohne- 
hin so  komplizierte  Aufgabe  der  Rentabilitätsberechnung. 

Die  Höhe  dieses  Postens  ist  wahrscheinlich  auch  in  allen 
Gouvernements  von  den  Feuerschäden  *)  und  Plünderungen  ver- 
ursacht. Feuerschäden  lassen  sich  freilich  nicht  voraussehen ; 
aber  eine  rationelle  Buchhaltung  hätte  jedoch  eine  buchmässige 
Untersuchung  der  Versicherungsprämien  ermöglicht. 

Femer  die  Plünderungen.  Der  russische  Zeitungsleser 
findet  fast  täglich  in  der  Zeitung  eine  Notiz  über  die  Zahl  der 
geplünderten  Monopolläden.  Er  ist  schon  so  daran  gewöhnt, 
dass  er  dergleichen  kaum  noch  liest. 

Bei  der  kleinsten  Erregung  in  der  Bevölkerung  werden  vor 
allem  die  Landpolizei-Wachen,  dann  die  »Zarenschenke«,  d.  h. 
der  Monopolladen  geplündert.  Ausser  diesen  Plünderungen  in- 
folge politischer  Erregung  kommen  auch  rein  räuberische  Ueber- 

i)  Gon^emement-Bericht  Kowno  für  das  Jahr  1905.     Tabellen  Nr.  20  und  36. 

2)  Das  Krongut  wird  nicht  versichert.  Die  Zahl  der  Feuersbrünste  bei  den 
Monopolgebäuden  und  Läden  ist  nicht  allzu  gross,  trotzdem  die  Läden  manchmal  in 
Häusern  mit  Strohdächern  untergebracht  werden  (Zirk.  v.  24.  II.  1899  Nr.  358).  Die 
Feuersbrunste  sind  in  Russland  sehr  häufig.  Nach  einer  amtlichen  Statistik  beläuft 
sich  die  Zahl  der  abgebrannten  Gebäude  in  35  Gouvern.  (für  1888 — 94)  auf  134 000, 
der  Schaden  auf  ca.  52  Mill.  Rub.  jährlich.  Vgl.  Soko/ow,  Die  feuerbeständigen 
Gebäude  auf  dem  Lande.  Petersb.  1902  S.  7—8. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  2ö.  8 
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fälle  vor.  Ks  sind  verschiedene  Massregeln  zum  Schutze  der 
I-Äden  und  der  Verkäufer  getroffen.  Die  Läden  stehen  durch 
elektrische  Glocken  in  Verbindung  mit  den  Polizeiwachen»  in 
vielen  Läden  ist  stets  eine  Wache  *).  Das  Drahtgeflecht  am 
Schalter  ist  durch  eine  feste  Scheidewand  ersetzt.  Die  Ver- 
käufer und  ; Kassierer  sind  mit  Schutzwaffen  ausgerüstet;  der 
Kassierer  wird  von  Polizeibeamten  begleitet*).  Trotz  alledem 
kommen  noch  jetzt  häufig  Plünderungen  vor,  so  dass  z.  B.  in 
Warschau  im  Laufe  eines  Monats  73  Monopolläden  geplündert 
wurden.  Leider  sind  keine  genauen  Angaben  über  diese  Ver- 
luste des  Fiskus  veröffentlicht  worden.  Die  mir  zugäng- 
lichen amtlichen  Angaben  verwende  ich  zur  folgenden  Auf- 
stellung : 

Im  November  1906     58  Plünderungen,  Verlust:  Rub.  40497') 

»    Dezember    1906     41  »  »  >      14847') 

»    Januar  1907     43  •  >  »      69500*) 

»    Februar       1907     38  >  »  9      i6  304  *) 

179  >  *  »     141  158 

Im  Laufe  von  vier  verhältnismässig  ruhig  verlaufenen  Mo- 
naten  141  000  Rubel  Verlust ! 

4.  Kosten  des  Verkaufs  vom  staatlichen 
Branntwein.     Zu  den  Kosten  des  Verkaufs  gehören : 

1.  Gehälter  für  die  Verkäufer,  Kassierer,  Aufwärter  u.  s.  w. 

2.  Miete,  Beheizung,  Beleuchtung  der  Läden. 

3.  Transport  des  Produktes  vom  Lager   zu  den  Läden    und 
Rucktransport  der  leeren  Flaschen. 

4.  Kleine  Reparaturen,  Porti  u.  s.  \v. 

lvX>5  sind  dafür  38  Millionen  Rubel  aufgewandt  worden;  dar- 
unter 12,6  Millionen  132.9^^  ^1  tur  Gehälter  und  13,7  Millionen  Rubel 
(33*4  ^'  .^^  l^*»r  Miete  u.  s.  \v.  Auf  i  Wedro  des  durch  diese  Läden 
abgesetzten  Branntweins  entfielen  Unkosten  (in  Kopeken): 

loo^  1nX-»j5  I'Xm  1005  ioo6 

5>-^.i  57-^4  NC  >>S  nc- 14  55'4<. 

t-  V;fro!.li»ui\i    vtes    K  rjirrnv.ti»:er$.    ru  Jet.-r.^    »Keiächc,    t.    7.  XIL    I906, 

:  \:n  VocA-^xc^:»^  i^v*'»  „Ki  I»  j   M  '\  K^i»    t-ai  ^v^u:r  da  Läden  TorgcscheD. 

5  "^^•'^^*>*v^JV^"-\>ic-\-r.~ji  A  CavftJi  V.    »4.  L  1407  Nr.  10. 

4  1-v^-- •v^Vtv'-.>,v\:-:m^^  Oi>c.a   v.  17.   IL   UC7   Nr.  5xX 

>  V.v-^-^'*v>r'v:v^>s:>/>.*"r<  A  Ojuv.'ji  t     ic»    HI     icc"   Nr.  oL 
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Auf  je  I  Laden  entfielen  folgende  Unkosten'): 


Ausgabeposten               |! 

1902      1 
412,30    1 

1903 
429,80 

1904 

1905 

1906 

Gehälter  für  die  Verkäufer        1 

433,76 

440,21 

446,77 

Miete 

224,81     , 

233,33 

238,14 

241,58 

244,33 

Beleuchtung  und  Beheizung 

60,34 

61,28 

62,19 

62,47 

63,93 

Transportkosten 

394,18 

459.92 

439.30 

481,02 

578,48 

Gehälter  f.  Kassierer,  Aufwärter  | 

101.64    1 

104,52 

103.18 

106,04 

108,68 

Kleine  Reparaturen 

— 

— 

1,06 

3,19 

Porto  (Geldüberweisungen)        || 

— 

1.80 

2.57 

3.21 

9,73 

Summa       1193,27    |  i  290,65    11279,14    ,1335,69    [i454,ii 

Die  Schwankungen  dieser  Unkosten  in  den  einzelnen  Gou- 
vernements sind  bedeutend,  werden  aber  erklärlich,  da  diese 
Spesen  von  dem  Umsatz  der  Läden  und  ihrer  Verteilung  in  dem 
Gouvernement  (Stadt  und  Land)  abhängen.  Diejenigen  Gouver- 
nements, die  viele,  aber  kleine  Läden  besitzen  (Bessarabien,  Po- 
dolien),  wenden  pro  Wedro  mehr  auf  als  die  mit  wenigen,  aber 
grossen  Läden  (Petersburg,  Moskau). 

Die  durchschnittlichen  Transportkosten  (481  Rubel  pro  Laden) 
stellen  sich  bedeutend  höher  im  Gebiete  Jakutsk-Irkutsk :  2361 
Rubel  pro  Laden.  Es  ist  dies  nicht  erstaunlich^  wenn  man  sich 
die  Verkehrsentwicklung  und  die  geringe  Ladenzahl  im  Verhältnis 
zum  Areal  vergegenwärtigt  (4  121  000  Quadratwerst,  d.  h.  etwa 
4  mal  so  gross  als  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  zusammen). 
Weniger  verständlich  ist  es,  wenn  das  Gouvernement  Moskau, 
mit  sehr  entwickelten  Verkehrsmitteln  den  Jahresdurchschnitt  um 
mehr  als  das  doppelte  übersteigt:  1353  Rubel  im  Jahre  1906, 
1000  Rubel  1905,  1094  Rubel  1904  (durchschnittlich  für  das  ganze 
Land  439  bis  622  Rubel). 

Ausser  den  genannten  Ausgaben  gehört  zu  dieser  Kategorie 
noch  die  Provision  für  die  privaten  Verkäufer^)  des  staatlichen 
Branntweins.  Sie  ist  aber  unbedeutend  im  Vergleich  mit  den 
Kosten  des  staatlichen  Verkaufs.     Die  Provision  betrug: 


1903 

1904 

1905 

1906«) 

1627 

146 1 

1650 

1947  Tausend  Rubel 

2,33 

2,08 

2,20 

2,28  Kop.  pro  Wedro. 

Sind    die  Kosten    des  Verkaufs    hoch?     Das    tritt    klar    zu 


i)  Aus  den  »Summarischen  Uebersichten  für  die  betr.  Jahre. 

2)  S.  oben  Abschnitt  I,  10. 

3)  »Summ.  Uebersichtenc  f.  die  betr.  Jahre. 
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Tage,  wenn  man  sie  der  den  Privaten  gezahlten  Provision  gegen- 
überstellt. 

Die  Provision  beträgt,  wie  gesagt,  zwischen  2,08  und  2,33 
Kopeken  pro  Wedro  des  ganzen  Umsatzes  des  Mo- 
nopols. Berechnet  man  diese  Provision  pro  Wedro  des  durch 
die  privaten  Verkäufer  abgesetzten  Branntweins, 
so  erhält  man  (1904)  27,87  Kopeken  pro  Wedro.  Das  ist  eine 
Durchschnittsprovision,  die  sich  noch  durch  die  verdoppelte  Pro- 
vision für  Tafelbranntwein  und  grössere  Provision  in  den  Haupt- 
städten erhöht.  Wenn  man  die  Tafelbranntweinprovision  bei 
der  geringen  Absatzmenge  des  Tafelbranntweins  unberück- 
sichtigt lässt,  so  erhält  man  das  Ergebnis,  dass  die  Provision 
pro  Wedro  25  Kopeken  darstellt,  berechnet  nach  folgendem 
Schema : 


-Aß«j_    35.6.40%     ,     S3i5.4o%     ,     58.7.40% 
'"'^-^         57%—"^         90%         ^'    ^%     ' 


=  25,05. 


Dem  Staate  kostet  der  Verkauf  eines  Wedro  Branntwein 
53 — 58  Kopeken.  Den  Absatz  des  staatlichen  Branntweins  be- 
sorgen aber  die  privaten  Verkäufer  (bei  eigenen  Transport-,  Bruch- 
und  anderen  Kosten)  für  rund  25  Kopeken. 

Selbstverständlich  könnten  die  Privaten  zu  dieser  Provision 
den  Branntwein  nicht  absetzen,  wenn  sie  sich  dem  ausschliess- 
lichen Absatz  von  staatlichem  Branntwein  widmeten.  Die  pri- 
vaten Verkaufsstellen  sind  Weinkeller  und  Kolonialwarenhand- 
lungen, die  den  Branntwein  nur  nebenbei,  oft  ohne  Gewinn  (mit- 
unter mit  geringem  Verlust)  an  ihre  Kunden  verkaufen,  umso- 
mehr  als  es  sich  hier  um  unbedeutende  Mengen  handelt. 

Bei  grösseren  Umsätzen  und  wenigeren  Formalitäten  könnten 
die  Privaten  schon  bei  45  Kopeken  den  Absatz  mit  Gewinn  be- 
sorgen. Die  Organisation  des  Verkaufs  ist  also  zu  teuer.  Die 
Verteuerung  kann  man  mit  rund  12  Kopeken  pro  Wedro  an- 
nehmen, d.  h.  rund  9  Millionen  Rubel. 

5.  Vergütungen  an  die  Städte  und  Semstwos. 
Das  Monopol  vergütet  aus  seinen  Einkünften  den  Städten  und 
Landschaften  die  Verluste,  die  ihnen  die  Einführung  des  Mono- 
pols verursacht  hat.  Die  Vergütungen  stehen  zum  Umsätze  in 
keinem  Verhältnis;  sie  sind  ein  für  allemal    festgesetzt    und  dem 
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früheren  durchschnittlichen  jährlichen  Ertrag  dieser  Selbstver- 
waltungskörper gleich.  Bemessen  wurde  dieser  durchschnitt- 
liche Ertrag  nach  den  letzten  3  Jahren  vor  der  Einfuhrung  des 
Monopols.     An  Vergütungen  zahlte  man: 

1903  1904  1905  1906  ^) 

6014462        6080412        6190761        7627751  R. 

8,62  8,65  8,25  8,92  Kop.  pro  Wedro. 

Eine  eingehende  Prüfung  dieser  Zahlen  ist  unmöglich. 
Mehrere  Städte  und  Semstwos  erklären  die  ihnen  zugewiesenen 
Vergütungen  als  zu  klein. 

6.  Unterstützung  für  die  Kuratorien  der 
Mässigkeitsvereine.  Die  Hauptverwaltung  betrachtet  als 
Auslage  des  Monopols  auch  die  Unterstützung  der  Kuratorien. 
Bei  der  vorhergehenden  Untersuchung  der  Rentabilität  des  Mono- 
pols ist  diese  von  den  gesamten  Auslagen  in  Abzug  gebracht, 
da  sie  eigentlich  nicht  eine  Ausgabe  des  Monopols,  sondern  des 
Staates  ist. 

Die  Ausgabe  ist  absolut  nicht  gross:  5 — 6  Kopeken  pro 
Wedro.  Aber  im  Verhältnis  zu  dem,  was  dafür  die  Kuratorien 
leisten,  ist  es  immerhin  zu  viel.     Sie  betrug*): 

1903     4.031000  Rubel  oder  5,34  Kopeken  pro  Wedro 


1904 

4 .  236  000 

» 

»     6,02 

»905 

4.008000 

» 

»     5»34 

1906 

3.  129000 

» 

»     3»66 

1907 

2 .  841  000 

» 

»       — 

7.  Barvergütungen  an  die  Brenner.  Dem  Ak- 
zisereglement  zufolge')  wird  den  Brennern  aus  der  auf  dem 
Produkte  lastenden  Akzise  (Fabrikatsteuer)  ein  festgesetztes  Quan- 
tum als  steuerfrei  in  Abzug  gebracht. 

Die  steuerfreie  Quantität  bemisst  sich  nach  der  Produktion 
der  Brennerei  in  folgender  Weise: 

für  die  i.  Mill.  Grad  erzeugten  Spiritus     2  0/^      der  Produktion 
»     >    2.  und  3.  Million  i>5%      *  * 

•     »    3.  bi»  12.        »  0.5%      »  » 

Eine  Brennerei  produziert  z.  B.  jährlich  100  000  Wedro  40  ®/o 
oder  4000000  Grad. 

i)  1906  inklus.  der  Vergütungen  der  Kosakengemeinden. 

2)  Die  Zahl  für  1907  ist  einem  Art.  im  Finanzboten  1907  Nr.  50  S.  344  entnommen. 

3)  Gesetz  v.  4.  VI.  1890.  R.-G.-B.  Band  V.  Akriseregl.  (1901)  Art.  309  u.  310. 
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Die  steuerfreie  Quantität  beträgt: 

för  die  I.  MilLon  Grad     2    ^^       20000  Grad 
»     »     2.         »         »         '.5*w      30000      » 
»     »     S-         »         >        0.5  ^  g        $000      » 

55  000  Grad 

Der  Brenner  hat  dann  zu  zahlen  nur  für 

4000000  Grad 
—  55000       > 

3  945  000  Grad 

Der  Akziseausfall  betragt ;  10  Kopeken  (pro  Grad)  X  55  OCX) 
=  5  500  Rubel. 

Um  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  Vorschub  zu 
leisten,  wird  ihnen  noch  ausserdem  eine  besondere  Prämie 
zuteil;  sie  beträgt: 

aof  die  emcD       500000  Grad     40*0     der  Produktion 
»     9     weiteren  500  000      »        2  ^  ^       •  9 

»     •     2.  and  3.  Million    >         l>5^o   *  * 

•      •     3.   bis   6.  »        »        0,5^0    »  » 

Die  landwirtschaftlichen  Brennereien  bekommen   also: 

Allgemeine     Besondere       Zu- 
Prämie  Priunie      samroen 

für  die  eisten        500  000  Grad     2^0  4-  4  %  =6  % 

»       •    weiteren    500000      >        2  "^  -|-   2%  =  4% 

*       .     2.  und  3.  Mill.  >         1,50'^  +    1,50/^  =   30/^ 

>      »    3.    bis   6.      9  9        o,s%  +  0,5%  =   >% 

»      »    6.     »   12.     »  9       0.5  %  -f     —  =  o»5  % 

Seit  der  Einfuhrung  des  Monopols  zahlen  die  Brenner*) 
keine  Akzise  mehr,  die  Prämien  aber  blieben  bestehen,  und  die 
Regierung  zahlt  diese  jetzt  den  Brennern  in  bar  aus  *). 

Die  Prämie  ist  sehr  gross  —  mehr  als  14  Millionen  Rubel 
jährlich,  d.  h.  durchschnittlich  5800  Rubel  auf  je  eine  Brennerei, 
oder  19  Kopeken  pro  i  Wedro. 

Mit  diesen  Zahlen  sind  die  wichtigsten  Monopolausgaben 
charakterisiert. 

Es  ist  unmöglich ,  ziffermässig  genau  die  Kostspieligkeit 
der  Monopolwirtschaft  zu  berechnen.  Jedenfalls  aber  ist  klar, 
dass    in    der  Monopolwirtschaft  sehr  viel  erspart  werden  könnte. 

1)  Akziseregl.  Art.  354. 

2)  Die  Ausgaben  verzeicbnet  man  im  Reichsetat  unter  Posten  «§15:  Zur  För- 
derung der  privat.  Brennereic. 
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Dass  das  Branntweinmonopol  dem  Fiskus  wegen  der  zu 
kostspieligen  Verwaltung  wenig  zu  Gute  kommen  wird,  glaubte 
man  auch  früher.  So  äusserte  sich  z.  B.  der  Finanzminister  Prof. 
N.  CA.  Bunge  (1881 — 1887)  i^  seinem  alleruntertänigsten  Bericht 
an  den  Zaren  (1887): 

»Das  Branntweinmonopol  existierte  in  Russland  bereits  früher, 
ist  aber  unter  dem  Ministerium  des  Grafen  Cancrin  {\Z2'i — 1843), 
wegen  der  Demoralisation,  die  es  in  die  Steuerverwaltung  hinein 
getragen  hat,  aufgehoben  worden.  Es  ist  zu  bezweifeln,  ob  das 
Monopol  die  Staatseinnahmen  erhöhen  kann  ^). 

Die  Praxis  des  bestehenden  Monopols  lässt  den  Schluss 
zu,  dass  »die  Hoffnung,  erfolgreich  ein  Handelsunternehmen 
mit  bureaukratischen  Organen  zu  betreiben,  sich  nicht  recht- 
fertigt«. 

>Trotz  bedeutender  Erhöhung  der  Steuerlast«  d.  h.  der 
Branotweinpreise  »hat  das  Monopol  nur  in  geringem  Masse  eine 
Erhöhung  der  Reichseinnahmen  bewirkt,  weil  die  Kosten  der 
Leitung  und  Verbreitung  enorm  sind«. 

»Das  Geld,  das  der  Fiskus  aus  dem  Monopol  einnimmt,  kann 
dem  Staate  keinen  Nutzen  bringen:  das  Volk  wird  offenbar 
durch  den  Branntweinkonsum  immer  ärmer,  verliert  seine  Ar- 
beitsfähigkeit, die  für  seinen  ökonomischen  Wohlstand  unumgäng- 
lich notwendig  ist«. 

Mit  diesen  Zeilen  sind  in  einer  amtlichen  Ausgabe  die 
Meinungen  der  Mitglieder  sämtlicher  Organe  der  grossen  Enquete 
kurz  wiederholt  *). 


i)  Bericht  an    den  Zaren.     (Zum  Voranschlag  1887).     Finanzbote  Nr.  i,  1887 
S.  6. 

2)  »Indirekte  Steuern«,  Amtl.  Uebersicht.  Petersb.  1904  S.  173. 
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Anhang  zum  III.  Abschnitt 
Die  Monopolwirtschaft  in  den  Jahren  1907 — 1908. 

Die  Besprechung  des  finanziellen  Ergebnisses  des  Monopols 
wurde  auf  die  Zeit  bis  1906  beschränkt,  da  die  weiteren  Berichte 
noch  nicht  erschienen  sind. 

Um  doch  auch  ein  Bild  für  1907 — 1908  zu  geben,  ver- 
wende ich  in  folgender  Aufstellung  die  mir  zur  Verfügung  stehen- 
den »vorlaufigen  Berichtec  der  Haupti^erwaltung  sowie  die  Bud- 
getvorlagen 1907  und  1908. 

Trotz  der  Missernte  sind  im  Jahre  1906')  85  466  897  Wedro 
(40^/0)  abgesetzt  worden,  d.  h.  um  10429723  mehr  als  1905, 
(mehr  als  13  ^jo). 

Der  Ertrag  des  Monopols  im  europäischen  Russland  belief 
sich  auf:  641  Millionen  Rubel,  also  77  Mili  Rubel  mehr  als  im 
Vorjahre,  d.i.  eine  Zunahme  von  rund  14 7o- 

Die  Bruttoeinnahme  des  Monopols  im  ganzen  Monopol- 
gebiet betrug  (1906J  697,5  Millionen  RubeP). 

Nach  dem  Voranschlag  1907  ^  würde  sich  die  Monopolwirt- 
schaft dieses  Jahres  folgendermassen  stellen. 

Der  Konsum  des  künftigen  Jahres  wird  überhaupt  sehr  vor- 
sichtig geschätzt.  Für  das  Jahr  1907  tritt  noch  besonders  hinzu 
der  Umstand,  dass  der  Konsum  1906  zum  Schluss  des  Jahres 
relativ  abgenommen  hatte. 


Konsum  in  Millionen  Wedro 


Januar  bis  Juni 

Juli  bis  Oktober 

November 

Dezember 

im  Laufe  des  Jahres 


1905 


34.257 

26,319 

6,822 

7^652 


1906 


39t942 

29.993 

7.516 

7,965 


75.050 


85.416 


Zunahme 


16,6 
14,0 
10,2 

4,6 


13,8 


i)  Sum.  Uebers.  1906. 

2)  Bericht  der  Staatskontrolle  f.  das  Jahr  1906. 

3)  Voranschlag  1907.     Erläuterungen  des  Finanzministers  fT.  Kokowtow, 
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Damit    sind    auch    die  Einnahmen    in  den    letzten  Monaten 
relativ  zurückgegangen;  das  beweist  folgende  Tabelle: 


' 

Bruttoeinnahme 
in  Millionen  Rubel 

Zunahme 

Januar  bis  Juni 
Juli  bis  Oktober 
November 
Dezember 

1905 
285,8 

208,I 

60,3 

55.2 

1906 

332,8 

239.3 
67,8 
57.7 

16.4 

15.0 

12,4 

4.5 

Zusammen 

609,4 

697.6 

14.5 

Deshalb  ist  der  im  Voranschlag  1907  vorausgesehene  Ab- 
satz etwas  niedriger,  als  der  des  Jahres  1906  angenommen :  1907: 
82  540CXX>  Wedro  gegen  85415000  Wedro  im  Jahre  1906. 

Dementsprechend  ist  für  1907  auch  der  Ertrag  niedriger  ge- 
schätzt als  1906,  nämlich  auf  673,05  Millionen  Rubel  (gegen 
697,6  Millionen  im  Jahre  1906). 

Ueber  die  Monopolwirtschaft  im  Jahre  1907  liegen  noch 
keine  genauen  Angaben  vor.  Den  »vorläufigen  Berichten«  zu- 
folge erreichte  der  Konsum  im  Jahre  1907  die  vorausgesehene 
Höhe  nicht.  Die  vorläufigen  (ungenauen)  amtlichen  Mitteilungen 
sind  in  folgender  Tabelle  zusammengestellt: 


Es  sind  abgesetzt 
1              in  1000  Wedro 

Bruttoeinnahme 
in  1000  Rubel 

1  Gegen  1906 
1907         'mehr  (-[-)  oder 
1  weniger  ( — ) 

'   Gegen  1906 
1907          mehr  (+)  oder 
!  weniger  (  — ) 

Januar*)                                      7277 
Februar  *)                                   7  404 
I,  Januar— 31.  Juni*)             39887 
I.  Januar— 31.  August  *)           53  1 27 

—  628 

+  1281 

—  54 

—  86 

59160 

324049 
431  580 

—  5000 
+  10389 

—  539 

—  626 

Der  Konsum  des  Jahres  1908  *)  ist  im  Voranschlage  auf 
85360000  angenommen,  gegen  82540000  im  Vorjahre,  die 
Bruttoeinnahme  auf  696225000,  gegen  673050000  (1907). 

Die  Ausgaben  des  Monopols  sind  für    1907  auf    198  376  000 


i)  Torgowo-Prom.  Gaseta  v.  16.  III.  1907,  Nr.  61. 

2)  »Kusskij  Oekonomistc  15.  IV.   1907  Nr.  14. 

3)  »Russk.  Wedemosti«  v.  8.  VIII.  1907  Nr.  180. 

4)  Torgowo-Prom.  Gaseta  v.  6.  X.  1907  Nr.  225. 

5)  Voranschlag  1908.     Erläuterungen  des  Finanzministers  Kokowzow. 
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Rubel,  für  1908  auf  2139840CO  Rubel  geschätzt;  der  Nettoge- 
gewinn 1907  auf  474  674  OCX),  1908  auf  482  241  000.  Das  ergäbe 
als  Nettogewinn  pro  Wedro  des  Umsatzes  1907:  5  Rubel  75 Va 
Kopeken,  1908:  5  Rubel  65  Kopeken. 

Aus  einzelnen  Ausgabeposten  sind  hervorzuheben: 

1907  1908 

Tausend  Rubel 
zur  Förderung  des  privaten  Brennereigewerbes  14230     ) 

Unterstützung  der  Kuratorien  3  340     J       ^  *^ 

>  »    Semstwos  und  Städte  7  900  7  971 

Der  Rohspirituspreis  (für  die  Brenner)  ist  für  das  Jahr  1907 
auf  68  bis  170  Kopeken  festgesetzt')  durchschnittlich  auf  über 
80  Kopeken.  Derselbe  betrug  1895  61,19  Kopeken,  1905  75,69, 
1906  78,35  Kopeken. 


i)  Verzeichnis  der  vom  Finanzminister   festgesetzten   Preise  fttr   das  Jahr  1907. 
Finanzanzeiger  1907  Nr.  13. 
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IV.  Der  Branntwein-Konsum  im  Monopolgebiet. 

Schwerlich  werde  ich  mich  irren,  wenn  ich  die  Monopol- 
statistik als  eine  der  ausführlichsten  im  Vergleich  mit  den  amt- 
lichen Statistiken  anderer  russischen  Regierungsressorts  bezeichne. 
Der  jährlich  erscheinende  statistische  Bericht  bildet  einen  statt- 
lichen Band  und  bietet  eine  Fülle  von  Material  für  die  Unter- 
suchung des  Branntwein-Konsums  in  Russland  ^). 

Trotz  dieser  Ausführlichkeit  bereitet  die  Konsumstatistik 
zahlreiche  Schwierigkeiten.  Einerseits  ist  sie  unzureichend,  weil 
sie  Angaben  über  den  Branntweinkonsum  nur  im  Monopolgebiet 
enthält.  Andererseits  hat  man  bei  derartigen  Untersuchungen 
noch  mit  Erscheinungen  zu  tun,  die  statistisch  entweder  wenig 
oder  gar  nicht  untersucht  sind.  Deshalb  wird  es  angebracht 
sein,  wenn  zuvörderst  einige  Punkte  hervorgehoben  werden,  die 
in  grossen  Zügen  die  Grenzen  der  Untersuchung  bestimmen. 

Was  den  Alkoholkonsum  im  allgemeinen  betrifft,  so  ist  hier 
darauf  hinzuweisen,  dass  die  Angaben  über  den  Branntweinkon- 
sum sehr  wenig  der  Wirklichkeit  entsprechen,  weil  im  Volke 
Branntwein  noch  unter  anderen  Namen  als  dem  gewöhnlichen 
im  Umlauf  ist.  Russland  produziert  viel  Traubenwein  mit  relativ 
hohem  Alkoholgehalt.  Mit  der  Einführung  des  Monopols  in 
die  weinbauenden  Gouvernements  hat  das  Finanz-Ministerium, 
um  den  Weinbau  zu  fördern  den  Verkauf  von  Traubenwein  in 
Monopolläden  gestattet  ^.  Allmählich  hat  das  Finanz-Ministerium 
den  Weinverkauf  immer  mehr  erleichtert,  so  dass  er  heute  sogar 
den  Frucht-    und  Kolonialwaren* Handlungen    erlaubt  ist ').     Der 


i)  Leider  sind  die  späteren  Berichte  (1903,  1904)  nicht  mehr  so  ausführlich  wie 
die  früheren  (1897/1898  and  1899). 

2)  Zirk.  V.  3.  IV.  1897  Nr.  86.     Fin..Anz.  1897  Nr.  14;  Zirk.  v.  31.  VII.  1897 
Nr.  139.  Fin  -Anz.  1897  Nr.  31. 

3)  Zirk.  V.  12.  I.  1898  Nr.  196.     Fin.-Anz.   1898  Nr.  3. 
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Traubenweinverkauf  in  den  Monopolläden  wurde  anfangs  (Ver- 
ordnung vom  29.  Mai  1897)  *)  versuchsweise  auf  3  Jahre  gestattet. 
Nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  ist  die  Genehmigung  verlängert 
worden  und  noch  heute  in  Kraft*).  Jetzt  findet  der  Verkauf 
von  Wein  über  das  ganze  Land  in  den  Monopolläden  statt  *). 
In  den  Monopolberichten  führt  man  oft  die  Abnahme  des 
Branntweinkonsums  auf  »die  Konkurrenz  des  Traubenweinsc 
zurück. 

Da  jede  Freigabe  des  Weinhandels  dazu  benutzt  wurde, 
unter  dem  Namen  Wein  sehr  alkoholhaltige  Getränke  zu  ver- 
breiten, so  setzte  man  eine  besondere  allerhöchst  bestätigte 
»Kommission  zur  Regelung  der  Produktion  und  des  Verkaufs, 
und  zur  Bekämpfung  der  Fälschung  der  alkoholhaltigen  Getränke  < 
ein.  Nach  den  Berichten  dieser  Kommission  wird  mitunter  unter 
den  Namen  »Weine  Branntwein  von  16  und  mehr^/o  Alkohol 
verkauft.  Der  Vertreter  des  Finanzministeriums  teilte  mit,  dass 
es  in  Petersburg  einen  »Cheresc  und  »Portweine  mit  30  bis 
40^/0  Alkohol  sowie  einfachen  Branntwein  unter  verschiedenen 
Benennungen  gibt.  Ebenso  auch  In  anderen  Orten  verschiedene 
Weine  »Maderac,  »Portweine  u.  s.  w.  zu  30  bis  40  Kopeken  pro 
Flasche  *). 

Femer  werden  in  den  Gebieten  des  Weinbaus  die  Ver- 
günstigungen für  die  Traubenspiritusbrenner  (7  Kopeken  Akzise 
pro  Grad  statt  10 — 11,  in  einigen  Orten  akzisefrei)  von  Getreide- 
brennern ausgenutzt,  indem  sie  einen  Weingarten  zum  Scheine 
pachten  *). 

In  manchen  Orten  wird  noch  jetzt  auch  Kartoffelspiritus 
heimlich  erzeugt.  So  wurden  in  Wolhynien  1902  56  geheime 
Fabriken  entdeckt  ^i  In  anderen  Orten  schmuggelt  man  viel 
aus  dem  Auslande  ^). 

In    den    östlichen    Gouvernements    erzeugen    Tschuwaschen 


1^  Siehe  Anmerkung  3  der  Torigen  Seite. 

2)  Alles,  besl.  Gutachten  des  R.-R.  (Siehe:  Russ.  Ockonom.  1907  Nr.  14). 

3^  Zirk.  r.  22.  VI.  IQ07  Nr.   16 15.     Fm.-.Ani.  1907  Nr.  26. 

4)  Dr.  L,.*s^Msiis  Bericht  in  der  Kominissioa  zur  Bekimpfung  des  AlkohoUsmns. 
Publik.  Band  3.  S.  212. 

5"»  Os^r^'f*',  Prof.  .\rt.:  Branntweinmonopol  im  Journal  »Russkaia  Myslc  1901 
(San^melbanvi  S.  331.) 

6'   Statiit.  Bericht  der  HVW.  1902  S.  82. 

7'  X.  B.  GouY.  KaÜsch.     Statist.  Bericht  1902.  S.  92,   1904.  S.  121. 
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und  Tscheremisscn  ein  alkoholhaltiges  trübes  Gebräu,  »Kumysch- 
ka«.  Die  Produktion  des  Kumyschka  ist  gesetzlich  verboten  und 
steht  unter  sehr  strenger  Strafe  *).  Trotzdem  wird  wahrschein- 
lich viel  Kumyschka  konsumiert.  Der  Bericht  von  1904  registriert 
rund  4000  Gesetzesübertretungen  betreffend  die  Kumyschkapro- 
duktion  *).  Im  Kaukasus  und  am  Kaspischen  Meer  produziert 
man  viele  Arten  alkoholhaltiger  Getränke  (Raka,  Busa'),  Dzaba 
u.  a.) ;  sie  sind  akzisefrei,  wenn  sie  für  den  eigenen  Haushalt  er- 
zeugt werden  *). 

In  anderen  Orten  des  Kaukasus  und  des  Turkestangebietes 
hat  man  diese  Spirituosen  auch  dem  Handel  freigegeben  ^).  In 
mehreren  Orten  des  Steppengebiets  wird  eine  andere  Art  von 
alkoholreichem  (mit  über  10  •/o)  Getränk  geheim  hervorgebracht ; 
es  ist  ein  Gebräu  aus  Stutenmilch  und  trägt  den  Namen 
lOrjka«  •). 

Die  verschiedenen  Arten  der  im  Volke  umlaufenden,  be- 
rauschenden Getränke  lassen  sich  nicht  sämtlich  feststellen. 

In  den  80er  Jahren  war  in  Südrussland  die  sogenannte 
Volks-Eau  de  Cologne  sehr  verbreitet  —  ein  Branntwein  mit  30 
bis  40^/0  Alkohol  und  geringem  Zusatz  von  Aetheröl,  so  dass 
sie  auch  dem  Geruch  nach  dem  Branntwein  näher  stand  als  der 
echten  Eau  de  Cologne.  In  den  Gouvernements  Stawropol,  Je- 
katerinoslaw,  Taurien  u.  a.  bestanden  grosse  Fabriken  für  Eau 
de  Cologne.  Sie  wurde  in  Flaschen  von  Vao  und  V^o  (in  0,6 
und  0,3  Liter)  zu  wohlfeilem  Preise  verkauft  ^.  Denselben  Be- 
richten zufolge  soll  in  einigen  Orten  des  Transwolga -Gebietes 
auch  Petroleum   genossen    werden^). 


1)  R.-G.-Bach.  Band  V  (1901)  Art.  128  und   1098— 1099. 

2)  Bericht  der  HVW.,  1904.  S.  44  des  Anhangs. 

3)  Acciseregl.     Gesetzb.  B.  5  (1901)  Art.  llo  (8),  129  und  130. 

4)  Ueber  d.  Alkoholgehalt,  Produktion  etc.  von  Busa,  siehe  bei  von  Schwarz: 
»Turkestan«  Freiburg  i.  Br.   1900.  S.  91—92. 

5)  Accisereglement  V  (1901)  Art.:  648,  649. 

6)  Nicht  zu  verwechseln  mit  einer  Art  Stutenmilchbranntwein ,  dem  sogenannt. 
Kumys,  der  für  Heilzwecke  in  Russland  gebraucht  wird  (Kumyskur  im  Gouv.  Oren- 
borg,  Ufa  und  and.). 

7)  Berichte  des  Departements  für  indirekte  Steuern   1883,   1884,   1885. 

8)  Bericht  des  Departements  1884.  Petersb.  1885.  S.  66.  Der  Genuss  von  Pe- 
troleam  ist  im  XVIII.  Jahrhundert  im  Kaukasus  verbreitet  gewesen.  Darüber  berich- 
tet der  niss.  Akademiker  Ltrche  von  seiner  Reise  im  Jahre  1735.  (Ragosin  Naphtha 
und  Naphthaindostrie,  Petersburg  1884.  cit.  b.  Radzig  S.  69.) 
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Es  ist  klar,  dass  unter  solchen  Umständen  alle  und  sogar 
die  richtigen  Angaben  der  Monopolstatistik  nur  mit  gewissen 
Einschränkungen  verwertet  werden  können. 

Noch  verwickelter  gestaltet  sich  die  Sache  bei  der  Be- 
rechnung des  Konsums  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Ebenso  wie 
der  Dividend  ist  auch  der  Divisor  nur  von  relativer  Richtig- 
keit. Bis  zum  Jahre  1897  hatten  wir  keine  genauen  Quellen  über 
die  Bevölkerungszahl.  Etwas  besser  steht  es  jetzt  nach  der 
Volkszahlung  von  1897,  wenn  auch  hier  natürlich  nicht  dieselbe 
Präzision  erreicht  worden  ist  wie  in  West-Europa.  Seitdem  wer- 
den jährlich  in  den  statistischen  Bureaus  die  Zahlen  der  Ge- 
borenen hinzuaddiert  und  die  der  Verstorbenen  subtrahiert.  Das 
Endresultat  soll  die  Einwohnerzahl  des  betreffenden  Ortes  dar- 
stellen. Die  innere  Volksbewegung  bleibt  ganz  unberücksichtigt. 
Die  inneren  Wanderungen  erreichen  aber  einen  sehr  grossen 
Umfang  —  hier  sei  nur  auf  die  Wanderarbeiter- Uebersiedlungen 
hingewiesen '),  —  und  somit  entsprechen  die  Angaben  über  den 
Konsum  pro  Kopf  in  einzelnen  Landesteilen  der  Wirklich- 
keit recht  wenig. 

Die  Angaben  über  den  Konsum  in  manchen  Gouvernements 
fuhren  dadurch  irre,  dass  die  Monopolverwaltung  die  religiöse 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  ausser  acht  lässt  und  die 
in  den  betreffenden  Gouvernements  konsumierte  Menge  Spiritus 
auf  die  Gesamteinwohnerzahl  bezieht,  obgleich  grössere  Teile  der 
Einwohner,  z.  B.  Tataren  und  Heiden  (im  Gouvernement  Kasan 
28,75  Vo.  in  Ufa  50  «/o,  im  Turgai-Gebiet  91  <>/o  der  Bevölkerung) 
keinen  Alkohol  geniessen  dürfen  und  wahrscheinlich  auch  wenig 
geniessen  *).  Es  ist  also  sehr  schwierig,  aus  den  amtlichen 
Angaben  Schlüsse  zu  ziehen,  doch  bleibt  keine  andere  Wahl, 
als  nach  diesem  unzuverlässigen  Material  die  Sachlage  dar- 
zustellen. 

I.  Die  Höhe  des  Branntweinkonsams. 

Die  Menge    des    verbrauchten  Spiritus    in   Russland  belief 

1)  Aus  manchen  Gouvernements  wandern  bis  91%  der  Arbeiter  aus  (so  z,  B. 
Smolensk)  (nach  Rudnew).  Fürst  ScAüchou'ski,  Die  ländliche  Wanderarbeiter.  Petersb. 
1903.  S.  14. 

2)  Die  Bevölkerungsziffer  ist  nach  der  Volkszihlung  1897  angegeben.  Berechnet 
man  den  Konsum  dieser  Gouvernements  nur  pro  Kopf  der  Bevölkerung  mit  Ausschluss 
dieser  Teile,  so  erhält  man  durchschnittliche  Zahlen. 
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sich  1906  auf  85  466  897  Wedro  zu  40  ^o,  oder  rund  4,2  M  i  1- 
lionen  Hektoliter  reinen  Alkohols;  im  Durch- 
schnitt pro  Gouvernement  rund  1000  000  Wedro  zu  4070*). 

Berechnet  man  die  konsumierte  Wedrozahl  pro  Kopf  der 
Bevölkerung,  so  sieht  man,  dass  der  durchschnittliche  Konsum 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  beträgt  ^) : 

(in  Handertstel  eines  Wedro  zu  40%). 
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70 

1896 

51 

Nur  im 

1886 

68 

1897 

50 
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1887 
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50 
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1888 

65 

1899 
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55 
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52 

48 
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49 

45 
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53 

1902 

49 

51 

1892 

50 

1903 

52 

56 

i«93 

49 

1904 

51 

54 

1894 

53 

1905 

— 

57 

1895 

53 

1906 

— 

63 

Die  verschiedenen  Landesteile  sind  dabei  nicht  gleich  ver- 
treten, wie  folgende  Tabelle  besagt  (1904): 

1.  Norden  0,77  Wedro,  40% 

2.  Industriegebiet  0,74 

3.  Süden  0,65 

4.  Ostseeprovinzen  0,58 

5.  Schwarzerdegebiet  0,54 

6.  Süd.  West  0,50 

7.  Kleinrussland  0,48 

8.  Oten  0,41 

9.  Weicbselgebiet  (russisch.  Polen)     0,37 
10.  Nord- West  0,32 

Die  Reihenfolge  der  Landesteile  in  der  angeführten  Tabelle 
ist  keine  zufällige.  Auch  1902  und  1903  bleibt  sie  in  der  Haupt- 
sache die  gleiche.  Eine  gewisse  Regelmässigkeit  der  Verteilung 
lässt  sich  hier  nicht  verkennen.  Klimatische,  ökonomische  und 
national -ethische  Momente  üben  zweifellos  einen  gewissen  Ein- 
fluss  auf  die  Höhe  des  Konsums  aus. 

Das  nördliche  Klima  und  die  ökonomische  (industrielle)  Ent- 
wicklung des  Zentrums  rufen  den  höchsten  Konsum  in  diesen 
Gebieten  hervor.  Den  Konsum  des  Industrie-Gebiets  muss  man 
im  Verhältnis  zu  den  anderen  Gebieten  noch  höher  schätzen, 
weil  die  Bevölkerung    in  diesem  Gebiet    viel    mehr  Frauen    ein- 


i)  In  der  Untersuchung  beschränke  ich  mich  auf  die  Jahre  1903— 1904,  da  wei- 
tere ausfahrliche  Berichte  noch  nicht  erschienen  sind.  Die  früheren  Berichte  beziehen 
sich  auf  eine  kleine  Anzahl  Gouvernements. 

2)  Nach  der  «Statistik  der  akzisepflichtigen  Produktionen«  für  versch.  Jahre. 
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schliesst  als  die  anderen  Gegenden  bis  1271  pro  Mille  bei  einem 
Durchschnitt  von  1028  pro  Mille. 

Der  Konsum  der  in  der  Hauptsache  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung des  Südens  und  des  Schwarzerdegebiets  (auch  Klein- 
russland) übersteigt  nicht  den  Durchschnitt  des  Landes:  0,48  bis 
0,54  Wedro. 

Das  Südwestgebiet  dürfte  kaum  in  der  Reihenfolge  dem 
Schwarzerdegebiet  folgen.  Sein  niedriger  Konsum  ist  auf  Rech- 
nung des  dort  weitverbreiteten  Traubenweins  zu  stellen. 

Die  entwickelteren  Ostseeprovinzen  und  das  am  Schwarzen 
Meer  liegende  Gebiet  nehmen  die  Stelle  zwischen  dem  landwirt- 
schaftlichen und  industriellen  Gebiet  ein. 

Das  Minimum  fällt  auf  die  Gebiete,  die  kaum  weniger  kon- 
sumieren dürften,  als  die  unter  2,  3,  4  angeführten. 

Dass  man  es  bei  den  östlichen  Gouvernements  mit  einer 
ungenauen  Rechnung  zu  tun  hat,  liegt  auf  der  Hand.  Es  ist 
ein  Gebiet  mit  einer  zahlreichen  Bevölkerung,  die  keinen  Alkohol 
geniesst,  Mohammedaner  und  Heiden,  nämlich  :  Mordwa,  Tschuwa- 
schen, Tataren,  Baschkiren,  Tscheremissen  u.  a.  m.). 

Was  Polen  und  die  littauischen  Gouvernements  anbetrifft, 
so  wohnen  auch  hier  viele  Abstinente  (Juden  und  Katholiken^). 
Femer  nimmt  man  hier  andere  Getränke  in  grösserem  Masse 
(als  im  Zentrum)  zu  sich.  Leider  ist  die  Statistik  des  Bier- 
konsums unzureichend  und  schliesst  die  Möglichkeit  einer  Be- 
leuchtung der  Monopolziffern  durch  Gegenüberstellung  mit  den 
Bierkonsumsziffern  aus.  Man  kann  nur  bemerken,  dass  fast 
34°/o  (1904)  der  gesamten  Bierproduktion  des  Reiches  auf  die 
Gouvernements  des  Nord-Westens  und  Polens  entfallen,  und  dass 
gerade  in  diesen  Gouvernements  hauptsächlich  der  Kleinbetrieb 
in  der  Bierbrauerei  herrscht,  ein  sehr  grosser  Export  also  nicht 
anzunehmen  ist  ^).  Das  sind  zudem  Grenzgouvernements,  und  ein 
grosser  Teil  der  Grenzeinwohner  trinkt  ausländisches  Bier  und 
auch  Branntwein,  sowohl  auf  deutschem  Boden  als  in  Russ- 
land 3). 

Die  statistischen  Berichte  der  Hauptverwaltung  scheiden  die 
den  Konsum  betreffenden  Zahlen  in  2  Gruppen: 

1)  Dass  die  Katholiken  weniger  Branntwein  konsumieren  gibt  die  HVW  in  ihren 
Berichten  zu  und  führt  es  auf  die  Einwirkung  der  Geistlichen  znrück. 

2)  Statistik  der  akzisepflicht.  Prod.  1904.     Abteilung  » Bierproduktion c  S.  97,  120. 

3)  Statistik  des  Branntweinmonopols  1902.  S.  93. 
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I.  Konsum  in  Städten  (Gouvernements-  und  Kreisstädten), 
2.  Konsum  in  Kreisen  [d.  h.  Dörfern,  kleinen  Städtchen 
(ohne  Selbstverwaltung) ,  in  den  sogenannten  >Mestietschki€ 
(wörtlich  übersetzt:  »Oertchen«),  :>Stanitza«  im  Kosakengebiet,  in 
den  gutsherrlichen  Städten  u.  a.]. 

Diese  verwaltungsrechtliche  Scheidung  ist  zweifellos  irre- 
führend *),  da  man  auf  diese  Weise  den  Konsum  des  flachen 
Landes  in  falschem  Lichte  darstellt.  Die  Teilung  ist  schon  des- 
halb unrichtig,  weil  es  sehr  viele  Städtchen,  ja  sogar  Dörfer 
gibt,  die  nach  ihrer  Einwohnerzahl,  nach  der  Lebensweise  und 
den  ökonomischen  Bedingungen  einer  Stadt  viel  näher  stehen 
als  manche  abgelegene  Städte.  Hier  sei  nur  an  die  vielen 
Dörfer  Russlands  erinnert,  die  wirtschaftlich  entwickelter  sind, 
als  manche  grossen  Städte  im  Uralgebiet,  auch  Sormowo,  Lys- 
kowo,  Pawlowo,  Worsma  u.  a.  m.).  Dass  es  wirklich  viele  solche 
fortgeschrittene  Dörfer  gibt,  erkannte  der  Finanzminister  an;  er 
ordnete  durch  ein  Rundschreiben^  an,  dass  eine  Reihe  von 
Städtchen  und  Dörfern  in  Bezug  auf  den  Ladenschluss  als  Städte 
anzusehen  seien.  Dem  Rundschreiben  liegt  ein  Verzeichnis  von 
über  200  solcher  Dörfer  bei.  Allein  für  das  Gouvernement  Je- 
katerinoslaw  enthält  ein  Verzeichnis  44,  für  das  Gouvernement 
Wilna  37  derartige  Ortschaften.  Alle  diese  Ortschaften  figu- 
rieren sonst  in  den  Berichten  als  Dörfer. 

Jene  Teilung  gibt  auch  deshalb  ein  unrichtiges  Bild,  weil 
bei  dem  entwickelten  Verkehr  des  Dorfes  mit  der  Stadt,  und 
noch  mehr  mit  der  kleinen  Landstadt,  die  Dorfeinwohner  zum 
grossen  Teil  den  Branntwein  in  der  Stadt  kaufen  (auf  Märktei  • 
Jahrmärkten ,  an  Gerichtstagen ,  kirchlichen  Feiertagen  u.  s.  w.), 
umsomehr  als  sie  in  der  Stadt  für  die  hier  abgesetzten  Produkte 
ihrer  Wirtschaft  Geld  bekommen. 

Aus  den  angeführten  Gründen  lasse  ich  die  Untersuchung 
der  Verteilung    des  Konsums  zwischen  Stadt    und  Land  beiseite. 

Wenn  man  sich  zu  den  einzelnen  Städten  wendet,  so  ge- 
wahrt man,  dass  in  den  Städten  des  Nordens    der  Konsum   sehr 

i)  Auf  Grund  dieser  Angaben  des  Konsums  des  Dorfes  und  der  Stadt  stellt 
z.  B.  der  >Russ.  Kalender  von  Suvorin«  eine  Tabelle  betitelt:  9 Der  Branntweinkon- 
sam  der  Bauern«  auf.  [Kalender  1907.  S.  150].  Ebenfalls  zieht  daraus  falsche 
Schlosse  der  Verfasser  des  Art.:  •  Alkoholstatistik«  in  der  Zeitschrift  »Mir  Bozij« 
1903»  Nr.  4  H.  m.  A. 

2)  Zirk.  V.  3.  VIII.  1901  Nr.  940;  Zirk.  v.  5.  X.  1900  Nr.  621.  Fin.-Anz. 
1900  Nr.  41. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  25.  9 
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hoch  steht.  Wegen  ihres  gro>sen  Branntweinverbrauchs  zeichnen 
sich  zwei  kleinere  Städte  im  Gouvernement  Archangelsk  aus: 
I .  P  I  n  e  g  a  mit  ^79  Einwohnern,  2.  Alexandre  wsk  mit 
330  Einwohnern. 

Die  Einwohner  Pinegas  verbrauchen  5,95  Wedro  pro  Kopf, 
geben  also  jährlich  45  Rubel  71  Kopeken  aus,  die  von 
Alexandrowsk  5,30  Wedro  pro  Kopf,  das  bedeutet  einen  Auf- 
wand von  40  Rubel  70  Kopeken  pro  Kopf. 

Der  hohe  Konsum  ist  hier  zum  Teil  vom  Klima  und  der 
tranreichen  Fischnahrung  1  Alexandrowsk  liegt  zum  Nordpol  näher 
als  zu  Petersburg),  sowie  vom  Fremdenverkehr  (Seeverkehr)  ver- 
ursacht. Sonst  schreitet  allen  Städten  Russlands  Lukojanow 
im  Gouvernement  Xischny  -  Nowgorod  voran.  Der  Konsum  pro 
Kopf  der  2300  Einwohner  betrug  6,  5  2  Wedro,  der  Aufwand 
49  Rubel  91   Kopeken  pro  Kopf. 

Etwas  geringer  stellt  sich  der  Konsum  in  einer  anderen 
kleineren  Stadt  im  Gouvernement  Moskau  P  o  d  o  1  s  k  (39  Werst 
von  Moskau  entfernt,  3688  Einwohner).  Der  Konsum  belief  sich 
pro  Kopf  in  Podolsk  auf  6,32  Wedro,  der  Aufwand  also  auf 
48,59  Rubel.  Aus  den  übrigen  Ortschaften  zeichnen  sich  mit 
sehr  grossem  Konsum  (rund  6  Wedro  bei  einem  Durchschnitt  von 
72  Wedro)  aus  Sytschewka  (Gouvernement  Smolensk,  4400 
Einwohner)  6,  i6W^edro  oder  47  Rubel  87  Kopeken 
pro  Kopf,  Malojaroslawez  (Gouvernement  Kaluga,  2400  Ein- 
wohner) 5,99  Wedro  oder  45  Rubel  90  Kopeken. 

Zweifellos  sind  die  hohen  Konsumzahlen  dieser  kleinen 
£tädte  zum  Teil  von  dem  Konsum  der  Dorfeinwohner  beeinflusst, 
indem  der  Konsum  der  Dorfeinwohner  in  diesen  kleinen  Städten 
mit  wenigen  Einwohnern  den  Durchschnittskonsum  (pro  Kopf) 
stärker  beeinflusst,  als  in  einer  grossen  Stadt.  Doch  ist  leicht 
einzusehen,  dass  der  höchste  Konsum  dieser  (wie  auch  anderer) 
Städte  im  engen  Zusammenhange  mit  ihrer  ökonomischen  Ent- 
wicklung steht.  Es  sind  Stätten  der  Hausindustrie.  Diese  Städte 
mit  höchstem  Konsum  sind  bekannt  durch  ihre  verschiedenartig 
entwickelten  Produktionen  (Ebenfalls  Tschuchloma  5,70  Wedro, 
Subzow  5,59,  Ncrcchta  5,24,  Kotelnitsch  5,67,  Rusa  4,03,  Sweni- 
gorod  4,26,  Kaschin  4,74,  Glasow,  Duchowschtschina,  Narwa  *) 
Juchnow  u.  a.  m.). 

1)  Bei  Narwa  befindet  sich   die  grosse  »Krenholmcr  Manufaktur«,   die  Schulze- 
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Einen  hohen  Konsum  verzeichnen  die  Zentren  des  Bergbaues 
im  Ural,  im  Gouvernement  Olonez  und  im  Süden.  Besonders 
übersteigen  den  örtlichen  Durchschnitt :  Troizk  (Salinen), 
Lodeinoje  -  Pole,  Kargopol  und  Olonez,  sowie  Slawjanoserbsk, 
Bachmut  und  Jekaterinoslaw.  Ferner  grössere  Landungsplätze 
insbesondere  des  Schwarzmeergebiets. 

Höher  als  in  anderen  Städtchen  ist  der  Konsum  in  der 
Nähe  von  Eisenbahnstationen,  insbesondere  bei  Knotenpunkten, 
und  bei  Kanälen  und  kanalisierten  Flüssen  (Wytegra  —  bei  den 
Schleusen). 

Leicht  ist  auch  einzusehen  die  Abhängigkeit  des  Konsums 
von  zeitweiligen  Beschäftigungen  (Saisonarbeit)  der  Einwohner. 
Eine  zeitweilige  Erhöhung  des  Konsums  rufen  hervor  Bauten, 
insbesondere  von  Eisenbahnen  (z.  B.  bei  der  Sedlez-Bologje-Bahn, 
oder  der  Moskau-Windauer  Linie  und  der  Konsum  in  den  Kreisen 
Smolensk,  Jelninsk  u.  a.).  Zeitweilig  hoch  stellt  sich  auch  der 
Konsum  in  den  Sammelpunkten  der  Wanderarbeiter,  sowie  in 
Orten  mit  sogenannten  örtlichen  »Wanderarbeiten«. 

Was  den  Konsum  der  grösseren  Städte,  d.  h.  der 
Gouvemementsstädte  betrifft,  so  ist  er  im  allgemeinen  bedeutend 
niedriger  als  der  der  kleinen.  Hier  bewegt  er  sich  zwischen 
0,50  Wedro  (Kowno)  und  3,30  Wedro  (Archangelsk). 
Am  höchsten  ist  der  Konsum  in  den  Städten: 

Archangelsk  3,30  W.,  Aufwand  26,51  Rubel, 

Noworosajsk  2,83    »             *         22,00  » 

Wjatka  2,38    »            >          18,36  » 

die  5.  Stelle  nimmt  Moskau       ein  2,25    »            >         I7>5i  » 

*  14.       »           >      Petersburg    >  1,83    >             •         14« 58  > 

Am  wenigsten  wird  in  Kowno,  Kischinew,  Lomza  und  in 
anderen  Städten  des  Westens  und  Polens  getrunken. 

Bei  den  Gouvemementsstädten  lässt  sich  keine  unmittelbare 
Abhängigkeit  des  Konsums  von  der  industriellen  Entwicklung 
der  Stadt  nachweisen.  Das  ist  wahrscheinlich  darauf  zurückzu- 
führen, dass  in  den  ökonomisch  entwickelteren  Gouvernements- 
Städten,  in  den  russischen  Grossstädten  ausser  dem  Branntwein 
noch  andere  alkoholische  Getränke,  gefälschte  Weine,  Kognak, 
Bier,  Porter  u.  s.  w.  vertilgt  werden,  was  bei  kleineren  Städten  viel 
weniger  der  Fall  ist.     Die  amtlichen  Berichte    betonen    dies    bei 


Gävernits  als  die   grösste  Baumwollspinnerei  der  Welt  bezeichnet.    Tugan-Baranowsi. 
»Die  russ.  Fabrik«.    B.  I,  Petersb.  1900  (russisch)  S.  372. 

9* 
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cer  PV-t5teiiung  des  geringen  Konsums  von  Petersburg,  Warschau, 
I»dz  a  s.  '*-.  '  . 

Einen  tieferen  Einblick  in  die  Abhängigkeit  des  Konsums 
von  verschiedenen  sozialen  und  ökonomischen  Ursachen  ge- 
winnt man.,  wenn  man  den  Konsum  nach  Monaten 
untersucht. 

Ich  beschränke  mich  auch  hier  auf  den  Zeitabschnitt  1902 
bis  1904.  Der  Gesamtkonsum  verteilte  sich  nach  Monaten  in 
folgender  Weise: 


Konsumiert  ^ 

varden 

Milliooea  Wedro  zn  40^0- 

Im 

Jahre 

1902                       1905 

1904 

JaDuar 

5.«                        6,3 

6,7 

Febnxar 

5-3                       5-3 

y.5 

Man 

-?.*                       JJ 

4,6 

April 

4,8                         S9 

4.8 

Mai 

4^5                        5»9 

5,8 

Juni 

4.9                         5.0 

4.9 

Juii 

4.6                         49 

4,9 

August 

5,0                        5»5 

5»« 

September 

6,0                        6.7 

6.4 

Oktober 

M                      7.1 

7.a 

November 

6,1                       6,1 

6.S 

Dezember 

ime 

6,3                         6.6 

7,0 

Som 

62,2                       68.6 

68.5 

Es  macht  sich  sofort  bemerkbar,  dass  der  höchste  Konsum 
(fettlj  auf  den  Oktober  fäUt,  der  niedrigste  (kursiv!)  auf  Fe- 
bruar—  März.  Im  allgemeinen  wird  im  Sommer  weniger  Alkohol 
verbraucht  als  im  Winter. 

Die  Verteilung  entspricht  im  grossen  und  ganzen  den  Perio- 
den des  Wirtschaftslebens  Russlands.  Der  höchste  Punkt  des 
Konsums  trifft  auf  die  Zeit  der  Ernte,  der  niedrigste  auf  die 
grossen  Fasten.  Eine  starke  Zunahme  des  Konsums  verzeichnet 
der  Monat  April  (Ostern). 

Die  Richtigkeit  des  Schlusses  lässt  sich  erweisen  an  der 
Untersuchung  der  Verteilung  des  Monatskonsums  in  einzelnen 
Teilen  Russlands.  Um  aber  nicht  die  vielen  Angaben  über  die 
Verteilung  des  Konsums  in  einzelnen  Landesteilen  mitzuteilen  oder 
dieselben  in  Diagrammen  aufzustellen,  berechne  ich  den  Konsum 
nach  Monaten  in  Prozenten  des  durchschnittlichen  monatlichen 
Konsums   im   betreffenden   Landesteil,    ich  dividiere   mithin   den 

I)  Statist.  Berichte  1902.  S.  93.    1903.  S,  83. 
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Konsum  des  Jahres  des  betreffenden  Gebiets  mit  12   und  nehme 
diesen  Quotient  gleich  100  an. 

Damit  ist  auch  die  Verteilung  nach  Monaten  in  den  einzelnen 
Gouvernements  vergleichbar  gemacht,  da  die  Zahlen  Prozente  des 
Durchschnitts  darstellen. 


Der  Branntweinkonsuln  nach  Monaten  (1904)  in  %  des  durchschnittlichen  Monats- 
konsums. 


Monate 


Janaar 

Februar 

März 

Aprü 

Mai 

Juni 

Jali 

August 


o 


.  100 

S7 

88 

90 

107 

;  96 

97 
100 


September  109 
Oktober  106 
November  loi 
Dezember    x  z6 


O 


I123 

,  80 

ä7 

68 

;  96 

'  82 
I  80 

I85 
116 

145 

127 

131 


•5-S 


III 

85 
78 
90 
105 
96 
96 
92 

107       |I25 

"3     ,157 
104    1130 

I2J        120 


«    I 


l^ 


108 

77 
67 
77 
94 
81 

83 
84 


'S 


135 
66 
82 
96 

109 
79 


107 
121 
117 
125 


5 


93 

90 

100 

93 

lOl 

100 


77     I  89 
87     I  96 


X04 
'105 
.106 
'124 


1  .  i 


o 

Ol 


V  ',2 
g  ^ 
ut'ö       Monate 

I         ^ 


X39 

130 

III 

89 

80 

68 

88 

85 

81 

94 

100 

83 

112 

108 

103 

86 

75 

81 

82 

79 

84 

83 

89 

102 

102 

115 

"7 

106 

120 

134 

99 

108 

115 

119 

116 

120 

184 

"7 

Januar 

89 

19 

Februar 

108 

80 

.März 

89 

84 

i  April 

94 

103 

Mai 

SS 

85 

Juni 

90 

86 

Juli 

98 

92 

August 

104 

"3 

September 

102 

ia6 

Oktober 

98 

114 

November 

119 

.22 

Dezember 

Aus  dieser  Tabelle  kann  man  die  Maxima  (fett)  und  Minima 
(kursiv)  des  Konsums  entnehmen.  Um  sie  noch  stärker  zu  ver- 
anschaulichen, sei  folgende  Tabelle  geboten.    (S.  134.) 

Die  grösste  Differenz  zwischen  Maximum  und  Minimum  des 
Konsums  zeigt  das  Schwarzerdgebiet.  Das  Maximum  ist  über 
2^3  mal  so  gross  als  das  Minimum  (234  %).  Der  höchste  Konsum 
findet  im  Oktober  statt  (Ertrag  der  Ernte,  Hochzeiten),  der 
niedrigste  im  März  (Fasten).  Es  ist  ein  ausgesprochenes  Land- 
gebiet. 

Lebt  eine  Bevölkerung  weniger  vom  Ertrage  der  Landwirt- 
schaft, so  liegt  der  Maximalkonsum  nicht  mehr  im  Oktober,  son- 
dern im  Dezember — Januar  (Kälte,  Feiertage).  (Industriegebiet, 
Südwest,  Nordwest.)  Der  Minimalkonsum  fällt  immer  noch  in  die 
Fastenzeit  oder  in  den  Sommer,  wenn  das  Gebiet  nicht  aus- 
schliesslich von  Orthodoxen  bewohnt  ist.  (Polen,  Ostseeprovinzen, 
Süd -West,  Nord -West.) 

Die   Schwankungen   zwischen  Maximum   und  Minimum   neh- 
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men  mit  zunehmender  industrieller  (und  kultureller)  Entwicklung 
ab:  regelmässiges  Trinken  in  Ostseeprov.  (35)  und  Polen  (39). 
Sehr  gleichmässig  verteilt  sich  der  Konsum  des  Nordens.  Das  ist 
darauf  zurückzuführen,  dass  der  Konsum  des  Sommers  durch 
den  Fremdenverkehr  (Seeverkehr)  bedeutend  erhöht  wird. 


Maximum 

Minimum 

Differenz 

Die 

des  Konsums 

des  Konsums 

zwischen 

Schwan- 

Maximum 
und    Mini- 

kungs- 
grenze 

(1904) 

in  0/^^  des 

in  %  des 

Landesteile 

Durch- 

Durch- 

mum in  0/0 

d.  h. 

Monat     '    Schnitts 

Monat 

schnitts 

des  monatl. 

Maximum 

;  (s.  vorige 

(s.  vorige 

Durch- 

in %  des 

Tabelle) 

Tabelle) 

schnitts 

Minimams 

I.  Schwarzerde- 

gebiet (mittl.) 

Oktober  '       157 

März 

67 

90 

234 

2.  Osten 

1       M5 

> 

67 

78 

216 

3.  Kleinrussland 

Januar    1       i 35 

Februar 

66 

69 

204 

4.  Süden 

Oktober  i       134 

» 

68 

66 

197 

5.  Süd-West 

Januar 

no 

Juni 

75 

55 

173 

6.  Nord-West 

» 

139 

JuU 

82 

57 

170 

7.  mittleres  Indu- 

striegebiet 

Dezember 

123 

März 

78 

45 

158 

8.  Polen 

Januar 

124 

Juni 

85 

39 

146 

9.  Ostseeprovin- 

Dezember 

124 

Juli 

89 

35 

139 

10.  Norden 

» 

116 

Februar 

87 

29 

133 

das  ganze   Mono- 

polgebiet 

Oktober 

126 

Februar 

79 

47 

160 

Besonders  hervorzuheben  sind  einige  Gouvernements  mit  einem 
grossen  Prozentsatz  von  fortziehenden  Wanderarbeitern.  Z.  B. 
Smolensk:  (91  %  gehen  auf  Wanderarbeit!)  (1903). 


1 

Monate 

1 

s 

64 

1 

< 

■3 

S 

1 

■3 

so 

1 

V 

fr 
C/3 

Oktober 
1  November 
Dezember 

Konsum  in  T.  Wedro  , 

71 

72 

72 

SO     46 

60 

65  1  63  j  80 

Das  Maximum  fällt  schon  nicht  mehr  auf  die  Zeit  nach  der 
Ernte  (Oktober),  sondern  nach  der  Rückkehr  der  Arbeiter  in  ihre 
Heimat  (Dezember — Januar).  Im  April  und  Mai  ziehen  die  Ar- 
beiter fort,  sammeln  sich  in  Gruppen  (Ärteli)  und  der  Konsum 
steigt. 

Dagegen  verzeichnen  die  Orte,  wo  der  Wanderarbeiter  be- 
schäftigt wird,    das  Maximum  im  Sommer,    im  Winter   wird   dort 
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viel  weniger  getrunken;  so  im  Kreise  Ismail  (Gouvernement  Bess- 
arabien) : 


Monate 


I    2 


3  i  l 
"  I  < 


^  (  b 
ß  I  -^ 


«      '      w 


il 


Konsum  in  loooWedro    7,5     8,1  ]  6,7  '  ii,o  |  9,4  |  9,5  ,  9,7     11,9,  lO,3|  8,6  |  7.4     7»9 

Ebenso  die  Kreise  Odessa,  Tiraspol  u.  a. 

Untersucht  man  die  Verteilung  des  Konsums  näher  nach 
Monaten  für  Petersburg  und  Moskau,  so  sieht  man,  dass  auch 
hier  der  Sommerkonsum  hinter  dem  Herbst-  und  Winterkonsum 
zurückbleibt.  Das  Minimum  liegt  auch  hier  im  März.  April  zeichnet 
sich  durch  eine  bedeutende  Zunahme  aus  (Ostern).  Am  wenigsten 
wird  nicht  mehr  im  Oktober,  sondern  im  Dezember  konsumiert 
(Weihnachten). 

Die  Untersuchung  der  Verteilung  des  Konsums  nach  Monaten 
lässt  somit  den  Schluss  zu,  dass  das  Mass  des  Trinkens  von 
klimatischen,  wirtschaftlichen  und  religiösen  Umständen  abhängt. 

Es  muss  hier  nochmals  betont  werden,  dass  hier  nur  an- 
nähernd richtige  Zahlen  verwendet  werden  konnten,  die  aber  doch 
insofern  für  eine  Vergleichung  brauchbar  waren,  als  sie  alle  mit 
demselben  Fehler  belastet  sind. 


2.  Die  Art  des  Alkoholgenusses. 

Die  angegebenen  Grössen  des  Branntweinkonsums  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  in  Bruchteilen  des  Wedro  sind  nur  bis  zum  ge- 
wissen Grade  für  die  Untersuchung  brauchbar.  Wir  können  da- 
mit nur  die  relative  Höhe  des  Branntweinkonsums  der  verschie- 
denen Orte  Russlands  darstellen.  Die  Zahlen  sind  aber  unge- 
nügend zur  Beurteilung  der  Bedeutung  seiner  Wirkung.  Man 
muss  die  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Branntwein  genossen 
wird,  untersuchen.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen:  der  Alkoholge- 
halt des  konsumierten  Branntweins,  die  Flaschengrösse  und  die 
Möglichkeit  der  Bedürfnisbefriedigung  (Verteilung  der  Läden).  Im 
Abschnitt  I  wurde  schon  erwähnt,  dass  zum  Absatz  im  Monopol- 
gebiet folgende  Branntweinsorten  gelangen : 
I.  Branntwein  mit  40%  Alkoholgehalt 


2.  Spiritus 

»    57  » 

M 

(sog.  Trinkspiritus) 

3.  Spiritus 

•    90  » 

» 

>               > 

4.  Spiritus 

»    95  • 

» 

»               » 

5.  Tafelbranntwein 

»    40  » 

» 
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Am  wenigsten  wird  der  Tafelbranntwein  (besserer  Brannt- 
wein, er  ist  bedeutend  teurer)  getrunken,  0,9  (1906)  der  Gesamt- 
menge. 

Daraus  darf  man  aber  noch  nicht  schUessen,  dass  die  Wohl- 
habenden wenig  trinken.  Ebenso  wird  nur  rund  6,9  %  (1906)  Spi- 
ritus abgesetzt.  Gewöhnlicher  40  gradiger  Branntwein  steht  über- 
all an  der  Spitze: 

1906  77767079  Wcdro  90,9% 

1905  68  203  385        »       90,9  » 

1904  61  757019       »      89,0  » 

1903  61  826 132        »       86,6  » 

Die  angeführten  Zahlen  zeigen,  dass  das  Volk  durchschnitt- 
lich in  90 — 91  Fällen  von  loo  den  schwächsten  Branntwein  trinkt. 
Dieses  gibt  zu  der  Vermutung  Anlass,  dass  noch  schwächerer 
Branntwein  das  Bedürfnis  befriedigen  würde  *),  wenn  solcher 
Branntwein  verkauft  würde  2). 

In  wenigen  Landesteilen  wird  Spiritus  stark  konsumiert. 

>o.9    %  »>n  Nord-West 

11.5  »      »    Süd- West 

12.6  »    in  den  Ostseeprovinzen 
89,05  *    in  Polen. 

Untersuchen  wir  näher  die  Verteilung  des  Spirituskonsums 
in  diesen  viel  Spiritus  konsumierenden  Gouvernements. 

In  einzelnen  Gouvernements  verteilen  sich  die  Qualitäten 
verschieden. 

So  wurden  verkauft  (1904  in  Prozenten  der  Gesamtzahl): 


'        Branntwein 

Spiritus 

Tafelbranntwetn 

'             40% 

57.  90  und  95  0/^ 

Polen 

8.07 

89,05 

2,88 

Ostseeprovinzen 

83.75 

12,63 

3.62 

Süd-West 

88,11 

11,05 

0,84 

Nord-West 

t             87,69 

10,90 

1,41 

Norden 

89.31 

4.51 

6,18 

Süden 

94.49 

3,95 

1.S6 

Industriegebiet 

94,30 

3»55 

2.15 

Kleinrussland 

96,12 

2,66 

1,22 

Osten 

96,89 

1.46 

1,65 

Schwarzerdegebiet 

98,56 

0,64 

0,80 

In  dieser  Tabelle  sind   die  Landesteile  nach   ihrem  Spiritus- 

I)  Vgl.  Lugoivski^     Zur    Frage   der   Bekämpfung   des    Geheimhandek   und    des 


Trinkens  auf  der  Strasse.    Public.  Nowgorod.  S.  42 

2)  Der  Verkauf  vom   schwächeren   Branntwein   ist   verboten 
1861  R..G-B.  V  (Acciseregl.  1887)  Art.  365. 


Gesetz   ▼.  4.  VII. 
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verbrauch  zusammengestellt.     Die  Reihenfolge  ist   keine  zufällige 
und  deckt  sich  mit  den  Jahren  1902,   1903  und  auch  den  früheren. 
Der   Konsum  verteilt  sich   hier   nach   den  Sorten   folgender- 
weise *) : 


Akzbeverwaltung 

Branntwein 
6  0/, 

Tafel- 
branntwein 

2% 

57  %     t 
SO   % 

Spiritus 
90  % 
20    0/, 

95  % 

Warechau,  Sedier 

18   % 

Kaiisch,  Petrokowo 

1          5    » 

3    » 

34     »     ' 

32     » 

25      » 

Lomza  etc. 

38    > 

3    • 

38     *     , 

10     * 

II     » 

Lttblin  etc. 

6    > 

2    > 

68     »     I 

16     » 

8     > 

Grodno 

76    * 

— 

20     » 

I     » 

1     > 

Bessarabien 

81    > 

— 

18     » 

0,4» 

0,2» 

Podolien 

88    > 

— 

10,6  » 

0,3» 

0,1  . 

Der  Spirituskonsum  überhaupt  ist  nach  dieser  Tabelle  haupt- 
sächlich in  polnischen  Gouvernements  verbreitet;  der  kon- 
zentrierteste Spiritus  wird  am  meisten  in  Polen  gebraucht  —  in 
Kaiisch  25  %  des  gesamten  Konsums  in  der  Stärke  von  95  %; 
32  %  —  in  der  Stärke  von  90  %  ! 

Das  ist  zweifellos  eine  sehr  beachtenswerte  Seite  des  Kon- 
sums. Polen  zeichnet  sich  zwar  durch  einen  geringen  Alkohol- 
genuss  aus,  aber  er  nimmt  eine  äusserst  schädliche  Form  an. 

Bei  der  Beurteilung  des  Branntweinkonsums  kommt  ausser 
der  Stärke  (Alkoholgehalt)  noch  die  Art  des  Trinkens  in 
Betracht.  Leider  lässt  sich  dieses  nach  den  Publikationen  der 
Hauptverwaltung  nicht  beurteilen.  Auf  indirektem  Wege  kann 
man  sich  ein  Bild  verschaffen,  wenn  man  die  Grösse  der  Flaschen, 
in  denen  der  Branntwein  verkauft  wird,  untersucht. 

Es  sind  1905  verkauft  worden :  2546  Millionen  Flaschen 
Branntwein  aller  Sorten. 


Davon  waren 

Flaschen 

Millionen 

7o 

von  V*  eines 

Wedro 

58,6 

2 

>    V*«    > 

» 

459.2 

18 

»    7*0    * 

> 

1018,4 

40 

>     V«w)    » 

» 

780,0 

31 

»     */io«    » 

> 

238,8 

9 

2555,0  100 

Also    über   eine  Milliarde  der  kleinsten  Flaschen,    d.  h.  Vioo 
und  V200  Wedro  (rund  12  und  6  Zentiliter) '^). 

i)  Im  Jahre  1905 ;    genau  dasselbe  Verhältnis  weisen  die  Zahlen  von  1906  auf. 

2)  Leider  ist  auch  die  Berechnung  der  nicht  zurückerstatteten  Flaschen   in    den 

Berichten   unausführlich.     Auch   diese   Zahlen    könnten    über    die   Art    des   Trinkens 
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1906  sind  insgesamt  2860  Millionen  Flaschen  abgesetzt  wor- 
den, darunter  1105  Millionen  der  kleinsten  Flaschen. 

In  den  meisten  Gouvernements  ist  das  Prozent -Verhältnis  der 
kleinsten  Flaschen  (7 100  und  ^/2oo  W'edro)  zu  der  Gesamtzahl  der 
Flaschen  1905  und  1906  ungefähr  dasselbe  (40 — 45  %)•  Beson- 
ders  viele    kleine  Flaschen  werden  verkauft  im 


Flaschen 

kleinste 

Die  kleinsten 

Gouvernement 

überhaupt 

Flaschen 

J           in  Vo 

Millionen 

Stück 

'  der  Gesamtzahl 

Warschau,  Sedlez 

69.4 

57.3 

;       82  " 

Kaiisch  u    Petrokow 

46.0 

37.4 

'       81 

Lublin  (etc.) 

31.0 

23,0 

74 

Bessarabien 

44»o 

30.2 

1             68 

Lomza  etc. 

15.8 

10.3 

:       65 

Podolsk 

78,4 

47,9 

i       ^' 

Kijew 

112,0 

60,8 

!        54 

Petersburg 

198,9 

111,0 

1        56 

Moskau 

165,4 

74.7 

45 

Auch  hier  geht  Polen  voran.  Von  je  100  Käufern  (angenom- 
men, dass  jeder  1  Flasche  kauft)  kaufen  82  die  kleinsten  Flaschen, 
nämlich  45  die  */ioo  Flaschen  und  37  die  V200  Flaschen.  Diese  höchst 
wichtige  und  interessante  Untersuchung  lässt  sich  leider  nicht 
weiter  durchführen,  da  die  Angaben  der  Berichte  in  dieser  Hin- 
sicht nicht  ausführlich  genug  sind  und  sich  auf  die  Gouverne- 
ments und  nicht  auf  die  einzelnen  Städte  beziehen.  Dadurch 
bekommt  das  Bild  ein  anderes  Aussehen.  In  den  Städten  wird 
wahrscheinlich  das  prozentuelle  Verhältnis  der  kleinen  Flaschen 
noch  höher  sein. 

Was  für  ein  Branntwein  (bez.  Spiritus)  wird  nun  am  meisten 
in  diesen  kleinen  Flaschen  verkauft? 

Wenn   man  die  Flaschengrössen  der  einzelnen  Spiritussorten 


(haupts.  des  Trinkens  auf  der  Strasse,  etwas  aufklären;  die  Hauptverwaltung  berech- 
net aber  die  nicht  zurückerstatteten  Flaschen  in  ^o  des  Flaschen-Vorrats 
und  nicht  des  Umsatzes.  Aber  auch  diese  Zahlen  weisen  darauf  hin,  dass  die 
kleineren  Flaschen  regulärer  in  die  Läden  zurückkehren.  Auf  Grund  von  Angaben 
der  Hauptverwaltung  (Stat.  Berichte  1902,  1903  und  1904)  sind  in  folgender  Tabelle 
die  nicht  zurückerstatteten  Flaschen  in  ^o  der  Gesamtzahl  der  Flaschen  der  betr.  Grösse 
zusammengestellt. 


Flaschengrössen :       */* 

1903  6,8 

1904  7,5 


V«o 

V^o 

Vioo 

8.6 

6,8 

3,3 

17.4 

9,6 

2,9 

8,8 

7,4 

3.7 

8,5 

7.4 

3,6 

V200 

3,6  für  das  europ.  R. 
5,5    »    Sibirien 

^'     J  für  das  Monopolgebiet. 
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untersucht,   so   sieht  man,   dass  da   auch  der  stärkste  Spiritus  in 
kleinen  Dosen  verkauft  wird. 

Dass  man  den  57  %- Spiritus  hauptsächlich  in  den  kleinsten 
Flaschen  verkauft,  kommt  in  nachstehender  Tabelle  zum  Aus- 
druck : 

Menge  Davon  in  kleinen  Flaschen 

des  verkauften    |  von  '/too  und  */»••  W. 


Gouvernements  Spiritus  57  0/^^ 


(1000  W.)        Menge  in  1000  W.i  0/^ 


Kaiisch  und  Petrokow  '|  254  |             169 

Warschau  und  Sedlez  519  324 

Podolien  J  132  89 

Bessarabien  j  104  73 


66 
63 
67 
71 


Es  ist  auch  zu  erwähnen,  dass  der  schwächste  Branntwein 
(zu  40  Vo),  der  im  Lande  verbreitet  ist,  in  Polen  wenig  genossen 
wird,  am  wenigsten  aber  in  kleinen  Flaschen.  In  den  kleinsten 
Flaschen  sind  (1905)  in  den  Gouvernements  Warschau — Sedlez 
44,7  Millionen  Flaschen  zu  57  %  Alkohol  und  nur  1,62  Millionen 
zu  40  %  verkauft  worden.  Auch  in  Kaiisch  und  Petrokow  sind 
20,75  ^^I'-  Flaschen  des  57% -igen  Spiritus  und  nur  3,1  Mill.  Fla- 
schen des  40  %-igen  Branntwein  verkauft  worden.  'In  den  Gou- 
vernements Lublin,  Radom  und  Kelez  18,9  Mill.  Flaschen  (^loo 
und  ^200  Wedro)  zu  57  %  und  nur  0,54  Mill.  dieser  Flaschen  zu 
40  %  Alkohol ! 

Sicher  werden  die  kleinen,  aber  alkoholreichen  Flaschen  an 
der  Türschwelle  des  Ladens  genossen,  womit  noch  nicht  gesagt 
sein  soll,  dass  nicht  auch  grössere  Flaschen  {^jio  und  */2o  Wedro 
d.  h.  0,31  bez.  0,62  Liter)  an  Ort  und  Stelle  auf  der  Strasse  kon- 
sumiert werden^). 

Vom  90  %-igen  Spiritus  wurden  in  Russland  500  000  Wedro 
verkauft;  darunter  65%  in  Flaschen  ^/i 00  Wedro  ^j.  In  einzelnen 
Gouvernements,  z.  B.  Kaiisch  und  Petrokow  (1904)  sogar  bis  84  % 
der  Gesamtzahl! 

Im  Gouvernement  Perm  wurden  7700  Wedro  zu  90  Vo  ver- 
kauft, darunter  in  kleinsten  Flaschen  (Vioo)  5330,  also  70  %!  Warum 
hier  die  Regierung  nicht  leichteren  Spiritus  verkauft  (z.  B.  zu  57  % 
oder  80%),  bleibt  unverständlich.  Das  hätte  doch  vielleicht  die- 
jenigen von  90  %  Spiritus  entwöhnt,  die  jetzt  keine  Wahl  haben 

1)  Dass  die  Verbreitung  der  kleinsten  Flaschen  auf  den  Konsum  auf  der  Strasse 
hinweist,  gibt  der  Bericht  zu.    »Statist.  Berichte  1902.  S.  80  auch  1898 — 8,  S.  143. 

2)  In  Flaschen  zu  Vsoo  W.  wird  dieser  Spiritus  nicht  verkauft. 
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als  zwischen  40  %    oder  90  %  !     Ebenso  steht  es  im   Gouverne- 
ment Ufa. 

Die  Annahme,  dass  diese  kleinsten  F'laschen  mit  90%-igem 
Spiritus  ausschliesslich  für  den  unmittelbaren  Genuss  gekauft 
werden,  wie  es  bei  den  weniger  konzentrierten  der  Fall  ist,  trifft 
nicht  zu.  Man  verdünnt  auch  den  Spiritus  mit  Wasser  zu  Hause 
und  verwendet  ihn  in  kleinem  Umfange  für  medizinische  Zwecke. 
Die  kleinen  Flaschen  werden  bevorzugt,  weil  der  Ankauf  grösserer 
Quantitäten  momentan  den  Haushalt  stärker  belasten  würde,  ohne 
eine  Verbilligung  gegenüber  dem  Einkauf  kleinerer  Quantitäten 
zu  bedeuten,  da  der  Preis  der  Quantität  des  gekauften  Spiritus 
proportional  ist. 

In  der  Politik  der  früheren  Akzise  und  des  jetzigen  Mono- 
pols spielte  die  Frage  der  Zahl  der  Verkaufsstellen  eine 
wichtige  Rolle.  In  der  Kommission  zur  Bekämpfung  des  Alko- 
holismus suchte  der  Vertreter  des  Finanzministeriums,  Minslow, 
zu  beweisen,  dass  der  Konsum  unmittelbar  von  der  Ladenzahl  ab- 
hängt. Als  Beispiel  führte  Minzlow  folgendes  an :  In  einem  Dorfe 
ist  z.  B.  ein  Laden  vorhanden,  der  etwa  500  Wedro  verkauft. 
Oeffnet  man  in  demselben  Dorfe  noch  einen  weiteren  Laden,  so 
verkaufen  beide  Läden  zusammen  mehr  als  500  Wedro.  Der 
Konsum  hat  also  zugenommen  ').  Minzloiv  berichtet,  dass  diese 
Erfahrung  auch  in  Schweden  gemacht  werde.  Derselben  Meinung 
waren  in  der  Kommission  auch  andere  Mitglieder,  darunter  auch 
Dr.  D,  Borodin,  der  eifrige  Gegner  des  Monopolsystems  -). 

Für  den  statistischen  Nachweis  der  unmittelbaren  Abhängig- 
keit des  Konsums  von  der  Zahl  der  Verkaufsstellen  fehlen  die 
Unterlagen  *).  Ausserdem  sind  viele  geheime  Verkaufsstellen  vor- 
handen, deren  Zahl  statistisch  überhaupt  nicht  ermittelt  werden 
kann. 

In  dem  schon  zitierten  Album  ist  die  Bewegung  der  Zahl 
der  Verkaufsstellen  für  die  Zeit  1863 — 1903  in  einem  Diagramm 
dargestellt*).   Die  Zahl  hat  fortwährend  abgenommen  und  ist  von 


i)  Publikationen  der  Kommission.    III.  Petersb.   1899.  S.   l6i. 

2)  Ebenda,  Bericht  v.  Dr.  Borodin  v.  4.  November  1898. 

3)  Die  Statistik  des  Konsums  in  den  Gouv.  Nowgorod  und  Podolsk  verzeichnet 
eine  starke  Zunahme  des  Konsums  bei  einer  Abnahme  der  Ladenzahl.  (Bericht  1902. 
S.  55  und  83.) 

4)  Album,  Tabelle  Nr.  XI. 
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2700cx>  (1863)  auf  i2$ocx)  (1895)  zurückgegangen.  Die  schnelle 
Abnahme  hängt  mit  der  allgemeinen  Einführung  der  Akzise  zu- 
sammen, welche  das  Schankgewerbe  mit  Lizenzabgaben  über- 
lastete und  die  EröflFnung  eines  Ausschankes  durch  Formalitäten 
erschwerte  *). 

Jetzt  sind  in  Russland  staatliche  und  private  Verkaufsstellen 
alkoholhaltiger  Getränke  vorhanden.  Mehreren  privaten  Verkaufs- 
stellen ist  auch  das  Recht  des  Verkaufs  des  Monopolbranntweins 
gewährt*),  andere  dürfen  nur  Meth,  Bier,  Porter  und  russischen 
Traubenwein  verkaufen. 

Im  Jahre  1904  gab  es  in  30252  Orten  71  313  Verkaufsstellen 
für  Spirituosen  (1895  gab  es  solcher  125000!).  Von  diesen  71  313 
befanden  sich  43518  auf  dem  Lande  in  29 117  Ortschaften,  die 
sonstigen  27795  in  i  135  Städten.  Nimmt  man  die  Angaben  nur 
für  das  europäische  Russland,  so  beläuft  sich  die  Gesamtzahl  der 
Verkaufsstellen  von  Spirituosen  auf  68383  in  28526  Ortschaften. 
Davon  befinden  sich  41  521  Verkaufsstellen  auf  dem  Lande  in 
27  384  Ortschaften  mit  der  Gesamtbevölkerung  von  1 10  Millionen, 
d.  h.  I  Laden  auf  2634  Dorfeinwohner,  und  26862  Verkaufs- 
stellen in  I  142  Städten  mit  einer  Gesamtbevölkerung  von  17  Mill., 
d.  h.   I  Verkaufsstelle  auf  634  städtische  Einwohner. 

Von  den  71  313  Verkaufsstellen  haben  42261  den  Monopol- 
branntwein verkauft.  Das  Verhältnis  der  Zahl  der  privaten  zu 
den  staatlichen  Verkaufsstellen  des  Monopolbranntweins  kommt 
in  folgender  Aufstellung  zum  Ausdruck: 


Staailichc     |      Private 

1 

Staatliche 

'       Private 

Zusam- 

Jahr 

Jahr 

Zahl 

>  1    Zahl 

% 

men 

Zahl 

Vo 

Zahl   1    % 

men 

i«95 

2817 

71.5 

1123 

28.5 

3940 

1900 

19520 

67,6 

9  353  1  32.4 

28873 

1896 

10228 

61,7 

6349 

38.3 

16577 

1901 

26864 

69.9 

"559    30,1 

38423 

1897 

13540 

67.2 

6618 

32.8 

20  158 

1902 

28449 

69,2 

12683 

30,8 

41  132 

1898 

16974 

63.1 

9922 

36,9  26896 

1903  1  28  242 

68,1 

13216 

31.9 

41458 

1899 

16923 

66,5 

8518 

33.5 

25441 

1905 

28749 

68,0 

,'3512 

32,0 

42  261 

Bei  den  privaten  Verkaufsstellen  muss  unterschieden  werden, 
ob  sie  nur  zum  Verkauf  (für  den  Verbrauch  ausserhalb  des 
Ladens)  oder  auch  zum  Ausschank  dienen.  Von  der  ersten  Gruppe 
gab  es  1904:   1824  Läden,  von  der  zweiten  11 688. 

Unter  diesen  1 1  688  privaten  Verkaufsstellen  sind  viele  Büffets 


1)  GescU  V.  14.  V.  1885. 

2)  Vgl    oben  S.  72. 


—       142      — 

auf  Schiffen  und  Bahnhöfen,  in  Klubs,  besseren  Restaurants,  Aus- 
stellungen, aber  auch  5  783  einfache  Schankstätten.  Davon  be- 
fanden sich  1843  Schenken  (d.  h.  32%)   ausserhalb    der  Städte. 

Somit  ist  offenbar  das  ursprüngliche  Prinzip  der  Regierung 
—  den  Branntweinverkauf  in  Wirtschaften  auszuschliessen  —  nur 
teilweise  durchgeführt.  Neben  den  28749  Monopolläden  und  1824 
privaten  sind  ja  noch  1 1  688  Verkaufsstellen  vorhanden,  wo  man 
den  Branntwein  an  Ort  und  Stelle  geniessen  kann.  Wenn  man 
sämtliche  Büffets,  Klubs  u.  s.  w.  ausscheidet  (diese  stehen  dem 
wohlhabenden  Publikum  zur  Verfügung),  so  bleiben  noch  6000  Aus- 
schanklokale für  das  Volk  offen.  Das  heisst:  auf  je  5  Monopol- 
läden kommt  ein  einfaches  Ausschanklokal  (ausgenommen  die 
Büffets,  Restaurants  besseren  Ranges,  Ausstellungen  u.  s.  w.) 

In  einzelnen  Gouvernements  sind  verschiedene  Typen  der 
Verkaufsstellen  vorwiegend.  In  den  Grossstädten  sind  hauptsäch- 
lich die  geringen  Schenken  verbreitet.  Femer  sind  diese  in  den 
polnischen  Gouvernements  sehr  zahlreich.  Dort  scheinen  aber  die 
vorhandenen  noch  nicht  auszureichen,  da  auch  einigen  Wein- 
kellern das  »Ausschankrecht«  gewährt  wurde  (24 Weinkellern;  der- 
artige Weinkeller  gibt  es  in  Petersburg  12  und  in  Moskau  i). 

Es  wäre  sehr  wünschenswert,  wenn  auch  die  Untersuchung 
der  Umsätze  der  Verkaufsstellen  und  ihrer  Verteilung  im  Ver- 
hältnis zur  Einwohnerzahl  jedes  Ortes  vorgenommen  werden  könnte. 
Dies  ist  leider  nach  dem  statistischen  Material  unmöglich.  Ausser- 
dem fehlen  Angaben  über  die  Umsätze  verschiedener  Typen  von 
Verkaufsstellen.  Genaue  Angaben  dieser  Art  hätten  uns  vielleicht 
auch  über  '  die  soziale  Gliederung  der  Konsumenten  aufklären 
können. 

Ausser  den  einer  statistischen  Untersuchung  unterliegenden 
Verkaufsstellen  sind  noch  sehr  viele  geheime  vorhanden.  Ueber 
ihre  Existenz  herrscht  keine  Meinungsverschiedenheit.  In  den 
Kreisausschüssen  der  grossen  Enquete  ist  die  Tatsache  durch- 
aus anerkannt  worden.  Das  geben  auch  die  amtlichen  Berichte 
zu.  Man  muss  sich  die  geheimen  Schankstätten  nicht  als  ge- 
räumige Lokalitäten  oder  Restaurants  vorstellen.  In  kleinen  Städten 
oder  Dörfern  bekommt  man  fast  in  jeder  Stube  den  staatlichen 
Branntwein,  wenn  er  im  Laden  nicht  mehr  zu  haben  ist  (am 
Sonn-  und  Feiertage,  nach  dem  Ladenschluss).  Dabei  macht  der 
Verkäufer  einen  Aufschlag,  der  durch  die  Konkurrenz  gedrückt 
ist.    Auf  dem  Verkauf  von  Branntwein  in  geschlossenen  Flaschen 
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steht  eine  kleine  Geldstrafe,  bis  höchstens  30  RubeP).  In  man- 
chen Wohnungen  erlaubt  der  Wirt,  den  Branntwein  an  Ort  und 
Stelle  zu  gemessen;  dann  heisst  der  Käufer  >Gast€  und  wird 
vom  Hauswirt  »aufgenommen«^.  Der  Aufschlag  ist  etwas  höher, 
entsprechend  der  höheren  Strafe,  der  sich  der  Wirt  aussetzt  — 
Gefängnis  von  4 — 8  Monaten  *).  In  beiden  Fällen  gehört  aber  zur 
Verurteilung  des  Angeklagten,  nach  der  Erklärung  des  dirigieren- 
den Senats,  dass  der  Beweis  eines  gewerbsmässigen  Ver- 
kaufs erbracht  ist,  was  meist  unmöglich  sein  wird. 

Der  geheime  Verkauf  ist  weit  verbreitet,  er  wird  von  der 
Bevölkerung,  oft  auch  von  den  Richtern  als  notwendig  und  un- 
entbehrlich betrachtet.  In  manchen  Orten  (hauptsächlich  Jahr- 
märkten) wird  der  staatliche  Branntwein  auch  auf  den  Strassen 
von  Austrägem  »geheim«  verkauft  '). 

Der  gerichtliche  Teil  des  Berichts  der  Hauptverwaltung  für 
das  Jahr  1905*)  gibt  die  Zahl  der  Gesetzesübertretungen  an.  Er 
registriert  hier  31  839  Uebertretungen  der  Monopolgesetze.  Dar- 
unter fallen:  Ueberschreitung  der  Verkaufsordnung,  der  Vor- 
schriften über  Ein-  und  Ausfuhr  von  Spiritus,  über  Transport 
und  Aufbewahrung  von  Spiritus,  Fälschungen  von  Urkunden, 
Stempeln,  Banderollen  u.  s.  w.  und  30  000  verschiedene  Fälle  des 
geheimen  Verkaufs  (Verkauf  von  versiegelten  und  geöff- 
neten Flaschen,  mit  gefälschten  Siegeln,  mit  verletzten  Etiketten 
u.  s.  w.).  Die  östlichen  Gouvernements  ^)  sind  mit  rund  3  800,  die 
südlichen  mit  5  500,  das  Schwarzerdgebiet  mit  über  6300  Fällen 
beteiligt. 

Die  Zahl  erhöht  sich  etwas  dadurch,  dass  die  Akzisekon- 
trolleure, damit  sie  nicht  wegen  > Untätigkeit«  entlassen  werden, 
manchmal  Haussuchungen  vornehmen  und  dabei  jedes  augenblick- 
liche Trinken  als  »geheimen  Ausschank«  bezeichnen  ®).  Wenn  wir 
nun,  was  unmöglich,  voraussetzen,  dass  alle  geheimen  Ver- 
kaufsstellen 1904  entdeckt  wurden,  d.h.  dass  bloss 

1)  R.-G.-B.  Band  V  (1901)  Art.  1112. 

2)  Ebenda  Art.  112,  2. 

3)  ^Das  Branntweinmonopol«.  Art.  v.  L,  D.  in  der  Zcitscbr.  »Obrasowanije« 
1903  Nr.  II. 

4)  Bericht  der  Hauptverwaltang  1905  Teil  II  S.  40  ff. 

5)  Nur  betr.  d.  Staatl.  Branntwein  nicht  der  Kumyschka. 

6)  Das  scheint  besonders  im  russisch-preussischen  und  russisch-österreichischen 
Grenzgebiet  bei  der  sogen.  »Schenken-Wache«  (Kortschemnaja  Strasza)  der  Fall 
zn  sein. 


—     144    — 

30000  funktionierten,  so  käme  auch  dann  auf  je  einen  Rlonopol- 
laden  mehr  als  eine  geheime  Schankstelle  (bei  28749  Monopol- 
läden). Die  Zahl  ist  keine  zufällig  grosse.  Auch  1903  sind  (in 
71  Gouvernements)  31818  und  1904  ca.  30000  geheime  Ver- 
kaufsstellen entdeckt  worden. 

Die  Hauptverwaltung  fügt  den  Zahlen  im  Bericht  1903  eine 
Erklärung  bei :  »Die  Ursache  liegt  in  der  Gewöhnung  des  Volkes 
an  ordnungswidrigen  Branntweingenuss  .  .  .«  Im  Berichte  1904 
schreibt  die  Hauptverwaltung:  »Die  grosse  Zahl  der  geheimen 
Verkaufsstellen  ist  durch  die  ungenügende  Zahl  der  legalen  ver- 
ursacht ...<>). 

• 
3.  Die  zeitliche  Bewegung  des  Branntweinkonsums. 

Mit  den  angeführten  Zahlen  ist  der  Konsum  in  allgemeinen 
Zügen  charakterisiert.  Um  aber  die  Wirkung  des  Mono- 
pols auf  den  Konsum  beurteilen  zu  können,  muss  man  noch 
die  zeitliche  Bewegung  des  Konsums  untersuchen. 

Die  letzten  Jahre  1905  und  1906,  für  die  schon  Berichte  vor- 
liegen, zeichnen  sich  durch  eine  starke  Zunahme  des  Konsums 
aus,  und  zwar  für  das  ganze  Land  und  innerhalb  desselben  fast 
für  alle  Gebiete. 

Es  sind  1904     70  311  678  Wedro  zu  40® 

»905     75037174       »        »     • 

und  1906     85  466  897       »        »     »  konsumiert  worden. 

Pro  Kopf  der  Bevölkerung:     1904  0,542  W.  (40") 

1905  0,567    »         » 

1906  0,634    >  * 

Ein  geringes  Sinken  des  Konsums  ist  1905  nur  in  15  Gou- 
vernements bemerkbar.  Im  Berichte  für  das  Jahr  1906  sind  nur 
vier  Gouvernements  verzeichnet  mit  einem  geringen  Sinken  des 
Konsums.  Sonst  weisen  alle  Gouvernements  eine  rapide  Zu- 
nahme auf.  Worauf  das  Finanzministerium  die  Zunahme  zurück- 
führen wird,  ist  vorläufig  noch  unbekannt*).  Bisher  führte  das 
Ministerium  jede  Zunahme  auf  die  Ernte  zurück.  Die  Monopol- 
verwaltung stellte  auch  ein  Diagramm  auf,  um  die  Abhängigkeit 
des  Konsums  von  der  Getreideernte  zu  beweisen.    Die  Kurve  der 


1)  Bericht  1903.   S.  60.     1904.  S.  60. 

2)  Ausführliche  Berichte  1905  und  1906  sind  noch  nicht  erschienen.  Nach  Mei- 
nung des  Slaatskontrolleurs  sollen  die  Erfolge  der  Arbeiterbewegung  —  höhere  Löhne 
und  kürzere  Arbeitszeit  —  sowie  die  Aufhebung  der  bäuerlichen  Loskaufszahlungen 
auf  die  Zunahme  der  Konsums  gewirkt  haben.     (Bericht  d.  Staatskontr.  1906.  S.  17.) 
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Ernte  pro  Kopf  der  Bevölkerung  bewegt  sich  zwar  ähnlich  der 
des  Konsums,  doch  lassen  die  allgemeinen  sich  auf  das  ganze 
Land  beziehenden  Zahlen  keine  Schlüsse  zu.  Ausserdem  haben 
schon  mehrere  darauf  hingewiesen,  dass  der  Konsum  in  keiner 
Beziehung   zur  Ernte  steht. 

So  hat  der  Finanzminister  auch  bereits  zugegeben,  dass  der 
Konsum  in  keinem  direkten  Verhältnis  zu  der  Ernte  steht,  und 
dass  sogar  die  21  Gouvernements,  die  sowohl  1905  wie  1906  von 
der  Missemte  getroffen  wurden,  im  Jahre  1905  und  auch  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1906  viel  mehr  Branntwein  ver- 
brauchten *). 

In  diesen  Gouvernements  wurde  konsumiert: 

1905     25  207  410  Wcdro  (40  %) 

1904    23  650  363  »  » 

«  557  047  *  »        Steigerung  6,5  % 

vom  I.  I. — I.  7.  1906     12780780  » 

»     I.  I. — I.  7.  1905     II  438000  >  » 

I  342  780  »  »  »  12  % 

In  den  sonstigen  46  Gouvernements  des  europäischen  Russ- 
lands hat  der  Konsum  in  derselben  Zeit  um  18,5%  zugenommen. 

Ebenfalls  berichtet  die  Staatskontrolle,  dass  in  mehreren  Gou- 
vernements, obgleich  die  Bevölkerung  nach  amtlicher  Feststellung 
hungerte  und  der  Unterstützung  des  Staates  bedurfte,  der  Brannt- 
weinkonsum nicht  gesunken,  sondern  sogar  gestiegen  ist*). 

Indes  liegt  kein  Grund  für  die  Annahme  vor,  der  Konsum 
sei  von  der  Ernte  völlig  unabhängig.  Es  wäre  vielleicht  richtiger 
gewesen  anzunehmen,  dass  der  Konsum  in  einem  gewissen  Ver- 
hältnis zur  Ernte  steht,  wenn  die  Ernte  nicht  unter  ein 
gewisses  Minimum  geht*);  der  Konsum  steigt  nämlich 
immer  bei  zunehmender  Ernte  und  fällt  (nicht  mehr  so  bemerk- 
bar) bei  abnehmender  Ernte  *).  Aber  in  Hungerzeiten  lässt  sich 
das  Verhältnis  nicht  aufstellen ;  manchmal  gilt  auch  ge- 
rade  ein    umgekehrtes*). 


i)  Budgetvortrag  an  d.  Dama  1907.    Erläuterung  von  W.  Kokowzow  §  20. 

2)  Berichte  der  Staatskontrolle  1897,    1898,   1S99  ^"^  i9o6< 

3)  Als  Minimum  nimmt  man  einen  Ueberschuss  der  Ernte  von  17  Pud  (pro  Kopf) 
aller  Getreidesorten  und  Kartoffeln  an.  Nach  Lochiin  ist  es  die  unterste  Grenze. 
(Lciktin.  Der  Sund  der  Landwirtschaft.  Petersb.  1901.  (Russ.)  S.  246.)  Nach 
Tsckuprow  —    19  Pud. 

4)  Zu  einem  ähnlichen Schluss  VomioX Norow  in  seiner  Schrift  über  d.  Monopols.  51. 

5)  Man  könnte  sehr  viele  Beispiele  anführen.     Sehr  oft  liest  man    in    russ.  Zei- 
Zeitsehrift  f&r  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  25.  lO 
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Die  letzten  Jahre  haben  in  alle  Gebiete  des  russischen  Volks- 
lebens viel  Unsicherheit  und  Beunruhigung  hineingetragen,  das 
wahrscheinlich  auch  auf  den  Branntweinkonsum  einwirkte  (Krieg, 
revolutionäre  Bewegung  u.  s.  w.).  Eine  gründliche  Untersuchung 
der  Ursachen  der  Bewegung  des  Konsums  in  diesen  Jahren  erlaubt 
das  vorhandene  Material  nicht.  Ich  beschränke  mich  deshalb  im 
folgenden  nur  auf  die  Feststellung  der  Bewegung  des  Konsums, 
ohne  näher  auf  seine  Ursachen  einzugehen. 

Der  Konsum  pro  Kopf  ist  im  grossen  ganzen  gestiegen; 
eine  Abnahme  ist  nur  für  1899 — 1901  zu  verzeichnen,  dann  aber 
wieder  eine  Zunahme.  Für  die  eingehende  Vergleichung  des 
jetzigen  Konsums  pro  Kopf  mit  dem  in  der  Zeit  bis  zur  Ein- 
führung des  Monopols  nach  einzelnen  Gouvernements  fehlt  das 
nötige  Material.  Das  vor  kurzem  erschienene  Buch:  »Einkünfte 
aus  der  Getränkesteuer  1864 — 1901«  (St.  Petersburg  1906)  ist  un- 
brauchbar, da  dort  nur  die  Einkünfte  angegeben  sind,  deren  Be- 
wegung wegen  der  häufigen  (8  mal)  Akziseerhöhung  der  Bewegung 
des  Konsums  nicht  entspricht.  Wir  sind  nur  auf  die  Durch- 
schnittszahlen der  einzelnen  Landesteile  (nicht  Gouvernements) 
für  den  Zeitraum  1885 — 1895  angewiesen. 

Seit  1863  nahm  der  Konsum  ab.  Die  weitere  Abnahme 
würde  eine  natürliche  Fortsetzung  dieses  Vorganges  gewesen  sein. 
In  der  auf  die  Zeit  von  1885  bis  zur  Einführung  des  Mono- 
pols (1895—96)  sich  beziehende  Tabelle  ist  kein  Landesteil  da, 
wo  der  Konsum  nicht  in  Abnahme  begriffen  gewesen  wäre.  Später, 
nach  1895 — 96»  sind  die  Gouvernements  selten,  in  denen  der 
Konsum  sich  in  absteigender  Linie  bewegt.  Es  ist  nur  in  den 
westlichen  und  polnischen  Gouvernements  der  .Fall. 

Der  Konsum  pro  Kopf  steigt,  rapid  und  fortwährend  in  den 
östlichen  Gouvernements. 


tungen,  dass  die  Bevölkerung  der  »hungernden  Ortec  viel  Branntwein  konsumiert. 
Aehnlich  den  Missernten  scheint  die  Arbeitslosigkeit  auf  den  Konsum  zu  wirken. 
Im  letzten  Berichte  der  Acciseverwaltung  f.  d.  Gouv.  Tula  (für  das  Jahr  1906)  fuhrt 
man  die  Zunahme  des  Konsums  auf  vier  Ursachen  zurück: 

1.  Durchgang  von  Truppen  aus  Sibirien. 

2.  Politische  Erregungen  im  Volke. 

3.  Missernte  und  mangelhafte  Organisation  der  öffentl.  Unterstützung. 

4.  Allgem.  Stockung  des  Wirtschaftslebens  und  Arbeitslosigkeit. 

Die  letzten  Erscheinungen  verursachten  die  Verordnung  des  Gouverneurs  von  Tola 
betr.  die  Schliessung  der  Läden  in  vielen  Orten  des  Gouvernements.  (Ver,  des  Goav. 
von  Tula  v.  6.  August   1906  Nr.  3278.) 
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II 


GovvememcnU 


fti. 


in  Tausendstel  eines  Wcdro 

- 


1896  1897  189811899:1900  1901  1902  1903  1904;  1905!  1906 


Perm  Ij  437  I  448 

Ufa  11213-227 

Orenburg   und  Turgai-G.  u  322  ,378 

Samara  und  Ural -Gebiet  1  370    403 

Kasan  —  I  — 

Wiatka  —  !   — 


460 
222 
391 
372 


436  I  501  I  527 
276  306  '  324 
460  508  ,  463 
416    472  I  401 


49"  i  546  559  I  607  1  734 
293  326  I  342  463  t  476 
420  442  I  464  547  I  583 
384  '  440  I  463  506  I  620 
328  358,357  4061434 
297  '  328  I  301  .  333   420 


Früher   ist  in  denselben  Gouvernements  im  Laufe  von  zehn 
Jahren  der  Konsum  nie  so  hoch  gewesen  *). 

Der  Konsum  im  Schwarzerdgebiet  ist  ebenfalls  gestiegen. 


Gouyemements: 


1901 


1902 


1903 


1904 


1905 


Woronesch 

"       447 

Kursk 
Orel 

II       529 

Pcnsa 

1          

Rjasan 
Saratow 

1          — 

Simbirsk 

1          _ 

Tarabow 



Tnla 

— 

>       462 

507 

51» 

50s 

556 

592 

561 

596 

561 

584 

557 

582 

487 

501 

462 

560 

554 

609 

549 

547 

495 

542 

545 

569 

377 

424 

421 

48s 

5«9 

582 

560 

582 

745 

793 

734 

7.3 

1906 

518 

669 
672 
601 
650 

575 
512 

608 

843 


Dagegen  hatte  der  Konsum  (aller  Gouvernements  dieses  Ge- 
bietes) früher  abgenommen: 

1885    1886    1887    '888    1889    1890    1891    1892    1893    1894    189s 
630     630     650     580     600     550     530     530     510     530     540 

Seit  Ende  der  90  er  Jahre  zeigt  sich  eine  Zunahme  des  Kon- 
sums pro  Kopf  hauptsächlich  in  den  Gouvernements:  Charkow, 
Kurland,  Tomsk,  Tschernigow,  Stawropol,  Twer,  Semipalatinsk, 
Gebiet  der  Donschen  Kosaken  u.  a.  m. 

Nach  den  Berichten  von  59  Akziseressorts  (72  Gouvernements) 
stellt  sich  die  Bewegung  des  Konsums  bis  einschl.  1905  folgender- 
massen  dar: 

Der  Konsum  hat  zugenommen  in  21  Akziseressorts 

»  >  »     schwankend  zugenommen    »14  > 

>  »  •  >  abgenommen    »10  » 

>  >         »     abgenommen  »4  > 
»            >        schwankte  (unbestimmt)              >   10  » 

Im  Berichte  für  das  Jahr  1906  weisen  nur  vier  weinbauende 
Gouvernements  eine  Abnahme  auf. 

Die    Zusammensetzung    der   konsumierten   Menge    nach   ver- 

l)  Vgl.  Tabelle  S.  13.  Die  gewaltige  Zunahme  1904  -1905  kommt  nach  den 
Berichten  teilweise  zu  Lasten  des  durch  diese  Gouvernements  transportierten  Militärs. 

lO* 
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schiedenen  Sorten  bleibt  im  Laufe  der  Zeit  annähernd  dieselbe. 
Der  Spiritus  bildet  immer  einen  ungefähr  gleichen  Teil  des  ge- 
samten Absatzes.  Nimmt  man  die  viel  Spiritus  konsumierenden 
Gouvernements,  so  ist  hier  eine  kleine  Zunahme  des  Spiritus- 
konsums bemerkbar: 

Spirituskonsum  in  %  des  gesamten  Konsums: 

1902  1903                   1904 

Polen                             87,74  88,95                 89,05 

Ostseeprov.                   11,96  12,84                 12,63 

Süd- West                      11,46  10,84                 11,05 

Nord- West                     10,80  10,65                  ^^*9^ 

Der  Konsum  des  57  %  Spiritus  nahm  früher  fortwährend  zu; 
hat  sich  allmählich  eingebürgert*)  und  steht  jetzt  sehr  hoch. 

Bei  einer  näheren  Untersuchung  des  Konsums  in  den  hier 
besonders  in  Betracht  kommenden  einzelnen  Gouvernements  sieht 
man,  dass  der  Konsum  des  konzentriertesten  Alkohols  fortwährend 
ansteigt.  So  wurden  im  Gouvernement  Warschau  und  Sedlez 
abgesetzt : 


Alkohol 

1902             1903            1904 

1905 

1906 

Spiritus  90O/Q 
>       95% 

15.5  17.6             18,4 

16.6  16,7             16,7 

in  Kaiisch  und  Petrokow: 

19.8 
17.5 

20,9 
19.7 

Spiritus  90% 
>      95% 

23,8             26,8             28,5 
24,0             25,2             25,2 

in  Lomza  u.  s.  w. 

31,8 
24,5 

38.0 
25.8 

Spiritus  90% 
»       95% 

8.4              8,8              9,5 
9,8             10,0             10,4 

in  Lublin  u.  s.  w. 

9.9 
11,0 

10,0 
".9 

Spiritus  90% 
»       95% 

14,5             15.0             15.6 
7,6               7.7               8,0 

16,1 
7.8 

16,1 
8,1 

Damit  sind  die  Zahlen  gebracht,  in  denen  die  Frage  der 
Höhe  des  Branntweinkonsums  in  Russland  und  die  Wirkung  des 
Monopols  auf  denselben  zum  Ausdruck  kommt. 

Der  Konsum  ist  sehr  hoch,  insbesondere  in  den  kleinen 
Städten.  Im  grossen  und  ganzen  nimmt  er  in  letzter  Zeit  zu. 
In  vielen  Landesteilen  hat  sich  ein  sehr  konzentrierter  Spiritus 
eingebürgert. 

Ein  grösserer  Teil  des  Branntweins  wird  in  sehr  kleinen  Dosen 
abgesetzt,  hauptsächlich  für  den  unmittelbaren  Genuss  auf  der 
Strasse.    In  den   kleinsten  Flaschen  verkauft  man  auch  den  kon- 

i)  Vgl.  Statist.  Bericht  1897/8.  S.  56. 
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zentrierten  Spiritus.  Besonders  zeichnen  sich  die  westlichen  Gou- 
vernements (Polen)  mit  einem  Konsum  von  höchst  konzentriertem 
Spiritus  aus. 

Die  Bemühungen  der  Regierung,  den  Branntwein  möglichst 
ausschliesslich  in  staatlichen  Läden  zu  verkaufen  und 
hauptsächlich  zum  Genuss  ausserhalb  der  Verkaufsstelle,  sind  nur 
zum  Teil  gelungen,  da  jetzt  die  privaten  Läden  und  die  offenen 
Ausschankstellen  immer  mehr  in  den  Vordergrund  treten. 

Die  Zahl  der  geheimen  Verkaufsstellen  lässt  sich  statistisch 
nicht  feststellen,  ist  aber  sehr  hoch. 

Seit  der  Einführung  des  Monopols  bis  heute  wird  die  Frage 
in  der  Presse  erörtert,  ob  das  Monopol  den  Branntweinkonsum 
gesteigert  oder  vermindert  hat. 

Die  Anhänger  des  Monopolsystems  und  die  Monopolbeamten 
suchten  früher  auf  Grund  von  Zahlen  nachzuweisen,  dass  das 
Monopol  den  Konsum  gemindert  habe,  die  Gegner  des  Monopol- 
systems bemühten  und  bemühen  sich,  das  Gegenteil  zu  be- 
weisen. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Konsum,  der  bis  zur 
Einführung  des  Monopols  fortwährend  abnahm,  jetzt  im  allge- 
meinen, sowie  an  fast  allen  Orten  Russlands  bedeutend  zuge- 
nommen hat.  Die  Zahl  der  Orte  mit  abnehmendem  Konsum  ist 
verschwindend  klein. 

Dennoch  wäre  es  unrichtig,  das  Steigen  des  Konsums  ledig- 
lich auf  die  Einwirkung  des  Monopols  zurückzuführen.  Für  eine 
statistische  Beurteilung  aller  der  Erscheinungen  des  sozialen 
und  ökonomischen  Lebens  des  Landes,  die  auf  den  Konsum  einen 
Einfluss  ausüben  könnten  (industrielle  Entwicklung,  Verkehrsver- 
hältnisse, politische  Und  wirtschaftliche  Reformen,  Krieg,  revo- 
lutionäre und  kontrerevolutionäre  Bewegung  u.  s.  w.) ,  fehlt  noch 
das  Material ;  wofür  man  das  Monopol  verantwortlich  machen  kann, 
ist  die  Ausbildung  des  Trinkens  auf  der  Strasse  und  den  zuneh- 
menden Konsum  des  alkoholreichen  Spiritus  ^).  Hier  konnte 
das  Monopol  eingreifen.  Das  tat  es  aber  nicht,  viel- 
leicht wirkte  es  auch  umgekehrt:   so  wurden  früher   in  mehreren 


i)  Die  Monopol  berichte  geben  die  Verteilung  des  Konsums  nach  Qualität  und 
Quantität  (Flaschengrössen)  fiir  Gouvernements  und  nicht  für  einzelne  Städte  an. 
Deshalb  macht  sich  die  Zunahme  des  Konsums  von  konzentriertem  Spiritus  (und 
kleioeren  Dosen)  nicht  so  stark  bemerkbar.  In  Petersburg  und  Moskau  nimmt  die 
Zahl  der  kleinsten  Flaschen  sehr  rasch  zu.     (Vgl.  Album  Diagramm  XXVI.) 
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Gouvernements  noch  andere  Spirituosen  verkauft  —  von  70  % 
Alkohol,  80%  und  90%,  sowie  auch  Branntwein,  ausser  dem  von 
40  Vo  noch  eine  Sorte  von  50  %  • 

Laut  einer  Verordnung  des  Finanzministers  werden  nun  diese 
Qualitäten  nicht  mehr  verkauft.  Dagegen  gelangten  zur  Einführung 
die  von  90  %  und  95  %  Alkohol.  Die  Hauptverwaltung  begründet 
die  Reform  damit,  dass  *jene  Sorten  der  Nachfrage  nicht  ent- 
sprochen haben«*).  In  der  Tat  wurden  diese  Sorten  relativ  wenig 
gekauft  (ausgenommen  den  Branntwein  zu  50  Vo ,  der  in  Warschau 
mehr  verbreitet  war  als  der  zu  40  Vo:  137  579  Wedro  zu  50  Vq 
und  nur  1 14050  Wedro  zu  40%),  aber  diese  Sorten  waren  nicht 
überall  zu  haben;  ausserdem  steht  für  das  Monopol  in  vielen 
Orten  nur  eine  einjährige  Erfahrung  zur  Verfügung.  Die  Folge 
der  Reform  ist  wahrscheinlich  die,  dass  der  Branntwein  jetzt  in 
konzentrierteren  Formen  genossen  wird,  indem  die  früheren  Kon- 
sumenten des  50  %-igen  Branntweins  jetzt  wahrscheinlich  lieber  den 
Spiritus  zu  57  %,  als  den  Branntwein  zu  40  %  trinken.  Die  früheren 
Trinker  des  Spiritus  zu  70  %  und  80  %  haben  kaum  denselben 
durch  den  zu  57%  ersetzt,  es  ist  anzunehmen,  dass  sie  diesen 
durch  den  90 %-igen  Spiritus  ersetzt  haben,  und  diejenigen,  die 
die  den  Spiritus  zu  92  %  konsumierten,  mögen  teilweise  mit  dem 
zu  90  %  sich  begnügen,  dürften  aber  auch  teilweise  zu  dem  von 
95  %  übergegangen  sein. 


i)  Zirk.  d.  Hauptverwaltung  v.  26.  III.  1899  Nr.  373.   Fin.-Anz.  1899  Nr.  13. 
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V.  Die  Mängel  der  Organisation  des  Monopols. 
I.  Der  Bureaukratismus  und  seine  Folgen. 

Das  Monopol  wurde  1895  versuchsweise  in  den  östlichen 
Gouvernements  eingeführt.  Bevor  indessen  irgend  welche  Er- 
fahrungen vorlagen,  wurde  am  2.  Mai  1895  seine  weitere  Aus- 
dehnung beschlossen  *). 

Das  neue  Unternehmen  ist  mit  bewundernswerter  Schnellig- 
keit und  Genauigkeit  organisiert  worden.  Da  seit  seiner  Ein- 
führung erst  wenige  Jahre  verflossen  sind,  ist  es  selbstverständlich, 
dass  ihm  manche  Unvollkommenheiten  anhaften. 

Die  meisten  Mängel  liegen  aber  tiefer  und  sind  auf  den 
bureaukratischen  Charakter  der  Verwaltung  zurückzuführen. 

Das  Streben  nach  einer  höchst  einheitlichen  Organisation 
des  Monopols  in  allen  Orten  Russlands  wird  oft  übertrieben.  So 
wurde  z.  B.  auf  der  Beratung  der  Hauptverwaltung  am  25.  No- 
vember 1899  ein  Vorschlag  angenommen,  den  Akziseressorts  Nor- 
men ihrer  Kanzlei-  und  anderer  Geschäftsunkosten  (d.  h.  ein  be- 
stimmtes Verhältnis  dieser  Kosten  zu  den  Umsätzen)  genau  vorzu- 
schreiben *). 

Am  schwersten  hemmt  den  ganzen  Organismus  die  auf  die 
Spitze  getriebene  Zentralisation.  Ueber  jede  Kleinigkeit  müssen 
die  Lokalbehörden  an  die  Zentrale  berichten;  sie  veranlassen 
dadurch  immer  neue  Verordnungen  der  Zentralbehörden;  diese 
allgemeinen  Regeln  treffen  nicht  überall  auf  die  örtlichen  Be- 
dingungen zu  —  und  neue  Zirkulare  sind  die  Folge. 

Der  Verkehr  der  lokalen   Behörden    mit   der  Zentrale  wird 


i)  Allerh.  best.  Gutachten   d.   R.-Rats  v.  2.  V.  1895.     Sammlung   der  Gesetze 
und  Verordnungen,  Nr.  85. 

2)  Zirk,  V.   16.  III.  1900  Nr.  527. 
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durch  die  Zwischeninstanz  der  Staatskontrolle  vielfach  erschwert. 
Rapporte  der  Akzisedirektoren  z.  B.  über  die  nötigen  Reparaturen 
gehen  durch  die  Kontrollhöfe,  dann  in  die  Hauptverwaltung  und 
nach  ihrer  Bestätigung  kehren  sie  aus  Petersburg  zurück,  meist 
nach  der  Bausaison,  oder,  wenn  der  Bau  nun  schon  einer  grösseren 
Reparatur  bedarf.  Der  Akzisedirektor  durfte  anfangs  Reparaturen 
nur  bis  500  Rubel  ohne  Genehmigung  der  Zentrale  nach  blosser 
Vereinbarung  mit  dem  Kontrollhof  vornehmen  *) ;  das  verursachte 
viele  Reibungen,  und  die  Summe  wurde  1903  auf  2000  Rubel 
erhöht «). 

Da  auch  das  sich  als  ungenügend  erwies,  so  wurde  am  3.  No- 
vember 1904  das  Maximum  auf  5000  Rubel  festgesetzt'). 

Auch  in  anderen  Fällen  mangelt  der  Organisation  die  An- 
passungsfähigkeit. So  bestand  die  Vorschrift,  dass  die  Strafgelder 
von  den  Angestellten  (für  Verluste,  die  das  normale  Manko  über- 
schreiten, für  Uebertretungen  der  Vorschriften  u.  s.  w.)  *)  als  Unter- 
stützung von  schwangeren  Arbeiterinnen  oder  für  verunglückte  Ar- 
beiter zu  verwenden  sind  (bei  Feuerschäden,  für  Begräbnisse  u.  s.  w.). 
Diese  Unterstützungen  konnte  indes  der  Akzisedirektor,  dem  Reg- 
lement *)  zufolge,  nur  mit  Genehmigung  der  Hauptverwaltung  ge- 
währen. 

Zur  Vermittlung  derartig  dringender  Unterstützungen  war  ein 
solcher  Mechanismus  nicht  befähigt.  Schon  1899*)  wurde  des- 
halb den  Akzisedirektoren  gestattet,  in  »dringenden  Extrafällen« 
ohne  Genehmigung  der  Hauptverwaltung  Unterstützungen  bis 
IG  Rubel  zu  bewilligen,  jedoch  musste  über  jede  derartige  Unter- 
stützung sofort  der  Hauptverwaltung  berichtet  werden.  Auch  das 
genügte  nicht,  so  dass  heute  die  Akzisedirektoren  Unterstützungen 

1)  Zirk.  V.   29.  IV.  1898  Nr.  239.     Fin.-Anz    1898   Nr.  18. 

2)  Zirk.  V.   20.  IV.  1903  Nr.  1033.     Fin.-An«.   1903  N.   15. 

3)  Zirk.  V.  3.  XI.   1904  Nr.   1239.     Fin.-Anz.   1904  Nr.  37. 

4)  Uebcr  die  Strafgelder  sowie  über  deren  Verwendung  sind  in  den  Berichten 
keine  Angaben  zu  finden.  Aus  einem  Gouvemementsbericht,  der  mir  zur  Verfiigong 
steht,  ist  zu  sehen,  dass  die  Strafen  hoch  sind,  manchmal  viel  höher  als  der  Jahres- 
gehalt des  Bestraften.  Deshalb  werden  sie  auch  nicht  bezahlt.  In  dem  betr.  Gou- 
vernement (Kowno)  sind  den  Angestellten  mit  einem  Gehalt  von  höchstens  1500  R. 
jährlich,  an  Strafen  2000,  ja  sogar  8909  R.  in  Rechnung  gestellt!  Der  Bericht 
verzeichnet  als  Fehlbetrag  von  Strafen  1 9  4  l  4  R.  Eingegangen  sind  im  Laufe  des 
Jahres  (1905)  nur  23  Rub.  50  Kop!  Alle  Strafen  sind  sehr  veraltet  (Bericht  des 
Gouv.  Kowno,   1905.  Tab.  46) 

5)  Verordn.  v.  22.  VIII.   1898  Art.  4.    Fin.-Anz.  1898  Nr.  35. 

6)  Zirk.  v.  22.  XII.   1899  Nr.  490,  Fin.-Anz.   1899  Nr.  52. 


—    IS3     - 

bis  25  Rubel  gewähren  können  selbst  dann,  wenn  die  Unter- 
stützung keine  dringende  ist*). 

Eine  ungeheuere  Menge  von  Rundschreiben  und  Vorschriften 
bezieht  sich  auf  das  Rechnungswesen,  das  zweifellos  zu  umständ- 
lich und  kompliziert  ist.  Die  Hauptverwaltung  sah  sich  veranlasst, 
besondere  Buchhalter  in  das  Monopolgebiet  zu  senden,  die  den 
lokalen  Rechnungsbehörden  die  Vorschriften  und  Regeln  erklären 
mussten. 

Die  Abrechnungen  mit  den  vielen  Lieferanten  des  Monopols, 
die  Rückgabe  der  Kautionen  werden  durch  verschiedene  Forma- 
litäten verzögert.  Dieses  verursacht  dem  Monopol  unnötige  Kosten, 
da  die  Lieferanten  zweifellos  dem  Fiskus  Zinsen  anrechnen.  Die 
Hauptverwaltung  mahnt  oft  die  Akzisedirektoren  darum  ^). 

Dem  Akziseressort  unterliegt  auch  die  Beibringung  des  für  die 
Spiritus-Preisbestimmung  nötigen  Materials  *).  Daraus  müssen  sie 
die  sehr  komplizierten  Tabellen  aufstellen,  in  denen  die  Wirt- 
schaft der  verschiedenen  typischen  Brennereigrössen  eines  Gou- 
vernements zu  charakterisieren  ist. 

Die  Formen  der  Tabellen  sind  vielmals  *j  modifiziert  worden. 
Man  hat  genaue  Instruktionen  mit  Erläuterungen  und  Beispielen 
für  die  Berechnung  herausgegeben.  Trotz  alledem  beklagt  sich 
stets  die  Hauptverwaltung,  dass  tdie  Angaben  der  Akzisedirek- 
toren keine  Grundlage  für  die  Feststellung  der  Spirituspreise 
abgeben  ^). 

Dass  die  Akzisebeamten  dieser  Aufgabe  nicht  gerecht  wer- 
den können,  ist  selbstverständlich.  Es  sind  Personen,  die  weder 
der  Landwirtschaft   noch   dem  Handel    so   nahe  stehen,   dass  sie 


I)  Zirk.  V.   2 

5.  VI.  1904  Nr.  121 7,  Fin.-Anz.  1904  Nr.  28. 

2)  Zirk.    V.  3. 

.  VIII   1899   Nr.  . 

^36;    Zirk.    V.    14.  VIII.  1899   Nr.   442;    Zirk.    v 

24.  XII.  1899  Nr. ; 

7394 

3)  Vgl.  oben 

Abschn.  I.  S.  21 

—22. 

4)  Vgl.  Circul.  V.  22.  8.  1897 

Nr.   146 

»     14.  7.  1898 

»     270 

»     27.  6.  1900 

»     581 

»       I.  9.  1900 

>     610 

»       I.  5.  1901 

»     712 

>       3.  8.  1905 

»   1385 

»       2.  9.  1905 

»   J397 

»     31.  8.  1906 

>   1525 

*     17.  7.  1907 

>  1621    u.  m.  A. 

5)  In  einigen 

▼on  den  angeführten  Rundschriften.  Vgl.  auch  Bericht  der  Haupt 
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die  wirtschaftlichen  und  technischen  Bedingungen  der  Brennerei, 
sowie  den  Stand  des  Getreide-  (bez.  Kartoffel-)  Marktes,  den 
Wert  der  Schlempe,  die  Preise  der  Materialien  u.  s.  w.  annähernd 
richtig  beurteilen  können. 

Von  sehr  grosser  Wichtigkeit  sind  auch  sehr  viele  sozial- 
politische Fragen  der  Monopolwirtschaft  und  Organisation,  wie 
die  Feststellung  der  Ladenzahl  im  Gouvernement  und  ihre  Ver- 
teilung, die  Verkaufszeit  (Ladenschluss),  die  Arten  des  Verkaufs 
(Verkaufsstellen  oder  freier  Ausschank),  die  Flaschengrössen,  der 
Alkoholinhalt  u.  m.  a.  Die  Verteilung  der  Läden  und  viele  andere 
erwähnte  Einrichtungen  werden  nach  Vereinbarung  des  Akzise- 
direktors mit  dem  Gouverneur  geregelt  *).  Abgesehen  von  den 
politischen  Rücksichten  ist  es  für  diese  Behörden  sogar  technisch 
unmöglich,  den  verschiedenen  Erwägungen,  die  dabei  von  Be- 
deutung sind,  Rechnung  zu  tragen.  Das  wurde  auch  vom  Finanz- 
minister anerkannt*). 

Das  Material,  auf  dem  diese  Entscheidungen  fussen,  ist  selten 
zuverlässig  und  genügend  objektiv,  da  es  von  unterstellten  Orts- 
beamten geliefert  wird  und  jede  Beteiligung  der  mit  den  Orts- 
bedürfnissen vertrauten  Personen  ausgeschlossen  ist.  Die  vor- 
handenen Wirtschaftskomitees  *)  können  kaum  die  Lücke  aus- 
füllen, da  sie  aus  den  dem  Akzisedirektor  unterstellten  Beamten 
bestehen  und  nur  beratende  Stimme  haben. 

Mehrere  andere  Organisationsfragen  werden  von  Petersburg 
aus  erledigt;  z.  B.  die  Zeit  des  Ladenschlusses  für  den  Brannt- 
weinverkauf. Hier  sind  vom  Gesetze  *)  nur  die  Maxima  vorge- 
schrieben. Er  darf  stattfinden  nur  zwischen  ^  Uhr  vormittags  und 
1 1  Uhr  abends  in  Städten  und  7  Uhr  vormittags  bis  10  Uhr  abends 
in  Dörfern  und  anderen  Orten.  In  > beachtenswerten«  Fällen  kann 
der  Akzisedirektor  nach  Vereinbarung  mit  dem  Gouverneur  Aus- 
nahmen bewilligen ;  dies  bezieht  sich  wahrscheinlich  auf  die  besse- 
ren Restaurants,   Büffets  u.  s.  w.     Die  Hauptverwaltung  stellt  die 

i)  Monopolreglement  Art.  21  und  22. 

2)  Rundschr.  v.  28.  XI.  1896  Nr.  44.    Fin.-Anz.   1896  Nr.  49. 

3)  Verordn.  v.  28.  IV.   1898.     Vgl.  oben  Abschn.  I.  S.  20. 

4)  R.-G.-B.  V  Art.  619.  Später  bis  8  Uhr.  Jettt  durch  das  allgemeine  »GeseU 
betr.  die  normale  Ruhezeit  in  den  Handels-  und  Handwerksuntemehmungen«  vom 
15.  XI.  1906  beschränkt.  Darüber  ▼.  9.  XII.  1906  Nr.  1560.  Fin.-An2.  1906  Nr.  51. 
In  der  Tat  hat  der  Finanzminister  die  Möglichkeit,  das  Gesetz  zu  überschreiten,  indem 
er  berechtigt  ist,   die  Dörfer  in  Bezug  auf  den  Ladenschluss  für  Städte  zu  erklären. 
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Zeit  des  Ladenschlusses  während  der  Gerichtstage,  der  Rekru- 
tierung u.  s.  w.  fest.  Dabei  kommt  es  oft  vor,  dass  die  fest- 
gesetzten Stunden  mit  der  tatsächlichen  Zeit  der  Gerichtsverhand- 
lungen u.  s.  w.  nicht  übereinstimmen  ^). 

Manchmal  macht  sich  der  Widerstreit  der  fiskalischen  und 
sozialpolitischen  Aufgaben  des  Monopols  geltend.  Beispiele  sind 
jedem  russischen  Zeitungsleser  bekannt. 

So  wurde  z.  B.  einem  Landeshauptmann  (im  Gouvernement 
Poltawa)  seitens  des  Akziseinspektors  durch  ein  Dienstschreiben 
anheimgegeben,  die  Landgerichtsverhandlungen  tagweise  zu  unter- 
brechen, da  man  sonst  die  Monopolläden  »zum  Nachteil  der  Krone« 
schliessen  müsse*). 

Nach  Mitteilung  des  »Süd-Kuriers«  ist  in  einem  kleinen  Orte 
ein  junges  intelligentes  Mädchen  in  einen  Monopolladen  als  Ver- 
käuferin eingetreten,  um  an  der  Quelle  ihre  antialkoholischen 
Ideen  predigen  zu  können.  Die  Zahl  der  Käufer  nahm  merkbar 
ab,  und  das  Mädchen  wurde  mit  geringerem  Gehalt  an  einen 
anderen  Ort  versetzt'). 

Die  Presse,  sowie  die  Kommission  für  die  Alkoholfrage  hob 
noch  viele  Mängel  der  Organisation  des  Verkaufs  her- 
vor.   Sie  sind  aber  nicht  so  bedeutend. 

Die  Kritik  des  Systems  der  Entlohnung  der  Verkäufer  trifft 
wenig  zu.  Man  hebt  nämlich  hervor,  dass  bei  dem  geltenden 
System  (Entlohnung  je  nach  dem  Umsätze  des  Ladens)  *)  es  im 
Interesse  des  angestellten  Verkäufers  liege,  den  Umsatz  zu  erhöhen. 
Das  ist  aber  wohl  nur  in  geringem  Grade  möglich;  nach  dem 
Ladenschluss  oder  an  Sonn-  und  Festtagen  wird  er  keinen  Brannt- 
wein mehr  absetzen,  er  riskiert  dabei  den  Verlust  seiner  Stellung, 
Ausserdem  wird  meist  die  Versetzung  eines  Ladens  aus  einer 
Kategorie  in  die  andere  (höhere  oder  niedrigere)  der  Versetzung 
des  Verkäufers  gleichgestellt*),  so  dass,  wenn  der  Umsatz  eines 
Ladens  sich  verkleinert  (z.  B.  statt  i55oWedro  [IL  Kategorie] 
nur  1450  [I.  Kategorie]  verkauft),  der  Verkäufer  einem  anderen 
Laden  II.  Kategorie  zugeteilt  wird. 


i)  Publik.  Nowgorod  S.  39.     Petersburg  S.  4  und  94.     Tula  S.  218. 

2)  ZeiUchr.  »Prawo«  (das  Recht)  Jahrgang   1901  Nr.  36. 

3)  > Prawo c  Jahrgang  1902  Nr.  32. 

4)  Vgl.  oben  Abschn.  I  Kap.  4.  S.  34  Anmerk.  3. 

5)  Zirk.  ▼.  24  II.  1898  Nr.  213.     Fm..Anz.   1898  Nr.  9;   Zirk.  v.  27.  V.  1898 
Nr.  247,  Fin.-Anz.  1898  N.  22. 
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Dagegen  wäre  es  ungerecht,  allen  Verkäufern  gleichen  Ge- 
halt, ohne  Rücksicht  auf  die  Umsätze,  folglich  auf  ihre  Leistungen, 
zu  gewähren. 

Die  in  letzter  Zeit  immer  mehr  verbreitete  Form  des  Verkaufs 
durch  die  Privaten  gab  der  Presse  Anlass,  die  gänzliche  Ueber- 
gabe  des  Verkaufs  an  Private  zu  empfehlen.  Dadurch  sollen  viele 
Ausgaben  des  Monopols  erspart  werden. 

Die  Berechnungen  der  Ersparnisse  sind  manchmal  zu  hoch^). 
Sie  gehen  von  der  jetzt  den  Privaten  gezahlten  Provision  aus,  die 
aber  offenbar  zu  klein  ist  und  kaum  die  Kosten  der  Zustellung 
und  Bedienung  deckt  Die  Provision  wird  mindestens  45 — 50  Ko- 
peken pro  Wedro  (jetzt  25  Kopeken)  betragen  müssen,  aber  auch 
dann  würde  es  eine  Ersparnis  von  7 — 12  Kopeken  pro  Wedro, 
d.  h.  5—9  Mill.  Rubel «)  sein. 

Der  Vorschlag  ist  an  sich  nicht  zu  verwerfen,  aber  nur  dort 
zu  empfehlen,  wo  er  nach  den  örtlichen  Bedingungen  vorteilhaft 
erscheint. 

Der  Kommissionsverkauf  von  privaten  Fabrikaten 
Bier,  Meth,  Kognak,  Liköre  u.s.w.')  ist  wenig  entwickelt.  Die  Ein- 
künfte des  Monopols  aus  der  Provision  betrugen  (1905)  883,9  Tau- 
send Rubel,  darunter  sind  Petersburg  und  Moskau  mit  497,7  Tau- 
send Rubel  vertreten.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Gouvernements 
fand  kein  Kommissionsverkauf  statt,  oder  nur  im  geringsten  Um- 
fange (20 — 40  Rubel  jährliche  Einkünfte !). 

Die  Organisation  des  Kommissionsverkaufes  ist  sehr  umständ- 
lich. Das  Kleben  der  Banderolle,  das  nur  auf  dem  Kronlager 
stattfinden  darf,  raubt  viel  Zeit  und  macht  viel  Mühe.  Selbstver- 
ständlich werden  dadurch  unnötige  Transportkosten,  Bruchschäden 
und  Arbeitskosten  verursacht.  Die  Erlaubnis,  auf  dem  Fabrik- 
lager die  Flaschen  mit  Banderollen  zu  versehen,  darf  nur  der 
Minister  gewähren.  Ferner  hängt  es  vom  Akzisedirektor  ab, 
die  Läden  zu  bestimmen,  die  das  auf  Kommission  übemonunene 
Fabrikat  verkaufen  sollen,  sowie  die  zulässigen  Verkaufsquanti- 
täten *). 


i)  Z.  B.  in  der  Zeitung  »Nowoje  Wremjac   1907  Nr.   11047. 

2)  Vgl.  oben  Abschn.  III.  S.   160.*  S.  116. 

3)  Vgl.  oben  Abschn.  I.  S.  72  ff. 

4)  Die  Regel  betr.  den  Kommissionsverkauf  v.  Ii.  IV.  1898  (statt  der  sich 
als  unpraktisch  erwiesenen  Regeln  v.  18.  V.  1896).  Vgl.  Reiclisanzeiger  1898  Nr.  88. 
Ferner  Zirk.  v.   ii.  IV.   1898  Nr.  228. 
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Diese  Schwierigkeiten  haben  das  ganze  Gewerbe  stark  ge- 
hemmt. An  Stelle  der  früheren  231  Fabriken  blieben  nur  noch 
98  übrig  1). 


Betriebsjahr 

t 
Zahl  der  Fabriken        , 

Produktion 
in  Tausend  Wedro 

1893—1894 

231 

1508,0 

1894-1895 

220 

1523.7 

1895—1896 

213 

1482,4 

1896-1897 

20s 

1420,7 

1897— 1898 

180 

1245,3 

1898—1899 

i                   '56 

1256,6 

1899- 1900 

'51 

M79,4 

1900— 1901 

[                  136 

834,8 

1 901— 1902 

HI                        1 

623,1 

1902  — 1903 

!                    95 

598.1 

1903—1904 

98 

606,9 

Sehr  wichtig  wäre  auch  ein  freierer  Verkauf  von  denatu- 
riertem Spiritus.  Die  Verbreitung  dieses  billigen ^  Beleuch- 
tungs-  und  Heizungsmaterials  (insbesondere  für  Spiritus-Kraftma- 
schinen) ist  sehr  erwünscht,  um  so  mehr,  als  der  denaturierte 
Spiritus  den  Absatzmarkt  der  Brennereien  bedeutend  erweitert 
und  dadurch  für  den  Fiskus  viel  günstigere  Preise  und  viele  Vor- 
teile für  die  Landwirtschaft  im  Gefolge  gehabt  hätte  ^).  Abge- 
sehen von  der  Schwierigkeit  der  Erlangung  einer  Erlaubnis  zur 
Benutzung  des  denaturierten  Spiritus,  ist  der  Verkauf  (von  dena- 


i)  Statistik  der  akzisepfltchtigen  Produktion  f.  d.  betr.  Jahre.  Das  Konto  des 
Monopols  ist  also  mit  der  dadurch  verlorenen  Zuschlagssteuer  für  die  Qualitätsspirituosen 
zu  belasten  I  Rechnet  man  die  Verringerung  der  Produktion  mit  900000  W,  so  beläuft 
sich  der  Verlust  auf  l  800  000  Rub  t  (2  Rub  pro  Wedro  Spiritus  I) 

2)  Nach  Berechnung  der  «Zeitschr.  f.  Spiritusindustriec. kosten  die  Beleuchtung 
10"  pro  Zeiteinheit  (cit.  b.  Schmidt,  Zur  Frage  der  Verwendung  des  denat.  Spiritus. 
Ftnanzbote  1902  Nr.  26): 

mit  Spiritus  0,3  — 0,5  Pfennig  (in  Deutschland) 

>  Petroleum  0,6  — 0,7        » 
»    Acetylen  0,9        • 

>  Elektr.  Bogenlampen  2,24      » 

>  »       Glühlampen  0,95      » 

>  Auers    GasglQhlicht  0,36 — 0,40      > 

3)  Das  Brenner-Syndikat  ist  bestrebt,  den  AbsaUmarkt  f.  d.  Spiritus  zu  erweitern. 
Das  Syndikat  setzt  jetzt  zu  relat.  massigen  Preisen  verschiedene  Spirituslampen, 
•Kocher,  sogar  Teemaschinen  (Samowar)  für  Spiritus  statt  Holzkohle,  ab.  (Nach 
Zeitungsannoncen.)  Das  Finanzministerium  hält  diese  Bestrebungen  für  ungenügend. 
>Die  Brenner  finden  vorteilhafter,  den  Spiritus  zu  hohem  Preise  dem  Monopol  zu 
liefern  als  ihn  zu  denaturieren.«     Vgl.  Torg-Prom.  Gaseta,  v.  29.  I.  1908  Nr.  24. 
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turiertem  Spiritus)  so  organisiert,  dass  ihn  auch  diejenigen  schwer 
erhalten  können,  welche  kaufen  dürfen.  Der  denaturierte  Spiritus 
wird  nur  in  ganz  wenigen  bestimmten  Läden  verabfolgt,  die  oft 
in  abgelegenen  Orten  liegen.  Die  Erlangung  der  Erlaubnis  ist 
mit  F'ormalitäten  und  Gebühren  verbunden;  durch  Private  darf 
der  Spiritus  nicht  abgesetzt  werden,  wahrscheinlich  aus  Misstrauen 
gegen  sie;  aber  auch  die  staatlichen  Verkäufer  werden  streng 
kontrolliert!  Den  Einwohnern  der  kleinen  Städte,  in  denen  kein 
Akziseinspektor  oder  sein  Gehilfe  seinen  Sitz  hat,  ist  der  dena- 
turierte Spiritus  fast  ganz  unzugänglich  *). 

2.  Die  Lage  der  Arbeiter  in  den  Monopolanstalten. 

Es  ist  ein  allgemeiner  Zug  aller  russischen  offiziellen  Berichte, 
dass  sie  über  das  Verflossene  viel  offenherziger  berichten  als  über 
das  Gegenwärtige.    Auch  hier  ist  es  der  Fall. 

»Frühere  —  heisst  es  im  Berichte  von  1903  *)  —  »gingen 
die  Arbeiten  planlos  vor  sich.  Infolgedessen  wurden  auch  die 
Arbeiter  nicht  fest  angestellt.  Der  Lohn  war  sehr  niedrig.  Es 
fand  keine  Krankenfürsorge  statt").  Die  Arbeiter  betrachteten 
die  Beschäftigung  im  Monopol  nur  als  eine  vorübergehende.  Im 
Laufe  des  Jahres  1898  hat  in  mehreren  Lagern  das  Arbeiter- 
personal dreimal  gewechselt.« 

Wie  steht  es  jetzt  mit  den  Arbeitern  > 

Eine  tabellarische  Darstellung  der  Zahl  der  Arbeiter  und  ihrer 
Löhne  ist  bereits  geboten  worden*).  Hier  seien  nur  einige  kriti- 
sche Bemerkungen  angeführt. 

Die  im  i.  Abschnitt  angegebenen  Löhne  sind  durchschnitt- 
liche, die  durch  relativ  höhere  Löhne  in  den  Hauptstädten  be- 
deutend erhöht  sind.  Schliesst  man  die  Grossstädte  (Petersburg 
und  Moskau)  aus,  so  erhält  man  die  Durchschnittslöhne  der 
ständigen  Arbeiter:  1 8 — 19  Rubel  monatlich  für  Männer 
und  IG— II  Rubel  für  Frauen. 

i)  Erst  vom  2.  XI.  1906  (Zirk.  Nr.  1547)  ab  isl  diese  Erlaubnis  der  Kompetenz 
der  Acciseinspektoren  und  erst  vom  20.  I.  1907  (Zirk.  Nr.  1573)  ab  den  Gehilfen 
des  Acciseinspektors  unterstellt. 

2)  Stat.  Bericht   1903.  S.  48 — 49. 

3)  Berichte  darüber  liegen  seit  1903  vor,  trotzdem  die  Krankenfürsorge  betr.  Ord- 
nung bereits  am  11.  Februar  1897  vom  Finanzminister  bestätigt  worden  ist. 

4)  S.  oben  Abschn.  I.  S.  37  ff. 
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Davon  werden  noch  die  Beiträge  für  die  Pensionsversicherung 
in  Abzug  gebracht,  d.  h.  6  %  des  Gehalts,  ausserdem  im  Laufe 
des  ersten  Jahres  noch  io%  als  Eintrittsgeld.  Der  Arbeiter  er- 
hält somit  monatlich  im  Laufe  des  ersten  Jahres  18,5  Rubel  ab 
16  %=  15  Rubel  54  Kop.,  eine  Arbeiterin  10,5  Rubel  ab  16  %  = 

8  Rubel  82  Kop.;  für  die  weitere  Dienstzeit:  17  Rubel  40  Kop. 
bez.  9  Rubel  87  Kop.  (d.  h.  der  Monatslohn  mit  einem  Abzug 
von 6%).  Die  Belohnung  der  unständigen  Arbeiter  ist  geringer; 
da  bekommen  durchschnittlich  Männer  16 — 17  Rubel,  Frauen  nur 

9  Rubel. 

Diese  Löhne  sind  als  landesübliche  für  gewöhnliche  (unge- 
lernte) Arbeiter  in  Russland  zu  bezeichnen  1). 

Die  Taglöhner  bekamen  (in  Kop.  pro  Tag)  durchschnitt- 
lich: Erwachsene:  Männer  65,  Frauen  35;  die  minderjährigen 
Knaben  38,  Mädchen  22  Kop.  pro  Tag.  Diese  Löhne  sind  zu 
niedrig. 

Ueber  die  Arbeitsbedingungen  findet  man  in  den 
Berichten  keine  Auskunft.  Einen  Einblick  in  die  inneren  Zustände 
im  Lager  kann  man  aus  den  ärztlichen  Berichten  schöpfen ,  die 
erst  seit  1903  erstattet  werden. 

Im  Laufe  des  Jahres  1903  sind  223028  Erkrankungen,  im 
Laufe  des  Jahres  1904  sind  238944  Erkrankungen  registriert. 

Dividiert  man  die  Zahlen  durch  die  Zahl  der  im  Lager  be- 
schäftigten Personen  (Bureauangestellte,  Kassierer,  Abteilungs- 
chefs, Arbeiter  —  ständige  und  unständige  —  u.  s.  w.),  so  ergeben 
sich  pro  Kopf  der  Beschäftigten  1903:  2,85,  1904:  3,12  Er- 
krankungen. 

Bringt  man  aber  die  Zahl  der  hier  nur  wenig  in  Betracht 
kommenden  Tagelöhner  in  Abzug  (nicht  aller  unständigen  Ar- 
beiter, sondern  nur  der  Tagelöhner!),  so  ergibt  sich  als  Zahl  der 
Erkrankungen  auf  je  i  Arbeiter  (beschäftigte  Person):  1903:  5,36, 
1904:  5,8. 

Dividiert  man  die  Zahl  der  Erkrankungen  durch  die  Zahl  der 
Arbeitstage  (d.  h.  durch  Produkt :  Arbeiterzahl  X  Tage),  so  stellen 


1)  Es  fehlen  mir  leider  die  nötigen  Grundlagen  für  eine  ziflfermässige  Darstel- 
lung der  Löhne.  Dementjcw  berechnet  den  durchschn.  Monatslohn  auf  d.  russ.  Fa- 
briken mit  12  Rub.  77  Kop.  (Dtmentjew:  Fabrik,  was  sie  der  Bevölkerung  gibt 
und  was  sie  nimmt.  Moskau  1897.  S.  121.)  Jugan-  Baranowski  schätzt  diesen 
etwas  höher.  (Russ.  Fabrik«  2.  Aufl.  1900.  S.  440.)  Jetzt  ist  der  Lohn  bedeutend 
höher. 
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die  Häufigkeit  der  Erkrankungen  folgende  Zahlen  dar:  Im  Jahre 

1903  hat  sich  jeder  Arbeiter  (oder  Angestellte)  einmal  in  37  Tagen, 

1904  einmal  in  29  Tagen  an  einen  Arzt  gewendet  (Wiederholungen 
sind  hier  nicht  mitgerechnet). 

Im  Berichte  1903  sind  die  Krankheiten  in  ^^  verschiedene 
Kategorien  eingeteilt.  Der  Bericht  für  1904  stellt  ein  Verzeichnis 
noch  etwa  30  Kategorien  von  Krankheiten  auf. 

Die  Häufigkeit  der  Krankheiten  ist  teilweise  darauf  zurück- 
zuführen, dass  die  Arbeiter  die  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe  für 
ihre  chronischen  Leiden  gern  beanspruchen.  Sehr  bedeutend  ist 
diese  Zahl  jedoch  nicht,  da  die  Arbeiter  nur  nach  einer  strengen 
ärztlichen  Untersuchung  angenommen  werden. 

Für  eine  Klarlegung  des  Zusammenhanges  der  verschiedenen 
Krankheiten  mit  dem  Berufe  fehlen  mir  die  medizinischen  Kennt- 
nisse. Hier  sind  nur  die  Krankheiten  anzuführen,  deren  Berufs- 
charakter auch  dem  Laien  auffallt. 

Besonders  stark  sind  folgende  Krankheiten  vertreten: 

Verletzungen  durch  Glassplitter         ca.  39  000  Fälle  16,4  %  der  Gesamtzahl 

Brandwunden  vom  Siegellack  >  8000  »  3*3% 

Erkrankungen  der  Atmungsorgane  >  26  026  »  10.9  % 

>             »  Verdauungsorgane    >  24  117  »  iO|i  % 

Rheumatismus  »  10  000  >  4*2% 

Exzero,  Phlegmone,  Eiterbeulen  »  32000  >  I3>4% 

Augenkrankheiten  >  5  450  >  2,3  % 

Dass  viele  Krankheiten  von  mangelhaften  Arbeitsbedingungen 
abhängen,  wird  auch  von  den  Aerzten  und  Akzisedirektoren  ver- 
merkt. So  liesst  man  in  den  Berichten:  »Die  Akzisedirektoren 
konstatieren  die  Abhängigkeit  der  Zahl  der  Erkrankungen  der 
Respirationsorgane  von  der  Einrichtung  der  AuffüUungs-  und 
Reinigungsräume. « 

»In  dem  Flaschenreinigungsraum  sind  am  meisten  das  Exzem 
(nässende  Flechte),  Verletzungen  der  Haut  und  Muskelrheumatis- 
mus verbreitet«  (Statist.  Bericht  1904  S.  33).  »In  den  Kohlen- 
lagern die  Bronchitis«  (Statist.  Bericht  1904  S.  33). 

Viele  Krankheiten  sind  von  den  schroffen  Temperaturände- 
rungen verursacht  (Angine,  Grippe,  Lungenentzündung u. s.w.).  »Die 
Erkrankungen  der  Atmungsorgane  hängen  mit  den  mangelhaften 
Einrichtungen  der  Flaschenreinigungsräume  zusammen.  Die  Ar- 
beiterinnen befinden  sich  den  ganzen  Tag  in  den  mit  Wasser- 
dampf überfüllten  Räumen ;  ihre  Kleider  werden  ganz  durchnässt ; 
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sie  gehen  dann  heraus  und  erkälten  sich  dabei«  (Statist.  Bericht 
1904  S.  46). 

Wahrscheinlich  sind  auch  die  Hautkrankheiten  auf  die  Feuch- 
tigkeit der  Flaschenreinigungsräume  zurückzuführen.  Exzem,  Phleg- 
mone, Nagelwurm,  Eiterbeule  u.  s.  w.  ca.  32CXX)! 

Auch  die  häufigen  Störungen  der  Gesichts-  (Konjunktivitis), 
Gehörs-  und  Geruchsorgane  kann  man  als  Berufskrankheiten  be- 
zeichnen. 

Sehr  hoch  ist  die  Zahl  der  Frauenkrankheiten,  ebenso  die 
der  Nervenkrankheiten:  9802! 

Es  sind  auch  38  Vergiftungen  von  Alkoholdampf,  ebensoviel 
»leidende  Alkoholiker«  *)  verzeichnet.  Trotz  der  Fülle  von  Krank- 
heitsarten stehen  doch  noch  rund 7000 Krankheiten  unter  »Sonstiges«. 

In  der  Statistik  des  Gouvernements  Moskau  sind  die  Er- 
krankungen auf  die  verschiedenen  Lagerabteilungen  verteilt.  Da- 
nach entfallen  die  Krankheiten  hauptsächlich  auf  den  Flaschen- 
reinigungsraum und  die  Packstube,  nämlich :  von  den  9600  Er- 
krankungen auf  die  Flaschenreinigungsabteilung  4614  oder  48%, 
auf  die  Packstube  3530  oder  36,6  %,  also  auf  diese  zwei  Ab- 
teilungen allein  bereits  85  %  der  Gesamtzahl.  Leider  ist  nur  die 
Moskauer  Statistik  so  ausführlich. 

Im  Jahre  1904  hat  die  Zahl  der  Erkrankungen  absolut  und 
relativ  zugenommen. 

Zahl  der  Arbeiter,  exkl.  Tagelöhner     Auf  je  i  Arbeiter 

1903  223028  Erkrankungen  41  591  5,4  Erkrankungen 

1904  238944  »  40874  5,8  » 

Die  ärztliche  Behandlung  der  Arbeiter  kostete: 
1903:  245  422  Rubel 
1904:  243378       > 

Die  Behandlung  einer  Krankheit:  1903:  i  Rubel  10  Kop., 
1904:   I  Rubel  Ol  Kop. 

Für  eine  statistische  Beurteilung  der  Häufigkeit  der  Erkran- 
kungen des  Monopolpersonals  fehlt  noch  die  Grundlage  *).  Es  ist 
jedoch  anzunehmen,  dass  die  enorme  Häufigkeit  der  Erkrankungen 
in  den  Monopolanstalten  wahrscheinlich  immer  noch  geringer  ist, 
als  in  den  privaten  Unternehmungen.  Der  russische  Arbeiter  (ins- 
besondere der  Bauer)  ist   vor   allem   schlecht   ernährt  und  wenig 


1)  Ueber  die  Abart  der  Krankheit  findet  sich   in    den  Berichten   keine  Angabe. 

2)  Bis  1904  gab  es  keine  Unfallstatistik.     Seitdem  Hir  i  Jahr  (1904)  erschienen. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  26.  I  I 
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widerstandsfähig  gegen  Krankheiten  (insbesondere  die  Frauen)*), 
dann  unverstandig  und  ungeschickt  in  der  Behandlung  einer  Ma- 
schine. Die  Maschinen  deutscher  Konstruktionen  sind  genügend 
geschützt  für  die  deutschen  Arbeiter,  aber  zu  wenig  für  die  rus- 
sischen *). 

Ein  Mi>sstand  bei  bureaukratiscber  Anwendung  ist  wahr- 
scheinlich auch  die  an  und  für  sich  empfehlenswerte  Normie- 
rung der  Arbeiten,  die  im  ersten  Abschnitt  geschildert  wor- 
den Lst. 

Die  Normierung  ist  schädlich,  wenn  sie  schroff  und  peinlich 
ausgeführt  wird,  ohne  jegliche  Rücksicht  auf  die  lokal  abweichen- 
den Eigenschaften  der  Arbeiter.  Dass  dies  tatsächlich  der  Fall 
ist,  liegt  auf  der  Hand ;  dafür  sind  zwar  keine  direkten,  aber  viele 
indirekte  Belege  vorhanden.  Ich  lasse  dabei  noch  die  extremsten 
F'älle  beiseite,  die  später  von  der  Regierung  selbst  gemildert 
uoirden,  >da  sie  kaum  erfüllbare  Anforderungen  stellten«,  und 
werde  nur  auf  einige  Erscheinungen  hinweisen,  die  die  zu  weit 
gehende  Regelung  der  Arbeit  verursachen. 

Im  statistischen  Bericht  1903  lesen  wir:  >Das  häufige  Ver- 
lassen der  Arbeitsstellen  durch  die  Arbeiter  ist  auf  die  Schwierig- 
keit, d.  h.  auf  die  Intensität  der  Arbeit  in  den  AuffüUungs-  und 
Flaschenreinigungs -Abteilungen  zurückzuführen« '). 

Dasselbe  wiederholt  der  Bericht  1904*).  Dabei  wird  bemerkt, 
dass  man  das  Verlassen  der  Arbeit  dadurch  bekämpft,  dass  man 
die  Arbeiter,  insbesondere  die  Arbeiterinnen,  sehr  oft  wechseln 
lässt,  d.  h.  aus  einer  Abteilung  des  Lagers  in  die  andere  versetzt. 

Auch  die  vielen  Krankheiten  (hauptsächlich  Verletzungen 
durch  Glassplitter,  Brandwunden  vom  Siegellack,  Aponeurosis, 
Brüche,  Muskel-,  Sehnen  und  Knochenhautkrankheiten)  sind  zum 
Teil  auf  die  zu  intensive  Arbeit  zurückzuführen;  so  heisst  es  in 
den  ärztlichen  Berichten  :  »Die  Massenbeobachtungen  weisen  darauf 
hin,  dass  die  zu  intensive  Arbeit  bei  diesem  Betrieb  auf  die  Ge- 
sundheit der  meisten  Arbeiter  —  namentlich  der  Frauen  —  schäd- 
lich wirkt.  Es  entwickeln  sich  Neuralgie,  progressive  Blutarmut 
und  andere  Krankheiten*). 

i)  Vgl.  Fürbt  Schachinuski,    Die  ländliche  Wanderarbeit.  Petcrsb.   1903.   S.  272. 

2)  Anitl.    Druckschrift  betr.    die   Betriebsunfälle    in    der    Landw.    (Depart.    für 
Ackerbau,  März  1903),  ferner  das  ril.  Buch  v.  Schachawski  S.  274. 

3)  Bericht  (Statist.)  1903.  Petersb.  1905.  S.  33. 

4)  Khcnda  1904.  Petersb.   1906.  S.  43.  5)  Bericht  1903.  S.  48. 
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Die  verschiedenen  Einrichtungen  zur  Hebung  des 
Wohlstandes  und  des  Geistes  der  Arbeiter  sind  be- 
reits angegeben  worden  ^).  Hier  seien  die  wichtigsten  charak- 
terisiert. 

Die  Schulen  in  den  Lagern  weisen  geringe  Erfolge  auf,  da 
das  Personal  nach  der  Arbeit  übermüdet  ist  und  sofort  die  Ar- 
beitsstätte verlässt.  Sonntags  besuchen  die  Arbeiter  die  Schule 
ungern.  Oft  wohnen  sie  auch  weit  vom  Lager  entfernt  *).  Einige 
Schulen  werden  trotzdem  gut  besucht.  Auch  ein  Mangel  an 
Lehrern  macht  sich  bemerkbar;  in  den  meisten  Schulen  sind  als 
Lehrer  die  Akzisebeamten  selbst  tätig.  Bibliotheken  hat  man  in 
Verbindung  mit  mehreren  Lagern  eingerichtet.  Allerdings  ist  die 
Zahl  der  für  Volksbibliotheken  erlaubten  Bücher  sehr  gering,  zu- 
dem sind  die  Bücher  für  die  Leser  oft  ungeeignet.  Die  vom  Auf- 
klärungsministerium erlaubten  Bücher  betragen  kaum  5  %  der  auf 
dem  Markte  vorhandenen.  Davon  sind  2 — 3  %  ganz  veraltet  oder 
vergriffen. 

Die  letzten  Jahre  haben  den  russischen  Büchermarkt  unge- 
heuer bereichert.  Bei  der  angeblichen  Pressfreiheit  (seit  17.  Okt. 
1905)  erscheinen  fast  täglich  mehrere  Volksausgaben  von  Erzäh- 
lungen, populären  Schriften  aus  Naturwissenschaft,  Staatswissen- 
schaften u.  s.  w.  Bei  den  fabelhaft  niedrigen  Preisen  für  russische 
Bücher  (im  Vergleich  zu  den  deutschen)  könnten  die  Bibliotheken 
der  Lager  sehr  gut  bestellt  sein. 

Am  meisten  werden  belletristische  Werke  verlangt.  Arbei- 
terinnen lesen  mehr  als  Arbeiter.  Vorlesungen,  Vorträge  mit 
Lichtbildern  weisen  wenig  Besuch  auf.  Die  Berichte  führen  es 
auf  die  Entfernung  der  Arbeiterwohnungen  zurück.  Nach  mei- 
ner Ansicht  ist  hier  der  Umstand  von  grosser  Bedeutung,  dass 
die  Lehrer,  Bibliothekare,  Vorleser  u.  s,  w.  immer  dieselben  Akzise- 
oder Lagerbeamten  sind. 

Erfolgreicher   sind    die   Tee-   und    Speise -Einrichtungen.     In 

i)  S.  oben  Abschn.  I«  S.  41. 

2)  Man  muss  überhaupt  auch  den  Umstand  nicht  ausser  acht  lassen,  dass  viele 
Arbeiter  (und  haupts.  in  den  kleinen  Städten),  noch  auf  dem  Lande  wohnen  und 
mit  der  Landwirtschaft  in  Verbindung  stehen.  Die  Monopolarbeiten  bedürfen  keiner 
langen  Lehrzeit  (Packer,  Träger  u.  ahn.),  man  kann  deshalb  annehmen,  dass  von 
ditsen  Arbeitern  relativ  mehr  nebenbei  selbst  oder  mit  ihren  Familienmitgliedern 
einen  Acker  bebauen,  als  es  z.  B.  bei  den  Fabrikarbeitern  der  Fall  ist.  Auch  bei 
den  letzteren  berechnet  Tugan-Batanowski  (Russ.  Fabrik.  Pelersb.  1900.  S.  449)  die  Zahl 
der  >mit   der  Landwirtschaft    in  Verbindung   stehenden«  mit  73  ^/o    der  Gesamtzahl. 

II* 
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mehreren  Lagern  bekommen  die  Arbeiter  warmes  Essen:  Früh- 
stück für  3 — 4  Kop.,  Mittag  (Fleisch,  Suppe,  Brot,  Tee)  für  5, 
7  bis  10  Kop.,  Abendbrot  (manchmal  auch  Fleisch)  3 — 7  Kop.*). 

Diese  Veranstaltungen  benutzen  nur  wenige,  am  häufigsten 
die  auswärtigen  Arbeiter.  Für  die  Verheirateten  ist  die  Bekösti- 
gung zu  kostspielig:  11 — 20  Kop.  pro  Tag,  d.  h.  2  Rubel  75  bis 
5  Rubel  25  Kop.  monatlich  für  ein  Familienmitglied  bei  einem 
Lohn  von  9 — 18  Rubel.  Sehr  selten  benutzen  Frauen  diese  Ver- 
anstaltung. Im  allgemeinen  werden  die  Speiseanstalten  im  Sommer 
mehr  benutzt  als  im  Winter.  Im  Winter  heizt  der  Ofenherd  die 
Stube,  hier  wird  dann  auch  das  Essen  gekocht.  Im  Sommer  ver- 
ursacht  das  Kochen  Heizungskosten. 

Noch  erfolgreicher  sind  die  Speiseanstalten,  die  von  den 
Arbeitern  gemeinschaftlich  geleitet  werden  (Artelküchen)  wie  auch 
die  in  einigen  Lagern  bestehenden  »Artelic  zwecks  gemeinschaft- 
lichen Ankaufs  von  Nahrungsmitteln  (Konsum -Arteli). 

In  der  letzten  Zeit  fanden  viele  Streiks  im  Monopol  statt. 
Amtlich  wird  darüber  nichts  berichtet.  Die  Forderungen  der 
Arbeiter  beziehen  sich  oft  (nach  Meldungen  der  Zeitungen)  auf 
die  Arbeitsbedingungen.  Doch  ist  auch  der  Umstand  nicht  ausser 
acht  zu  lassen,  dass  mehrere  Streiks  auf  die  Solidarität  mit  an- 
deren Streikenden  oder  auf  politische  Ursachen  zurückzufuhren  sind. 

Zu  einer  eingehenden  Kritik  der  Organisation  des  Monopols 
sind  die  Berichte  und  die  amtliche  Literatur  bei  weitem  nicht 
zureichend.  Jede  Vorschrift  stösst  in  der  Praxis  auf  viele  Schwierig- 
keiten. Jeder  Fehler  verursacht  viele  unnötige  Kosten.  Es  dauert 
manchmal  jahrelang,  bis  eine  unzweckmässige  Massregel  beseitigt 
wird. 

Eine  Beobachtung  des  Betriebes  könnte  hier  mehr  als  das 
gedruckte  Material  zur  Feststellung  und  Beurteilung  der  Mängel 
beitragen.  Es  ist  unglaublich,  welche  sinnlosen  Formen  manche 
bureaukratischen  Vorschriften  annehmen  können. 

Mir  ist  z.  B.  folgender  Fall  bekannt.  Nach  Vereinbarung 
mit  dem  Gouverneur  erliess  vor  einigen  Jahren  ein  Akzisedirektor 
eine  Verordnung  für   sämtliche  private  Verkaufsstellen,    die  Ver- 

i)  Leider  ist  in  dem  Berichte  nichts  über  die  Art  der  Bezahlung  der  Speisen 
zu  finden.  Es  ist  noch  jetzt  in  Russland  der  Arbeitslohn  »mit  des  Herren  Kost« 
keine  Seltenheit.  Bei  solchen  Speiseanstalten  können  sich  leicht  sogar  bei  einem 
Torwurfsfreicn  Entlohnungssystem  viele  Schattenseiten  des  Trucks-Systems  geltend 
machen. 
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bindung  mit  den  Privatwohnungen  der  Verkäufer  zu  beseitigen 
(d.  h.  die  Tür  zwischen  dem  Laden  und  der  Wohnung  zuzu- 
schliessen)  und  aus  den  Läden  alle  Stühle  zu  entfernen.  Ersteres 
bezweckte  wahrscheinlich  die  Beseitigung  der  Möglichkeit  des  Trin- 
kens in  der  Wohnung.  Das  zweite  sollte  vielleicht  bewirken,  dass 
die  privaten  Verkaufsstellen,  Weinkeller,  auch  Kolonialwaren- 
handlungen den  Monopolläden  auch  äusserlich  ähnlich  sein  sollen. 
Offenbar  ist  es  aber  für  die  Kunden  und  folglich  auch  für  den 
Kaufmann  äusserst  nachteilig,  wenn  die  Stühle  völlig  entfernt 
werden.  Diesem  Akzisedirektor  unterstand  ein  Gebiet  von  zwei 
Gouvernements.  In  dem  einen  Gouvernement  war  nun  kein  Stuhl 
mehr  in  einem  Weinkeller  zu  finden,  der  andere  Gouverneur 
lehnte  jedoch  die  Durchführung  der  Verordnung  als  einen  »Un- 
sinnt  ab.  Was  in  diesem  Fall  der  Finanzminister  entschieden  hat, 
ist  mir  unbekannt.  Vor  kurzem  besuchte  ich  dieselben  Gouverne- 
ments, die  Stühle  sind  in  integrum  restituiert^). 


i)  In  einer  Rundschrift  legt  der  Finanzminister  den  Accisedirektoren  vor,  eine 
Durchsicht  der  Regeln  betr.  den  privaten  Getränkehandel  vorzunehmen.  Die  Regeln 
gehen  nach  Meinung  des  Ministers  zu  weit  in  Detail  (es  ist  z.  B.  Grösse  und  Form 
des  Aschenbechers  vorgeschrieben  I)  und  lassen  viele  Fragen  unberücksichtigt.  Zirk.  v. 
6.  DC.  1907  Nr.  1638.   Fin.-Anz.  1907  Nr.  38. 
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VI.  Die  kulturellen  Wirkungen  des  Monopols. 

In  der  Presse,  sowie  in  der  Literatur  spricht  man  oft  von 
den  antialkoholistischen  Bestrebungen  der  russischen  Regierung. 
Darunter  darf  man  aber  keineswegs  eine  gründliche  Bekämpfung 
des  Alkoholgenusses  verstehen.  Nicht  dies  hat  sich  die  Regierung 
mit  dem  Monopol  zur  Aufgabe  gestellt;  sie  wandte  sich  nur  gegen 
den  Alkoholmissbrauch  zu  gunsten  eines  massigen 
Alkoholgen  usses^).  Das  Ministerium  war  der  Meinung, 
»dass  durch  einen  regelmässigen  Alkoholgenuss  die  Arbeitskräfte 
des  Volkes  keineswegs  vermindert  werden  t.  Die  Anhänger  des 
Monopolsystems  haben  auch  nachgewiesen,  dass  in  Russland  zwar 
wenig  Alkohol  getrunken  wird,  aber  auf  eine  schädigende  Weise. 
»Der  Kampf  gegen  die  Trunksucht  wird  deshalb  die  Einnahmen 
des  Fiskus  nicht  vermindern,  sondern  umgekehrt  erhöhen  *). 

Auch  im  Programm  des  Unterrichts  in  der  Hygiene  in  den 
Militärkommandos  Hess  man  ein  besonderes  Kapitel:  >Ueber  den 
Nutzen  des  massigen  Alkoholgenusses«  stehen  '). 

Wie  glaubte  das  Ministerium  die  Trunksucht  zu  bekämpfen? 

Die  Reformatoren  sahen  die  Verkörperung  alles  Bösen  in  der 
Schenke  (Trakteur).  Der  »Traktirtschikc  (Schankwirt)  war  für  sie 
das  gefährlichste  Glied  der  Gesellschaft,  bis  zu  dem  Grade,  dass 
man  ihm  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  teilweise  entzog  *). 

Die  Reformatoren  glaubten  durch  Verstaatlichung  des  Ver- 
kaufs alle  Misstände  beseitigen  zu  können. 

i)  Vgl.  Rundsch.    vom  22.   Dez.   1894.     Ferner:    Schuhmacher.     Bericht  in    der 
Kommission  z.  Bekämpf,  des  Alkoholmissbrauchcs.    S.   180  ff. 

2)  Gurjnu.    Das  Branntweinmonopol,  Sonderabdruck  der  Artikel  in  der  Zeitung 
>Nowoje  Wremjac  Petersburg  1893.  S.  72. 

3)  Juristische  Zeitschrift  »Prawo«   1899  Nr.  16. 

4)  Z.  B.  das  Wahlrecht   für    die   städt.    Selbstverwaltung.     (Städteordnung  1892 
Art.  33(7)). 
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Im  Gegensatz  zum  Schankwirt  sollte  der  jetzige  Verkäufer 
»uninteressiert  am  Absatz,  ein  ,Staatspensionär*  sein,  der  dem 
Handel  völlig  fern  steht«  ^).  Ausserdem  suchte  man  die  Zahl  der 
Verkaufsstellen  möglichst  zu  beschränken  und  allmählich  zum 
ausschliesslichen  Verkauf  für  den  Genuss  ausserhalb  des  Ladens 
(im  Gegensatz  zum  früheren  Ausschank)  überzugehen.  Die^  Ver- 
ringerung der  Ladenzahl  und  die  Beschränkung  des  freien  Aus- 
schanks ist  aber  nicht  gelungen.  Das  hätte  die  Regierung  iiuch 
ohne  das  Monopol  viel  besser  erreichen  können  und  hat  es  auch, 
teilweise  früher  erreicht  *).  Obendrein  wurden  noch  die  Kuratorien 
der  Mässigkeitsvereine  gegründet. 

Hat  aber  die  Regierung  durch  die  Verstaatlichung  des  Ver- 
kaufs den  Alkoholmissbrauch  beseitigt? 

Keineswegs.  Das  ist  durchaus  anerkannt.  Auch  die  Regierung 
hat  sich  von  der  Nutzlosigkeit  ihrer  Bestrebungen  überzeugt. 
Früher  interessierte  sie  sich  für  die  öffentliche  Meinung;  die  Ak- 
zisedirektoren mussten  an  die  Hauptverwaltung  alle  Zeitungen 
senden,  die  Korrespondenzen  oder  Notizen  über  das  Monopol 
enthielten  '). 

Aber  schon  am  30.  Dezember  1902  betrachtete  der  Finanz- 
minister Wüte  die  Einführung  des  Monopols  als  >Massnahme  zum 
Behuf  einer  Vermehrung  der  ordentlichen  Staatseinnahmen«  *). 

»Jetzt  —  schreibt  Prof.  Chodski  —  sind  auch  die  Hoffnungen 
der  naiven  Menschen  gescheitert,  die  die  Phrasen  der  Regierung 
und  der  abhängigen  Presse  auf  Treue  und  Glauben  hingenommen 
haben.  €  Mehrere  Briefe  von  Lehrern,  Geistlichen  und  von  anderen 
dem  Volke  nahestehenden  Personen,  die  in  der  Kommission  zur 
Bekämpfung  des  Alkoholismus  verlesen  wurden,  lassen  erkennen, 
dass  das  Trinken  aus  der  Schenke  entweder  in  das  Haus,  in  die 
Familie,  oder  auf  die  Strasse  übertragen  wurde  **). 

i)  Gurjew  a.  a.  O. 

2)  Nach  dem  Gesetz  v.  14.  Mai  1885  wurde  das  Ausschanksrecht  nur  als  not- 
wendiges Uebel  geduldet  und  in  Ausnahmefällen  verliehen,  um  »derjenigen  Konsu- 
menten willen,  die  ausserhalb  ihres  Hauses  sich  ernähren  müssen  c  .  .  .  (Bericht  des 
Dep.  für  indir.  Steuern  1886.    Fin.-Anz.  1887  Nr.  42.  S.  119). 

3)  Zirk.  V.  7.  VIII.  1896  Nr.  17  und  18  IX.  1899  Nr.  455. 

4)  Protokol  der  Plenarsitzung  des  Reichsrats  vom  30.  VIT.  1902.  (Deutsch 
von  Strttve,     Stuttgart  1903.  S.  6 — 7). 

5)  Vgl.  Schostatunoski.  Das  Dorfleben,  (Publikat.  Tula  S.  270).  Das  stellte 
auch   der  Vertreter    des   russischen   Finanzministeriums   Minzlow    fest.     Vgl.    Bericht 
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Dass  das  Monopol,  soweit  es  das  Trinken  in  das  Haus  ge- 
tragen hat,  ungünstig  wirkt,  steht  ausser  Zweifel.  Dr.  Losinski 
(in  der  genannten  Kommission),  wie  auch  mehrere  Mitglieder  der 
Ausschüsse  der  Grossen  Enquete  schildern  drastisch  die  sittliche 
Verderbtheit  als  Folge  des  häuslichen  Trinkens.  Das  Trinken  auf 
der  Strasse  ist  die  häufigste  Form  des  Genusses.  Fast  noch  auf 
der  Türschwelle  des  Ladens  wird  die  Flasche  entkorkt  und  ent- 
leert. Die  Käufer  setzen  sich  einfach  auf  das  Trottoir,  wot)ei  sie 
auch  das  mitgebrachte  Essen  verzehren.  In  der  Nähe  des  Ladens 
kann  man  das  Trinken  in  Gesellschaft,  auf  Wagen^  in  Haus- 
fluren beobachten.  Strassenhändler  mit  Gebäck,  Früchten  stellen 
sich  ein.  Es  hat  sich  ein  besonderer  Erwerbszweig  ausgebildet  — 
das  Ausleihen  von  Pfropfenziehern.  Da  der  Branntwein  jetzt  nur 
gegen  Barzahlung  verabreicht  wird,  so  werden  mitunter  vor  dem 
Laden  Kleider,  Werkzeuge  und  ähnliche  Dinge  verkauft  oder  ver- 
pfändet. 

Viele  Beispiele  der  Sittenverderbnis  durch  das  Trinken  auf 
der  Strasse  sind  in  den  Korrespondenzen  aus  verschiedenen  Orten 
in  dem  Finanzanzeiger ,  sowie  in  den  Publikationen  der  Grossen 
Enquete  zu  finden.  Diese  Nachteile  des  Monopols  hat  auch  der 
bekannte  Fürst  Peter  Dolgorukow  in  seinem  Gutachten  im  Kreis- 
ausschusse  der  Grossen  Enquete  überzeugend  dargestellt  *). 

Das  Trinken  auf  der  Strasse  verursacht  viele  Ruhestörungen; 


über  den  V.  internationalen  Kongress  zur  Bekämpf,  des  Alkoholismus,  in  Basel.  1895. 

s.  45. 

i)  Publik.  Kursk  S.  593  flf.  Ferner  Podolien  S.  818  (Bericht  v.  Nawrozki) 
Rjasan  600  und  632,  Wjatka  423,  Tauris  251  u.  m.  a.  Gouvernements.  Femer  Dr. 
Borodin,  VIII.  intern.  Kongress  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus,  Wien  1901.  S. 
65  ff.  Mehrere  Mitglieder  der  grossen  Enquöte  teilen  mit,  dass  jetzt  sehr  viele  Tata- 
ren Branntwein  geniessen,  und  führen  es  auf  die  verführerische  Wirkung  des  Trinkens 
auf  der  Strasse  zurück. 

Beiläufig  sei  bemerkt,  dass  auch  die  Heiden  Branntwein  zu  sich  nehmen.  Der 
Verkauf  v.  Spirituosen  ist  in  vielen  Orten  Sibiriens  verboten  (Acciseregl.  V.  1901.  Art. 
647)1  in  anderen  Orten  ist  es  den  Einheimischen,  d.  h.  den  Heiden  gestattet :  »in 
den  Städten  Branntwein  zu  kaufen  zum  persönlichen  Gebrauch,  aber  nicht  zum  Wieder- 
verkauf, oder  wie  sie  es  ,Tausch'  oder  .Verleihung*  nennen«  (Art.  647  Abschn.  I). 
Im  Surgut-  und  Narymgebiet  (Gouv.  Tobolsk)  darf  sogar  der  Verkauf  erfolgen. 

Bei  den  Heiden  —  Samojeden,  Ostjaken  und  Wogulen  —  gilt  die  Trunksucht 
als  kein  Laster  und  der  Tod  infolge  von  Trunkenheit  als  höchste  Glückseligkeit. 
Ohne  Branntwein  ist  kein  Opferfest  denkbar.  (Vgl.  Dunin-Gorkawitz,  Ueber  den 
gegenwärtigen  Zustand  und  die  Bedürfnisse  des  Nordens  des  Gouv.  Tobolsk.  S.  113 
bis  131.) 
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die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  beansprucht  bedeutende  poli- 
zeiliche Kräfte;  trotz  aller  Massregeln,  trotz  der  Erhöhung  der 
Strafen  gelingt  sie  nicht  ^). 

Der  Polizeimeister  von  Taganrog  beklagt  sich  über  die  Un- 
möglichkeit, die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  ^). 

Dasselbe  hört  man  von  anderer  Seite.  Noch  ein  Beleg  aus 
amtlicher  Quelle :  »Trotz  aller  Bemühungen  der  Regierung  konnte 
bis  heute   das  Trinken   auf  der  Strasse   nicht  beseitigt  werden c. 

Diese  Worte  äusserte  der  Schöpfer  des  Monopols  im  Jahre 
1902  *), 

Demgegenüber  gibt  es  auch  Verteidiger  des  Alkoholgenusses 
auf  der  Strasse.  So  sagt  z.  B.  Skarzinski  (ein  Finanzbeamter) : 
Pflegte  man  doch  auch  in  Sparta  die  Sklaven  zum  Trinken  zu 
verleiten,  um  durch  das  ekelhafte  Aussehen  der  Betrunkenen  die 
Jugend  von  der  verderblichen  Neigung  zurückzuhalten.  Will  man 
Insekten  ausrotten,  so  muss  man  sie  sichtbar  machen  % 

Die  frühere  Schenke  hatte  zweifellos  sehr  viele  Schattenseiten. 
Doch  hielt  sie  die  Trunksucht  von  der  Strasse  fern  und  be- 
günstigte einen  langsamen,  mehr  geselligen  Konsum  des  Brannt- 
weins. Das  hastige  Trinken  auf  der  Strasse  finden  viele  schäd- 
licher *). 

Ich  möchte  diese  Frage  nicht  so  allgemein  beantworten ;  die 
Ortsbedingungen,  die  nationalen  und  ökonomischen  Verschieden- 
heiten, Gewohnheiten  u.  m.  a.  mögen  dabei  eine  wichtige  Rolle 
spielen.  Nach  meiner  Erfahrung  dürfte  diese  Ansicht  für  die  pol- 
nischen, westlitauischen  und  baltischen,  vielleicht  auch  für  die 
kleinrussischen  Gouvernements,  zutreffend  sein. 

Die  Nachteile   des  Trinkens  auf  der  Strasse  und  in  der  Fa- 


i)  Gesetz  ▼.  10.  VI.  1900.  (Samml.  d.  Ges.  u.  Verordn.  Nr.  1811)  bestimmt 
bedeutend  höhere  Strafen  f.  das  TrinkeD  auf  der  Strasse.  (R.-G.-B.  B.  XIV  (1895) 
Art.  41 '  und  42  ^) 

2)  »Prawoc  1900  Nr.  31. 

3)  Zirk.  des  Finanzministers  Witte,  v.  8.  111.  1902  Nr.  860.  Fin.-Anz.  1902 
Nr.   n. 

4)  Auch  mehrere  andere  derartige  Beweiset     Europ.  Bote,  1902.  B.  I  372. 

5)  Publ.  Kijew  S.  972.  Nowgorod  S.  143,  39.  Wjalka  S.  423.  Nischny-Now- 
gorod  S.  35  u.  m.  A.  Die  Vorteile  eines  geselligen  Trinkens  im  Wirtshause  hob 
anch  der  Finanzminister  Prof.  Bunge  hervor.  (Zirk.  v.  Bunge  v.  28.  IX.  1885 
Nr.   1865.     Fin.-Anz.   1885  Nr.  39.) 
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milie  veranlassten  die  Regierung,  das  Ausschankrecht  für  Brannt- 
wein und  Bier  freier  zu  verleihen '). 

Es  tauchte  aber  in  den  regierenden  Kreisen  die  Frage  auf, 
ob  man  nicht  in  den  Techallen  der  Mässigkeitsvereine  (Kuratorien) 
Branntwein  verkaufen  soll.  Es  wurde  nämlich  darauf  hingewiesen, 
dass  auch  jetzt  die  Teehallen  zum  Branntweintrinken  ausgenutzt 
werden,  trotz  aller  Verbote  des  Mitbringens  von  Branntwein. 

Ich  glaube,  dass  ein  Branntweinverkauf  in  den  Teestuben  der 
Mässigkeitsvereine  eine  gänzliche  Herabwürdigung  der  Vereine 
bedeuten  würde. 

Andere  Anhänger  des  Monopolsystems  bemühen  sich,  seinen 
wohltätigen  Einfluss  auf  das  Volksleben  dadurch  zu  beweisen, 
dass  sie  die  Sterblichkeit  in  Russland  für  die  Zeit  vor  der  Ein- 
führung des  Monopols  der  jetzigen  gegenüberstellen  und  die  Ab- 
nahme der  Sterblichkeit  auf  das  Monopol  zurückführen  *). 

Butoivski  sucht  auf  Grund  von  statistischem  Material  nach- 
zuweisen, dass  die  Gesetzesverletzungen  bei  verschiedenen  Ueber- 
tretungskategorien  abgenommen  haben  '). 

Alle  solche  Beweise  darf  man  von  vornherein  als  misslungen 
bezeichnen.  So  komplizierte  Erscheinungen  lassen  sich  nicht,  ohne 
weiteres  lediglich  auf  die  Wirkung  des  Monopols  zurückführen. 

Es  soll  damit  nicht  gesagt  werden,  dass  das  Monopol  als 
eine  Form  des  Branntweinhandels  keine  günstige  kulturelle  Wir- 
kung auszuüben  imstande  sei.  Dies  wird  oft  als  Grundsatz  auf- 
gestellt, ist  aber  entschieden  unrichtig.  Dass  die  Formen  des 
Branntweinhandels,  die  Art  und  Weise,  wie  der  Branntwein  und 
was  für  ein  Branntwein  im  Lande  verkauft  wird,  dass  die  Dich- 
tigkeit der  Verkaufsstellen  und  anderes  von  grosser  Bedeutung 
sind,  liegt  auf  der  Hand.  Nun  darf  man  aber  nicht  verkennen, 
dass  es  dem  Staate  immerhin  viel  leichter  ist,  in  dieser  Hinsicht 
zu  wirken,  wenn  der  Handel  vom  Staate  selbst  oder  wenigstens 
von  der  Gemeinde  betrieben  wird.  Jede  Forderung  des  allge- 
meinen Wohles,  die  im  Privathandel  auf  unendliche  Schwierig- 
keiten stossen,  zum  Umgehen  und  zu  Beamtenbestechungen  un- 
endlich   viel    Anlass    geben    würde,    kann    beim    Monopol    auf 

1)  Beratung  im  Finanzministerium  im  November  1907.  Torg.-Prom.  Gaseta  Nr.  216. 

2)  Laskjewitsch,  im  Sammclbande;  Russland  am  Ende  des  XIX.  Jahrh.  Pelcrsb. 
1900.  S.  921  ff. 

3)  »Wesinik  Prawa«  (Jurist.  Bote)  Art.  »Das  Verbrechen  und  die  Getränkereformc 
1900  Nr.    12,  zit.   ^P^awo«    1901  Nr.    11. 
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Grund  einer  Verordnung  der  Verwaltungsbehörde  leicht  befriedigt 
werden. 

Dass  aber  das  Monopol  in  diesem  Falle  besonders  günstig, 
gewirkt  hat,  dass  es  die  Sterblichkeit  und  die  Zahl  der  Ver- 
brechen gemildert  hat,  ist  kaum  anzunehmen;  wenigstens  konnten 
die  oben  charakterisierten  Arten  des  Trinkens  auf  der  Strasse 
und  in  der  Familie  dazu  nicht  beitragen.  Das  einzige,  was  hier 
in  Betracht  käme,  ist,  dass  durch  das  Monopol  ein  fuselfreier 
Branntwein  zum  Konsum  gelangt,  und  dass  dadurch  gewisse 
Schädigungen  der  Volksgesundheit  wesentlich  gemildert  werden 
mussten ,  die  früher  der  Genuss  des  zum  Teil  ungereinigten 
Branntweins  mit  sich  brachte. 

Was  sodann  die  Zahl  der  Verbrechen  betrifft,  so  verzeichnet 
die  Kriminalstatistik  für  das  ganze  Land  eine  bedeutende  Zunahme 
der  Gesetzes -Verletzungen  nach  mehreren  Kategorien.  Während 
die  Bevölkerung  von  1897 — 1904  ungefähr  um  15%  zugenommen 
hat,  belief  sich  die  Zunahme  der  Zahl  der  Gesetzesübertretungen 
(nach  allen  Uebertretungskategorien)  auf  53%:  204107  (1897) 
gegen  313286  (1904)')- 

Bei  einzelnen  Gruppen  ist  die  Zunahme  noch  bedeutender: 
bei  Körperverletzungen  betrug  sie  79  %  (72  178  —  1904,  gegen 
41206  —  1897).  In  einzelnen  Gerichtsbezirken  ist  das  Steigen 
höher:  Odessa  132,5%,  Jekaterinoslaw  312%.  Leider  steht  mir 
nur  die  Statistik  der  Gerichtshöfe  und  nicht  die  der  Friedens- 
richter zur  Verfügung.  Die  letzte  kommt  für  die  Beurteilung  der 
Wirkung  der  Trunksucht  besonders  in  Betracht.  In  dem  erwähnten 
Buche  stützt  Butawski  seine  Ausfuhrungen  auf  die  Untersuchung 
der  Zahl  der  Verbrechen  und  hauptsächlich  der  Eigentumsver- 
gehen in  4  Gouvernements  des  Ostens.  Hier  ist  eine  Abnahme 
bemerkbar.  Butawski  bezieht  aber  seine  Untersuchung  auf 
zwei  ganz  verschiedene  Perioden  —  bekannte  Hungerjahre,  die 
Jahre  1890 — 1891  und  die  späteren  Erntejahre.  Selbstverständ- 
lich ist  die  Abnahme  der  Zahl  der  Verbrechen  und  hauptsächlich 
der  Eigentumsvergehen  auf  den  reichen  Ernteausfall  zurückzu- 
führen. 

Nimmt  man  aber  für  dieselben  Gouvernements  des  Ostens 
und  denselben  Zeitraum  aus  den  statistischen  Angaben  von  Tar- 

1)  Nach  den  amtlichen  Angaben.  Recueil  gcneral  des  renseignements  statistiques 
snr  la  justice  pönale  (russisch  und  franz.)  Petersb.  1901.  S.  13.  Annuaire  stntistique 
du  Ministere  de  la  justice  pour  l'ann^e  1904  (russ.  u.  franz.).    Petersb.   1906.  S.   145. 
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nawski  diejenigen  Uebertretungskategorien,  deren  Zusammenhang 
mit  der  Trunksucht  ofTensichtlich  ist,  so  ist  eine  bedeutende  Zu- 
nahme bemerkbar.    Das  macht  folgende  Tabelle  ersichtlich  ^) : 

Verbrechen  (Gesamtzahl) 


Durch-  !  Durch- 

schniU  ,«   ^      ,«  ,      ,ß^^      ,ß^g     schniU 

der  1895     1896     1897     1898       ^^ 

4  Jahre  4  Jahre 


Samara 
Penn 
Ufa 
Orenburg 

Samara 
Perm 
Ufa 
Orenburg 

Samara 
Perm 
Ufa 
Orenburg 

Samara 
Perm 
Ufa 
Orenburg 


2637  2483  2459  2289   2467 
7840  6815  6441  6238   6834 


2210  2139  2270  2557  I  2319 

6601  7012  7203  7654  7  "7 

3212  2862  3209  3172  j  — 

2824  2858  31 17  3197  1  — 


KörperverleUungen : 

240   148   207   182    203    178  233 

1605  1148  II 36  1083   1243   1307  1578 

-   —   —   —  !  —  :  465  484 

—    —    —    —  ,  -  ,  452  547 


84 
387 


75 
345 


69 

304 


64 
273   362 


343  i  321 


371 

64 

123 


278  306  249 

1800  1945  1658 

596  576  — 

630  611  — 


Ehrverletzungen : 

94  lii   !  9«   I  94 

318  439  I  372  540 

—  —     I  —     '  127 

-  -     I  -  98 

SiuUchkdtsdelikte : 
97   102  I   83    106 


159 
670 
120 
»30 


90 
403 
109 

"33 


204  153 

644  650 

126  193 

200  180 


152 
626 


120  116  !  108 

446  411  \  408 

HO  100  '  — 
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Während  die  Gesamtzahl  abgenommen  oder  unbedeutend  zu- 
genommen hat  (Perm  von  6834 — 7117)  ist  in  den  3  Uebertretungs- 
kategorien eine  sehr  bedeutende  Zunahme  bemerkbar. 

Auch  die  statistische  Ermittelung  der  Verbrechen  in  Peters- 
burg zeigt  dieselbe  Tatsache.  Selbst  der  Finanzminister  schrieb 
im  Jahre  1901  in  einem  Zirkular:  »Der  staatliche  Branntwein 
wirkt  dank  seiner  Zugänglichkeit  und  Stärke  betäubender«  (als 
der  frühere)  »auf  die  Trinker.  Darauf  ist  auch  die  Zunahme  der 
Zahl  der  Verbrechen  in   betrunkenem  Zustande  zurückzufuhren,  c 

Die  Regierung  suchte  auch  vor  dem  Monopol  die  Zahl  der 
Verkaufsstellen  von  Spirituosen  zu  verringern,  und  sah  darin  ein 
wirksames  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht. 

Bis  zur  Einführung  des  Monopols  hatten  die  Dorfgemeinden  das 


i)   Tarnowski  in  der  Jurist.  Monatschrift  «Prawoc   1901,  Nr.  11. 
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Recht*),  den  Branntweinverkauf  in  den  Dörfern  zu  verbieten. 
Dieses  Recht  ist  durch  das  Monopol  zwar  nicht  aufgehoben  *), 
aber  wesentlich  eingeschränkt  worden,  da  es  ganz  vom  Akzise- 
direktor  und  Gouverneur  abhängt,  ob  sie  den  Beschlüssen  der 
Gemeinden  willfahren  wollen  oder  nicht ').  In  der  Tat  wird  vieler- 
seits  konstatiert,  dass  derartige  Vorschläge  der  Gemeinden  un- 
berücksichtigt bleiben  *),  nach  Angaben  der  Regierung  deshalb, 
weil  diese  Beschlüsse  oft  nicht  aus  sozialpolitischen,  sondern  nur 
aus  Gründen  politischer  Opposition  gefasst  werden.  Dass  auch 
solche  Fälle  tatsächlich  vorkommen,  ist  jedem  russischen  Zeitungs- 
leser bekannt.  Man  stösst  oft,  namentlich  in  der  letzten  Zeit,  auf 
Notizen  wie  die  folgende:  »Die  Bauern  von  4  Gemeinden  lu- 
den ihren  Dumaabgeordneten  ein,  um  über  die  Dumaauflösung 
Aufklärung  einzuholen.  Am  Schluss  der  Beratung  wurde  die 
Vorlage  des  Verbots  des  Branntweinhandels  in  diesen  4  Ge- 
meinden angenommene  ^). 

Trotzdem  dürfte  hier  ein  moralisch  nicht  zu  begründender 
Eingriff  in  das  bestehende  Recht  vorliegen.  Die  meisten  Kreis- 
ausschüsse der  Grossen  Enquete  haben  sich  für  die  völlige 
Wiederherstellung  des  alten  Rechts  ausgesprochen. 

Das  Semstwo  Smolensk  schlug  (1897)  vor,  die  Beratungen 
über  Ladenzahl  und  deren  Verteilung  den  Kuratorien  zu  über- 
lassen*). Auch  dieses  ist  vom  Ministerium  abgelehnt  worden,  trotz- 
dem die  Kuratorien  der  Regierung  so  nahe  stehen. 

Es  lässt  sich  vermuten,  dass  bei  der  Ablehnung  derartiger 
Anträge,  die  die  Regierung  aus  sozialpolitischen  Erwägungen 
hätte  annehmen  müssen,  nicht  nur  politische,  sondern  auch  fis- 
kalische Interessen  massgebend  sind. 

Die  Regierung  eröffnet  im  Gegenteil  auch  dort  Monopol- 
läden, wo  früher  überhaupt  kein  Branntweinverkauf  stattfand,  wo- 
hin »sogar   kein  Fahrweg   führt«  ^).     Das   fiel    auch    dem  Finanz- 

1)  Amnerk.  6  zum  Art.  54  des  Bauernreglements  und  Art.  520  des  Acciseregl. 
(R.-G.-B.  V). 

2)  Allerh.  best.  Gutachten  des  R.-R.  v.  9.  II.   1896  Abteilung  IX. 

3)  Zirk.  V.  26.  VI.  1898  Nr.  260,  Fin.-Anz.  Nr.  28;  Zirk.  24.  VI.  1900  Nr.  580, 
Fin.-Ani.   1900  Nr.  27. 

4)  Publik:  Moskau  S.  683,  Taurien  S.  590,  Nischny-Nowgorod  S.  579,  Kursk 
S.  59*.  595  W*  99»  Nowgorod  S.  43,  Orel  S.  749  u.  a. 

5)  Zeitung  »Towarischtschc  v.  17.  VIII.  1906,  Nr.  37. 

6)  Vgl.  Oserow,  a.  a.  O.  S.  336. 

7)  Gutachten  von  Berednikoiu,  Publik.  Nowgorod  S.   34  ff.     Butknuitz,  S.  348  ff. 
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minister  Wüte  auf,  als  er  seine  Revisionsfahrt  durch  das  Monopol* 
gebiet  machte:  »In  vielen  Dörfern«,  schrieb  er,  »wo  früher  kein 
Branntweinverkauf  stattfand,  sind  jetzt  nicht  nur  Monopolläden,  son- 
dern auch  Ausschankstätten  vorhanden,  obwohl  sich  das  durch* 
aus  nicht  mit  der  Aenderung  der  Lebensbedingungen  rechtfertigen 
lässtc  1). 

Die  Erfolge  der  Kuratorien  der  Mässigkeitsvereine  im  Kampfe 
gegen  die  Trunksucht  sind  gering;  das  ist  allgemein  anerkannt. 
Vor  kurzem  (Dezember  1907)  haben  39  Reichsratsmitglieder  dem 
Reichsrat  eine  Denkschrift  *'')  vorgelegt,  in  der  sie  die  gänzliche 
Nutzlosigkeit  dieser  Kuratorien,  »die  mit  der  Idee  der  Massigkeit 
nur  dekorativ  verwandt  sindc,  kennzeichnen.  In  der  Denkschrift 
wird  vorgeschlagen,  die  Kuratorien  aufzulösen  und  ihr  Vermögen 
den  Städteverwaltungen  zu  überweisen  *). 

Bei  der  Kritik  der  kulturellen  Wirkungen  des  Monopols  in 
den  Ausschüssen  der  Grossen  £nqu6te  hat  man  seinen  Miss- 
erfolg  auf  die  mangelhafte  Organisation  des  Monopols  zurückge- 
führt. Das  ist  aber  unrichtig.  Es  sind  freilich  organisatorische 
Fehler  vorhanden,  die  sich  wohl,  wenn  genügende  Erfahrung  zu 
Gebote  steht,  beseitigen  lassen. 

Diese  organisatorischen  Fragen  sind  aber  nicht  mit  den 
Kulturfragen  zu  verwechseln.  Kaum  genügt  ein  Monopol,  mag 
es  auch  fehlerfrei  organisiert  sein  oder  ein  bureaukratisches  Kura- 
torium mit  vielen  an  und  für  sich  nützlichen  Anstalten,  um  das 
russische  Volk  von  der  Trunksucht  zu  entwöhnen,  kaum  wird 
allein  das  Monopol  im  stände  sein,  das  Volk  zum  kulturellen 
Dasein  zu  erheben, 

i)  Zirk.  des  Finanzministers  v.  28.  XI.  1896  Nr.  44  >Fin.-Anz.<  1896  Nr.  49. 

2)  Denkschrift  von  Tschereioanski, 

3)  Zeitung  »Towarischtsch«  v.  31.  Mai  (13.  Juni)  1907  Nr.  280.  Femer  Finanz- 
bote 1907  Nr.  50. 
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Vn.  Die  ökonomische  Wirkung  des  Monopols. 

Wenn  es  auch  der  Regierung  nicht  gelungen  ist  durch  das 
Monopol  die  Trunksucht  zu  vermindern,  wenn  sich  ihre  Uebel  (in  Be- 
zug auf  Ort  und  Form  des  Trinkens)  sogar  vermehrt  haben,  so 
ist  doch  vielleicht  die  Einführung  und  das  jetzige  Bestehen  des 
Monopols  angesichts  seiner  ökonomischen  Einflüsse  berechtigt? 

Wie  hat  das  Monopol  in  dieser  Hinsicht  gewirkt? 

Mit  Einführung  des  Monopols  sind  Tausende  von  Existenzen 
ins  Elend  gestürzt  worden,  da  das  Monopol  die  privaten  Brannt- 
weinhändler für  ihre  Verluste  nicht  entschädigte.  Die  Verluste 
sind  sehr  bedeutend,  da  der  frühere  russische  »Traktirschtschik« 
(der  Gastwirt)  nie  seinen  westeuropäischen  Kollegen  in  mate- 
rieller Hinsicht  gleichgestanden  hat  ^). 

Wenn  dadurch  aber  nur  gewisse  —  wenn  auch  grosse  — 
Schichten  des  Volkes  benachteiligt  wurden,  so  wurde  doch  die 
enorme  Erhöhung  des  Branntweinpreises  dem  ganzen  Volke  auf- 
gebürdet. 

Vor  der  Einführung  des  Monopols  war  jede  Steuererhöhung 
mit  Schwierigkeiten  verknüpft.  Man  musste  sie  auf  dem  gesetz- 
geberischen Wege  erzwingen.  Sie  erregte  allgemeine  Unzufrieden- 
heit, Kritik  der  Presse. 

»Eine  Akziseerhöhung  um  eine  halbe  Kopeke  betrachtete 
man  als  eine  sehr  bedeutendec  *).  Das  Monopol  hat  diese  Frage 
sehr  vereinfacht  ^.  Der  Finanzminister  allein  kann  den  Preis  des 
Branntweins  bis  auf  das  hohe  Maximum  ^)  beliebig  erhöhen.  Jede 
weitere  Erhöhung   des  Preises   auch  nur  um    eine  Kopeke  pro 

i)  Vgl.  Parvus.   Russland  und  die  Revolution.    Petersb.   1906   (russisch)  S.  24. 

2)  Z.  Ch.  {Choäski)  im  »Towarischtscbc  30.  März  1907. 

3)  Vgl.  Migulin^  Der  russ.  Staatskredit  B.  III,   l.  S.  9. 

4)  Vgl.  oben  %.  65  Abschn.  I.  8. 
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Grad  bedeutet  aber  eine  neue  indirekte  Steuer  von  34 — 35  Mill. 
Rubel  1 

Einen  ganzen  Produktionszweig,  die  Herstellung  von  Spiri- 
tuosen (Liköre.  Kognaks  u.  s.  w.),  legten  die  Organisation  und  Po- 
litik des  Monopols  lahm^). 

Die  Befürworter  des  Monopols  wollen  nachweisen,  dass  das 
Monopol  den  ökonomischen  Wohlstand  des  Volkes  gefördert  hat. 
Zum  Belege  dafür  wird,  wie  es  Ossipazv^)  (Finanzbeamter)  und 
auch  selbst  der  Finanzminister  ^)  getan  haben,  gesagt,  dass  seit 
der  Einführung  des  Monopols  in  den  Gouvernements  des  Ostens, 
der  Tee-  und  Zuckerkonsum  (pro  Kopf)  die  Sparkassen -Ein- 
lagen und  die  Eingänge  aus  den  direkten  Steuern  zugenommen 
haben. 

Ossipaw  berechnet,  dass  die  Ernte  in  den  östlichen  Gou- 
vernements 1895 — 1897  f^st  dieselbe  gewesen  ist  wie  1892 — 1894 
(zwei  Gouvernements  verzeichnen  eine  Zunahme  und  zwei  eine  Ab- 
nahme), zieht  aber  aus  dem  Sinken  der  Getreidepreise  den  Schluss, 
dass  tatsächlich  der  landwirtschaftliche  Ertrag  in  diesen  Gouverne- 
ments abgenommen  hat;  trotzdem  steigen  die  Sparkassen-Ein- 
lagen, der  Tee-  und  Zuckerkonsum,  sowie  auch  die  Einkünfte 
aus  den  Abgaben.  Da  aber  die  Einnahmen  aus  den  Ernten  eiu 
solches  Wachstum  des  Wohlstandes  nicht  zu  erklären  vermögen, 
so   kann   nur    das  Monopol  den  Wohlstand  hervorgerufen  haben. 

Dieser  Schluss  muss  als  unbegründet  bezeichnet  werden,  auch 
wenn  man  die  Voraussetzung  Ossipcnvs  über  die  Verschlechterung 
der  Ernte  u.  s.  w.  als  richtig  annimmt  *)., 

Die  Zunahme  des  Tee-  und  Zuckerkonsums  bedeutet  für  den 
Wohlstand  nicht  viel;  Tee  und  Zucker  werden  in  Russland  und 
besonders  in  den  östlichen  Gouvernements  so  wenig  konsumiert, 


i)  S.  oben  Abschn.  V  Kap.   i. 

2)  Publik,  der  Kommission  zur  Bekämpfung  des  Alkoholisrous.   B.  III.  S.  220  ff. 

3)  AUuntert.  Bericht  zum  Voranschlag  1899. 

4)  Beiläufig  sei  bemerkt,  dass  die  Frage  der  Einwirkung  der  Getreidepreise  auf 
die  Bauern  Wirtschaft  sich  nicht  so  einfach  lösen  lässt.  Es  kommen  dabei  viele  sehr 
komplizierte  Fragen  in  Betracht,  hauptsächlich,  ob  die  betr.  ländl.  Bevölkerung  Ge- 
treide ausfuhrt,  verkauft,  selbst  konsumiert,  oder  verkauft,  um  später  zu  kaufen  (im 
Frühjahr),  ferner  die  Preise  für  vcrsch.  Getreidesorten  u.  m.  a.  Darüber  sind  auch 
die  Verfasser  des  Sammelwerkes  »Die  Wirkung  der  Ernte  und  der  Getreidepreise  auf 
einige  Seiten  der  russischen  Volkswirtschaft«  (Petersburg  1897,  I  u.  II  von  Tschuprow^ 
Fosinikow  u.  a.)  sich  nicht  klar.  Vgl.  Samarin  »Die  niedrige  Getreidepreise c.  Moskau 
1902  (russ.)  auch  Jssajeiv,  Zur  Politik  des  russ.  Finanzministeriums.  S.  48  ff. 
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dass  eine  geringe  absolute  Steigerung  des  Konsums  das  Zunahme- 
verhältnis schon  bedeutend  erhöht.  Ferner  lässt  Ossipow  die 
Zuckerpreise  ausser  acht.  Die  Preise  sind  aber  im  Laufe  der  Zeit 
bedeutend  zurückgegangen  (5,45  Rubel  pro  Pud  —  1892/93; 
4,65  Rubel  pro  Pud  —  1893/94;  1895  um  12—25  Kop.  pro  Pud 
niedriger).  Diese  Zunahme  bedeutet  also  wenig  für  den  Wohl- 
stand des  Volkes. 

Die  Einlagen  in  den  Staatssparkassen  sind  tatsächlich  ge- 
stiegen. Aber  früher  waren  die  Kassen  nicht  so  zahlreich,  und 
die  Regierung  entfaltete  bekanntlich  nie  eine  so  eifrige  Agitation 
für  die  Sparkassen  wie  in  der  letzten  Zeit!  Es  genügt,  darauf 
hinzuweisen,  dass  im  Jahre  1892  2439  Sparkassen  bestanden,  in 
denen  1 194000  Sparer  ein  Guthaben  von  250  Millionen  Rubel 
hatten,  dagegen  hatten  im  Jahre  1905  4988000  Sparer  in  6609 
Kassen  ein  Guthaben  von  1055  Millionen  Rubeln). 

Ferner  ist  noch  zu  bemerken,  dass  infolge  der  Beseitigung 
(i.  Juni  1895)  des  früheren  Maximums  einer  einmaligen  Einlage 
mit  50  Rubeln  die  Sparkassen  nicht  nur  für  die  Aufbewahrung 
der  Einkommensüberschüsse  der  kleinen  Leute  dienen,  sondern 
sehr  häufig  auch  von  Handel-  und  Gewerbetreibenden  zur  Auf- 
bewahrung ihrer  Kassenvorräte  benutzt  werden  *).  Dazu  trägt 
wahrscheinlich  auch  der  relativ  hohe  Zinsfuss  (4  %)  bei,  sowie 
die  Einfachheit  des  Kassenverkehrs,  die  Möglichkeit  der  Ueber- 
weisungen  der  Guthaben  an  andere  Personen  gegen  eine  niedrige 
Gebühr*)  und  die  geringe  Sicherheit  der  eigenen  Aufbewahrung 
des  Geldes. 

Dass  dies  wirklich  der  Fall  ist,  beweisen  auch  folgende  An- 
gaben über  die  Höhe  der  Einlagen. 

Das  Guthaben  aller  Sparkassen  verteilt  sich  folgendermassen  *) : 

In  Einlagen      bis    25  Rubel  11,7  Mill.  R.  oder  i%  der  Gesamtguthaben 

»        >         25  >  100       >  47,7      »     »       »     5%     »              » 

>  >       100  >  500       »  273,7      »     »       *  30%     >              » 

>  »       500  u.  mehr    »  588,6      »     »       >  64  %     >                » 


1)  Amtlicher  Bericht  über  die  Staatssparkassen  für  das  Jahr  1905.  Petersb.  1907. 
letzte  Tabelle. 

2)  Vgl.  Prof.   Chodsku     Polit.  Oekon.  und  Finanzen.    Petersb.  1903.  S.  540. 

3)  Die  Ueberweisunggebuhr  beträgt  i  Kop.  pro  10  Rub.,  dagegen  das  Porto  für 
Posunweisungen  bis  zum  Betrage  v.  25  R.  =  15  Kop.  (Minimum  1)  von  25 — 100  R.  = 
25  Kop.  (Regl.  über  die  Staatssparkassen,  R.-G.-B.  Band  XI  (II)  Art.  5). 

4)  Bericht  über  die  Staatssparkassen  1905,  Seite  XVI. 
Zeitschrift  f^  die  ges.  Staatswisaensch.   Ergänzungsheft  26.  12 
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Durchschnittlich  betrug  im  Jahre  1905  jede  Einlage  87  Rubel, 
jede  Rückzahlung  109  Rubel,  das  Guthaben  eines  jeden  Sparers 
216  Rubel.  Dass  die  Zunahme  der  Sparkasseneinlagen  wenig  für 
die  Erhöhung  des  allgemeinen  Wohlstandes  des  Dorfes  spricht, 
sieht  man  daraus,  dass  die  Einlagen  auch  bei  schlechten  Ernten 
zunehmen  ^).  Das  hängt  wahrscheinlich  davon  ab,  dass  die  Zahl 
der  Sparer  grösstenteils  aus  dem  Mittelstande  und  aus  wohl- 
habenden Bauern  besteht,  die  von  der  Missernte  ungetroffen 
bleiben,  ja  häufig  profitieren  "). 

Ferner  berechnet  Ossipow,  dass  die  Beträge  aus  der  Ab- 
lösungszahlung der  Bauern  der  östlichen  Gouvernements  relativ 
stärker  zugenommen  haben  als  die  Erträge  im  ganzen  Reiche. 

Es  ist  aber  nicht  angängig,  diese  Differenz  auf  Rechnung 
des  Monopols  zu  stellen.  Auch  in  anderen  Gouvernements  macht 
sich  eine  höhere  Zunahme  bemerkbar.  Vielmehr  muss  man  es 
auf  die  schärferen  Massnahmen  beim  Eintreiben  der  Schulden  zu- 
rückführen ').  Andererseits  haben  neuerdings  die  Rückstände 
wieder  zugenommen,  trotz  aller  Verminderung  der  Jahresbeträge. 
Die  Rückstände  des  Jahres  1901  sind  um  18 — 85,3  %  höher  als 
die  des  Jahres  1892  *). 

Bei  der  Untersuchung  der  Zunahme  der  Rückstände  sagt 
Kaschkarow:  »Die  Einkünfte  aus  den  östlichen  Gouvernements 
sind  selbstverständlich  besonders  klein«  ^).  Dieses  Urteil  bezieht 
sich  auf  dieselbe  Periode,  die  auch  Ossipow  untersucht.  Beson- 
ders ist  das  Anwachsen  der  Rückstände  aus  folgender  Tabelle 
ersichtlich  ^) : 

i)  So  z.  B.  1906  und  1907.  Vgl.  > Vorläufiger  Bericht  1906«  im  Reichsanzeiger 
V.  15.  April  1907  Nr.  86  und  die   Monats-  und  Vierteljahresberichte  im  Finanzboten. 

2)  Vgl.  Art.  Der  Akkumulationsprozess  und  unsere  Sparkassen  v.  Jasnopolski, 
Russk.  Wjcdomosti  Nr.  186  15.  VIII.  1907. 

3)  Kaschkarcnv  I.  87.  Schulze-GävernitZy  Volksw.  Studien  aus  Russl.  Leipzig 
1899.  S.  333.  Ebenfalls:  Janson\  »Die  kleineren  Rückstände  sind  mitunter  auf  die 
Art  des  Eintreibens  zurückzuführen.«  Versuch  einer  Statist.  Untersuchung  über  die 
bäuerlichen  Bodenanteile  und  Zahlungen.   II.  Aufl.   188 1.  (russ.)  S.  43. 

4)  Kaschkarow  I.   108. 

5)  Kaschkarow  I.  89  und  in. 

6)  Die  Zahlen  sind  entnommen:  Kaschkarow  a.  a.  O.,  Migulin  >Die  Baucm- 
ablösungsgelder«  (Charkow  1904)  und  amtl.  Publikationen:  Die  Loskaufsgelder  1861 
— 1902,  Bilanzen  der  L.,  Denkschr.  des  Dep.  für  direkte  St.  v.  17.  Dezember  1903 
Nr.   12679. 
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^  il  Die  Rückstände  in  %  des  jährlich  fälligen  Betrages 

'   1871—75   I    1886 — 90    I         1898        '         1902        I        1903 


Ufa  25%       '      208  0/0       I      3970/^       I      508  0/0  613% 

Samara  (       48  0/^       1      210  0/^  363%       |      385%       '      403  % 

Orenburg  |       430/^       |      1350/^       |      277  0/^       i      456  0/^,       |      5830/^ 

Dass  das  russische  Bauerntum  von  Jahr  zu  Jahr  ärmer  wird, 
bestreitet  man  nicht  mehr.  Die  statistischen  Jahrbücher  des 
Finanzministeriums  und  des  statistischen  Zentralkomitees  geben 
zahlreiche  Belege  dafür.  Es  genügt  die  Feststellung,  dass  in  der 
Zeit  von  1888  — 1899  in  den  Dörfern  eine  Abnahme  von  Vieh, 
Pferden,  Schweinen  um  ungeföhr  10  %  stattgefunden  hat  ^). 

Radzig^)  berechnet  die  für  eine  regelrechte  Wirtschaft  feh- 
lende Viehzahl  in  Prozenten  zu  der  in  russischen  Dörfern  vor- 
handenen folgendermassen:  es  waren  1899:  13  514000  Köpfe  gegen 
nötige  30134000;  es  fehlten  also  16620000  Köpfe,  d.  h.   123  %  1 

Wenn  man  dieselbe  Berechnung  für  diejenigen  Gouvernements 
vornimmt,  deren  Wohlstand  das  Monopol  nach  Ossipow  gefördert 
haben  soll,  so  ersieht  man,  dass  dort  an  Vieh  ein  Fehlbetrag  von 
267  %  zu  verzeichnen  ist  (d.  h.  ein  Viehbestand  von  27,2  %  des 
Bedarfs).  »Unsere  Verarmung  ist  von  den  hohen  indirekten  Steuern 
verursacht  worden«,  schliesst  Radzig  seine  Betrachtung. 

Aber  solche  Berechnungen  sind  auch  überflüssig.  Das  Mo- 
nopol hat  offenbar  mit  Erhöhung  der  Branntweinpreise  die  Steuer- 
last *)  erhöht.  Die  Gewohnheit  des  Trinkens  in  Russland  wurzelt 
in  historischen,  religiösen  und  sozialen,  vielleicht  auch  in  klima- 
tischen Verhältnissen.  Es  wäre  nur  insofern  eine  Erhöhung  des 
Wohlstandes  des  Volkes  durch  das  Monopol  zu  erwarten  ge- 
wesen, wenn  die  Trunksucht  und  ihre  Folgen  dadurch  vermindert 


1)  Statistik  des  Russ.  Reiches.  X.  Petersb.  1890.  Jahrbuch  des  Finanzministe- 
riums 1899. 

2)  Radzigj  Russlands  Finanzpolitik  seit  1887.    Petersb.  1903.  S.   128  ff. 

3)  Ueber  die  Steuerlast  und  die  Zustände  auf  dem  Lande:  Publikationen  der 
Kommission  betr.  d.  sogen.  »Verfall  des  Zentrums c,  sowie  die  amtlichen  Uebersichten 
über  die  Publikationen  der  grossen  Enquete:  »Der  Grundbesitz«  von  Sossnoivski, 
»Die  indir.  Steuernc  von  Nesmelow.  Ferner:  das  Sammelwerk:  »Die  Agrarfrage« 
yon Berzensifinj  Manuiiow  u.a.m.  Band  II.  Moskau  1907.  W.  W,  Das  letzte  Jahr- 
zehnt unserer  Finanzwirtschaft.  Europ.  Bote  1903.  X,  772  ff.  Saburow.  Material  zur 
Geschichte  der  russ.  Finanzen  1866  — 1897.  Petersb.  1899,  Kapitel  »Das  Sinken  der 
Stenerkraft  in  einigen  Gouvernements«  S.  64  ff.  Migulin,  Der  russ.  Staatskredit. 
Band  III  Teil  I.  S.  9  ff.  und  passim.  (Alle  russisch). 

12* 
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V.  jr  '»'.^*:c   etva.«   r^LZftr  ^jf  z.-t:  E.lr;  vrcin  g   ces  Monopols 


I    Das  MooapfA  cz:d  das  luMätlir  Dar! 

»I>as  Moccpr,!«,  sagt  Aä-J^^j:«,  >25t  eia  Scock  mit  zwei 
fcr,'i^Ä.  *!>&  L<ide  r--;;jl^ch  die  kauern  schlag ec  einerseits  durch 
Krhor, -r.g  dtr  St^-em,  andersetts  durch  Verrui^eniiig  der  Ge- 
ir*^r,c-t^,r.r-^-,rRen- « 

I^>e  Fra^j^,  ob  das  Monopol  d:e  Bauern  w:rtschaftlich  schwerer 
druckt  ali  das  frühere  Akzisesystem.  lasst  sich  so  einfach  nicht 
b^ar/.^or^^m.  Die  Summen,  die  früher  der  Wucherer  sind  Schank- 
wirt   C*:rn   Bauer    abnahmen,    lassen   sich    auch   eicht    annähernd 

N'jn  erhöht  sich  aber  der  Branntweinpreis  auch  jetzt  fort- 
wahrend. Diese  P2rh6hung  belastet  zweifellos  die  Bauemwirt- 
%chzii  enorm. 

Wie  h^>ch  ist  aber  das  Budget  eines  russischen  Bauern  r  Wie 
stark  i.st  er  mit  Steuern  überhaupt  und  insbesondere  mit  der 
Branntweinsteuer  belastet? 

Der  Erforscher  der  russischen  Bauembudgets ,  Schtscher- 
bina^),  gibt  die  durchschnittliche  in  Geld  geschätzte  Einnahme 
eines  Bauern  mit  55  Rubel  63  Kop.  pro  Kopf  und  Jahr  an,  doch 
findet  Peter  lufchtin  diese  Schätzung  vielleicht  um  das  doppelte 
zu  hoch  *j. 

Die  Steuerlast  einer  Bauernfamilie  des  Gouvernements  Mos- 
kau gestaltet  sich  nach  einem  Budget ')  folgendermassen :  Die 
Einnahme  der  Familie  beträgt  400  Rubel.  In  den  Ausgabeposten 
finden  wir: 


i)  F,  Sektscherbina,     Die  Bauernbudgets.     Woronesch   1900  (niss.). 

2)  P.  Lochtin.     Zur  Frage   über   d.   Reform   des   Bauernlebens.     Moskau    1902. 
(ruM.)  S.  47. 

3)  Publ.   Gouv.  Moskau.    S.  35  ff.     Dasselbe    Beispiel  b.  Schumann:  Wyschne- 
Kradskis  und  Witte»  Finanzpolitik,  Schmollers  Jahrb.   1904.    XXVIIL    S.  479. 
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Rubel 

Kopeken 

davon 

an  Steuern 

(Rubel) 

Branntwein 

29 

10 

21,00 

Zucker 

26 

86 

7,00 

Tee 

21 

10 

10,00 

Kattun  (>ZiU«) 

10 

89 

3.80 

Petroleum 

4 

51 

1,50 

Tabak 

I 

68 

0.30 

Streichhölzer 

— 

65 

0,21 

Zusammen 

94 

79 

43,81 

Die  Familie  hat  kein  Eisen  (für  landwirtschaftliche  Geräte) 
verbraucht;  sonst  wäre  die  Last  noch  grösser  (Zölle). 

In  erster  Linie  stehen  also  die  Getränkesteuern.  Im  Gou- 
vernement Poltawa  *)  kommen  auf  je  eine  Dessjatine  des  Bauern- 
besitzes an  sämtlichen  direkten  Steuern  1,43  Rubel,  an  Getränke- 
steuer 1,41  Rubele. 

In  dem  Kreise  Kijew,  so  berichtet  eine  Kommission,  ist  in 
118  Läden  für  1480071  Rubel  Branntwein  verkauft  worden  (1901). 
Der  Kijewsche  Bauer  hat  also  pro  Dessjatina  an  sämtlichen  an- 
deren Abgaben  2,64  Rubel  gezahlt,  aber  für  den  Branntwein 
9,40  Rubel.  Verteilt  man  den  Aufwand  für  Branntwein  nur  auf 
die  arbeitsfähigen  Bauern  (Männer  von  16 — 60  Jahren),  so  beträgt 
die  Ausgabe  auf  den  Kopf  12  Rubel  35  Kop.  >Die  Bauern- 
wirtschaft mit  ihrem  Dreifeldersystem  kann  kaum  eine  solche 
Last  ertragen«*). 

Wenn  man  nur  die  Verteuerung  des  Branntweins  für  ein 
Gouvernement  berechnet,  so  stellt  sich  folgendes  heraus.  Die 
Verteuerung  gegenüber  dem  früheren  Preise  mit  i  Rubel  50  Kop. 
pro  Wedro  angenommen  (tatsächlich  viel  mehr!)  zahlt  die  Be- 
völkerung Charkows  (Gouv.)  1,50X1516000=2,25  Millionen 
Rubel.  »Die  Summe  ist  viel  höher  als  der  Aufwand  der  Gou- 
vemements-Semstwo  für  alle  Kulturbedürfnisse  des  Bauerntums: 
Schulen,  Medizin,  Tierarznei,  Strassenbau,  Armenpflege  u.  s.  w.c^). 

Im  Gouvernement  Kasan  *)  beträgt  der  Aufwand  eines  Bauern 
fiir  Branntwein  zwischen  11  und  26  Rubel  jährlich! 

In  einem  Dorfe  (Gouvernement  Twer)  gestaltete  sich  das 
Budget  einer  Bauernfamilie  (»Hof«)  folgendermassen :  Einnahme 
(Landwirtschaft,  Hausindustrie,  Wanderarbeit)  145  Rubel.    A  u  s- 


5)  Publ.  Kijew.    S.  689  ff. 

2)  »Bedürfnisse  des  Dorfes«    Band  II.    Art.  von  Annenski,    S.  595. 

3)  Publ.  Poltawa  S.  223—4. 

4)  Ztg.  «Nowoje  Wremja«   1903  Nr.  9638. 
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gäbe  183,33  Rubel.  Davon  16,25  Rubel,  d.  i.  11%  aller  Ein- 
nahmen für  Branntwein! 

Für  einen  Kreis  des  Gouvernements  Saratow  (Balaschow) 
berechnet  der  Gouverneur  von  Engelhardt  ^)  (1902)  den  Aufwand 
für  Branntwein  mit  1667637  Rubel,  für  sonstige  direkte  und  indi- 
rekte Steuern  (Staats-  und  Gemeindesteuern)  mit  1 200 CXX)  Rubel. 

Für  einen  Kreis  Minussinks ')  (Gouvernement  Jenisseisk- Si- 
birien) berechnet  man  den  Aufwand  für  Branntwein  (122  000  W.)  mit 
1000  000  Rubel.    Derselbe  Kreis  gibt  für  Schulen  31000  Rubel  aus. 

In  einem  anderen  Kreisausschuss  der  Grossen  Enquete 
(Rzew,  Gouvernement  Twer)  berechnet  der  Berichterstatter ')  den 
Konsum  von  Branntwein  pro  Bauernfamilie  (durchschn.  6  Per- 
sonen) auf  0,65  Wedro  X  6  =  ca.  4  Wedro,  eine  Zahl,  die  der 
Berichterstatter  für  viel  zu  klein  gegenüber  der  Wirklichkeit  hält. 
Von  der  Gesamtbevölkerung  bringt  er  in  Abzug  10  %,  die  nichts 
trinken ;  ferner  sollen  20  %  der  Bevölkerung  das  Minimum,  d.  h. 
I  Wedro  konsumieren.  Auf  diese  Weise  findet  er,  dass  von 
100  Bauemfamilien 

20  Familien     20  Wedro  konsumieren 
IG  >  o        »  > 


also     50  Familien     20  Wedro 


Bringt  man  die  20  Wedro  von  der  durchschnittlichen  Ver- 
brauchsmenge der  100  Familien  in  Abzug,  so  bleiben  4  We- 
dro X  1 00  :=  400 ;  400  —  20  =  380  Wedro  übrig  ,  die  von 
70  Familien  (100  — 10  —  20)  konsumiert  werden,  d.  h.  *®°/7o  = 
5.43  Wedro  pro  Familie  oder,  nach  dem  damaligen  Preise  des 
Branntweins  (jetzt  ist  der  Preis  wieder  höher)  7  Rubel  20  Kop. 
pro  Wedro  —  39  Rubel  pro  Familie  Ausgaben  für  Branntwein. 
»Die  Bauernfamilie  gibt  also  für  den  Branntwein  20  mal  soviel, 
als  das  Semstwo  für  die  ärztliche  Hilfe  im  Kreise  zahlen,  und 
12  mal  soviel^  als  die  Familie  an  Bodensteuer  zu  Gunsten  des 
Semstwo  zahlte. 

Von  den  Ausgaben  einer  anderen  Familie  heisst  es :  »Die  Nah- 
rung für  jedes  Familienglied  kostet  36  Rubel.  Kleidung  40  Rubel, 
sämtliche  Abgaben  15  Rubel,  Futter  für  Pferde  35  Rubel  und  Brannt- 
wein 39  Rubele*)!    Diese  Reihe  von  Beispielen  könnte  man  sehr 

1)  Engelhardt.    Steuern  und  Abgaben,   Publ.  Saratow  S.  176. 

2)  Monjuschko.    Statistik  und  das  Monopol.     Publ.  Jenisseisk  S.  308. 

3)  Publ.  Twer.  S.  404  flf. 

4)  Ebenda;   dasselbe    Zitat   b.  Friedmann    »Die    russ.   Finanzenc    Berlin  1906, 
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erweitern,  aber  auch  die  angeführten  reichen  aus,  um  einen  Ein- 
blick in  die  Belastung  des  bäuerlichen  Haushalts  durch  die  in- 
direkten Steuern  überhaupt  und  die  hohen  Branntweinsteuern  ins- 
besondere zu  gewinnen. 

Das  Monopol  hat  die  Einführung  neuer  Gemeindesteuern 
(Mirabgaben)  zur  Folge  gehabt^  da  es  den  Dorfgemeinden  ihre 
früheren  Einkünfte  aus  den  Schankabgaben  entzogen  hat.  Diese 
Einkünfte  wurden  von  den  Gemeinden  zur  Bestreitung  der  ele- 
mentarsten Kulturbedürfnisse,  für  Schulen,  Kirchen,  Kornhäuser, 
Verkehrsmittel,  Entwässerung,  Schutzmittel  gegen  Feuerschäden 
u.  s.  w.  verwendet'). 

In  ihrer  Denkschrift  an  die  allerhöchst  bestehende  Kommis- 
sion (»Verfall  des  Zentrums«)  machen  die  Vorsteher  der  Semstwos 
darauf  aufmerksam,  dass  der  Bauernstand  jetzt  neue  Mir-  und 
Semstwoabgaben  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  tragen  müsse, 
die  früher  aus  den  Schankabgaben  bestritten  wurden  ^). 

Wie  stark  die  Dorfgemeinden  an  der  Ausgabe  allein  für 
Schulen  beteiligt  sind,  sieht  man  aus  folgenden  Zahlen :  1897  ^^' 
stritten  die  Gemeinden  18%  aller  Ausgaben  für  die  Volksschulen 
(der  Staat  21%,  die  Semstwos  22%,  die  Städte  14%),  im  Jahre 
1900:  17%,  1902:  14%,  1903:  12,7%^. 

Ueber  die  Höhe  der  Einkünfte  der  Dorfgemeinden  aus  den 
Schankabgaben  gibt  es  keine  genaue  Zahlen.  Es  sind  nur  die 
Einkünfte  einzelner  Kreise  bekannt.  Dr.  Borodin  gibt  in  seinem 
Berichte  in  der  Kommission  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus 
ein  Verzeichnis  von  Dörfern,  die  je  zwischen  2  und  90CX)  Rubel 
jährlicher  Einnahmen  verloren  haben.  Der  Vorsitzende  des  Land- 
schaftsamtes in  Perm  schätzt  den  Verlust  allein  für  das  Gouverne- 
ment  Perm    auf   i    Million    Rubel*).      Der    Verlust    des    Kreises 


S.  25  —  26  (deutsch);  bei  Friedmann  ist  85  statt  35  R.  für  Futter  angegeben.  (Druck- 
fehler?) 

i)  Erst  durch  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1892  wurden  die  Einkünfte  aus  den 
Schankabgaben  auch  zur  Deckung  der  Staats-  und  Semstwoabgaben  bestimmt.  Doch 
konnten  sie  viel  noch  für  ihre  lokalen  Bedürfnisse  ausgeben. 

2)  Denkschrift  der  Vorstände  der  Semstwos  an  die  am  i6.  XI.  1901  allerhöchst 
bestätigte  Kommission  S.  23.    Nr.  6. 

3)  Statistik  der  elementaren  Bildung  in  Russl.  Amtl.  Bericht  des  Minist,  f.  Volks- 
anfklänmg  f.  d.  Jahr  1903. 

4)  Publikat.  der  Kommission  Band  IIU.  S.  146;  ferner  Publik,  d.  gross.  Enquete: 
Jenissdsk  S.  309,  Charkow  S.  97,  Nischny-Nowgorod  S.  345. 
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Berdjansk  beläuft  sich  auf  45000  Rubel,  Dneprowsk  auf  48000 
RubeP),  Melitopol  auf  127000  Rubel*),  des  Kreises  Stawropol 
auf  200000  Rubel. 

Rechnet  man  den  Ausfall  an  Gemeindeeinkünften  für  jedes 
Gouvernement ")  mindestens  mit  rund  250 — 350000  Rubel,  so 
sind  es  für  das  ganze  Land  17—22  Millionen  Rubel*). 

Von  den  Kreisausschüssen  der  Grossen  Enquete  haben  34 
den  Beschluss  gefasst,  um  eine  Entschädigung  für  die  Gemeinden 
nachzusuchen.  Auch  mehrere  Semstwos  (Kursk,  Tschernigow, 
Kasan  u.  a.  m.)  wandten  sich  an  die  Regierung  um  eine  Entschä- 
digung für  die  Verluste. 

Alles  ist  bisher  erfolglos  gewesen. 

Das  Semstwo  des  Gouvernements  Kursk  betonte  in  seinem 
Gesuch,  dass  die  Schulen  nicht  mehr  bestehen  können.  Das 
Finanzministerium  antwortete  darauf,  dass  »das  Unterrichtswesen 
nicht  in  seiner  Kompetenz  steht«  *). 

Das  Verhalten  der  Regierung  zu  den  Verlusten  der  Dorfge- 
meinden ist  umso  erstaunlicher,  als  die  Regierung  die  Rechte 
der  Grundbesitzer  (Propinationsrechte)  ganz  anders  erledigt  hat. 
Diese  haben  annähernd  45  Millionen  Rubel  erhalten  ^. 

Es  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  das  Monopol  den  Dorfge- 
meinden den  Aufwand  für  Polizei  vergrössert  hat.  In  den  Dörfern 
ist  die  Aufsicht  über  die  Ordnung  auf  den  Strassen  bei  den 
Monopolläden  und  der  Schutz  der  Verkäufer  und  Kassierer  den 
Gemeinden  zur  Pflicht  gemacht.  Die  Gemeinden  leisten  sie  in 
Natura  oder  in  entsprechenden  Beiträgen  für  Besoldung  der 
Polizei. 

Oft   liest  man   in   den   Zeitungen,   dass   die  Gemeinden    die 


i)  St.  Petersburger  Nachrichten  v.  8.  VI.  190 1. 

2)  Nach  Berechnung  des  Kreisausschusses. 

3)  Nur  65  Gouvernements.  Die  Dorfgemeinden  Polens  (10  Gouv.)  hatten  diese 
Einnahme  auch  früher  nicht.  Doch  sind  auch  diese  durch  das  Monopol  benachtei- 
ligt. Wie  erwähnt  (S.  oben  S.  95),  hat  die  Regierung  das  Propinationsrecht  in  pol- 
nischen Dörfern  sich  für  die  Zeit  von  der  Bauernbefreiung  bis  rur  Tilgung  der  Ablösungs- 
schuld d.  h.  1864 — 1906  vorbehalten.  Seit  1906  hätten  also  auch  die  polnischen 
Dorfgemeinden  Einkünfte  aus  den  Schankabgaben  gehabt!  (Gesetz  v.  19.  Febr.  1864 
Art.  17.    Kreditregl.  R.-G.-B.  Band  Xlt.  Art.  149.) 

4)  Prof.  Migulin  schätzt  diesen  Verlust  auf  60  OOO  ooo  R.  (Bauernablösungs- 
gclder.    Charkow   1904.  S.  45.) 

5)  »Prawoc   1900  Nr.  37. 

6)  Vgl.  Migulin,    Russ.  Staatskredit.    Band  III,  I  Teil.     Charkow  1901.  S.   9  ff. 
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Behörden  ersuchen,  sie  von  dieser  Pflicht  zu  befreien,  jedoch 
ohne  Erfolgt).  Auch  die  Vermittlung  der  Semstwos  bleibt  in 
dieser  Hinsicht  erfolglos.  Die  Behörde  antwortet,  dass  die  Auf- 
rechterhaltung der  Ordnung  eine  Pflicht  der  Gemeinden  ist^). 

Die  Erhaltung  einer  besonderen  Polizei  für  die  Trinker  bei 
den  Monopolläden  ist  auch  den  Städten  vom  Staate  zur  Pflicht 
gemacht.  Der  Stadtrat  lehnt  meistens  solche  Vorlagen  ab,  und 
der  Staat  pflegt  nachzugeben'). 

2.  Das  Monopol  und  die  Brennerei. 

Für  ein  in  der  Hauptsache  landwirtschaftliches  Land  hat  die 
Frage  des  Brennerei wesens  grosse  Bedeutung.  Besonders  ist  das 
von  dem  wirtschaftlich  so  wenig  entwickelten  Russland  zu  sagen  ^). 
Der  Uebergang  von  der  Dreifelderwirtschaft  zu  einem  intensiven 
Wirtschaftssystem  würde  durch  die  Verbreitung  des  Kartoflelbaues 
sehr  erleichtert  werden. 

Die  Förderung  der  Brennereien  und  hauptsächlich  der  klei- 
nen, landwirtschaftlichen  Brennereien ,  müsste  folg- 
lich Aufgabe  einer  gesunden  Wirtschaftspolitik  sein. 

In  der  Tat  beherrscht  in  Russland  das  Schicksal  der  Bren- 
nereien schon  seit  1863  die  Akzisepolitik.  Seit  dieser  Zeit  kann 
das  Recht,  Branntwein  zu  brennen,  nur  von  der  Regierung  ver- 
liehen werden  und  nur  an  bevorrechteten  Ständen  angehörende 
Personen  (Gesetz  v.  1862) '^). 

Diese  bevorrechteten  Stände  sind  die  Adeligen,  Grundher- 
ren, »Tschinowniki«  (Beamten),  in  den  Städten  der  Ostseepro- 
vinzen auch  »die  verarmten  Bürger,  Witwen  und  Waisen  der 
Kaufleute  beider  Gilden,  sofern  sie  verunglückt  sind  und  auf 
keine  andere  Weise  sich  ernähren  könnenc  (Artikel  118,  Abs.  5, 
Anmerkung).  In  den  westlichen  Gouvernements  auch  diejenigen 
»von  allen  Ständenc  ,  die  »ein  Grundstück  von  1 5  000  Rubel 
ohne  Hypothek  oder  von  30000  Rubel  mit  einer  Hypothek  ge- 
kauft haben«   (Artikel  118,  Abs.  8)  u.  s.  w. 

Das  Recht  des  Betriebes   einer  Brennerei   ist   also   nur  den 


i)  Mehrere  Notizen  in  Provinzialzei Lungen. 

2)  Ztg.:  >Das  Dnjepr-Gebiet«.     zit.  Prawo  1901  Nr.   14. 

3)  Ztg.  >Kostromaer  Blatt«,  zit.  Prawo   1902  Nr.  16. 

4)  Vgl.   Ausfuhrliche    Abhandlung   des   früheren    Handelsministers   M,  Feder ow^ 
Die  Folgen  der  existierenden  Wirtschaftssysteme  (amtl.  Ausgabe). 

5)  IHeses  Gesetz  noch  jetzt  gültig.     Akziseregl.  V.    Art.   118,   119  und  120. 

i 
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höheren  Ständen  oder  den  Besitzern  eines  bestimmten  Vermögens 
zugänglich. 

Ferner  lag  es  in  der  Politik  der  Regierung,  den  Grossbetrieb 
im  Brennereiwesen  zu  fördern,  dagegen  die  Entwickelung  kleinerer 
Brennereien  zu  hemmen.  Dies  erreichte  sie  durch  den  sogenann- 
ten »akzisefreien  Ueberbrandc. 

Alle  Brenner  hatten  eine  Akzise  *),  d.  h.  eine  Fabrikatstcuer 
(mit  einer  Materialausbeutesteuer  verknüpft)  zu  zahlen.  Die  Ak- 
zise wurde  berechnet  nicht  nach  dem  tatsächlich  erzeugten  Quan- 
tum Spiritus,  sondern  nach  der  Menge  des  verbrauchten  Roh- 
materials in  Massgabe  des  von  der  Akzise  zugrunde  gelegten 
»normalen  Ausbeuteverhältnisses«  (»Norm«). 

Die  Normen  waren  pro  Pud  der  einzumaischenden  Mate- 
rialien (Kartoffeln,  Roggen,  Melasse  u.  s.  w.)  aufgestellt  *) : 

Aus  einem  Pud  Mais,  Roggen,  Darrmalz    36 — 38  Volum-Grad  wasserfreien  Spiritus 
»        »       >     Grünroalz  24  —  25^/3         *  »  > 

»         »        »     Kartoffeln  10 — 12  •  »  » 

Das  wirklich  erzeugte  Produkt  wurde  dann  durch  einen  auto- 
matischen Kontrollapparat  gemessen.  Erreichte  das  erzeugte 
Produkt  den  normalen  Ausbeutesatz  nicht,  so  zahlte  der  Brenner 
die  Steuer  auch  für  den  Minderbrand.  Wenn  umgekehrt  die  Norm 
überschritten  war,  so  zahlte  er  auch  für  den  Ueberbrand ;  es  wurde 
aber  dabei  ein  festgesetztes  Prozent  ^  des  Ueberbrands  akzisefrei 
gelassen. 

Der  Brenner  konnte  vor  Beginn  des  Prozesses  die  höchste 
Ausbeutenorm  (siehe  Tabelle)  angeben,  für  die  er  dann  auch 
zahlen  musste;  erreichte  er  in  diesem  Falle  noch  einen  Ueber- 
brand, so  war  dieser  ganz   steuerfrei. 

Der  »akzisefreie  Ueberbrand«  wurde  mit  der  Erhöhung  des 
Akzisesatzes  von  immer  grösserem  Wert.  Diese  Massregeln  haben 
selbstverständlich  die  Grossbrennereien  gefördert,  die  nur  die 
besten  Getreide-  (bez.  Kartoffel-)  Sorten  verwendeten,  um  wenig- 
stens keinen  Minderbrand  versteuern  zu  müssen.   Ferner  gab  der 

1)  Seit  I.  I.  1863.  Gesetz  vom  4.  VI.  1861.  Gesetzsamml.  Nr.  37197.  Der 
Hauptinhalt  dieses  Gesetzes  ist  bei  Heine,  Die  Branntweinsteuersysteme  in  den  Europ. 
Staaten.     Zeitschrift  für  gesamt.  Staatsw.  1872.  S.  581  wiedergegeben. 

2)  Gesetz  v.  30.  Mai  1876  Nr.  56025,  femer  12.  VI.  1884  und  9.  VI.  1887. 
Akziseregl.  (1887)  Art.  2i6. 

3)  Später  abgestuft  nach  Millionen  Grad,  mit  Rücksicht  auf  die  Gärdauer  (d.  h. 
das  Gährungssystem). 
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Steuerfreie  Ueberbrand  einen  starken  Anstoss  zur  Vervollkommnung 
des  Brennprozesses,  die  aber  selbstverständlich  nur  die  Gross- 
brenner durchführen  konnten.  Dies  setzte  die  grossen  und  tech- 
nisch am  besten  eingerichteten  Brennereien  in  den  Stand,  ohne 
Risiko  die  höchste  Norm  anzugeben  und  den  Ueberbrand  akztse- 
frei  zu  haben. 

Während  der  Brennperiode  1882/83  ^)  ist  von  den  Brennern 
532961  mal  der  höchste,  27 133 mal  der  mittlere  und  nur8399mal 
der  niedere  Ausbeutesatz  (»Normt)  angegeben  worden. 

Die  Zahl  der  Brennereien  nahm  ab ;  gleichzeitig  machte  sich 
eine  starke  Konzentration  bemerkbar^). 

Kleine  Mittlere  Grosse 

1864/5  waren  im  Betriebe  5160  Brennereien,  davon      85,1%  I3i6%  1,3% 

1883/4        >       »         »         2447  »  *         63,9%  28,60/0  7,50/0 

1899/1900       »         *         1118  .  »         54.0%  37,0  0/0  9,0  0/0 

Es  produzierteo  die 
Kleinen  Mittleren  Grossen  . 

Prozent  der  Gesamtproduktion: 

1864/5  47.8%  40,3%  11,9% 

1883/4  22,30/0  39.6  0/0  38,10/0 

1 899/1 900  19.0%  43»o%  38,00/0 

Ferner  machte  sich  eine  scharfe  Konkurrenz  der  Brenner 
verschiedener  Landesteile  bemerkbar.  In  einzelnen  Gouvernements 
lagen  die  Bedingungen  der  Brennerei  verschieden,  ja  sogar  ent- 
gegengesetzt. Im  Westen  herrschte  der  Kleinbetrieb,  im  Zentrum 
und  im  Osten  der  Grossbetrieb  vor.  Die  Kartoffel  gedeiht  weit 
besser  im  Westen;  zugleich  mit  diesem  Umstände  konnten  die 
Brenner  des  Westens  die  Ausfuhrprämien  stärker  ausnutzen.  An- 
gesichts dessen  reichten  die  Brenner  des  Zentrums  viele  Bitt- 
schriften ein  und  suchten  um  eine  Aenderung  des  Gesetzes  betr. 
die  Akzise  und  die  Ausfuhrprämien  nach.  Die  westlichen  Brenner 
bemühten  sich  dagegen,  die  Behörden  zu  überzeugen,  dass  nur 
der  Schutz  des  Kleinbetriebes  vor  dem  Grossbetriebe  in  Frage 
komme. 

Die  Regierung  sah  sich  endlich  veranlasst,  die  Sachlage  zu 
ändern. 


i)  Nach  den  Berichten  des  Departements  für  indir.  Steuern. 

2)  Amtliche  Einteilung:  klein  mit  unter  25000  Wedro  zu  4o0/q  (d.  h.  bis 
3.075  hl  reinen  Alkohols),  mittel  mit  25  bis  looooo  Wedro,  gross  mit  100  000  und 
mehr  Wedro  jährlicher  Produktion. 
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Seit  1890  ^)  verfolgte  sie  eine  neue  Politik,  die  Förderung  der 
landwirtschaftlichen  Brennereien.  Durch  das  Gesetz 
vom  4.  Juni  1890  ist  der  »akzisefreie  Ueberbrand«  beseitigt. 
Statt  dessen  ist  allen  Brennern  ein  festgesetztes  Prozent  ihrer 
gesamten  Produktion  steuerfrei  überlassen,  die  sog.  »akzise- 
freie Vergütung  €  ■). 

Den  landwirtschaftlichen  Brennereien  wird  noch  eine  beson- 
dere Prämie  gewährt.  Unter  landwirtschaftlicher  Produktion  einer 
Brennerei  versteht  das  geltende  Recht  die  Produktion  einer  Bren- 
nerei, die  nicht  mehr  als  200  Tage  (zwischen  dem  i.  September 
und  I.  Juni)  brennt;  die  landwirtschaftliche  Produktion  darf  nicht 
mehr  als  3000  Volumgrad  •)  wasserfreien  Spiritus  (d.  h.  75  Wedro 
zu  40  %)  auf  je  eine  Dessjatina  Ackerland  betragen,  das  unmittel- 
bar in  ihrem  Besitze  steht  (Art.  312).  Einer  Brennerei  kann 
auch  das  Ackerland  einiger  Güter  angehören ;  doch  darf  dieser 
Grundbesitz  nicht  weiter  als  15  Werst  von  der  Brennerei  ent- 
fernt sein. 

Brennereien  in  Wirtschaften  (Gütern)  mit  weniger  als  60  Dess- 
jatinen  Ackerland  wird  die  »landwirtschaftliche  Prämie«  nicht  ge- 
währt (Art.  313). 

Dieses  Gesetz  hat  den  Interessengegensatz  der  Brenner  in 
den  einzelnen  Gebieten  verschärft.  Die  Vergütungen  kamen  jetzt 
den  Brennern  des  Westens  viel  mehr  zu  Gute  als  denen  des  Zen- 
trums, weil  dort  mehr  kleine  Brennereien  vorhanden  sind.  Es  ent- 
fielen im  Westen  an  Vergütungen  etwa  18 — 20,  dagegen  im  Zen- 
trum 10 — II  Kopeken  auf  den  Wedro*). 

Der  Kampf  der  Brenner   in  den    verschiedenen  Landesteilen 


1)  Eigentlich  seit  1885.  Aber  das  Gesetz  vom  18.  V.  1885.  (Abstnfong  der 
akzisefreien  Quote)  konnte  sehr  wenig  den  Kleinbetrieb  fördern.  Vgl.  »Oekonoxni- 
sches  Journal,  vom  i.  Febr.  1886  Nr.  3  S.  91  ff.  und  v.  1.  VII.  1886  Nr.  12.  S.  10  ff. 
Ferner  »Der  Finanzbotec  1887  Nr.  27. 

2)  Vgl.  Abschnitt  III,  S.   117. 

3)  Produziert  eine  »landwirtsch.  Brennereic  mehr  als  3000  Grad  pro  Dessjatina, 
so  wird  ihr  die  »landw.  Prämie«  nur  für  die  3000  Grad  vergütet.  Doch  gilt  die 
Beschränkung  nicht,  wenn  die  Produktionsfähigkeit  einer  Brennerei  ihrer  Ackerfläche 
entspricht,  d.  h.  wenn  der  Rauminhalt  sämtlicher  Gärbottiche  keine  6  Wedro  pro 
Dessjatina  übersteigt. 

4)  In  den  mehreren  Auszügen  der  grossen  Enquete  nahm  die  Brennet  frage  eine 
wichtige  Rolle  ein.  Es  ist  aber  unmöglich  ,  dieses  Material  heranzuziehen ,  da  die 
Objektivität  der  Ausführungen  Zweifeln  unterliegt.  Oft  kann  man  schon  aus  einer 
Rede  schliessen,  ob  der  Redner  Klein-  oder  Grossbrenner,  aus  Westen  oder  Osten  ist. 
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hat  sich  noch  dadurch  verschärft,  dass  sich  im  Anfang  der  90  er 
Jahre  die  Ausfuhr  von  Spiritus  bedeutend  verringert  hat  (infolge 
des  Verbots  der  Zurichtung  des  Weines  mit  dem  Aetylalkohol 
in  Spanien). 

Aber  auch  diese  neue  Politik  hat  die  kleine  landwirtschaft- 
liche Brennerei  nicht  gefördert. 

Die  landwirtschaftlichen  Prämien  kommen  den  mittleren  und 
kleineren  Grundbesitzern  überhaupt  nicht  zu  Gute. 


Es  bestUen  in  Rassland:              1   ^    [^ 

\   BesiUer 

%  der 
Gesamtfläche 

Ackerfläche 
in  %  der  Gesamtfläche 

unter  50  Dessjatinen  (54,6  ha)                  77,6 
50—200           »           (54,6—218  ha)         11,5 
200 — 5CX)         >           (218—546  ha)  1         5,0 
500 — 1000       >           (546— 1092  ha)  1        2,7 
1000  u.  mehr  >           (1092  u.  m.  ha)  1         3,2 

4,6 
6,2 

8,7 
10,1 

70,4 

44.4 
41,6 
39,3 
35,8 
19,8 

'1    100,0 

100,0 

— 

Somit  können  über  80%  aller  Grundbesitzer  die  landwirt- 
schaftliche Prämie  nicht  geniessen,  weil  sie  keine  60  Dessjatinen 
Ackerfläche  besitzen. 

Diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  die  Privatgrundeigentümer; 
die  Bauern  kommen  überhaupt  nicht  in  Betracht,  da  ihre  Besitz- 
anteile auch  dort  nicht  ausreichen,  wo  ihnen  ausnahmsweise  das 
Brennrecht  zusteht*).  Dagegen  ist  dem  Grossgrundbesitzer  die 
Möglichkeit  gegeben,  durch  Anrechnung  ziemlich  entfernt  ge- 
legener Aecker  die  landwirtschaftliche  Prämie  für  die  Gesamt- 
produktion ihrer  Brennereien  zu  geniessen.  Es  kommt  daher,  wie 
die  Akzisepraxis  nachgewiesen  hat,  oft  vor,  »dass  eine  Anzahl 
Brennereien  rein  formell  zu  den  landwirtschaftlichen  gerechnet 
werden  müssen,  weil  der  Besitzer  viele  in  der  Umgebung  befind- 
liche Landstücke  angekauft  hat,  wenn  er  sie  auch  unbebaut  liegen 
lässt«  *).  Deshalb  wurde  auch  ganz  grossen  Brennereien  die  land- 
wirtschaftliche Prämie  zuteil.  Jetzt  bekommen  die  Prämien  Bren- 
nereien mit  14760  hl  reinen  Alkohols  jährlicher  Produktion  (12 
Millionen  Grad)  bei  einem  Ackerland  von  4400  ha! 

Eine  Brennerei  mit  einer  Produktion  von  100 000  W.  (12  300  hl) 
bekommt  eine  jährliche  Prämie  von  12000  Rubel,  bei  einer  Pro- 


i)  Acciseregl.  V  (1901)  118  §  3. 

2)  Bericht  der  Hauptverwaltung  der  indir.  Steuern  1899.  S.  220. 
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duktion  von  200  000  Wedro  (24  600  hl)  —  16  000  Rubel,  bei  300CXX> 
Wedro  (36900  hl)  —   17000  Rubel. 

Das  ist  das  Maximum  für  eine  Brennerei,  aber  nicht  für 
einen  Brenner,  wenn  er  Besitzer  einiger  Brennereien  ist,  in 
welchem  Falle  auf  jede  Brennerei  ihm  der  hohe  Prozentsatz  für 
die  ersten  Mill.  der  Produktion  vergütet  wird. 

Im  Jahre  1894  wurde  das  Monopol  proklamiert.  Dieses  stellte 
für  die  Brennereien  ganz  neue  und  günstige  Bedingungen  bei 
dem  Absatz  auf,  weshalb  seitens  der  Brenner  (insbes.  der  Gross- 
brenner) viele  Bittschriften  um  Durchführung  des  Monopols  ein- 
gereicht wurden. 

Das  Monopol  ist  aber  nicht  in  allen  Gouvernements  gleich- 
zeitig durchgeführt  worden;  viele  Brennereien  haben  ihr  früheres 
Absatzgebiet,  die  Nachbargouvernements,  dadurch  verloren,  dass 
in  diesen  das  Monopol  eingeführt  wurde  ^). 

Die  Landwirte  machten  sich  daran,  kleinere  Brennereien  zu 
eröffnen,  der  Finanzminister  schrieb  aber  bald  darauf,  dass  »das 
Streben  zur  Gründung  neuer  Brennereien  in  der  Hoffnung,  an  das 
Monopol  das  Produkt  unter  allen  Umständen  absetzen  zu  können, 
unbegründet  sei.  Die  Regierung  werde  den  Kleinbrennern  viel- 
leicht einige  Vergünstigungen  gewähren,  aber  nicht  zu  viel,  da 
sie  nicht  die  Absicht  habe,  die  Grossbetriebe,  sogar  die  rein  ge- 
werblichen zu  verdrängen«  *). 

Die  Erlaubnis  zur  Gründung  neuer  Brennereien  wurde  mehr 
und  mehr  erschwert,  1899 — 1901  wieder  etwas  erleichtert,  aber  die 
neugegründeten  Brennereien  wurden  auf  50  bis  höchstens  60  V» 
der  durchschnittlichen  Produktion  einer  mittleren  Brennerei  be- 
schränkt. Ferner  musste  die  Produktion  einer  neugegründeten 
Brennerei  ihrem  Ackerlande  entsprechen,  es  durfte  nicht  mehr  als 
ein  Rauminhalt  sämtlicher  Gärbottiche  von  6  Wedro  auf  je  eine 
Dessjatina  Ackerfläche  kommen  (Artikel  318).  Die  Akzisedirektoren 
hatten  über  die  Zulässigkeit  eines  Bewerbers  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen hin  Auskunft  einzuholen;  bis  die  Bewerbung  alle  Instanzen 


i)  Z.  B.  das  Gouv.  Charkow.  Dieses  setzte  vorher  seine  Brennprodukte  in  den 
westlichen  Gouvernements  ab.  Dort  wurde  aber  das  Monopol  früher  als  in  Charkow 
eingeführt.  Umgekehrt  in  Smolensk,  wo  das  Monopol  gleichzeitig  mit  den  westlichen 
Gouv.  eingeführt  wurde.  Smolensk  konnte  nicht  mit  den  Brennern  des  Westens 
konkurrieren  und  musste  seine  Produktion  um  etwa  38  •/o  beschränken.  Vgl.  Osercw, 
a.  a.  O.  S.  319  ff. 

2)  Reichsanzeiger  1895  Nr.  68. 
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durchlaufen  hatte,  dauerte  es  oft  Jahre;  dabei  waren  viele  For- 
malitäten zu  beachten.  Infolgedessen  ist  die  Erlangung  einer 
solchen  Erlaubnis  dem  kleinen  Landwirt  so  gut  wie  unerreichbar. 
Dagegen  hat  der  Grossgrundbesitzer  (der  oft  in  Petersburg  wohnt) 
dazu  immer  Gelegenheit;  ihm  stehen  —  was  in  Russland  von 
grosser  Wichtigkeit  ist  —  persönliche  Bekanntschaften  zu  Gebote, 
sodass  es  ihm  nicht  schwer  fallt,  die  gewünschte  Konzession  zur 
Vergrösserung  einer  Brennerei  oder  Gründung  einer  neuen  zu  er- 
halten. 

In  dem  ersten  Abschnitt  ist  bereits  dargestellt,  wie  der  An- 
kauf von  Rohspiritus  durch  das  Monopol  vor  sich  geht. 

Die  Methode  hat  mehrmals  Aenderungen  erfahren,  in  der 
Richtung,  dass  die  nötige  Menge  Spiritus  immer  mehr  von  den 
Brennereien  durch  direkten  Ankauf  nach  dem  staatlich  festgesetz- 
ten Preis  bezogen  wird,  während  die  Submissionsmethode  in  den 
Hintergrund  tritt.  Bei  der  Besprechung  der  Monopolwirtschaft 
vom  finanziellen  Standpunkt  aus  wurde  schon  erwähnt,  dass  das 
Monopol  enorm  hohe  Preise  an  die  Brenner  zahlt,  viel  höhere  als 
die  Preise,  die  auf  den  Submissionen  gefordert  wurden. 

Aber  auch  die  Submissionspreise  waren  hoch.  »Der  Staat 
zahlte  immer  zu  viel,  da  Submissionen  am  häufigsten  am  Beginn 
einer  Brennperiode  stattfinden ,  wenn  der  Spiritusvorrat  gering 
ist  und  die  Preise  hoch  sind«  *).  >Die  Akzisepraxis  weist  darauf 
hin,  dass  die  Submissionspreise  nicht  die  wirklichen  Marktpreise 
sind.  Das  allein  beweist  schon,  wie  günstig  für  die  Brenner  die 
vom  Finanzminister  festgestellten  Preise  waren  ^).« 

Und  diese  hohen  Preise  dienten  obendrein  dem  Finanzminister 
als  Grundlage  für  die  Feststellung  des  Preises  für  das  künftige 
Jahr! 

Schon  1903  schrieb  das  Ministerium :  »Die  Submissionspreise 
geben  keinen  Massstab  für  die  Feststellung  der  Preise*  ^). 

Bis  1903  gestaltete  sich  der  Prozess  der  Preisbestimmung  also 
derartig,  dass  immer  die  hohen  Submissionspreise  des  Vorjahres  die 
vom  Finanzminister  zu  bestimmenden  in  die  Höhe  schraubten;  die 
letzteren  beeinflussten  die  neuen  Submissionspreise  u.  s.  f. 


i)  Bericht  der  Hauptverwaltung  1899.  ^-  ^>3-   (Meinungen  der  Akzisedirektoren.) 

2)  Bericht  der  HVW.  1903.  S.  41. 

3)  Ebenda  S.  41. 
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Die  Brenner  sahen  aber  in  den  Submissionen  ein  Hindernis 
zur  beliebigen  Erhöhung  der  Preise  und  gaben  sich  alle  Mühe, 
um  die  Submissionen  zu  beseitigen. 

Nach  einigen  Beratungen  in  Petersburg,  (veranstaltet  von  der 
Hauptverwaltung  1899  und  1902)  haben  die  Brenner  dies  1903 
erreicht  ^). 

Nach  diesem  Gesetz  v.  2.  VI.  1903  ist  die  Submission  nur  noch 
zur  Deckung  des  unvorhergesehenen  Bedarfs  an  Spiritus  anzu- 
wenden, also  bei  grösserem  Konsum  oder  wenn  die  Brenner  mit 
ihren  Lieferungen  im  Rückstand  bleiben,  oder  wenn  sie  keine 
Lieferungen  annehmen.  Alle  bestehenden  Brennereien  dürfen  un- 
beschränkt produzieren  und  sind  berechtigt,  dem  Monopol  ein  be- 
stimmtes Quantum  zu  liefern  je  nach  dem  Befinden  der  Brenne- 
rei ^).  Ausserdem  kann  jede  Brennerei  dem  Monopol  noch  32  % 
ihrer  durchschnittlichen  ProduktioQ  liefern.  Sollte  auch  damit  der 
Bedarf  nicht  gedeckt  werden,  so  wird  die  Lieferung  des  noch 
erforderlichen  Quantums  auf  die  Brennereien  entsprechend  ihrer 
Jahresproduktion  verteilt. 

Jetzt  ist  die  Submissionsmethode  auch  für  diese  Fälle  auf- 
gegeben worden  ').  Der  ganze  Bedarf  des  Monopols 
wird  zu  den  vom  Finanzminister  bestimmten  Preisen  bei  den 
Brennern  angekauft. 

Wie  werden  aber  die  Preise  bestimmt? 

Die  technische  Seite  dieses  Verfahrens  ist  im  i.  Abschnitt 
auseinandergesetzt  worden  *).  Hier  sind  nur  noch  einige  kritische 
Bemerkungen  hinzuzufügen. 

In  dem  beigelegten  Formular*),  das  der  Bezeichnung  zu 
Grunde  liegt,  sind  alle,  sogar  die  kleinsten  Ausgaben  der  Brenner 
und  nicht  nur  ihrer  eigentlichen  Brennereien  angegeben.  Es  sollen 
hier  alle  Abgaben,  sogar  die  Standesabgaben  angegeben  werden; 
das  Anlagekapital  wird  verzinst,  und  ausserdem  wird  ein  Unter- 
nehmergewinn mit  6%  der  gesamten  Unkosten  berech- 
net. Man  hat  mit  Recht  hervorgehoben,  dass  der  Staat  auf  diese 
Weise  die  teuere  Produktion  besser  bezahlt  als  die  billigere.   Wenn 


i)  Fiii.-Anz.  1903  Nr.  26.   Ferner  Zirk.  v.  3.  X.  1903,  Nr.  1092.   Fin.-AM.  I903 
Nr.  41. 

2)  Vgl.  Abschn.  I  Kap.  7.  S.  48. 

3)  Russ.  Oekonomist  1907  Nr.  9.  S.  163  ff. 

4)  S.  S.  21—22  Abschn.  I  Kap.  2. 

5)  S.  S.  22. 
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einer  Brennerei  z.  B.  das  Wedro  60  Kop.,  der  anderen  90  Kop. 
kostet,  so  bekommt  die  erste  3,6,  abgerundet  4  Kop.,  die  zweite 
5,4,  abgerundet  6  Kop.  pro  W.  an  Unternehmergewinn  ^). 

Alles  dies  wird  von  Beamten  berechnet,  die  keine  Ahnung 
von  Betrieb  und  Wirtschaft  der  Brennerei  haben;  bei  den  kleinsten 
Fehlern  handelt  es  sich  aber  um  Tausende  von  Rubel! 

Die  Submissionen  finden  nicht  mehr  statt,  somit  ist  sogar  die 
Möglichkeit  eines  Wettbewerbes  beseitigt,  der  Fiskus  wird  jetzt 
noch  mehr  für  den  Spiritus  zahlen,   als  er  bisher  gezahlt  hat '). 

Die  Preise  werden  formell  vom  Finanzminister,  tatsächlich 
aber  von  den  Brennern  selbst  festgesetzt.  Diese  haben  die  beste 
Waffe  in  der  Hand  -^  den  Boykott,  den  sie  auch  schon  bei  Ge- 
legenheit benutzen.  »Im  Jahre  1898  —  schreibt  ein  Akzisedirektor 
—  wurde  in  Mohilew  der  Spiritus  bei  offenbarem  Streik  der 
Kenner  zu  58  Kopejcen  pro  Wedro  zu  40  %  gekauft,  während  ein 
Brenner,  der  sich  am  Streike  nicht  beteiligt  hatte,  für  39,8  Kop. 
lieferte  *).  Die  Brenner  besitzen  eine  starke  Organisation  (»Brenner- 
syndikat«), deren  Sitz  in  Petersburg  ist  und  in  innigster  räum- 
licher und  organischer  Verbindung  mit  der  Hauptverwaltung  steht. 
>In  Estland«  —  schreibt  ein  Akzisedirektor*)  —  sind  von  allen 
90  Brennern  45  Mitglieder  der  »Revaler  Brenner-Gesellschaft«  und 
30  der  »Livländischen  Brenner-Gesellschaft«.  Den  Eintritt  in  eine 
Gesellschaft  erzwingt  eine  scharfe  Konkurrenz.  Kein  Brenner 
lieferte  dem  Monopol  rektifizierten  Spiritus;  später  stellte  sich 
heraus,  dass  kein  Brenner  ohne  Genehmigung  der  Gesellschaft 
eine  Lieferung  übernehmen  durfte,  c 

Vor  kurzem  tagten  in  Warschau  die  polnischen  Brenner.  Sie 
erklärten  die  Preise  für  niedrig  und  nahmen  den  Beschluss  an, 
eine  Organisation  zu  gründen,  die  der  Herabsetzung  der  Preise 
Widerstand  leisten  solP). 

Dass  die  Preise  zu  niedrig  sind,  fand  man  auch  auf  der  Ta- 
gung der  Brenner  Wolbyniens.  ^ie  sandten  eine  Deputation  nach 
Petersburg,  um  eine  Preiserhöhung  zu  erbitten^  teilten  aber  auch 


i)  Art.  V.  L,  Ch,  in  der  Ztg.  »Towarischtschc  v.  20.  III.  1907,  Nr.  229. 

2)  Vgl.  Ostrow,  Skizzen  ans  dem  Ökonom.  Leben  Roaslands  und  Westeuropas.  II 
S.  328. 

3)  Bericht  1899»  S.  220. 

4)  Ebenda,  S.  219. 

5)  Meldung   der  Petersb.  Telegraph. -Agentur  v.  7. 1.  1907  (Torgowo-Prom.  Gaseta 
▼.  9.  L  07  Nr.  6). 

Zeitschrift  lilr  die  ges.  Staatswiasensch.    Erginsangsheft  26.  1 3 
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gleichzeitig  allen  Brennern  Wolhyniens  mittels  Telegramm  mit, 
>dass  niemand  mit  der  Monopolverwaltung  Verträge  schliesse,  ehe 
das  Gesuch  beantwortet  sei«  ^).  Sogar  die  hohen  Preise  für  das 
Jahr  1907  fanden  die  Brenner  zu  niedrig^). 

Dass  die  Preise  unverhältnismässig  hoch  stehen,  weiss  jeder- 
mann.   Auch  mehrere  Akzisedirektoren  weisen  darauf  hin  *). 

Die  Brenner  scheinen  aber  mit  ihren  Forderungen  zu  weit 
gegangen  zu  sein,  so  dass  das  Ministerium  sich  veranlasst  sah, 
auf  Grund  des  allerhöchst  bestätigten  Gutachtens  des  Ministerrates 
(v.  II.  Mai  1907),  gegen  das  Gesetz  v.  2.  VI.  1903  und  ohne  Zu- 
stimmung der  Reichsduma,  Spiritus  im  Auslande  zu  kaufen. 

Seit  Bestehen  des  Monopols  hat  das  Monopol  niemals  so 
billig  rektifizierten  Spiritus  gekauft  wie  kürzlich  in  Deutschland! 


Jahr 

Der  V.  F.  M.  festgeseute  Preis 
Auf  dem  Sobmitslodswege 
Durchschnitt 


1 1895  1896 


86,0 
86,0 


73.6 
73»! 


1897 


75.6 
67i4 
68.1 


1898 


75,6 
80.9 
80,5 


1899 


74,7 
82,3 
82,0 


190019011  190a 


75.7 
«7.9 
85.3 


76.6 
88,4 
85.3 


95.7 
77.6 
87.9 


1903 

93»o 
78.0 
86,8 


1904 


96,9 
96,0 

96,9 


1905  1906 


103,41114.4 
10t, I  106,2 


Dagegen    bezahlte  man   fQr   den   deutschen  Spiritus    franko 
Petersburg  inkl.  Kommission,  Fässerbenutzung  u.  s.  w.  69  Kop.! 


Tatsächlich  ist  also  das  Recht  des  Brennens  in  Russland  be> 
stimmten  Bevölkerungsklassen  vorbehalten. 

Es  entstanden  riesige  Brennereien  mit  über  500000  Wedro 
(über  24600  hl  wasserfreien  Spiritus)  jährlicher  Produktion.  Güter 
mit  grossen  »landwirtschaftlichen«  Brennereien  verbrauchen  nicht 
die  Schlempe^),  während  kleine  Gutsbesitzer  und  Bauern,  die 
diese  landwirtschaftlichen  Nebenprodukte  verwerten  könnten  und 
verwerten  würden,  kein  Recht  und  keine  Möglichkeit 
haben,  eine  kleine  Brennerei  zu  gründen. 

Die  Brenner  bekommen  für  ihr  Produkt  einen  Preis,  der 
überall  stets  höher  steht  als  der  wirkliche  Marktpreis.  Wenn  man 
die  Verteuerung  nur  mit  30  Kop.  pro  Wedro  berechnet  (in  der 
Tat  jedenfalls  mehr,  weU  noch  Ausgaben  für  Transport,  Rek- 

i)  Ztg.  >Rjctsch.  V.  15.  XII.  1906  Nr.  243. 

2)  Brennertag  in  Charkow.     Torg-Prom.  Gaseta  vom  9.  Dez,  1907  Nr.  278. 

3)  Bericht  der  HVW.  1899  S.  216  et  passim. 

4)  Die  Schlempe  enthält  bis  90%  Wasser,  ihr  Transport  ist  deshalb  nnr  auf 
kleine  Strecken  lohnend  (bis  5—8  Kilometer). 
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tifikation  und  andere  hinzukommen),  so  zahlt  der  Fiskus  jährlich 
den  Brennern  25  Mill.  Rubel  zuviel;  ausserdem  noch  an  Bar- 
vergütungen 15,5  MilL  Rubel;  zusammen  40,5  Mill.  oder  über 
16—17  000  Rubel  auf  je  eine  Brennereil  Den  deutlichsten  Einblick 
in  die  Sache  gewinnt  man,  wenn  man  das  Verzeichnis  der  Bren- 
ner liest  Ausser  Grossfürsten  sind  hier  viele  dem  kaiserlichen 
Hause  nahestehende  Familien  vertreten,  ferner  hunderte  von 
Baronen ,  Grafen  und  Fürsten.  In  Livland ,  Kurland ,  Estland, 
Polen  besitzen  nur  wenige  von  den  Brennern  nicht  den  Baron-, 
Grafen*  oder  Pürstentitel.  In  Mittel-  und  Südrussland  sind  es 
ebenfalls  die  Mächtigen  dieser  Erde,  wenn  manchmal  auch  ohne 
hohen  Titel. 

Der  Inhalt  des  vorliegenden  Abschnitts  lässt  sich  folgendermas- 
sen  kurz  zusammenfassen. 

Das  Monopol  bedeutet  eine  Erhöhung  der  früheren  Brannt- 
weinsteuer. Diese  ist  zum  TeU  durch  die  hohen  Verwaltungs- 
kosten des  Monopols,  zum  Teil  durch  die  Brennereipolitik  ver- 
ursacht. 

Die  verschiedenen  den  Brennern  gewährten  Begünstigungen 
kommen  nur  den  Grossgrundbesitzern  und  nicht  den  russischen 
Bauern,  den  eigentlichen  Landwirten  Russlands ^)  zu  Gute.  Es 
sind  dabei  nicht  nur  die  Besitzer  der  »NadeUc,  sondern  auch 
die  wohlhabenden  Bauern  ausgeschlossen^). 

Zur  Zeit  der  Einführung  des  Monopols  hob  Graf  Witte  nur 
die  Vorteile  der  indirekten  Besteuerung  hervor,  und  hauptsächlich, 
dass  fdie  indirekte  Steuer  diejenigen  Klassen  trifft,  die  am  kauf- 
kräftigsten sind,  und  es  vom  freien  Willen  des  Bürgers  abhängt, 
die  Steuer  zu  zahlen  oder  nicht.« 

Das  war  1893. 

Am  30.  März  1902  berichtete  derselbe  Witte  im  Reichsrat '), 
»dass  die  Belastung  der  Bevölkerung  durch  die  indirekte  und 
direkte  Steuer  gegenwärtig  die  äusserste  Grenze  ihrer  Intensität 


i)  VgL  Schuisi'Gävemitz,  Volksw.  Stadien  aus  Russland.     Leipz.  1899  ^*  33i- 
2)  >NadeIi<  sind  die  Bodenanteile,  die  den  Bauern  bei  ihrer  Befreiung  zugeteilt 

worden.    Als  »Woblbabendec  werden  diese  Bauern  bezeichnet,   wenn  sie  ausserdem 

Parzellen  zuerworben  haben.     Der  durchschnittliche  Grundbesitz  der  letzteren  beläuft 

sich  auf  18 — 30  Dessjatinen. 

5)  Das  Protokoll   dieser   Plenarsitzung   des  Reichsrats    ist  deutsch    von   Struve 

herausgegeben  (Stuttgart  1903).     S.  S.  7  und  15. 

13* 
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erreicht  habe.  Eine  weitere  Belastung  der  Steuerkräfte  wurde 
eine  Massregel  bedeuten,  die  nicht  nur  zwecklos,  sondern  bei  der 
gegenwärtigen  ökonomischen  Lage  des  Landes  sogar  überhaupt 
kaum  zulässig  wäre.  Jetzt  muss  eine  vernünftige  Finanzpolitik 
bestrebt  sein,  die  Mittel  zur  allmählichen  Erleichterung  der  Steuer- 
last ausfindig  zu  machenc.  »Die  Zahlkraft  der  Bevölkerung  hat 
ihre  Grenze,  die  nicht  ohne  Schädigung  des  >Vohlstandes  des 
Landes  überschritten  werden  darf.c 

Der  Reichsrat  stimmte  Witte  darin  zu,  dass  weitere  Steuer- 
erhöhungen unmöglich  seien,  da  »auf  diesem  Wohlstand  nicht  nur 
die  Finanzkraft  des  Staates,  sondern  auch  seine  innere  Macht  und 
seine  internationale  politische  Bedeutung  beruht« 

Das  war  1902.  —  Witte  ist  nicht  mehr  Minister,  die  Steucr- 
erhöhungen  gehen  aber  wie  früher  weiter. 

Seit  1902  sind  alle  Steuer-  und  Zollsätze  erhöht  worden.  Als 
der  Finanzminister  von  der  Verarmung  des  Landes  sprach«  ent- 
fielen auf  je  I  Einwohner  an  Verbrauchssteuern  und  Zöllen  kaum 
7,40  Rubel,  jetzt  sind  es  schon  mehr  als  8,82  R.  pro  Kopf. 
Gleich  zu  Beginn  des  japanischen  Krieges  sind  die  Auslandspassr- 
gebühren  erhöht,  ist  die  Depeschen-  und  Fahrkartensteuer  eingeführt 
worden  ^). 

Auf  Grund  des  am  31.  Dezember  1904  allerhöchst  bestätigten 
Gutachtens  des  Reichsrats  hat  man  den  Branntweinpreis  am40  Kop. 
(den  des  Tafelbranntweins  um  i  Rubel)  pro  Wedro  gesteigert 
(für  Sibirien  nur  20  bez.  40  Kop.  pro  Wedro). 

Auf  Grund  des  am  13.  April  1905  allerhöchst  bestätigten  Gut- 
achtens des  Reichsrates  wurden  folgende  Steuern  erhöht:  die 
kleine  Erbschaftssteuer  und  die  Schenkungssteuer  nur  um  50  %, 
die  Biersteuer  um  33VS  % ,  die  Zündholzsteuer  um  100  % ,  die 
Presshefensteuer  um  100  % ,  die  Naphthasteuer  um  20  %  und 
mehrere  andere.  Neu  eingeführt  wurde  eine  Steuer  für  Fabrikate 
aus  Naphtha  (Schmieröle). 

Auf  Grund  des  am  30.  Mai  1905  allerhöchst  bestätigten  Gut- 
achtens des  Reichsrats  sind  mehrere  Gebühren  bedeutend  ge- 
stiegen*). Ferner  ist  auf  Grund  des  am  2.  Januar  1906  allerhöchst 
bestätigten  Gutachtens   des  Reichsrats   noch   eine  Erhöhung  der 


1)  Die  Fahrkartentteuer  ist  schon  wieder  aufgehoben. 

2)  Die   früheren  Gebuhren  (v.  lo.  V.  1900)   sind  nämlich   um  25—50  %  erhöht 
worden. 
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Gewerbesteuer  auf  2  Jahre  eingeführt  worden ').  Die  Erhöhung 
der  früheren  Steuern  reichte  aber  nicht.  Man  plant  jetzt  eine 
Zigaretten- Papier-Steuer,  Besteuerung  von  elektrischer  Kraft  (für 
Beleuchtungszwecke)  und  von  Leuchtgas  ^)  und,  als  eine  Ergän- 
zungssteuer zur  Kapitalrentensteuer,  eine  Leihzinssteuer  (v.  Ein- 
kommen aus  den  privaten  Hypotheken)  '). 

Russland  erlebte,  dass  das  Reichsbudget  seinen  Vertretern 
voi^elegt  wurde.  Vor  kurzem  setzte  man  den  Reichsetat  auf  die 
Tagesordnung  der  zweiten  Duma. 

Die  Redner  aller  Parteien  widmeten  dem  Monopol  besondere 
Aufmerksamkeit  und  kennzeichneten  die  Monopollast. 

Der  Finanzminister  W.  Koko  wzow  antwortete  darauf  folgendes : 
»Schon  vor  40  Jahren  sprach  man  von  der  »letzten  Kopekec, 
die  das  Volk  versäuft.  Doch  ist  die  Kopeke,  Gott  sei  Dank, 
immer  noch  dal« 


i)  Voranschlag  1906.    AllenmtertJiiiigfter  Bericht  des  Finanzministers  J.  Schipow; 
Voranschlag  1907,  Erläuterung     des  Finanzministers  Kokowzow. 

2)  4  Kop.  pro  Killo-watt-Stunde  und  4  Kop.  pro  Kubikfuss  von  Beleuchtungsgas  1 
d.  h.  3,05  Mark  pro  Knb.-Meter. 

3)  ^i5  %  ^^  Betrages   der  Hypothek.    Es    wird  ein  Ertrag  von  4  000  000  R. 
jährlich  vorausgesehen. 
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Schluss  wort 

Die  in  Russland  bevorstehenden  Reformen  werden  wahrschein- 
lich auch  die  Monopolfrage  anschneiden.  Wird  man  sich  aber 
auf  den  Standpunkt  der  Abschaffung  des  Monopols  stellen  und 
den  freien  Handel  wieder  einsetzen?  Das  ist  kaum  anzunehmen, 
trotzdem  viele  Mitglieder  des  Reichsrats  diesen  Standpunkt 
vertreten.  Die  Abschaffung  des  Monopols  ist  auch  kaum  zu 
wünschen. 

Die  Organisation  dieses  Riesenuntemehmens  ist  mit  bewun- 
dernswerter Peinlichkeit  und  Schnelligkeit  ins  Leben  getreten.  Ihre 
Durchführung  hat  viele  Hemmnisse  so  leicht  überwunden,  wie 
man  es  früher  kaum  erwarten  konnte. 

Zwar  hat  sich  das  dem  Monopol  zu  Grunde  gelegte  Prinzip 
im  Leben  nicht  bewährt;  weder  konnten  die  privaten  Verkäufer 
noch  der  freie  Ausschank  ganz  beseitigt  werden.  Somit  blieb 
nur  die  Reinigung  des  Branntweins  im  staatlichen  Betriebe.  In 
dieser  Richtung  hat  das  Monopol  zweifellos  viel  geleistet  (soweit 
es  vom  Geheimhandel  nicht  paralysiert  wird),  und  wenn  die  kul- 
turellen Aufgaben  des  Monopols  keinen  Erfolg  verzeichnen,  wenn 
sein  fiskalischer  Erfolg  auch  durch  einfache  Akziseerhöhungen 
hätte  erzielt  werden  können,  so  muss  man  doch  damit  rechnen, 
dass  das  Monopol  nun  einmal  existiert.  Mögen  viele  Nachteile 
auch  seine  Vorteile  —  hauptsächlich  den  Barverkauf  von  unver- 
fälschten Getränken  —  überwiegen,  so  ist  doch  nicht  ausser  acht 
zu  lassen,  dass  viele  der  vorhandenen  Mängel  beseitigt  werden 
können.  Es  ist  freilich  unmöglich,  an  dieser  Stelle  diese  oder 
jene  Verbesserung  vorzuschlagen ;  die  meisten  in  Betracht  kom- 
menden Fragen  erfordern  eine  äusserst  komplizierte  Erörterung 
(z.  B.  Brennerfrage,  Zahl  der  Verkaufsstellen,  Erhöhung  oder  Herab- 
setzung der  Preise  u.  a.  m.).  Grosse  Vorsicht  und  genaue  Kennt- 
nis der  örtlichen  Verhältnisse  sind  unerlässlich.     Deshalb  könnte 
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eine  weitgehende  aktive  Beteiligung  der  mit  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen vertrauten  Selbstverwaltungskörper  (Städte  und  Semst- 
wos)  bei  der  Entscheidung  über  viele  Fragen  des  Monopols  das 
Land  von  manchen  Schattenseiten  der  Monopolwirtschaft  be- 
wahren. 

Es  ist  hier  selbstverständlich  nur  von  den  Mängeln  die  Rede, 
die  dem  Monopol  als  solchem  anhaften;  Fragen  der  russischen 
Finanz-  und  Wirtschaftspolitik,  die  sich  bei  dem  Monopole  geltend 
machen  und  die  wahrscheinlich  auch  ohne  das  Monopol  in  der 
einen  oder  anderen  Form  auftreten  würden,  mussten  beiseite 
bleiben.  Nur  dann  könnte  das  Monopol  auch  zur  Entwöhnung 
des  Volkes  von  der  Trunksucht  sehr  viel  beitragen,  wenn  diese 
Bestrebungen  des  Staates  mit  einer  allgemeinen  ökonomischen, 
politischen,  rechtlichen  und  kulturellen  Hebung  des  Volkes  Hand 
in  Hand  gingen. 


Beilagen. 
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I.  Russische  Mass-,  Münz-  und  Gewichtseinheiten. 

I      Pfund 409,5       Gramm 

3,44     >             I          Kilo 

I      Pud  =  40  russ  Pfd.          ....  16,38        « 

6,1     » 100             > 

I      Wedro 12^299  Liter 

8,13      » I          Hektoliter 

V4     Wedro-Flasche 3,07     Liter 

V»o         »           • 6,15     Centiliter 

74©         •>          *        (Normal-Flasche)  3,07          » 

ViM       » '     •         •  it23        *  » 

V«w        •           ' 0,61           > 

I      Werst 1066,8       Meter 

15         »             16         Kilometer 

l      Qnadr.-W 113,8      Hektar 

I      Dessjatina  (2400  qu.-sasch^n)     ...  1,09         > 

I             >              •               >              ...  if956  Morgen 

0,915      > I          Hektar 

0,511      > I          Morgen 


I  Rubel  :=  100  Kopek.  ist  im  Text  mit  a,i6  Mark  berechnet. 
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Der  Branntweinkonsum  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
(nach  einzelnen  Gouvernements) 
in  Tmuiendstel  Wedro  zu  40  Grad. 


' 

189s 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

"903 

1904 

1905 

1906 

G  0  a  V  e  r  n  e  m  e  n  t  s : 

Penn                                      ;'  378 

437 

448 

460 

436 

501 

527 

491 

546 

559 

607 

734 

Ufa                                     ;'  190 

213 

227 

222 

276 

306 

324 

293    326 

342 

463 

476 

Tourgai  u.  Orenburg          < 

281 

322 

378 

391 

460 

508 

463 

420    442 

464 

547 

583 

Samani  u.  Ural 

341 

370 

403 

372 

416 

472 

401 

384 

440 

463 

S06 

620 

Bessarabien 

295 

589 

481 

291 

309 

450 

470 

425 

375 

347 

Wolhynien 

— 

— 

385 

423 

469 

474 

447 

422 

443 

40s 

402 

472 

Podolien 

— 

— 

465 

S33 

591 

532 

483 

536 

579 

518 

5" 

621 

Jekaterinoslaw 

— 

— 

697 

836 

949 

805 

707 

696 

786 

815 

895 

961 

Kiew 

— 

— 

546 

610 

698 

641 

591 

624 

672 

600 

643 

744 

PolUwa 

— 

— 

369 

420 

474 

379 

355 

417 

474 

443 

468 

533 

Chereon                                '  — 

— 

658 

814 

760 

589 

605 

686 

732 

691 

654 

776 

Tannen                                    — 

— 

617 

689 

675 

594 

535 

527 

614 

702 

744 

674 

Tscheniigow                           — 

— 

316 

356 

412 

406 

405 

4" 

440 

423 

428 

498 

Wilna                                  ll  — 
Witcbsk                            !;  — 

— 

— 

338 

369 

348 

316 

297 

311 

300 

300 

365 

— 

— 

375 

400 

395 

383 

330 

329 

304 

378 

383 

Grodno                                 1 

— 

— 

— 

345 

398 

413 

379 

330 

335 

338 

330 

402 

Kowno 

— 

■— 

— 

269 

265 

266 

278 

289 

291 

283 

266 

329 

Minsk                                  ; 

— 

— 

— 

396 

460 

433 

400 

378 

384 

366 

362 

418 

MobUew                              \\  — 

— 

— 

369 

423 

412 

384 

356 

356 

346 

365 

428 

Smolensk                              .  — 

— 

— 

534 

593 

593 

595 

584 

595 

571 

617 

718 

Petersburg                            '  — 

— 

— 

1749 

1897 

1906 

1881 

1663 

1619 

1639 

1649 

1725 

Nowgorod                            1  — 

— 

— 

445 

491 

476 

479 

460 

462 

436 

436 

506 

Olonez                                  1  — 

— 

— 

325 

325 

329 

384 

346 

341 

316 

321 

402 

Pskow                                   ;  — 

— 

— 

387 

442 

431 

458 

427 

422 

380 

389 

464 

Charkow                              li  ~ 

— 

— 

493 

584 

545 

525 

551 

600 

587 

637 

690 

Warschau  u.  Sedles            : 

— 

— 

— 

564 

628 

567 

517 

527 

554 

542 

475 

550 

Kaiisch  und  Petrokow 

— 

— 

— 

489 

568 

492 

464 

498 

501 

465 

418 

537 

Lomza,  Plozk»  Sowalki      1 

— 

— 

— 

271 

290 

254 

236 

261 

224 

197 

188 

213 

Lublin,  Radom,  Kelie         \  — 

— 

— 

289 

338 

297 

268 

276 

278 

252 

240 

279 

Woronesch                          i   — 

— 

— 

447 

462 

507 

512 

505 

518 

Kurland                                 !   — 

— 

— 

— 

— 

— 

472 

458 

477 

506 

505 

547 

Kursk                                    ;  — 

— 

— 

— 

— 

— 

529 

556 

592 

561 

596 

669 

Livland                                     — 

— 

— 

— 

— 

— 

661 

641 

665 

677 

649 

749 

Stawropol                              |  — 

— 

— 

— 

— 

— 

529 

534 

620 

620 

659 

628 

Schwaremeer  u.  Kuban      1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1004 

407 

733 

716 

780 

836 

Estland                                  1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

592 

566 

570 

581 

496 

588 

Don'sches  Gebiet                 |  — 

— 

— 

— 

— 

— 

651 

590 

680 

718 

733 

701 

Archangelsk                          !  — 

— 

— 

— 

— 

— 

662 

682 

619 

593 

667 

Astrachan                                — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1032 

1072 

"33 

794 

1252 

Wladimir                                 — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

621 

647 

606 

621 

735 

Wologda                               .  — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

334 

353 

330 

342 

425 

Wjatka                                    — 

1  

— 

— 

— 

— 

297 

328 

301 

333 

420 

Kasan                                       — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

328 

358 

357 

406 

434 

Kaluga                                     -> 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

550 

549 

543 

587 

663 

Kostroma                                 — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

539 

590 

57' 

577 

646 

Moskau                                  ,  — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1587 

1607 

1563 

1566 

1820 

Nischny-Nowgorod                — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

611 

609 

591 

650 

711 

Orel                                       ;  — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

561 

584 

557 

582 

672 

Pensa                                       — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

487 

501 

462 

560 

601 

Rjasan 

__ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

554 

609 

549 

547 

650 

—     205     — 
Fortsetzung  von  Beilage  2. 


1895 

1896  1897 

1898 

1899 

1900  190 1 

1902 

1903  1904  1905 

1906 

G  0  0  ▼  e  r  n  e  m  e  n  1 8 : 
Santow 
Simbink 
Tambow 
Twer 
Takt 
JarosUw 

Terek-  o.  Dahcstan-Geb. 
Tobolsk  and  Akmolinsk 
Toosk  n.  Semipalatinsk 
Jeoisseisk 
Sabaikalsk 
Irkntsk  n.  Jakatsk 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

495 
377 
5i9 
593 
745 
701 

542 
424 
582 

595 
793 
723 
249 
677 
477 

545 
421 
560 
561 
734 
696 
240 
549 
523 

569 
485 
582 

575 
713 
719 
234 
567 

51: 

753 
laSo 

S75 

512 

608 
650 
843 
807 
S63 
665 

635 
991 

813 
1404 

Rassisches  Reich 

— 

— 

— 

508 

555 

479 

449 

5" 

556 

542 

567 

634 

3.  Bewegliches  Vermögen  der  Monopolverwaltung 
am  I.  Januar  1907. 

Rubel  Kop. 

Möbel,  Kontor,  Lager-  und  Ladeneinrichtongen .        ,        .  3  352  675  80 

Löschgeräte 351  786  44 

Wagen,  Masse,  Alkoholmeter  u.  s.  w.  336951  21 

Maschinen  zur  Flaschenaofiiillung 4  377  376  43 

Pferde,  Fuhrwerk,  Geschirr  u.  s.  w 73  293  40 

Arbeitsinstrumente 674396  54 

Ausstattung  der  Laboratorien 319  553  55 

Sonstige  GegenstJbide 757  426  99 

Zusammen  10  243  460  36 


4.  Unbewegliches  Vermögen  der  Monopolverwaltung 
am  I.  Januar  1907. 

Rubel  Kop. 

Grundstficke  (1358953  Qa.-Dessjatin)     ....  4697690  76 

Bauten 61  749 196  09 

Maschinen 23  520 131  28 

Zentralheizung 2  349  942  28 

Elektrische  Beleuchtungsanlagen 2233971  87 

Artestscbe  Brunnen,  Wasserleitung,  Kanalisation  .  3  765  270  10 

Sonstiges 3014278  19 

Zusammen     10 1  330480  47 
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6.  Die  Erkrankungen  der  Angestellten  und  Arbeiter  im  Monopol. 

Nach  den  Berichten  von  62  Gouvernements.     1903. 


2 

s 

2 


Krankheiten 


d 


o 
Ü 


I. 
2. 

3. 
4. 
5. 

6. 

7. 
8. 

9. 
10. 
II. 
12. 
>3' 
14. 
15- 
16. 

17. 
18. 

19. 
20. 

21. 
22. 

23. 
24. 
25. 
26. 

27. 
28. 
29. 
30. 
31. 
32. 
33. 

34. 
35. 
36. 
37. 

38. 
39- 
40. 

41. 
42. 


Pocken  7 

Windpocken  25 

Scharlach  28 

Masern  25 

Keuchhusten  28 

Grippe  60 

Diphterie  32 

Typhus  46 

Flecktyphus  9 

Typhus  (Reddiv)  3 

Dysenterie  47 

Tuberkulose  40 

LungenentzOndung  46 
Ohrendrüsengeschwulst  41 


60 
«5 
43 
56 
19 


34 


Rheumatismus 

Kindbettfieber 

Rotlauf 

Malariafieber 

Skorbut 

Andere  kontagiöse 

Krankheiten 
Syphilis 

Tripper  (Ulcus  moUe)    1 7 
Gonorrhöe  38 

Skropheln  40 

Rachitis  26 

Blutarmut  60 

Marasmus  3 

Krebs  } 

Andere  Neubildungen   36 
Geistesstörungen  7 

Bandwurm  48 

Krtae  50 

And.  Parasitenkrank- 
heiten — 
Nerrenkrankheiten       61 
Krankh.d.Blutgeasse  53 
Blutadererwaiterungen  36 
ßrkrank.  d.  Atmungs- 
organe                       62 
Angina                           57 
Zahnkrankheiten  62 
Magen-    und    Darm- 
krankheiten 61 
Brüche  38 
Andere    Verdauungs- 
knuikhdten  54 


I« 

n 


7 
68 

lOI 

147 

191 

8838 

97 

215 

18 

8 

518 

298 

230 

323 

9  397 

59 

234 

12  164 

52 

121 
128 

46 
268 
767 

98 
4861 

3 
18 

358 

9 

511 

604 

169 

9802 

868 

145 

19551 
6365 
8353 

19980 
117 

4156 


2 

2 


Krankheiten 


i 


o 


43. 
44. 
45. 

46. 

47. 
48. 

49. 
50. 

51. 
52. 
53. 
54. 
55. 
56. 
57. 
58. 
59. 
60. 
61. 
62. 

63. 
64. 

65. 

66. 

67. 
68. 

69. 
70. 

7«. 

72. 
73- 
74. 

75. 

76. 
77. 


Leberkrankheiten  42 

Nierenenuündungen  39 
Andere   Krankh.  der 

männl.  Hamwege  52 
Krankh.    der    weibl. 

Geschlechtsorgane  55 
Schwangerschaft  50 

Geburten  35 

Muskel- u.Sehnenerkr.  50 


Phlegmone 
Ekzem 


55 
60 


Chronische  Wunden    49 


58 
51 

55 


38 
57 

60 


Eiterbeulen 

Nagelwurm 

Hautrisse 

And.  Hautkrankheiten  — 

Erkr.  der  Knochen       50 

Trachom 

Konjunktivitis 

Andere  Augenkrankh. 

Stör.  d.  Gehörsinnes 

>     >  Geruchssfames  50 
Verletzungen  61 

»     durch  Glas- 
splitter 62 
Andere    traumatische 

Unftlle  — 

Verrenkungen  50 

Knochenbrüche  23 

Verletz,  d.  Gewebe    )I2 
Einprägung  von  dir. 

Gegenständen  39 

Brandwunden    durch 

Siegellack  62 

Andere   termische   u. 

chemische  Verletz.   — 
Erfrierenlassen  26 

Andere  Verletzungen    — 
Alkoholismus  17 

Vergiftung  durch  Al- 
koholdampf 8 
Gehirnerschütterungen    5 
Verschiedene  and.  Er- 
krankungen              — 


151 

133 

304 

i486 
678 

193 
2  510 
2570 
5682 
1685 
3165 
I  460 
6052 
8970 
222 
598 

4  151 
1567 
1936 
I  163 

5  499 

38703 

6219 

601 

158 

47 

587 

8068 

981 

79 
100 

38 

38 
8 

6763 
223  028 
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7.  Zahl  der  in  den  Lagern  beschäftigten  Personen. 

(1903;  in  den  Lagern  von  62  GoaTernements.) 

Männer     Frauen     Knaben     Mädchen   Gesamtiahl 


Kontorpersonal                                   5  040 

— 

— 

— 

5040 

Kommis,  Meister,  ältere  Arbeiter      4  788 

79 

— 

— 

4867 

Ständige  Arbeiter                               9  368 

13776 

49 

38 

23231 

Unständige  Arbeiter                        21  516 

«3139 

197 

«33 

44985 

darunter  Tagelöhner                         18  220 

18050 

152 

HO 

3653a 

Gesamtxahl  d.  beschäft.  Personen  40712 

36994 

246 

171 

78123 

ohne  die  Tagelöhner                      22  492 

18944 

94 

61 

41  591 

8.  Aus  den  russischen  Reichsetats  ffir  1907  und  1908. 


Ei  nnahm  en : 


L  Direkte  Steuern 
II.  Indirekte  Steuern 

III.  Gebühren 

IV.  SUaUregalien     .... 

darunter  das  Branntweinmonopol 
V.  Staatsbesitztum  und  Kapitalien  . 
VI.  Veräusserungen  von  Staatsvermögen 
VII.  Ablösungnahlungen  der  Bauern 
VIIL  Ersatz  von  Ausgaben  der  Reichsrentei 
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Einleitung. 

Die  mittelalterliche  Naturalwirtschaft  ging  mit  der  Zeit  zu 
spezialisierteren  Wirtschaftsformen  über;  dem  Feudalsystem,  das 
auf  der  ländlichen  Produktionsform  beruhte,  trat  die  Stadtwirt- 
schaft mit  ihrem  patrizischen  Regiment,  mit  ihren  Zünften  und 
Korporationen  gegenüber.  An  die  Stelle  der  Produktion  für  den 
eigenen  Bedarf  innerhalb  der  Familie  oder  der  Genossenschaft,  die 
das  Ideal  der  mittelalterlichen  Naturalwirtschaft  war,  trat  jetzt  die 
Produktion  für  Kunden  und  der  freie  Austausch  auf  dem  Markte, 
dem  wirtschaftlichen  Zentrum  dieser  Stadtwirtschaft. 

Für  den  Übergang  von  diesem  Zustande  zur  Geldwirtschaft  wurde 
das  Merkantilsystem  erdacht,  das  vom  16.  bis  ins  18.  Jahrhundert 
fast    in    allen  Staaten  Europas    in    verschiedenen  Formen    auftrat. 

Ein  Hauptverdienst  des  Merkantilismus  bestand  bekanntlich 
in  der  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Handelsbilanz,  die  sich 
freilich  nicht  als  einwandfrei  erwies.  Ebenso  überschätzte  er  die 
Bedeutung  der  Volkszahl,  wenn  er  die  Regel  aufstellte,  daß  ein 
Land  nie  zu  viel  Einwohner  haben  könne,  und  wenn  er  infolge- 
dessen die  Auswanderung  verhindern,  dafür  aber  möglichst  viele 
Fremde  anlocken  wollte. 

Der  Merkantilismus,  der  Handel  und  Manufaktur  in  den 
Vordergrund  menschlicher  Tätigkeit  stellte,  wurde  von  der  Lehre 
der  Physiokraten  abgelöst,  die  Grund  und  Boden  und  deren  Be- 
wirtschaftung als  Quelle  des  Nationalreichtums  betrachteten.  Nur 
der  Ackerbau  bringt  nach  ihnen  Neues  hervor,  während  die 
Manufaktur  nur  Trennungen  und  Verbindungen  bereits  vor- 
handener Stoffe  bewirkt. 

Beide  Systeme  haben  in  Frankreich  ihre  höchste  Ausbildung 
erfahren.  Doch  haben  sie  sich  in  mehr  oder  weniger  reiner  Form 
auch  über  die  andern  damaligen  Kulturländer  verbreitet.  Auch 
in  den  kleinen  Verhältnissen  der  Schweiz  ist  das  Wehen  jenes 
Geistes  fühlbar,  der  hier  besonders  die  Wencje  des  17.  Jahr- 
hunderts beherrschte. 

Zeitschrift  fOr  die  ges.  Staatswisseoschaft  Ergänzungaheft  a6.  1 
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Zwei  Erscheinungen  kennzeichnen  die  beiden  genannten  Haupt- 
lehren auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  des  alten  bernischen 
Staates,  von  dem  man  erwarten  kann,  daß  er  als  Nachbar  Frank- 
reichs stark  unter  dessen  Einfluß  gestanden  habe :  Die  ökonomische 
Gesellschaft  und  der  bernische  Kommerzienrat.  Die  ökonomische 
Gesellschaft,  von  einem  Landwirt  1759  begründet,  verkörpert  mit 
ihren  Bestrebungen  zur  Hebung  der  Agrikultur  vorwiegend 
physiokratische  Ideen.  Sie  ist  zwar  nicht  eine  Schöpfung  des 
französischen  Systems,  aber  doch  des  Geistes,  der  die  Zeit  um  die 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  beherrschte,  und  mit  den  Physiokraten 
hat  sie  in  engster  Verbindung  gestanden.  ^  Der  merkantilistische 
Gedanke  dagegen  hat  den  Kommerzienrat  ins  Leben  gerufen,  der 
nun  bestimmt  war,  Handel  und  Gewerbe  mit  den  Mitteln  zu  fördern, 
die  das  System  zur  Verfügung  stellte. 

Das  Verhältnis  der  beiden  nationalökonomischen  Lehren  zum 
Staate  ließ  sich  kaum  besser  charakterisieren  als  durch  die 
ökonomische  Gesellschaft  und  den  Kommerzienrat.  Jene  war  eine 
private  Gesellschaft,  unabhängig  vom  Staate,  der  nach  dem  obersten 
Grundsatze  der  Physiokraten:  Laisser  faire,  laisser  passer,  den 
ganzen  wirtschaftlichen  Verkehr  nur  sich  selbst  überlassen  sollte, 
damit  der  allen  Interessen  genügende  Zustand  erreicht  werde. 
Dieser  hingegen  war  eine  vom  Staate  geschaffene  Behörde,  die  im 
Auftrage  dieses  Staates  auf  die  Manufaktur  durch  Reglemente  usw^. 
einen  heilsamen  Einfluß  ausüben  sollte  und  beauftragt  war,  die 
Industrie  sowohl  wie  ihre  Arbeiter  zu  beaufsichtigen,  damit  nichts, 
was  dem  Staats  wohl  Vorteil  bringen  konnte,  unterlassen,  oder, 
was  ihm  schadete,  getan  werde.  Nach  dem  Merkantilsystem  hatte 
der  Staat  ein  großes  Interesse  am  Zustand  von  Industrie  und 
Handel.  „Reichtum  ist  zugleich  Macht,  und  die  politische  Bilanz 
soll  durch  die  Handelsbilanz  gefördert  werden.  Politik  und  Volks- 
wirtschaft verfolgen  das  gleiche  Ziel.  Die  Manufakturpflege  ist  in 
erster  Linie  eine  politische  Angelegenheit  und  hat  sich  nach  den 
Plänen  der  Staatsregenten  zu  gestalten.  Die  Volkswirtschaft  ist 
sich  nicht  Selbstzweck."  2) 

Es  wird  sich  im  folgenden  darum  handeln,  zu  untersuchen 
und  zu  zeigen,  aus  welchen  Verhältnissen  der  bernische  Kommerzien- 
rat herauswuchs  und  auf  welchem  Boden  er  sich  organisierte, 
welche  Ziele  ihm   vorschwebten  und   welche  Mittel   er  ergriff,  um 

i)  A.  Oncken,  Der  ältere  MIrabeau  und  die  ökonomische  GeseUschaft  in  Bern. 
Bern,  K.  J.  Wyß,  i886. 

a)  A.  Oncken,  Geschichte  der  Nationalökonomie  L  158. 
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sie  zu  erreichen.  Eine  Geschichte  der  bemischen  Industrien  zu 
liefern,  ist  nicht  beabsichtigt.  Während  der  Arbeit  drängte  sich 
aber  das  Gefühl  auf,  daß  die  Industrie  in  der  bemischen  Volks- 
wirtschaft, zumal  des  18.  Jahrhunderts,  mehr  Berücksichtigung 
verdient,  als  sie  meist  erhält.  Tatsächlich  werden,  wenn  von 
schweizerischer  Industrie  die  Rede  ist,  die  bemischen  Verhältnisse 
kaum  berührt,  und  doch  standen  einige  Zweige  auf  einer  Höhe 
der  Entwicklung,  auf  der  sie  sich  neben  ihren  Konkurrenten  im 
Auslande  sehen  lassen  konnten. 
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Berns  wirtschaftliche  I#age  am  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts und  Versuche  zu  ihrer  Hebung. 


Das  bernische  Staatswesen  hatte  sich  bis  zur  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  zu  der  geschlossenen  Aristokratie  ausgebildet,  als 
welche  es  uns  von  da  an  bis  zum  Untergange  im  Jahre  1798  ent- 
gegentritt. Den  Schlußstein  in  dem  Gebäude  bildete  der  Beschluß 
von  1643,  nach  dem  von  nun  an  niemand  mehr  ins  unbeschränkte 
Burgerrecht  aufgenommen  werden  konnte.  ^)  Nur  Habitanten  oder 
Kleinburger,  auch  ewige  Einwohner  genannt,  nahm  man  auf.  Sie 
hatten  zwar  keine  politischen,  wohl  aber  die  gleichen  ökonomischen 
Rechte  wie  die  Burger;  so  war  die  Stadt  bewohnt  von  geduldeten 
und  rechtlosen  Hintersäßen  und  Bürgern,  diese  getrennt  in  Voll- 
burger und  Kleinburger  und  die  ersteren  wieder  in  regimentsfähige 
und  solche,  die  das  Regiment  wirklich  führten:  Patrizier,  die  sich 
auch  das  Recht  des  Weinhandels  vorbehalten  hatten,  des  einzigen 
Handelszweiges,  den  sie  ihrer  würdig  erachteten.  Der  Grund  zu 
dieser  Ausschließlichkeit  des  Bürgertums  lag  einerseits  in  dem  An- 
wachsen der  bürgerlichen  Güter ;  denn  der  Besitz  des  Burgerrechts 
bedeutete  längst  keine  Pflicht  mehr,  sondern  Mitgenuß  der  großen 
Besitzungen,  der  durch  eine  zu  große  Zahl  von  Anteilberechtigten 
nicht  geschmälert  werden  sollte.  Der  Beschluß  verfolgte  aber  auch 
einen  wirtschaftlichen  Zweck.  Man  wollte  damit  einer  Erscheinung 
steuern,  die  man  als  „Staatskrankheit''  ebensogut  bezeichnen  kann 
wie  manche  andre  Übelstände.     Wir  meinen  die  Ämtersucht. 

Die  Quellen  der  staatlichen  Einkünfte  hatten  sich  seit  der  Re- 
formation bedeutend  vergrößert,  mehr  durch  die  Erwerbung  der 
Waadt  als  durch  die  Einziehung  der  Klostergüter;  stärker  noch  war 
der  Andrang  zu  den  Beamtungen  gewachsen.     Handwerk,   Handel 


i)  K.  Geiser,  Die  Verfassung  des  alten  Bern,  in  der  Festschrift  zur  VII.  Sftkular- 
feier  der  SUdt  Bern.    1891.   IV.    S.  83. 
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und  Gewerbe,  die  nach  der  Reformation  einen  kräftigen  Aufschwung 
genommen  hatten,  lagen  wieder  im  argen ;  sie  wurden  den  Staats- 
ämtem  zuliebe  verlassen.  Was  nützte  es,  daß  Gewerbsleute, 
Künstler,  Handwerker,  Handelsleute  Aufnahme  fanden,  wobei  die 
Regierung  die  Absicht  hatte,  diese  Erwerbszweige  zu  fördern,  wenn 
sie  oder  ihre  Nachkommen  die  „nutzlichen  Begangenschaften"  auf- 
gaben und  bald  ins  nämliche  Fahrwasser  kamen?  Viele  verarmten 
in  kurzer  Zeit,  so  daß  Abnahme  des  Gewerbes  und  Zunahme  der 
Zahl  der  von  öffentlicher  Wohltätigkeit  lebenden  Familien  Hand  in 
Hand  gingen. 

Nun  wollte  man  die  Berufsleute  zwingen,  bei  ihrer  Beschäftigung 
zu  bleiben.  Hatte  aber  die  Art  des  Vorgehens  nicht  auch  ihre 
Gefahr?  Der  Neuangekommenen  wartete  die  völlige  Rechüosigkeit 
als  Hintersäßen ;  denn  auch  das  beschränkte  Burgerrecht  sollte  nur 
sehr  sparsam  erteilt  werden.  Warum  sollte  einer  diese  Verhältnisse 
wählen,  wenn  anderwärts  schönere  ihn  lockten  ?  Warum  sollte  er 
in  Bern  rechtlos  sein,  wenn  er  in  Basel  von  allen  Beschränkungen 
frei  in  den  Wettbewerb  eintreten  konnte?  Die  Stadt  erfuhr  höchst 
wahrscheinlich  diese  nachteilige  Folge  des  Beschlusses  von  1643 
schon  im  Jahre  1676.  Damals  suchten  die  Verordneten  zur  „Intro- 
duction  der  Commercien  oder  Manufacturen"  Personen  „von  gnug- 
samer  Wüssenschaft  und  experienz"  zu  gewinnen.  Man  verhandelte 
mit  zwei  „gewerbsverständigen"  Personen  aus  einem  reformierten 
Orte,  die  verlangten,  in  das  unbeschränkte  Burgerrecht  aufgenommen 
zu  werden,  jedoch  versprachen,  auf  alle  Ämter  zu  verzichten.*) 

Der  Große  Rat  war  damals  gewillt,  auf  den  Vorschlag  einzu- 
gehen, und  gab  der  Kommission  den  Auftrag,  weiter  zu  verhandeln,, 
doch  unter  der  Bedingung,  daß  sich  die  neuen  Burger  nur  ihrem 
Berufe  widmen  sollten  und  auch  ihre  Rinder  dazu  anhielten.  2)  Wir 
wissen  nicht,  ob  die  Verhandlungen  zu  einem  Resultate  führten. 

Nicht  besser  als  in  der  Hauptstadt  stand  es  um  die  Industrie 
in  den  Landstädtchen ;  auch  da  war  ein  Niedergang  zu  verzeichnen. 
Die  Burger  gaben  Handel  und  Gewerbe  auf  und  befaßten  sich  mit 
Landbau,  zu  dem  die  großen  Gemeindegüter  günstige  Gelegenheit 
boten.  Anderseits  ging  ihr  Trachten  nach  den  Ämtern  der  Stadt- 
verwaltung, die  ihnen  nicht  nur  einträglicher  schienen,  sondern  bei 
denen  sie  auch  angesehener  waren,  oder  sie  lebten  von  den  Er- 
trägnissen ihrer  Kapitalien.^) 


i)  R.M.  175,  S.  44fl.  a)  Pol.  B.  8,  S.  31. 

3)  K.  Geiser,  Geschichte  des  Armen wesens  des  Kantons  Bern,  55. 
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Auf  dem  Lande  bedeutete  die  zweite  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts eine  schwere  Krisis,  nicht  nur  in  Bern,  sondern  in 
der  ganzen  Schweiz.  Während  des  dreißigjährigen  Krieges,  als 
Deutschland  verödet  war,  hatte  die  Schweiz  den  deutschen  Markt 
mit  Lebensmitteln  versehen,  so  daß  diese  in  den  dreißiger  und 
vierziger  Jahren  trotz  der  guten  Ernten  sehr  stark  im  Preise  ge- 
stiegen waren.  Dazu  kam  ein  hoher  Verdienst  durch  den  Transit- 
handel aus  Italien  und  Frankreich.  Die  Güterpreise  stiren  um 
das  Doppelte  und  Dreifache,  weil  viele  Flüchtlinge  sich  in  der 
Schweiz  ansiedelten  und  Grund  und  Boden  erwarben.  Das  Land 
hatte  während  des  Krieges  seine  gute  Zeit,  die  sich  nach  dessen 
Beendigung  rasch  in  das  Gegenteil  verwandelte.  Lebensmittel-  und 
Güterpreise  sanken,  die  teuere  Lebensführung  blieb ;  wer  an  seinem 
Gute,  das  nun  um  die  Hälfte  im  Preise  sank,  die  Hälfte  bezahlt 
hatte,  verlor  diese,  während  die  Schuld  haften  blieb.  Es  ist  bekannt, 
daß  diese  wirtschaftliche  Krisis,  die  durch  die  MOnzverschlechterung 
und  mancherlei  Verkehrsstörungen  noch  verstärkt  wurde,  den 
Bauernkrieg  des  Jahres  1653  herbeiführte.  Durch  die  Niederwerfung 
des  Aufstandes  und  die  harte  Behandlung  der  Unterworfenen  wurde 
die  gedrückte  Lage  nicht  gebessert.  Stadt  und  Land,  Regenten 
und  Regierte,  waren  von  nun  an  durch  eine  noch  größere  Kluft 
getrennt.  Allerdings  suchte  die  Regierung  manche  berechtigte 
Klage  durch  Verbesserung  der  Verwaltung  aus  der  Welt  zu 
schaffen;  die  Landvögte  wurden  unter  genaue  Aufsicht  gestellt, 
und  1710  entschloß  man  sich  sogar  zur  Besetzung  der  Landvogteien 
durch  das  Los,  um  Mißbräuchen  bei  der  Bewerbung  und  der  Aus- 
beutung des  Landvolkes  vorzubeugen.  Die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse besserten  sich  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  etwas ;  doch 
wird  immer  noch  berichtet,  daß  fast  in  allen  Teilen  des  Landes 
große  Armut  herrsche  und  ein  nicht  geringer  Geldmangel  zu  ver- 
spüren sei.  Die  ungesunden  Bodenkreditverhältnisse,  die  eben  zum 
großen  Teile  aus  der  Zeit  des  dreißigjährigen  Krieges  stammten, 
die  vielen  Wirtshäuser,  unrationeller  Bodenbau,  Üppigkeit  und 
Verschwendung  und  Mißbräuche  in  der  Verwaltung  des  Landes 
durch  die  Landvögte  sollten  an  dem  schlechten  Zustande  der  Land- 
bevölkerung schuld  sein.  *)  Dementsprechend  waren  die  Maßregeln 
zur  Beseitigung  der  Mißstände  zu  wählen. 

In  diese  Bestrebungen,  die  soziale  Lage  des  Volkes  zu  heben, 
fällt  die  Entstehung  und   die  beginnende  Arbeit  des  Kommerzien- 

I)  K.  Getser,  Armenwesen,  53. 
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rates.  Ein  Rettungsanker  erschien  in  den  Tagen  der  Trübsal.  Auf 
die  „Introduction  der  Commercien"  setzte  man  die  kühnsten  Hoff- 
nungen, die  sich  auch  im  günstigsten  Falle  nicht  erfüllen  konnten. 
Wollte  man  doch  „unwidersprechlich  demonstrieren,  daß  durch 
einführung  der  Manufacturen  innert  zehn  Jahren,  beides,  zu  Statt 
und  zu  Landt,  allem  bätel  abzuhelfen  wäre". 

Die  Kommission,  die  in  den  siebziger  Jahren  zur  Förderung 
der  Industrie  bestand,  ging  an  die  gründliche  Untersuchung  der 
Ursachen  der  Landesarmut,  und  sie  fand  diese  in  der  ungünstigen 
Handelsbilanz,  worunter  sie  allerdings  das  verstand,  was  wir  heute 
Warenbilanz  nennen. 

Aus  dem  Gutachten,  das  der  Kommerzienrat  am  8.  September  1687 
den  G.  H.  einreichte  ^),  verdienen  zwei  Momente  hervorgehoben  zu 
werden:  Einmal  die  Erkenntnis,  daß  die  Summen,  die  jährlich  in 
das  Gewölbe  gelegt  wurden,  der  wirtschaftlichen  Produktion  ent- 
zogen seien,  daß  sie  ein  totes  Kapital  bedeuteten,  daß  es  national- 
ökonomisch auf  eins  herauskam,  ob  sie  im  Gewölbe  lagen  oder 
gar  nicht  existierten.  An  diesem  Punkte  setzte  später  der  Kom- 
merzienrat ein,  indem  er  die  überflüssigen  Regierungsgelder  zur 
Hebung  der  Industrie  verwenden  wollte,  um  sie  auf  diese  Weise 
fruchtbringend  zu  des  Landes  Wohl  auszugeben.  Der  Erfolg  war 
nicht  groß,  so  daß  man  sich  später  von  einer  solchen  Anlage  ab- 
wandte und  die  Kapitalien  auf  ausländische  Unternehmen  auslieh. 2) 

Sodann  ist  zu  beachten  die  scharfe  Erfassung  des  Prinzips  der 
Warenbilanz,  die  aber  damals  gleichbedeutend  war  mit  Wirtschafts- 
bilanz, und  die  klare  Erkenntnis  des  ungünstigen  Resultates  für 
den  Anteil  Berns  im  internationalen  Warenaustausch.  Eine  aus- 
führliche Zusammenstellung  der  Summen,  die  für  fremde  Produkte 
aus  dem  Lande  gingen,  wurde  gleichzeitig  mit  dem  Memorial  aus- 
gearbeitet und  wahrscheinlich  diesem  beigelegt.  Es  kann  sich  bei 
dem  Fehlen  jeder  Handels-  und  Zollstatistik  selbstverständlich  nur 
um  angenäherte  Werte  handeln.  Wir  entnehmen  ihr,  daß  für  über 
200000  Kronen  fertige  Industrieprodukte,  die  Metallwaren  nicht 
gerechnet,  eingeführt  wurden.  Sie  betrafen  vor  allem  die  Tuch- 
fabrikation, Wollen-,  Seiden-  und  Baumwollindustrie,  außerdem 
die  Wirkerei,  die  feinere  Gerberei,  Uhrmacherei  und  einige  kleinere 
Gewerbe    und    Handwerke.     Auch   die  Rohstoffe  für  die  Industrie 


1)  J.B.  1687,  S.47ff. 

2)  Vgl.  Julius  Landmanttf    Die  auswärtigen  Kapitalanlagen  aus   dem  Berner 
Staatsschatz  im  XVni.  Jahrhundert.  Jahrbuch  fflr  schweizerische  Geschichte,  Bd.  98, 39. 
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machten  ansehnliche  Summen  aus,  z.  B.  rohe  Wolle  und  Seide, 
die  mit  zusammen  100000  Kronen  vertreten  sind  und  allein  schon 
zeigen,  daß  diese  Manufakturen  eine  nicht  unbedeutende  Verbreitung 
hatten,  aber  auch  erklären,  daß  Anstrengungen  gemacht  wurden, 
diese  Beträge  durch  Hebung  der  Produktion  im  Lande  zu  verringern. 
Aus  der  Beratung  der  Denkschrift  im  Großen  Rate  gingen  folgende 
Vorschläge  hervor:  Beschränkung  der  Einfuhr  von  Lebensmitteln 
auf  das  Notwendigste,  Verbot  der  Einfuhr  von  Luxusartikeln,  Ein- 
fuhr des  Notwendigen  in  rohem  Zustande,  Ver\'ollkommnung  des 
Handwerks,  Förderung  der  Ausfuhr  von  Landesprodukten,  Ver- 
hinderung des  frühen  Reislaufens  und  Verbesserung  des  Schul- 
wesens. *) 

Daraus  ergab  sich  im  wesentlichen  der  dritte  Punkt,  an  dem 
der  Kommerzienrat  mit  seiner  Tätigkeit  einsetzen  konnte.  Alle 
Kräfte  sollte  er  aufbieten,  um  die  bisher  passive  Warenbilanz  in 
eine  aktive  zu  verwandeln,  so  daß  das  Land  reicher  an  Metallgeld 
würde.  Das  wollte  man  durch  Hebung  der  einheimischen  Industrie 
erreichen,  ein  Unterfangen,  an  dessen  Gelingen  man  von  vornherein 
zweifeln  könnte,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  Historiograph  Jakob 
Lauffer  den  Bemem  das  Zeugnis  ausstellte,  sie  taugen  nicht  zu 
Handwerk  und  Handelschaft. '-*) 


I)  J.  B.  1687.  S.  I  ff. 

a)  Genaue    and    umstftndliche   Beschreibung  helvetischer  Geschichte,    III.    17. 
Zflrich  1736. 
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L  Gründung  und  Organisation. 

Wenn  man  einen  Blick  auf  die  bernischen  Ratsverhandlungen 
der  damaligen  Zeit  wirft,  so  sieht  man,  wie  allmählich  sich  die 
Erkenntnis  Bahn  brach,  daß  die  bisherige  Produktion  weder  in  der 
Form  noch  in  der  Menge  genüge,  daß  die  einzelnen  Versuche, 
die  von  alters  her  mit  Industrie  und  Gewerbe  gemacht  worden 
waren,  vermehrt  und  ausgebaut  werden  müßten,  und  daß  man, 
was  bis  jetzt  nur  nebenbei  berücksichtigt  worden  war,  zum 
Prinzip  erheben  und  systematisch  behandeln  müsse.  Daraus  ergab 
sich  eine  neue  Aufgabe  für  den  Staat :  Er  wollte  durch  Einführung 
von  Handel  und  Industrie  für  das  Wohl  seiner  Untertanen  sorgen; 
zu  diesem  Zwecke  schien  die  Einführung  des  Kommerzienrates 
geboten. 

Ein  äußeres,  mehr  zufälliges  Moment  förderte  die  Bewegung: 
die  Einwanderung  evangelischer  Flüchtlinge  aus  Frankreich.  Diese 
hatte  allerdings  schon  während  der  Glaubenskämpfe  im  16.  Jahr- 
hundert eingesetzt,  und  Basel  und  Zürich  erhielten  ihre  wichtigsten 
Industrien 0-     Bern  hatte  damals  seine  Tore  möglichst  verschlossen. 

In  der  Regierungszeit  Ludwigs  XIV.  setzte  die  Refugienten- 
bewegung  von  neuem  ein,  um  nach  der  Aufhebung  des  Edikts  von 
Nantes  1685  den  Höhepunkt  zu  erreichen.  Diesmal  gab  es  in 
Bern,  wo  unterdessen  schon  Schritte  zur  Einführung  der 
Industrie  getan  worden  waren,  Männer,  die  lebhaft  für  die  Auf- 
nahme der  Flüchtlinge  eintraten,  indem  sie  daran  die  Hoffnung 
knüpften,  daß  Berns  Gewerbe  und  Handel  dadurch  einen  kräftigen 
Antrieb  erhielten.'-*) 

In  Frankreich  schuf  Heinrich  IV.  den  ersten  Conseil  de 
Commerce  um  das  Jahr  1607,  der  aber  mit  dem  Tode  des  Königs 
unterging;  von  Richelieu  wiedererrichtet,  mit  dem  Tode  Lud- 
wigs XIII.  eingegangen,  rief  ihn  Ludwig  XIV.  erst    1700    wieder 


1)  Geeringf  Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel,  448. 

2)  Memorial  der  Komme rzienkammer  vom  8.  September  1687;  J.  B.  1687,  S.  47. 
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ins  Leben.  Er  bestand  aus  neun  hohen  Beamten,  hauptsächlich 
des  Finanzwesens,  und  je  einem  Abgeordneten  der  dreizehn  be- 
deutendsten Städte  des  Landes.  *) 

Neben  dieser  Behörde  für  das  ganze  Land  gab  es  in  den 
wichtigeren  Handelsstädten  Handelskammern;  die  meisten  wurden 
aber  erst  durch  königliches  Edikt  vom  30.  August  1701  geschaffen.  2) 
Älter  sind  nur  die  von  DQnkirchen  (1700)  und  Marseille,  welche 
1650  ins  Leben  trat.^)  Sie  erscheinen  hauptsächlich  als  Ver* 
treter  der  Kaufmannschaft,  immerhin  unter  dem  Vorsitz  oder  mit 
Beiziehung  von  Amtspersonen.  Selbstverständlich  kannten  die 
Berner  diese  Einrichtungen,  zumal  die  Kammer  von  Marseille, 
ging  doch  nach  Lyon  und  an  das  Mittelmeer  ein  großer  Teil  des 
bemischen  und  des  übrigen  schweizerischen  Handels. "•) 

Auch  in  schweizerischen  Städten  bestanden  Handelskammern, 
so  die  kaufmännischen  Direktorien  von  Zürich  und  St.  Gallen. 
Aber  sie  waren  nur  durch  Vertreter  der  Handelsleute  gebildet;  in 
Zürich  sicherte  sich  die  Regierung  erst  im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts einen  größern  Einfluß  durch  die  Bestimmung,  daß  ein 
Teil  der  Mitglieder  dem  Rate  angehören  mußte;  wenig  später 
wurden  diese  vom  kleinen  Rate  selber  gewählt.*) 

Es  ist  wahrscheinlich,  daß  diese  Kammern  dem  bernischen 
Rate  vorschwebten,  als  es  sich  um  die  Schaffung  der  neuen 
Behörde  handelte.  Direkt  weist  uns  darauf  hin  eine  Äußerung  des 
Kommerzienrates  selber.  Als  die  Handelsleute  unter  den  Bürgern 
von  der  Kammer  ausgeschlossen  wurden,  führte  sie  als  Beispiel, 
daß  .es  anderwärts  anders  gehalten  werde,  Zürich,  Basel  und 
St.  Gallen  an.^)  Der  bernische  Kommerzienrat  mußte  ganz  natur- 
gemäß anders  zusammengesetzt  sein.  Die  Aristokratie  konnte 
nicht  zugeben,  daß  andere  als  Ratsmitglieder  dazu  gewählt  wurden, 
und  er  erscheint  daher  von  Anfang  an  nicht  als  beratende  Ver- 
tretung der  industriellen  und  Handelsbevölkerung,  sondern  als  Be- 
standteil der  Regierungsmaschine. 

i)  Savary,  Dictionnaire  universel  de  commerce  (1743)  I.  1023. 

2)  Savary,  I.  739. 

3)  JRoscher,  Nationalökonomik  des  Handels  und  Gewerbfleißes,  497. 

4)  Versuch  einer  Geschichte  der  Handelschaft  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich 
(1763),  154,  166.   J.  C.  Fäsi,  Staats-  und  Erdbeschreibung  I.  554. 

5)  Bürkli'Meyer,  Zürcher  Taschenbuch  1883.  IVartfttann,  //.,  in  Reichesberg, 
Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  II.  721  ff. 

6)  Dort  .sind  den  Commercien  und  Handlungen  vorgesetzt  diejenigen,  welche 
am  stärksten  Handlungen  treiben  und  derenselben  die  beste  Wissenschaft  haben, 
hiengegen  die  so  nichts  handien,  davon  ausgeschlossen*. 
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Langsam  entwickelten  sich  die  Verhältnisse,  die  unsere  Behörde 
entstehen  ließen;  darum  ist  es  selbstverständlich,  daß  der  Kommerzien- 
rat  nicht  mit  einem  Schlage  auf  der  Bildfläche  erscheint.  Es  ist 
uns  leider  nicht  gelungen,  die  ersten  Keime  nachzuweisen. 
Soviel  aber  ist  sicher,  daß  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts zu  suchen  sind.  Anfangs  gab  es  nur  vereinzelte  Ge- 
schäfte zu  beraten,  die  zur  Voruntersuchung  und  zur  Bericht- 
erstattung an  eine  Kommission  gewiesen  wurden.  In  einer  solchen 
liegen  die  Anfänge  des  Kommerzienrates.  Wir  wissen  nicht,  ob 
das  Geschäft,  das  am  15.  März  1676  behandelt  wurde,  und  in  dem 
es  sich  um  die  Aufnahme  von  zwei  „gewerbsverständigen  Per- 
sonen" ins  unbeschränkte  Burgerrecht  handelte,  das  erste  war,  das 
dieser  Kommission  vorgelegt  wurde;  wenigstens  fanden  wir  sie 
zum  ersten  Mal  erwähnt.^) 

Die  Kommission  erscheint  bald  darauf  als  ständige.  1678 
hören  wir  wieder  von  Schultheiß  von  Erlach  „und  Mitverordneten 
zum  Commerciengeschäft''.^)  Noch  deutlicher  spricht  die  Weisung, 
die  Kommission  zu  ergänzen.^)  1679,  20.  September,  erscheint  sie 
wieder  als  „die  Committierten  zum  Commerciengeschäften".^)  In  den 
achtziger  Jahren  trägt  sie  den  Namen  „Commercien  Cammer",  so 
168P),  1683«),  16847),  1686.«) 

Sie  bestand  aus  dem  Schultheißen  als  Präsidenten  und  einigen 
Mitgliedern  des  Kleinen  und  Großen  Rates.  Die  Wahl  geschah 
durch  die  Vennerkammer.*)  Noch  hatte  die  Kommission  keine 
selbständige  Bedeutung,  noch  hielt  sie  nicht  regelmäßig  Sitzungen ; 
ihre  Mitglieder  saßen  auch  in  andern  Kammern,  die  niehr  ein- 
trugen und  ihre  Zeit  in  Anspruch  nahmen.  So  mögen  die  Ge- 
schäfte der  Kommerzienkommission  etwas  vernachlässigt  worden 
sein.*^)  Aber  auch  ihre  Abhängigkeit  von  der  Vennerkammer  war 
hinderlich.  Ihre  Anträge  fanden  nicht  die  gewünschte  Berück- 
sichtigung und  blieben  oft  liegen,  was  zur  Weiterarbeit  nicht 
gerade  aufmunterte.^*) 

Nun  gab  das  Memorial  der  Kommerziejikammer  vom  8.  Sep- 
tember 1687  ohne  Zweifel  den  Anlaß  zur  Gründung  des  Kommerzien- 
rates. *2)  Ausgehend  vom  Nutzen  der  Manufaktur  und  des  Handels, 
ging    es    über    zur    Betrachtung    der    wirtschaftlichen    Lage     des 


I)  R.M.  175,  S.  44a.  a)  R.M.  i8a,  S.  as«                   3)  R.  M.  183,  S.  lo. 

4)  R.M.  185,  S.  151.  5)  R.M.  192,  S.  3a4.                6)  P0I.B.  8,  S.  371. 

7)  ibid.,  S.  369.  8)  R.M.  303,  S.  453,  464.        9)  R.M.  183,  S.  10. 

10)  R.  M.  203,  S.  464.  II)  J.  B.  1687,  S.  47  ff. 

la)  J.  B.  1687,  S.  47 ff.,  R.M  aio,  S.  150. 
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bernischen  Staates  und  kam  zum  Schlüsse,  daß  diese  eine  Besserung 
nötig  habe,  die  aber  nur  durch  schleunige  Einführung  von  Handel 
und  Industrie  zu  erwarten  sei. 

Hierauf  wurden  die  Vorteile  für  die  handelnde  und  regierende 
Burgerschaft  erörtert,  und  endlich  kam  man  auf  die  zu  geringen 
Befugnisse  der  Kommerzienkammer  zu  reden  und  verlangte,  „die 
Commifiion  der  dependenz  von  andern  Cammem  ußert  dem 
höchsten  gwalt  zu  liberieren"  und  ihr  die  Kompetenz  zu  erteilen, 
den  Fabrikanten  gewisse  Privilegien  zuzusichern,  Oberhaupt  alles 
zu  tun,  was  zur  Erreichung  des  Zieles  dienen  konnte. 

Die  Eile,  mit  der  das  Geschäft  vom  Großen  Rate  behandelt 
wurde,  zeigt,  wie  dringend  es  war,  und  welches  Interesse  man 
ihm  entgegenbrachte.  Es  war  hauptsächlich  auf  die  Einführung 
der  Industrie  von  Seide,  Wolle,  Leinwand  und  Leder  abgesehen, 
und  die  Zweihundert  erkannten  als  Hauptmittel  zu  ihrer  Förderung: 
Gewinnung  von  Meistern,  die  der  Fabrikation  kundig  wären,  und 
Heranziehung  von  Großhändlern,  die  für  Absatz  sorgen  würden. 
Sie  waren  geneigt,  diese  des  Zolls  für  die  Waren,  die  sie  mit- 
brachten, so  wie  für  das  rohe  Material,  das  sie  während  der  ersten 
fünf  Jahre  einführten,  zu  entheben  und  sie  nach  einer  Probezeit 
von  drei  Jahren  mit  ihren  Gütern  ziehen  zu  lassen,  ohne  das 
Abzugsrecht  anzuwenden.  Man  stellte  ein  eigenes  Handelsgericht 
in  Aussicht,  wollte  ihnen  Platz  in  obrigkeitlichen  Häusern  gewähren 
und  die  Anstellung  fremder  Arbeiter  erlauben,  bis  sich  die  nötige 
Zahl  in  der  bemischen  Bevölkerung  selbst  fand.  Endlich  sollte 
die  bisherige  Kommission  zu  einem  ordentlichen  Kommerzienrate 
ausgebaut  werden.  Dieser  letzte  Vorsatz  wurde  zuerst  verwirklicht; 
die  neue  Behörde  sollte  dann  das  übrige  tun.  Rasch  wurde  in 
allgemeinen  Umrissen  der  Plan  entworfen,  Rechte  und  Pflichten 
der  neuen  Behörde  bestimmt;  am  14.  September  erfolgte  die 
Wahl  der  Kommerzienrate,  und  am  22.  September  erschien  die 
Instruktion. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  acht,  nachdem  am  8.  Sep- 
tember nur  sechs  vorgeschlagen  worden  waren.*)  Von  den  acht 
gehörten  zwei  dem  Kleinen  Rate,  sechs  den  Zweihundert  an.  Die 
ersten  Mitglieder  waren  die  Venner  von  Büren  und  von  Muralt, 
die  ehemaligen  Amtleute  Daniel  Im  Hooff,  Hackbrett,  Emanuel 
Steiger,  Fischer  von  Wangen,  Thormann  und  Appellationsschreiber 
Tribolet.      Außerdem    sollte    der   Seckelmeister    Sinner    von   Amts 


I)  R.M.  2io,  s.  156. 
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wegea  an  den  Sitzungen  teilnehmen,  so  oft  es  ihm  seine  Geschäfte 
erlaubten.  Somit  war  die  Stärke  des  Rates  eigentlich  neun.^)  Bei 
der  Wahl  kamen  zweifellos  zuerst  die  bisherigen  Mitglieder  der 
Kommission  oder  Kammer  in  Betracht,  2)  dann  aber  auch  andere 
Ratspersonen,  die  mit  den  Kommerzien  vertraut  waren.  Der  neue 
Rat  fand  es  selbstverständlich,  daß  er  aus  solchen  „Subjectis"  zu- 
sammengesetzt sein  müsse,  die  etwas  von  den  Geschäften  ver- 
stehen, die  sie  behandeln  sollten;  einige  hatten  auch  erklärt,  daß 
sie  in  Handlungen  beteiligt  seien  oder  es  zu  tun  im  Sinne 
haben.*) 

Aber  gerade  der  Umstand,  daß  Leute  die  Kammer  bildeten, 
die  selber  in  der  Handlung  beteiligt  waren,  führte  noch  zu  längeren 
Auseinandersetzungen.  Der  elfte  Artikel  der  Instruktion  bestimmte, 
daß  die  Mitglieder  des  Kommerzienrates  selbst  in  Manufaktur  und 
Handlung  nicht  interessiert  sein  sollten ;  wer  es  schon  wäre,  sollte 
„deren  sich  abthun"  oder  auf  die  Stelle  verzichten.  Alle,  die  der 
Artikel  betraf,  erklärten,  daß  sie  eher  ihre  Stelle  aufgeben  würden, 
als  „nutzliche  Handlungen"  zu  unterlassen.*)  Der  Kommerzienrat 
machte  darauf  aufmerksam,  daß  es  von  Vorteil  wäre,  wenn  die  an 
der  Spitze  des  Unternehmens  Stehenden  mit  gutem  Beispiel  voran- 
gingen, um  die  andern  aufzumuntern,  und  daß  es  ungerecht  und 
der  bürgerlichen  Freiheit  zuwider  wäre,  wenn  Männer,  die  sich  um 
die  Sache  bemühen,  des  Nutzens  nicht  teilhaftig  würden.  Er  wies 
femer  auf  Basel,  Zürich  und  St.  Gallen  hin.^) 

Der  Große  Rat  änderte  nachträglich  den  Artikel  ab,  so  daß 
die  Mitglieder  sich  an  Handlungen  oder  Fabriken  „principaliter 
oder  aßociationsweis  interessieren"  durften,  doch  unter  der  Be- 
dingung, daß  sie  nicht  Monopole  errichteten  und  überhaupt  nicht 
zu  sehr  auf  ihren  eigenen  Vorteil  bedacht  waren ;  wenn  es  sich  um 
Geschäfte  handelte,  bei  denen  Mitglieder  als  Privatunternehmer 
beteiligt  waren,  so  sollten  diese  aus  der  Verhandlung  austreten ;  end- 
lich wurde  ihnen  verboten,  sich  mit  den  Fabrikanten,  die  in  obrig- 
keitlichen Häusern  untergebracht  waren,  in  Gesellschaften  einzu- 
lassen, damit  diesen  allein  die  Vorteile  reserviert  blieben,  die  sie 
in  dieser  Beziehung  genossen.^) 

I)  R.  M.  aio,  S.  206. 

3)  Wir  keimen  die  Mitglieder  unmittelbar  vor  1687  zwar  nicht,  1681  saßen 
aber  darin  Sinner  vom  Kleinen  Rat,  Hans  Rud.  Steiger,  Balthasar  Imhof  und  Georg 
Thormann  vom  Großen  Rate.   (R.  M.  19a,  S.  47a.) 

3)  Mem.  B.  1687,  S.  29  ff.  4)  ibid.  5)  Mem.  B.  1687,  S.  33. 

6)  J.  B.  1687,  S.  16.  14.  Nov.  1687. 
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Die  Instruktion  vom  22.  September  1687  *)  erteilte  der  neu- 
geschaffenen Handelsbehörde  zahlreiche  und  bedeutende  Befugnisse. 
Sie  hatte  das  Recht,  Konzessionen  zu  erteilen,  Ordnungen  und 
Reglemente  für  Handel  und  Industrie  zu  erlassen;  sie  durfte  2Lo\\- 
freiheit  für  industrielle  Produkte  und  Rohmaterial  gewähren;  sie 
konnte  unter  gewissen  Bedingungen  und  unter  Zustimmung  von 
Rat  und  Burgern  *)  Fabrikanten  zu  ewigen  Einwohnern  annehmen; 
sie  hatte  die  Aufgabe,  die  einheimische  Bevölkerung  zur  Industrie 
heranzuziehen;  ihr  wurde  die  Aufsicht  Ober  die  obrigkeitlichen  Ge- 
bäude übertragen,  die  der  Industrie  dienen  sollten.  Endlich  hatte 
sie  auch  richterliche  Gewalt;  sie  war  ein  Handels-  und  Gewerbe- 
gericht, das  bis  auf  den  Wert  von  fünfhundert  Franken  ohne  Ap- 
pellation urteilen  konnte,  das  femer  den  Auftrag  erhielt,  ein  eigenes 
Verfahren  für  die  Eintreibung  von  Schulden,  eine  Art  Betreibungs- 
recht, vorzuschlagen ;  die  richterliche  Gewalt  konnte  der  Kommerzien- 
rat  auf  eine  eigene,  von  ihm  zu  schaffende  Kammer  übertragen, 
wenn  er  die  Arbeit  nicht  mehr  zu  bewältigen  vermochte. 

Der  Rat  sollte  sich  wöchentlich  zweimal  versammeln;  er  war 
beschlußfähig,  wenn  die  Hälfte  der  Mitglieder  anwesend  war.  Es 
besteht  keine  Möglichkeit,  die  Zahl  der  gehaltenen  Sitzungen  zu 
bestimmen;  soviel  aber  ist  sicher,  daß  es  nicht  alle  Wochen  zwei 
waren;  wenigstens  entspricht  die  geleistete  Arbeit  nicht  so  vielen 
Versammlungen. 

Dem  Großen  Rate  war  die  Kammer  alle  drei  Monate  Bericht 
und  Rechnung  schuldig;  zu  ihm  stand  sie  femer  im  Verhältnis 
einer  vorberatenden  und  begutachtenden  Behörde;  sie  hatte  den 
Auftrag,  alle  zutage  tretenden  Ansichten  mitzuteilen,  ohne  die 
Gegensätze  auszugleichen.  Alle  Ansichten  mußten  natürlich  zu- 
erst vom  Täglichen  Rate  behandelt  werden;  aber  dieser  ver- 
sprach, die  Weiterleitung  an  den  Großen  Rat  möglichst  zu  fördern. 

Es  war  schwieriger,  die  Aufgabe  mit  kräftiger  Hand  anzu- 
fassen als  schöne  Pläne  zu  schmieden.  Das  erfuhr  der  Kommerzien- 
rat,  der  von  all  den  Aufgaben,  die  ihm  zugewiesen  worden  waren, 
keine  einzige  löste.  Wir  wissen  nicht,  wo  es  fehlte.  War  die 
Situation  zu  wenig  abgeklärt,  so  daß  die  Behörde  nicht  wußte,  wo 
anfangen,  und  nur  tastende  Versuche  ohne  System  und  Einheit 
unternahm  ?  Fanden  ihre  Bestrebungen  Widerstand  und  bei  wem  ? 
Oder  hatte  die  Wahl  nicht  die  richtigen  Männer  getroffen?  Wir 
vermuten  das  erste;   es  war  schwierig,   sich  in  die  neue  Aufgabe 


i)  Pol.  B.  II,  S.  19.  fl)  Grosse  Rat. 
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einzuleben  und  etwas  zu  schaffen,  wozu  die  Grundlagen  noch  nicht 
vorhanden  waren. 

Seit  1690  fahrte  der  Kommerzienrat  ein  schattenhaftes  Dasein.') 
Noch  war  man  über  Projekte  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage 
nicht  hinausgekommen.  Die  Vennerkammer  stellte  dem  Großen 
Rate  am  30.  August  1694  vor,  wie  schnell  die  Armut  in  Stadt  und 
Land  zunehme,  worauf  sie,  verstärkt  durch  zwei  weitere  Sachver- 
ständige, den  Auftrag  erhielt,  einen  Vorschlag  einzubringen,  wie 
der  Gefahr  durch  «Introduction  Manufactur,  Handlungen,  Äufnung 
der  Handwerken  etc.  vorzubeugen  seye."^) 

Freilich,  allzuscbnell  arbeitete  die  Vennerkammer  auch  nicht  ^), 
aber  im  Frühjahr  1695  war  die  Sache  doch  so  weit  gediehen,  daß  sie 
zur  Behandlung  im  Großen  Rate  kam.  Unter  den  verschiedenen 
Mitteln,  die  man  für  geeignet  hielt,  den  Zweck  zu  erreichen,  erschien 
auch  die  Neugestaltung  und  Neubelebung  des  Kommerzienrates. 
Am  28.  Juni  wurde  der  Kommerzienrat  neugegründet  und  mit  der 
alten  Gewalt  ausgerüstet.  Auch  jetzt  tritt  er  uns,  wie  schon  früher, 
als  Einzelerscheinung  entgegen  in  dem  ganzen  Streben  nach 
Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse;  als  Haupterscheinung 
allerdings,  sollte  er  doch  die  treibende  Kraft  werden,  um  das  lang- 
ersehnte Ziel  zu  erreichen. 

Der  Kommerzienrat  erhielt  neun  Mitglieder,  wovon  zwei  dem 
Täglichen  und  sieben  dem  Großen  Rate  angehörten.  Es  hatte  sich 
um  die  Frage  gehandelt,  ob  nicht  auch  andere  als  Mitglieder  dieser 
beiden  Behörden  wählbar  sein  sollten;  doch  wurde  die  Frage  fast 
einhellig  verneint.*)  Die  Wahl  erfolgte  durch  die  Zweihundert ;  um 
eine  allmähliche  Erneuerung  zu  ermöglichen,  sollte  jedes  Jahr  das 
älteste  Mitglied  austreten,  wenn  es  der  Kammer  sechs  Jahre  lang 
angehört  hatte.  Am  29.  April  1722  wurde  die  Mitgliederzahl  auf 
zehn  erhöht.  In  den  meisten  Kammern  war  es  Brauch,  daß  solche 
Burger  darin  saßen,  die  noch  keine  Ämter  bekleidet  hatten.^)  Dem- 
entsprechend setzte  man  nun  neben  zwei  Angehörige  des  Kleinen 

1)  Wir  kennen  nicht  die  ganze  Tätigkeit  von  1687 — 1695.  Die  Protokolle 
gehen  nur  bis  1690;  doch  existierte  der  Kommerzienrat  noch  in  den  folgenden 
Jaiiren.  Er  stellte  z.  B.  Warenbegleitscheine  aus,  und  am  30.  Nov.  1693  wurde  er 
durch  zwei  neue  Mitglieder  ergAnzt.  (R.  M.  Nr.  933,  S.  196,  Nr.  339,  S.  iio,  Nr.  938, 
S.  102,  Nr.  241,  S.  115,  190.) 

2)  Einleitung  zur  Verordnung  von  1695.  J.  B.  la,  11  ff.,  Pol.  B.  9,  S.  303. 

3)  Der  Seckelmeister  von  Muralt  bemerkte  am  27.  November  1694,  «daß  in 
der  anbefolqhq^o  Consultation,  wie  die  Commercien  zu  introducieren,  es  wegen  nit 
besnchung  der  Commeren  nit  rucken  wolle".    (R.  M.  343,  S.  166). 

4)  R.M.  346,  S.  384.  5)  K,  Geiser,  Festschrift  IV.  124. 
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Rates  und  vier  alte  Amtleute  vier  NonhabuistenJ)  Dieser  Bestand 
blieb  bis  ins  Jahr  1792,  in  dem  die  Zahl  wieder  auf  neun  herunter- 
gesetzt wurde. 

Den  Vorsitz  hatte  ein  Mitglied  des  Kleinen  Rates,  während 
als  Sekretär  ein  jüngerer  Burger  amtierte,  der  sich  dadurch  neben 
beträchtlichen  Einkünften  die  Anwartschaft  auf  höhere  Stellen  erwarb. 
Er  protokollierte  die  Verhandlungen,  besorgte  die  Korrespondenz, 
stellte  Patente  aus,  verfaßte  die  gerichtlichen  Urteile  usw.  Seit  1723 
verwaltete  der  Sekretär  auch  die  Kasse  ^),  die  vorher  von  einem 
eigenen  S^ckelmeister  —  einem  Kammermitglied  —  besorgt 
worden  war.  Seine  Einkünfte  bestanden  hauptsächlich  aus  einem 
Fixum  von  hundertzwanzig  Kronen,  Anteil  an  den  Toleranzgeldem  '), 
zwei  Prozenten  vom  eingenommenen  Gelde  der  laufenden  Verwaltung 
und  besonders  den  Emolumenten  für  das  Ausstellen  von  Patenten 
und  Ausfertigen  anderer  Schriftstücke,  die  eine  beträchtliche  Summe 
ausmachten.  Für  ein  Kramladenpatent  waren  dem  Schreiber  allein 
drei  Kronen  zu  bezahlen ;  für  ein  Marktpatent  zahlten  ihm  Landes- 
fremde eine  Krone  fünf  Batzen,  Eidgenossen  zweiundzwanzig  Batzen, 
Berner  zwölf  Batzen.*)  Für  die  Zeit  von  1789  bis  1792,  während 
welcher  die  Patentierung  sistiert  war,  bezog  er  eine  Entschädigung 
von  1590  Kronen  11  Batzen  1  Kreuzer.*)  Nach  1792  wurden  die 
Sportein  für  die  meisten  Patente  dem  Staate  verrechnet;  dafür 
wurde  der  Sekretär  mit  einer  fixen  Summe  entschädigt,  die  fünf- 
hundert Kronen  jährlich  überstieg.^)  Der  Präsident  bezog  seinen 
Anteil  durch  die  Siegelgelder,  die  durchgehends  kleiner  waren  als 
der  Anteil  des  Sekretärs,  und  die  übrigen  Mitglieder  kamen  auf 
ihre  Rechnung  durch  die  Verteilung  der  Toleranzgelder,  der  Bußen, 
der  Beträge  aus  den  Konfiskationen,  die  alle  am  Ende  des  Jahres 
nach  der  Zahl  der  besuchten  Sitzungen  verteilt  wurden.  Der  Anteil 
des  einzelnen  schwankte  z.  B.  1723  zwischen  7  und  28  Kronen, 
1724  zwischen  5  und  30  Kronen,*')  Ferner  fielen  ihnen  die  Ab- 
gaben für  Lehr-,  Gesellen-  und  Meisterbriefe  zu,  die  die  Kommerzien- 
räte  in  ihrer  Eigenschaft  als  Direktoren  der  verschiedenen  Gewerbs- 
zweige ausstellten  und  siegelten.  Im  Dienste  des  Kommerzienrates 
stand  auch  ein  Weibel,  der  neben  einer  Besoldung  von  48  Kronen 
bedeutende  Sportein  bezog.  Die  Kammer  war  also  eine  der 
„lukrativen". 


I)  J.B.  II.  I4S.  2)  C.R.R.  1723.  3)  C.R.R.  1713,  1714. 

4)  J.B.  VIIL  134—143.  5)  J.  B.  VIII.  isoff.  6)  ibid, 

7)  C.R.R. 
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Dennoch  trug  sie  in  der  ersten  Zeit  den  Stempel  der  Untätigkeit; 
die  Herren  strengten  sich  durchaus  nicht  übermäßig  an.  Oft  blieb 
es  beim  guten  Willen.  So  wurde,  trotz  des  Beschlusses,  wöchent- 
lich dreimal  sich  zu  versammeln,  im  Jahre  1696  nur  durchschnittlich 
alle  zwei  Monate  eine  Sitzung  gehalten.^)  Kein  Wunder,  daß  der 
Rat,  wie  er  selbst  sagt,  bald  „in  Discredit  gefallen"  war!  Am 
22.  Dezember  beschloß  er,  „frisch  das  Werk  anzugreifen  und  die 
restierenden  Sachen  zu  liquidieren**,  sich  deshalb  jeden  Dienstag 
und  Samstag  vormittag  zu  versammeln^  und  zwar  „ungebotten  und 
krafft  habenden  Eydts**.-)  Die  nächste  Sitzung  sollte  am  ersten 
Dienstag  des  Jahres  1697  sein  —  sie  fand  am  20.  Februar  statt. 
In  den  alten  Schlendrian,  der  beinahe  die  Tatenlosigkeit  der  Kammer 
von  1687  wieder  herbeigeführt  hätte,  versank  der  Kommerzienrat 
von  jetzt  an  nicht  mehr.  Schon  im  Laufe  des  Jahres  1697  lebte 
er  sich  in  die  Aufgabe  ein,  die  Geschäfte  mehrten  sich,  und  die 
bisherigen  Pläne  nahmen  nach  und  nach  greifbare  Gestalt  an. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nochmals  die  Befugnisse  des  Kom- 
raerzienrates,^)  um  uns  vorläufig  über  seinen  Wirkungskreis  im  all- 
gemeinen zu  orientieren. 

1.  Er  hatte  das  Recht,  Konzessionen  zu  erteilen.  Handelte 
es  sich  um  solche  zu  industriellen  Zwecken,  so  trat  der  Kommerzien- 
rat als  beratende  Kommission  auf,  wie  z.  B.  bei  der  Bewilligung 
einer  Baumwolldruckerei  an  J.  Weber  und  J.  J.  Hedinger  in  Reinach  *) 
oder  der  Walke  zur  Indiennedruckerei  des  Philibert  Veuillet  in 
Yverdon.^)  Für  die  Ausübung  eines  Gewerbes  ohne  Benutzung 
von  Kraft,  über  die  der  Staat  verfügte,  war  keine  Bewilligung 
nötig.  Dagegen  gab  der  Kommerzienrat  die  besondere  Erlaubnis, 
die  ein  Geselle  brauchte,  um  selbständig  für  einen  Fabrikanten 
arbeiten  zu  dürfen,  oder  die  auch  ein  Meister  haben  mußte,  um 
gewisse  Bestimmungen  der  Reglemente  (z.  B.  die  Zahl  der  Wirk- 
stühle) zu  umgehen ;  doch  wurde  diese  Kompetenz  oft  den  einzelnen 
Direktoren  übertragen.  Vor  allem  aber  wurden  Konzessionen  im 
Handel  angewendet:  Zum  Halten  von  Kramläden  außerhalb  der 
Städte,    zur   Ein-  und  Ausfuhr  gewisser,    grundsätzlich  verbotener 


1)  Nach    dem   Manual    am  I2.  Mai.  II.  August,   29.  Oktober,  34.  November, 
I.  und  22.  Dezember. 

2)  Man.  A.  65. 

3)  Nach    der    Instruktion,    die   fast  wörtlich   gleich   lautet    wie  die  von  1687; 
der  elfte  Artikel  kam  in  der  nachträglichen  Fassung  herüber  (J.  B.  la  I). 

4)  J.B.  V.  400,  438.   Man.  Q.  334,  280.  1763. 

5)  J.B.  VL  7.  II,  20,  ai. 
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Waren,  zum  Besuche  von  Märkten,  zum  Hausieren  usw.,    die  alle 
als  „Patente**  oft  zur  Ausgabe  kamen. 

2.  Er  konnte  Ordnungen  und  Reglemente  für  die  Händler 
und  Fabrikanten  und  ihre  Arbeiter  erlassen.  Dahin  gehörten  vor 
allem  Ein-  und  Ausfuhrverbote  zum  Schutze  gegen  die  ausländische 
Konkurrenz,  beziehungsweise  zur  Erhaltung  des  nötigen  Rohmaterials 
und  zur  Regulierung  des  inländischen  Marktes  und  der  Preise; 
dann  die  zahlreichen  Meisterschaftsreelemente  mit  ihren  technischen 
und  sozialen  Maßregeln  und  Verwaltungsvorschriften ;  die  Reglemente 
uild  Instruktionen  für  die  Kontrolle  der  Tücher,  vor  allem  der 
Baumwollen-  und  Leinwandgewebe ;  die  Statuten  für  Kranken-  und 
Armenkassen.  Auch  die  von  der  Obrigkeit  erlassenen  gingen  aus 
der  Werkstätte  des  Kommerzienrates  hervor,  wenn  sie  seine  Domäne 
betrafen,  wie  die  Hausiermandate  und  zum  Teil  die  Warenverbote. 

3.  Die  Befreiung  vpn  Zöllen  stand  eine  Zeit  lang  in  seiner 
Gewalt,  und  er  machte  oft  davon  Gebrauch.  Am  26.  Februar  1745 
ging  ihm  dieses  Recht  an  den  Großen  Rat  verloren.*) 

4.  Die  Annahme  von  Gewerbsleuten  zu  Habitanten 
war  ihm  nur  unter  Zustimmung  der  Zweihundert  erlaubt,  d.  h.  er 
hatte  nur  Vorschlagsrecht.  In  dieser  Beziehung  hat  er  recht  wenig 
gewirkt,  was  bei  der  Ausschließlichkeit  des  Patriziates  begreiflich 
ist;  immerhin  hatte  er  den  guten  Willen.  Der  Widerstand  war 
hohem  Orts  größer  als  beim  Kommerzienrate. 

5.  In  allem  sollte  er  dahin  streben,  daß  Burger  und  Landes- 
angehörige zu  Handel  und  Gewerbe  herangezogen  würden. 
Dieses  Streben  brachte  ihn  oft  in  Verlegenheit,  besonders  so  weit 

'  es  auf  den  Handel  gerichtet  war.  Da  stand  er  zwischen  Bürgern, 
die  ihre  alten  Rechte  geltend  machten,  und  Fremden,  die  er  nicht 
auf  die  Gasse  werfen  konnte ;  zwischen  den  mittelalterlichen  Standes- 
vorrechten und  der  neuen  Handelsfreiheit,  die  kaum  noch  wagte, 
ihr  Haupt  zu  erheben ;  und  wenn  er  auch  in  den  alten  Vorstellungen 
befangen  war,  so  ist  doch  zu  gewissen  Zeiten  ein  freierer  Geist 
fühlbar,  der  den  beständigen  Klagen  der  Burger  entgegentrat  und 
die  fremden  Kaufleute  sogar  in  Schutz  nahm.  Auf  die  Verminderung 
der  Hintersäßen  in  der  Stadt  arbeitete  er  mit  gleichem  Eifer  hin 
wie  die  Burgerkammer. 

6.  Er  führte  die  Aufsicht  über  das  Kommerzienhaus 
und  andre  obrigkeitliche  Gebäude  und  bezog  davon  die 
Zinse. 

I)  J.  B.  IV.  309. 
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7.  Die  Instruktion  von  1695  erhöhte  seine  richterliche  Ge- 
walt auf  zweitausend  Franken  ohne  Appellation. 

Der  Kommerzienrat  empfing  Direktiven  durch  die  schon  ge- 
nannte „Hochoberkeitliche  Verordnung"  von  1695.  Sie  enthielt 
z.  T.  die  gleichen  Bestimmungen  wie  die  Instruktion.  Sie  sah  die 
Erschwerung  der  Einfuhr  von  Waren  vor,  die  im  Lande  fabriziert 
werden  konnten,  sei  es  durch  Verbot,  sei  es  durch  Auflagen;  sie 
erlaubte  Gesellschaften  von  Bürgern  und  Fremden  zu  Fabrikations- 
zwecken, verbot  aber  Handlungssozietäten  zwischen  ihnen.  Sie 
hielt  zur  Förderung  der  Gewerbe  in  der  Stadt  fQr  nötig,  daß 
„prästhafte  Burgerssöhne"  in  einem  hiezu  bestimmten  Hause  erzogen 
und  zur  Manufaktur  angeleitet,  und  daß  liederliche  Knaben  und 
Mädchen  darin  eingesperrt  würden.  Das  Haus  sollte  von  den 
Gesellschaften  unterhalten  werden.  Femer  sollten  die  Lehrknaben 
nicht  so  frühzeitig  in  die  Lehre  treten.  Die  Lehrjahre  waren  nach 
den  verschiedenen  Berufsarten  zu  bestimmen.  Die  Wanderjahre 
sollten  vermehrt  werden,  und  vor  ihrem  Ablaufe  durfte  keine  An- 
nahme zum  Meister  erfolgen.  Endlich  sollte  dem  Kommerzienrat 
eine  gewisse  Summe  zugewiesen  werden  zur  Unterstützung  von 
(iewerbsleuten  und  zu  Vorschüssen  an  solche;  die  Pflanzung  von 
Maulbeerbäumen  sollte  fortgesetzt  werden. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  wurden  unserer  Behörde  neue 
Aufgaben  überwiesen.  So  trat  sie  1758  an  die  Stelle  der  bisherigen 
Tabakkammer,  die  am  30.  Juni  dieses  Jahres  aufgelöst  wurde.  ^) 
Man  betrieb  die  Tabakfabrikation  eine  Zeitlang  in  Regie,  doch 
wurde  die  obrigkeitliche  Fabrik  samt  dem  ganzen  Fonds  1728  an 
Joh.  Georg  Berseth  übertragen  2),  und  definitiv  verzichtete  der  Große 
Rat  1772  auf  den  Regiebetrieb.  Der  Tabakkammer  und  nachher 
dem  Kommerzienrate  blieben  also  vorwiegend  die  Förderung  des 
Tabakbaues,  die  Aufsicht  über  die  Einfuhr  und  die  Überwachung 
des  Verkaufs  übrig. 

Die  Marktkommission  ging  1763  ebenfalls  ein,  und  ihre  Funk- 
tionen vermehrten  die  Geschäfte  des  Kommerzienrates.^)  Zwar 
nicht  um  ein  Großes ;  die  bisherige  Kommission  hatte  nur  aus  zwei 
Mitgliedern  bestanden,  und  ihre  Aufgabe  war  hauptsächlich  die 
Begutachtung  von  Verlegung  und  Neuschaffung,  sowie  die  ta- 
bellarische Zusammenstellung  der  Märkte;  später  erst  kam  die  Er- 
teilung von  Marktpatenten  hinzu. 


I)  R.  Bl  241,  S.  376.  .        2)  U.  Spr.  B.  G.  G.  G.  105. 

3)  R.  M.  264,  S.  89. 
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Die  Befugnisse  des  Kommerzienrates  waren  keine  geringen ;  man 
setzte  große  Hoffnungen  auf  ihn.  Bald  sollte  sich  der  Reichtum  des 
Volkes  mehren  durch  stärkere  Einfuhr  von  Münze  und  geringere 
^Geldveräußerung**.  Zur  Erreichung  dieses  letztem  Zieles  war  es  mit 
dem  Kommerzienrate  noch  nicht  genug;  im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts bestand  neben  ihm  noch  eine  Geldveräußerungs- 
kommission, die,  1714  gegründet,  in  naher  Verbindung  mit  ihm 
stand,  hielten  doch  die  beiden  Kammern  zu  Zeiten,  z.  B.  im  Jahre 
1720,  ihre  Sitzungen  gemeinsam.  Ihre  Aufgabe  war,  den  Ursachen 
der  „Geldveräußerung"  nachzugehen.  Darin  deckte  sich  ihre  Auf- 
gabe mit  der  des  Kommerzienrates.  Aber  während  dieser  sie  auf 
dem  Gebiete  der  Industrie  zu  lösen  trachtete,  wandte  jene  ihre 
Aufmerksamkeit  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  zu.  Sie  beschäf- 
tigte sich  hauptsächlich  mit  der  Hebung  der  einheimischen  Pferde- 
zucht, und  aus  ihr  ging  1727  die  Pferdezuchtkommission  hervor.*) 
Seit  1723  überwachte  sie  die  Ausführung  der  Münzmandate.  ^)  Diese 
Aufgabe  übernahm  später  die  Münzkommission,  worauf  die  Geld- 
veräußerungskommission am  5.  September  1763  aufgelöst  wurde. ^) 

Wie  sich  die  Geschäfte  häuften,  erwies  sich  eine  Teilung  der 
Arbeit  als  notwendig.  Eine  solche  liegt  in  der  Bestellung  von 
Direktoren  für  die  einzelnen  Gewerbe,  so  daß  für  die  Erledigung 
kleinerer  Geschäfte  nicht  immer  die  ganze  Kammer  in  Bewegung 
zu  kommen  brauchte ;  eine  Teilung  der  Arbeit  konnte  femer  durch- 
geführt werden,  indem  der  Rat  einzelne  Kompetenzen  und  Pflichten 
andern,  ihm  unterstellten  Kommissionen  übertrug.  Eine  solche 
war  die  „Engere  Kommission".  Die  Bezeichnung  erscheint  zum 
ersten  Male  am  10.  Februar  1761.*)  Sie  war  eine  vorberatende 
Kommission  bis  zum  Jahre  1789,  in  dem  sie  für  kurze  Zeit  ein 
bedeutend  erweitertes  Arbeitsfeld  erhielt.  Ihr  stand  in  diesem  Jahre 
das  Recht  der  Erteilung  oder  Verweigerung  der  Kramladenpatente 
zu,  allerdings  teilweise  unter  Vorbehalt  der  Zustimmung  durch  den 
Präsidenten  des  Kommerzienrates.*)  Aber  noch  im  selben  Jahre 
wurde  die  Patentierung  unterbrochen,  und  die  neue  Ordnui^  von 
1792  gab  das  Recht  dazu  wieder  dem  Kommerzienrate. 

Bis  1788  bestand  die  Kommission  aus  vier  Mitgliedern.  Dann 
wurde  die  Zahl  auf  fünf  erhöht,  und  die  Kommission  setzte  sich 
aus  zwei  alten  Amtleuten  und  drei  Nonhabuisten  zusammen.^)  1793 
erregte  diese  Stärke  Anstoß,  weil  die  Kommission  größer  war  als 


I)  R.M.  113,  S.  261,  291.  2)  PoLB.  XL  6.  3)  R.M.  a66,  S.  504. 

4)  Man.R.  13.  5)  MaD.W.  193.  6)  Man.W.  108, 
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der  übrige  Teil  des  Rates.  Aus  diesem  Grunde  wurde  die  Mit- 
gliederzahl am  19.  März  1793  auf  drei  vermindert.  Ein  ausgedienter 
Amtmann  und  die  zwei  altem  Nonhabuisten  saBen  von  nun  an  in 
der  Kommission,  zu  der  bei  Abwesenheit  eines  Mitgliedes  einer  der 
Kommerzienräte  beigezogen  werden  konnte.*) 

Doch  kehren  wir  zurück  in  die  frühere  Zeit!  Lange  vor  der 
Engem  Kommission  gab  es  zwei  dem  Kommerzienräte  untergeord- 
nete Kammern:  das  Kaufmannsdirektorium  und  das  Handelsgericht. 
Das  Kaufmanns  dir  ektorium  bildete  sich  im  Herbst  1716^)  auf 
den  Wunsch  und  als  Vertretung  des  bürgerlichen  Kaufmannsstandes, 
stand  also  mit  den  Chambres  de  Commerce  in  Frankreich  und  den 
kaufmännischen  Direktorien  in  St.  Gallen  und  Zürich  auf  einer 
Stufe;  dem  letztern  hatte  es  seine  Statuten  nachgebildet.')  Es 
sollte  in  Zukunft  die  Stelle  der  Gesellschaft  zu  Kaufleuten  versehen^ 
also  die  Angelegenheiten  des  Handels  ordnen,  die  Freiheiten  der 
Kaufleute  überwachen  usw.;  dieses  „Corps  de  marchands"  sollte 
eine  Vereinigung  werden,  in  der  die  Handelsleute  über  „ihre  ge- 
meine Handlungs-anligenheiten  beabreden  könnint."  Es  wollte 
Ordnungen  für  Kaufleute,  Fabrikanten,  Bediente,  Lehrjungen,  Arbeiter^ 
Makler  und  Speditoren  schaffen,  die  Kaufleute  immatrikulieren  und 
jedem  mit  Rat  und  Tat  beistehen.  Ein  Mitglied  des  Kommerzien- 
rates  —  Tillier  —  übernahm  den  Vorsitz,  und  zehn  handlungs- 
verständige Burger  bildeten  das  Kollegium,  in  dem  Tuchhändler, 
Leinwandhändler,  Spezierer,  Indienne-  und  Strumpffabrikanten 
neben  dem  Zeugbuchhalter  David  Weiß  und  dem  Schultheißen  des 
Aufiem  Standes,  Nikiaus  Dachselhofer,  saßen. 

Im  Januar  1717  ging  es  an  die  Arbeit.  Das  Direktorium  hat 
einen  wesentlichen  Anteil  am  Zustandekommen  der  Manufaktur- 
ordnung von  1719,  die  es  vorberiet*);  kein  Wunder,  daß  sie  nicht 
nur  die  Manufakturen,  sondern  auch  den  inländischen  Handel  kräftig 
in  Schutz  nahm.^)  Wir  begreifen  auch,  daß  gerade  in  diese  Zeit 
das  erste  scharfe  Vorgehen  gegen  die  nichtburgerlichen  Detail- 
krämer fällt.  Was  die  Burger,  die  nicht  im  Rate  saßen,  1695  an- 
gestrebt hatten,  das  erhielten  sie  nun  in  anderer  Form:  einen 
gewissen  Einfluß  im  Kommerzienräte  und  damit  auf  die  Regulierung 
ihrer  eigenen  Verhältnisse. 

Das  Unter-Handelsgericht  stand  auf  dem  gesetzlichen 
Boden  der  Instruktionen  von  1687  und  1695,  die  dem  Kommerzien- 


I)  Man.  X.  121.         2)  Mao.  F.  I.  28,  74,  87.         3)  M.  K.  D.  4.         4)  M.  K,  D.  18. 
5)  z.  B.  durch  die  Bestimmung,  daß  den  .Fremden*  der  Handkauf  verboten  sei. 
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rate  das  Recht  gaben,  „under  seiner  Obsicht  und  Subordination 
eine  ludicatur  Cammer  under  denen  Negotianten  selbsten  aufzu- 
richten". *)  Während  das  Kaufmannsdirektorium  gesetzgeberisch 
und  ausfahrend  tätig  war,  stellt  sich  das  Handelsgericht  als  Behörde 
dar,  die  berufen  war,  dem  Kommerzienrate  als  Richter  seine  Pflichten 
zu  erleichtem. 

Das  Handelsgericht  entstand  im  Januar  1717  „aus  anlaß  der 
fielfaltigen  Streitigkeiten  in  Commerciensachen"  und  „zu  etwelcher 
Ihrer  (der  Kommerzienrate)  Erliechterung  .  .  .  .,  umb  denen  vom 
höchsten  Gewalt  anvertrauwten  wichtigem  geschafften  mit  desto 
mehrerer  application  obligen  zu  können".  Es  bestand  aus  einem 
Präsidenten,  der  Mitglied  des  Kommerzienrates  war,  und  acht 
Assessoren  aus  der  Burgerschaft;  davon  waren  sechs  Handelsleute, 
zwei  Rechtskundige.  Der  erste  Präsident  war  ebenfalls  Tillier,  und 
fünf  Mitglieder  gehörten  gleichzeitig  dem  Kaufmannsdirektorium  an. 
Dazu  kamen  noch  der  Banquier  Malacrida  und  zwei  Advokaten.^) 
In  dieser  Zusammensetzung  lag  ganz  natürlich  der  Keim  zur  Ver- 
einigung der  beiden  Behörden,  die  auch  nicht  lange  auf  sich  warten 
ließ.  Sie  erfolgte  auf  den  Vorschlag  des  gemeinsamen  Präsidenten 
Tillier  schon  im  Jahre  1718,  weil  die  „seitharige  Erfahrung  gelehrt, 
daß  diesere  Materien  miteinander  viel  connexion  haben  und  dahero 
mit  mehrerer  befürderung  in  einer  Cammer  abgehandlet  werden 
könnind".^)  Bis  jetzig  standen  dem  Kaufmannsdirektorium  die 
Polizei-,  dem  Handelsgericht  die  „Civil  Sachen  im  Commercio*  zur 
Beurteilung  zu ;  in  Zukunft  sollten  beide  „promiscue  traitiert"  werden. 
Das  „Unterhandelsgericht  und  Direktorium"  setzte  sich 
aus  zwölf  Gerichtssäßen  zusammen,  von  denen  zwei  Advokaten 
waren.  Den  Vorsitz  führte  ein  Mitglied  des  Kommerzienrates,  dessen 
Sekretär  auch  als  Gerichtsschreiber  amtierte.  Wurden  Manufaktur- 
geschäfte verhandelt,  so  konnten  zwei  Fabrikanten  beigezogen 
werden.  Die  gegenwärtigen  Mitglieder  blieben  in  der  vereinigten 
Kammer.  In  Zukunft  erfolgte  die  Wahl  durch  den  Kommerzienrat 
nach  einem  Dreiervorschlag  des  Handelsgerichts  selber.  Jedes  Halb- 
jahr konnten  nur  zwei  Austrittsgesuche  berücksichtigt  werden.    Dem 


i)  Eine  .ludicatur  Cammer*  war  schon  1705  geschaffen  worden.  Sie  hatte 
das  Recht,  Ober  Fftlle  bis  zum  Werte  von  300  Franken  abzusprechen.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  war  acht  (außer  dem  Direktor,  der  dem  Kommerzienrate  angehörte), 
darunter  z.  B.  der  Indiennefabrikant  Engelhard,  der  Fabrikant  Daniel  Herff.  der 
Bankier  Malacrida  u.  a.  (Man.  D.  58  ff.).    Wir  wissen  nicht,  ob  sie  je  in  Tätigkeit  trat 

2)  Mail.  F.  I.  88 ff.   Die  Protokolle  bis  1735  existieren  nicht  mehr. 

3)  Man.  F.  II.  51. 
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Gericht  wurde  auch  die  Aufsicht  über  Maß  und  Gewicht,  sowie 
über  die  Hausierer  und  die  hnmatrikulation  der  Fabrikanten  und 
Handelsleute  übertragen.^)  In  dieser  Weise  bestand  die  Behörde 
während  der  zwanziger  Jahre ;  aber  schon  im  Anfange  des  folgenden 
Jahrzehnts  erreichte  sie  ihr  Ende;  sie  wurde  nach  und  nach  auf 
wenige  Mitglieder  reduziert,  indem  die  Ergänzungswahlen  unter- 
blieben. Der  Grund  lag  in  dem  Hader  der  Burger  untereinander, 
die  sich  gegenseitig  befehdeten,  anstatt  das  Wohl  aller  in  gemein- 
samer Arbeit  zu  suchen.  1731  machte  das  Gericht  selber  ein 
Projekt,  wie  es  sich  neu  stärken  könnte;  aber  im  Juli  1732  hielt 
es  seine  letzte  Versammlung.  2)  Drastisch  stellte  die  Eingabe  der 
Burgerschaft  vom  3.  April  1738  diese  Auflösung  dar^):  „Es  be- 
findet sich  dermahlen  in  der  Zerstreuung,  ohne  Haubt,  ohne  Glieder, 
ohne  Aßessoren,  ohne  Hülff,  ohne  Nachtruck,  mit  einem  Wort 
extirpiert  und  Mausse-todt." 

Der  Versuch,  die  Bürger  im  weitern  Sinne  zur  Mithilfe  an  der 
Organisation ^des  Handelswesens  heranzuziehen,  war  mißglückt ;  kein 
Wunder,  daß  der  Kommerzienrat  sich  von  nun  an  lange  der  Wieder- 
einsetzung des  Corps  de  Marchands  widersetzte.  Erst  1755  gab  er  dem 
Drängen  der  handelnden  Burgerschaft  nach  und  schritt  zur  Neugrün- 
dung der  Behörde,  diesmal  unter  dem  Namen  „Unterhandlungs- 
direktorium". Daß  es  vor  allem  um  die  Neubelebung  des  ehe- 
maligen Handelsgerichts  zu  tun  war,  geht  schon  aus  der  Tatsache 
hervor,  daß  zunächst  die  früheren  Mitgheder  zusammengesucht  und 
ohne  weiteres  als  solche  der  neuen  Behörde  betrachtet  wurden.*) 
Noch  ihrer  drei  waren  am  Leben,  von  denen  einer  „wegen  Schwach- 
heit des  Alters  und  völUg  abgeänderter  Lebensart"  seine  Entlassung 
verlangte  und  erhielt.*)  Um  die  Zahl  der  sechs  Assessoren,  wie 
sie  diesmal  festgesetzt  wurde,  vollzumachen,  wurden  vier  neue 
bürgerliche  Handelsleute  gewählt.*)  Der  Präsident  war  auch  jetzt 
wieder  ein  Mitglied  des  Kommerzienrates,  und  der  gemeinsame 
Sekretär  führte  die  Feder,  der  Wahlmodus  war  derselbe  wie  früher. 

Die  Instruktion  vom  3.  Dezember  1755  und  5.  Mai  1756')  wies 
dem  Direktorium  das  Gebiet  seiner  Tätigkeit  an.  Außerdem,  daß 
es  die  Geschäfte,  die  ihm  der  Kommerzienrat  zur  Voruntersuchung 
zuwies,  „mit  allem  Fleiß  .  .  ,  erdauren"  und  das  „Befinden  darüber 

I)  Instruktion   vom   24.  Juni  I719.    J.  B.  la  210.     In    der  Stadt    fiel   ihm   die 
Ausiührung  der  Einfuhrverbote  und  der  Manufakturordnung  zu.   (Man.  H.  349.) 
a)  M.  H.  G.  3)  Mand.  Sammlung  XVI.  a8. 

4)  Man.  Q.  41.  19.  November  1755.         5)  Man.  Q.  44.  6)  Man.  Q.  43,  45, 

7)  J.B.  V.  88ff. 
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in  rationibus  pro  et  contra**  vortragen  sollte,  ferner  neben  der 
Überwachung  von  Maß  und  Gewicht  hatte  es  seine  Aufmerksam- 
keit hauptsächlich  der  Ausführung  der  Verordnungen  zuzuwenden, 
die  sich  auf  den  Handel  bezogen,  war  also  wesentlich  ein  Organ 
der  Handelspolizei.  Dem  entsprechen  die  Verhandlungen,  soweit 
sie  uns  bekannt  sind:^)  Vorladungen  von  nichtburgerlichen  Handels- 
leuten, Fabrikanten  oder  Hintersäßen,  Verhöre  von  Leuten,  die  des 
widerrechtlichen  Detailhandels  und  Hausierens  angeklagt  waren, 
Befehle,  solches  „Gewerbe**  aufzugeben,  den  Laden  zu  schließen  usw. 
nehmen  kein  Ende,  und  die  Gutachten  und  Vorstellungen  hierüber 
an  den  Kommerzienrat  sind  nicht  wenig  zahlreich.  Eine  Haupt- 
aufgabe bestand  weiterhin  in  der  Führung  des  Firmenregisters, 
womit  schon  1720  der  Anfang  gemacht  worden  war. 

Nicht  länger  als  das  Handelsgericht  erfreute  sich  das  Direk- 
torium des  Daseins.  Im  Frühjahr  1771  wird  es  zum  letzten  Male 
erwähnt,  2)  es  verschwand  klanglos  wie  das  erste  Mal,  vermutlich 
aus  dem  gleichen  Grunde,  aber  diesmal,  um  nicht  wieder  zu  er- 
stehen. 

Das  Handelsgericht  in  Bern  war  nicht  das  einzige,  das  im 
Bemerlande  in  jener  Zeit  errichtet  wurde.  In  den  Städten  der 
Waadt  bestanden  mehrere  oder  wenigstens  Anfänge  dazu;  vor 
allem  in  Lausanne,  wo  wir  solche  Bestrebungen  schon  im  Jahre 
1705  treffen.*)  Der  Kommerzienrat  wollte  auch  dort  eine  Judikatur- 
kammer  für  Handelsstreitigkeiten  schaffen,  aber  erst  nach  1710 
nahte  die  Verwirklichung  des  Planes,  als  der  Landvogt  Sinner  von 
Lausanne  ein  Handelsgericht  für  notwendig  erklärte  und  bestimmte 
Vorschläge  einbrachte.^)  Fernere  Gutachten  folgten  in  den  Jahren 
1711  und  1712,^)  die  alle  im  wesentlichen  miteinander  überein- 
stimmten. Sie  sahen  ein  Handelsgericht  vor,  von  dessen  Richtern 
zwei  aus  dem  Rate,  zwei  aus  den  Sechzigern,  zwei  vom  Gericht 
und  zwei  Handelsleute  sein  sollten,  die  unter  dem  Vorsitze  des 
Landvogts  über  Handelsstreitigkeiten  bis  zu  einem  gewissen  Werte 
definitiv  absprechen  durften,  über  größere  Summen  mit  dem  Recht 
der  Parteien,  an  »den  Kommerzienrat  oder  an  die  welsche  Appel- 
lationskammer zu  rekurrieren.  Im  Frühling  1714  scheint  es  zur 
Konstituierung   gekommen  zu  sein,   aber  in  andrer  Weise,   als  es 

I)  M.  H.  D.  a)  Man.  T.  266.   Auch  das  Manual  ist  nicht  weitergefQhrt 

3)  Man.  D.  61.  Der  Kleine  Rat  von  Bern  war  dem  Projekt  nicht  abgeneigt, 
aber  es  sollte  geschehen,  .ohne  daß  deswegen  ein  neuwe  Cammeren  bestellt* 
werde  (R.M.  18,  S.  589). 

4)  J.B.  la  125  ff.  5)  J.B.  la  142.   Man.  £.  ao. 
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früher  vorgeschlagen  worden  war.  Nur  zwei  „land vögtliche  Aßes- 
soren",  also  zwei  vom  Landvogt  erwählte  Handelsverständige, 
und  zwei  vom  Rate  bildeten  die  Kammer,  die  unter  dem  Vorsitze 
des  Landvogts  verhandelte,  aber  nur  über  Konfiskationsgeschäfte.  ^) 
Am  30.  Juni  dieses  Jahres  bestand  es  unter  dem  Namen  „Com- 
mercien  Tribunal", 2)  und  war  soweit  eine  „subdelegierte  Cammer*, 
als  ihr  Spruch  appellabel  war,  und  zwar  bildete  der  Kommerzien- 
rat  die  zweite  Instanz.  Ein  eigentliches  Handelsgericht  war  damit 
in  Lausanne  noch  nicht  zustande  gekommen;  es  war  nur  ein  Kon- 
fiskationsgericht; doch  hielt  der  Kommerzienrat  darauf,  daß  die 
Geschäfte  streng  ausgeschieden,  die  Befugnisse  des  ordentlichen 
und  des  Handelsgerichts  schari  getrennt  wurden.  Als  das  erstere 
über  einen  Fall  abgesprochen  hatte,  der  vor  das  Forum  des  andern 
gehört  hätte,  erhielt  es  einen  strengen  Verweis  und  die  Ermahnung, 
„der  Kauf mannssachen,  so  nunmehro  von  der  subdelegierten  Commer- 
cien  Cammer  dependieren,  sich  künftig  nicht  mehr  anzunemmen".  *) 
Der  Kommerzienrat  hatte  die  Absicht,  das  Gericht  zu  einem  wirk- 
lichen Handelsgericht  auszubauen,  mit  der  Kompetenz,  „über  die 
zwischen  Kauffleuten  der  handlungen,  manufacturen  und  dero  de- 
pendenzien  wegen  entstehende  Proceß  und  Streitigkeiten  in  erster 
Instanz  summarisch  abzusprechen".^)  Aber  der  Rat  war  damit 
nicht  einverstanden  und  wies  die  Eingabe  an  den  Kommerzienrat 
zurück,  wo  sie  nun  blieb.  Etwas  Neues  und  gewiß  Wichtiges 
hatte  geschaffen  werden  sollen,  aber  am  alten  Recht  und  Brauch, 
den  alten  Rechts-  und  Gerichtsformen  prallte  die  junge  Be- 
wegung ab. 

Ein  solches  Konfiskationsgericht  wurde  im  Juni  1714  auch  für 
Nyon  geschaffen,  „gleich  andern  Orten  weltscher  Landen"  und 
gleich  zusammengesetzt  wie  das  von  Lausanne.^) 

Auch  diese  geringen  Anfänge  der  eigentlichen  Handelsgerichte 
verschwanden  bald  wieder;  später  hören  wir  auch  in  Konfiska- 
tionsangelegenheiten nichts  mehr  von  ihnen.  Ihr  Schicksal  ist  eine 
charakteristische  Dlustration  der  Stellung,  in  der  sich  der  Kom- 
merzienrat oft  befand.  Auf  einer  Seite  die  Bedürfnisse  der  Zeit, 
die  er,  wie  es  seine  Aufgabe  war,  zu  befriedigen  suchte,  auf  der 
andern  die  widerstrebenden  Elemente,  in  diesem  Falle  das  alte 
Recht,  das  eine  Ausnahme  für  den  Handel  weder  kannte  noch 
wollte,  und  sicher  die  Hüter  des  Rechts,  die  Juristen. 


I)  Man.E.  II.  HO,  115.  2)  Man.E.  II.  136.  3).Man.E.  II.  151. 

4)  Man  E.  II.   177  ff.  5)  Man.  E.  II.  132  f. 
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Die  Bedeutung  der  Handelsgerichte  liegt  weniger  in  der  Be- 
urteilung durch  Sachverstandige,  die  deshalb  nicht  unterschätzt  zu 
werden  braucht,  als  in  der  Kürze  des  Verfahrens,  die  damab  noch 
mehr  als  heute  eine  Wohltat  war.  Das  gewöhnliche  Verfahren 
war  äußerst  weilläufig  und  langsam,  fOr  den  beweglichen,  rasch- 
lebigen Handel  viel  zu  umständlich. 

Der  Kommerzienrat  trat  stets  für  das  kurze  Verfahren  ein;  so, 
wenn  er  die  Amtleute  1717  aufforderte,  bei  Konfiskationen  ,,nach 
contradictori>cher  verhörung  der  Parteyen  darauffhin  summarisch'' 
abzu -sprechen  V»  2Üso  ohne  Replik  und  Duplik  und  ohne  Zwischen- 
streitigkeiten usw.  Eine  ähnliche  Bestimmung  stellte  das  Verfahren 
im  Handelsgericht  von  Bern  ebenfalls  schon  im  Jahre  1717  in 
diesem  Sinne  fest:  Es  sollte  „nur  allein  Klag  und  Antwort  und 
die  zu  jedem  Theil  dienende  beweißtumb  eingesetzt,  die  Replic  und 
Duplic  aber  außgelassen**  werden.  2)  Den  gleichen  Zweck  hatte  die 
Bestimmung  in  der  Instruktion  des  Handelsgerichts  und  Direkto- 
riums von  1719:  „Zu  beschleunigung  des  Rechtens  werden  keine 
Agenten  noch  unnöthige  Incident  vor  dem  Handelsgericht  geduldet.* 
Es  wurden  „Klag  und  Antworth  samt  beweißtumb  und  Schluß  in 
eine  procedur  gebracht,  Replic  und  Duplik  aber,  soweit  möglich, 
außgelassen*.  Unter  Umständen  wurde  auch  der  Rechtszug  an- 
gewendet. **) 

Neben  der  Kürze,  teilweise  durch  sie,  bekam  dieses  Spezial> 
gericht  noch  den  bedeutenden  Vorteil  der  Billigkeit.*)  Die  oben- 
genannten Ursachen  ließen  die  Institution  nicht  erstarken,  und  der 
materielle  und  ideale  Erfolg  blieb  aus.  Eine  Verminderung  der 
Prozesse  hätte  das  Handelsgericht  dadurch  herbeiführen  können, 
daß  es  auch  berechtigt  war^  Schiedsprüche  zu  fällen,  wenn  beide 
Parteien  einen  Schiedsvertrag  eingegangen  waren. 

Meistens  aber  handelte  es  sich  um  „rechtliche  Urtheyle**.  Der 
Wert  des  Streitobjektes,  über  den  das  Gericht  endgültig  urteilen 
konnte,  schwankte;  1705  war  er  auf  dreihundert  Franken  angesetzt, 
1717  nur  auf  hundert  Bernpfund  und  1719  wieder  auf  das  Vier- 
fache: hundert  Tal  er;  gegen  Urteile  über  höhere  Beträge  konnte 
jede  Partei  an  den  Kommerzienrat  appellieren. 

Bei  dem  Fehlen  der  Trennung  der  Gewalten  überhaupt  hatte 
auch  der  Kommerzienrat  seine  richterliche  Stellung  innerhalb  des 
juristischen  Apparates.     Die  ordentlichen  Gerichte  waren  folgende: 


I)  Man.  F.  II.  4  f.   Man.  F.  I.  184.  a)  Man.  F.  I.  106.  3)  J-  B-  D.  184. 

4)  Tillier,  Geschichte  des  eidgenössischen  Freistaates  Bern,  V.  365. 
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In  der  Stadt  das  Stadtgericht,  die  Appellationskammer,  der  Große 
Rat;  für  das  Land  die  Untergerichte,  der  Amtmann,  die  Appella- 
tionskammer, der  Große  Rat,  also  drei  Instanzen  für  die  Stadt,  vier 
für  das  Land.^)  Jede  hatte  die  Gewalt,  Ober  einen  bestimmten  Wert 
endgültig  abzusprechen,  für  größere  Summen  ging  die  Appellation 
an  die  zunächst  höhere  Gewalt. 

Neben  diese  beiden  Reihen  wurde  der  Kommerzienrat  gestellt. 
Vor  ihn  kamen  nur  solche  Streitigkeiten,  die  im  Handel  oder  Ge- 
werbe entstanden  waren.  Auch  bei  ihm  herrschte  das  Prinzip  der 
Kürze  des  Verfahrens.  Auswärts  wohnende  Kläger  konnten  sich 
durch  einen  Bemer,  Frauen  durch  ihre  Ehemänner  oder  Vögte, 
Minderjährige  durch  ihren  Vormund  vertreten  lassen.  In  der  ersten 
Zeit  konnte  der  Kommerzienrat  ein  Endurteil  fällen,  wenn  das 
Streitobjekt  den  Wert  von  500  Franken  nicht  Oberstieg;  1695  wurde 
aber  seine  Kompetenz  auf  2000  Franken  erhöht,  und  er  stand  in 
dieser  Beziehung  Ober  der  Appellationskammer,  deren  Befugnis 
erst  1764  von  500  auf  1000  Pfund  erweitert  wurde.  2)  Die  Appel- 
lation ging  vom  Koramerzienrate  „recta  vor  Räth  und  Qurger",  wo 
sie  ebenfalls  „mit  mingst  möglichster  Weitläufigkeit  verfochten  und 
geurtheilet"  wurde.  ^) 

Die  neue  Instruktion  von  1792  änderte  die  Befugnisse  des 
Kommerzienrates  im  Sinne  einer  Beschränkung  ab,  indem  er  nur 
über  Zivilstreitigkeiten  endgültig  urteilen  konnte,  die  den  Wert  von 
300  Bemkronen  oder  750  Franken  nicht  überstiegen.  Als  zweite 
Instanz  schob  sich  der  Tägliche  Rat  ein,  während  der  Große  Rat 
erst  in  dritter  und  letzter  Instanz  urteilte.  Auch  jetzt  konnte  der 
Kommerzienrat  als  Schiedsrichter  amtieren,  wenn  „beyde  Partheyen 
einen  freundschaftlichen  Spruch  begehren". 

Diesmal  unterschied  man  auch  zwischen  gewöhnlichen  Zivil- 
händeln und  Wechselstreitigkeiten,  in  der  Erkenntnis,  daß  die 
letzteren  einer  rascheren  Erledigung  bedürfen.  Darum  erhielt  der 
Kommerzienrat  das  Recht,  bei  Wechselstreitigkeiten  über  2000  Franken 
Wert  ein  Endurteil  zu  fällen,  und  die  Appellationen  gingen  für 
höhere  Summen  direkt  an  Rat  und  Burger. 

Bern  hatte  weder  ein  eigenes  Handels-  noch  ein  Wechselrecht, 
und  die  Anfänge  von  solchen,  die  mehr  als  einmal  gemacht  wurden, 

I)  5.  Mutach f  Substanzlicher  Unterricht  usw.  S.  196. 

a)  TilHer,  V.  369. 

3)  J.  B.  la  243.  Die  Verordnung  erfolgte  am  17.  Juni  1696,  nachdem  sie  in 
der  Instroktion  vergessen  worden  war,  und  als  in  einem  bestimmten  Falle  die  Frage 
auftrat,  wer  die  nftchst  höhere  Instanz  bilde. 
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verschwanden  immer  bald  wieder  *) ;  alle  Bemühungen  des  Kom- 
merzienrates  waren  umsonst ;  die  bemische  Aristokratie  konnte  ein 
neues  Recht,  das  in  das  alte,  geschlossene  System  eine  Bresche 
legte,  vom  alten  Brauch  abwich  und  einen  großen  Schritt  vorwärts 
bedeutete,  nicht  dulden.  So  suchte  man  denn  durch  einzelne  Be- 
stimmungen und  indem  man  sich  materiell  an  das  französische 
Wechselrecht  hielt  2)^  das  Notwendigste  nachzuholen.  Übrigens 
wurden  schon  hundert  Jahre  früher  ähnliche  Bestimmungen  ge- 
geben; die  Instruktion  von  1687  stellte  sie  in  Aussicht,  cjie  Er- 
neuerung des  Kommerzienrates  gab  1695  Anlaß  zu  ihrer  Aus- 
arbeitung. Man  erkannte  damals,  daß  das  gewöhnliche  Recht  für 
die  Verhältnisse  des  Handels  nicht  genüge.  „Weilen  dann  das 
hiesige  Stattrechten  mit  Handlungen  gar  nicht  compactiren  kann,* 
wurde  „zu  gunsten  der  Handlungs-  und  Manufaktur  Leuten"  das 
„kurze  Rechten"  eingeführt.*)  Seine  Hauptbestimmungen  waren 
die  folgenden:  Das  Verkaufte  sollte,  wenn  kein  anderer  Termin 
vereinbart  wurde,  spätestens  vierzehn  Tage  nach  der  Lieferung  be- 
zahlt werden,  oder  der  Gläubiger  hatte  das  Recht,  Zins  zu  fordern. 
Nach  Ablauf  der  vierzehntägigen  Frist  konnte  der  Verkäufer  Pfand 
oder  Geld  verlangen  und,  wenn  der  Schuldner  geständig  war,  diesen 
mit  dem  Leibhaft  gefangen  setzen  lassen.  Wenn  ein  Wechsel  ak- 
zeptiert und  beim  Verfall  nicht  bezahlt  wurde,  so  sollte  der  Schuldner 
auf  „Erkanntnuß"  des  Kommerzienrats  nach  geschehener  Pfand- 
forderung und  erhaltenem  Leibhaft  in  die  Gefangenschaft  gesetzt 
und  bis  zu  geleisteter  Zahlung  nicht  freigelassen  werden.  War 
aber  die  Schuld  nicht  geständig,  so  mußte  der  Kommerzienrat 
innerhalb  acht  Tagen  summarisch  absprechen  und  das  Urteil  durch 
Pfandforderung  und  Leibhaft  vollziehen  lassen.  Auf  diese  Weise 
erhielten  einige  Bestimmungen  des  Handelsrechts  gesetzliche  Be- 
kräftigung. Es  war  ein  Anfang,  und  so  weit  wäre  es  von  da  zu 
einem  vollständigen  Handels-  und  Wechselrecht  nicht  mehr  gewesen. 
Endlich  kamen  dem  Kommerzienrate  auch  strafrechtiiche  Be- 
fugnisse zu ;  hatte  er  doch  die  Aufsicht  in  der  Stadt  und  im  Stadt- 
gericht, teilweise  auch  in  den  Landgerichten,  über  die  Ordnungen, 


I)  z.B.   l7ao,  1728.  a)  Man.  W.  94a. 

3)  J.  B.  la  24.  Pol.  B.  9,  S.  229,  a8.  Juni  1695.  Tillier,  IV.  471.  Von  seiner 
Anwendung  hören  wir  noch  1788.  »Da  in  dem  Kanton  Oberhaupt  keine  Merkantil 
und  iosbesonders  keine  Wexel  Gesetze  existieren",  so  erfolgt  die  Betreibung  im  FaUe 
des  Wechselprotestes  nach  den  B ärgerlichen  Gesetzen,  durch  die  ein  .kurzes  Recht 
festgeseUt  ist"  (Man.  W.  96).  Grundsatz  ist,  dafi  Wechselstreitigkeiten  da  entschieden 
werden,  wo  der  Wechsel  zahlbar  ist  (ibid.). 
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die  Handel  und  Industrie  betrafen.  Bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
diese  führte  er  das  Richteramt  in  erster  Instanz  und  konnte  nach 
der  Instruktion  von  1792  Strafen  bis  auf  dreißig  Kj-onen  ohne 
Rekurs  aussprechen,  während  bei  hohem  Bußen  oder  Konfiska- 
tionen der  Rekurs  vor  den  Kleinen  Rat  ergriffen  werden  konnte, 
der  die  letzte  Instanz  bildete,  im  Gegensatz  zu  der  Verordnung 
von  1719,  durch  die  der  Große  Rat  auch  in  Strafsachen  das  letzte 
Wort  zu  sprechen  hatte  und  die  Kompetenz  des  Kleinen  Rates 
auf  200  Thaler  beschränkt  war.  Auch  in  dieser  Hinsicht  bildet 
die  Instruktion  von  1792  eine  Beschränkung  der  Rechte  des  Kom- 
merzienrates,  indem  er  vorher  in  „Poenalsachen  bis  auff  hundert 
Thaler  ohne  Recurs  zu  sprechen"  befugt  gewesen  warJ)  Die 
Bußen  und  Konfiskationen  außerhalb  des  Stadtgerichts  und  eines 
Teils  der  Landgerichte  wurden  vom  Landvogte  ausgesprochen,  und 
die  Einsprachen  dagegen  nahmen  ihren  gewöhnlichen  Weg,  da  der 
Kommerzienrat  in  Strafsachen  keine  höhere  Instanz  bildete.*^)  Er 
konnte  bei  der  spätem  Behandlung  von  Konfiskationen  als  begut- 
achtende Behörde  teilnehmen,  indem  ihn  der  Große  Rat  in  solchen 
Fällen  mit  der  Untersuchung  und  Berichterstattung  betraute. 

Auf  Grund  der  Instruktion  von  1695  und  des  nie  in  Kraft 
getretenen  Handelsgesetzes  von  1728  maßte  sich  der  Kommerzien- 
rat das  Recht  an,  den  Geldstag  (Konkurs)  von  Handelsleuten  durch- 
zuführen.') Am  20.  Februar  1733  kam  aber  der  Entscheid,  daß  bis 
zur  endgültigen  Auseinandersetzung  je  ein  Mitglied  des  Äußern 
Stadtgerichts  und  des  Kommerzienrates  im  Geldstage  des  Dufes 
handeln  sollen;*)  der  definitive  Entscheid  wurde  am  6.  März  1733 
gefällt,  indem  der  Rat  beschloß,  daß  „in  so  lang  die  projektierten 
Commercien  Gsatz  nicht  abgehandlet  und  Promulgiert  seyn  werden**, 
die  Geldstage  vom  Stadtgericht  und  nach  dem  „Stadt-Gsatz"  aus- 
zuführen seien.*)  Und  weil  das  Handelsgesetz  nie  erlassen  wurde, 
so  blieb  es  für  alle  Zukunft  dabei. 

Auf  der  Grundlage  der  Instruktion  von  1695  wirkte  der  Kom- 
merzienrat beinahe  ein  Jahrhundert  lang.  Erst  1792  erhielt  er  eine 
der  Zeit  und  den  Verhältnissen  angepaßte  neue  Organisation. 
Durch  diese  wurden  die  Pflichten  der  Behörde  schärfer  umschrieben, 
aber    auch   ihre  Stellung    innerhalb    des  Staatslebens    wurde   ver- 


i)  Nach  der  fiCanufakturordnung  von  17 19. 

2)  Ausnahmen  kamen  vor,  so  1777,  34.  Jauuar,  als  der  Kommerzienrat  Aber 
einen  Konfiskationsrekurs  urteilte.  (Man.  U.  29.)  Auf  keinen  Fall  wurden  Konfis- 
kationen an  den  ZoUstfttten  vom  Kommerztenrate  behandelt. 

3)  J.B.  lU.  168.  II.  Februar  1733.  4)  J.B.  III.  171.  5)  J.  B.  III.   173. 
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• 
ändert.  Als  Hauptaufgaben  wurden  nun  bezeichnet:  Führung  des 
Handelsregisters  an  Stelle  des  frühem  Handlungsdirektoriums,  Er- 
teilung der  Toleranzbewilligung  an  nichtburgerliche  Handelsleute 
und  Gewerbetreibende  nach  dem  Abkommen  mit  der  Burgerkammer 
vom  1.  Dezember  1784,  Erteilung  der  verschiedenen  Patente  nach 
Maßgabe  der  neuen  Patentordnung  vom  13.  Februar  1792,  Aufsicht 
über  die  Kramläden  und  ihre  Inhaber  zu  Stadt  und  Land  und  über 
das  Kommerzienhaus,  Austeilung  von  Prämien  zur  „Aufnung  der 
Handlung,  Manufaktur  und  Fabriken". 

Wohin  sind  die  großen  Ziele  vom  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
gekommen,  die  Erteilung  von  Konzessionen,  die  Aufstellung  von 
Ordnungen  und  Regleraenten,  die  Gewährung  von  Zollfreiheit,  die 
Aufnahme  ins  Kleinburgerrecht ,  die  systematische  Heranziehung 
und  Ausbildung  einheimischer  Arbeitskräfte  zu  der  Industrie?  An 
ihre  Stelle  sind  Befugnisse  getreten,  die  aus  unserer  Behörde  nichts 
anderes  machen  als  eine  Handelspolizeikammer,  die  nun,  was  sie 
vorher  geschaffen  oder  bewahrt  hatte,  weiter  hüten  sollte.  Wie 
mußten  sich  die  Ansichten  über  die  „Kommerzien"  geändert  haben, 
wie  ganz  anders  mußten  die  Mittel  zur  wirtschaftlichen  Hebung 
des  Landes  geworden  sein,  welche  Gleichgültigkeit,  ja  Vernach- 
lässigung der  Industrie  hatte  im  Laufe  eines  Jahrhunderts  der  Be- 
geisterung und  der  Hoffnung  auf  völlige  Umgestaltung  der  ökono- 
mischen Verhältnisse  durch  die  Industrie  Platz  gemacht!  Früher 
sollte  der  Kommerzienrat  „ernstliches  und  ohnabläßiges  Nachdenken 
haben  und  allerley  ersinnliche  und  practicirliche  Mittel  ergreifen", 
um  Manufakturen  einzuführen,  durch  die  das  Geld  im  Lande  be- 
halten oder  in  das  Land  gezogen  werde;  jetzt  soll  er  sie  „so  sehr 
möglich** -in  Aufnahme  zu  bringen  trachten.  Hauptsächlich  um  die 
Mitte  des  Jahrhunderts  hatte  sich  der  Umschwung  der  Ansichten 
vollzogen  vom  Merkantilismus  zum  Physiokratismus,  von  der  In- 
dustrie zur  Landwirtschaft,  vom  Kommerzienrate  zur  ökonomischen 
Gesellschaft. 

Der  5.  März  des  Jahres  1798  fegte  auch  den  Kommerzienrat 
weg.  In  den  Wirren  der  nächsten  Wochen  und  Monate  konnte 
von  einer  ruhigen  Arbeit  naturgemäß  nicht  die  Rede  sein.  Aber 
die  Frucht,  die  das  alte  Bern  noch  gesät  hatte,  ging  nicht  unter. 
Schon  in  der  Zeit  der  Helvetik  erhob  sich  als  Unterabteilung  der 
Verwaltungskammer  die  Handels-  und  Gewerbekommission,  auf 
andrer  Grundlage  und  mit  weiterem  Geschäftskreise,  wenn  auch 
mit  geringeren  Befugnissen,  und  von  nun  an  bestand  das  ganze 
19.  Jahrhundert  hindurch  eine  Behörde  mit  einem  ähnlichen  Zwecke, 
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wie  der  des  alten  Kommerzienrates ,  sei  es  der  neue  Kommerzien- 
rat  in  <Jer  Mediations-  und  Restaurationszeit  (1803 — 1831),  seien  es 
Kommissionen  für  Handel  und  Industrie  (1850—64)  oder  freie  wirt- 
schaftliche Verbände,  allerdings  ohne  Verwaltungsvollmacht,  bis  im 
Jahre  1897  die  bemische  Handels-  und  Gewerbekammer  das  Erbe 
des  ehemaligen  Kommerzienrates  in  mancher  Beziehung  aufnahm 
und  nun  mit  Hilfsmitteln,  die  sich  im  Laufe  eines  Jahrhunderts 
vervielfältigt  und  verändert  hatten,  im  Grunde  nach  dem  nämlichen 
Ziele  strebt.*) 


i)  J.  Hügli,    Der  bemische  Komm erzien rat  (i.  Jahresbericht  der  Kantonalen 
Handels-  und  Gewerbekammer  1898). 
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IL  Die  finanzielle  Beteiligung  des  Staates.  * 

Es  wurde  schon  oben  gesagt,  daß  Handwerk,  Gewerbe  und 
Handel  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  auf  absteigender  Bahn  sich 
befanden.  Die  Burger,  und  zumal  die  kapitalkräftigsten,  hielten  sich 
Ton  ihnen  fem,  lebten  von  ihren  Beamtungen,  und  wenn  sie  ihr 
Geld  anlegen  wollten,  so  taten  sie  es  mit  Vorliebe  in  Grund  und 
Boden,  nicht  in  industriellen  Unternehmen.  *)  Die  Bevölkerungs- 
schicht aber,  die  sich  auf  die  Manufakturen  verstand,  hatte  meist 
kein  oder  nicht  ausreichendes  Kapital  zur  Aufnahme  des  kost- 
spieligen Betriebes,  zur  Anschaffung  der  notwendigen  Einrichtungen; 
denn  selbstverständlich  waren  für  die  Massenfabrikation  und  den 
Handel  größere  Summen  erforderlich  als  für  die  Ausübung  eines 
Handwerks,  das  nur  auf  Bestellung  arbeitet. 

Die  Hauptmasse  der  Industriebevölkerung  bestand  aus  Refu- 
gienten,  die  zum  großem  Teile  ihre  Güter  bei  der  Auswanderung 
verloren  hatten  und  als  arme,  oft  unterstützungsbedürftige  Menschen 
im  Kanton  ankamen.  Dazu  gesellten  sich  andere  „Fremde**,  z.  B. 
Ostschweizer,  die  aus  irgendeinem  Grunde  den  Wanderstab  er- 
griffen hatten,  arme  Landskinder,  Waisenkinder,  die  systematisch 
zu  der  gewerblichen  Arbeit  herangezogen  wurden.  Ihnen  allen 
fehlten  die  Mittel,  um  die  Rohstoffe  zu  beschaffen,  Werkzeuge  und 
Einrichtungen  herstellen  zu  lassen  und  um  die  ersten  ungünstigen 
Zeiten  überdauern  zu  können.  Für  Privatleute  mochte  es  etwas 
gefährlich  sein,  ihr  Geld  in  solche  Unternehmungen  zu  stecken; 
da  waren  Grund  und  Boden  sichereres  Pfand.  Auch  den  Unter- 
nehmern war  mit  privatem  Kapital,  das  hoch  verzinst  werden 
mußte,  weniger  gedient,  als  wenn  sie  solches  zu  niedrigem  Zins- 
fuße vom  Staate  borgen  konnten.  Regierung  und  Kommerzienrat 
erkannten,  daß  eines  der  Hauptmittel  zur  Förderung  von  Handel 
und  Industrie  und  damit  zur  Hebung  des  allgemeinen  Wohlstandes 
die  Beschaffung   von  billigem    Gelde    sei.     Die  Obrigkeit,    die  ein 


i)  Geiser,  Annenwesen,  55. 
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andres  Interesse  als  Private  hatte,  konnte  und  wollte  Vorschüsse 
—  damals  „Geld vorstand"  genannt  —  zu  geringem  oder  sogar 
ohne  Zins  machen.  Sie  übernahm  damit  mehr  als  die  Rolle  einer 
Bank.  Die  „Hochoberkeitliche  Verordnung*  von  1695  sagt  darüber, 
nachdem  sie  von  der  Nützlichkeit  der  Manufakturen  gesprochen, 
man  brauche  dazu  Geld,  das  aber  nicht  leicht  zu  beschaffen  sei, 
„weilen  man  hier  keinen  Wechselplatz  hatt,  wie  anderer  Orten,  da 
ein  fleißiger  Handelsmann  oder  Arbeiter  in  einem  Nohtfall  Gellt 
auf  Interesse  erhalten  kann".  Darum  sei  es  billig,  daß  der  Staat 
etwas  wage,  indem  er  eine  Summe  zur  Anlockung  und  Unter- 
stützung von  Manufacturiers  aussetze,  die  durch  den  Kommerzien- 
rat  unter  Aufsicht  der  Vennerkammer  verwaltet  werde. 

Zwar  war  1695  diese  Art  der  Unterstützung  keineswegs  neu. 
Schon  bevor  es  einen  Kommerzienrat  gab,  wurden  Regierungs- 
gelder an  Fabrikanten  ausgeliehen,  z.  B.  an  eine  Wollenfabrik  in 
Bern  im  Jahre  1679.  Die  Vennerkammer  hatte  das  Geschäft  be- 
sorgt, sie  nahm  in  dieser  Beziehung  die  Stelle  ein,  an  der  wir 
später  den  Kommerzienrat  finden.*) 

Dem  Kommerzienrate  von  1687  wurde  gleich  bei  seiner  Grün- 
dung ein  Kapital  von  tausend  Talern  zugesagt,  ohne  Zweck- 
bestimmung, aber  jedenfalls  zur  Verwendung  zu  Gunsten  der  In- 
dustrie.-) Dem  Rat  war  er  über  die  Verwaltung  der  Finanzen 
Rechenschaft  schuldig.*) 

Zur  Obergabe  einer  bestimmten  Summe  an  den  Kommerzien- 
rat ist  es  nicht  gekommen.  Alle  Anleihen  wurden  vom  Großen 
Rate  selber  beschlossen.  Der  Kommerzienrat  stellte  den  Antrag 
oder  gab  sein  Gutachten  ab,  uad  ihm  wurde  die  Aufsicht  über  die 
richtige  Verwendung,  sowie  die  Ausführung  der  Beschlüsse  übertragen, 
indem  er  z.  B.  für  genügende  Bürgschaft  sorgte.  Aber  er  zog  weder 
die  Zinse  ein,  noch  lieferte  er  die  Summen ;  diese  flössen  entweder 
aus  dem  Staatssäckel  oder  aus  der  Salzkasse.  Durch  „Reglement 
und  Statuten  wegen  Anleihung  oberkeitlicher  Gelder  an  Particularen 
in  Handlungssachen''  wurde  am  1.  April  1748  die  Möglichkeit 
einer  Anleihe  noch  verringert,  indem  vorgeschrieben  wurde,  daß 
ein  solches  Gesuch  nur  mit  einem  Mehr  von  Zweidrittel  der 
Stimmen  des  Kleinen  Rates  an  Rat  und  Burger  geleitet  werden 
könne  und  daß  diese  ebenfalls  nur  mit  Zweidrittelmehrheit  dem 
Oesuch     „als    eine    Gnadensach"    entsprechen    sollten.     Auf    dem 


1)  R.  M.  185,  S.  3a.  18.  August  1679.      a)  J.  B.  1687,  S.  i  ff.  R.  M.  aio,  S.  156. 
3)  Art.  13  der  lostruktion. 
Zeitschrift  fOr  die  f es.  Staatswissenschaft.  Er^ftnzunfsheft  a6,  ü 
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gleichen  Wege  konnte  nach  Verfall  des  Kapitals  eine  Erneuerung 
der  Anleihe  stattfinden.^) 

Die  größte  Zahl  der  Anleihen  wurde  durch  Vermittlung  des 
Kommerzienrates  von  Rat  und  Bürgern  gemacht.  Wir  erwähnen 
die  wichtigsten: 

1.  Wollen-  und  Seidenmanufaktur:  Michel  Wagner  und 
Isak  Zehender,  Seidenfabrikanten  in  Bern  erhielten  am  4.  November 
1679  6000  Kronen  auf  zehn  Jahre  ohne  Zins. 2)  Die  Seidenfabrik 
Grüner  und  Aschbacher,  ebenfalls  in  Bern,  nahm  am  30.  Mai  1728 
10000  Fr.  zu  2^0  für  zehn  Jahre  auf«),  zahlte  aber  nach  Verlauf 
dieser  Frist  nur  3000  Fr.  zurück  und  ließ  sich  die  übrigen  7000  Fr. 
noch  auf  weitere  sechs  Jahre  zusprechen.*)  Dem  Seidenfabrikanten 
Johann  Walther  lieh  der  Große  Rat  am  21.  Dezember  1736  6000  L. 
für  zehn  Jahre;  er  durfte  sie  fünf  Jahre  lang  ohne  Zins  genießen, 
mußte  sie  nachher  aber  zu  2<^/o  verzinsen;  die  Rückzahlung  sollte 
in  drei  jährlichen  Raten  von  je  2000  L.  erfolgen.^)  Franz  Oblaßer 
erhielt  für  seine  Seiden-  und  Samtfabrik  1739  tausend  Franken 
ohne  Zins.®)  Von  Tuchfabriken  wurden  unterstützt:  Beßon  in 
Lausanne  mit  2000  Fr.*^),  AUamand  und  Francillon  in  Lausanne 
mit  40000  L.s);  von  Strumpfwebem  Mallan  mit  2000  L.») 

2.  Baumwollen-  und  Leinwandindustrie.  Hier  sind 
hauptsächlich  zu  erwähnen  die  Indiennefabrik  von  Engelhard  u.  Cie. 
in  Bern  (hier  die  erste  dieser  Art)  mit  20000  Franken  (19.  Sep- 
tember 1731)^®);  mit  der  gleichen  Summe  der  Indiennefabrikant 
Müller  in  Bern  im  Jahre  1736  i*)  (Engelhards  Schwager,  dem  die 
jenem  geliehene  Summe  übertragen  wurde).  David  Dezi  in  Thun 
lieh  zu  seiner  Hanf-  und  Flachsspinnerei  6000  Taler  (31.  August 
1746)  *^)  und  Nikiaus  Jost  und  Jakob  Lüthi  wurden  zur  Einführung 
ihrer  Strickwarenmanufaktur  in  Langnau  10  000  Fr.  zu  1  ^/o  vor- 
geschossen. *^)  Auch  die  Indiennefabrik  des  Fried.  Detrey  in  Bern 
wurde  1788  mit  25000  Fr.  bedacht,  die  ebenfalls  nur  zu  1  ®/o  zu  ver- 
zinsen waren. 

3.  Von  anderen  Gewerbszweigen  erwähnen  wir  noch  vor  allem 
die  Gerberei,  die  zumal  in  der  Hauptstadt  im  18.  Jahrhundert  be- 
ständig zurückging.  DerKommerzienrat  wandte  der  Lederverarbeitung 
beständig  sein  Interesse  zu,   und  mit  Recht,    hatte    sie  doch  hier, 

I)  J.  B.  IV.  379.  PoL  B.  13,  S.  322.       2)  U.  Spr.  B.  X.  X.  36.       3)  J.  B.  U.  331. 
4)  R.M.  160.  S.  238.  5)  MaD.M.  58.  6)  Man.  M.  341. 

7)  Man.  F.  I.  146, 162.   J.B.  la.  195.     8)  Man.T.  335.   J.B.  VI.  263,  265. 
9)  J.  B.  I.  157,  139.  'Man.  E.  84.      *  10)  J.  B.  IIL  240.  Ii)  J.  B.  UI.  265. 

12)  J.  B.  IV.  351.  13)  J.  B.  VII.  169. 
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in  dem  Lande  mit  starker  Viehzucht,  ihren  natürlichen  Standort. 
Wenn  die  Gerbereien  in  der  Stadt  auch  nach  und  nach  ver- 
schwanden, so  heißt  das  nicht,  daß  das  Gewerbe  unterging.  Es 
blühte  in  Landstädten  und  Dörfern,  in  Thun,  im  Emmenthal,  im 
Aargau  und  in  der  Waadt  fort.  Von  bemischen  Gerbern  erhielten 
Darlehen:  Vinzenz  Kilchberger  6000  Fr.  im  Jahre  1727  i),  Friedrich 
Steck  6000  Fr.  am  8.  Januar  1740 «),  Siegmund  Friedrich  König 
12000  Fr.  am  21.  Sept.  1742.3)  Wir  erwähnen  femer  22000  Fr., 
die  z.  T.  ohne  Zins,  z.  T.  zu  2  ®/o  an  die  Unternehmer  ausgegeben 
wurden,  die  sich  mit  der  Pflanzung  von  Maulbeerbäumen 
befaßten,  J.  Barry  ^)  und  Berdez*).  Und  endlich  gedenken  wir  der 
40000  Fr.,  die  aufgewendet  wurden  zur  Einführung  der  Uhr- 
macherei  und  Bijouterie  durch  Ador  und  Bonnard.^) 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurden  bdnahe 
keine  Kapitalvorschüsse  an  Gewerbetreibende  mehr  gemacht.  Das 
mag  seinen  Grund  in  verschiedenen  Umständen  haben.  Die  schwere 
2^t  des  Anfangs  war  vorbei,  es  gab  eine  ansehnliche  Zahl  von 
wohlhabenden  Fabrikanten,  und  die  Anlage  von  neuen  Unter- 
nehmungen war  nicht  mehr  so  nötig;  die  ganze  Industrie  kam  in 
einen  Zustand  der  Stagnation,  sie  wuchs,  mit  Ausnahme  der 
Bäumwollindustrie  im  Aargau,  nicht  mehr.  Infolge  davon  konnte 
die  finanzielle  Unterstützung  durch  die  Regierung  unterbleiben. 
Zudem  galt  sie  ja  nicht  mehr  als  einziges  Mittel,  das  Volk  zu  be- 
reichern, wie  ehedem;  wie  am  Anfange  des  Jahrhunderts  die 
Industrie,  so  wurde  nun  die  Landwirtschaft  überschätzt,  das  Ge- 
werbe trat  in  den  Hintergrund. 

An  die  Stelle  der  Vorschüsse  durch  die  Räte  traten  später 
die  Summen,  die  der  Kommerzienrat  aus  seinem  eigenen  Einnahmen- 
Überschüsse  auslieh.  Die  Beschaffung  von  privatem  Gelde  war  nun- 
mehr leichter,  denn  mit  der  Befestigung  der  Manufakturen  wuchs 
auch  iJbyr  Kredit;  außerdem  entstanden  Banken,  so  daß  der  Staat 
auf  seine  Rolle  als  Geldinstitut  verzichten  konnte.  Endlich  mögen 
auch  Unanndimlichkeiten,  Verluste  usw.  zu  größerer  Zurückhaltung 
ermahnt  haben.  Die  obenerwähnten  ^Statuten  und  Reglemei^it** 
scheinen  darauf  hinzuweisen,  daß  man  Verlusten  vorbeugen  wollte, 
und  schon  1695  wurde  es  ausgesprochen,  daß  die  G.  H.  „in  der- 
gleicjben   Fählein    mehrmals   zu    Schaden    kommen,   und  wo  nicht 


1)  J.  B.  JL  »t7.  «5«.  «)  R.  M.  164,  S.  107.  3)  J.  B.  IV.  75. 

4)  Man.L.  67.  M.  195,  294.  J.  B.  IV.  190,  199.  5)  J:  B.  V.  127. 

6)J.B.V.  186. 
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nahmhafte  Capitalia  gantz,  jedoch  zum  Teil  verlohren  haben".  ^)  Auf 
jeden  Fall  bedeutete  die  Verordnung  von  1784  fast  gänzlichen 
Verzicht  auf  weitere  Anleihen. 

Zwar  fehlte  es  auch  in  den  späteren  Jahren  nicht  an  Gesuchen, 
aber  sie  wurden  meist  schon  vom  Kommerzienrate  im  ablehnenden 
Sinne  begutachtet  oder  dann  vom  Rat  abgewiesen.  Man  brauchte 
meist  den  Vorwand,  daß  man  fürchtete,  allen  andern  die  gleiche 
Gunst  gewähren  zu  müssen. 2) 

Seine  eigenen  Gelder  legte  der  Kommerzienrat  nur  zum  Teil 
in  gewerblichen  Anlagen  an.^)  Unzweifelhaft  industriellen  Zwecken 
dienten  600  Kronen,  die  1757  die  Seidenfabrikanten  Gebrüder 
Neuwyller  von  Frauenfeld  erhielten ;  ferner  600  Kronen,  die  Samuel 
de  Leflert  in  Orbe  für  seine  Krapppflanzung  zugesprochen  wurden, 
350  Kronen  zu  Gunsten  des  J,  Harrison  in  Burgdorf,  950  Kronen, 
die  dem  Strumpf weber  Ferner  in  Bern  zugute  kamen  (1791,  20.  Juni 
und  18.  November),  vielleicht  auch  800  Kronen,  die  1752  dem 
Banquier  Couvert  geliehen  wurden.  Auf  jeden  Fall  erfüllten  diese 
letzteren  ihren  Zweck  nicht,  denn  1768  war  der  Schuldner  im 
Konkurs,  und  die  ganze  Summe  ging  verloren ;  sie  trug  dem  Kom- 
merzienrate nichts  ein  als  die  Mahnung  der  G.  H.,  „ohne  genüg- 
same Bürgschaft  oder  annehmliche  und  gute  Sicherheit  weder  an 
Negotianten  noch  andere  Personen  kein  oberkeitliches  Geld"  zu 
leihen.*)  Ob  auch  andere  ausgeliehene  Kapitalien  zu  industriellen 
Zwecken  verwendet  wurden,  wissen  wir  nicht.  Tatsache  ist,  daß 
der  Kommerzienrat  auch  andere  Anlagen  machte.  So  lieh  er  1775 
auf  eine  Kaufbeile  (also  auf  Grund  und  Boden)  dem  D.  Joh.  Bühler 
von  Weißenbach  bei  Boltigen  760  Kronen.*)  Aber  noch  mehr. 
Wie  der  Staat  schon  längst  große  Summen  im  Auslande  angelegt 
hatte,  so  beteiligte  sich  auch  der  Kommerzienrat  an  ausländischen 
Anleihen.  Er  zeichnete  bei  der  Bank  Marcuard,  Beuther  u.  Cie. 
1776    1200  Kronen   in   eine   Anleihe   der   Stadt   Lyon^)   und    am 

i)  J.  B,  Ib  47.  Ferner  1787:  .Ist  nie  oder  höchst  seilten  ein  Geldanlehn  der 
glückliche  Weg  zu  Anlegung  einer  Manufactur  oder  Fabrik.  Die  Erfahrung  lehret, 
dafi  solche  allemahl  entweder  allzuweit  ausgedehnt  oder  die  vorgestreckten  Gelter 
^icht  zweckmäßig  verwendet  worden.   (J.  B.  VII.  166.) 

a)  z.  B.  Man.  W.  48,  49. 

3)  Wir  verweisen  dafür  auf  die  Jahresrechnungen  von  1754  an.  Es  handelt  sich 
nur  um  den  Aktivsaldo,  der  im  Laufe  der  Zeit  auf  einige  Tausend  Kronen  anwuchs.  \ 

4)  J.B.V.306. 

5)  Von  diesen  wurden  1786  vom  jieuen  (dritten)  Inhaber  des  Objektes  330  Kronen 
abgelöst,  von.  ^ü  an*"  blieb  der  Kommerzienrat  Glftubi^ear  von  430  Kronen. 

6)  C.R.R.  1776.  Man.  U.  33. 
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1.  Juni  1789  in  die  Anleihe  des  Wiener  Hofes  im  Betrage  von 
800000  L.  1040  Kronen.*) 

Zweimal  wurde  dem  Kommerzienrate  eine  Summe  von  je 
800  Kronen  angewiesen  zur  Unterstützung  des  Strumpfweber- 
handwerkes, das  erste  Mal  1710  2),  als  das  Gewerbe  eben  eine 
Absatzkrise  durchmachte.  Drei  Jahre  später  wurde  das  Kapital 
zurückgezogen.^)  In  der  Rechnung  von  1754  erscheinen  neuerdings 
800  Kronen,  die  getrennt  verwaltet  werden  bis  1788.  Davon  und 
den  daraus  bezogenen  Zinsen  wurden  600  Kronen  dem  Strumpf- 
fabrikanten Daniel  Kunz  von  Utzigen  geliehen,  372  Kronen  dem 
Strumpf weber  Elie  Alibert;  als  die  beiden  Genannten  ihre  Schuld 
zurückbezahlt  hatten,  erhielt  Franz  Ludwig  Steiger  600  Kronen, 
Pfarrer  David  Emanuel  Faßnacht  in  Bolligen  640  Kronen,  wohl  für  das 
Geschäft  seines  Sohnes  Dav.  Em.  Faßnacht  u.  Cie.,  der  sich  für  einen 
Teil  des  Geldes  verpflichtete,  Landvogt  Gabriel  Friedrich  Frisching 
zu  Aarwangen  600  Kronen.  Auch  aus  diesen  Geldern  wurden 
690  Kronen  auf  Grund  und  Boden  angelegt,  indem  ein  Kaufbrief 
in  Pfaffenried  bei  Oberwyl  dafür  erhandelt  wurde.  Zwei  Geschenke 
von  je  160  und  128  Kronen  wurden  den  Krankenkassen  der 
Strumpfwebermeisterschaft  und  der  Indienne-Drucker  zugewendet. 
(7.  März  1780,  21.  März  1782.) 

Ober  die  Art  und  Weise  der  Anleihe  und  Rückzahlung  sowie 
über  die  Bedingungen  ergibt  sich  kurz  folgendes: 

Eine  Bevorzugung  einer  Manufaktur  ist  nicht  zu  bemerken. 
Wollen-  und  Seidenweberei,  Wirkerei,  Baumwollen-  und  Leinen- 
industrie, Gerberei  und  Uhrmacherei,  alle  hatten  sich  der  Gunst 
der  G.  H.  zu  erfreuen;  diese  halfen  da,  wo  es  nötig  schien,  und 
alle  Manufakturen  waren  ihnen  wichtig  und  galten  als  nützlich. 

Man  hielt  darauf,  daß  das  Geld  in  richtige  Hände  kam.  Nach 
der  Vorschrift  in  der  hochobrigkeitlichen  Verordnung  sah  man 
auf  größere  Unternehmungen,  die  einen  höheren  Gewinn,  nament- 
lich auch  die  Beschäftigung  von  zahlreichen  Arbeitern  in  Aussicht 
stellten.  Tüchtigkeit  des  Gesuchstellers  in  seinem  Fache  war  eine 
Hauptbedingung,  und  er  mußte  sie,  wenn  seine  Produkte  nicht 
schon  vorteilhaft  bekannt  waren,  durch  Proben  beweisen,  die  er 
einsandte  und  die  man  von  Sachverständigen  prüfen  ließ;  oder 
man  holte  Erkundigungen  ein,  Heß  von  den  Amtleuten  Gutachten 
ausstellen  usw.  Nicht  weniger  fiel  der  gute  Leumund  ins  Gewicht ; 
der  „Impetrant"  mußte  durchaus  unbescholten,  als  ruhiger,  fleißiger 


i)  Man.  W.  225.  2)  J.  B.  la  155.  3)  J.  B.  la  157.   30.  Dezember  17 13. 


—     38     — 

Mann  bekannt  sein,  so  daß  man  auch  in  dieser  Hinsicht  von  ihn: 
hoffen  konnte,  keine  Unannehmlichkeiten  zu  erleben.  ^ 

Auf  die  Landesangehörigkeit  kam  es  be>onder5  in  der  er>:en 
Zeit  wenig  an.  Handelte  es  sich  doch  darum,  „kunstTcrstandi^^e 
Leute"  zu  gewinnen,  und  diese  fand  man  eher  unter  den  Frerr.den 
als  den  Einheimischen.  So  ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn  nr-ben 
Bürgern  auch  andere  Bemer,  aber  auch  Refugienten  unier-tOtTt 
wurden.  Später,  als  sich  mehr  Einheimische  der  gewerblichen 
Tätigkeit  widmeten,  mochte  dieser  Umstand  eher  in  Betracht  fallen. 
Im  Jahre  1788  wurde  ein  St.  Galler  in  Lausanne,  namens  U.  Müller, 
mit  der  Begründung  abgewiesen,  man  könnte  sich  an  seinon  Hedinat- 
orte  nicht  erholen,  wenn  die  Fabrik  nicht  Erfolg  hätte  und  das 
Geld  verloren  ginge.  ^) 

Eine  fernere  Bedingung  bestand  seit  1748  darin,  daß  drr 
Gesuchsteller  genau  angeben  mußte,  wer  in  dem  Geschäft  inter- 
essiert sei,  damit  Beteiligte  bei  der  Verhandlung  im  Rate  abtreten 
konnten ;  ferner  veq)flichlete  sich  der  Schuldner,  nachdem  die  An- 
leihe geschehen  war,  niemand  als  Anteil haber  aufzunehmen. 

Die  Auszahlung  erfolgte  entweder  auf  einmal  oder  in  mehreren 
Raten.  Die  Kapitalien  waren  immtr  für  eine  be-timmte  Zahl  von 
Jahren  fest  und  konnten  nicht  vorher  gekündigt  werden.  Die 
Dauer  war  sehr  verschieden,  zwei,  fünf,  zehn,  zwanzig  und  mehr 
Jahre;  oft  wurde  nach  Ablauf  der  Frist  eine  Verlängerung  ver- 
einbart. 

Die  Rückzahlung  erfolge  ebenfalls  bald  in  einer  einzigen 
Zahlunj^.  bald  in  Tr.thrtrtn  Tern^:n*.n.  Der  Staat  war  offenbar  ein 
langmütii^er  Gläi:b:i:er;  das  Kapital  von  40000  Fr.,  das  von  Ador 
und  Bonnard  im  Jahre  1763  auf  Michod  übtrrtragen  worden  war. 
wurde  1771  fällig-  17S0  war  cur  die  Hälfte  bezahlt,  und  die  Hinter- 
la><tnen  der  KiJen  Bür^-en  trhi'.lten  einen  neuen  Termin  von  drei 
Jahren  7ur  vC>y.:gen  Abtra^z^ung  dtrr  n^-Hrh  schuldigen  20000  Fr.'i 

n  Ija  typsoh«  Re.sp.«!  ist  dis  Gjiarbtec  des  Kosxmerzienrales  über  die 
r:aflhrur^5  der  rüch=Ar^  itr^r  vcn  Rt,-!:,  I>_pA=  c=d  Schiail  in  Thun,  Es  besteht 
«U5  \--er  HJkJJ-u^^ch=^e::: 

1.  Sstr.    V-3  Nutrr-   icr  T^:h=ir«-Ar:::r  Irerru;*. 
a»  Satt    Wer  c^  Vziirr=Trh=er  se^es  c^d  ."hre  E-fTss-'bmftea. 
iL  S Atz,    Wa<  »ir  Kl->=::ei  *>  r-cienres. 
4.  Sjiti,    Vor«o-^e.\  c  e  zu  ^<-.'^*Ji■-i=  s^ri, 
-    ;-lv  v:l  ::;.\ 

;    MjLr.  V    : --.   :  ^.     S.icz   : mxr  ier  rer=-=  cm  drei  Jahre  veriingcrt 

'^  '■    -  '      V.  •   V     ^<^^     V^l,  »^  b   r:    .'••--    'r><r  ce  l"b.re=i=--ustrie  im  aften  Bern 
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Der  Zinsfuß  war  in  der  Regel  ein  bis  zwei  Prozent,  oft  wurde 
fQr  die  ganze  Zeit,  oft  für  einige  Jahre,  das  Kapital  zinslos  überlassen. 

Der  Kommerzienrat  übte  eine  gewisse  Kontrolle  Ober  die 
Verwendung  des  Geldes ;  er  wollte  sich  überzeugen,  daß  es  zu  dem 
vorgesehenen  Zwecke  gebraucht  wurde.  Er  tat  dies,  indem  er  sich 
von  den  Amtleuten  oder  von  den  Fabrikanten  direkt  alljährlich 
über  den  Zustand  des  Unternehmens  berichten  ließ.  Waren  die 
Geschäfte  in  der  Stadt,  so  unternahm  gelegentlich  der  Direktor, 
dem  es  unterstellt  war,  eine  persönliche  Inspektion  ^)  und  er  konnte 
sich  die  Bücher  vorlegen  lassen. 2) 

Bemerkenswert  ist  das  Verfahren,  das  1769  eingeschlagen 
wurde,  um  die  Quincaillerie-Fabrik  eines  Engländers,  John  Harrison 
von  Birmingham,  in  Burgdorf  zu  finanzieren.^)  Zunächst  wurde 
Harrison  eine  „milde  Beisteur"  von  sechs  neuen  Louisdor  zuge- 
wendet *),  dann  arbeitete  der  Kommerzienrat  selber  einen  Subskrip- 
tionsplan aus,  der  fünfundzwanzig  „Actionen"  von  je  zehn  neuen 
Louisdor  vorsah.  Der  Kommerzienrat  verpflichtete  sich  zur  Ver- 
zinsung sämtlicher  Aktien  zu  vier  Prozent  während  der  drei  ersten 
Jahre.*)  Die  Rückzahlung  sollte  in  vier  Terminen  vom  vierten 
Jahre  an  erfolgen. 

Die  Subskription,  an  der  sich  neben  dem  Kommerzienrat  und 
dem  Rate  von  Burgdorf  meist  Patrizier  beteiligten,  ergab  250  neue 
Louisdor.  9  Im  Frühjahr  1769  war  diese  Finanzierung  zustande 
gekommen,  im  Herbst  war  die  Summe  aufgezehrt,  und  Harrison 
verlangte  weitere  150  Louisdor.  "0  Der  Kommerzienrat  schritt  zu 
einer  neuen  Subskription,  aber  mit  weniger  Erfolg  als  das  erste  Mal ; 
sie  ergab  nur  85  Louisdor.^)  Darauf  wurde  eine  Abordnung  —  die 
Herren  Ryhiner  und  Graffenried,  begleitet  vom  Sekretär  —  nach 
Burgdorf  zur  Besichtigung  der  Fabrik  gesandt.*)  Der  Eindruck, 
den  sie  von  dort  heimbrachten,  war  ein  guter,  und  sofort  beschloß 
der  Kommerzienrat,  die  fehlenden  65  Louisdor  aus  seiner  Kasse 
zu  nehmen.  Im  Juni  1770  machte  er  Harrison  einen  weiteren 
Vorschuß  von  90  Louisdor.  ^'*)    Ein  weiteres  Anlehen,  das  Harrison 


I)  Man.  W.  325.        2)  J.  B.  II.  331.        3)  Man.  T,  laS,  137.       4)  Man.  T.  139. 
5)  Man.  T.  143.  6)  Man.  T.  147.         7)  Man.  T.  169.  8)  M.  T.  170. 

9)  .Da  dieselben  mit  besonderem  Vernflgen  die  stille  Ordnung  und  Zucht 
unter  den  Arbeitern,  die  Menge  der  manigfaltigen,  meistens  von  Harrison  selbsten 
verfertigten  Mascjinen,  Press-  und  Schraubstöcken,  Instrumenten  und  Werkzeugen 
gcwabreten,  auch  eine  schOne  Parthey  ausgemachter  Uhrenkettenwaar,  samt  denen 
Stcmplen  zur  Verfertigung  der  Schuhschnallen  fanden."    Man.  T.  188. 

10)  Man.  T.  205.   C.  R.  R.  1770. 
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schon  im  August  desselben  Jahres  forderte,  wurde  aber  verweigert, 
weil  der  Kommerzienrat  mit  der  Verzinsung  des  ersten  Anlehens 
zu  tun  hatte,  die  er  drei  Jahre  lang  seinem  Versprechen  gemäß 
durchführte.*)  Im  folgenden  Jahre  hatten  wieder  einige  Private 
15000  L.  geliehen.^)  Nach  weniger  als  zwei  Jahren  wurden  die 
Gläubiger  inne,  daß  sie  ihre  Kapitalien  schlecht  angelegt  hatten; 
sie  verlangten  diese  zurück,  wenn  sie  nicht  völlige  Sicherheit  dafür 
bekämen,  und  wandten  sich  zu  diesem  Zwecke  an  den  Kommerzien- 
rat.^)    Nach   1773  erfolgte  die  Verzinsung  der  Aktien  nicht  mehr, 

1781  mußte  der  Kommerzienrat  darauf  verzichten,  Zins  zu  beziehen 
oder  sogar  das  Kapital  zurückzuerhalten,  und  er  strich  die  185  neuen 
Louisdor  aus  seiner  Rechnung  *J,  nachdem  auch  die  andern  Gläu- 
biger auf  ihren  Anteil  verzichtet  hatten.  Der  Kommerzienrat  hatte 
gehofft,  durch  eine  neue  Unterstützung  die  ganze  Summe  zu 
reiten,  zu  welchem  Zwecke  er  dem  Harrison  1774  350  Kronen 
zur  Errichtung   einer    neuen  Schmiede   auf    erste  H^-pothek   lieh.^) 

1782  hatte  Harrison  keine  Arbeiter  mehr,  und  die  Herrlichkeit 
mit  der  Fabrik  war  zu  Ende.*^)  Dennoch  treffen  wir  seine  Fabri- 
kate in  den  neunziger  Jahren  wieder.  Sollte  er  sich  auf  unrecht- 
mäüige  \Vei>e  die  Mittd  angeeignet  haben,  um  später  das  Geschäft 
auf  eigene  Rechnung  zu  betreiben?  Unmöglich  wäre  es  nicht; 
denn  die  Verhandluni^en  in  den  Behörden  der  Helvetik  werfen  kein 
gOnsiiiies  Licht  auf  ihn.  Weisen  unverschämten  Betragens  und 
lixvher  Hinwegsetzung  üIkt  die  Staat>j^'esetze  kam  er  ins  Gefäng- 
ni>  und  wurde  ai:si;ewitsen." 

Von  i:cri;ii:enr  iHdcutm^  und  wtnii^er  Einfluß  auf  das  Wohl 
dc<  Landr>,  wtii  ungenüi^md  :lr  die  Forderung  der  Industrie, 
waixn  die  ci:i::.ali;:en  Ur.ier>::::.ur.^'tn  durch  Geschenke,  be- 
s;c!und  in  klvintn  Siür.uVvi^.  Ditso  Mittel  wurde  gewöhnlich  an- 
^vwvnvic:,  wenn  ein  Gv\:j.:il*.hcn  ni.h:  gewährt  werden  konnte. 
So  wuivicn  •  Iv  A:v.:!eute  bcvia.hi,  die  sich  durch  Einrichtung  irgend 
iir.vr  MAUc/.ik:;;r  in  ihrer  JI^rrs^hÄrt  und  Verschaffung  von  Arbeit 
:x:r  :hTx^  Arven  xcrdi.:::  i:x:-'a:h:  hin-.r..     Thrr  Landvo^t  von  Fru- 


l     M*A  V    j;*^;;    5>^  V^«  i.^  CK.  !<-   ^e«r  J-kire«  ai  Mäd,  T.  374. 

*Ä   ;^\    *,  '     :  •    *.   *•  kj.>^j.r  >kC4^-  w^  ." •  c  >.3-2r-ss.     C  R.  S,  1791.1 
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tigen  ließ,  „um  dem  Bettel  abzuhelfen",  eine  Hanfspinnerei  in  der 
Weise  einrichten,  daß  von  den  zwölf  Gerichtssäßen  alle  Monate 
drei  auf  eigene  Kosten  eine  Partie  Hanffaser  anschafften,  den 
Armen  zum  Spinnen  austeilten,  ihnen  drei  bis  fünf  Batzen  für  das 
Pfund  bezahlten,  das  Garn  wieder  einsammelten  und  verkauften. 
Vom  11.  Februar  bis  24.  Juni  1779  wurden  360  Pfund  verarbeitet 
und  56  Kronen  Spinnerlohn  bezahlt.  Zudem  war  zur  Beschäftigung 
der  Kinder  von  acht  bis  fünfzehn  Jahren  eine  „Seiden-Kämlerey" 
angelegt  worden.  Für  diese  Bestrebungen  erhielten  die  Unternehmer 
hundert  Taler.*)  Zur  Deckung  eines  Defizits  bekamen  die  gleichen 
bald  darauf  einen  weitern  Zuschuss  von  Kronen  42.  23.  2.'^) 

Eine  ähnliche  Unterstützung  im  Betrage  von  hundert  Talern 
wurde  auch  J.  J.  Frey  von  Lenzburg  zuteiP),  der  im  Sinne  hatte» 
eine  Porzellanfabrik  einzurichten.  Eine  Probe  seiner  Ware  hatte 
er  dem  Kommerzienrate  eingeschickt  und  sie  mit  der  Bitte  be- 
gleitet, er  möchte  ihm  5000  L.  vorschießen.^)  Dieser  traute  der 
Sache  nicht  und  beantragte  mit  einer  „Meinung",  ihn  abzuweisen, 
während  der  andere  Teil  sein  Ansuchen  befürwortete  und  ihn 
wenigstens  zu  einer  einmaligen  Unterstützung  empfahl. 

Der  Baumwollweber  und  -drucker  Veuillet  in  Yverdon  sollte 
für  die  verlangten  8 — 10000  Pfund  Sicherheit  leisten^);  da  ihm 
dies  nicht  möglich  war,  mußte  auch  er  sich  mit  einer  Gratifikation 
nebst  einer  Konzession  begnügen.^) 

In  hohem  Maße  wurde  die  Fabrik  wollener  Tücher  in  Thun 
unterstützt,  die  von  Rytz,  Dupan  und  Cie.  1763  gegründet  wurde. 
Die  Inhaber  dieser  Firma  verlangten  und  erhielten  ein  Geschenk 
von  1800  L.,  nämlich  die  Besoldung  des  Direktors  für  zwei  Jahre 
ä  400  L. ,  für  dessen  Transport  mit  Familie  80  L. ;  für  Hauszinse 
für  den  Direktor  und  die  zum  Unterricht  junger  Kinder  erforder- 
liche geräumige  Behausung  240  L. ;  für  Holz  und  andere  not- 
wendige Unkosten  in  den  ersten  zwei  Jahren  680  L. ,  dazu  noch 
andere  Hilfe  und  Privilegien.*^) 

In  ihr  sah  der  Kommerziell  rat  vornehmlich  eine  Anstalt  zur 
Förderung  der  Volkswohlfahrt  im  armen  Oberlande,  wo  es  bei  der 
Unmöglichkeit  einer  intensiven  Landwirtschaft  an  Arbeit  und  Er- 
werb fehlte,  so  daß  eine  Über\'ölkerung  eintrat,  die  zur  Auswande- 
rung führte.  Darum  war  jede  Gelegenheit  willkommen,  die  den 
Oberländern  Arbeit  verschaffte.     Die  Wolle  wurde  in  die  verschie- 


1)  Man.  U.  147.  II.  August  1779.  2)  Man.  U.  188. 

3)  Man.  W.  74.  19.  Mai  1787.  4)  J.  B.  VII.  166.  5)  J.B.  VI.  ii. 

6)  J.B.  VI.  21.  7)  J.B.  V.  427  ff.  444  ff. 
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denen  Gemeinden  zur  Verarbeitung  verteilt.  Die  Gemeinden  mußten 
dafQr  die  Garantie  übernehmen;  sie  wurden  angehalten,  die  nötigen 
Werkzeuge  zu  kaufen,  und  der  Kommerzienrat  ordnete  ein  Mit- 
glied der  Engern  Kommission  ab,  das  den  Gemeinden  vom  Vertrag 
mit  Rytz,  Dupan  und  Cie.  Mitteilung  machen  mußte.  Die  Vorsteher 
sollten  ihre  Gemeindegenossen  nach  Thun  in  die  „Manufaktur- 
schule" schicken,  wo  sie  während  dreier  Wochen  in  ihren  zukünf- 
tigen Beruf  eingeführt  wurden.  0  Es  handelte  sich  hauptsächlich 
um  Spuler  und  Spinnerinnen,  deren  sofort  nach  der  Gründung 
(1764)  über  dreihundert  beschäftigt  wurden.  Unter  anderm  war 
die  Spinnerei  im  Waisenhaus  in  Zweisimmen  eingeführt,  während 
die  Weber  hauptsächlich  in  Worb  und  Umgebung  wohnten. 2)  Wenn 
die  Firma  nicht  länger  als  sechs  Jahre  bestand,  so  liegt  die  Haupt- 
ursache im  ungenügenden  Vertrieb  ihrer  Produkte '),  aber  auch  in 
der  Abneigung  der  oberländischen  Bevölkerung  gegen  diese  Be- 
schäftigung. Die  Unternehmer  klagten  oft,  daß  die  Oberländer 
„ihren  eingewurzelten  Müßiggang  und  Trägheit  dem  ehrlichen  Ge- 
winn, welchen  sie  aus  dieser  Arbeit  erhalten  könnten,  vorgezogen 
und  meistens  die  Manufactur  verlassen"  haben.*) 

Eine  Industrie  wurde  aber  doch  gegen  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts im  Oberland  eingeführt,  die  dort  ihren  natürlichen  Stand- 
ort hat,  und  die  sich  im  19.  Jahrhundert,  wenn  auch  in  anderer 
Form,  dort  ansiedelte :  Die  Fabrikation  von  Holzwaren.  Wir  wissen 
nicht,  wie  weit  wir  das  Aufkommen  der  Holzschnitzerei  dem  Kom- 
merzienrate  zuschreiben  dürfen;  in  ihrer  heutigen  Ausgestaltung 
vielleicht  gar  nicht,  aber  ganz  verloren  waren  seine  Bemühungen 
gewiß  nicht. 

Kleine  Holzärbeiten  —  Holzdruckenware  ^)  —  kamen  aus  dem 
Auslande,  vor  allem  aus  dem  Schwarzwalde,  und  die  Geldveräuße- 
rung für  diesen  Artikel  erreichte  die  Höhe  von  15000  Pfund.  Es 
ist  das  Verdienst  des  Präsidenten  Manuel,  die  Frage  angeregt  zu 
haben ;  der  Kommerzienrat  sah  ihre  Wichtigkeit  ein,  und  der  Land- 
vogt Steiger  in  Interlaken  interessierte  sich  sehr  für  sie,  versicherte, 
daß  ausgezeichnetes  Holz  genügend  vorhanden  sei,  und  freute  sich, 
,, seinen  Amtsangehörigen  einen  neuen,  einträglichen  Handelszweig 


i)  Man.  S.  I.  2)  Man.  S.  133, 

3)  Die  Vorschriften  Über  Bevorzugung  ihrer  Tücher  wurden  nicht  beobachtet. 
(Man.  S.  239.) 

4)  Man.  T.  257. 

5)  Es  werden  genannt :  Kellen,  Siebe,  Blasbälge,  Weinhahnen,  Mäusefallen  usw. 
(Man.  X.  133.) 
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zu  verschaffen,  vermittelst  dessen  sie  sich  Kunstfleiß  und  Betrieb- 
samkeit erwerben  und  ein  reichliches  Auskommen  finden  werden**. 
Durch  einen  Bekannten  in  Schaffhausen  fand  Manuel  den  Mann  zur 
Einfahrung  dieses  neuen  Gewerbszweiges:  Johannes  Ebner  von 
St.  Blasien.  Auf  Kosten  des  Kommerzienrates  reiste  dieser  nach 
Interlaken  und  bezog  vom  15.  September  1793  bis  15.  Mai  1794  eine 
tägliche  Unterstützung  von  fünf  Batzen;  zudem  hatte  er  Hilfe  von 
Interlaken  selbst;  die  Niederlassungsbewilligung  erhielt  er  vom 
Kommerzienrate.  Heimkehren  durfte  er  nicht  mehr  aus  Furcht  vor 
Mißhandlungen  von  selten  der  Berufsgenossen,  die  nicht  duldeten, 
daß  ihnen  Konkurrenz  erwuchs. 

Ebner  war  verpflichtet,  andere  seine  Kunst  zu  lehren,  und  nach 
dem  Berichte  des  Landvogts  fand  er  willige  Arbeiter.  Schon  im 
folgenden  Jahre  (1794)  ging  die  Zahl  der  verfertigten  Stücke  in  die 
Tausende,  worauf  der  Kommerzienrat  probeweise  für  drei  Jahre  im 
Oberland  den  Verkauf  der  fremden  Holzwaren  verbot  und  dem 
Schwarzwälder  Andreas  Thoma  sein  Patent  entzog.^) 

Da  die  Holzverarbeitung  einmal  Boden  gefaßt  hatte,  so  bedurfte 
es  nur  noch  des  Künstlers,  der  aus  dem  Gewerbe  ein  Kunstgewerbe 
machte  und  ihm  damit  neue  Aussichten  eröffnete:  dieser  erschien 
in  Christian  Fischer  von  Brienz  (1789—1848),  der  ähnliche  Gegen- 
stände herstellte  wie  Ebner:  Eierbecher,  Zuckerdosen,  Schreibzeug- 
köcher usw.,  sie  aber  mit  Ornamenten  verzierte,  so  daß  er  als  Vater 
der  Holzschnitzerei  im  Bemer  Oberlande  angesehen  wird.^j 

Auch  Heinrich  Pestalozzi,  damals  auf  dem  Neuhof,  wurde  zwei- 
mal mit  einer  Unterstützung  bedacht.  Veranlaßt  durch  die  „Bitte 
an  Menschenfreunde**  stellte  Landvogt  Grüner  von  Zofingen  den 
Antrag,  man  möchte  Pestalozzi  eine  milde  Beisteuer  zuwenden. 
Die  Engere  Kommission  brachte  im  Januar  1777  darüber  ein  Gut- 
achten ein.  Die  Behörde,  die  zur  Förderung  der  Industrie  ge- 
schaffen war,  sah  naturgemäß  in  der  Anstalt  auf  Neuhof  in  erster 
Linie  „eine  gute  Manufaktur  Schul,  in  deren  für  die  feinere  Baum- 
wollenfilatur  und  Weber ey  gute  Arbeiter  gezogen  werden  können". 
Doch  anerkannte  sie  auch  den  andern  Zweck,  den  einer  „Erziehungs- 
schul  für  arme,  ohne  dieses  sonst  dem  Müßiggang,  Bättel  und  Un- 
glück gewidmete  Kinder",  und  sie  bewilligte  einen  einmaligen  Bei- 
trag von   48   Kronen    (für  fünfzehn  Kinder  je    zwei   neue    Taler). 


1)  Vgl.  Man.  X.  129,  133,  140,  144,  145,  156,  160,  167.  171,  285,  292,  306,  328. 
J.B.  VlII.  189. 

2)  K.  Demme,    im  Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  von 
N.  Reichesberg.  II.  615. 
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Im  folgenden  Jahre  wurde  diese  Summe  verdoppelt,  nachdem  die 
Abordnung,  die  im  Juni  1777  den  Aargau  besucht  hatte,  um  den 
Zustand  der  Baumwollen-  und  Leinwandindustrie  zu  erfahren,  GOa- 
stiges  berichtet  hatte.  Der  Kommerzienrat  hoffte  vor  allem,  daß 
aus  der  Anstalt  Meister  hervorgehen  würden,  die  die  feinere  Spinnerei 
und  Weberei,  wie  sie  in  Toggenburg  und  im  St.  Gallischen  zu  Hause 
waren,  einführen  würden.  0 

Die  Prämien,  die  vom  Kommerzienrate  auf  gewisse  Erzeug- 
nisse ausgesetzt  wurden,  sind  eine  verhältnismäßig  späte  Erfindung. 
Sie  wurden  vom  Kommerzienrate  zum  erstenmal  im  Jahre  1763 
bei  jener  Wollentuchfabrik  in  Thun  angewendet.  Ihr  wurde  im 
Abkommen  zwischen  der  Firma  und  dem  Kommerzienrate  eine 
Prämie  von  dreißig  Batzen  von  jedem  Stück  für  die  ersten  acht 
Jahre  zugesichert,  unter  der  Bedingung,  daß  wenigstens  fünf  Web- 
stühle in  Arbeit  stünden,  die  fünfhundert  Stücke  lieferten. 2)  Doch 
beschränkten  sich  die  Prämien  auf  die  roten  und  blauen  Uniform- 
tücher, wie  sie  für  die  Landmiliz  verwendet  wurden.  Innerhalb 
vier  Jahren  wurden  767  Taler  Prämien  ausgerichtet.  ^)  Am 
4.  Juli  1768  wurden  den  Unternehmern  für  vier  weitere  Jahre 
Prämien  auf  alle  Tücher  bewilligt,  die  in  der  Fabrik  von  Ryiz 
entstanden:  dreißig  Batzen  für  die  Stücke,  die  von  fünf  Stühlen 
geliefert  wurden,  während  die  von  den  übrigen  Stühlen  nur  fünf- 
zehn Batzen  bezogen.^)  Trotz  dieser  kräftigen  Mithülfe  erlebte  die 
Fabrik  diese  Zeit  nicht  mehr. 

Der  Kommerzienrat  sicherte  auch  der  Spinnerei  in  Interlaken 
nebst  freiem  Verkauf  ihres  Leinengarns  eine  Prämie  von  einem 
Batzen  von  jedem  Pfund  Garn  im  Werte  von  zehn  bis  vierzig 
Batzen  zu.  *)  Nach  der  Rechnung,  die  der  Kommerzienrat  erhielt, 
wurden  in  einem  Jahre  5449  Pfund  gesponnen,  wofür  die  Prämie 
Kr.  217.24. —  ausmachte.  ^)  Im  folgenden  Jahre  wurde  die  Prämie 
auf  2 — 4  Kreuzer  für  das  Pfund  Garn  je  nach  seinem  Werte  er- 
niedrigt. Infolgedessen  war  die  Prämie  viel  kleiner;  außerdem  ging 
die  Produktion  zurück.  "0  Die  Prämien  wurden  auch  noch  für  das 
dritte^)  und  vierte  Jahr  zugesichert.^) 

Noch  später  als  die  Prämien  wurden  die  Preise  eingeführt. 
Wir  vermuten,  daß  diese  Art  der  Aufmunterung  durch  die  ökono- 

1)  Man.  U.  20,  25,  55,  102.  Abgedruckt  von  G.  TobUr  im  Neujahrsblatt  des 
histor.  Vereins  von  Bern,  1900.  Beilage  II. 

a)  J.  B.  V.  444.  3(J.  B.  VI,  155.  4)  Man.  T.  64.  97. 

5)  Mao.  S.  168.  25.  Juni  1765.  6)  Man.  S.  289.  7)  Man.  T.  40. 

8)  Man.  T.  51.  9)  Man.  T.  117. 
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mische  Gesellschaft  in  den  Koramerzienrat  kam;  wenigstens  hat 
diese  oft  solche  Preisausschreiben  erlassen.  0  Vom  Kommerzien- 
rate  wurden  Preise  nur  in  der  Leinwand-  und  Baumwollindustrie 
ausgesetzt,  die  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  die  bedeutendsten 
waren.  1776  wurden  folgende  Preise  ausgeschrieben:  a)  „Dem- 
jenigen Fabrikanten  von  Baumwollenen  Tüchern,  welcher  am  meisten 
Selbsten  fabricierte  Reglementmäßige  7/4  breite  Ordinari-Indienne 
Tücher,  mit  dem  Bemzeichen,  vom  1.  Mai  diß  Jahrs  bis  gleiche 
Zeit  1777  verkauft  haben  wird,  ein  Preis  von  acht  Dukaten,  b)  dem- 
jenigen Fabrikanten,  welcher  in  der  anzahl  der  gleichen  Tüchern 
dem  obigen  am  nächsten  kommen  wird,  ein  Preis  von  sechs 
Dukaten."  2) 

Diese  Preise  fielen  an  folgende  Personen: 

Der  erste  Preis  an  Witwe  Hauri  von  Reinach  für  207  Stück 
„Bern"  Ordinari  und  1734  Stück  Numero  Tuch  „Bern".  Der 
zweite  Preis  an  Anton  Häusler  in  Unterkulm  für  218  Stück  Ordi- 
nari „Bern".3) 

Die  vier  Preise  für  Leinwand  waren  folgende*):  Je  ein  Preis 
von  5  Dukaten  für  jeden  Fabrikanten,  der  im  Jahre  1776/77  am 
meisten  6/4  breite,  glatte,  leinene  Tücher  im  Werte  von  15 — 18  Kreuzer 
bez,  19 — 24  Kreuzer  oder  am  meisten  Serviettentücher  mit  Bild  im 
Werte  von  14 — 16,  bez.  17 — 20  Kreuzer  messen  und  zeichnen  ließ. 

Diese  Preise  erhielten: 

Andreas  Minder  der  jüngere  von  Huttwil,  Jakob  Zaugg,  An- 
dreas Schmid  und  Hans  Ulrich  Schmid,  alle  drei  von  Eriswil.*) 

Ein  Preis  von  dreißig  Dukaten  wurde  1783  demjenigen  be- 
willigt, der  in  einem  Jahre  am  meisten  Leinwand  ausführe.  Der 
Antrag  ging  von  der  ökonomischen  Gesellschaft  aus,  durch  sie  er- 
folgte auch  die  Ausschreibung  und  wahrscheinlich  die  Zuteilung 
des  Preises.^) 

Bemerkenswerter  ist  die  Übernahme  des  Wollhandels 
durch  den  Staat  im  Jahre  1697.  Wie  das  Salz,  so  sollte  in  Zu- 
kunft auch  die  Wolle  von  der  Obrigkeit  gekauft  und  wieder  ver- 
handelt werden.  Der  Anlaß  für  die  Einrichtung  dieser  Regie  lag 
in  den  häufigen  Klagen  der  Wollenarbeiter:  Tuchmacher,  Lismer, 
Hutmacher,  daß  die  Beschaffung  roher  Wolle  große  Schwierigkeiten 


1)  Das   Preisausschreiben    fflr   Leinwand    wurde    zudem    einem  solchen   der 
ökonomischen  Gesellschaft  beigedruckt.  Man.  T.  4.       .     • 

2)  Man.  T.  3.  3)  Man,  T.  63.  4)  Man.  T,  4. 
5)Man.  U.  loi.             6)  Man.  U.  298. 
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habe.  0  Die  einzelnen  Betriebe  waren  klein,  ebenso  klein  die 
Wollenquantitäten,  die  sie  brauchten,  so  daß  direkter  Einkauf  aus 
erster  Hand  nicht  möglich  war.  Die  Meister  mußten  mit  Unter- 
händlern verkehren,  von  denen  sie  nicht  immer  die  gewünschte 
Qualität  erhielten.  Ungenügendes  Rohmaterial  mußte  auf  die  Güte 
des  Produktes  einen  schlimmen  Einfluß  ausüben,  und  der  hohe 
Preis  machte  es  gegenüber  andern  weniger  konkurrenzfähig;  daraus 
ergab  sich  als  Hauptaufgabe  für  den  Kommerzienrat:  Beschaffung 
guten  und  billigen  Rohmaterials.  2)  Eine  Eingabe  desselben  wurde 
am  5.  Sept.  1695  an  den  Großen  Rat  gewiesen,^)  von  diesem  am 
9.  Sept.  behandelt,*)  aber  zu  weiterer  Beratung  und  „Erläuterung** 
zurückgeschickt.  Erst  am  3.  Februar  1697,  nachdem  die  verlangte 
Erläuterung  längst  vorgelegt  worden  war,*)  kamen  die  G.  H.  zu 
einem  Beschluß,*)  indem  sie  die  geforderten  30000  Reichstaler  für 
die  Errichtung  der  obrigkeitlichen  Wollenhandlung  bewilligten. 
Vorläufig  wurde  dazu  die  Hälfte  angewiesen.') 

Die  erste  Sorge  war  nun  der  Wolleneinkauf.  Zu  diesem  Zwecke 
sandte  man  Landvogt  Wagner  auf  die  bevorstehende  Leipziger 
Messe,  einen  Hauptplatz  für  sächsische  und  böhmische  Wolle.'*) 
Seine  Aufgabe  bestand  darin,  zweihundert  Zentner  Schafwolle  zu 
kaufen  und  nach  Bern  spedieren  zu  lassen,  aber  nicht  weniger 
hatte  er  „Korrespondenzen**  zu  suchen,  also  Geschäftsverbindungen 
anzuknüpfen.  Er  sollte  sich  bei  den  größten  Schäfereien  umsehen 
und  sich  Lieferungen  zu  billigen  Preisen  sichern,  indem  er  auf  die 
Garantie  des  Staates  hinwies;  er  sollte  dafür  sorgen,  daß  in  Zu- 
kunft die  Wolle  bis  nach  Schaffhausen  oder  wenigstens  nach  Nürn- 
berg geliefert  würde,  er  hatte  sich  über  den  Geldwert,  das  Agio^ 
den  besten  Zahlungsmodus  zu  erkundigen  usw.')  Um  ihm  „in 
diesem  geschäft  einiche  liechterung  zu  verschaffen**,  wurde  ihm 
ein  Angestellter  des  Ratsherrn  Fischer  von  Reichenbach,  Namens 
Dick,  der  sich  eben  in  Deutschland  befand,  beigeordnet.*®)  Die 
Reise   wurde   ausgeführt,   die  Wolle   angekauft,  die  Verbindungen 


1)  Die  genannten  Fabrikanten  nannten  in  einer  Eingabe  an  den  Kommenienmt 
1695  als  Hauptbindernisse  der  Entfaltung  ibres  Gewerbes:  i.  Mangel  an  Mitteln  zur 
Vermehrung  des  Verlages;  2.  Die  grofie  Schwierigkeit,  Wolle  faerbeiznbringen; 
3.  Die  geringe  Möglichkeit,  die  fertigen  Waren  zu  .versilberen*.  J.B.  Ib  44. 

2)  Auch  um  den  starken  Geldexport,  der  durch  zahlreiche  Reisen  ins  Ausland 
verursacht  wurde,  zu  verhindern.  J.  B.  Ib  45. 

3)  R.  M.  Nr.  247.  S.  251.  4)  iWd.  S.  «67.  5)  J-  B-  *  S5« 

6)  J.B.  Ib  28,  77.  7)  18.  März  1697.  J.B.  Ib  39.  8)  J.B.  Ib  36. 

9)  J.B.  Ib  36 f.  IG)  J.B.  Ib  36. 
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angebahnt,  und  in  Zukunft  brauchte  man  die  Sendungen  nur  schrift- 
lich zu  bestellen.  0 

Es  blieb  nicht  bei  dieser  einzigen  Bezugsquelle.  Schon  ein 
Jahr  später,  im  Frühling  1698,  begaben  sich  der  Fabrikant  Fesquet 
von  Lausanne  und  der  Sekretär  des  Kommerzienrates,  Stettier, 
nach  Genua  und  Livomo,  um  hier  ein  Quantum  Wolle  zu  kaufen.  2) 
Sie  waren  mit  einem  Kreditbrief  von  achttausend  Talern  versehen, 
und  auch  sie  haben  Vertreter  angestellt,  so  daß  Nachbestellungen 
schriftlich  besorgt  werden  konnten.')  Später  folgten  noch  Reisen 
nach  Genua  und  Beaucaire  zum  gleichen  Zwecke,  nach  Marseille 
und  Grenoble  zur  Aufhebung  der  Beschlagnahme  bestellter  Wolle.*) 
Alle  Wolle,  sei  es,  daß  sie  für  die  Wollenhandlung  ankam  oder  von 
ihr  an  die  privaten  Käufer  spediert  wurde,  passierte  zollfrei,  wenn 
sie  von  den  nötigen  Attesten  begleitet  war.*) 

Bevor  noch  die  erste  Sendung  aus  Leipzig  angekommen  war, 
erhoben  sich  im  Kommerzienrate  Bedenken  über  den  Verkauf. 
Man  fürchtete,  die  zweihundert  Zentner  könnten  nicht  abgesetzt 
werden  oder  die  Wolle  könnte  schnell  im  Preise  fallen.  Man  er- 
kundigte sich  daher  bei  einzelnen  Fabrikanten,  wieviel  Wolle  sie 
jährlich  brauchten,®)  so  auch  beim  Ratsherrn  Fischer,  Inhaber  der 
„Burath  und  Cadisfabrique"  in  Thun.  Dieser  schlug  dem  Kom- 
merzienrate vor,  ihm  die  erste  Sendung  zum  Verkauf  zu  über- 
lassen. Er  versprach,  sie  den  bürgerlichen  Fabrikanten  zum  Selbst- 
kostenpreise abzugeben;  dieser  sollte  in  sich  fassen  den  Preis  der 
Wolle,  die  Unkosten  und  zwei  Prozent  Zins  vom  angelegten  Kapital. 
Fischer  versprach,  drei  Viertel  der  Summe  im  März  1698,  den  Rest 
ein  Jahr  nach  der  Übernahme  zu  erlegen.')  Im  Herbst  darauf  war 
der  Vertrag  noch  nicht  ratifiziert,  und  Fischer  erklärte  daher  seinen 
Rücktritt  davon.  Die  beiden  Parteien  kamen  überein,  daß  die 
Frage  der  Haftung  erst  erörtert  werden  solle,  wenn  dem  Kommer- 
zienrat  aus  dem  Verkaufe  Schaden  erwachse.®)  So  mußte  der 
Verkauf  also  in  Regie  besorgt  werden.  Wir  bekommen  den 
Eindruck,  daß  er  im  Anfang  nicht  leicht  von  statten  ging;  die 
Ratsmitglieder  Fischer,  Wagner  und  Lerber  konnten  zuerst  wählen^), 
andere  mußte  man  vor  sich  zitieren  und  sie  auffordern,  ihren  Be- 
il Maii.A.  117,  215.  2)  Man.  A.  339.         3)  Man.A.  399.  31.  Dezbr.  1699. 


5)  J.  B.  la  57.  Die  aOO  Zentner ,  .die  Wagner  von  Leipzig  bracbte,  waren  zu 
diesem  Zwecke  mit  einem  vereinbarten  Zeichen  kenntlich  gemacht  und  die  Beamten 
nnterricfatet.  J.  B.  Ib  38. 

6)  J.  a  Ib  33.  «rt  J.  B.  Ib  33.  30.  März  1697. 

8)  MtauA.  98.  14.  Sept.  1697.  9)  MaOiA.  99. 
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darf  mit  obrigkeitlicher  Wolle  zu  decken*)  und  ihnen  besondere 
Protektion  zusichern.  Später  war,  wie  es  scheint,  besserer  Absatz, 
wenigstens  für  gewisse  Sorten.  Die  Preise  der  Wolle  wurden  vom 
Kommerzienrate  fixiert.^)  Die  Burger  hatten  den  Vorteil,  daß  ihnen 
kein  Zins  drauf  geschlagen  wurde.') 

Die  Einzelheiten  der  Handlung  konnten  natariich  nicht  vom 
Kommerzienrate  in  corpore  besorgt  werden,  diese  mußten  einer 
Person  übertragen  werden.  Der  Rat  schuf  zu  diesem  Zwecke  die 
Stelle  eines  „Kassierers  und  Inspektoren  der  Wollenhandlung"  und 
wählte  hiezu  den  Landvogt  Wagner.*)  Er  führte  die  Oberaufsicht 
über  die  ganze  Handlung,  erhob  die  Gelder,  wandte  sie  nach  den 
Beschlüssen  des  Kommerzienrates  an,  legte  dafür  Rechnung  ab  und 
beaufsichtigte  die  anderen  Beamten.^) 

Unter  diesem  stand  der  Buchhalter  und  Verwalter,  der  ein 
Angestellter  und  nicht  Mitglied  des  Kommerzienrates  war.  Seine 
Pflicht  bestand  in  der  Führung  einer  getreuen  „doppelten"  Buch- 
haltung, die  er  auf  Verlangen  dem  Kommerzienrate  vorweisen 
mußte,  in  der  Besorgung  der  Korrespondenz,  dem  Verkauf  der 
Ware  (nur  gegen  bar),  der  Rechnungsablage  und  der  Ablieferung 
der  Gelder,  die  er  über  den  täglichen  Bedarf  besaß.  •)  Der  erste 
Buchhalter  war  derselbe  Herr  Dick,  der  den  Landvogt  Wagner  auf 
seiner  Reise  nach  Leipzig  begleitet  hatte.'') 

Im  Januar  1698  trat  Rudolf  Hofmeister  von  Zürich  als  Sekretär 
und  Reisender  in  die  Handlung  ein.  Er  hatte  in  Zürich  fabriziert,  war 
.aber  in  Konkurs  geraten  und  suchte  nun  in  Bern  eine  neue  Heimat,  um, 
wie  der  ihn  empfehlende  Fischer  bemerkte,  unter  dem  Schutze  der 
Obrigkeit  und  durch  deren  „Reputation"  ein  eigenes  Geschäft  an- 
fangen zu  können.^)  Vorläufig  waren  noch  Dick  und  Hofmeister  in  der 
Handlung  tätig ;  später  scheint  der  letztere  an  die  Stelle  des  ersten 
getreten  zu  sein;  denn  er  führte  die  Buchhaltung  und  Korrespondenz. 

Der  Geschäftskreis  dieser  Wollenhandlung  wurde  bedeutend 
erweitert  durch  die  Anlage  von  Depots  in  anderen  Städten,  in 
Aarau  und  Lausanne.  Das  Gebiet  des  Kantons  war  weit  aus- 
gedehnt, reichte  vom  Leman  bis  zum  Rhein ;  wohl  lag  mitten  dann 
die  Hauptstadt,  aber  es  war  doch  unpraktisch,  die  rohe  Wolle,  die 
aus  Deutschland  kam,  zuerst  nach  Bern  und  dann  erst  zurück  in 
den  Aargau  zu  führen.  Ebenso  verhielt  es  sich  mit  der  spanischen 
und  französischen  im  Waadtlande.  Der  Preis,  der  durch  die  Be- 
il Man.  A.  ICX).    Die  französischen  Fabrikanten.    Man.  A.  15^. 

2)  Man.A.  106.  3)  Maa.A..99«    .      4)  ao.M|l«  1697,  5)  J.B.Ib  30. 

6)  J.  B.  Ib  31.       .     7)  M«tuA.  88,  3.  Juli,  1697^         .    i   .      .  -3)  Mwi- A.  14O. 
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teiligung  der  Regierung  hatte  erniedrigt  werden  sollen,  wurde  so 
wieder  erhöht.  Am  20.  Januar  1698  anerkannte  der  Kommerzien- 
rat  die  Notwendigkeit  einer  Filiale  im  Aargau  *),  und  bald  nachher 
wurde  sie  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Strumpffabrikanten  Johann 
Heinrich  Hunziker  in  Aarau  errichtet.  2)  Dieser  besorgte  den 
Wollen  verkauf  und  die  Spedition,  wofür  er  mit  fünfzehn  Kreuzern 
per  Zentner  entschädigt  wurde.  Dagegen  mußte  er  für  seine 
Kunden  gutstehen,  ebenfalls  gegen  Anrechnung  von  drei  Prozenten. 
Außerdem  mußte  er  für  die  anvertrauten  Werte  Bürgschaft  stellen. 
Er  war  verpflichtet,  das  eingenommene  Geld  „bar  oder  per  Wechsel- 
brief" an  den  Kommerzienrat  abzuliefern  und  alljährlich  eine 
Generalrechnung  vorzulegen.  Für  die  Wolle,  die  er  in  seiner 
eigenen  Fabrik  brauchte,  hatte  er  die  Vergünstigung,  daß  ihm  bei 
Barzahlung  nur  2'/2^/ü,  bei  sechs  Monaten  Termin  5  ®/o  auf  den 
Selbstkostenpreis  geschlagen  wurden. 

Im  gleichen  Jahre  wurde  auch  die  Wollenhandlung  in  Lau- 
sanne errichtet  und  dabei  der  Geschäftskreis  erweitert,  indem  damit 
eine  Tuchhandlung  verbunden  wurde,  und  zwar  in  Bern  und  Lau- 
sanne. Den  Anlaß  dazu  gab  eine  Bittschrift  der  Fabrikanten  von 
Lausanne.^)  Man  ging  von  der  Erwägung  aus,  daß  man  die  Weber 
nicht  durch  Mangel  an  Absatz  hindern  dürfe.  Die  Rolle  des  Verlegers 
zu  übernehmen,  schien  dem  Kommerzienrat  anfangs  zu  weit  zu  führen ; 
er  wollte  darum  die  Stadt  Lausanne  veranlassen,  die  Einrichtung  zu 
übernehmen.  Weitere  Beratungen  führten  doch  zur  Einrichtung 
des  Verlags  durch  die  Kammer.  In  Bern  wurden  zu  Direktoren 
der  Handlung  Landvogt  Wagner  und  Bartholomäus  May  ernannt  *), 
für  die  von  Lausanne  Conseiller  Samuel  Seigneux  und  Marchand 
Jean  Fesquet.^)  Diese  handelten  als  „directeurs  des  Magasins  de 
Lausanne  pour  la  chambre  du  commerce".®)'')     Sie  besorgten  •  den 

I)  Man.  A.  156.  9)  Man.  A.  210.  3)  Man.  A.  235. 

4)  Man.  A.  293.  5)  Man.  A.  324. 

6)  Wir  wissen  nicht  genau,  in  welcher  Weise  der  Kommerzienrat  finanziell 
beteiligt  war.     Es  waren  drei  Wege  vorgeschlagen  worden  (Man.  A.  289): 

1.  Die  Kammer  sollte   auch  diese  Handlung  fahren  wie  den  Wollenhandel.     Da- 
gegen hatte  der  Bauherr  von  Wattenwyl  opponiert. 

2.  Die    fibrigen    Mitglieder    sollten    sie   auf  ihr  Konto  Obemehmen,    aber  in  der 
Kammer  Namen. 

3.  Die   Kammer    vertraute   einigen  Particularen  eine  Summe  aus  ihrem  Wollen- 
fonds an,  und  sie  fahrten  die  Handlung  im  Namen  der  Kammer. 

Damals  (4.  August  1698)  hatte  man  sich  auf  den  dritten  „Expedient"  geeinigt.  Der 
Beschluß  far  die  Grandung  erfolgte  am  9.  August  1698  (Man.  A.  292).  Der  Aus- 
druck: «Seigneux  et  Fesquet  .  .  .  pour  la  chambre  du  Commerce*  scheint  darauf 
hinzudeuten,  daß  jaan  den  dritten  Weg  wählte. 

7)  Man.  A.  324. 
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Verkauf  von  Wolle  und  waren  verpflichtet,  an  Zablungsstatt  das 
aus  dieser  verfertigte  Tuch  anzunehmen.  Doch  hatte  der  Arbeiter 
sich  schon  beim  Bezug  der  Wolle  zu  erklären,  ob  er  das  fertige 
Tuch  zurQckliefem  wolle  oder  nicht,  worauf  er  dann  den  Auftrag 
erhielt,  eine  bestimmte  Art  Tuch  zu  fabrizieren.  Der  Weber  ar- 
beitete aber  nicht  um  einen  bestimmten  Lohn,  er  konnte  auch  hier 
sein  Produkt  zu  um  so  besserem  Preise  absetzen,  je  besser 
es  gearbeitet  war;  denn  jedes  Stück  wurde  geprüft  und  die 
Arbeit  durchschnittlich  auf  ein  Drittel  vom  Werte  des  Roh- 
stoffes geschätzt.  0  Es  war  den  Direktoren  auch  erlaubt,  anderes 
Tuch  als  solches  aus  obrigkeitlicher  Wolle  anzunehmen,  wenn  es 
den  Anforderungen  entsprach;  doch  sollte  die  Tuchhandlung  nur 
ein  Notbehelf  sein;  so  viel  als  möglich  sollte  doch  der  Fabrikant 
mit  dem  Händler  direkt  arbeiten.*)  Ein  Raum  für  die  Unter- 
bringung der  Waren  wurde  von  der  Stadt  Lausanne  geliefert.') 
In  Bern  befand  sich  das  Bureau  der  beiden  Direktoren  im  „Botten 
Kämmerli"  des  Kommerzienhauses ,  die  Buchhaltung  wurde  von 
Hofmeister  geführt.*) 

Wir  können  die  Ausdehnung  des  Wollenhandels  nicht  zahlen- 
mäßig darstellen.  Sicher  erscheint  uns,  daß  die  erste  Sendung  von 
Leipziger  Wolle  von  zweihundert  Zentnern  die  größte  war,  daß 
man  nachher  nie  mehr  so  viel  auf  einmal  bezog,  daß  also  der 
obrigkeitliche  Wollenverlag  nie  zu  sehr  hoher  Entwicklung  kam. 
Der  Grund  mochte  zum  Teil  darin  liegen,  daß  nur  wenige  Wollen- 
arten gehalten  wurden,  die  nicht  jedem  Wunsche,  auch  nicht  jedem 
Zwecke  dienten.  Es  ist  der  Mangel,  der  meistens  derartigen  Unter- 
nehmungen anhaftet,  wenigstens  wenn  sie  nicht  völUg  ausgebaut 
sind.  Wenn  aber  der  Kommerzienrat  geglaubt  hatte,  das  Regierungs- 
geld  sei  auf  diese  Weise  sicherer  angelegt  als  in  Anleihen*),  so 
hatte  er  sich  getäuscht.  Der  Grundsatz,  daß  nur  gegen  bar  ver- 
kauft werden  sollte,  war  bald  aufgegeben.  Allgemein  wurden 
sechs  Monate  Termin  üblich  '^),    die  nicht  innegehalten  wurden,  so 


i)  ,,Pour  doaner  moyeos  aus  factoriers  de  subsister  nous  pennettons  aux  dits 
Srs.  Directeurs  cd  prenant  des  marchandises  d'eux  en  payemeot  de  dos  laines  d  y 
ajouter  environ  le  tiers  de  TargenV*    (Instruction,  Man.  A.  324  ff.) 

a)  Das  Tuch  wurde  von  den  VSTebem  roh  —  en  blanc  —  abgeliefert,  und  die 
Direktoren  ließen  es  appretieren  und  fftrben.   (Man.  A.  317,  324  ff.,  Instruction.) 

3)  Man.  A.  295. 

4)  Schon  durch  eine  Verordnung  vom  7.  Juni  1688  wurde  bewilligt,  in  der 
Hauptstadt  und  in  den  flbrigen  Stftdten  Niederlagen  fflr  fabrizierte  Waren  zu  errichten, 
wo  sie  durch  bestellte  «Commis  oder  factoren*  verkauft  wfirden.  (J.  B.  1687,  S.  85  ff.) 

5)  J.  B.  Ib  47.  6)  Man,  A.  210,  324. 
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daß  eine  Menge  Schulden  aufliefen.  Schon  1703  wurde  zur  Vorsicht 
gemahnt  0,  umsonst.  2)  Noch  lange,  nachdem  die  Handlung  zu 
existieren  aufgehört  hatte,  wurden  Schulden  im  Werte  von  7778 
Pfund  8  s.  3  d.  verzeichnet,  davon  entfielen  über  7000  Pfund  auf 
den  welschen  Kantonsteil.*) 

Die  Filiale  in  Aarau  verschwand  spurlos,  wann,  wissen  wir 
nicht;  die  von  Lausanne  wurde  1709  liquidiert.  Im  Mai  dieses 
Jahres  lagen  im  dortigen  Depot  noch  siebenunddreißig  Stücke  Tuch 
im  Werte  von  2336  Pfund  1 1  s.  2  d.,  die  von  acht  waadtländischen 
Krämern  übernommen  werden  sollten.  0  Noch  vier  Jahre  später,  im 
Januar  1713,  hatte  der  Kommerzienrat  3065  L.  11  s.  3  d.  zu  fordern, 
teils  für  Wolle,  zum  großem  Teil  für  Tuch.*)  Die  Wollenhandlung 
in  Bern  ging  1706  an  das  Haus  Sinner  und  Herff  über.*) 

Zu  jener  Zeit,  da  der  Kommerzienrat  mit  allen  Mitteln  die 
Industrie  einführen  wollte  und  die  Wollenhandlung  neu  errichtet 
hatte,  kam  zufällig  der  Tuchfabrikant  Daniel  Herff  von  Straßburg 
nach  Bern,  um  die  Seinigen  zu  besuchen.'')  Der  Kommerzienrat 
fragte  ihn  um  seinen  Rat  und  wünschte  besonders,  daß  er  ihm 
einen  „ fabrikverständigen "  Mann  empfehle.  Herff  sandte  einen 
seiner  Angestellten,  Le  Maire  von  Markirch,  der  dann  mit  dem 
Verwalter  der  Wollenhandlung  zur  Visitation  der  bestehenden 
Fabriken  im  Land  umhergeschickt  wurde.  Der  Bericht  der  beiden 
Inspektoren  lautete  günstig  und  sie  erklärten,  daß  die  Einführung 
der  Fabrikation  „glücklich  von  statten  gehen  könnte".  Dabei 
bekam  Le  Maire  selber  Lust,  eine  Tuch-  und  Zeugfabrik  einzurichten, 
er  unterhandelte  mit  Herff  und  Sinner   und  ließ    sich  vom   Kom- 


1)  Man.  C.  33. 

2)  Im  Juli  und  September  1709  wurden  die  Hutmacher  in  Bern,  die  noch  der 
Wollenhandlong  schuldeteo,  bei  Androhung  der  Leibhaft  aufgefordert,  ihren  Pflichten 
nachzukommen.  (Man.  £.  178,  185.)  Auch  durch  Amtsleute  und  KommissAre  wurden 
die  Schuldner  an  ihre  Pflicht  erinnert   (Man.  £.  170,  186,  U.  Spr.  B.BBB.  759.) 

3)  J.  B.  la  I74ff.  4)  Man.  £.  I.  171.  5)  Man.  £.  II.  40. 

6)  Die  von  Hofmeister  wahrscheinlich  1708  abgelegte  Rechnung  Aber  die  WoUen- 
handlung  (Man.  £.  I.  157)  verzeichnet  noch  etwas  Ober  5860  Fr.  ausstehende  Gut- 
haben, sowie  vorrätige  Waren  im  "Werte  von  13000  Fr.  (Miss,  bist  helv.  XV.  70  (i). 
Stadtbibliothek  Bern.)  17 14  betiagen  die  Schulden  an  die  ehemalige  Wollenhandlung 
immer  noch  7—8000  Fr.  J.  B.  la  174. 

7)  Wir  folgen  in  der  Darstellung  der  AnfAnge  dieser  Firma  dem  Bericht  von 
Sinner:  «Snbstantzlicher  Bericht  aber  den  Anfang,  Fort-  und  Ausgang  der  in  hiesiger 
Haupt>statt  Anno  1699  unterfangenen  Tuch-  und  Zeugmanufactur,  woraus  der  Anlaß 
zu  sdbiger,  die  Ursach  deren  Zerfalls  und  endlich  die  darauf  erfolgte  Hochober- 
kciüiche  Frkenntnifi.  Bern  Anno  1791.«  Miss,  bist  helv.  X.  loi  (15).  SUdtbibliothek 
Bern.  Mand.  Sammig.  XXIV.  3.  .  . 
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merzienrate  dazu  bestimmen,  nicht  nur  eine  kleine,  sondern  eine 
„große  und  namhafte  zu  unterfangen",  woran  sich  der  Staat  mit 
eigenem  Gelde  beteiligen  wollte.  Die  Unternehmer  weigerten  sich, 
auf  diesen  Antrag  einzugehen;  aber  der  Kommerzienrat  gab  nicht 
nach,  stellte  vor,  wie  wenig  man  unter  dem  Schutze  der  hohen 
Obrigkeit  zu  fürchten  hätte,  sandte  sogar  Hofmeister  nach  Straß- 
burg, um  die  Einwilligung  des  altern  Herff  für  seinen  Sohn  und 
Schwiegersohn  (Le  Maire)  zu  erhalten.  Alle  diese  Verhandlungen 
fahrten  endlich  zum  Abschluß  des  Vertrages  vom  9.  Juni  1699.') 
Jeder  Kontrahent  —  die  Regierung,  vertreten  durch  den  Kommerzien- 
rat einerseits  und  J.  J.  Sinner,  Daniel  Herff  und  Jean  Le  Maire 
anderseits  —  verpflichtete  sich  zur  Einlage  von  25000  Talern.  Die 
Regierung  überließ  von  ihrem  Anteil  20000  Taler  den  Privaten  zur 
Zeichnung;  sie  selbst  wollte  sich  mindestens  mit  5000  Talern  be- 
teiligen. Nachträglich  gestaltete  sich  das  Verhältnis  so,  daß  15000 
Taler  privates  und  10  000  Taler  staatliches  Kapital  geliefert  wurden. 
Der  Kommerzienrat  stellte  außerdem  Gemächer  im  Kommerzien- 
hause  zur  Verfügung  und  förderte  die  Errichtung  der  Walke  und 
Färbe  in  Holligen.  Man  wollte  durch  Ausschluß  der  Konkurrenz 
die  Fabrik  lebensfähig  machen ;  darum  die  Bestimmung,  daß  während 
zwanzig  Jahren  in  Bern  keine  gleiche  entstehen  sollte;  daher  das 
Verbot,  das  die  Einfuhr  von  Waren,  die  Sinner  und  Herff  herstellen 
konnten,  unterband.  Es  betraf  Tücher  bis  zum  Werte  von  5  Pfund, 
sowie  Sarges,  Ratines  und  Futtertuch  bis  zum  Preise  von  höchstens 
15  Batzen.  Und  damit  sie  aller  Vorteile,  die  der  Burger  gegenüber 
dem  Fremden  genoß,  froh  werden  konnten,  wurden  beide,  Herff 
und  Le  Maire,  auf  warme  Empfehlung  durch  den  Kommerzienrat 
ins  Burgerrecht  aufgenommen. 2) 

Wenn  das  Unternehmen  gelang,  wenn  die  Bemühungen  des 
Kommerzienrates  von  Erfolg  gekrönt  waren,  so  eröffnete  sich  der 
Stadt  doch  noch  die  Aussicht,  zu  werden,  was  sie  jetzt  anstrebte: 
eine  Industriestadt;  denn  das  Gelingen  des  einen  mußte  anderes 
nach  sich  ziehen.  Mit  großen  Hoffnungen  ging  man  an  die  Arbeit; 
von  Seiten  der  Obrigkeit  war  nichts  unterlassen  worden,  um  den 
Erfolg  zu  sichern,  und  den  Leitern  fehlte  es  weder  am  guten  Willen 
noch  an  der  erforderlichen  Geschicklichkeit.  Aber  alle  Hoffnungen 
sollten  vernichtet  werden.  Der  erste  Versuch  scheiterte,  und  die 
Industrie  und  die  für  sie  begeisterten  Kreise  erlitten  einen  empfind- 


l)  J.  B.  Ib  70.   Sinner  nenat  als  Datum  den  30.  Mai. 
a)  14«  September  1699«    U.  Spr.  B.:  BBB  403. 
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liehen  Schlag.  Die  Fabrikation  ging  gut,  aber  die  Zeit  war  un- 
günstig. Handel  und  Wandel  waren  flau,  und  gegen  die  aus- 
ländische Konkurrenz  vermochte  die  junge  Manufaktur  nicht 
aufzukommen.  Trotz  des  Einfuhrverbots  war  das  ganze  Land  mit 
fremden,  vorwiegend  französischen  Waren  überschwemmt.*)  Doch 
verloren  weder  Sinner  und  Herff  noch  der  Kommerzienrat  den 
Mut ;  sie  hofften,  die  ersten  schlimmen  Zeiten  bald  überstanden  zu 
haben;  sie  erklärten  auch,  daß  nicht  nur  einer  großen  Zahl  von 
Untertanen  Arbeit  verschafft  worden  sei,  sondern  daß  man  auch 
schon  einigen  Gewinn  erzielt  habe,  „sodafi  alle  Hoffnung  künftigen 
weiteren  guten  Succeßes  vorhanden**.  Sie  forderten  und  erhielten 
von  den  Zweihundert  ein  weiteres  Kapital  von  10000  Talern. 2) 

Ein  weiteres  Jahr  war  zurückgelegt;  die  gleichen  Sorgen  und 
die  alten  Schwierigkeiten!  Ein  zweites  Mal  wandte  sich  der 
Kommerzienrat  an  seine  Vorgesetzten,  ein  zweites  Mal  hatten  diese 
ein  Einsehen  und  schössen  neuerdings  34000  Fr.  vor.^)  Um  den 
Absatz  zu  fördern,  erging  an  den  Stadtmajor  und  den  Komman- 
danten der  Festung  Aarburg  der  Befehl,  die  Tücher  für  die  Stadt- 
miliz und  die  Garnison  von  Sinner  und  Herff  zu  beziehen.  Noch 
drei  Jahre  schleppte  sich  das  Geschäft  hin.  Endlich  erklärte  Herff, 
es  sei  ihm  und  seinen  Teilhabern  nicht  mehr  möglich,  die  Fabrik 
zu  halten  und  bot  ihre  völlige  Abtretung  an  die  Obrigkeit  an.  Im 
Kommerzienrate,  wo  dieser  Vorschlag  geprüft  wurde,  kamen  alle 
möglichen  Ansichten  über  den  Nutzen  der  Manufaktur  überhaupt 
und  der  Fabrik  Sinner  und  Herff  im  besondem  zutage.  Während 
eine  Ansicht  sie  überhaupt  aufgeben  wollte,  konnte  sich  die  andere 
zu  nichts  weiter  entschließen,  als  „ein  exact  inventarium  zu  ziehen 
und  volgends  ferners  zu  deliberieren**,  eine  dritte  wollte  einen 
größern  Geldvorschuß  anbieten;  sie  wies  darauf  hin,  wie  andere 
Städte  sich  die  „Aufnung  der  Manufakturen**  viel  größere  Summen 
haben  kosten  lassen ;  sie  machte  geltend,  daß  der  Fall  dieser  einen 
Fabrik  andere  nachziehen,  daß  er  andere  Unternehmer  abschrecken 
würde.  Bern  müßte  dann  fast  allein  die  Manufaktur  entbehren, 
„damit  doch  bald  alle  andern  Länder  versehen  und  von  jeder- 
männiglich  für  ein  Segen  von  Gott  dem  Herren  geschezet  wird**.*) 

Nachdem  man  von  der  Übernahme  durch  den  Staat  allein  ab- 
gesehen hatte,  wurde  die  Lösung  der  Frage  durch  den  neuen 
Vertrag  von  1706*)  herbeigeführt.     Er  enthielt  wesentlich   die  fol- 

I)  Man.  D.  48.   Bericht  von  Sinner.  a)  a8.  Mai  I701.   R.  M.  3,  S.  190. 

5;  20.  ^Dezember  170a.   R.  M.  10,  S.  aa^. 

4)  Man.  D.  55,  185.   Man.  E.  I.  4a ff.  5)  U.  Spr.  B.  CCC  361.   J.  B.  la  72. 
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genden  Bedingungen:  Jede  Partei  erhöht  ihren  Einsatz  auf  60000 
Taler;  Sinner  und  Herff  übemehmen  den  ganzen  Fonds  ^in  aus- 
gemachten und  unausgemachten  Waren,  schulden,  gehauen,  ge- 
spünst,  wollen,  Ustensiles  und  was  femers  sein  möchte,  vollgleich 
auch  allen  schaden,  so  sich  würklich  befindet  und  sich  inskOnftig 
befinden  möchte".  Die  60000  Taler  leiht  die  Obrigkeit  auf  dreizehn 
(später  achtzehn)  Jahre  ohne  Zins.  Sie  bestehen  aus  den  10000  Tb., 
mit  denen  sie  bisher  beteiligt  war,  den  beiden  Summen,  die  sie 
1701  und  1702  um  Zins  lieh  (Depositogelder),  der  Rest  soll  aus 
dem  Wollenfonds  genommen  werden.  Zur  Sicherheit  der  Re- 
gierungsgelder verpfänden  die  Schuldner  ihren  ganzen  Besitz  und 
Vater  Herff  in  Straßburg  ist  Bürge.  Nach  achtzehn  Jahren  muß 
die  Summe  zurQckbezahlt  werden;  kann  die  Fabrik  vom  Datum 
des  Vertrags  an  nicht  fünfundzwanzig  Jahre  lang  geführt  werden, 
so  ist  die  Regierung  berechtigt,  vier  Prozent  Zins  nachzuverlangen 
(Der  Nachtrag  von  1707  hob  diese  Bestimmung  auf).  Sinner  und 
Herff  dürfen  keinen  offenen  Laden  halten,  sie  genießen  aber  zehn 
Jahre  lang  Zollfreiheit  und  zu  ihren  Gunsten  wird  das  Einfuhr- 
verbot erneuert.  Sie  sind  verpflichtet,  jährlich  einen  Geschäftsmann 
auszubilden. 

Von  seinem  früheren  Associe  trennte  sich  Herff  ^)  und  verband 
sich  mit  Louis  de  Vigneule  aus  Metz,  der  ebenfalls  ins  Habitanten- 
recht  aufgenommen  wurde.  *^)  Die  Regierung  entließ  auch  die 
Privatleute  aus  dem  frühem  Vertrage,  so  daß  sie  auf  ihrer  Seite 
allein  kontrahierte. 

Dieser  Vertrag  von  1706  stellt  sich  im  wesentlichen  als  eine 
Sicherung  der  obrigkeitlichen  Gelder  dar.  Durch  den  älteren  Vertrag 
haftete  die  Regierung  mit  ihrem  Anteil.  Davon  sind  allerdings  die 
späteren  Einschüsse  auszunehmen;  denn  sie  wurden  auf  Zins  ge- 
liehen. Mit  10000  Talern  (die  Privaten  mit  15000)  haftete  die 
Obrigkeit  für  den  Verlust  aus  der  ersten  Zelt.  Statt  dessen  über- 
nahmen Sinner  und  Herff  das  ganze  Geschäft  samt  allen  Passiven, 
und  die  vollständige  Einlage  der  andern  Partei  wurde  gesichert 
durch  die  Umänderung  in  ein  allerdings  unverzinsliches  Anleihen. 
Die  Schulden  aus  der  ersten  Gesellschaft  betrugen  nach  den  An- 
gaben der  Unternehmer  über  40000  Taler,  und  diese  wollte  man 
nicht  als  Einlage  anerkennen,  so  daß  der  Kommerzienrat  1709  zu 
der  Rechnung  kam,  das  Kapital  von  Herff  und  Comp,  belaufe  sich 
nur  auf  27000  Taler,  während  sie    selber  über    65000  Taler  an- 

I)  Man.  E.  loa,  104.  2)  U.  Spr.  B.  CCC.  371. 
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gaben.  0  Der  Kommerzienrat  dagegen  berechnete  seinen  ganzen 
frühem  Fonds,  obwohl  er  durchaus  nicht  in  lauter  barem  Geld 
bestand.  In  den  Jahren  1708  bis  1711  spielten  diese  Geld  Verhält- 
nisse eine  traurige  und  langweilige  Rolle;  eine  Kette  von  Unan- 
nehmlichkeiten knüpfte  sich  an  sie.  Eine  Partei  warf  der  andern 
vor,  schuld  an  der  bösen  Lage  zu  sein,  bis  endlich  Herff  die  Auf- 
lösung des  Verhältnisses  verlangte.  Er  erklärte,  zwanzigtausend 
Taler  von  seinem  Gelde  einbüßen  zu  wollen,  wenn  der  Kommerzienrat 
die  Fabrik  ganz  zu  seinen  Händen  nehme.  Sollte  er  sie  aber  über- 
nehmen, so  offerierte  er,  eine  gleiche  Summe  herauszugeben.  Der 
Vorschlag  schien  dem  Kommerzienrate  unannehmbar;  er  ver- 
langte in  seinem  Gutachten  25 — 35000  Taler,  denn  nach  seiner 
Rechnung  hatte  er  49000  Taler  zu  gut.  Auch  die  Rechnung  über 
die  Wollenhandlung,  von  Hofmeister  abgelegt,  nennt  die  gleiche 
Summe.  *^)  Die  endgültige  Trennung  kam  durch  Beschluß  der 
Zweihundert  am  13.  Februar  1711  zustande.  J.  J.  Sinner  und 
Daniel  Herff  verpflichteten  sich  als  Schuldner  für  30000  Taler, 
die  sie  nach  sechs  Jahren  bezahlen  und  inzwischen  zu  drei  Prozent 
verzinsen  sollten.') 

So  endete  nach  zwölfjährigem  traurigem  Bestände  ein  Unter- 
nehmen, das  nie  zu  kräftigem,  gesundem  Leben  gekommen  war; 
in  einer  schrillen  Dissonanz  klang  aus,  was  so  harmonisch  ein- 
gesetzt hatte.  Und  der  MiBklang  tönte  lange  nach.  Noch  1718 
waren  nur  wenige  tausend  Pfund  von  der  Schuld  getilgt.  Bis  1719 
waren  die  Zinse  bezahlt;  Sinner  wehrte  sich  gegen  die  Rück- 
zahlung der  ganzen  Summe,  indem  er  am  Ende  seines  „Substanz- 
lichen Berichtes"  auf  drei  Fehler  in  der  Abrechnung  von  1711 
hinwies.  Er  zeigte,  daß  die  Firma  12  000  Franken  Schulden  aus 
der  Wollenhandlung  hatte  übernehmen  müssen  (als  Einschuß  der 
Regierung),  die  nie  eingetrieben  werden  konnten,  daß  sie  damit 
sogar  durch  einen  „double  emploi"  zweimal  belastet  worden  war, 
und  dann  bezeichnete  er  es  neuerdings  als  eine  Ungerechtigkeit, 
daß  der  Verlust  so  ungleich  geteilt  wurde,  indem  die  Obrigkeit 
nach  Anrechnung  der  Zinse  nur  4000  Taler,  die  Firma  aber  den 
zehnfachen  Betrag  einzubüßen  hatte  (Laesio  ultra  dimidium).  Der 
Einwand  wurde  abgewiesen  und  die  Vennerkammer  beauftragt, 
nach  Form  Rechtens  vorzugehen.  Am  2.  März  1722  kam  es  zur 
Verhandlung  vor  dem  Äußern  Stadtgericht,  dessen  Urteil  Hab  und 


i)  Miss.  bist.  hdv.  XV.  70  (79).   SUdtbibliothek  Bern. 

a)  Miss,  bist  bclv.  XV.  70  (i).  3)  U.  Spr.  B.  DDD,  81. 
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Gut  des  Schuldners  auf  die  Gant  brachte.  Vor  der  Ausführung 
des  Urteils  führte  der  Einwand,  daß  die  Schuld  nicht  ganz  „gichtig" 
sei,  zu  einem  langen  Prozesse,  der  von  der  Appellationskammer 
dahin  entschieden  wurde,  daß  sie  Sinner  abwies  und  zur  Zahlung 
der  vollen  Summe  von  106000  Pfund  verfällte.  ^)  Die  sofort  ein- 
gelegte Berufung  brachte  das  Geschäft  an  die  höchste  Instanz, 
den  Großen  Rat,  der  nach  eingeholtem  Gutachten  der  Venner- 
kammer am  26.  Juni  1724  darüber  verhandelte. 2)  Mit  112  gegen 
23  Stimmen  beschloß  er  Eintreten.  Er  gab  zu,  daß  ein  „merklicher 
Übertruff"  geschehen  sei,  und  hielt  um  des  Friedens  und  der  Ge- 
rechtigkeit willen  für  angebracht,  einen  Teil  der  Schuld  zu  erlassen. 
Mit  76  gegen  56  Stimmen,  die  für  eine  Verminderung  auf  20000 
Taler  eingelegt  wurden,  reduzierte  er  die  Schuld  auf  10000  Taler, 
zahlbar  in  vier  jährlichen  Raten  von  je  10000  Pfund.  Damit  hatte 
die  oberste  Landesbehörde  nicht  nur  ein  altes  Unrecht  gut  gemacht, 
sondern  einen  weitern  Beweis  geliefert,  daß  sie  Zeit  und  Verhält- 
nisse verstand  und  für  die  gute  Sache  ein  Opfer  bringen  konnte, 
wenn  auch  der  Erfolg  ausblieb ;  wir  begreifen  aber,  wenn  sie  in  Zu- 
kunft in  ähnlichen  Angelegenheiten  äußerst  vorsichtig  zu  Werke  ging.^) 
Die  bernische  Regierung  stellte  den  Fabrikanten  schon  im 
17.  Jahrhundert  gegen  Zins  ein  Gebäude  zur  Verfügung:  das 
Kommerzienhaus,  in  dem  sie  ihre  Geschäftsstuben  einrichteten, 
ihre  Waren  und  Rohstoffe  aufspeicherten,  weben,  spinnen  und 
wirken  ließen.  Das  Gebäude  hatte  vorher  als  Zucht-  und  Waisen- 
haus gedient  und  bestand  anfangs  aus  dem  Westflügel  des  ehe- 
maligen Predigerklosters  bei  der  französischen  Kirche.*)  Später 
umfaßte  es  auch  die  übrigen  Teile  dieses  Klosters,  die  bisher  noch 
als  Spital  verwendet  worden  waren.  ^)  Die  Umwandlung  zum 
Kommerzienhaus  begann  1684^),  und  1689  war  es  von  22  Gewerbs- 
leuten besetzt;  davon  waren  18  Refugierte.')  Außerdem  gehörten 
der  Obrigkeit  eine  Färbe  und  Walke  an  der  Matte,  die  sie  verpachtete^), 
und  eine  Walke  im  Sulgenbach,  die  sie  aber  1734  verkaufte.^) 


I)  Gerichtsmanual  vom  15.  Sept.  1723.  a)  R.  M.  97,  S.  635. 

3)  Ober  die  ganze  Angelegenheit  Man.  D.  und  £.,  sowie  Bericht  von  Venner- 
kammer und  Kommerzienrat  (Mand.  Samml.  XXIV.  17),  ferner  , Prozedur  und 
Factum'  usw.  (Mand.  Sammig.  XXIV.  18.) 

4)  H,  TürleTf  Bern,  Bilder  aus  Vergangenheit  und  Gegenwart. 

5)  Man.  O.  108.  6)  Pol.  B.  8,  S.  397.  7)  Man.  A.  261. 

8)  J.B.  V.  212,  VI.  182,  190,  346. 

9)  J.  B.  III.  187.  Man.  L.  138,  14O.   U.  Spr.  B.  HHH    3. 
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III.   Schutz  vor  Konkurrenz. 

Der  Mangel  an  Kapital  war  nicht  das  größte  Hindernis 
zur  Entfaltung  einheimischer  industrieller  Tätigkeit.  Wenn  auch 
eine  Fabrik  finanziert  werden  konnte,  so  fragte  es  sich  immer 
noch,  ob  sie  die  Konkurrenz  des  Auslandes  oder  ähnlicher  Betriebe 
im  Inlande  aushalten  könne.  Selbstverständlich  sind  zwei  Faktoren 
dabei  maßgebend.  Die  Konkurrenz  schadet  einer  Unternehmung 
nicht,  wenn  diese  ihre  Waren  in  gleichem  Preise  anbieten  kann 
und  sie  zudem  ebensogut  herstellt.  Werden  diese  zwei  Bedingungen 
nicht  erfüllt,  so  zieht  der  Konsument  eine  billigere  und  bessere 
Bezugsquelle  der  teurem  oder  schlechtem  vor.  Heute  wird  die 
freie  Konkurrenz  innerhalb  eines  Staates  allgemein  geübt,  und  sie 
hat  einen  wohltätigen  Einfluß  auf  die  Höhe  der  Preise  und  auf  die 
Menge  der  Produkte;  nicht  so  im  18.  Jahrhundert.  In  bezug  auf 
die  ausländische  Konkurrenz  gibt  es  noch  heute  wenige  Staaten, 
die  dem  System  des  Freihandels  huldigen.  Mit  wenigen  Ausnahmen 
schützen  sie  ihre  einheimischen  Produkte,  seien  es  solche  der  Ur- 
produktion oder  der  Industrie,  durch  gesetzliche  Maßregeln  gegen 
de  des  Auslandes.  Das  hiezu  angewandte  Mittel  ist  ganz  allgemein 
(fer  Schutzzoll.  Anders  im  bemischen  Staatswesen  des  18.  Jahr- 
hmderts. 

1.  Ausländische  Konkurrenz  —  Einfuhrverbot. 

Schon  am  7.  Juni  1688  erschien  eine  obrigkeitliche  Verordnung, 
du:ch  welche  der  Verkauf  von  wollenen  und  seidenen  Stoffen,  die 
nicit  von  bemischen  Meistern  verfertigt  waren,  zwischen  den 
öffentlichen  Jahrmärkten  verboten  wurde,  vorbehalten  die,  die  schon 
eingekauft  waren  und  in  den  Läden  lagen.  ^)  Bei  der  Neugestaltung 
des  Kommerzienrates  1695  wurde  das  Verbot  der  fremden  oder  die 
Aufkgen  auf  solche  ausländische  Waren,  die  im  Lande  selbst  her- 
gestiit   wurden,    unter    die    „Privilegien    und    Immuniteten"    auf- 

)  J.B.  1687,  S.Ssff. 


—    58     — 

genommen,  die  er  erteilen  sollte.^)  Auch  in  den  Eingaben  an  den 
Rat  um  Bewilligung  eines  Kapitals  fQr  die  Wollenhandlung  wurde 
die  Zurückhaltung  der  fremden  Wollwaren  verlangt.  2)  Der  Rat 
hatte  Bedenken,  besonders  wegen  Beschwerden  der  eidgenössischen 
Orte.  Der  Kommerzienrat  untersuchte  diese  Frage  und  kam  zu  dem 
Resultat,  dafi  man  unter  dem  Terminus  „freier  Handel"  in  den 
Bünden  nicht  Kauf  und  Verkauf,  sondern  nur  Kauf  zu  verstehen 
habe,  und  zwar  handle  es  sich  vorzugsweise  um  Lebensmittel: 
Wein,  Korn,  Salz.  Auch  die  Praxis  zeige,  daß  man  den  genannten 
Ausdruck  nur  auf  den  Kauf  beziehen  dürfe;  denn  Frankreich  habe 
manche  Ware  mit  Auflagen  belegt  oder  verboten,  Solothum  den 
Wein  besteuert,  Bern  selbst  oft  das  Korn,  zu  allen  Zeiten  Wein, 
Tabak,  Salz,  Salpeter  verboten^),  manchmal  sogar  den  Kauf  von 
Korn  in  seinem  Lande,  und  trotzdem  habe  sich  niemand  beschwert, 
obschon  dadurch  die  Bevölkerung  eines  Staates  viel  allgemeiner 
getroffen  wurde  als  durch  das  Verbot  von  Industrieerzeugnissen. 
Der  Kommerzienrat  stellte  es  den  G.  H.  geradezu  als  ihre  Pflicht 
dar,  auf  solche  Weise  für  des  Landes  Wohl  zu  sorgen. 

Ein  Schutz  vor  dem  fremden  Wettbewerb  wurde  als  unum- 
gänglich erachtet;  über  das  Mittel  sprach  sich  der  Kommerzienrat 
so  aus^):  „Weilen  aber  die  auflag,  soviel  man  vermerken  mögen, 
Bedenklich  gefunden  wird,  als  hat  der  Commercien  Rat  dahin- 
geschlossen,  daß  der  gebrauch  und  der  Verkauf  dergleichen  frömbden 
fabrique  allerdings  und  zu  allen  Zeiten  Verbotten  werden  solten." 
Das  Schutzzollsystem  fand  demnach  keinen  Anklang ;  ein  radikaleres 
Vorgehen  sollte  in  Anwendung  kommen:  Das  Verbot.  Aber  so 
leicht  wie  der  Kommerzienrat  entschloß  sich  der  Große  Rat  nicht 
dazu*),  erst  am  6.  April  1698  beschloß  er,  daß  die  fremden  Waren 
verboten  sein  sollten  *),  unter  der  Bedingung  jedoch,  daß  L  dieses 
Verbot  nur  auf  Produkte  Anwendung  finde,  die  im  Lande  fabriziert 
würden;  2.  der  Kommerzienrat  das  Verbot  zur  Ausführung  bringe, 

I)  »Hochoberkeitliche  Verordnung,  Welcher  Gestalten  die  Handlungen,  B/Unu- 
facturen  befördert,  und  zugleich  die  Handwerke  geäufoet,  und  dadurch  der  Amoht 
und  dem  Müßiggang  zu  Statt  und  Land  gesteuwrt  werden  könne  und  solle.*  Vom 
4.  MArz,  a.,  4.  April,  5.,  7.,  28.  Juni,  3.,  5.,  lO.  Juli  1695.   J.  B.  la  iiff. 

a)  J.B.  Ib  44«.  55  ff. 

3)  Der  Salzhandel  war  Staatsmonopol,  derWeinhandel  Privilegium  der  Patizier. 

4)  J.B.Ib  55  ff. 

5)  Am  3.  Februar  1697  wurde  die  Angelegenheit  neuerdings  an  den  Kom- 
merzienrat zurOckgewiesen  zu  weiterer  Beratung  und  Begutachtung.  J.  B.  IbaS,  77. 
Das  erste  Gutachten:  Resp.  prud.  II.  545. 

6)  J.  B.  Ib  69  ff. 


—    59    — 

ohne  dafi  es  von  der  Obrigkeit  publiziert  wQrde^;  3.  die  Maßregel 
nur  auf  solche  Gewerbe  ausgedehnt  würde,  die  als  besonders  nütz- 
lich erachtet  werden  könnten;  und  4.  das  Verbot  nur  nach  und 
nach  durchgeführt  würde. 

Nach  dem  Auftrage  der  Regierung  wurde  das  Verbot  jeweilen 
nur  für  einzelne  Arten  der  Waren  erlassen,  z.  B.  wenn  eine  neue 
Fabrik  errichtet  wurde  oder  auf  Anhalten  einer  Meisterschaft.  Im 
April  1700  verbot  er  die  fremden  wollenen  Hüte*),  1704  wurde 
das  Verbot  erneuert  und  auf  solche  Hüte  ausgedehnt,  zu  denen 
mehr  Wolle  als  Haar  verwendet  wurde.')  Eine  nochmalige  Er- 
neuerung des  Verbots  erschien  1708  notwendig.  Damals  wurden 
besonders  die  Hutfabrikanten  in  Lausanne  und  Vevey  daran  er- 
innert.*) Eine  gewisse  Möglichkeit  zur  Einfuhr  von  fremden  Hüten 
wurde  1717  durch  die  Erlaubnis  geschaffen,  daß  solche  bestellt 
werden  durften,  wenn  der  Fabrikant  eine  Bestellung  innerhalb  vier- 
zehn Tagen  nicht  ausführen  konnte.^)  Auch  die  Hüte,  die  nach- 
weisbar in  eidgenössischen  Orten  hergestellt  worden  waren,  wurden 
als  „Contrebande"  betrachtet  ®),  wenn  sie  nicht  für  die  öffentlichen 
Jahrmärkte  bestimmt  waren.  "0  So  streng  sollte  das  Verbot  gehand- 
habt werden,  daß  nicht  einmal  Hüte,  die  im  Lande  fertig  bearbeitet 
wurden,  hier  verkauft  werden  durften.  Sie  durften  roh  eingeführt, 
mußten  aber  nach  dem  Staffieren  ausgeführt  werden.®) 

Auf  ähnliche  Weise  sollte  in  anderen  Gewerbszweigen  verfahren 
werden,  z.  B.  zu  Gunsten  der^Gerberei.  1705  wurden  bestimmte  Arten 
von  Handschuhen  verboten.^)  Allgemein  scheint  das  Leder  damals 
noch  freien  Eingang  gehabt  zu  haben ;  die  Gerberei  stand  in  Blüte 
und  vermochte  den  Wettbewerb  mit  der  ausländischen  auszuhalten. 

Im  Tuchgewerbe  fanden  sich  die  ersten  Verbote  in  unserer 
Periode  schon  1698.  Damals  war  untersagt  die  Einfuhr  von  ge- 
meinem Tuch  bis  zum  Werte  von  fünf  Bempfund  die  Elle,  ferner 
von  ganzer,  halber,  breiter  und  schmaler  Ratine,  Ratine  de  Roybon, 
Sarge  de  Valence,  de  Nimes,  fa^on  de  Rome,  fa9on  de  Londres, 
de  Cau(x),  d'Amende,  Cordillat,  fein  und  grob,  Pierrelate,  doppelte 
oder  zweimal  gewalkte  Cadis,  Refoule  genannt,  Demilaine.^^) 


1)  Der  Grund  dazu  lag  in  der  Furcht  vor  Beschwerden  von  Seiten  der  Mit- 
verbQndeten;  die  Regierung  wollte  in  einem  solchen  Falle  nicht  gehindert  sein. 
(J.  B.  Ib  70). 

2)  Man.  B.  iii,  115.  3)  Man.  C.  2l5ff.  J.  B.  la  67.  4)  J.  B.  la  88. 
5)  Man.  F.  I.  207.                 6)  Man.  F.  II.  139.                 7)  J-  B-  I*  67.  Man.  F.  I.  207. 

8)  Man.  G.  I.  I,  33.   Man.  H.  72,  Man.  J.  14. 

9)  Man.  D.  il.  Handschuhe  aus  .Gitzifell«.         10)  Man.  A.  282.    19.  Juli  1698. 
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Ein  weiteres  Verbot  folgte  1702  *),  das  1709  erneuert  wurde, 
nachdem  die  welschen  Manufacturiers  sich  beklagt  hatten,  daß  es 
nicht  gehalten  werde.^)  1713  waren  folgende  Tücher  verboten: 
Ratine  de  Roibon,  Sarges  de  Valence,  Frises,  Cordalhat,  Ratines 
ordinaires,  Molleton,  Estamels  et  Drape  de  la  Coue.^) 

Die  gleiche  Entwicklung  machte  die  Sperre  in  der  Baum- 
wollenbranche durch.  1710  erboten  sich  Engelhard  und  Cie., 
Indiennefabrikanten  in  Bern,  alle  Indienne  zu  liefern,  die  in  Ihr 
G.  Landen  gebraucht  würde,  wenn  die  „äußere"  abgehalten  würde.*) 
Kaum  einen  Monat  nach  diesem  Angebot  verhängte  der  Kommerzien- 
rat  die  Sperre*),  im  September  1711  dehnte  er  sie  auf  andere 
Gewebe,  nämlich  auf  Cotteline  und  alle  gefärbten  und  ungefärbten 
baumwollenen  Tücher  aus.^»)  1716  wurde  bekannt,  daß  verbotene 
Tücher  unter  dem  Namen  Persienne  eingeführt  wurden.  Das 
Verbot  wurde  dann  auch  auf  diese  ausgedehnt'),  sowie  auf  Ca- 
lancas,  ein  feines  Baum  wollenge  webe,  das  hier  aber  nicht  hergestellt 
werden  konnte.  Engelhard  u.  Cie.  führten  es  ein,  aber  sie  führten 
dafür  kein  Geld  aus,  weil  sie  es  gegen  Indienne  vertauschten®), 
zudem  bezogen  sie  es  roh,  so  daß  für  den  Druck  zwei  Drittel  des 
Werts  im  Lande  blieben.  Später  kamen  noch  andere  Artikel  unter 
die  Sperre,  z.  B.  mouchoirs  gamis.^) 

Die  Reklamationen,  die  der  Rat  1696  und  1697  gefürchtet 
hatte,  trafen  bald  ein.  Basel,  Genf,  Solothurn  und  Frankreich  be- 
schwerten sich  über  die  Abschließungsmaßregeln  und  hielten  sie 
für  den  gemeinsamen  Bünden  zuwiderlaufend.  Der  Kommerzienrat 
und  der  Kleine  Rat  waren  aber  nicht  gesonnen,  das  System  auf- 
zugeben, und  antworteten,  daß  sie  dazu  Freiheit  und  Gewalt  haben, 
und  daß  dieses  Verbot  ebenso  berechtigt  sei,  wie  das  gewisser 
Lebensmittel.^^) 

Bis  gegen  das  Jahr  1720  waren  diese  einzelnen  Verbote  auf 
eine  so  hohe  Zahl  gestiegen,  daß  man  sie  nicht  mehr  leicht  Ober- 
blicken konnte.  Das  Bedürfnis,  sie  alle  in  eine  einheitliche  Ver- 
ordnung zusammenzufassen,  machte  sich  geltend,  hauptsächlich  zu 


I)  Man.  E.  189.      2)  Man.  E.  I.  191.      3)  Man.  E.  II.  44.  J.  B.  la  150. 
4)  Man.  E.  I.  198.      5)  J.  B.  la  179.  5.  Febr.  1710.     6)  J.  B.  la  l8l. 

7)  J.  B.  la  188.  26.  Aug.  1716. 

8)  Man.  F.  I.  9  ff.    Ein  typisches  Beispiel  von  den  Vorstellungen  der  Merkan- 
tilisten und  ihrem  Ziel,  kein  Metallgeld  aus  dem  Lande  zu  lassen. 

9)  Man.  H.  934. 

10)  Antwort  des  Rats  an  Basel  17.  Septembar  1698.   T.  Miss.  B.  Nr.  34,  S.  297. 
An  Solothurn  ibid.  667.    27.  Februac  1699.   An  Genf  ibid.  324.   26,  September  1698. 
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dem  Zwecke  einer  leichtern  Handhabung.  Zudem  war  die  Autori- 
tät des  Kommerzienrates  nicht  wirksam  genug,  um  all  die  Verbote 
durchzuführen,  so  daß  es  geboten  war,  die  Sperre  durch  die  höchste 
Gewalt  verhängen  zu  lassen.  Rat  und  Burger  zweifelten  jetzt  nicht 
mehr  an  der  Richtigkeit  dieses  „Konsumtionsmittels"  und  fürch- 
teten auch  die  Beschwerden  der  anderen  Staaten  nicht.  *)  Sie  gingen 
auf  die  Vorschläge  des  Kommerzienrates  ein,  die  er  in  mehreren  Gut- 
achten einreichte^)  und  arbeiteten  am  7.  Juni,  10.  Juli  und  11.  Aug. 
1719  die  „Manufactur-Ordnung"  aus.^)  Im  fünften  Artikel 
dieser  grundlegenden  Verordnung  wurden  alle  fremden  Waren,  die 
auch  im  Lande  fabriziert  werden  konnten,  einzuführen  verboten. 
Als  solche  werden  genannt:  „Wollene  Tücher  und  Zeug,  halb- 
wollene, seydene,  halbseydene  und  baumwollene  Zeug  und  Stoffe, 
der  Leinwadt  äußert  demjenigen  fremden,  so  zu  Coeffures,  Man- 
chettes,  Rabatt,  Gravattes  etc.  gebraucht  wird,  und  insoweit  solcher 
durch  die  Reformations-Mandat  nicht  verboten  ist.  Item  die  Manu- 
facturen  von  Leder,  als  Schuh,  Handschuh  etc.,  wie  auch  die  Manu- 
facturen  von  gantzer,  Floret  und  Galet  Seyden ;  denne  die  wollenen 
und  Haarhüt,  wollene  und  seydene  Sommer-  und  Winterstrümpf." 
Damit  war  die  ganze  Wollen-,  Baumwollen-,  Seiden-,  Leinwand-, 
Leder-  und  Wirkindustrie  vor  der  fremden  Konkurrenz  geschützt. 
Durch  diese  allgemeine  Sperre  waren  die  Nachbarstaaten  stärker 
als  je  betroffen.  Ihre  Fabrikanten  und  Kaufleute  veranlaßten  neuer- 
dings Beschwerden ;  diesmal  waren  es  Freiburg  und  Solothum,  die 
über  Verletzung  der  Bünde  klagten.  Der  Rat  ließ  vom  Kommerzien- 
rate  ein  Gutachten  ausarbeiten,  das  der  beiden  gegenteiligen  An- 
sichten wegen,  die  darin  zum  Ausdruck  kommen,  äußerst  interessant 
ist.*)  Die  erste  Partei  hatte  über  die  Angelegenheit  folgende  An- 
sicht: 1.  Die  Burgrechte  erwähnen  mit  keinem  W^ort  den  freien 
Handel;  sie  handeln  nur  von  den  Maßregeln  zu  gegenseitigem 
Schutze.  2.  Alle  Burgrechte  und  Bünde  können  der  Regierung 
nicht  wehren,  zugunsten  ihrer  Untertanen  die  nötigen  Polizeimaß- 
regeln zu  treffen.  3.  Verbote  fremder  Waren  sind  in  Bern  nichts 
Neues,  war  doch  schon  1472  das  Freiburger  Tuch  verboten  worden, 
als  man  das  Tuchgewerbe  einführen  wollte.  4.  Kein  Nachbar  ist 
befugt,  andern  seine  Waren  aufzudringen,  wenn  sie  selber  solche 
haben,   noch  sie  zu  nötigen,   ihr  Geld  dafür  auszugeben.     5.  Bern 

z)  Sie  hatten  flbrigens  schon  17 13  durch  hochobrigkeitliches  Mandat  die  Verbote 
des  Kommerzienrates  speziell  in  den  welschen  Landen  bekräftigt.  (Mand.B.Nr.l  1,8.670.) 
2)  Man.  G.  I.  38—54,  76|  85.  3)  J.  B.  la  230  ff. 

4)  9.  Janutfr  und  3. 'Februar  1720.   J.  B.  II.  32  ff. 
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hat  so  gut  das  Recht,  ein  Verbot  zu  erlassen,  durch  das  das  Geld 
im  Lande  behalten  wird,  wie  Freiburg,  die  Ausfuhr  von  Getreide 
zu  verbieten.  6.  Endlich  wird  daran  erinnert,  daß  Solothum  und 
Freiburg  Vorstellungen  Berns  wegen  Münzen,  Zöllen,  Straßen, 
wegen  des  Salzes  von  Roehe,  das  bei  ihnen  verboten  ist,  mit  dem 
Hinweis  auf  ihre  Souveränität  beantwortet  haben;  sie  weisen  auf 
das  Verhalten  Solothums  im  Toggenburger  Kriege  hin,  auf  die 
Weigerung  Freiburgs,  nach  der  Reformation  das  Burgrecht  zu 
erneuern,  auf  den  Borromäischen  Bund  der  katholischen  Orte,  der 
allen  andern  Bündnissen  vorangehen  sollte. 

Aus  allen  diesen  Gründen  beantragt  diese  „Meinung",  beider 
Verordnung  zu  bleiben,  um  so  mehr,  als  sonst  auch  Basel,  Zürich 
und  St.  Gallen  die  gleichen  Vorteile  verlangen  könnten,  deren 
hochentwickelte  Fabriken  die  bemischen  zugrunde  richten  würden. 

Die  zweite  Gruppe  hatte  folgende  Bedenken:  1.  Die  Burgrechte 
sind  nicht  nur  als  Schirmverträge,  sondern  als  wirkliche  Burgrechte 
zu  betrachten,  kraft  deren  die  Burger  aller  drei  Städte  gegenseitig 
aller  Freiheiten,  also  auch  des  freien  Handels  teilhaft  sein  sollten. 

2.  Nach  altem  Herkommen  brachten  die  Kaufleute  jedes  der  drei 
Staaten    im    Gebiet    des   andern   ihre  Waren  frei   auf  die  Märkte. 

3.  Wenn  auch  nichts  bestimmt  wurde,  so  erfordert  doch  die  Lage 
der  drei  Orte  ein  Einiggehen  in  Handel  und  Wandel.  4.  Werden  frei- 
burgische  und  solothumische  Waren  in  Bern  verboten,  so  wird  an 
jenen  Orten  das  bemische  Produkt  gleich  behandelt  werden,  was 
einen  Rückgang  des  Absatzes  bedingt.  Und  Bern  hat  bis  jetzt 
mehr  nach  den  beiden  Orten  aus-  als  von  ihnen  eingeführt.  5.  Die 
Angelegenheit  könnte  eine  allgemeine  eidgenössische  werden  und 
zu  Streitigkeiten  führen,  während  Nachgeben  die  Einigkeit,  „das 
Fundament  gemeinen  Wohlstands",  fördern  würde. 

Die  Vertreter  dieser  Ansicht  fordern  deshalb  die  freie  Einfuhr 
der  in  den  verburgrechteten  Ländern  fabrizierten  Waren. 

Zur  Regelung  der  Angelegenheit  wurde  eine  Konferenz  der  drei 
Städte  nach  Aarberg  berufen.  *)  Die  bemischen  Gesandten  erhielten 
ihre  Instruktion  vom  Kommerzienrate,  der  darin  nochmals  bestätigte, 
daß  es  ihm  um  Förderung  der  inländischen  Manufakturen  zu  tun 
gewesen  sei  und  keineswegs  darum,  „die  Bündnußen  zu  kränken".*) 
Das  Ergebnis  der  Konferenz  bedeutet  einen  Sieg  der  zweiten 
„Meinung"    im    Kommerzienrate.     In    Zukunft  sollte   den  Bürgern 


1)  Eidgen.  Abschiede  VII L   i8a.   9.  April  1720. 

2)  Man.  H.  36.    Instruktionsbuch  der  Stadt  Bern.  B.  B.  I98f{. 
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und  Untertanen  der  drei  verburgrechteten  Städte  freistehen,  ihre 
Waren  auf  den  öffentlichen  Jahrmärkten  der  anderen  feilzubieten 
und  zu  verkaufen,  wenn  durch  2feichnung,  Plombierung  oder  Zeug- 
nisse bewiesen  werden  konnte,  daß  sie  wirklich  im  Lande  her- 
gestellt worden  waren.*)  Ein  neues  Gutachten  des  Kommerzien- 
rates  empfahl  die  Ratifikation  dieses  Übereinkommens^),  die  am 
15.  Mai  1720  durch  Rät  und  Burger  erfolgte.  3) 

Sehen  wir  zunächst  zu,  wie  alle  diese  Verbote  ausgeführt 
wurden.  Schon  1688,  als  die  Einfuhr  von  Wollen-  und  Seiden- 
zeugen verboten  wurde,  gab  der  Rat  dazu  die  Ausführungs- 
bestimmung, daß  die  einheimischen  mit  dem  Zeichen  der  Stadt  und 
des  Meisters  auf  Blei  zu  zeichnen  seien,  die  fremden,  damit  auch 
sie  noch  verkauft  werden  könnten,  nur  mit  dem  Wappen  der  Stadt. 
Die  Zeichnung  sollte  durch  zwei  beeidigte  Personen  im  Beisein  von 
Räten  und  Handlungsverständigen  ausgeführt  werden.  Für  die 
Zeichnung  der  im  bemischen  Gebiete  gemachten  Strümpfe  wurde 
eine  ähnliche  Bestimmung  gegeben.  Auch  sie  sollten  mit  dem 
Stempel  des  Meisters  und  dem  des  Orts  bezeichnet  werden,  und 
zwar  von  einem  dazu  erwählten  „Commis"  und  zwei  Experten. 
Wurden  diesen  fremde  Waren  zur  Zeichnung  als  einheimische  vor- 
gelegt, so  wurden  die  Schuldigen  mit  einer  Buße  von  hundert 
Franken  bestraft.*) 

Jedenfalls  ist  es  nie  zur  Ausführung  dieser  Bestimmung  ge- 
kommen. Nachdem  Rät  und  Burger  1698  neuerdings  die  Sperre 
erlaubt  hatten,  wurden  ähnliche  Maßregeln  getroffen.  Die  noch 
vorhandenen  fremden  Waren  sollten  plombiert  werden.^)  Hofmeister 
und  Landvogt  Wagner  besorgten  die  Zeichnung  auf  der  Heimreise 
von  Zurzach  im  Aargau  •),  May  und  Zehnder  im  welschen  Kantons- 
teil *),  das  Oberland  bereiste  zu  diesem  Zwecke  Gubemator  Thormann, 
das  Emmenthal  ebenfalls  Barthlome  May  und  die  Grafschaften  Aar- 
berg, Erlach,  Nidau  und  Büren  Hofmeister.^)  Bald  darauf  schritt 
man  zur  Anstellung  von  Beamten,  Commis  genannt,  zunächst  in 
Brugg,  Aarau,  Lenzburg,  Zofingen,  Burgdorf,  Trachselwald,  Signau, 
Thun,  Wiflisburg,  Peterlingen,  Milden,  Iferten,  Losanen,  Vivis, 
Morsee  und  Neuis.®)    Sie  wurden  von  den  neu  erlassenen  Verboten 


1)  Abschiede  a.  a.  O. 

2)  J.B.II.60.  Eine  Minderheit  schlug  sogar  Aufbebung  derManufacturordnung  vor. 

3)  R.  M.  84,  S.  390.  4)  J.  B.  1687,  S.  91  ff.  5)  Man.  A.  233. 
6)  Man.  A.  a6o.                      7)  Man.  A.  250.                       8)  Man.  A.  310. 

9)  Mao.  A.  285.   Jeder  erhielt   eine  Beglaubigungsurkunde  mit  dem  Verzeichnis 
der  verbotenen  Waren.    19,  Juli  1698.   Man.  A.  aSa. 
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unterrichtet,  so  daß  sie  die  Läden  nach  unerlaubten  Waren  durch- 
suchen konnten.  <) 

Jeder  Commis  hatte  ein  bestimmtes  Gebiet  zu  beaufsichtigen. 
Die  Bezirke  waren  in  den  verschiedenen  Zeiten  verschieden  um- 
schrieben. 1719  gehörte  z.  B.  dem  Commis  von  Bern  das  Gebiet 
der  Stadt,  des  Stadtgerichts  und  der  vier  Landgerichte.  Das  Ober- 
land hatte  zwei,  das  Emmenthal,  das  Seeland,  der  Ober-  und  der 
Unteraargau  je  einen  Aufseher.^)  1720  war  ihre  Zahl  schon  um 
vier  gewachsen.') 

Die  Wahl  eriolgte  damals  durch  den  Kommerzienrat  nach  einem 
Doppel  Vorschlag  des  Amtmannes.  Selbstverständlich  konnte  ein 
solcher  Angestellter  nicht  f Qr  jedes  Gewerbe  die  nötige  Sachkenntnis 
besitzen;  darum  mußte  er  auf  seinen  Gängen  von  einem  oder 
mehreren  Meistern,  die  dazu  beeidigt  wurden,  begleitet  werden.*) 
Mit  der  einmaligen  Zeichnung  der  fremden  Produkte  war  es  aber 
nicht  getan,  auch  später  eingeführte  mußten  bezeichnet  werden, 
um  zu  dokumentieren,  daß  sie  verkauft  werden  durften.*)  Da^ 
sollte  jeweilen  bei  der  Ankunft  der  Waren  besorgt  werden,  in- 
dem der  Commis  davon  benachrichtigt  wurde  und  das  Auspacken 
nur  in  dessen  Beisein  geschehen  durfte.^)  Die  Einfuhr  fremder 
Waren  sollte  überhaupt  nicht  mehr  anders  geschehen  als  mit  Er- 
laubnisscheinen des  Kommerzienrates  (Patenten) '),  in  denen  die 
bestellten  Waren  genau  bezeichnet  wurden. 

Als  Strafe  iür  Übertretung  der  Verbote  wurde  hauptsächlich 
die  Konfiskation  der  Ware  angewendet.  Der  Rat  beschäftigte  sich 
in  manchen  Zeiten  fast  ausschließlich  mit  Konfiskationsangelegen- 
heiten. Die  Commis  ließen  das  Konfiszierte  beim  Landvogt  des 
Bezirks  verwahren,  dieser  urteilte  über  die  Richtigkeit  der  Konfis- 
kation, gegen  sein  Urteil  konnte  an  den  Kommerzienrat  appelliert 
werden.^)  Zu  Dutzenden,  ja  Hunderten  werden  die  Fälle  gemeldet, 
wo  solche  Einziehungen  angewendet  wurden.^) 


I)  Man.B.  115.         2)  Man. F.  U.  137.         3)  MaiuG.  U.  II.        4)  J.B.Iaövff. 
5)  Man.  E.  88.  6)  J.  B.  la  67,  109.   Man.  E.  191.  7)  Man.  E,  88. 

8)  Das  Verfahren  war  folgendes:  Sie  sollten  gegen  ,den  Fehlbaren  Rechtlich 
agieren,  wie  in  Zollcontraventionen  Qblich,  dergestalten ,  daß  durch  Sie  geklagt, 
durch  den  fehlbaren  geantwortet,  folglich  repliciert  und  dupliciert  und  darQberfain 
durch  den  Herrn  Amtmann  in  erster  instantz  erkennt  werde,  ob  die  w^r  confiscabel 
oder  nit,  alles  Summarisch  .  .  .*    Si^an.  F.  I.  46. 

9)  Man.  F.  I.  56,  57,  126,  137,  55,  93,  13«.  Man.  B.  80,  lU,  117,  la?.  IJO- 
Man.  C.  115,  71,  77  und  viele  andere. 
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Der  Kommerzienrat  setzte  sich  ferner  mit  der  Zollkammer  in 
Verbindung ;  sie  sollte  die  Zollbeamten  auffordern,  verbotene  Waren 
an  der  Grenze  anzuhalten,  solche  aber,  die  zum  Transit  bestimmt 
waren,  der  bezeichneten  Ausgangsstelle  zu  melden,  damit  sie  dort 
kontrolliert  werden  konnten.  0 

So  war  nun  das  Land  an  der  Grenze  und  im  Innern  besetzt 
mit  Aufpassem,  Organen  der  Handlungspolizei ;  man  sollte  meinen, 
dafl  es  nicht  mehr  möglich  gewesen  wäre,  Schmuggel  zu 
treiben.  Und  doch  war  die  Absperrung  keine  vollständige.  Die 
Produkte  Frankreichs  z.  B.  hatten  immer  Eingang,  trotz  aller 
Warnungen  an  die  waadtländischen  Kaufleute.  2)  So  klagt  Sinner 
in  seinem  obenerwähnten  Bericht,  daß  „wie  ernstlicher  sich  Ihr 
Gnaden  der  Fabrique  annehmen,  je  kecker  die  Kaufleute  werden; 
sie  versahen  sich  sozusagen  ungescheut  mit  verbotenen  Waren 
und  wollten  von  den  hier  fabrizierten  keine  nehmen,  obschon  ihnen 
ein  ehrlicher  Profit  von  12^0  darauf  verzeigt  ward."  So  streng 
man  in  einzelnen  Fällen  vorging'),  so  nachsichtig  war  man  in 
andern*);  und  die  Beamten  auf  dem  Lande  werden  nicht  alle  ihre 
Aufgabe  musterhaft  gelöst  haben. 

War  das  verordnete  Heilmittel  ein  gutes,  so  mußten  sich,  da 
seine  Anwendung  ins  zwanzigste  Jahr  ging,  die  heilsamen  Folgen 
zeigen,  indem  die  einheimischen  Fabrikate  sich  mehrten,  die  aus- 
ländischen verhältnismäßig  zurückblieben.  Leider  war  das  nicht 
der  Fall ;  im  Gegenteil  meldete  der  Kommerzienrat  den  G.  H.,  daß 

1)  Man.  F.  I.  47. 

2)  Uan.  A.  229.  Die  bAufigeo  Erneuerungen  der  verschiedenen  Verbote  erfolgten 
auf  die  KLlagen  über  1, Kontraventionen*.   Man.  D.  21.   Man.  C.  50. 

3)  Einem  Fabrikanten  von  Gold-  und  Silberfaden,  namens  Masson,  war  eine 
höbe  Bufie  auferlegt  worden,  weil  er  das  Einfuhrverbot  übertreten  hatte;  die  Ge- 
schäftsbücher wurden  ihm  weggenommen.  Der  Kommerzienrat  bat,  man  möchte 
ihm  diese  zurückgeben,  damit  die  Fabrik  nicht  zugrunde  gehe  (Man.  C.  125,  I56). 
Der  Rat  willigte  ein  (Ratsman.  vom  15.  April  1704),  aber  zu  spftt;  der  Mann  erholte 
sich  nicht  mehr  (Man.  C.  20O).  Ein  anderer  Kaufmann,  Barbe,  der  in  Lyon  Waren 
als  Erbe  erhalten  hatte,  mußte  sie  zurückbefördem  (Man.  C.  IT 5). 

4)  .Es  fruchtete  aber  wiederumb  so  viel,  daß  gleich  wenig  Monat  hernach, 
als  eine  abermalige  Ronde  in  der  Stadt  getan  worden,  in  den  zwei  erst  visitierten 
Lflden  für  9000  Franken  verbotene  Waren  sich  erfunden  haben;  anstatt  nun  ein 
einmaliges  Exempel  zu  setzen,  diese  so  handgreifliche  Verspottung  des  frisch  er- 
gangenen Rflt-  und  bürgerlichen  Edikts  zu  vindicieren,  und  diese  Waren  zu  confis- 
cieren,  vemfigte  man  sich,  in  jeglichem  dieser  zwei  L&den  ein  Stück  zum  Zeichen 
des  Mis&llens  auf  die  Seiten  zu  legen,  welche  aber  auch  nachmals  gegen  minder- 
ivertige  verwechslet,  ja  endlich  vollkommen  zurückblieben  sind."  (Bericht  v.  Sinner 
S.  21.)  Der  Kommerzienrat  erstattete  eingezogene  Waren  zurück,  wenn  die  Schuldigen 
3esserung  versprachen  (Man.  C.  93). 

Zeitschrift  fflr  die  ges.  Staatswissenschaft  Ergftnzungsbeft  a6.  5 
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die  gegenwärtigen  Zeiten  den  Manufakturen  so  ungünstig  seien, 
„daß  deren  gänzliche  Verfall  zu  besorgen,  wo  nicht  angemäßene 
Mittel  ungesäumt  vorgekehrt  werden**.*)  Und  man  griff  neuerdings 
zum  alten  Rezept,  hoffend,  ja  überzeugt,  daß  es  daran  nicht  fehle, 
sondern  höchstens  an  der  Anwendung.  Man  faßte  in  der  Manu- 
fakturordnung alle  früher  gegebenen  Bestimmungen  zusammen 
und  fing  mit  dem  ganzen  großen  Bewachungssystem  von  vorne  an, 
dieses  ergänzend,  erweiternd  und  verschärfend.  Nicht  nur  sollten 
verbotene  Waren  konfisziert,  sondern  dazu  noch  eine  Buße  in  der 
Höhe  des  halben  Werts  der  eingezogenen  Güter  ausgesprochen 
werden.^)  Alle  anwesenden  fremden  Waren  wurden  noch  einmal 
gezeichnet,  damit  sie  verkauft  werden  konnten;  man  nahm  in  das 
Mandat  auch  die  Hausierer  auf  und  verbot  ihnen  außer  den  Jahr- 
märkten alles  Feiltragen  von  fremden  Waren.  Der  Kommerzienrat 
hatte  das  Recht,  in  Strafsachen  bis  auf  eine  Summe  von  100  Talern 
zu  sprechen,  ohne  daß  gegen  das  Urteil  rekurriert  werden  konnte; 
für  Summen  bis  auf  200  Taler  konnte  an  d^i  täglichen  Rat 
appelliert  werden,  über  höhere  dagegen  durften  nur  Rat  und 
Bürger  entscheiden.  Durch  eine  Ausführungsverordnung  wurde 
das  Commiswesen  neugeordnet. ^) 

Als  Zeichen  für  alle  Waren  wurde  der  Bär  gewählt,  dem  auf 
einheimischen  Tüchern  ein  B,  auf  fremden  ein  F  beigesetzt  wurde.*) 
Die  Commis  hatten  auf  ihren  Besuchen  eine  Untersuchung  über 
die  ungefähre  Größe  des  jährlichen  Verbrauchs  zu  machen,  damit 
die  Fabrikanten  sich  danach  einrichten  konnten.  Alle  drei  Monate 
mußten  sie  einen  Bericht  an  den  Kommerzienrat  senden,  in  dem 
sie  Auskunft  über  Qualität  und  Quantität  der  hergestellten  Artikel 
und  deren  Preise  gaben ;  sie  mußten  Muster  vorlegen,  „damit  man 
allezeit  wisse,  wie  das  Land  versehen  werden  könne".  Endlich 
hatten  sie  ein  Verzeichnis   der  gezeichneten  Waren  vorzuweisen.^) 

i)  Gatacbten  Mao.  G.  I.  38 — 54,  76,  85,  f&r  die  Mannfakturordnang  von  I719. 

2)  In  der  Stadt  Mrurden  die  Bofien  unter  den  Rat,  den  Kommerzienrat  und  den 
Verleider  gleich  geteilt,  auf  dem  Lande  nahm  neben  diesen  dreien  auch  der  Amt- 
mann ein  Viertel.  Die  konfiszierten  Waren  fielen  dem  Kommerzienrate  anheim, 
nachdem  der  Commis  ein  Viertel  fflr.  sich  behalten  hatte.   (J.  B.  II.  I  ff.) 

3)  J.  B.  la  225. 

4)  Die  Zeichnung  geschah  in  der  Weise,  daß  ein  rot-schwarzes  Band  am  Tuche 
befestigt  und  mit  Blei  versiegelt  wurde,  auf  dessen  einer  Seite  der  Btr,  auf  der 
andern  der  Buchstabe  eingepreßt  war. 

5)  Schon  bestellte,  aber  noch  nicht  angekcmimene  fremde  Waren  konnten  nur 
einge fahrt  werden  mit  Hilfe  eines  . Patentes'  vom  Kommerzienrat,  das  dieser  auf 
ein  Zeugnis  des  Kommis  ausstellte,  dem  der  Beweis  fflr  die  Bestellung  aus  dem 
Kopierbuche  des  Kaufmanns  erbracht  worden  war.  (Art  3  der  Instruktion  vom 
6.  September  1719,  J.  B.  II.  iff.) 
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Die  erste  Zeichnung  war  für  Fabrikanten  und  Kaufleute  gratis*), 
später  wurden  Commis  und  Meister  dafür  bezahlt,  und  zwar  zahlten 
fremde  Fabrikate  das  Doppelte  von  den  einheimischen.  2)  Diese 
Sportein  fielen  dem  Commis  allein  zu^  wenn  es  sich  um  fremde, 
ihm  und  dem  beeidigten  Meister  zu  gleichen  Teilen,  wenn  es  sich 
um  einheimische  Waren  handelte.^) 

Aufier  diesen  Einnahmen  hatten  die  Commis  noch  eine  Besol- 
dung, die  ihnen  der  Kommerzienrat  nach  der  Anzahl  der  gezeich- 
neten Stücke  bemaß.*)  Die  Commis  der  Waadt  bezogen  für  das 
Jahr  1719/20  Honorare  von  4  bis  120  L.  Die  Zahl  der  dort  ge- 
zeichneten Stücke  Tuch  und  Zeug  betrug  in  diesem  Zeiträume 
nahezu  100000»),  im  deutschen  Kantonsteil  über  70000«);  hier 
wurden  den  Commis  Besoldungen  von  3  bis  147  L.  bezahlt. 

Nebst  den  Konfiskationen  bildete  die  Erteilung  von  Patenten 
für  die  Einfuhr  von  fremden  Waren  in  der  ersten  Zeit  nach  1719 
die  Hauptbeschäftigung  des  Kommerzienrates.  Bei  Gesuchen  um 
solche  mußten  die  zu  bestellenden  Waren  genau  genannt  werden. 
Sie  wurden  dann  in  den  Erlaubnisschein  eingetragen,  der  nach 
Empfang  der  Ware  wieder  an  den  Kommerzienrat  zurückgeliefert 
werden  mußte.')  Im  Februar  1720  befahl  der  Kommerzienrat  Kauf- 
leuten von  Vevey,  daß  sie  ein  Viertel*)  der  verlangten  Wären  im 
Lande  kaufen  sollten,  für  den  Rest  wurde  ihnen  eine  Einfuhr- 
bewilligung erteilt^),  ebenso  solchen  von  Lausanne.  *®)  Die  Ausrede, 
daß  ihnen  die  Qualität  nicht  passe,  galt  nicht;  sie  sollten  sich 
damit  zufrieden  geben,  wie  sie  war.  Andern  wurde  die  ganze 
Bestellung  abgeschlagen,  und  sie  wurden  einfach  an  einen  ein- 
heimiscben  Fabrikanten  gewiesen,  z.  B.  für  Seide  an  Jonqui^re  in 

I)  j.  B.  n.  iff.  2)  j.  B.  n.  87  ff. 

3)  Die  gesetzUchen  Abgaben  fQr  die  Zeichnung  waren: 

Von  Tflchem  2  Kreuzer]  Strümpfe  2  Kreuzer] 

Sarges  nnd  dergl.  Zeug   i        ,       X  S  S*  (Kinderstrflmpfe  graüs)  r  S  ^ 

Seideazcag  a        w      }  ^  Handschuhe  2        ,       \ '^  O 

/j     j^  A       r^       A^o.       Seidenband  r  Äz.         1  $Ö  S 

.      genoge  (das  Dtzd.  9  Fr.  und>  n  p  ,  ..  >  o  5 

iZter)  aKreuxerfr  "  «"""^  »Kreu^rfg.- 

Außerdem  hatte  der  Besitzer  das  Blei  Zürn  Plombieren  zu  liefern. 

4)  Fftr  d^  Tag  15  Bz.,  wemi  der  Commis  in  der  Stadt  arbeifete,  i  Tr.,  wenn 
er  auf  dem  Lande  arbeitete«  Die  Zahl  der  Tage  berechnete  man,  indem  man  die 
gezeichneten  Stocke  durch  500  dividierte  —  die  Zahl,  die  er  in  einem  Tage 
{bombieren  kounte. 

5)  J.  B.  n.  Soff,  6)  J.  B.  n.  I33ff.  7)  J«  »•  H*  i- 
8)  Nachträglich  auf  Vt  hertmtergesetzt.  Man.  H.  14.          9)  Man.  >L  7« 

10)  Man.  H.  8. 

5* 
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Bern.O  Dieser  sollte  zuerst  liefern,  was  er  konnte,  und  erst  der 
Rest  durfte  im  Auslande  bestellt  werden.^)  Die  Gesuche  um  Ein- 
fuhrbewilligungen häuften  sich  schon  1720  so  gewaltig,  daß  sie 
dem  Kommerzienrate  bald  lästig  wurden.')  Er  entlud  sich  eines 
Teiles  der  bisherigen  Arbeit  durch  die  allgemeine  Bestimmung,  daB 
jedes  fernere  Gesuch  von  einem  Zeugnis  begleitet  sein  mOsse,  daß 
ein  Achtel  des  Bedarfs  schon  im  Inlande  gedeckt  worden  sei.^) 
FOr  Hüte  wollte  man  gar  keine  Bewilligung  geben;  die  Händler 
wurden  an  die  Fabrikanten  von  Bern,  Lausanne  und  Yverdon 
gewiesen. 

Wie  weit  die  Unvernunft  in  diesem  Reglementieren  ging,  wie 
undurchführbar  all  die  Vorschriften  waren,  'zeigt  die  Forderung 
vom  20.  Dezember  1720,  wonach  ein  Gesuch  um  ein  Patent  zwei 
Monate  vor  dem  Gebrauch  dem  Kommerzienrate  vorgelegt  werden 
sollte.^)  Stieß  schon  die  Manufakturordnung  als  solche  auf  großen 
Widerstand,  so  waren  solche  Maßregeln  vollends  geeignet,  das 
ganze  System  illusorisch  zu  machen.  Tatsächlich  war  es  den  zahl- 
reichen Aufsichtsbeamten  nicht  möglich,  die  Einfuhr  zu  verhindern. 
Was  nützte  es,  daß  Amtleute,  Handlungs-  und  ZoUcommis  zu 
strengem  Vorgehen  ermahnt  wurden,  daß  sogar  die  Schiffsleute 
auf  dem  Genfersee  aufgefordert  wurden,  keine  Waren,  die  nicht 
von  einem  obrigkeitlichen  Erlaubnisschein  begleitet  waren.  Ober 
den  See  zu  führen  %  wenn  sich  die  Kaufmannschaft  ganzer  Städte 
weigerte,  dem  Edikt  Folge  zu  leisten,  z.  B.  die  von  Lenzburg, 
Brugg,  Zofingen,  Langenthai  und  den  Städten  der  Waadt.')  Wie 
ein  Alp  lag  dieses  Generalverbot  auf  dem  Händel  des  Landes; 
kein  Wunder,  wenn  von  allen  Seiten  sich  der  Widerstand  erhob 
und  die  Aufhebung  verlangt  wurde.  ^) 

Der  Kommerzienrat  mußte  schon  ein  Jahr  nach  dem  Erlaß 
einsehen,  daß  er  auf  diesem  Wege  nicht  fortfahren  könne ;  er  ging 
daher  an  die  Revision  und  beauftragte  eine  Kommission  aus  seiner 
Mitte  mit  den  Vorarbeiten.*)  Die  Revision  kam  aber  niemals  zu- 
stande; eine  Bestimmung  nach  der  andern  wurde  mißachtet,  und 
dem  Kommerzienrate  blieb  nur  übrig,  nachträglich  mit  einem  Be- 
schlüsse zu  bestätigen,  was  zur  Übung  geworden  war.  Wie  Freiburg 
und  Solothum,  so  bekamen  auch  Luzem,  die  Freiämter,  die  Graf- 
schaft Baden  Zutritt  zu  den  Jahrmärkten  unter  den  gleichen  Bedin- 

I)  Man.  H.  8.  a)  Man.  H.  3a.  3)  Man.  H.  65.  4)  Mao.  H.  178. 

5)  Man,  H.  178.   J.  B.  H.  79.  6)  Man.  H.  136. 

7)  M^n.  H.  33,  34,  81,  ia7,  134.  8)  Man.  H.  130. 
9)  a6uNovb.  1720.   Man.  H.  149. 
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gungen*),  Neuenstadt  und  Biel  durften  ihre  Krämer  wieder  in  die 
vier  Grafschaften  am  See  ziehen  lassen.^)  Im  Dezember  1721 
wurden  die  Waren  aus  der  ganzen  Eidgenossenschaft  wieder  zu  den 
Jahrmärkten  zugelassen,  auch  von  Genf.*)  Die  Bestimmung  der 
Übereinkunft  mit  Freiburg  und  Solothum  betreffend  die  Ursprungs- 
zeugnisse wurde  immer  vorbehalten.*)  In  Aussicht  auf  die  Re* 
Vision,  die  im  Sinne  einer  Milderung  ausfallen  sollte,  hielt  man 
nicht  mehr  streng  auf  die  Ausführung.^)  Man  gab  nur  noch 
Schreckschüsse  ab,  so  z.  B.,  wenn  vor  dem  Martinimarkt  1723  dem 
Angestellten  in  Aarau  befohlen  wurde,  er  solle  den  Krämern,  „so 
etwan  am  meisten  Contrebande  auflegen  wurden,  etwelche  Stück 
wahr  weg  und  in  arrest  nemmen,  ....  damit  die  übrigen  etwa& 
abgeschreckt  werdind".*)  Damit  haben  wir  dieses  Generalverbot 
als  erloschen  zu  betrachten.  "0  Die  gewünschte  Wirkung  trat  nicht 
ein.  Die  Dauer  der  Ordnung  war  zu  kurz  und  die  Ausführung  nie 
vollständig,  und  die  einheimischen  Fabriken  konnten  weder  quali- 
tativ  noch  quantitativ  die  Nachfrage  befriedigen,  die  durch  das 
Verbot  plötzlich  eine  viel  größere  werden  mußte. 

Wenn  dieser  eine  Versuch  auch  völlig  mißglückt  war,  sa 
wurde  das  System  des  Verbotes  doch  nicht  aufgegeben ;  denn  auch 
später  wurde  es  in  einzelnen  Fällen  angewendet.®)  1728  schritt  man 
wieder  zu  einem  Verbot  der  fremden  Strumpfwaren^),  das  1739 
erneuert  wurde  i®),  nachdem  es  durch  „schändlichen  Ungehorsam 
an  teil  Orten  unterbrochen  worden"  war.  Der  Termin  zur  „Ab- 
stoßung" der  fremden  Ware  wurde  auf  sechs  Monate  festgesetzt.*^) 
Aber  1741  baten  die  Strumpf fabrikanten  um  Exekution  des  Man- 
dats und  gaben  der  Überschwemmung  des  Landes  mit  fremden 
Strümpfen   schuld    an  dem    Niedergang    ihrer    Industrie.  *2)     Eine 


I)  Man.  H.  145,  182.  a)  Man.  H.  164.   10.  Dezbr.  1720. 

3)  Man.  J.  194,  Dezbr.  1723.  4)  Man.  H.  351  f.   J.  4a.  J.  B.  II.  184. 

5)  „Comme  3  y  aura  un  changement  considerable  ä  TEdit  de  17 19,  Mes  dt« 
Sgrs.  ne  demandent  plus  iine  execution  si  rigoureuse'*.  30.  Juni  1722,  Schreiben  an 
den  Commis  von  Morges.  Man.  J.  59.  Ähnlich  dem  Commis  von  Brugg  am  7.  April  1723. 
Man.  J.  124.) 

6)  Man.  J.  184. 

7)  1732  erklArte  der  K.  R.,  d&Q  vom  Manufakturmandat  von  17 19  „gäntzlich 
abstrahiert  werden  mOsse".  Man.  L.  35. 

8)  Der  Kommerzienrat  betrachtete  noch  1769  den  Schutzzoll  als  eine  „gefährliche 
Erfindung**,  die  man  auf  andere  als  „Marchandises  de  Luxe*'  nicht  anwenden  dflrfe. 
a  B.  VI,  172.) 

9)  J.  B.  II.  332.  10)  J.  B.  m.  411.  II)  ibid.  und  J.  B.  IV.  ga. 
12)  Man.  N.  99. 
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Durchsuchung  der  Läden  in  der  Sudt  führte  zur  Konfiskation  von 
98  Paar  Strümpfen  und  95  wollenen  Kappen.^)  Von  d^n  durch 
das  Mandat  bestimmten  Bußen  von  zwanzig  Talern  sah  man  ab. 
Die  Strenge  dauerte  nur  kurze  Zeit.  Anfang  der  sechziger  Jahre 
bestand  das  Verbot  nicht  mehr,  und  der  Kommerzienrat  wurde 
mehrmals  aufgefordert,  es  neuerdings  zu  erlassen.  2)  Seitdem  hatte 
sich  aber  ein  Umschwung  vollzogen.  Man  sah  ein,  daß  ein  völliges 
Verbot  nicht  mehr  möglich  war,  da  sich  gewisse  Sorten  eingebürgert 
hatten,  die  im  Bemerlande  nicht  fabriziert  werden  konnten^);  zu- 
dem wurden  damals  (1766)  so  viele  Strumpfwaren  ausgeführt, 
daß  man  befürchtete,  der  einheimische  Markt  würde  nicht  genügend 
versehen.  Dennoch  erging  am  14.  April  1769  ein  neues  „Mandat 
wider  die  Einfuhr  der  fremden  Strümpfe  und  Kappen**.*)  Dem 
Verbot  sollten  diejenigen  Arten  nicht  unterworfen  sein,  die  die  in- 
ländische Industrie  nicht  hervorbringen  konnte;  als  solche  wurden 
genannt:  1.  seidene,  2.  die  aus  englischer  und  spanischer  Wolle 
hergestellten,  bekannt  unter  dem  Namen  Vigogne  und  Segovie, 
3.  die  Kastoren,  4.  Strümpfe  von  Ziegenhaaren,  5.  die  aus  Faden 
oder  Baumwolle  gestrickten  Tiroler  Strümpfe.  Das  Mandat  von  1769 
war  unseres  Wissens  das  letzte,  das  fremde  Wirkwaren  verbot. 
Daß  es  in  Kraft  blieb,  beweist  u.  a.  die  Tatsache,  daß  noch  am 
Ostermarkt  1789  fünfundzwanzig  Krämern  41  Paar  Strümpfe  und 
190  Kappen  als  fremde  konfisziert  wurden.*) 

Ein  sprechendes  Beispiel,  wie  eifersüchtig  die  Fabrikanten 
selber  die  Krämer  beaufsichtigten  und  sie  in  die  Falle  lockten; 
zu  welchem  System  gehässiger  Intriguen  und  kleinlicher  Unter- 
suchungen die  Einfuhrverbote  Anlaß  gaben;  mit  welchen  unan- 
genehmen Geschäften  der  Kommerzienrat  die  kostbare  Zeit  tot- 
schlagen mußte,  zeigt  die  Untersuchung,  die  am  10.  und  H.April 
1744  wegen  verbotener  Strümpfe  geführt  wurde,*)  Obschon  die 
Zuwiderhandlung  gegen  das  Verbot  erwiesen  war,  wurden  die  drei 
Fehlbaren  doch  nicht  „nach  der  Strenge**,  sondern  nur  mit  Geld- 
bußen bis  auf  fünf  L.  bestraft. 

Die  Hutmacher,  die  in  ihren  Meisterschaften  organisiert 
waren,  wehrten  sich  kräftig  für  das  Privileg  des  Handels  mit 
fremden  Hüten  und  für  ihr  eigenes  Fabrikat. 

Das  Verbot  von  1708  war  nach  und  nach  in  Vergessenheit 
geraten,  die  Manufakturordnung,   die  es  ersetzt  hatte,  längst  nicht 

I)  Man.  N.  iio.  2)  J.  B.  VI.  95.  172.  3)  J.  B.  VL  95f  172. 

4)  J.  B.  VI.  177.  5)  Man.  W.  260  ff.  6)  Man.  O.  l67ft 
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mehr  in  Kraft;  so  war  es  möglich,  daß  nicht  nur  die  Hutmacher 
fremde  Hüte  einbrachten,  sondern  auch  jeder  Landkrämer  solche 
verkaufte.  Wenigstens  beklagte  sich  1752  darüber  die  Meister- 
schaft von  Thun  beim  Kommerzienrate,^)  und  dieser,  der  ja  das 
Krämerwesen  auf  dem  Lande  einschränken  wollte,  war  einstimmig 
der  Ansicht,  daß  dieser  Übelstand  abgeschafft  werden  müsse. 2) 
Die  Folge  war  eine  Konzession  zugunsten  der  Hutmacher  im 
Oberlande,  die  allen  andern  Personen  „die  Einbringung,  Gewerb 
und  Verkauf  aller  fremden  Hüten"  auch  an  Jahr-  und  Wochen- 
märkten untersagte;  ausgenommen  waren  unter  den  1720  verein- 
barten Bedingungen  Freiburg  und  Solothum. 

Auf  ihr  Begehren  erhielten  am  1.  September  des  gleichen  Jahres 
die  Hutmacher  der  Waadt  dasselbe  Vorrecht,  mit  dem  Unterschiede 
nur,  daß  unter  sonst  gleichen  Bedingungen  die  Fabrikanten  aller 
eidgenössischen  Orte  Zutritt  zu  den  Märkten  hatten.^) 

Durch  das  Mandat  vom  24.  April  1765  wurden  die  beiden 
früheren  zusammengefaßt  und  auf  das  ganze  Land  ausgedehnt. 
Alle  eidgenössischen  Stände  erhielten  Zutritt  unter  dem  Vorbehalte 
der  Reziprozität.  4)  Diese  hielt  z.  B.  Freiburg,  das  auch  schon 
1752  ein  gleiches  Mandat  erlassen  hatte.  ^) 

Es  ist  klar,  daß  damit  nicht  erreicht  wurde,  was  man  be- 
zweckte: die  Förderung  der  Fabrikation;  denn  anstatt  diese  zu 
vervollkommnen,  verlegten  sich  die  Fabrikanten  auf  den  Handel 
mit  ausländischen  Produkten,  der  um  so  lukrativer  war,  als  durch 
die  obrigkeitlichen  Verordnungen  die  Konkurrenz  vermindert 
wurde.  Man  erkannte,  daß  gerade  die  Privilegien  das  Handwerk 
geschwächt  hatten^),  und  suchte  das  Heil  in  einem  neuen  Verbot, 
das  aber  auch  die  Hutmacher  einschließen  mußte.')  Die  „Ver- 
ordnung wider  die  Einfuhr  und  Verkauf  der  fremden  Hüthen** 
untersagte  deren  Einfuhr  jedermann  (29.  August  1785).  Nur  die 
Hutmacher  von  Freiburg,  Solothum  und  Biel  hatten  noch  mit 
nachweisbar  eigenem  Fabrikate  Zutritt  zu  den  Jahrmärkten  der 
Städte  (nicht  des  Landes),  worüber  sich  Solothum,  wenn  auch 
ohne  Erfolg,  beschwerte.®)  Der  Termin  zur  „Abstoßung"  der 
fremden  Ware  wurde   auf  Ende  des  Jahres  1786   bestimmt.     Das 


I)  J.  B.  V.  lo.  a)  J.  B.  V.  lo.  3)  J.  B.  V.  19-23. 

4)  Bfan.  S.  159.   J.  B.  VI.  42,  44.  Mand.  Sammig.  III.  ao.  XXYI.  160,  deutsch 
aod  fraozOsisch. 

5)  J.B.V.  15.  6)  J.B.VII.  113. 

7)  J.  B.  VII.  117.   Die  Verordmmg  galt  nur  für  acht  Jahre  probeweise. 

8)  J.  B.  VII.  121. 
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Verbot  wurde  streng  durchgeführt,  keine  Ausnahme  konnte  ge- 
stattet werden J)  Es  scheint,  dafi  infolgedessen  die  eigene  Pro- 
duktion wieder  zunahm ;  berichtete  doch  der  Kommerzienrat  schon 
1789,  daß  das  Hutmachergewerbe  in  „Morsee,  Losanen,  Vivis  mit 
vieler  Emsigkeit  und  bestem  Erfolg  betrieben  wird".*)  Es  erscheint 
daher  selbstverständlich,  daß  nach  Ablauf  der  Probezeit  das 
Mandat  definitiv  in  Kraft  trat  (9.  Mai  1795).»)  Am  12.  August 
1797  wurde  es  auf  Wunsch  der  bemischen  Meister  bestätigt  und 
erläutert.^)  Seine  beiden  Grundsätze  hießen:  Fremde  Hüte  (mit 
Ausnahmen)  sind  verboten.  Einheimische  dürfen  nur  vom  Hut- 
macher selber  verkauft  werden. 

Am  strengsten  hielt  man  an  dem  Einfuhrverbot  von  fremdem 
Leder  fest:  der  Grund  lag  nahe  und  war  ganz  natürlich.  Die 
verhältnismäßig  hochentwickelte  Viehzucht  lieferte  Rohprodukte 
genug,  daß  man,  wenn  diese  verarbeitet  wurden,  fremdes  Leder 
entbehren  konnte.  Dennoch  ließ  das  neue  Verbot,  das  nötig 
wurde,  nachdem  die  Manufakturordnung  von  1719  außer  Kraft 
getreten  war,  lange  auf  sich  warten.  Schuld  an  der  Verzögerung 
war  der  Umstand,  daß  in  das  gleiche  Mandat  das  Verbot  der 
Ausfuhr  von  rohen  Häuten  aufgenommen  werden  sollte,  Ober  das 
man  sich  lange  nicht  einigen  konnte.  Nachdem  man  die  dreißiger 
Jahre  hindurch  Verhandlungen  gepflogen  hatte,  kam  es  erst  1739 
zustande*);  das  von  Freiburg  und  Solothum  kommende  Leder 
wurde  dem  Abkommen  von  1720  gemäß  ausgenommen.^)  Das 
gleiche  Recht  bekamen  Neuenburg  und  Neuenstadt'),  dagegen 
wurden  die  dahin  zielenden  Forderungen  Biels®)  und  Basels®) 
abgewiesen,  obschon  Basel  die  größten  Anstrengungen  machte, 
Bern  zur  Aufgabe  des  Verbotes  zu  bewegen,  und  sogar  eine 
Konferenz  vorschlug.*®) 

Nachdem  einige  Zeit  ein  Verbot  gefehlt  hatte,  war  die  Durch- 
führung des  neuen  etwas  schwierig.  Offen  und  geheim  ging  die 
Einfuhr  weiter,  einzelne  Orte,  besonders  Städte,  stützten  sich  auf 
ihre  Vorrechte;  der  Kommerzienrat  mußte  seine  Ermahnungen, 
das  Verbot    zu  handhaben,    hierhin  und    dorthin  senden,    bald  an 


I)  J.  B.  VII.  146,  275.  Man.  W.  17.  19,  aio.  a)  J.B.  VII.  276. 

3)  J.  B.  VIII.  286.   Mao.  Y.  1 1.  4)  J.  B.  VIII.  418.  Blan.  Y.  242. 

5)  J.  B.  IV.  16.  Mand.  Sammlg.  XXIX.  Ausgenommen  war  Juften  —  PrOsch- 
leder  genannt  — ,  der  mit  besonderen  Patenten  eingeführt  werden  durfte,  die  vom 
Kommerzienrate  erteilt  wurden.  Das  Mandat  enthielt  die  Bedingung  biezu  im  3.  Artikel. 

6)  J.  B.  IV.  50,  5S.  56.  7)  J.  B.  IV.  64,  333.  8)  J.  B.  IV.  83. 
9)  J.  B.  IV.  59,  60,  85,  iia,  114,  131.                              10)  J.  B.  IV.  84. 
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Zofingen  0,  dann  an  die  BOrgerschaft  von  Aarau^),  an  die  Amt- 
leute von  Königsfelden,  Lenzburg,  Schenkenberg,  an  die  Stadt 
Brugg.*)  Juften  war  nur  für  Sattler-  und  Militärarbeit  zulässig^), 
worauf  in  den  Patenten  selbst  aufmerksam  gemacht  wurde. 

Die  natürliche  Folge  eines  streng  durchgeführten  Einfuhr- 
verbotes war  stärkere  Nachfrage  bei  vermindertem  Angebot,  und 
daraus  folgte  die  Preissteigerung,  die  um  so  größer  sein  mußte, 
wenn  das  Produkt  auch  im  Ausland  starken  Absatz  hatte.  Diese 
Erscheinung  trat  anfangs  der  vierziger  Jahre  ein.  Die  Schuh- 
macher klagten,  daß  das  Leder  auch  um  gutes  Geld  kaum  er- 
hältlich sei,  und  baten  um  die  Erlaubnis,  solches  einführen  zu 
dürfen.^)  Der  Kommerzienrat  ging  damals  auf  das  Verlangen 
ein;  die  Einfuhr  wurde  aber  nur  gestattet,  wenn  der  Gesuchsteller 
bewies,  daß  er  im  Lande  das  Verlangte  nicht  erhielt;  die  ein- 
zuführende Ware  wurde  in  der  schriftlichen  Bewilligung,  die  in 
der  Stadt  von  den  Kommerzienräten,  auf  dem  Lande  von  den 
Amtleuten  erteilt  wurde,  genau  spezifiziert.®) 

Um  den  Klagen  über  den  Mangel  an  bernischem  Leder  ab- 
zuhelfen, hatte  man  schon  früher  zu  einem  anderen  Mittel  ge- 
griffen. Man  legte  auf  ein  Gesuch  der  Schuhmacher  hin  im  Aar- 
gau Ledermagazine  an"0,  ähnlich  wie  früher  die  Wollendepots, 
doch  ohne  finanzielle  Beteiligung  des  Staates.  Die  Gerber  wurden 
aufgefordert,  ihre  Waren  hier  zu  deponieren®),  und  die  Leder- 
arbeiter hatten  jederzeit  Gelegenheit,  ihren  Bedarf  zu  decken. 
Solche  Magazine  wurden  in  Brugg*),  Zofingen  und  Lenzburg*®) 
errichtet 

Die  Spannung  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  be- 
stand fort.  Die  Letzteren  beklagten  sich  fortwährend  über  Mangel 
an  preiswürdigem  Leder  M),  Gegenberichte  meldeten  den  blühenden 
Zustand  der  Gerberei  zumal  im  Aargau,  und  der  Kommerzienrat 
entschied,  daß  Leder  genug  vorhanden  sei,  und  daß  keines,  nicht 
einmal  Juften,  eingeführt  werden  solle.*')  Auch  das  allgemeine 
Leder-Mandat  vom  3.  März  1775,  das  sowohl  die  Einfuhr  des 
Leders  als  die  Ausfuhr  der  Rohstoffe  regelte,  verbot  das  aus- 
ländische  Leder   vollständig,    mit    Ausnahme    des   Juften.**)      Die 


I)  Man.  N.  65.  2)  Man.  N.  63.  3)  Man.  N.  72.  4)  Man.  N.  81. 

5)  J.  B.  IV.  321.  6)  J.  B.  IV.  325,  327.   26.  Novb.  1745.       7)  Man.  O.  ai. 

8)  Man.  O.  22.  9)  Man.  O.  2z.  10)  Man.  O.  23 f.   Juni  174a. 

II}  J.  B.  V.  371.         la)  Man.  R.  144.   Mai  1762. 

13)  J.  B.  VI.  305.   Biel  wurde  ausgenommen.  (J.  B.  VI.  335.)  Ein  dahingehendes 
Gesuch  von  Neuenstadt  wurde  abgewiesen.   ( J.  B.  VI.  378.) 
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Schuhmacher  machten  verzweifelte  Anstrengungen,  das  Verbot 
zu  durchbrechen,  und  als  alles  umsonst  war,  verlangten  sie  sogar 
ein  Ausfuhrverbot  für  Leder,  das  damals  nicht  bewilligt  wurde*), 
wohl  aber  später.  Im  Jahre  1794  fand  ein  starker  Lederexport 
nach  Frankreich  statt.  Spekulanten  bemächtigten  sich  der  Lage, 
um  das  französische  Fleer  mit  Schuhen  zu  verseben.  Man  redete 
von  300000  Paaren,  die  nach  Frankreich  gesandt  werden  sollten  2), 
zu  dreißig  Batzen  das  Paar.  Ein  solcher  Spekulant  war  der 
Strumpffabrikant  Eyer,  der  ein  Quantum  Schuhe  ins  Elsaß  ge- 
liefert hatte.  Der  Magistrat  von  Lenzburg  teilte  mit,  der  Bären- 
wirt Samuel  Laffeli  habe  mit  dem  Posthalter  von  St.  Louis  einen 
Vertrag  zur  Lieferung  von  tausend  Paar  Schuhen  abgeschlossen.') 
Die  Folge  dieser  starken  Nachfrage  war  Mangel  an  fertigem  Leder 
und  Steigerung  des  Preises.  Die  Schuhmacher  fanden  auf  der 
Martinimesse  in  Bern  nicht  genug  und  nur  unvollständig  ge- 
gerbtes, feuchtes  Leder;  aber  auf  ihre  Klagen  antworteten  die 
Gerber,  „wenn  es  nicht  gefällig  sey,  so  könne  man  es  sein  lassen, 
es  gehe  doch  fort,  so  viel  man  gerben  könne".  Eine  vom  Kom- 
merzienrate  angehobene  Untersuchung  ergab  wirklich  starke  Aus- 
fuhr nach  Frankreich  und  eine  Steigerung  des  Preises,  die  vom 
Landvogt  von  Nidau  auf  zwei  Kronen  für  den  Zentner  Sohlleder, 
von  dem  von  Büren  auf  zwei  bis  drei  Batzen  für  das  Pfund  Cber- 
schuhleder  geschätzt  wurde.  Darauf  gestützt  schlug  der  Kommer- 
zienrat  ein  Temporalverbot  von  sechs  Monaten  für  die  Ausfuhr 
von  verarbeitetem  Leder  vor.  Rät  und  Burger  gingen  weiter  und 
erließen  die  Sperre  für  die  Dauer  eines  Jahres  am  13.  Januar  1794.*) 

Erst  nachher  ordnete  der  Kommerzienrat  eine  eingehende 
Untersuchung  über  den  Zustand  der  Gerberei  im  ganzen  Staats- 
gebiete an  und  legte  den  Amtleuten  zur  Beantwortung  drei 
Fragen  vor:*)  1.  Wie  viele  vorrätige  rohe  Häute  und  Felle  die 
Gerber  haben?  2.  Wie  viele  in  den  Gruben  seien  und  wie  lange 
sie  solche  darin  lassen?  3.  Wie  viel  ausgegerbtes  und  zu- 
bereitetes Leder  bei  den  Gerbern  vorhanden  sei? 

Die  Umfrage  ergab  folgenden   Bestand :  ®)    In  den  Gerbereien 

des  Landes  lagen 

rohe  in  Gruben  ausgegerbt 

HÄute                       8146  37526  96x6 

Felle                      38151  549aa  51884 

X)  J.  B.  VI.  312.  2)  J.  B.  VIII.  195.  3)  J.  B.  VIII.  aoif. 

4)  Man.  X.  aoa,  203. 

5)  Die  Akten  und  Berichte  befinden  sich  in  zwei  Cahiers  im  Staatsarchiv. 

6)  J.  B.  VIII.  229,  833. 
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Bei  einem  solchen  Vorrate  schien  keine  große  Gefahr  einer 
Ledemot  zu  bestehen,  und  eine  Milderung  des  Verbots  war  ge- 
geben; sie  wurde  in  Hinsicht  auf  die  Zurzacher  Messe  schon  am 
26.  Mai  1794  beschlossen.*)  Mit  einer  vom  Kommerzienrate  er- 
teilten Ausfuhrbewilligung  durfte  jeder  Rohgerbermeister  die  Hälfte 
seiner  Häute,  jeder  Weißgerber  (Chamoiseur)  drei  Viertel  seiner 
Felle  (peaux  chamoisees,  Sämischleder)  exportieren.  Vom  7.  Juni 
an  mußte  die  gleiche  Prozedur  eingeschlagen  werden  wie  für  die 
Erlangung  einer  Ausfuhrbewilligung  für  rohe  Häute  und  Felle. 
Bei  der  Ausschreibung  im  Wochenblatte  waren  Gewicht  und 
Preis  anzugeben,  und  zwei  Sachverständige  mußten  die  Sache 
zuerst  prüfen;  auf  ihre  Empfehlung  hin  erst  wurde  die  Ausfuhr 
gestattet. 2)  Dieser  Zustand  blieb  bis  zum  12.  September  1796, 
als  die  ganze  Handlung  mit  verarbeitetem  Leder  wieder  frei- 
gegeben wurde.') 

Es  bleibt  noch  kurz  des  Einfuhrverbotes  auf  fremdes  Eisen 
zu  gedenken.  Zu  verschiedenen  Malen  wurden  im  Kanton  Bern 
Versuche  mit  Bergbau  gemacht;  einer  der  bedeutendsten  war  die 
Ausbeutung  des  Eisenbergwerkes  im  Oberhasli*),  wozu  Gerhard 
Herrenschwand  von  Murteh  am  16.  Februar  1729  die  Konzession 
erhielt.*)  Um  den  Betrieb  zu  ermöglichen,  mußte  die  neue  Unter- 
nehmung vor  der  fremden  Konkurrenz  geschützt  werden.  Es 
wurde  natürlich  ein  Einfuhrverbot  erlassen^),  das  aber  erst  vom 
Jahre  1735  an  vollständig  durchgeführt  wurde.  "0  1737  wurde  es 
um  zwei  Jahre*),  1738  um  vier  Jahre  verlängert.*)  Durch  dasselbe 
war  nur  das  Schieneisen  verboten,  und  zwar  nur  für  einen  Bezirk, 
der  den  Kanton  mit  Ausnahme  des  Aargaus  und  des  westlichen 
Waadtlandes  umfaßte.  Das  Eisen  genügte  aber  den  Anforderungen 
keineswegs '  ^),  so  daß  nicht  nur  die  Schmiede  sich  weigerten,  es  zu 
kaufen,  sondern  auch  die  Bauern  ihre  Wagen  nicht  damit  be- 
schlagen lassen  wollten.**)  In  der  Nähe  der  Grenze  deckten  sie 
ihren  Bedarf  außerhalb  des  Landes,  sodaß  die  Schmiede  auch 
hierdurch  geschädigt  wurden.  *2)  Das  Verbot  konnte  das  Unter- 
nehmen nicht  halten.  Schon  1742  wurde  dem  Kommerzienrate 
berichtet,  daß  durch  den  Stillstand  der  „Oberhaslischen  Eisen- 
werken" ein  großer  Mangel  an  Radschienen  eingetreten  sei.  Das 
Verbot    mußte    durchbrochen    werden,    und    den  Amtleuten    von 

i)  Man.  X.  269.  a)  Man.  X.  »76.  3)  Man.  Y.  158. 

4)  A,  Willi,  Das  Eisenbergwerk  im  Oberhasli.   Bemer  Taschenbuch  1884. 
5)  J.  B.  m.  I5ff.         6)J.  B.  m.  ao.         7)  ibid.  aia.         8)  ibid.  287.       9)  ibid.  407. 
10)  Man.  M.  172,  231.  11)  Man.  M.  158,  17a,  186.  12)  Man.  M.  172. 
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Wangen  und  Aarwangen  wurde  erlaubt,  fremdes  Eisen  einführen 
zu  lassen,  jedoch  vorläufig  nicht  mehr  als  zweihundert  2Jentner, 
damit  das  heimische  Werk  nicht  allzusehr  Schaden  -leide,  wenn 
es  sich  wieder  erholen  könne.*)  Aber  am  6.  Februar  1744  er- 
hielten die  Amtleute  die  Mitteilung,  daß  das  Privilegium  von 
Herrenschwand  &  Cie.  erloschen  sei,  weil  das  Land  nicht  ge- 
nügend mit  Eisen  versehen  werde.*) 

Um  den  Absatz  der  fertigen  Waren  zu  erleichtem,  wurden 
mancher  Fabrik  die  Ausfuhrzölle  erlassen.  Das  war  ebenfalls 
ein  Mittel,  um  die  Produkte  der  heimischen  Industrie  den  aus- 
ländischen gegenüber  konkurrenzfähiger  zu  machen;  indem  der 
Preis  um  so  viel  niedriger  gehalten  werden  konnte.  Schon  vor 
Bestehen  des  Kommerzienrates,  am  4.  November  1679,  wurden 
den  Seidenfabrikanten  Michel  Wagner  und  Isak  Zehender  erlaubt, 
ihre  verarbeiteten  Waren  zollfrei  zehn  Jahre  lang  auszuführen.^) 
Die  gleiche  Freiheit  kam  andern  Seidenfabrikanten  zu,  aber  auch 
anderen  Gewerben,  z.  B.  der  Gerberei,  Wirkerei  und  Leinwand- 
weberei. So  hatten  Grüner,  Leu  und  Cie.  in  Bern  eine  Lein- 
wandhandlung angefangen,  für  die  sie  am  23.  Juni  1717  das  Pri- 
vilegium der  Zollbefreiung  an  sämtlichen  bemischen  Zollstätten 
für  die  im  Lande  gewobene  Leinwand  erhielten.*)  Als  Ersatz 
für  den  Ausfall  an  Zoll  betrachtete  die  Behörde  die  größere  Ein- 
fuhr von  Geld  aus  dem  Auslande. 


I)  Man.  N.  135.    15.  Februar  1742. 

9)  J.  B.  IV.  394.  Wir  darfeo  nicht  verschweigen,  daß  auch  hie  und  da  andere 
Ansichten  Aber  Einfuhrverbote  im  Kommerzienrate  ausgesprochen  wurden :  z.  B.  als 
es  sich  um  das  Verbot  des  Eisens  handelte.  Damals  erklArte  eine  Minderheit,  daA 
yin  allen  Fabriques,  wie  nutzlich  sie  immer  seien,  die  Debite  und  Abgang  derWaar 
dem  Fabrikanten  und  nicht  dem  Stand  obliegen  soll,  welche  Debite  auch  leicht  zu 
erhalten,  wenn  die  Waar  in  der  Qualität  und  preiß  sich  annehmlich  befindt,  da  im 
gegentheil  wo  solches  fAhlt,  alle  oberkeitliche  AuthoritAt  und  Verbott  mit  keinem 
Effect  begleitet .  .  .  wird".  (J.  B.  III.  199,  8.  Juni  1735.)  Einen  ganz  andern  Zweck 
hatten  hie  und  da  Einfuhrverbote,  die  erlassen  wurden,  um  das  Land  vor  Verseuchung 
zu  schätzen;  sie  sind  heute  noch  so  gebr&uchlich  wie  damals.  So  wurden  1721 
viele  franzosische  Waren  verboten,  weil  in  SOdfraukreich  eine  Seuche  herrschte. 
(Man.  H.  248  f.)  HauptsAchlich  waren  VSTolle,  Pelze,  Federn,  Leinwand,  Leder,  Zwirn, 
Faden,  Seide,  Haare  besonders  .contagionsfAhig*.  In  allen  Patenten  wurde  f&r 
die  Zukunft  die  Beistimmung  des  SanitAtsrates  vorbehalten.  (Man.  H.  253,  260.)  Bern, 
Basel,  Freiburg,  Solothum  und  Neuenburg  hielten  am  3.  Juli  I721  eine  Konferenz 
zum  gemeinsamen  Schutz  gegen  Ansteckung  (Abschiede  VIII-  214).  SelbstverstAndlich 
litt  der  Handel  darunter  (Man.  H.  285,  J.  B.  II.  115).  Im  Sommer  1728  wurde  der 
Handel  von  Sinigaglia  verboten,  weil  die  adriatische  und  AgAische  Kflste  verseucht 
waren.    (J.  B.  II.  34a.   Sinigaglia  hatte  eine  bedeutende  Messe.) 

3)  U.  Spr.  B.  XX.  36.  4)  Man.  F.  I   173. 
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2.  Konkurrenz  im  Inlande.  —  Privilegium  exclusivum 
und  andere  „Konsumptionsmittel". 

Nicht  genug,  daß  zugunsten  einer  Fabrik  oder  eines  Fabrikations- 
zweiges die  ausländische  Konkurrenz  verhindert  wurde,  manche 
Fabriken  erhielten  bei  ihrer  Gründung  das  Zugeständnis,  daß  sie 
während  einer  bestimmten  Zeit  allein  berechtigt  sein  sollten,  ein 
gewisses  Produkt  herzustellen,  oder  daß  doch  keine  neue  gleiche 
Fabrik  errichtet  werden  dürfe.  Ein  solches  Privileg  wurde  1699 
der  Fabrik  von  Sinner  und  Herff  auf  zwanzig  Jahre  erteilt.  Aller- 
dings sollte  nur  in  der  Stadt  während  dieser  Zeit  keine  Fabrik 
eröffnet  werden,  die  gleiche  Tücher  lieferte.*)  Ähnlicher  Ver- 
günstigungen hatten  sich  auch  Seidenfabriken  zu  erfreuen,  z.  B. 
die  Floretspinnerei  des  Job.  Jak.  Bächlin  in  Brugg,  die  während 
sechs  Jahren  von  1695  an  die  einzige  im  untern  Aargau  sein 
sollte.  2)  Buxdorff  u.  Cie.  hatten  1717  die  Absicht,  in  Bern  eine 
Seidenspinnerei  zu  gründen;  sie  verlangten  das  Monopol  dazu  für 
zwanzig  bis  dreißig  Jahre ;  der  Kommerzienrat  wollte  es  ihnen  nur 
sechs  bis  zehn  Jahre  zuerkennen.*)  1753  wurde  dem  Leinwand- 
fabrikanten Rudolf  Henchoz  von  Chäteau  d'Oex  das  Monopol  zur 
Herstellung  von  damaszierter  Leinwand  für  zehn  Jahre  erteilt;  es 
sollte  bei  Strafe  der  Konfiskation  jedermann  verboten  sein,  „die 
von  ihm  zu  diesem  End  hin  verfertigende  Stuhl  in  unseren  Landen 
nachzumachen".*)  Zweimal  wandte  der  Kommerzienrat  das  Mittel 
bei  Seifenfabriken  an:  1728  bei  der  des  Advokaten  Cellier  in 
Lausanne^),  die  zwar  nie  zustande  kam*),  und  1757  bei  der  des 
Karl  Wiggermann  in  Orbe'),  für  zehn  Jahre. 

Die  Uniformtücherfabrik  von  Rytz,  Dupan  u.  Cie.  hatte  nicht 
ein  Monopol  für  ihre  Fabrikate,  aber  doch  den  Vorzug;  keine 
andern  Tücher  sollten  gezeichnet  werden,  bis  die  Thuner  Ware 
verkauft  war®),  und  in  einem  Kreisschreiben  an  die  Amtleute 
wurden  alle  Landkrämer  aufgefordert,  nur  aus  der  Fabrik  von 
Thun  zu  kaufen.*)  Die  Kriegskanzlei  wies  die  Landmajore  an, 
den  Tüchern  von  Rytz  den  Vorzug  zu  geben  ^^),  und  der  Stadt- 
major und  der  Kommandant  von  Aarburg  hatten  den  Auftrag,  für 

I)  J.  B.  Ib  70  ff.         a)  Man.  A.  19.         3)  Man.  F.  I.  76,  155.        4)  J.  B.  V.  27. 
5)  J.  B.  II.  399.  6)  J.  B.  IV.  160  ff.  7)  J.  B.  V.  9a,  96. 

8)  J.  B.  V.  444.  Vertrag  vom  6.  September  1763.  Diese  Bestimmung,  die  wie 
ein  Monopol  wirkte,  wurde  1768  auf  Bitten  der  Fabrikanten  aufgehoben  (Man.T.  97). 
Sie  erklflrten,  die  Eifersucht  der  Handelsleute  schade  ihnen  mehr,  als  das  Privilegium 
natze.   (Man.  T,  64.) 

9)  Man.  S.  334,  75.   20.  Februar  1766.  lo)  Man.  S.  50. 
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die  Uniformen  der  Stadtwache  und  der  Aarburger  Garnison  das 
Tuch  aus  der  Fabrik  in  Thun  zu  beziehen.^)  Wäre  der  Weisung 
nachgelebt  worden,  so  hätte  die  Fabrik,  die  so  kräftig  eingesetzt 
hatte,  wohl  länger  als  bis  1769  bestehen  können.^)  Es  ging  dabei, 
wie  sonst  mit  diesem  „Konsumptionsmittel^.  Der  Rat  versprach 
auch  Sinner  und  Herff  1699,  das  Tuch  fQr  Livreen  usw.  von  ihnen 
zu  beziehen,  aber  Sinner  berichtet,  daß  es  dazu  nie  kam.')  Wie 
schön  nahm  sich  der  vierte  Artikel  in  der  Manufakturordnung  von 
1719  aus!  Die  G.  H.  versprachen,  sich  und  die  ihrigen  mit  Land- 
ware zu  bekleiden,  „es  seye  von  Wollen,  Baumwollen,  Leinwaadt, 
Seyden,  Läder  und  dergleichen" ;  sie  befahlen  femer,  daß  alle,  die 
in  bernischen  Ämtern  und  Diensten  stehen,  das  gleiche  tun  sollten.^) 
Wir  haben  aber  gar  keinen  Grund,  anzunehmen,  daß  das  Ver- 
sprechen gehalten  wurde. 

£in  oft  angewendetes  Mittel,  um  Waren  absetzen  zu  können, 
war  die  Lotterie,  die  aber  für  das  Publikum  manche  Gefahren 
enthielt  Da  waren  hauptsächlich  Schutzmaßregeln  zu  ergreifen, 
um  das  Volk  vor  teuren,  aber  wertlosen  Waren,  die  Regierung  vor 
gefälschten  Ziehungsplänen  zu  bewahren.^)  Eine  ganze  Reihe  von 
Verordnungen  war  schon  ergangen,  durch  die  alle  Lotterien  ver- 
boten worden  waren  ^),  aber  zur  Ausführung  waren  sie  bis  zum 
Jahre  1766  nicht  gekommen,  denn  erst  jetzt  fanden  die  Kommerzien- 
räte  einmütig,  es  sei  notwendig,  ihnen  „das  Leben  zu  geben".  Der 
Kommerzienrat  hatte  bis  dahin  nichts  weiter  zu  tun  gehabt,  als  die 
Ziehung  zu  beaufsichtigen.'') 

Durch  ein  Dekret  vom  7.  Januar  1766  erhielt  der  Kommerzienrat 
die  Kompetenz,  nach  seinem  Gutfinden  Lotterien  zu  bewilligen; 
doch  hatte  er  den  Auftrag,  keine  mehr  zu  gestatten,  durch  die 
fremde  Waren  abgesetzt  werden  sollten,  und  die  übrigen  standen 
nur  soweit  in  ihrer  Macht,  als  sie  den  Wert  von  150  Kronen  nicht 
überstiegen,  in  welchem  Fall  die  Entscheidung  dem  Rate  zustand.^) 

I)  Man.  S.  51.  a)  Man.  T.  324 

3)  Bericht  aber  die  Tuchmanufaktur  von  Sinner.  4)  J.  B.  la  930  ff. 

5)  J.  B.  VI.  ia6. 

6)  Zedel  an  hiesige  vier  C&nzel,  34.  Juli  17 10  (PoL  B.  X.  99);  Generalmandat 
vom  31.  Dezember  1795  (Mand.  B.  XIII.  453),  Generafanandat  vom  19.  Mtrz  1735 
(Mand.  B.  XV.  67);  Zedel  an  den  Zensoren  der  Zeitung,  keine  bezflgl.  Publikationen 
aufzunehmen  93.  März  1754  (R.  H  Nr.  999,  S.  214). 

7)  So  die  Lotterie  der  Jgfr.  Bondeli  (3.  Febr.  1728)  und  des  Samud  Jordan, 
der  Waren  im  Werte  von  12  000  Fr.  durch  die  Lotterie  vertreiben  wollte.  (Man.  K.  90, 
J.  B.  II.  305,  306.) 

8)  J.  B.  VI.  92. 
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Doch  dauerte  dieser  Zustand  nur  bis  gegen  Ende  des  Jahres  1766. 
Schon  am  9.  September  schlug  der  Kommerzienrat  vor,  daß  der 
Rat  diese  Ordnungen  selbst  handhaben  möge;  am  3.  November 
wurde  der  Kommerzienrat  seiner  diesbezüglichen  Verpflichtimg 
enthoben  und  hatte  in  Zukunft  nur  mehr  zu  begutachten.  0  Von 
nun  an  wurden  sozusagen  alle  Warenlotterien  untersagt,  alle  Ge- 
suche um  Bewilligung  abgeschlagen.^)  Erlaubt  wurden  diejenigen, 
die  einen  größeren  wirtschaftlichen,  vor  allem  aber  einen  wohl- 
tätigen Zweck  verfolgten.  La  Tour  de  Peilz  wurde  eine  Lotterie 
gestattet,  um  die  Mittel  aufzubringen  für  den  Bau  eines  Hafens'), 
Morges  für  die  Anlage  einer  Bibliothek,  unter  der  Bedingung,  daß 
„keine  schädlichen  und  proscribierten  Bücher,  dadurch  die  Jugend 
verführt  werden  könnte,  in  dieser  Bibliothek  sollen  geduldet  werden"*), 
Lausanne  1778  zugunsten  der  Refugierten- Direktion^)  und  1787 
zur  Einführung  der  Stadtbeleuchtung  ^,  Orbe  und  Cossonnay  für 
ein  Armenhaus'),  sogar  der  Stadt  Sitten  für  ihr  Waisenhaus.*) 
Ein  Grund  zur  Verweigerung  solcher  Lotterien,  die  sonst  bewilligt 
wurden,  war  z.  B.  die  zu  rasche  Aufeinanderfolge.  Deshalb  wurde 
Yverdon  die  Bibliotheklotterie  nicht  bewilligt ;  die  Loose  von  Burg- 
dorf, Morges  und  La  Tour  de  Peilz  waren  noch  nicht  vertrieben 
und  die  der  großen  Armenlotterie  von  Moudon  im  Werte  von 
100000  L.  fanden  nicht  Absatz.») 

Bei  diesen  Lotterien,  die  immerhin  noch  einen  wohltätigen 
Zweck  verfolgten  oder  durch  die  der  Gewinn  wirtschaftlich  frucht- 
bringend war,  blieb  es  nicht.  Auch  fremde  Lotterien,  die  aus- 
schließlich auf  Erzielung  eines  Geldgewinnes  gerichtet  waren, 
drangen  ein,  vor  allem  das  Lotto  Genois,  so  genannt,  weil  es  in 
Genua  erfunden  worden  war  und  sich  im  18.  Jahrhundert  über 
andere  Länder  ausbreitete.  Der  Kommerzienrat  wurde  beauftragt, 
die  Sache  zu  untersuchen ;  in  seinem  Gutachten  führte  er  aus,  wie 
das  LottO|  obschon  es  nur  für  den  Unternehmer  vorteilhaft  sei, 
doch  ganz  Italien  erobert  habe.  Er  beschrieb  dann  die  ganze  An- 
lage der  Lotto  —  Extrait  simple,  extrait  d^termine,  Ambes,  Temes, 
Quademes  —  er  hob  den  wirtschaftlich  und  moralisch  verderblichen 


I)  J.  K  VI.  300. 

a)  Erlaubt  z.  B.  dem  David  Mitral  in  Payerne  fOr  den  Vertrieb  von  Uhren  und 
Bifouteriei  die  ihm  von  BesteDem  nicht  abgenommen  worden  waren. 
3)  Man.  T.  189,  a8.  H&rz  1770.  4)  J.  B.  VI.  185. 

5)  J.  B.  VI.  379.  R.  M.  347,  S.  38.     6)  J.  B.  VII.  158,  Man.  W.  60. 
7)  R.  M.  335,  S.  104.  Man.  W.  6a.      8)  J.  B.  VI.  283.   T.  Miss.  B.  86,  S.  496. 
9)  J,  B.  VL  207.  Mm.  T.  255. 
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Einfluß  hervor  und  machte  den  Vorschlag,  nach  dem  Vorbilde 
Genfs  auf  das  KoUektieren  dieser  Lose  eine  BuSe  zu  setzen.  0 
Dementsprechend  wurde  am  25.  Oktober  und  25.  November  1773 
vom  Rate  beschlossen  und  ein  Mandat  erlassen,  das  bei  Androhung 
der  Konflskation  der  Lotterie  und  aller  Einlagen  „GlOckhäfen*  und 
Lotterien  um  Geld,  Waren  und  Mobilien  verbot  und  femer  den 
Verkauf  der  Lose  von  fremden  Lotterien  unter  jedem  Namen  bei 
einer  Buße  von  hundert  Talern  nebst  Konfiskation  untersagte. 2) 

Bestand  bei  solchem  Ausschluß  der  in-  und  ausländischen 
Konkurrenz  nicht  die  Gefahr,  daß  der  Konsument  überfordert 
wurde?  Daß  die  Preise  von  den  Fabrikanten  und  Händlern 
willkürlich  in  die  Höhe  getrieben  wurden?  Es  erscheint  ohne 
weiteres  klar,  daß  diese  Folge  eintreten  mußte.  Dagegen  wirkte 
aber  die  Aufsicht  durch  den  Kommerzienrat,  der  ein  Gegen- 
gewicht anwenden  konnte.  Ein  solches  war  z.  B.  das  Ausfuhr- 
verbot von  Leder;  denn  mit  dem  Mangel  an  Verkaufsgelegenheit 
sanken  auch  die  Preise.  Wo  ein  Fabrikant  oder  Händler  das 
Vorkaufsrecht  hatte,  wurde  ihm  besonders  eingeschärft,  daß  er 
einen  ehrlichen  Preis  zahlen  solle.  Wie  seit  langem  die  Lebens- 
mittelpreise, so  wurden  vom  Kommerzienrate  auch  die  Arbeits- 
löhne in  den  Berufsarten,  die  genossenschaftlich,  „zünftig",  orga- 
nisiert waren,  bestimmt.  Dies  übte  natürlich  auch  seinen  Einfluß 
auf  die  Verkaufspreise ;  dagegen  hören  wir  nichts  von  einer 
direkten  Fixierung  derselben  wie  sie  früher,  wenigstens  für  den 
Verkauf  an  bernische  Käufer,  vorgekommen  war.*) 

3.   Beschaffung  von  Rohmaterial. 

Je  besser  und  billiger  das  Rohmaterial  war,  um  so  wohlfeiler 
und  besser  und  dadurch  konkurrenzfähiger  war  auch  das  ver- 
arbeitete Produkt.  Der  größte  Gewinn  mußte  für  das  Land  ab- 
fallen, wenn  ein  inländisches  Rohprodukt  im  Lande  selbst  ver- 
arbeitet wurde;  dann  gehörte  der  ganze  Wert  dem  Lande.  Darum 
machte  der  Kommerzienrat,  vor  allem  in  seiner  früheren  Zeit, 
öftere  Versuche,  die  Rohstoffe  für  die  Wollen-  und  Seidenindustrie 
im  Inlande  zu  gewinnen. 

Die  Schafzucht  sollte  gefördert  werden.  Schon  1688 
brachte  er  in  Anregung,  die  Zahl  der  Schweine  zu  vermindern 
und  dafür  Schafe  zu  halten^);    1698   wurden  vom  Kommerzienrate 

I)  J.  B,  VI.  27a,  376.   10.  Sept.  1773.  2)  J.  B,  VI.  377,  279. 

3)  Tillier,  IV.  469.  4)  Man.  B.  i6«7,  S.  63. 
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zwei  Memoriale  eingegeben,  in  denen  er  vorschlug,  zu  untersuchen, 
ob  nicht  da,  wo  keine  Echen-  und  Buchenwälder  seien,  die 
Schweinezucht  der  Schafzucht  Platz  machen  sollte.  0  Im  Februar 
1699  wurde  gemeldet,  dafi  zwei  Waadtländer,  de  Bochat  und  de 
Vermes,  im  Sinne  hätten,  eine  Schäferei  mit  tausend  Schafen  an- 
zulegen und  die  Wolle  zu  üblichen  Preisen  der  Obrigkeit  abzu- 
liefem.2)  1700  erhielten  die  welschen  Amtleute  eine  neue  dahin- 
zielende  Aufforderung.*)  In  Moudon  beschäftigte  man  sich  1720 
mit  dem  Gedanken,  eine  Schäferei  in  größerem  Maßstabe  anzu- 
legen, und  der  dortige  Commis  wurde  beauftragt,  die  obrigkeit- 
liche Protektion  in  Aussicht  zu  stellen;  eine  Unterstützung  aller- 
dings konnte  nicht  versprochen  werden.^) 

Alle  diese  Versuche  blieben  erfolglos.  Die  Schafzucht  rentierte 
da,  wo  die  Zucht  von  Großvieh  und  der  Ackerbau  möglich  waren, 
nicht.  Vorteilhaft  konnte  sie  nur  im  Gebirge  sein,  und  hier  ent- 
wickelte und  erhielt  sie  sich  auch  ohne  das  Eingreifen  des  Kom- 
merzienrates  und  bildete  die  Grundlage  der  damals  blühenden 
Fabrikation  des  Frutigtuches.  Die  Zahl  der  Schafe  in  der  Land- 
schaft Frutigen  wurde  1787  auf  3 — 4000  angegeben,  von  denen 
jedes  jährlich  zwei  Pfund  Wolle  lieferte.*)  Der  Kommerzienrat 
kam  auf  die  Idee,  die  Produktion  durch  Verteilung  von  Prämien 
zu  fördern,  die  er  entweder  dem  geben  wollte,  der  am  meisten 
Schafe  hielt,  oder  dem,  der  am  meisten  Wolle  zu  verarbeiten 
gab,  oder  endlich  den  Landschneidem,  die  das  Tuch  in  Bern 
verkauften,  um  ihnen  auf  diese  Weise  den  Pfundzoll  zurück- 
zuerstatten.*) 

Elbensowenig  Erfolg  hatte  das  Bestreben,  die  rohe  Seide  im 
bemischen  Gebiete  zu  gewinnen.  Im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts wurden  besonders  an  den  geschützten,  sonnigen  Ufern 
des  Genfersees  mehrere  Versuche  gemacht,  weiße  Maulbeerbäume 
(Monis  alba)  in  größerer  Zahl  anzupflanzen.  Die  hochobrigkeitliche 
Verordnung  von  1695  munterte  dazu  auf^),  1702  wurden  die 
Kommerzienräte  neuerdings  ermahnt,  um  die  Vermehrung  der 
Maulbeerbäume  besorgt  zu  sein.®)  1720  hatte  der  Oberst  Monier 
die  Absicht,  in  der  Nähe  von  Yvome  eine  Maulbeerbaumplantage 
anzulegen;  er  verlangte  einen  Vorschuß  von  10000  Franken; 
aber  der  Kommerzienrat  erklärte,  er  habe  kein  Geld  zur  Ver- 
fügung und  verwies  ihn  auf  die  gnädigen  Herren.^)    Der  gleiche 

I)  Man.  A.  252,  381.  a)  Man.  A.  127  —  129.  3)  Man.  B.  135. 

4)  Man.  H.  174.  5)  J.  B.  VII.  191.  6)  J.  B.  VII.  191, 

7)  J.  B.  la  II  ff.  8)  J.  B.  la  56.  9)  Man.  H.  179. 

Zeitschrift  fOr  die  ges.  Staatewissenschaft.   Ergänzongsheft  a6.  6 
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Monier   machte    1725    neue  Vorschläge    für    die  Einführung    von 
Schafzucht  und  Maulbeerbaumpflanzung,  der  Kommerzienrat  unter- 
stützte  ihn,  aber  finanzielle   Hilfe  erhielt  er  auch   diesmal  nicht J) 
1727  hatte  der  Handlungskommis  Dick  in  Lausanne  eine  Pflanzung 
von  Maulbeerbäumen.     Zur   Ermutigung   erhielt   er  von   Rät  und 
Bürgern    einen  Beitrag  von  fünfzig   Talern.*)     1731    wurden    die 
Amtleute    aufgefordert,     die    Pflanzung    der    Maulbeerbäume    zu 
fördern.')     Bald  darauf    meldeten  sich  der  Leutenant  Ballival   de 
Crousaz  und  der  Exulant  Jean  Barry  von  Ntmes,   beide   in   Lau- 
sanne,   um    einen  Geldvorschuß    für    die  Anpflanzung   von  30000 
Stämmchen.     Beide  wurden  abgewiesen  ^),  doch  bekam  nachträglich 
Barry   dreißig  Taler    als  Unterstützung*),  sowie  einen  Vorschuß.^) 
Um  jene  Zeit  war  der  Bestand  der  Maulbeerbäume  kein  geringer. 
In    der    Pflanzung    von    Aubonne    standen    50000   junge  Bäume, 
deren  älteste   (dreijährig)    fingerdick    und  fünf  Fuß  hoch  waren.  ^) 
Die  Pflanzung  des  Dick  enthielt    dreitausend,   z.  T.  siebenjährige 
Stämmchen.®)    Aus    den  Baumschulen    hätten   sie   aufs  Land  ver- 
pflanzt werden  sollen;   aber  in  weitern  Kreisen  war   keine  große 
Sympathie   dafür,    wohl    hauptsächlich     weil   kein   großer  Gewinn 
winkte.®)      1738    verließ    Barry    die    Waadt     und    verlegte    seine 
Plantage  auf  das  hintere  Engefeld  in  Bern,  wo  er  auch    ein  Ge- 
bäude  zur  Gewinnung  der    rohen  Seide  innehatte.  *•)    Vier  Jahre 
später,    als  er    um    einen  neuen    Geldvorschuß  einkam,    wurde  im 
Kommerzienrat    der    Nutzen     und     der    Erfolg    dieser    Pflanzung 
diskutiert. ^^)     Es   gab  Mitglieder,    die  unzufrieden  waren,    daß  bis 
jetzt  nur  noch  Bäume  gezogen,   aber  noch  keine  Seide  gewonnen 
worden  war,  obschon   sich  Barry   seit  fünfzehn  Jahren  der  Gunst 
der  Regierung  erfreute.     Sie   beschuldigten  ihn,   daß  er   wohl  das 
verstehe,    was   jeder    Bauer  könne,    die    Pflege  der   Bäume,   nicht 
aber  die  Gewinnung  von  Seide.    Zudem    wiesen  sie  auf  die  Un- 
gunst  des  Klimas  hin,   die  einen    günstigen  Fortgang    der  Unter- 
nehmung unmöglich    mache.     Die  Mehrheit    aber  billigte   das  bis- 
herige   Vorgehen    Barr3rs    und    empfahl    ihn    zu    weiterer   Unter- 


I)  J.  B.  n.  221    Man.  J.  345-  2)  J.  B.  II.  356.  3)  J.  B.  IlL  107. 

4)  J.  B.  UL  124,  126,  127.   Barry  hatte  die  Absicht  gehabt,  nach  Brandenbarg 
am  gehen,  war  dann  durch  Krankheit  seiner  Frau  in  der  Waadt  aufgehalten  ^worden 

.und   infolge   der   Aufforderung    durch  Landvogt  Grofi  in  Lausanne  dort  gebliebea, 
(Mand.  Samml.  XVHI.  42.) 

5)  J.  B.  III.  129.  6)  Mao.  L.  67.  7)  Man.  L.  267. 

8)  J.  a  UL  333.  9)  ibid.  10)  J.  B.  IIL  337-  34 1,   34a. 

II)  J.  B.  IV.  190  ff. 
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Stützung.  >)  Sie  hielt  auch  das  Klima  nicht  für  ungünstig.  2)  Trotz 
des  neuen  Darlehens  ging  die  Unternehmung  rasch  ihrem  Ende 
entgegen.  Nach  1744  scheint  sie  verschwunden.^)  In  der  Waadt 
dag^en  gah  es  noch  1757  einzelne  Pflanzungen,  wie  die  des 
jQngem  Berdez  in  Vevey^);  aber  sie  enthielt  nur  sechshundert 
Bäumchen,  zudem  noch  an  ,, mitternächtlichen  AnhOhen'^^)  Im 
Jahre  1766  endlich  wurde  noch  eine  Lotterie  veranstaltet  zur  Be- 
schaffung des  Geldes,  um  die  Zucht  der  Maulbeerbäume  zu 
fördern.^)  Die  Durchführung  wurde  dem  Kommerzienrate  gemein- 
sam mit  der  ökonomischen  Gesellschaft  übertragen^),  und  die 
Ziehimg  fand  vom  18. — 21.  März  1766  statt®)  Der  Gewinn  im 
Betrage  von  4992  fr.  12  *)  sollte  ebenfalls  mit  Hilfe  der  ökono- 
mischen  Gesellschaft  verteilt  werden.*®)  Der  Kommerzienrat  hatte 
hiefür  folgenden  Modus  vorgeschlagen.^*):  Die  Hälfte  sollte  an- 
gewendet werden,  um  Hausvätern  gratis  junge  Maulbeerbäume 
zu  liefern,  die  andere  Hälfte  könnte  in  Form  von  Prämien  an 
solche  bezahlt  werden,  die  ihre  Bäumchen  nach  drei  Jahren  noch 
alle  wohlgepflegt  besaßen.  Trotz  alledem  hat  die  Seidenproduktion 
nie  eine  größere  Bedeutung  erhalten,  fünf  bis  sechs  Zentner 
jährlich  waren  alles,  was  geliefert  wurde.  *'-^) 

Im  Lande  produziert  wurden  vor  allem  viele  Häute  und 
Felle;  die  Gerberei  hatte  Rohstoffe  genug;  da  hatte  die  obrig- 
keitliche Aufsicht  nur  dahin  zu  wirken,  daß  das  Material  wirklich 
verarbeitet  und  nicht  roh  aus  dem  Lande  geführt  wurde.  Sie  tat 
das  durch  die  Ausfuhrverbote  und  die  Bestimmungen  über  den 
Vorkauf. 

Klagen  der  Gerber-Meisterschaft  über  die  Ausfuhr  von  Häuten 
und  Fellen  und  den  Mangel  an  solchen  im  Lande  veranlaßten 
Rät  und  Burger  schon  am  23.  Mai  1688  und  12.  März  1692,  die 
Ausfuhr  von  „Bock-,  Geiß-,  Kalb-,  Schaf-  und  Gitzifellen"   zu  ver- 


1)  Er  hatte  »eine  grofie  Anzahl  solcher  in  schönstem  Wachstum  befindlicher 
Bftmne  hin  und  wieder  in  Er.  Gn.  Landen  verkauft."  Die  vereinzelt  im  Lande  herum 
anzutreffenden  Maulbeerbäume  mögen  aus  jener  Zeit  stammen. 

2)  Sie  glaubte  sogar,  .daß  hiesiges  Land,  welches  sowohl  an  Fruchtbarkeit  und 
Produktion  allerhand  des  schönsten  Obstes  es  den  meisten,  wo  nicht  allen  benach- 
barten Ländern  weit  zuvorthut  und  überlegen  ist,  nicht  minder  auch  zu  Anpflanzung 
der  anreißen  MaulbeerbAume  sehr  bequem  und  dienlich  sei", 

3)  Man.  O.  160.  4)  J.  B.  V.  lay.  5)  Man.  Q.  330.   a.  Dezbr.  1760. 
6)  J.  B.  VI.  54.   Man.  S.  183.             7)  Man.  S.  184.  8)  Man.  S.  237. 

9)  Man«  S.  275.  10)  Man.  S.  253.  Ii)  J.  B.  VI.  54. 

la)  J.  B.  VI.  a.  a.  O. 

6* 
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bieten  *)>  die  Meister  des  Gerberhandwerks  aber  aufzufordern,  die 
Felle  selber  und  in  annehmbarem  Preise  zu  kaufen.^  Das  Verbot 
sollte  Gültigkeit  haben,  so  lange  es  den  Gn.  H.  beliebte.  Es  blieb 
bis  14.  Mai  1731  in  Kraft,  in  welchem  Jahre  eine  neue  Vo-ord- 
nung  ergingt),  die  nebst  den  oben  genannten  Fellen  auch  die 
Rinderhäute  unter  achtzig  Pfund  Gewicht  auszuführen  verbot. 
An  einer  Erneuerung  derselben  arbeiteten  Kommerzienrat  und 
Kleiner  und  Großer  Rat  in  den  Jahren  1735  und  .1736.  Der 
erstere  hatte  zwei  Gutachten  abgegeben,  Rat  und  Burger  hattta 
den  Hauptteil  des  Mandates  angenommen*),  aber  an  der  Frage, 
ob  man  auch  die  großen.  Ober  achtzig  Pfund  schweren  Häute 
dem  Verbot  unterwerfen  wolle,  scheiterte  ein  endgültiger  Beschluß*); 
der  Kommerzienrat  hatte  auch  diese  in  das  Verbot  einbeziehen 
wollen^),  dagegen  opponierten  die  Gerber,  die  für  diese  Ware 
keine  Verwendung  hatten "),  wie  aus  einem  dritten  Gutachten  des 
Kommerzienrates  vom  3.  März  1736  hervorgeht.  So  blieb  die 
Sache  liegen,  obschon  der  Kommerzienrat  ein  Plakat  verfaßt 
hatte.  ^)  Indessen  war  das  Mandat  von  1731  in  Kraft;  1738  hatte 
der  Metzger  Lohner  in  Thun  für  einen  Thurgauer  Felle  gekauft, 
weswegen  er  von  der  Meisterschaft  verklagt  wurde.  Der  Kommer- 
zienrat sprach  dahin,  daß  die  Felle  den  hiesigen  Meistern  zum 
gleichen  Preise  abzutreten  seien,  der  mit  dem  Auftraggeber  ver- 
einbart worden  war.^)  Erst  drei  Jahre  später  war  das  Geschäft 
zur  Verhandlung  und  Beschlußfassung  gereift.  *<^)  Jetzt  wurde  das 
Mandat  gedruckt  und  öffentlich  bekannt  gemacht.  ^0  Danach 
waren  nun  alle  Felle  und  Häute,  auch  die  größten,  dem  Ausfuhr- 
verbot unterworfen. 

Der  Effekt  war  nicht  groß,  und  vor  allem  nicht  dauernd. 
Anfangs  des  Jahres  1742  wurde  der  Regierungsvertreter  im  Ober- 
hasli  aufgefordert,  dem  Ausführen  von  unverarbeiteten  Häuten 
über  den  Brünig,  worüber  sich  die  Gerber  beklagten,  Einhalt  zu 
tun.*2j  Übrigens  wurde  das  Mandat  1742  schon  abgeändert.  Die 
Metzger,  besonders  die  der  Waadt,  beklagten  sich,   daß  die  Häute 

I)  Die  Ausfuhr  war  eigentlich  schon  seit  i666  verboten.  Die  Gerber  erhidten 
in  ihrem  sog.  Freiheitsbrief  das  Vorkaufsrecht,  aber  die  Ausfuhr  von  gekauften  Fellen 
war  ihnen  untersagt 

a)  Metn.  B.  1687,  S.  79.   Mand.  B.  Nr.  9,  S.  996.  3)  R.  M.  Nr.  131,  S.  141. 

4)  R.  M.  Nr.  146.  a  98.  7.  Febr.  1735.       5)  R.  M.  Nr.  I46,  S.  156.  16.  Febr.  1 735- 

6)  J.B.III,  37a.         7)  J.'B.  III.  344.         8)  J.  B.  III.  347.         9)  Man.M.  I48. 

10)  Gutachten  des  K.  R.  J.  B.  III.  372. 

11)  Mand.  B.  Nr.  15.  S.  50a.   J.  B.  IV.  16.  Mand.  Sammig.  XXIX. 
la)  J.  B.  IV.   148  ff. 
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seit  1739  nicht  mehr  Absatz  hätten.  0  Es  wurde  ihnen  für  eine 
Probezeit  von  einem  Jahre  bewilligt,  sie  auszuführen,  aber  den 
einheimischen  Gerbern  wurde  das  Zugrecht  vorbehalten,  und  zwar 
sollten  sie  die  Ware  um  den  Preis  annehmen,  der  dem  Metzger 
vom  Ausländer  geboten  worden  war.  2)  Für  die  Ausfuhr  war 
eine  besondere  Bewilligung  nötig'),  und  sie  durfte  nur  erfolgen, 
wenn  sie  den  Gerbern,  die  das  Zugrecht  hatten,  bekannt  gegeben 
worden  war  und  diese  den  Ankauf  ausgeschlagen  hatten.^)  Die 
Mitteilung  an  die  Gerber  erfolgte  in  Bern  anfangs  durch  den  Weibel  des 
Kommerzienrates *),  später  durch  Bekanntmachung  im  „Avis-Blatt".*) 
Das  Ausfuhrverbot  war  damit  durchbrochen ;  immerhin  bestand 
eine  gewisse  Beschränkung  durch  die  Möglichkeit  der  Anwendung 
des  Zugrechtes,  sowie  durch  die  speziellen  Ausfuhrbewilligungen. 
Die  Zahl  der  verlangten  und  erteilten  Patente  war  schon  1758 
und  1759  eine  bedeutende.*')  Wer  ohne  Erlaubnis  auszuführen 
suchte,  wurde  gebüßt,  wie  Joh.  Jak.  Heggi  in  Burgdorf  (100  L)  *). 
Es  scheint,  daß  der  Weg  über  den  Brünig  gesperrt  werden 
konnte,  denn  Unterwaiden  beklagte  sich  1760  zwei  Mal  über  das 
bernische  Ausfuhrverbot.*)  Umsonst,  Bern  blieb  dabei. *^)  1775 
wurde,  was  zu  allgemeinem  Brauch  geworden  war,  wieder  in  ein 
Mandat  vereinigt.*^)  Auch  jetzt  wurde  ausnahmsweise  erlaubt^ 
rohe  Häute  auszuführen,  nachdem  sie  im  Avisblatt  zwei  Mal  mit 
einem  Zwischenraum  von  vierzehn  Tagen  ausgeschrieben  worden 
waren,  nachdem  auch  der  Kommerzienrat  seine  Bewilligung  hierzu 
erteUt  hatte,  was  nicht  eher  als  vierzehn  Tage  nach  der  letzten 
Publikation  geschehen  durfte;  das  Zugrecht  blieb  vorbehalten. 
Das  Mandat  wurde  1792  unverändert  erneuert  ^*'^),  nachdem  1785 
als  Ergänzung  auch  die  Ausfuhr  der  Bälge  von  Wild  verboten 
worden  war^'),  wie  es  die  Kürschner  verlangt  hatten.  Dieses 
Verbot  wurde  erst  am  14.  November  1795  aufgehoben,  mit  Aus- 
nahme für  die  Hasenbälge,  deren  Ausfuhr  zu  Gunsten  der  Hut- 
macher untersagt  blieb.  ^^) 

1)  J.B.IV.  179. 

2)  J.  B.  IV.  x86.     Um    die  Höhe  des  vereinbarten  Preises  zu  sicbenif  konnte 
der  Lieferant  oder  der  auslftndische  Kflufer,  oder  beide,  zum  Eid  angehalten  werden. 

3)  Mao.  Q.  8o,  117.  4)  Man.  Q.  117,  123.  5)  Man.  Q.  117. 

6)  Wir  finden  hierüber  keine  Vorschrift,  aber  vom  Jahre  1758  an  scheint  es 
allgemeine  Übung  gewesen  zu  sein.  (Man.  Q.  aia,  384,  398.) 

7)  Ober  5000  StQck  werden  genannt,    und  zweifellos    sind  uneingeschriebene 
Bewilligungen  erteilt  worden.   (Man.  Q.  aia,  224,  284.) 

8)  Man.  Q.  313.  9)  J.  B.  V.  243.  372.  10)  J.  B.  V.  246,  275. 

11)  3.  März  1775.   J.  B.  VI  305-   Mand.  B.  26,  S.  482. 

12)  J.  B.  VIII.  167.  13)  J.  B.  VII.  93,  95-  M)  Man.  X.  56. 
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Mit  den  Ausfuhrverboten  stehen  im  Zusammenhang  die  Ver- 
ordnungen Ober  den  Vorkauf;  das  Vorkauf  recht  im  Handel  mit 
Fellen  und  Häuten  war  seit  1666  den  „redlichen"  Gerbern  ein- 
geräumty  d.  h.  sie  allein  waren  berechtigt,  Felle  und  Häute  ein- 
zukaufen, allen  Metzgern  und  andern  Personen  war  es  verboten.  0 
Dieses  Recht  wurde  nachher  in  allen  Ledermandaten,  die  die 
Ausfuhr  sperrten,  den  Gerbern  wiederholt,  zum  Teil  unter  aus- 
drücklichem Hinweis  auf  den  Freiheitsbrief  von  1666.^  Was  die 
Gerber  im  Lande  aufgekauft  hatten,  durften  sie  auf  keinen  Fall 
ausführen;  eine  Ausfuhr  war  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts nur  den  Metzgern  möglich,  aber  nur  die  Ausfuhr  der 
Felle,  die  von  den  selbstgeschlachteten  Tieren  herstammten.^) 
Nach  dem  Mandat  von  1775  durften  die  Meister  der  Städte  allein 
den  Einkauf  durch  Kommissionäre  ausführen  lassen,  die  dazu 
schriftliche  Vollmacht  vom  Kommerzienrat  erhielten.^)  Zu  andern 
Zeiten  hatten  die  Gerber  vom  Lande  das  nämliche  Recht;  denn 
1698  wurden  den  Meistern  von  Bern  und  aus  dem  Aargau  er- 
laubt, die  Felle  im  Oberland  allein  zu  kaufen^),  mit  der  kleinen 
nachträglichen  Beschränkung,  daß  jedermann  für  seinen  Haus- 
gebrauch kaufen  dürfe  ^),  die  auch  in  die  Mandate  überging.  Diese 
aargauischen  Meister  sandten  zu  diesem  Geschäft  ebenfalls  drei 
Bevollmächtigte^)  und  der  Kommerzienrat  gab  den  Amtleuten 
des  Oberlandes  die  Weisung,  sie  in  ihrer  Verrichtung  nicht  zu 
hindern.  Da  die  Aargauer  weit  von  dem  Hauptproduktionsgebiete, 
dem  Oberland,  entfernt  waren,  bewilligte  ihnen  der  Kommerzienrat 
geradezu  einen  ständigen  Angestellten  zum  Ankauf  von  Fellen  im 
Jahre  1744.^)  Dieser  Kommissionär,  Stephan  Brand,  wohnte  in  Thun. 

Er  durfte  nur  den  Gerbern  des  Bembiets  verkaufen;  er  hatte 
ein  Verzeichnis  der  gekauften  und  verkauften  Felle  anzulegen  und 
die  Aufträge  der  Meister  vorzulegen*);  am  Ende  des  Jahres  soUte 
er  die  Kontrolle  über  Ein-  und  Ausgang,  sowie  die  schriftlichen 
Bestellungen  und   die  Empfangsbescheinigungen   der  Commis  dem 


i)  RinderfaAute  waren  nicht  inbegriffen. 

9)  Z.  B.  im  Mandat  von  1731.   R.  M.  Nr.  131,  S.  141.  3)  J.B.  VI.  305. 

4)  Die  sog.  .fCommistionnair-Patenten"  wurden  Oberhaupt  erst  jetzt  gesetzlich, 
nachdem  sie  schon  früher  in  Obung  gewesen  waren. 

5)  Man.  A.  I43.  8.  Jan.  1698.  6)  Man.  A.  144,  11.  Jan.  1698. 

7)  Man.  A.  236.  8)  Man.  O.  136.   Voriftufig  für  ein  Jahr. 

9)  Es  war  ihm  also  nicht  erlaubt  frei  zu  kaufen  und  zu  verkaufen;  er  durfte 
nur  die  Bestellungen  der  Meister  ausfahren.  Die  „Procur**  des  Meisters  an  den 
Beauftragten  mußte  die  genaue  Zahl  der  bestellten  HAute  und  Felle  enthalten. 
(Man.  O.  140.) 
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Kommerzienrate  einsenden.  Schon  einen  Monat  nach  der  Instal- 
lation des  Brand  reklamierten  die  Gerber  in  Thun  und  behaupteten, 
sie  fänden  für  sich  selber  keine  Felle  mehr*),  und  doch  hatte 
Brand  seine  Bewilligung  nicht  überschritten.  Sie  hatten  eben 
gegen  die  Verordnungen  mit  Fellen  gehandelt.  Brand  behielt 
seine  Bewilligung.  Diese  Vollmachten  wurden  beibehalten  2),  aber 
die  Bestimmungen  über  den  Vorkauf  wurden  oft  verletzt.*) 

Die  Ausfuhrverbote  beschränkten  sich  nicht  auf  Häute  und 
Felle,  sie  betrafen  auch  einige  andere  rohe  Materialien,  zunächst 
Nebenprodukte  der  Gerberei  und  notwendige  Hilfsmittel 
dieses  Handwerks.  Unter  ersteren  möchten  wir  nur  die  Leder- 
abfälle erwähnen,  die  den  Leimfabrikanten  dienten  und  die  nicht 
veräußert  werden  sollten,  damit  nicht  der  Leim  aus  dem  Auslande 
bezogen  werden  müsse. ^)  Die  Hilfsmittel  betreffen  die  Gerber- 
lohe. Die  Verordnungen  hierüber  sind  ungefähr  gleich  alt  wie 
die  Ausfuhrverbote  der  Häute.  Wurde  doch  die  erste  am  1.  April 
1693  erlassen,  kaum  ein  Jahr  nach  dem  ersten  Ausfuhrverbot.^) 
Sie  schrieb  vor,  daß  das  Eichen-  und  Fichtenholz  zum  Brennen 
so  viel  möglich  im  Mai  gehauen  werden  sollte,  und  daß  alle 
Lohe  den  Rot-  und  Weißgerbern  verkauft  werden  solle.  Diese 
Verordnung  wurde,  weil  ihr  „dennoch  nicht  nachgelebt,  sondern 
das  Loh  durch  die  unzeitige  Fällung  der  Eichen  und  Rottannen 
täglich  teurer  werde  und  unsere  geliebte  Burger  und  Angehörige 
sich  selten  einen  nicht  zu  verachtenden  Vorteil  entziehen",  mehr- 
mals wiederholt:  28.  April  1707  6),  27.  Januar  1724,  17.  und  18. 
Februar  1725,  6.  Januar  1727  •),  13.  Mai  1739»),  30.  Juni  1757.») 
Sie  wurde  am  23.  Dezember  1767  auf  Vorschlag  des  Kommer- 
zienrats  ergänzt,  indem  an  Stelle  der  hohen  Ungnade  im  Über- 
tretungsfalle die  Konfiskation  der  Ware  und  zehn  L.  Buße  für 
jedes  Fuder  ungestampfter  und  zwei  L.  für  den  Sack  gestampfter 
Lohe  gesetzt  wurden.*®)  In  dieser  Fassung  ging  sie  auch  in  die 
Ledermandate  von  1775  und  1792  über. 

1794  erging,  gestützt  auf  ein  Gutachten  des  Kommerzienrates  *  0 
ein  Ausfuhrverbot   gegen  den  Export   von  Hanf-    undFlachs- 

I)  Man.  O.  155. 

a)  J.  B.  V.  338,  286.  Bis  1789,  da  sie  bei  der  Regelung  des  ganzen  Patent- 
systems „als  unnütz  abgeschafft"  wurden.   R.  M.  418,  S.  126. 

3)  J.  B.  IV.  148,  V.  243,  VII.  43.       4)  Man.  J.  75  f.  95-      5)  R-  M.  234,  S.  283. 
6)  R.  M.  a8,  S.  I4.  7)  Die  drei  waren  nicht  aufzufinden. 

8)  Vierter  Artikel  des  Ledermandats  von  1739. 

9)  J.  B.  V.  94.   Mand.  Samlg.  II.  8.  10)  J.  B.  VI.  151  f.  Man.  T.  55- 

.    Schon   1638.    Tillier  IV.  470. 
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samen,  von  Flachs,  Hanf  und  Garn.O  Es  scheint,  dafi 
solche  nach  Frankreich  ausgeführt  wurden,  während  fremde  Stoffe 
fast  nicht  erhältlich  waren.  Die  Ausfuhr  wurde  aber  gestattet, 
wenn  es  sich  nur  darum  handelte,  das  Rohmaterial  oder  Halb- 
fabrikat außerhalb  der  Grenze,  im  Bucheggberg  oder  im  Luzemschen 
verarbeiten  zu  lassen  und  unter  der  Bedingung,  dafi  das  fertige 
Produkt  wieder  eingeführt  wurde.*)  Die  Sperre  dauerte  nur  zwei 
Jahre,  sie  wurde  1796,  12.  September,  wieder  aufgehoben.') 

In  dem  Bestreben,  möglichst  viel  Verdienst  von  den  „main 
d'oeuvres"  dem  Volke  zu  sichern,  verbot  der  Kommerzienrat  auch 
die  Ausfuhr  von  gewissen  Halbfabrikaten,  so  von  nicht  vollständig 
bearbeiteten  Uhren  und  Bijouteriewaren  der  Fabrik  Ador  und 
Bonnard  in  Bem^);  nur  roh  behauener  Marmor  wurde  dem 
Marmorschleifer  Doret  in  Morges  angehalten;  Fachleute  mußten 
untersuchen,  ob  wenigstens  so  viel  daran  gearbeitet  sei,  als  der 
Transport  zulasse,  in  welchem  Falle  die  zweiundzwanzig  Stücke 
die  Grenze  passieren  sollten.*) 

Endlich  erwähnen  wir  noch  die  Ausfuhrverbote  für  altes 
Eisen*)  und  Kupfer "O;  das  letztere  wurde  1740  und  1770  er- 
neuert. ^) 

Am  17.  März  1794  erging  ein  Ausfuhrverbot  für  altes  Metall  •), 
sodaß  die  Buchdrucker  Chenebie  und  Lörtscher  in  Vevey  eine 
Bewilligung  brauchten,  um  ihre  Lettern  zum  Umgießen  nach  Basel 
zu  senden.'®)  Das  Mandat  war  in  seiner  ganzen  Strenge  unhaltbar; 
so  bekamen  einzelne  Fabrikanten  von  kleinen  Metallwaren  die 
Bewilligung  zur  Ausfuhr,  z.  B.  Harrison  in  Burgdorf.**)  Das  Verbot 
wurde  am  21.  März  1795  dahin  gemildert,  daß  mit  Patenten  vom 
Kommerzienrate  die  Ausfuhr  ermöglicht  wurde  *^),  und  auf  die 
Vorstellung  von  Händlern  und  Fabrikanten,  die  erklärten,  daß  sie 
bei  solchem  Zustande  nicht  existieren  könnten,  fiel  das  Verbot 
am  12.  September  1796.*  3) 

Die  Einfuhr  von  Rohmaterial  wurde  nie  gehindert, 
auch  nicht  von  solchem,  das  man  im  Inlande  zu  gewinnen  suchte, 
wie  Wolle  oder  Seide,    nicht  einmal  von  Häuten,   deren   doch  die 

I)  Mao.  X.  337.  2)  Man.  X.  258,  a6i.  3)  Man.  Y.  158. 

4)  J.  B.  V.  263.  5)  J.  B.  IV.  77. 

6)  J.  B.  III.  15  ff.  In  der  Konzession  an  Herrenschwand,  mit  deren  EriOschen 
das  Verbot  hinfällig  wurde. 

7)  1728:  Mand.  B.  13,  S.  838.  8)  Mand.  B.  16,  S.  103.  J.  B.  VI.  189. 
9)  Man.  X.  227.         10)  Man.  X.  a62.         n)  J.  B.  VIIL  244,  »55.  Man.  X.  315. 

la)  Man.  X.  379.  J.  B.  VIII.  283.  13)  Man.  Y.  158.   J.  B.  VHI.  340. 
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einheimiscbe  Viehzucht  genug  produzierte.  Im  Gegenteil,  je  mehr 
Rohmaterial  hereinkam,  desto  mehr  konnte  verarbeitet  werden, 
desto  mehr  Arbeit  und  Gewinn  wurde  dem  Lande  gesichert  und 
bezahlt. 

Die  Einfuhrerleichterung  geschah  vor  allem  durch  den  Verzicht 
der  Obrigkeit  auf  die  Zölle.  Die  Zollansätze  waren  mäßig,  sogar 
g^ering,  wie  von  zeitgenössischen  Quellen  berichtet  wird');  auf 
deutschem  Gebiete  waren  vierundzwanzig,  auf  französischem  neun 
Zollstätten  ^),  und  die  Zölle  hatten  keinen  andern  Zweck,  als  die 
staatlichen  Kassen  zu  speisen,  waren  also  reine  Finanzzölle.  „Zoll 
und  Geleit"  waren  ehemals  eine  Abgabe  an  den  Landesherrn 
gewesen,  wofür  dieser  Sicherheit  der  Warentransporte  in  seinem 
Territorium  garantierte.  Diese  Bedeutung  war  im  18.  Jahrhundert 
verlassen,  und  der  Staat  forderte  nunmehr  eine  Abgabe  von 
allen  Waren,  sei  es  bei  der  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr.  Dazu 
kamen  noch  besondere  Hafen-,  Brücken-  und  Straßengelder,  sowie 
der  Pfundzoll.  3)  Die  Befreiung  von  Zoll  und  Geleit  erfolgte  aber 
nicht  für  eine  Warengattung  allgemein,  wie  es  heute  geschehen 
würde.  Nur  zu  Gunsten  einzelner  Fabrikanten  wurde  der  Zoll 
auf  kürzere  oder  längere  Zeit  nicht  bezogen. 

Der  Große  Rat  nannte  1688  die  „ZoUsexemption"  ein  Haupt- 
mittel zur  Einführung  der  Manufakturen.*)  Er  verstand  darunter 
sowohl  die  zollfreie  Einfuhr  ihrer  Waren  beim  Eintritt  als  die 
Zollfreiheit  während  fünf  Jahren  für  Rohstoffe  bei  der  Einfuhr 
und  verarbeitete  Produkte  bei  der  Ausfuhr.  Wirklich  hatte  der 
Kommerzienrat  dieses  Recht  der  Bewilligung  von  Zollfreiheit  für 
fünf  Jahre  bis  zum  26.  Februar  1745.  Von  da  an  wurde  dieses 
Recht   von  Rät    und    Bürgern  allein  geübt  ^),    indem    durch  einen 

i)  Htinsmann^  Beschreibung  der  Stadt  und  Republik  Bern  I.  165   11.  399. 

2)  TiiUtr  V.  340. 

3)  Eine  kurze,  klare  Orientierung  Aber  das  Zollsystem  gibt  K.  Mathy  in  der  Ein- 
leitung zum  Aufsatz  Ober  die  Zollrevision  in  der  «^Bernerschen  Vierteljahrsschrifi"  1840. 

4)  J.B.  1687,  S.  iff.  R.  M.  aio,  S.  156 ff. 

5)  J.  B.  IV.  309.  Die  Neuordnung  ging  auf  eine  Aufhebung  der  Vergflnstigung 
ans,  wozu  die  Absicht  schon  174a  auftrat,  als  bei  der  Beratung  der  Standsrechnung 
die  Bemerkung  gemacht  wurde,  die  Zölle  im  deutschen  Kantonsteile  vermindern  sich 
von  Jahr  zu  Jahr.  Die  Ursache  glaubte  man  in  den  zu  häufigen  Zollvergünstigungen 
zu  finden,  worauf  die  Zollkammer  in  ihrem  Vortrage  am  18.  Dezb.  1744  den  Weg 
zur  Abhilfe  einschlug  der  dann  gewählt  wurde.  Auch  der  Kommerzienrat  gab  ein 
Gotachten  ein,  in  dem  eine  Meinung  die  Richtigkeit  der  geäußerten  Ansicht  zugab 
und  aus  den  Vergflnstigungen  Mißbrauch,  „Irrungen  und  Hindernußen"  entstehen  sah, 
während  die  andere  den  Grund  eher  in  „denen  seith  verschiedenen  Jahren  daher 
zu    höchstem   Nachteil  der  Commercii  fortdauernden  Kriegstroublen  und  daher  ent- 
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Beschluß  der  Zweihundert  jedem  andern  Amt  die  früher  erteilte 
Vollmacht  entzogen  wurde.  AusdrQcklich  wurde  betont,  dafi  die 
Vergünstigung  nur  neu  errichteten  Betrieben  bewilligt  werden 
sollte.  Darum  wurde  der  Seidenfabrikant  Jonqui^re  im  Jahre 
1740  abgewiesen  mit  der  Begründung,  seine  Fabrik  sei  in  ge- 
sicherten Verhältnissen  und  habe  die  Vergünstigung  schon  40 
Jahre  lang  genossen.  0  An  den  vorgeschriebenen  fünf  Jahren 
hielt  der  Kommerzienrat  nicht  strenge  fest,  er  ging  gelegentlich 
auf  zehn  Jahre  ^),  und  Erneuerungen  nach  Ablauf  der  fünf  ersten 
Jahre  kamen  oft  vor,  besonders  in  der  Seidenindustrie.  So  erhielt 
die  Seidenfabrik  Grüner  und  Aschbacher  in  Bern  im  Februar  1718 
die  Befreiung  vom  ZolP),  die  1723  ^),  und  1728*)  um  je  fünf 
Jahre  verlängert  wurde.  Der  gleichen  Gunst  erfreute  sich  die 
Seidenfabrik  von  Jean  Fran^ois  Panchand  &  Cie.,  der  1733  die 
schon  seit  fünfzehn  Jahren  genossene  Freiheit  auf  zehn  weitere 
Jahre  ausgedehnt  wurdet,  um  dann  nochmals  um  vier  Jahre 
verlängert  zu  werden.*)  Auch  die  bekannte  Fabrik  Senn  in  Zo- 
fingen und  andere  erfreuten  sich  der  Unterstützung  durch  Be- 
freiung vom  Zoll,  aus  andern  Industriezweigen  erwähnen  wir  die 
Indiennefabrik  Lutz  und  Hunziker,  Nachfolgerin  von  Kupfer  &  Cie 
(1744  für  fünf  Jahre)  ^),  die  Tuchfabrik  von  Pelon  (1709  für  zehn 
Jahre)  ^),  die  Strumpfweber  Peter  von  Ringgenberg,  Urs  Fricker, 
Joseph  Brunner*®),  Hans  Zumbrunn  von  Ringgenberg**),  den 
Gerber  Jacques  Pache  in  Morges  *^j  (1704  für  fünf  Jahre),  den 
Handschuhmacher  Foriel  in  Bern  (1720  für  zehn  Jahre) '^),  die 
Gold-  und  Silberposamenterie  Joh.  Ziegler  (1706  für  fünf  Jahre)**)* 
Die  älteste   bekannte  Zoll-  und  Geleitbefreiung    ist   die    des  Louis 


standener  Theuning  so  wohl  der  Wahren  selbst  als  deren  Spedition**,  ferner  in 
einer  neuen  Straße  von  Basel  in  die  Francbe  Comt^,  die  das  bemische  Gebiet  um- 
ging und  den  Transit  ablenkte,  und  nicht  minder  in  ,,von  den  ZoUcommisen  und 
Aufsehern  exercierten  offtereren  vexatiooen**  fand  und  auf  den  großen  Wert  eines 
glflcklichen  Fortgangs  der  Industrie  den  kleinen  ZollausfSUen  gegenüber  aufmeilcsam 
machte.    (Resp.  prud.  XII.  8i,  83,  91.) 

I)  J.  B.  IV.  93,  95-  a)  J.  B.  III.   163.  3)  Man.  F.  II.  69. 

4)  J.  B.  II.  177.         5)  J.  B.  II.  374.         6)  J.  B.  III.  163.       7)  J.  B.  IV.  267. 

8)  J.  B.  IV.  299.   Kupfer  und  Cie.  schon  1740.   J.  B.  IV.  9a. 

9)  R.  M.  35.  S.  194. 

10)  Mai  1722.  Man.  J.  25.   Nicht  nur  für  die  Wolle,  auch  fOr  Farbstoffe,  Öl  usw., 
die  sie  in  ihrem  Gewerbe  brauchten. 

11)  28.  Aug.  1723.    J.  B.  II.  178.   Verlängerung  um  fünf  Jahre.    J.  B.  IL  373. 

12)  Man.  C.  133. 

13)  Man.  G.  II.  204.  Verlängerung   um  fünf  Jahre  1731.   J.  B.  III.   I08. 

14)  Man.  £.  47. 
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Therme  in  Lausanne  10.  April  1684*),  es  folgen  die  von  Dautun 
und  Jonquiere  von  1695  2);  ins  17.  Jahrhundert  zurück  reicht 
auch  die  zu  Gunsten  von  Herff  &  Cie.  1699.^) 

Wir  fanden  auch  einige  Fälle,  in  denen  Fabrikanten  vom  Pf undzoll 
befreit  wurden.  Darunter  verstand  man  eine  Abgabe  von  Waren, 
die  an  einem  Marktplatze  feilgeboten  und  verkauft  wurden,  und 
zwar  von  der  ganzen  Menge  des  Aufgeführten,  wenn  davon  auch 
nur  ein  Teil  verkauft  wurde.  ^)  Von  diesem  Zoll  wurde  z.  B. 
1739  die  Indiennefabrik  Kupfer  &  Cie.  befreit*),  1788  die  Land- 
schneider für  die  Dauer  von  zwanzig  Jahren;  sie  verkauften  das 
Frutigtuch  und  zahlten  davon  zwei  Kreuzer  vom  Taler  Werts*), 
was  ihnen  wegen  des  geringen  Verdienstes  und  auf  zweimalige 
Empfehlung  durch  den  Kommerzienrat  erlassen  wurde.  "0  Von 
dieser  Abgabe  wurde  1743  auch  F.  Hunziker,  Strumpffabrikant  in 
Aarau  befreit.  *)  Dagegen  waren  die  Zweihundert  nicht  einver- 
standen, daß  allen  fremden  Fabrikanten,  die  ihre  Waren  den 
Bürgern  en  gros  verkauften,  der  Pfundzoll  geschenkt  werde,  wie 
der  Kommerzienrat  vorgeschlagen  hatte.  ^)  Die  Freiheit  von 
dieser  Abgabe  war  ein,  bürgerliches  Vorrecht. 

Schon  1697  mußte  man  erfahren,  daß  die  Vergünstigungen 
mißbraucht  wurden :  Privilegierte  verließen  ihr  Gewerbe  und  gingen 
zu  andern  über,  was  nicht  geschehen  sollte,  nachdem  sich  die 
Obrigkeit  ihrer  angenommen  hatte ;  andere  Waren  wurden  denen, 
die  Zollfreiheit  genossen,  beigemischt ;  Fremde  associerten  sich  den 
Privilegierten  und  wurden  so  der  Vorteile  anderer  froh;  An- 
gestellte hatten  eigene  Geschäfte  und  benutzten  unter  dem  Namen 
ihres  Herrn  dessen  Vergünstigung.  *<^) 

Darum  ordnete  der  Kommerzienrat  an,  daß  alle  Waren  vor 
der  Ausfuhr  und  vor  der  Inempfangnahme  bei  der  Einfuhr  ins 
Kaufhaus  zu  bringen  seien,  daß  auch  Beamte  des  Kommerzienrats 
beim  Ein-  und  Auspacken  zugegen  seien,  wenn  Verdacht  wegen 
Betruges  vorhanden  war,  und  daß  die  „Zollbefreiungspatenten'* 
die  Zollfreiheit  genau  umschreiben  sollten;  eine  Abschrift  sollte 
dem  Kaufhaus  übermittelt  werden.") 


I)  Pol.  B.  8,  S.  401.   TiUUr  IV.  470.  a)  U.  Spr.  B.  AAA.,  S.  488. 

3)  Art  15  des  Vertrags.    Bericht  von  Sinner. 

4)  Deutsches  Zollbuch  1979— 1793,  S.  8  im  Staatsarchiv. 

5)  J.  B.  IV.  92.  6)  Man.  W.  58,  61.  7)  J.  B.  VII.  204. 

8)  J.  B.  IV.  365.  9)  J.  B.  IV.  37.  30.    15.  Jan.  1740.  lo)  Man.  A.  67 

II)  Man.  A.  443. 
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IV.  Staatliche  Gewerberegulative. 

1.  Technische  Gewerberegulative. 

Die  heutige  Zeit  kennt  wenig  mehr  von  dieser  Einrichtung, 
die  auf  der  Stufe  der  Gewerbefreiheit  und  besonders  der  Groß- 
industrie entbehrlich  ist.  Übriggeblieben  sind  im  wesentlichen  nur 
noch  die  Stempelung  von  Gold-  und  Silberwaren,  wenn  diese  einen 
bestimmten  Feingehalt  haben,  sowie  die  Kontrolle  über  gewisse 
Ihdustrieprodukte,  die  bei  mangelhafter  Herstellung  Gesundheit  und 
Leben  gefährden. 

Ausgebildet  wurden  diese  Regulative  durch  das  Zunftwesen; 
es  verbürgte  damit  dem  Kunden  die  Güte  des  Materials 
und  die  Dauerhaftigkeit  der  Arbeit.  Da  wo  das  Zunftwesen 
nicht  stark  entwickelt  war,  wurden  sie  schon  früh  von  den  Staats- 
behörden erlassen;  aber  auch  dort,  wo  die  Regulative  ihre  Ent- 
stehung den  Zünften  verdankten,  gingen  sie  später  in  die  Gewalt 
des  Staates  über,  besonders  in  der  Zeit  der  absoluten  Monarchie. 
Mustergültig  waren  diese  Reglemente  in  Frankreich  zur  Zeit  Colberts 
ausgebildet  worden;  aber  auch  in  allen  andern  Ländern  fanden 
sie  Anwendung.  Man  wollte  besonders  dem  kleinen  Gewerbe- 
treibenden in  der  Hausmanufaktur  Kenntnisse  mitteilen,  die  ihm 
sonst  zu  spät,  durch  Unverkäuflichkeit  ihrer  nach  alter  Gewohnheit 
verfertigten  Produkte,  in  Erfahrung  gekommen  wären.*)  Zudem 
waren  sie  eine  gewisse  Gewähr  für  die  Solidität  und  Gleichartig- 
keit der  Handelsartikel;  sie  waren  um  so  nützlicher,  je  weniger 
die  Erkenntnis  allgemein  geworden  war,  daß  Ehrlichkeit  im  Interesse 
aller  Verkehrenden  liegt.  Der  Käufer  fand  in  der  Person  des  ein- 
zelnen   kleinen  Produzenten    und  Verkäufers,    der  sich   unter  der 


i)  „Daß  alle  Meisterschaftsreglement,  welche  andere  Absichten  haben,  als  die 
KOnste  durch  den  kürzesten  Weg  und  mit  so  wenigen  Kosten  als  möglich  zu  er- 
lehmen  und  darin  zu  Vollkommenheit  zu  gelangen,  notwendig  und  in  sich  sell>st 
nachteilig  sein  mflssen*'.   J.  B.  VI.  ai. 
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Menge  verbergen  konnte,  keine  Garantie.*)  Anders,  wenn  eine 
Staatsbehörde  die  ganze  Industrie  beaufsichtigt  und  ihr  damit  ein 
größeres  Ansehen  verleiht 

Auch  die  bemische  Industrie  wurde  durch  eine  ganze  Reihe 
von  Reglementen  in  bestimmte  Formen  geprägt;  und  die  Aus- 
arbeitung dieser  Ordnungen,  ihre  Überwachung  und  Ausführung 
bildete  ein  Hauptarbeitsfeld  des  Kommerzienrates.  Die  Instruktionen 
von  1687  und  1695  erlaubten  ihm,  selbständig  „gutfindende  Ord- 
nungen unter  den  Negotianten  und  Manufacturiers  oder  Arbeiteren 
zu  machen **.  Die  Vorschriften  über  Vervollkommnung  des  Hand- 
werks und  Gewerbes  wurden  entweder  in  den  Reglementen  für 
die  Meisterschaften  niedergelegt,  oder,  wo  diese  fehlten,  in  beson- 
deren Verordnungen. 

Die  Meisterschaften  waren  nach  dem  Vorbilde  der  Zünfte  organi- 
sierte Berufsgenossenschaften.  Die  Zünfte  hatten  ihre  frühere  Bedeutung 
längst  verloren;  durch  Übernahme  des  bürgerlichen  Armenwesens 
hatten  sie  eine  andere  Aufgabe  erhalten.  In  die  neuen  Meisterschaften 
oder  Berufsgenossenschaften  wurden  alle  gelernten  „redlichen"  Meister 
aufgenommen,  waren  sie  Burger  oder  Hintersäßen.  Und  es  gab  solche 
Vereinigungen  nicht  nur  in  den  Städten,  sondern  auch  auf  dem  LandCi 
So  existierte  eine  Meisterschaft  der  Steinschleifer  im  JouxtaP),  eine 
Strumpfwebermeisterschaft  des  Emmenthales  *),  eine  solche  in  den 
Ämtern  Wangen,  Aarwangen  und  Bipp  ^),  in  Aarburg,  Lenzburg  und 
Königsfelden  *) ;  es  sind  also  nicht  nur  Gewerbe,  die  handwerks- 
mäßig betrieben  wurden.  Ihr  Zweck  war,  die  Manufaktur  zu  fördern, 
vor  allem  durch  Heranziehung  geschickten  Personals  und  Fern- 
haltung der  „Stümpler".  Ein  Zwang  der  Zugehörigkeit  bestand 
auch  bei  ihnen.  Nur  die  organisierten  Meister  konnten  Lehrlinge 
und  Gesellen  halten.^)  Durch  die  Reglemente  oder  Handwerks- 
ordnungen erhielten  diese  Berufsarten  ihre  technischen  Vorschriften ; 
doch  stehen  neben  diesen  letzteren  auch  Bestimmungen  über  soziale 
Verhältnisse,  über  Kauf  und  Verkauf,  und  endlich  enthalten  sie  die 
Verwaltungsgrundsätze  der  Meisterschaften.  Die  größte  Zahl  solcher 
Reglemente  weisen  die  Strumpfweber  auf;  wir  kennen  solche  (teil- 
weise sind   es  nur  Ergänzungen  und  Zusätze)  von  1703 '),  1716^), 

1)  In  Bern  wurde  171 7  verboten,  Faden  zu  fabrizieren  ohne  obrigkeitl.  Er- 
laubnis, weil  manche  schlechte  Ware  lieifem,  so  daß  zu  besorgen  sei,  daß  „die  guten 
FabrOuinten  von  der  Arbeit  abstehen,  die  Landsfabriques  in  bOsen  Ruf  geraten  und 
endlich  zu  gnind  gehen  mfißte'*. 

2)  J.  B.  V.  127.  3)  J.  B.  VI.  211.  317.  4)  J.  B.  VI.  246. 

5)  J.  B.  VI.  317.  267.  97.  6)  J.  B.  VI.  200.  7)  J.  B.  la  59  ff. 

8)  J.  B.  Ja  184  ff. 
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1724  0,  17262),  1728  3),  1765  0,  1766*),  mit  Ergänzungen  1780«) 
und  1787  0;  es  folgen  die  Perückenmacher  1719 »),  1722»),  1726*0, 
die  Hutmacher  1704  *0,  mit  spätem  Abänderungen,  die  meist  nur 
den  Handel  mit  Hüten  betreffen. 

Wenn  wir  die  Meisterschaften  Berufsgenossenschaften  nannten, 
so  darf  man  sich  unter  ihnen  nicht  freie  Vereinigungen  vorstellen, 
die  eigenmächtig  Maßregeln  zugunsten  ihres  Gewerbes  ergriffen. 
Ihre  Selbstbestimmung  war  durch  den  Kommerzienrat  stark  be- 
schränkt, und  ihre  Gewalt  erstreckte  sich  nur  auf  einen  Teil  der 
Aufsicht  über  die  Mitglieder.  An  der  Ausarbeitung  der  Reglemente 
hatten  sie  nur  mit  beratender  Stimme  Anteil.  Die  „Handwerks* - 
angelegenheiten  wurden  auf  den  Versammlungen,  dem  großen  und 
kleinen  Bott,  besprochen.  Das  große  Bott  bestand  aus  allen  Meistern 
des  Handwerks,  die  sich  in  der  Regel  jährlich  einmal  versammelten. 
Präsident  war  der  Direktor  des  betreffenden  Gewerbes,  also  ein 
Mitglied  des  Kommerzienrates.  Er  stellte  die  Tagesordnung  auf 
und  ließ  bei  der  Behandlung  die  Umfrage  ergehen,  die  beim  Amts- 
seckelmeister  anfing  und  an  jedes  Mitglied  des  kleinen  Botts  be- 
sonders, an  die  übrigen  insgesamt  gerichtet  wurde.  Das  kleine 
Bott  war  ein  Ausschuß,  der  verschieden  zusammengesetzt  wurde, 
z.  B.  1765  bei  den  Strumpfwebem  aus  vier  Geschwornen,  zwei 
Seckelmeistem  und  einem  Schreiber.  Die  Mitglieder  mußten  zur 
Hälfte   aus  deutschen,   zur   andern  aus  welschen  Meistern  gewählt 

werden. '0 

Leinwand-  und  Baum  Wollindustrie  waren  fast  ausschließlich 
Hausmanufaktur  und  hatten  keine  Meisterschaften,  wenigstens  in 
der  spätem  Zeit  nicht  mehr.*0  Technische  Vorschriften  wurden 
aber  doch  aufgestellt,  und  zwar  ebenfalls  unter  der  Bezeichnung 
„Reglemente",  die  aber,  um  ihnen  größeres  Ansehen  zu  geben,  von 
Rät  und  Burgern  erlassen  wurden.  In  der  Leinen weberei  erging 
das  erste  (wenn  wir  von  dem  für  die  Meisterschaft  von  1698  ab- 
sehen) erst  am  22.  Juni  1758  *0i  und  zwar  war  es  durch  die  Ein- 


I)  J.  B.  II.  187.  a)  J.  B.  n.  236.  3)  J.  B.  II.  338. 

4)  J.  B.  VI.  45.  5)  ZusftUc.  6)  J.  B.  VL  397-  7)  J.  B.  VIL   155- 

8)  J.  B.  la  ai7.  9)  J.  B.  IL  I47«.  lo)  J.  B.  II.  aaS. 

II)  J.  B.  la  67.    Man.  C.  315. 

la)  Strumpfweberreglement  v.  1765  und  die  Instruktion  des  Direktoren  dieses 
Handwerks  von  1769.    (J.  H.  VI.  183.) 

13)  1698  bestand  noch  eine  Meisterschaft  der  Lein  wand  weher  im  ohem  Aar- 
gau  i  sie  bekam  vom  Kommerzienrat  eine  Handwerksordnnng.  (Man.  A.  347.)  Sie 
war  nach  Angaben  der  Weber  1579  gegründet,  1607  erneuert  worden  und  ging 
173a  ein.    J.  B.  VL  35^-  14)  Mand.  Samlg.  IV.  33. 
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gäbe  der  Leinwand weber  selber  veranlaßt  worden.^)  Das  Reglement, 
so  wie  die  Instruktion  für  die  Tuchmesser  2),  sind  das  Werk  des 
Kommerzienrates.  Eine  Ergänzung  und  Erweiterung  der  ersten 
Verordnung  bedeutete  die  vom  29.  Mai  1761. 3) 

Die  Baumwollindustrie  im  Aargau  produzierte  im  Gegensatz 
zu  der  ostschweizerischen  nur  grobe  Tücher,  während  z.  B.  die 
Toggenburger  Gewebe  durch  ihre  Feinheit  berühmt  waren.  Das 
erste  Regulativ  für  die  Baumwollweberei  trägt  das  Datum  des 
23.  Dezember  1761  *),  es  wurde  ebenfalls  erweitert  und  ergänzt 
am  5.  Januar  und  20.  März  1763.^)  Eine  neue  Verordnung  erfolgte 
am  5.  März  1767*),  ebenso  eine  Instruktion  für  die  Messer.'')  Am 
13.  September  1771  erging  eine  „Publikation,  ansehend  die  Hand- 
lung mit  baumwollenen  Tüchern".^)  Das  Reglement  von  1767 
wurde  1778  im  Sinne  einer  Milderung  abgeändert.®) 

Wie  sehr  sich  der  Kommerzienrat  um  die  Hebung  der  Lein- 
wand- und  Baumwollindustrie  bemühte,  beweisen  die  zahlreichen 
Verhandlungen  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  vor 
allem  die  Reisen,  die  er  durch  einige  seiner  Mitglieder  in  den 
Aargau  machen  ließ,  und  die  den  Zweck  hatten,  sich  mit  eigenen 
Augen  zu  überzeugen,  ob  die  ergangenen  Vorschriften  wirksam 
seien,  zu  erfahren,  in  welchem  Zustande  die  Industrie  sich  befand, 
Wünsche  entgegenzunehmen,  Klagen  anzuhören,  die  Beamten  zur 
EriüUung  ihrer  Pflicht  anzuhalten. 

Die  erste  dieser  Inspektionsreisen  wurde  1766  von  den  Mit- 
gliedern Grüner  und  Ryhiner  ausgeführt.  ^^)  Sie  besuchten  zuerst 
den  Hauptleinwandmarkt  Langenthai,  wo  sie  mit  Befriedigung  fest- 
stellten, daß  dem  Reglement  nachgelebt  wurde,  und  daß  Kaufleute 
und  Weber  sich  darunter  wohlfühlten.  Weiter  gings  dann  über 
Zofingen  und  Aarau  nach  Lenzburg,  nach  Reinach  und  Menziken, 
den  Zentren  der  Baumwollindustrie  und  hierauf  über  Lenzburg, 
Aarburg  uud  Murgenthal  zurück.  ^^)  Der  Eindruck,  den  die  beiden 
von  der  Baumwollindustrie  erhielten,  war  nicht  sehr  günstig;  sie 
fanden  viel  minderwertige  Ware.  Zum  ersten  Male  wohl  sahen 
die  Herren  von  der  vorgesetzten  Behörde  die  Maschinen,  „die 
Webstühle,  die  Zettelhaspel,  und  die  Zwimmühle,  in  deren  auf 
vierundzwanzig   Haspel    zu    gleicher  Zeit   168  Strängen  Garn  ge- 


I)  J.  B.  V.  loi.  a)  J.  B.  V.  115.    Mand.  Samlg.  IV.  23. 

3)  J.  B.  V.  313.   Mand.  Samlg.  IV,  24.  4)  J.  B.  V.  328. 

5)  J.  B.  V.  386.  Man.  S.  63.  6)  J.  B.  VI.  135.  7)  J.  B.  VI.  140. 

8)  J.  B.  IV.  330.  9)  J.  B.  IV.  363.  10  J.  B.  VI.  H7. 

II)  J.  B.  VL  lao. 
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zwirnet  werden*.  Sie  widerlegten  auch  das  Vorurteil,  dafi  bei  der 
Industrie  die  Menschen  verkümmern,  sahen  sie  doch  viele  wohl- 
gestaltete Kinder  und  schöne  Mannschaft,  und  sie  traten  gegen  die 
Behauptung  auf,  daß  deshalb  der  Ackerbau  vernachlässigt  werde; 
das  ganze  Tal  sah  aus  „wie  ein  Garten".  Eine  weitere  Reise  in 
den  Aargau  wurde  1771  ausgeführt  *) ;  1777  erinnerte  man  sich, 
daß  im  Laufe  der  Zeiten  in  allen  Manufakturen  sich  Mißbräuche 
einschleichen,  denen  abgeholfen  werden  müsse ;  daß  aber  auch  neue 
Erfindungen  auftauchen,  die  zum  Wohle  der  Gesamtheit  eingeführt 
werden  müßten.  Der  Kommerzienrat  entschloß  sich,  einen  neuen 
Beweis  seiner  Aufmerksamkeit  an  den  Tag  zu  legen;  er  trug  den 
Abgeordneten  die  Untersuchung  über  den  allgemeinen  Zustand  der 
Manufakturen  auf,  über  die  Anwendung  und  Wirksamkeit  der 
obrigkeitlichen  Reglemente,  über  die  Wirkung  der  ausgeschriebenen 
Prämien,  und  über  einige  Spezialf ragen. ^)  Die  Reiseroute  berührte 
Burgdorf  (Harrisonsche  Fabrik),  Langenthai,  Zofingen,  Suhr, 
Lenzburg,  von  wo  aus  die  Anstalt  Pestalozzis  besucht  wurde.  Die 
Milderung  des  Reglementes  von  1767  im  Jahre  1778  war  eine 
Frucht  dieser  Reise.*) 

Wir  gehen  nunmehr  zu  dem  Inhalt  der  Regulative  über. 

a)  Berufsbildung.  Die  Heranbildung  geeigneten  Personals, 
das  die  meiste  Garantie  für  die  Herstellung  konkurrenzfähiger 
Produkte  leistet,  war  schon  damals  Hauptbedingung  zum  Aufblühen 
einer  Industrie.  Die  Neuzeit  strebt  das  vor  allem  an  durch  Fach- 
schulen, durch  die  Regelung  des  Lehrlingswesens  überhaupt  (die 
nebstdem  auch  einen  sozialen  und  humanen  Zweck  hat).  Das 
18.  Jahrhundert  kannte  die  Fachschulen  nicht,  aber  durch  Beauf- 
sichtigung der  Lehrlinge  und  Gesellen,  durch  Vorschriften  über  die 
Dauer  der  Lehrzeit  usw.  verfolgte  es  den  gleichen  Zweck. 

Nur  gelernten  und  nach  Vorschrift  angenommenen  Meistern 
wurde  gestattet,  Lehrlinge  zu  unterrichten  *) ;  aber  ihre  Zahl  wurde 
beschränkt.  Das  Strumpf weberreglement  von  1703  erlaubte  einem 
Meister  mit  weniger  als  vier  Stühlen  nur  einen  Lehrjungen,  wenn 
er  mehr  hatte,  höchstens  zwei '^),  während  die  Reglemente  von  1726 
und    1765    überhaupt   nur  einen    gestatteten.*)     Ein  Meister   sollte 


I)  Man.  U.  51. 

a)  Z.  B.  „den  Zustand  der  Pestalozzischen  Erziehungsanstalt  auf  dem  Birrfeld, 
und  was  sich  davon  zu  versprechen,  zu  erforschen".  HierOber  G.  Tobier  im 
Neujabrsblatt  des  Histor.  Vereins  von  Bern.  1900,  Beilage  U. 

3)  Zwar  reichten  die  Fabrikanten  auch  eine  Bittschrift  ein  (Mao.  U  79) 

4)  J.  B.  la  59  ff.  5.  J.  B.  la  59.  6)  J.  B.  Ü.  «36,  VI.  45  fi 
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sogar  erst  zwei  Jahre  nach  seiner  Annahme  einen  Lehrling  erhalten.  9 
Die  Dauer  der  Lehrzeit  war  ebenfalls  vorgeschrieben ;  sie  war  nach 
den  verschiedenen  Berufsarten  länger  oder  kürzer,  für  Strumpf- 
weber 1703  zwei,  1765  drei  Jahre,  für  Uhrmacher  je  nach  der 
Branche  vier  bis  sechs  Jahre  2),  für  Leinwandweber  zwei  Jahre, 
Steinschleifer  drei  Jahre  usw.')  Am  Ende  der  Lehrzeit  erhielten 
die  Lehrlinge  vom  Meister  einen  Lehrbrief.^)  Auf  die  Lehrzeit 
folgte  die  des  Wandems,  des  Gesellenstandes  (französisch  Com- 
pagnonage).  Sie  diente  der  Erweiterung  und  Vervollkommnung 
der  in  der  Lehre  erworbenÄ  Fähigkeiten.  Auch  diese  Einrichtung 
hatte  ihre  Ausbildung  in  dem  Zunftwesen  erhalten.  Gewöhnlich 
war  ein  Minimum  der  Gesellenzeit  vorgesehen,  bei  den  Strumpf- 
webem  zwei  und  drei  Jahre*),  bei  den  Leinewebern  1698  zwei 
Jahre,  den  Pierristes  ein  Jahr.  Wenn  diese  Bedingungen  erfüllt 
waren,  so  konnte  sich  der  Geselle  zum  Meister  annehmen  lassen 
und  in  die  Meisterschaft  eintreten,  doch  meist  nicht  ohne  noch  eine 
Prüfung  zu  bestehen.  Diese  bestand  in  der  Anfertigung  eines 
Meisterstückes.*)  Das  von  den  Strumpf webem  verlangte  wurde 
mehrmals  abgeändert,  je  nach  den  Bedürfnissen;  es  bestand  meist 
aus  einem  Paar  Strümpfen  und  der  Montierung  eines  Wirkstuhles.'') 
Die  letztere  Vorschrift  wurde  1716  den  Bürgern^),  später  auch  den 
Fremden  erlassen.^)  Die  Prüfung  des  Meisterstückes  erfolgte  durch 
die  geschworenen  Meister  und  es  mufite  aufierdem  auch  dem  „großen 
Bott*  vorgelegt  werden.*®) 

b)  Vorschriften  über  das  verwendete  Rohmaterial 
und  dessen  Verarbeitung.  Allgemeine  Ermahnungen,  gutes 
Rohmaterial  zu  verwenden  und  dieses  zu  solider  Kaufmannsware 
zu  verarbeiten,  genügten  nicht  *^),  im  einzelnen  muBte  befohlen 
werden,  was  der  Manufacturier  tun  und  lassen  sollte.  Da  wurden 
z.  B.  Länge  und  Breite  der  Gewebe  bestimmt.   Die  reglementarischen 


I)  J.  B.  la  59. 

3)  Darch  den  Vertrag  der  Regierung  mit  Ador  und  Bonard  vom  a6.  MArz  1759 
(J.  B.  V.  186  ff.)  wurde  die  Lehrzeit  festgesetzt  auf  fünf  Jahre.  Der  Lehrling  zahlte 
300  Fr.  Lehrgeld  und  bekam  Kost,  Logis  und  Wäsche;  wohnte  er  nicht  beim  Lehr- 
meister» so  dauerte  die  Lehrzeit  nur  vier  Jahre  bei  zehn  Stunden  täglicher  Arbeitszeit; 
konnte  aber  kein  Lehrgeld  bezahlt  werden,  so  dauerte  sie  sechs  Jahre.  Wer  noch 
dazu  das  Gravieren  lernen  wollte,  brauchte  ein  Jahr  länger.  Für  Mädchen  dauerte 
die  Zeit  zur  Erlernung  des  „Polissage"  drei  Jahre  mit  200  Fr.  Lehrlohn,  oder  vier 
Jahre  ohne  Lehrlohn,  beides  mit  eigener  Verköstigung. 

3)  J.  B.  V.  Il7ff.  4)  Man.  A.  347.  5)  1703  und  1716  (J.  B.  la  184). 

6)  J.  B.  la  ai7,  59.  7)  Reglement  von  1703.  8)  J.  B.  la  184. 

9)  J.  B.  VI.  45.  10)  J-  B.  VL  45.  ")  J.  B.  la  67  ff. 

Zeitschrift  fflr  die  gem.  Staatswisscnachaft.  Ergänzungsheft  a6.  7 
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Breiten  für  Leinwand  waren  folgende:  ®/4,  'A,  ®/4,  'A  Ellen  und  je 
1  Zoll,  ^%  i«/4  Ellen  und  je  2  Zoll,  20/4,  22/4  Ellen  und  je  3  Zoll. 
Entsprechend  wurde  den  Blattmachem  die  Breite  der  Rietblätter 
(Blätter)  vorgeschrieben.^)  Die  gemeinen  (OrdinariOBaumwoUtücher 
hatten  eine  reglementarische  Breite  von  siebenviertel  Bern-Ellen  2), 
wahrscheinlich  auch  die  besseren  Qualitäten  (Numero-Tücher). 
Außerdem  wurden  breitere  gewoben,  in  manchen  Jahren  eine  große 
Zahl  von  achtviertel  Ellen  breiten,  die  vom  Reglement  nicht  vor- 
gesehen waren  (vgl.  die  Tabelle).  Die  normale  Länge  der  Stücke 
gröberer  Gewebe  war  30  (halbe  Stücke  15),  feinerer  32  (16)  Pariser 
Stäbe  (zu  1,188  m). 

Die  UniformtOcher  der  Thunerfabrik  mußten  eine  Breite  von 
2Ve  Ellen  und  eine  Länge  von  35  Ellen  haben.»)  Schon  1700 
wurde  festgesetzt,  daß  jedes  „Stränglein"  Faden  1  Ve  Bern-Elle  lang 
sein  und  wenigstens  zwölf  Nähtlinge  halten  müsse.^)  Dem  Fabrikanten 
Dupan  von  Nidau  wurden  23  V2  Pfund  Faden  konfisziert,  weil 
seine  Stränglein  nur  elf  Nähtlinge  hielten.*)  Auch  die  Länge  der 
Strümpfe  wurde  einheitlich  reguliert.  1703  mußten  Mannesstrümpfe 
22  Zoll  lang  sein ;  andere  Arten  wurden  nicht  geduldet,  damit  nicht 
einer  billiger  verkaufen  könne  als  die  andern.®)  Die  Breite  der 
Wirkstühle  sollte  13  V2  Zoll  für  gröbere  und  14  Zoll  für  feinere 
Ware  betragen.^  Im  Laufe  des  Jahrhunderts  bildete  sich  die 
Wirkerei  aus,  und  alle  möglichen  Modelle  konnten  geliefert  werden, 
bis  das  Ausland  die  heimische  Industrie  überflügelte. 

Eine  große  Bedeutung  hatten  die  Vorschriften  über  bestimmte 
vorzunehmende,  eventuell  zu  unterlassende  Manipulationen.  Die 
Leinwand  wurde,  um  ihr  ein  besseres  äußeres  Ansehen  zu  ver- 
leihen, bevor  sie  auf  den  Markt  kam,  „zugerOstet* .  Um  allen 
Betrug  zu  vermeiden,  und  zu  verhindern,  daß  die  Bemer  Leinwand 
in  Mißkredit  komme,  wurden  alle  diese  Operationen  verboten: 
j^Sprützen,  Fellen,  Mangen,  Schlichten  und  Pressen",  mit  einem 
Wort  jede  Appretur.  So  wie  die  Tücher  vom  Webstuhl  oder  von 
der  Bleiche  kamen,  zusammengelegt  wie  in  St.  Gallen  oder  wie  es 
auf  den  Bleichen  Brauch  war,  sollten  sie  dem  Messer  vorgewiesen 
und  auch  zum  Verkauf  ausgelegt  werden.     Das  war  die  Forderur^, 


i)  Bei  einer  Strafe  von  drei  Pfund  und  Zerschlagung  der  Arbeit,  wenn  die 
BlAtter  nicht  nach  Vorschrift  gemacht  waren. 

9)  Nach  dem  Reglement  von  1767.  177 1  sollten  die  „Ordinari  Tflcfaer  Nr.  7** 
nicht  weniger  als  drei  Viertel  Pariser  StAbe  breit  sein  ■*  0,891  m. 

3)  J.  B.  V.  444.  4)  J.  B.  la  100.  5)  Man.  F.  ü.  149,  159. 

6)  Man.  F.  I.  167.         7)  J.  B.  la  59.  1703. 
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die  ungern  befolgt  wurde,  und  sie  mußte  mehrmals  wiederholt 
werden;  die  Kaufleute  beklagten  sich,  daß  trotz  des  Regle- 
ments das  „Zurüsten"  nicht  auftiöre*),  nicht  nur  in  der  ersten 
Zeit  nach  der  Publikation  des  Reglementes,  sondern  noch  zwanzig 
Jahre  nachher.  2)  Ganz  unterblieb  es  wahrscheinlich  nie,  trotz 
aller  Befehle. 

Ähnlichen  Widerstand  fand  in  der  Baumwollweberei  die  regle- 
mentarische Bestimmung,  daß  alles  Garn,  das  zur  Kette  verwendet 
wurde,  ausnahmslos  gezwirnt  werden  sollte;  zudem  mußte  es  in 
Leim  oder  Leimleder  abgekocht  sein.  Das  Schlichten  der  Kette, 
wobei  auf  der  Bleiche  das  Tuch  an  Stärke  und  Breite  verlor, 
wurde  verboten.  In  einem  spätem  Reglement  (1763)  wurde  das 
Zwirnen  für  die  feinern  Tüchern  Nr.  4,  5  und  6  weggelassen; 
<iagegen  wurde  die  Bestimmung  1767  wieder  aufgenommen.  Erst 
zehn  Jahre  später  wurde  die  Vorschrift  des  Zwirnens  abgetan. 
Eine  Bittschrift  der  Weber  im  Amt  Lenzburg  stellte  das  Gesuch 
hiezu.  Der  Kommerzienrat  ließ  die  Sache  durch  Tuchmesser, 
Fabrikanten,  Kaufleute  und  erfahrene  Weber  untersuchen^)  und 
kam  zum  Resultat,  daß  das  Zwirnen  unnötig  sei,  da  die  Kaufleute 
es  gar  nicht  verlangen,  und  weil  seit  Einführung  der  Stahlspillen 
an  den  Spinnrädern  an  Stelle  der  hölzernen  das  Garn  besser 
gedreht  werde.  Das  Zwirnen  verteuerte  nur  das  Tuch,  und  es 
bestand  die  Gefahr,  daß  die  Industrie  in  das  benachbarte  luzemische 
Gebiet  auswanderte,  wo  keine  solche  Vorschrift,  überhaupt  kein 
Reglement  bestand.  Der  Kommerzienrat  sah  ein,  „daß  überhaupt 
richtig  seie,  daß  Manufakturen  sich  nach  dem  verlangen  der  Käufern 
richten  müssen".-*)  Die  Dispensation  vom  Zwirnen  war  eine  provi- 
sorische für  zwei  Jahre;  auf  dem  Tuch  mußte  die  Bemerkung 
stehen  „ungezwimt".  Wer  solches  ohne  diese  Aufschrift  feilbot, 
wurde  nach  dem  Reglement  von  1767  bestraft.*)  1743  wurde 
durch  ein  Mandat  für  das  Dämpfen  und  Beschmutzen  von  Seide 
die  Strafe  der  Spinnstube  oder  des  Schallen werks  angedroht.®) 

Auch  die  Dichte  des  Gewebes  wurde  reglementarisch  bestimmt, 
und  zwar  in  der  Weise,  daß  für  jede  Qualität  bei  gleicher  Breite 
die  Zahl  der  Fäden  des  Zettels  festgesetzt  wurde.  Die  Tücher 
bekamen  Nummern  je  nach  der  Qualität. 

I)  J.  B.  V.  395.  a)  Mao.  U.  55.  3)  Man.  U.  81.  4)  J.  B.  VI.  94. 

5)  Die  Bestimmung  wurde  1790  aufgehoben;  die  Bezeichnung  „ungezwirnt** 
ixrurde  weggelassen,  dagegen  mußten  die  gezwirnten  mit  dem  Wort  „gezwirnt"  be- 
zeichnet werden.   Man.  W.  33a. 

6)  J.  B.  IV.  a86. 
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Nr.  1  hielt  lo  Tngeo  (ä  40  Fftdeo)       Nr.  6  hielt  30  Tragen 

II    3      11     34        „  „     8      „     34        n 

II    4      M    26        „  „    9      „    36        „ 

M     5      I.    a8        „  „  10      „  <36        .,      ») 

Der  Einschlag  sollte  in  Feinheit  mit  der  Kette  überein- 
stimmen. An  die  Strumpfweber  erging  der  Befehl,  die  Strümpfe 
gehörig  zu  walken  2),  aber  auch  die  Nadeln  und  die  Maschinen  rein 
zu  halten.  Der  leinene  und  baumwollene  rohe  Faden  durfte  leicht 
eingeseift,  der  blaue  mit  Indigo  gefärbt  werden.')  Die  zum  Schwarz- 
färben bestimmten  Tücher  mußten  zuerst  blau  gefärbt,  dann  ge- 
stempelt und  erst  nachher  schwarz  gefärbt  werden.^)  Den  Perücken- 
machem  wurde  strenge  verboten,  für  neue  Perücken  alte  Haare 
zu  verwenden  oder  auch  nur  mit  neuen  zu  vermischen;  sie  durften 
übrigens  Perücken  aus  alten  Haaren  verkaufen,  .aber  nur  unter 
der  Bezeichnung  „alte  Haare",  bei  Strafe  der  Konfiskation  und 
drei  Talern  Buße.^)  Die  Reglemente  von  1722  und  1727  wenden 
sich  hauptsächlich  gegen  die  Verwendung  von  altem  oder  unzweck- 
mäßigem Material,  wie  Wolle,  Ziegenhaar,  Crin  (Schweif-  und 
Mähnenhaare.®) 

Der  Uhrenfabrik  Ador  und  Bonard  wurde  1759  die  Feinheit 
ihrer  Produkte  ebenfalls  vorgeschrieben.  Tabakdosen,  Ketten, 
Schalen  u.  s.  f.  mußten  aus  achtzehnkarätigem,  die  Emailarbeiten 
aus  zwanzigkarätigem  Golde  hergestellt  werden.  Die  Unternehmer 
versprachen  im  Vertrag,  kein  Silber  unter  0,833  Feinheit  zu  ver- 
wenden "O,  und  nur  gute  und  dauerhafte  Ware  zu  liefern,  besonders 
den  Privaten  in  der  Hauptstadt  und  den  übrigen  bernischen  Städten 
Garantie  dafür  zu  geben.  Ebenso  verbot  das  Reglement  den  Uhr- 
steinschleifem  im  Jouxthale  allen  Betrug,  z.  B.  einen  Stein  unter 
einem  andern  Namen  zu  verkaufen,  oder  den  obern  Teil  aus  einem 
echten  Steine,  Diamant,  Saphir,  Smaragd,  den  untern  aus  einem 
falschen  herzustellen  oder  die  Steine  zu  färben. 

c.  Andere  Bestimmungen.  Um  eine  Kontrolle  der 
Produkte  und  ihrer  Güte  zu  ermöglichen,  suchte  man  manche 
Manufakturen  in  der  Stadt  zu  behalten.     Die  auf  dem  Lande  her- 


i)  Nach  dem  Reglement  von  1767.    X761  hielt  Nr.  4  wenigstens  25,  Nr.  5  38 
Nr.  6  30  Tragen. 

2)  J.  B.  la  59.  3)  J.  B.  VI.  45  ft  4)  J.  B.  n.  46. 

5)  J.  B.  la  ai7.  1719. 

6)  J.  B.  II.  147,  aa8.     Das    Reglement    von  1739  entbftlt  eine  Anzahl   DetaiU 
Vorschriften. 

7)  Dix  deniers  de  fin;  douze  deniers  «>  sechzehnlötig  «9  reines  Silber. 
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gestellte  Ware  entzog  sich  jeder  Aufsicht,  wenn  nicht  eine  Meister- 
schaft bestand,  oder  wenn  der  Weber  nicht  für  einen  Verleger  in 
der  Stadt  arbeitete.  So  suchte  man  die  Wirkerei  dadurch  auf 
die  Stadt  zu  beschränken,  daß  die  Ausfuhr  von  Maschinen  auf 
das  Land  möglichst  erschwert  wurde.  Ein  Transport  in  Dörfer 
wurde  nur  gestattet,  wenn  die  Stühle  vorher  dem  Kommerzienrate 
oder  der  Meisterschaft  angeboten  worden  waren,  ohne  daß  jemand 
sie  zu  kaufen  wünschte  ;  die  Stadtmeister  hatten  auch  nach  dem 
Verkauf  an  einen  Landweber  noch  das  Zugrecht.  Außer  dem  ge* 
nannten  Grunde  für  diese  Maßregel  kam  noch  der  Umstand  dazu, 
daß  infolge  der  billigeren  Lebenshaltung  auf  dem  Lande  der 
dortige  Lieferant  kleinere  Preise  haben  konnte,  wodurch  die  Löhne 
in  der  Stadt  gedrückt  wurden,  oder  das  Handwerk  zur  Aus« 
Wanderung  auf  das  Land  genötigt  war.  Soweit  die  letztere  Argu- 
mentation in  Betracht  kommt,  haben  wir  es  schon  mit  einem 
sozialen  Momente  zu  tun;  ebenso  in  gewissem  Sinne,  wenn  die 
Lohnverhältnisse  festgesetzt  wurden;  doch  hatten  diese  auch  den 
Zweck,  die  Ware  konkurrenzfähig  zu  machen,  besonders  in  der 
Zeit  von  Absatzkrisen,  in  denen  man  übrigens  oft  mit  Ein- 
willigung der  Behörde  von  den  sonstigen  Lohnansät^en  abwich.  0 

Die  organisierten  Handwerker  trafen  auch  Maßregeln  mit  dem 
Zwecke,  allen  Ausübenden  gleichmäßig  Arbeit  zu  verschaffen,  in- 
dem die  Zahl  der  Arbeiter  oder  der  Wirkstühle  festgesetzt  wurde. 
Übrigens  sorgte  man  dadurch  für  eine  Regelung  der  Produktion 
und  wollte  Überproduktion  und  Absatzkrise  vermeiden.  In  der 
Hausindustrie  war  solches  nicht  möglich. 

Das  Reglement  für  die  Strumpfweber  von  1765  erlaubte  zwar 
allen  Meistern  unter  normalen  Verhältnissen  eine  beliebige  Anzahl 
von  Stühlen,  aber  für  Zeiten  verminderter  Nachfrage  sah  es  eine 
Beschränkung  dieser  Freiheit  vor.  Dem  Fabrikanten  Roux  wurde 
1726  erlaubt,  sich  in  Bern  mit  fünfundzwanzig  Stühlen  nieder* 
zulassen,  die  er  aber  nach  und  nach  auf  fünfzehn  reduzieren 
sollte.  2) 

d.  Schau,  Stempelung,  Messung.  Ueberwacht  wurden 
alle  genannten  Vorschriften  durch  besondere,  dazu  verordnete 
Personen,  die  aus  dem  jeweiligen  Berufe  selber  genommen  wurden, 
da  sie  Sachverständige  sein  mußten.     Sie  waren  eriahme  Meister, 

I)  Der  fuderte  Preis  für  fertige  Strttmpfe  wurde  17^8  aufgehoben  (J.  B.  II,  328) 
SU  einer  Zeit,  da  die  Wirkerei  damiederlag  (Man.  K.  143).  Das  bedeutete  ein  Sinken 
der  ArbeitalOhne. 

a)  J.  B.  n.  336. 


—     102    — 

da  wo  es  sich  um  solche  bandehi  konnte  (Meisterschaften);  vor 
ihrem  Amtsantritt  hatten  sie  einen  Eid  zu  leisten,  weshalb  sie 
„geschworene  Meister"  genannt  wurden.  In  der  Leinwand-  und 
Baumwollindustrie,  wo  es  nicht  Meister  und  Gesellen  gab,  wurde 
die  Aufsicht  erfahrnen  Webern  übertragen. 

In  der  Strumpf  webermeisterschaft  gab  es  in  Bern  1703  unter 
34  Meistern*)  vier  beeidigte;  1724  sechs,  1780  wieder  vier,  davon 
zwei  deutsche  und  zwei  welsche.  Ihre  Aufgabe  war,  alle  Strümpfe 
vor  dem  Verkauf  zu  besehen  und  zu  zeichnen;  sie  mußten  auch 
zugegen  sein,  wenn  ein  Verleger  Wolle  zum  Arbeiten  gab  oder 
wenn  er  die  fertigen  Strümpfe  vom  Meister  zurückerhielt.  2)  Die 
Besichtigung  der  Wolle  wurde  nach  zwei  Jahren  (1726)  wieder 
abgeschafft.  Die  Ware  wurde  übrigens  auch  von  den  Meistern 
selber  gezeichnet,  von  jedem  mit  seinem  eigenen  Zeichen,  um  die 
Arbeit  jedes  einzelnen  kontrollieren  zu  können.')  Die  Kontrolle 
der  Wirkmaschinen  (Stühle),  die  sich  auf  die  richtige  Konstruktion, 
die  vorgeschriebenen  Größenverhältnisse  und  die  Reinhaltung 
bezog,  gehörte  ebenfalls  in  die  Pflicht  der  „Geschwomen".  Wenn 
sie  Fehler  fanden,  so  zeigten  sie  sie  dem  Fabrikanten,  für  den 
der  betreffende  Meister  oder  Geselle  arbeitete,  an,  bei  mehrmaliger 
Wiederholung  erfolgte  Anzeige  an  den  Direktor  der  Manufaktur. 
In  der  Wollenmanufaktur  untersuchten  ein  Meister  und  ein  Kauf- 
mann gemeinsam  mit  dem  Commis  die  Tücher.  Sie  zeichneten 
die  währschaften  und  zerschnitten  die  untauglichen  in  zwei  Teile. 

Eine  gleiche  Kontrolle  übten  die  geschwomen  Meister  der 
Perückenmacher.  Auch  sie  zeichneten  die  nach  Vorschrift  ge- 
machte Ware,  und  hatten  das  Recht,  die  Arbeiter  zu  besuchen, 
wann  es  ihnen  beliebte.  Außerdem  mußte  jede  Perücke  das 
Zeichen  des  Fabrikanten  tragen,^) 

In  der  Baumwoll-  und  Leinwandmanufaktur  hießen  die  Auf- 
seher einfach  Messer.  Sie  wurden  erst  eingeführt  mit  den  Regle- 
menten,  also  1761,  bez.  1758;  ihre  Zahl  betrug  für  die  Leinwand 
1761  sieben,  später  vermehrte  man  sie  auf  sechzehn.  Zur  Kontrolle 
der  Baumwolltücher  waren  ihrer  siebzehn  bestellt.  Wir  geben 
nachstehend    das    Verzeichnis    derselben    von     1785,     samt     den 


l)  Darunter  sind  nur  drei  deutsche  Namen,  alle  andern  Franzosen, 
a)  J.  B.  n.  187. 

3)  J.  B.  IL  187.  IV.  45.   In  der  Haasmanufaktur  mit  dem  Zeichen  des  Webers. 

4)  Als  17 19  das  Verwenden  von  alten  Haaren  verboten  wurde,  sollten  die 
noch  aus  solchen  hergestellten  Perücken  mit  schwarzem,  die  nach.  Reglement  ver* 
fertigten  mit  rotem  Wachs  gezeichnet  werden.   (J.  B.  IL  147  ff.) 
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Zeichen,  die  sie  auf  die  gemessenen  Tücher  stempelten  und  den 
Maßen  der  gezeichneten  Stoffe.')  Wahl,  Absetzung  und  Bestrafung 
bei  Pflichtversäumnis  erfolgte  durch  den  Kommerzienrat.*) 

Jedes  Stück  mufite  vor  dem  Verkauf,  ja  schon  vor  dem 
Transport  auf  die  Bleiche,  dem  Messer  des  Kreises  vorgelegt 
werden.  Dieser  untersuchte  es  auf  die  Qualität.  Fand  er  es  un- 
genügend, so  zerschnitt  er  es,  ganze  Stücke  in  vier,  halbe  in  zwei 
Teile.  Waren  die  Anforderungen  des  Reglements  erfüllt,  so  maß 
er   es    und    stempelte   auf   ein   Ende    sein  Zeichen,    die  Zahl    der 

Messung  der  Leinwand  vom  1.  September  1796 
bis  1.  September  1797. 


» .                               ■- .    .-                 ■ —  . 

■gjs 

Fremde 
Stocke 

c 

Messplatz 

Name  des  Messers 

•«3  2 
£05 

I.  Langenthai  ^ 

53 

64 

__ 

2.         do. 

10 

— 

— 

3.  Rohrbach  <) 

Daniel  May 

945 

17 

— 

4.  Huttwyl 

Johannes  Minder 

953 

145 

— 

5.  Eriswyl 

Caspar  Schmied 

666 

67 

7 

6.      do. 

Job.  Ludwig  Heiniger 

1429 

265 

«5 

7.  Langnau 

Job.  Habegger 

867 

— 

^ 

8.  Darrenroth 

Andreas  Schir 

13Ö9 

— 

2 

9.  Sumiswald 

Caspar  Hirsbninner 

2209 

— 

15 

10.  Gundiswyl 

Andreas  SchAr 

129 

105 

— 

II.  Melcbnau 

Samuel  KUer 

377 

loi 

— 

12,  Raderswyl 

Hans  Äschlimann 

39 

— 

— 

13.  MadiswyP) 

Hans  Ulrich. WÜchU 

I  146 

— 

— 

14.  Zofingen 

Rud.  Schauenberg 

— 

— 

— 

IS.  Kolliken 

Sam.  Matter 

22 

— 

— 

16.  Burgdorf 

Joh.  Heinr.  Aschlimann 

787 

— 

— 

II 021 

764 

1      49 

I)  Das  Jahr  1785  wurde  gewAhlt,  weil  es  den  Höhepunkt  der  Banm^Rrollen- 
fabrikation  bedeutet. 

a)  Man.  S.  301,  310,  318.  Die  geschwomen  Meister  der  Strumpfweber  wurden 
von  der  Meisterschaft  gewählt,  ebenso  die  der  Perruquiers,  und  zwar  für  2  Jahre. 
Jedes  Jahr  trat  einer  aus. 

3)  Tuchlaubenware,  hieländische  138  Stflck,  fremde  33  Stflck.  Unter  Tuch- 
laubenware verstand  man  Leinwand  „von  fast  unzflhligen  Arten,  verschiedener 
Qualit&t,  Länge  und  Breite,  welche  alle  Dienstag  zu  Langenthai  unter  der  Tuch- 
lauben  verkauft  und  daher  Tuchlauben  war  benennet  wird*.  (Man.  U.  84).  Sie 
stand  also  außerhalb  der  reglementarischen  Vorschriften. 

4)  Davon  sind  ^4  breite  32  Stflcke. 

5)  Davon  sind  ^/4  breite  15  Stflcke. 
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Ellen  nnd  Tragen  und  das  Wort  ,3ern",  und  ließ  dieses  ge- 
zeichnete Ende  aus  dem  gerollten  Stücke  heraushängen.  Später 
wurde  je  nach  der  Qualität  unterschieden  zwischen  ,,Bem'*  und 
„Gering**.  Nach  und  nach  bildete  sich  sogar  der  Brauch  aus, 
das  Wort  ,, gering**  zwei  Mal  aufzustempeln ;  man  bezeichnete 
damit  ganz  minderwertige  Ware.  Der  Kommerzienrat  befahl  aber 
1778,  dies  zu  unterlassen,  und  solchen  Geweben,  die  das  Attribut 
„gering**  nicht  verdienten,  nur  das  Zeichen  des  Messers  zu  geben. 
„Gering**  bezeichnete  übrigens  nach  dem  Reglement  von  1771 
nicht  einmal  geringe  Qualität,  sondern  geringere  Breite. 

Das  Zeichnen  geschah  entweder  im  Hause  des  Messers,  oder, 
in  abgelegenen  Ortschaften,  auf  einem  gemeinsamen  Meßplatz. 
Das  Messen  im  Hause  des  Webers  war  untersagt.  Traute 
ein  Käufer  einem  Messer  oder  dem  angegebenen  Maße 
nicht,  so  hatte  er  das  Recht,  das  Stück  nachmessen  zu  lassen; 
der  Befund  des  zweiten  Messers  war  endgültig.  Die  Weber  waren 
gezwungen,  ihr  Tuch  bei  dem  Angestellten  ihres  Bezirkes  messen 
und  schauen  zu  lassen;  eine  Ausnahme  wurde  nur  gemacht  für 
solche,  denen  der  Schauer  zu  nahe  verwandt  war.  Außer  den 
im  Bembiet  gewobenen  wurden  auch  die  fremden  Tücher  vor 
dem  Verkaufe  gezeichnet;  überhaupt  wurde  streng  verboten,  irgend 
ungezeichnetes  Tuch  zu  kaufen  oder  zu  verkaufen,  und  die  Buße 
traf  den  Käufer  ebenso  wie  den  Verkäufer. 

Ungefähr  die  gleichen  Maßnahmen  finden  sich  bei  der  Lein- 
wand.^) Als  Grundlage  der  Messung  wurde  nach  Langenthai 
ein  Stab  von  zwei  Bern-Ellen  und  zwei  Bemzoll  geliefert,  der 
dort  als  „Mutter-EU**  aufbewahrt  wurde,  und  der  als  Vorbild  für 
alle  andern  Maßstäbe  diente,  die  allein  zur  Messung  der  Leinwand 
gebraucht  werden  durften.  Nach  der  Messung  stempelte  der 
Schauer  das  Stück  mit  dem  Worte  „^ern**,  seinen  Initialen  und 
der  Zahl  der  Ellen.  Den  Messern  war  der  Handel  mit  Tüchern 
strenge  verboten.  Allen  war  auch  die  Aufsicht  über  die  Web- 
stühle übertragen;  nicht  nur  sollten  sie  die  Weber  von  Zeit  zu 
Zeit  besuchen,  sondern  die  Blätter  mußten  gestempelt  werden, 
bevor  sie  montiert  wurden.^) 


1)  Der  Zuiatz  des  Daumens  (Daumenbreite)  zu  jeder  Elle,  der  bisher  oft 
gemacht  wurde,  wobei  aber  Ungleichheiten  entstanden,  wurde  abgeschafft,  ebenso 
die  zwei  Zn-EUlen,  wenn  solche  nicht  ausdrQcklich  vorbehalten   wurden. 

2)  Die  Blatter  sollten  mit  den  „JOchlin**  durch  hölzerne  Nigel  verbunden, 
und  ,,mit  dem  Bär  so  gezeichnet  werden,  daB  der  einte  theil  desselben  auf  das 
JOchlin,  der  andere  theil  aber  auf  die  Schinnen  zu  stehen  komme.** 
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Die  Messer  bezogen  ihre  Entschädigungen  von  den  Webern. 
Regel  war  ein  Batzen  für  das  ganze  Stück,  zwei  Kreuzer  für  das 
halbe,  ein  Batzen  für  jede  Perücke.  Andere  Einnahmen  konnten 
ihnen  zufließen,  so  bezogen  die  Geschwornen  der  Strumpfweber 
von  jedem  Stuhl,  der  außerhalb  der  Stadt  für  einen  Verleger  in 
der  Stadt  arbeitete,  jährlich  zwanzig  Batzen  ')>  außerdem  waren 
sie  von  der  Meisterschaft  besoldet.  2) 

Gewissenlose  Fabrikanten  kamen  dazu,  die  obrigkeitlichen 
Stempel  zu  fälschen.  Ein  solcher  Fall  wurde  1770  in  Schaf fis- 
heim  entdeckt.  Der  Gerichtsherr  Paul  Rudolf  Brutell  hatte  zwei 
Stempel  stechen  lassen,  einen  mit  „Bern",  einen  mit  „Fremd"'). 
Die  Buße  wurde  vom  Landvogt  von  Lenzburg  ausgesprochen; 
sie  betrug  für  die  855  falsch  gezeichneten  Stücke  zweitausend 
Pfund*),  die  vom  Angeklagten  „sofort  mit  Dank  angenommen" 
wurde.  Zudem  verhängte  der  Große  Rat  noch  eine  Disziplinar- 
strafe, nach  w^elcher  er  „für  ein  Jahr  lang  zu  dem  Arrest  in  dem 
Umfang  seiner  dortigen  Fabrik  verfällt  sein  sollte,  die  Besuchung 
des  Gottesdienstes  in  der  Kirchen  zu  Staufberg  allein  ausge- 
nommen".^) Der  Verleider,  Messer  Häfeli,  trug  eine  Belohnung 
von  96  Kronen  davon,  während  204  Kronen  in  die  Kasse  für  die 
Unterstützung  nützlicher  Manufaktur  wanderten.^)  Wegen  Zu- 
widerhandlung gegen  das  Reglement  (seine  Tücher  hatten  weder 
die  verlangte  Anzahl  Tragen,  noch  die  richtige  Länge)  wurde 
Sam.  Woodtli  von  Aarburg  zu  400  Pfund  Buße  und  der  Hälfte 
der  Kosten  verTjrteilt. ")  Die  andere  Hälfte  trug  der  Messer,  der 
die  Tücher  ungeprüft  durchgelassen  hatte.  Er  wurde  seiner 
Stelle  entsetzt.») 

Die  Oberaufsicht  über  das  Ganze  führte  der  Kommerzienrat. 
Seine  Mitglieder  teilten  sich  so  in  diese  Aufgabe,  daß  jedes  eine 
Manufaktur  unter  sein  Protektorat  und  seine  Aufsicht  nahm.  Die 
Einrichtung  wurde  1720  getroffen.*)  Wichtige  Beschlüsse  wurden 
natürlich  von  der  Behörde  in  corpore  gefaßt,  kleinere  Geschäfte 
konnte  der  „Direktor"  allein  erledigen. 

Als  Beispiel  möge  die  Instruktion  für  den  Direktor  der 
Strumpf  Wirkerei    gelten,     wie    sie     1769    vom    Kommerzienrat    be- 


I)  J.  B.  n.  187.         2)  J.  B.  VI.  183.  3)  Man.  T.  ai8,  227.  J.  B.  VL  203  a 

4)  Vom  Stock  3  Pfd.  statt  nach  Reglement  6,    macht    2565  Pfd.,   wovon  565 
erlassen  wurden  (Man.  T.  252). 

5)  Man.  T.  237.  6)  Man.  T.  261.  7)  Man.  U.  251.  8)  Man.  U.  320. 
9)  Man.  G.  IL  II.      Es    gab    einen    Direktor    der    Hut-,   Tuch-,    Leinwand-, 

Seiden-,  Indicnne-  und  Seidenfabrik  und  der  Gerberei. 
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schlössen  wurde.  0  Der  Direktor  präsidierte  das  große  Hand- 
werksgebot, dessen  Traktandenliste  er  nach  seinem  Gutfinden  be- 
stimmte. Er  hatte  darin  den  Stimmentscheid  bei  Stimmengleichheit. 
Er  prüfte  die  Rechnungen  und  hatte  die  Aufsicht  über  die  Ver- 
wendung der  Gelder;  er  siegelte  die  Lehrverträge  und  Lehrbriefe, 
sprach  die  Bufien  aus,  wenigstens  in  Fällen  von  geringer  Wichtig- 
keit, schlichtete  die  kleinen  Händel  zwischen  Verleger  und  Arbeiter, 
Meister  und  Geselle  usw.,  während  er  die  größeren  an  den  Kom- 
merzienrat  wies;  er  urteilte  bei  Schalthändeln  und  „kleinen 
Schlägereien",  wenn  die  Parteien  vor  ihm  erschienen;  wichtige 
Fälle  überwies  er  dem  Gerichtsschreiber.  Überhaupt  überwachte 
er  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  Reglemente  im  Einzelnen 
und  sollte  den  Meistern  mit  Rat  und  Tat  beistehen. 

e)  Erfolg.  Wir  können  behaupten,  daß  die  Bestimmungen 
den  Verhältnissen  angepaßt  waren.  Der  Kanton  Bern  war  trotz 
seiner  verhältnismäßigen  Größe  doch  klein  genug,  daß  die  Bedürf- 
nisse in  den  verschiedenen  Landesteilen  nicht  zu  stark  differierten, 
daß  aber  auch  eine  Behörde  mit  dem  Volke  in  Berührung  treten 
konnte.  Und  der  Kommerzienrat  tat  das  in  ausgiebigster  Weise. 
Dazu  diente  die  Institution  der  Direktoren,  die  an  den  Meister- 
schaftsversammlungen teilnahmen,  die  auch  sonst  oft  mit  den 
Arbeitern  in  Berührung  kamen ;  ein  anderes  Mittel  war  die  Übung, 
bei  wichtigen  Beschlüssen  erfahrene  Meister  um  ihren  Rat  zu 
fragen,  sei  es,  daß  sie  zu  der  Versammlung  des  Kommerzienrats 
eingeladen  wurden,  sei  es,  daß  ihnen  die  Projekte  schriftlich  mit- 
geteilt wurden,  mit  der  Aufforderung,  sie  zu  begutachten.  2)  Nicht 
am  wenigsten  waren  die  Reisen  in  die  Zentren  der  BaumwoU-  und 
Leinenindustrie  dazu  angetan,  die  Mittel  kennen  zu  lernen,  die  die 
Industrie  fördern  konnten.  In  manchen  Reglementen  heißt  es  aus- 
drücklich, daß  sie  vom  Kommerzienrate  mit  Hilfe  der  Meisterschaft 
aufgestellt  worden  seien.') 

Freilich,  vom  Standpunkte  der  Gewerbefreiheit  aus  betrachtet, 
enthielten  die  Regulative  manche  Bestimmung,  die  wir  als  hart 
bezeichnen  müssen;  zudem  lasteten  die  Abgaben  an  die  Kasse  der 
Meisterschaft  bei  Beginn  und  am  Ende  der  Lehrzeit,  bei  der  Beför- 
derung zum  Meister,  die  Bezahlung  des  Schauens  und  Messens, 
schwer  auf  den  Arbeitenden.  Aber  im  Zeitalter  der  Reglemente, 
wo  sie  gewissermaßen  die  Gewerbeschulen  vertraten,  empfand  man 
das  weniger.     Wir  fanden  im  ganzen  System  nirgends  Vorschriften, 


I)  J.  B.  VI.  183.  2)  Man.  U.  81.  3)  Man.  J.  257,  265. 
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die  einer  Industrie  direkt  gefährlich  werden  konnten^),  oder  wenn 
solche  bestanden,  so  wurden  sie  rechtzeitig  abgeschafft^);  überhaupt 
ist  zu  loben,  daß  der  Kommerzienrat  nicht  bureaukratisch  an  be- 
stehenden Erlassen  festhielt.  Das  beweisen  schon  die  so  häufigen 
Erneuerungen,  Zusätze  und  Abänderungen  der  Reglemente.  Auch 
war  den  BaumwoUwebem  erlaubt,  außer  den  reglementarischen 
Tüchern  noch  andere  zu  verfertigen  und  zu  verkaufen.  Diese 
wurden  zwar  von  den  Messern  kontrolliert,  aber  der  Staat  über* 
nahm  keine  Garantie.') 

Meisterschaften  und  damit  die  Regulative  ließ  man  eingehen, 
wenn  man  fand,  sie  hätten  keinen  Zweck  mehr.  So  beschloß  man 
1778,  die  Meisterschaft  der  Leinwandfabrikanten  des  Oberaargaues 
nicht  wieder  zu  errichten,  da  die  Fabrikation  im  Lande  blühe,  und 
»weil  man  fast  in  ganz  Europa  einsiehet,  daß  Freiheit  und  Con- 
currenz  die  Grundlagen  der  Handlung  seien,  daß  Fleiß  und  Arbeit- 
samkeit nicht  durch  beschwerliche  Handwerksartikel  eingeschränket 
werden  müssen,  und  aus  eben  dieser  Überzeugung  an  denen  meisten 
Orten  die  Innungen,  Zünfte  und  Handwerksgebräuche  abgeschafft 
worden".*)  1764  hatten  sich  die  Meisterschaften  der  Uhrmacher 
in  der  Waadt  überlebt;  sie  waren  geschaffen  worden  (die  in  Lau- 
sanne 1723),  um  die  Uhrenmacherei  und  zwar  die  „Finissage"  auf- 
zunehmen; nachdem  sich  die  Unmöglichkeit  gezeigt  hatte,  gegen 
das  beherrschende  Genf  aufzukommen,  wurden  die  Meisterschaften 
von  Lausanne  ^)  und  von  Rolle  ^)  aufgehoben,  dagegen  erhielt  man 
die  von  Vevey  aufrecht,  hauptsächlich  wegen  der  dortigen  Fabrik 
Michod,  in  der  Staatsgelder  steckten.') 

Der  Erfolg  der  Regulative  blieb  gerade  in  der  Uhrenmacherei 
aus,  während  in  Neuenburg  die  „Kunst''  auch  ohne  sie  mächtig 
sich  entwickelte.*)  Wir  brauchen  aber  nicht  den  Reglementen  die 
Schuld  zu  geben,  suchen  den  Grund  viel  eher  in  der  Nachbar« 
Schaft  Genfs,  das  auch  bei  völliger  Freiheit  nicht  aus  dem  Feld 
geschlagen  worden  wäre.     Trotz  der  Vorschriften  ging  auch    die 

1)  Beispiele  bei  Röscher  697. 

2)  Wie  die  Vorschrift  Ober  das  Zwirnen  der  baumwollenen  Kette. 

3)  In  der  Statistik  der  Messer  erscheint  jedes  Jahr  eine  Rubrik:  Aufier 
Reglement 

4)  Einfluß  der  Physiokrateo.  Die  Wirkerei  war  im  Niedergang,  darum  ver- 
suchte man  es  1780  mit  einem  neuen  Reglement.  Übrigens  war  man  zu  der  Ein- 
sicht noch  nicht  in  ganz  Europa  gelangt,  in  Frankreich  rftumte  damit  erst  die 
Revolution  auf. 

5)  J.  B.  VI.  21.  6)  1776;  J.  B.  VI.  324.  7)  J.  B.  VL  39«- 
8)  J.  B.  VI.  21. 
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Wirkindustrie  rückwärts,  hauptsächlich  infolge  der  englischen 
Konkurrenz.  Ob  dem  Schlendrian  in  der  hiesigen  Fabrikation 
die  Schuld  beizumessen  ist?  Tatsache  ist,  daß  manche  Arten 
schon  in  den  sechziger  Jahren  hier  nicht  mehr  hergestellt  werden 
konnten,  wohl  weil  die  Verbesserung  der  Wirkmaschinen  nicht 
fortgeschritten  war.  Dagegen  ging  die  Leinwand-  und  Baumwollen- 
manufaktur gut,  trotz  der  Ausfuhrschwierigkeiten  infolge  der  Ände- 
rung der  französischen  Zollverhältnisse  durch  die  Revolution.  Die 
Abgeordneten,  die  1766  die  erste  Reise  in  den  Aargau  ausführten, 
erklärten,  „daß  ein  großes  Zutrauen  zwischen  den  Kaufleuten  und 
Webern  walte,  so  daß  öfters  ein  einziges  Wort  ohne  weiteres 
märthen  den  Kauf  schließet",  und  sie  schrieben  dies  dem  Ansehen 
zu,  das  die  staatliche  Protektion  der  Fabrikation  verlieh.  Auch  die 
Weber  erklärten  ihre  Zufriedenheit,  und  einer  beteuerte,  er  hätte 
ohne  das  Reglement  sein  Gewerbe  aufgeben  wollen. 

2.  Soziale  Bestimmungen. 

Vorschriften  über  den  Arbeiterschutz  und  über  das  Verhältnis 
des  Arbeiters  zum  Arbeitgeber  überhaupt  sind  in  der  Schweiz  keine 
neuzeitliche  Erscheinung.     Schon  im  17.  Jahrhundert  gab  es  in  den 
Industriekantonen  solche,    und  im  18.  Jahrhundert  zeichneten  sich 
Zürich   und   Basel  durch   weitgehenden  Arbeiterschutz  aus.^)     Die 
Bemer    Gesetzgebung    über    die  Industrie  trägt   allerdings  in  weit 
geringerem    Maße    einen    sozialen   Charakter   als  die  züricherische. 
Ihr  Hauptziel  ist,  die  Industrie  im  Lande  einzuführen  und  zu  fördern. 
Während  die  Zürcher  Fabrikordnung  von  1717  die  Arbeitsverhält- 
nisse regelte,  ist  davon  in  der  fast  gleichzeitigen  Berner  Manufaktur- 
ordnung nicht  die  Rede.     Dennoch  gab  es  auch  in  Bern  einzelne 
Bestimmungen   sozialer  Natur,    sowohl  in   den  Meisterschaftsregle- 
menten.  als  in  Instruktionen  und  Verfügungen  des  Kommerzienrates. 
Allerdings  bestand  im  Bemerlande  wohl  nicht  das  große  Be- 
dürfnis   für   eine    einheitliche    Arbeiterschutzgesetzgebung,    wie    in 
Zürich.     Denn  eine  ganze  Anzahl  von  Industriezweigen  hatten  nur 
kleine  Bedeutung  und  beschäftigten  verhältnismäßig  wenige  Arbeiter^ 
zumal  diejenigen,  deren  Verlag  in  der  Hauptstadt  war.   Die  wichtigen 
Zweige   aber,   die   Leinwand-   und   Baumwollindustrie,  waren  nicht 
ausschließlich    auf    einen   Verlagsort  zentralisiert,   wodurch  im  all- 
gemeinen   das    Ferggerwesen   wegfiel    und    die  Arbeiter    mit  dem 


i)  Ä".  Bücher,   Arbeiterschutzgesetzgebung    in   der   Schweiz,   im   Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  2.  Aufl.  I.  588  ff. 
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kaufmännischen  Verleger  in  direkte  Berührung  kamen.  2Ientren 
der  Leinwandweberei  waren  Langenthai  und  Eriswil,  später  auch 
Walkringen  und  Burgdorf.  Dahin  brachten  die  Weber  an  den 
Markttagen  ihre  fertige  Ware  und  holten  daselbst  das  Garn  zu 
weiterer  Arbeit.  Sie  waren  wohl  selten  ausschließlich  Weber, 
sondern  trieben  neben  diesem  Berufe  Landwirtschaft,  oder  diese 
war  ihre  Hauptbeschäftigung,  und  sie  widmeten  sich  der  Weberei 
hauptsächlich  im  Winter.  Neben  dem  Verlagssystem  kamen  auch 
andere  Formen  industrieller  Tätigkeit  vor.  Man  verarbeitete  Hanf 
und  Flachs,  die  man  selber  gepflanzt  hatte,  zunächst  für  den  eigenen 
Bedari,  und  nur  ein  Überschuß  davon  kam  zum  Verkauf.  Außer- 
dem gab  es  viel  Lohnarbeit,  sei  es,  daß  der  Weber  das  Garn  eines 
andern  um  Lohn  zu  Hause  wob,  sei  es,  daß  er  dasselbe  auf  der 
Stör  tat.  Die  Mischung  dieser  Beschäftigungen  und  Gewerbsformen 
trug  gewiß  dazu  bei,  den  Arbeiter  selbständiger  und  unabhängiger 
zu  erhalten,  der  eines  gesetzlichen  Schutzes  weniger  bedurfte. 

Einige  Bestimmungen,  die  auch  eine  soziale  Bedeutung  haben, 
sind  schon  im  vorigen  Kapitel  genannt  worden,  z.  B.  die  Verord- 
nung, daß  verschiedene  Arten  von  Stoffen  gleiche  Länge  haben 
sollten,  die  Abschaffung  der  zwei  Zu-Ellen  usw.  Femer  sind  hervor- 
zuheben : 

a)  Kinderarbeit.  Es  ist  eine  der  vornehmsten  Aufgaben 
der  modernen  Arbeiterschutzgesetzgebung,  die  allzufrühe  Aus- 
nutzung der  menschlichen  Arbeitskraft  auf  Kosten  der  Gesundheit 
und  der  Erziehung  zu  verhindern,  die  ohne  staatliches  Eingreifen 
in  hohem  Maße  geübt  würde.  In  den  Ländern  mit  Schulzwang 
setzt  dieser  der  Ausbeutung  an  und  für  sich  einen  wirksamen 
Damm  entgegen  und  verhindert  den  frühzeitigen  Verbrauch  der 
noch  unentwickelten  Kräfte.  Das  18.  Jahrhundert  kannte  den 
obligatorischen  Schulbesuch  für  alle  Schichten  der  Bevölkerung 
nicht,  wenigstens  nicht  in  dem  Maße,  daß  die  Ven^'endung  von 
Kindern  in  Fabriken  unmöglich  gewesen  wäre.  Völlig  unkontrollier- 
bar, so  gut  wie  'heute,  war  die  Kinderarbeit  in  der  Hausindustrie ; 
vielleicht  war  das  Schicksal  der  Kinder  damals  nicht  schlimmer 
als  heute,  wo  das  durch  den  Schulbesuch  Versäumte  zwischen  der 
Schule  nachgeholt  werden  muß.  Aber  auch  sonst  wurden  Kinder 
viel  in  der  Industrie  verwendet;  manche  Hantierungen  erforderten 
so  wenig  körperliche  Arbeit,  daß  man  gerade  Kinder  dafür  am 
geeignetsten  hielt. 

Der  Kommerzienrat  —  und   nicht   allein  er  —  betrachtete  die 
Beschäftigung  der  Kinder  in  der  Industrie  als  hervorragendes  Mittel 
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der  Erziehung  zur  Industrie.  Auf  diese  Weise  sollten  tüchtige 
Arbeiter,  gewerbskundige  Meister  gebildet  und  die  Industrie  über- 
haupt ins  Volk  getragen  werden.  0 

Pestalozzi  beschäftigte  auf  seinem  Neuhof  Kinder  vom  sechsten 
Altersjahre  an  mit  Baumwollspinnen  und  erwarb  sich  dadurch 
die  Gunst  des  Kommerzienrates.^)  Wenn  die  Kinder  in  der  Hut 
des  Menschenfreundes  Pestalozzi  keines  staatlichen  Schutzes  be- 
durften, so  war  das  von  andern  wohl  nicht  anzunehmen.  Wir 
wissen  nicht,  ob  soziale  Bedenken  mit  schuld  waren  an  der  Ab- 
weisung des  Wollenspinners  Zingg  aus  der  Herrschaft  Wildenstein, 
der  den  Vorschlag  gemacht  hatte,  die  Armen  des  Klosters  Königs- 
felden  vom  achten  Jahre  an  das  Wollenspinnen  zu  lehren,  wofür  er 
aber  nebst  namhafter  Unterstützung  durch  die  Regierung  verlangte, 
daß  die  Kinder  bis  zum  sechzehnten  Altersjahre  bei  ihm  arbeiteten. 
Die  Abweisung  erfolgte  aus  formellen  „nebst  vielen  anderen 
Gründen".^) 

Tatsache  ist,  daß  schwächliche  Kinder  zu  der  Industrie  heran- 
gezogen wurden.  1678  wurden  alle  Gesellschaften  aufgefordert, 
die  armen  Kinder,  die  von  ihnen  Almosen  genossen,  anzugeben 
und  auf  dem  Rathaus  vorzustellen,  damit  sie  zur  Erlernung  der 
„Seiden-,  Wollen-  und  Leinwaht-Arbeit"  angehalten  würden.  Solchen, 
die  sich  weigerten,  sollte  das  Almosen  „gezuckt"  werden,  während 
die  andern  es  behalten  und  für  ihre  Arbeit  einen  kleinen  Lohn 
beziehen  sollten,  bis  sie  selbständig  wären.*)  Dem  Seidenfabrikanten 
Abraham  Straßer  wurden  1714  24  Waisenkinder  des  obern  Spitals 
in  die  Lehre  gegeben;  sie  sollten  Seidenweben  und  -Winden, 
Wollenkämmen  und  -Spinnen,  Spinnen  von  Flachs,  Hanf  und 
Baumwolle,  Strumpfwirken,  Verfertigen  von  Taffet  und  Florband 
lernen.*)  Die  Kinderarbeit  war  also  nicht  nur  nicht  verboten, 
sondern,  um  die  Industrie  zu  fördern  und  um  die  Armenlast  zu 
verringern,  erwünscht.  Nur  einmal  erkennen  wir  eine  bestimmte 
Altersgrenze  für  den  Eintritt  von  Kindern  in  die  Industrie:  in  der 
Uhrmacherei.  Es  war  Ador  und  Bonard  untersagt,  Knaben  oder 
Mädchen  aufzunehmen,  die  nicht  das  dreizehnte  Jahr  zurückgelegt 
hatten.*)  Schwächliche  wurden  sogar  bevorzugt;  man  hatte  das 
Projekt,  ein  Haus  für  „prästhafte  Burgerkinder"  einzurichten,  wo 
diese    zu   einer    Manufaktur   herangezogen  und    daneben  in  Lesen 


I )  Vgl.  Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  I.  698  ff. 

-2)  Man.  U.  20,  25ff.,  ssff.,  58,  io2.  3)  Man.  K.  289.  (1731). 

4)  Pol.  B.  No.  8   S.  195-  5)  J.  B.  la  169  ff.  6)  J.  B.  V.  186  ff..  1759. 
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und  Schreiben  usw,  unterrichtet  würden.*)  Aber  in  der  Lehre 
wurden  doch  die  Kinder  gegen  allzu  starkes  Ausbeuten  geschützt, 
wie  wir  im  folgenden  Abschnitt  sehen  werden. 

b)  Lehrlingswesen.  Im  Lehrlingswesen  mußte  sich  die 
Aufsicht  und  der  Schutz  hauptsächlich  auf  zwei  Punkte  richten: 
Auf  die  Ausbeutung  der  Lehrlinge  durch  die  Meister  und  den 
Vertragsbruch  der  Lehrlinge. 

Es  wurde  Vorsorge  getroffen,  daß  auch  Arme  angenommen 
werden  konnten,  die  kein  Lehrgeld  zu  bezahlen  vermochten.  An 
dessen  Stelle  trat  eine  verlängerte  Lehrzeit  und  geringere  Löhnung, 
also  eine  Entschädigung  in  der  zweiten  Hälfte  der  Lehrzeit  für  die 
Mühe  des  Lehrmeisters  in  der  ersten.^)  Entweder  wurde  die  Höhe 
des  Lehrgeldes  im  Reglement  oder  in  einem  Vertrage  mit  dem 
Kommerzienrate  festgesetzt  3),  oder  noch  häufiger  den  Parteien, 
die  den  Vertrag  abschlössen,  überlassen.  Trat  der  obenerwähnte 
Fall  einer  Entschädigung  durch  längere  Lehrzeit  ein,  so  war  der 
Meister  besonders  gefährdet ;  denn  wenn  gewissenlose  Konkurrenten 
den  Jungen  vor  Beendigung  der  Lehrzeit  fortlockten,  so  blieb 
ihm  nur  der  Schaden.  Um  dies  zu  verhindern,  hatte  man  den 
Lehrbrief,  der  nur  nach  vollendeter  Lehrzeit  ausgestellt  wurde  und 
dessen  Besitz  Bedingung  zur  Erlangung  der  Meisterschaft  war.^) 
Das  Lehrgeld  mußte  im  Anfang,  oder  zu  Anfang  und  in  der  Mitte 
der  Lehrzeit  bezahlt  werden,  um  ein  vorzeitiges  Davonlaufen  zu 
verhindern.^)  Trat  letzteres  dennoch  ein,  so  wurde  der  Kom- 
merzienrat  angerufen,  der  aber  nicht  immer  die  Rückkehr  des 
Flüchtlings  verfügte,  wohl  wissend,  daß  das  einmal  erschütterte 
gegenseitige  Vertrauen  nicht  gewaltsam  hergestellt  werden  konnte.*) 
Um  späteren  Desertationen  vorzubeugen,  wenn  der  Beruf  einem 
jungen  Manne  nicht  zusagte,  wurde  eine  Probezeit  von  zwei  bis 
drei  Monaten  eingeführt.  Fand  am  Ende  der  Probezeit  eine  Lösung 
des  Vertrages  statt,  so  erfolgte  sie  ohne  gegenseitige  Entschädigung, 
wenn  der  Lehrling  unterdessen  nicht  auf  Kosten  des  Lehrherm 
verpflegt  worden  war.')   Dieser  wurde  auch  gegen  allfällige  Untreue 

1)  J.  B.  la.  II  ff.  In  dem  Stnimpfwcberrcglemeiit  von  1769  heißt  es,  der  Herr 
Direktor  werde  trachten,  zu  hinderD,  daß  gesunde,  und  zur  LaDdarbeit  tfichtige 
Bauemkinder  diese  Profession  erlernen.    (J.  B.  VI.  183  ff.). 

2)  Man.  A.  347.   J.  B.  V.  186  ff.  3)  J.  B.  V.  i86ff. 

4)  Man.  A.  347.   J.  B.  186  ff.  5)  J.  B.  L  169  ff.  V.  186. 

6)  So  erklärten,  als  17 16  dem  Seidenfabrikanten  Pierre  Boignot  zwei  Lchr- 
knaben  Ludwig  und  Karl  Perret  abgespannt  wurden,  dafi,  ,, weilen  vermutiidi  nach 
vorgegangenen  unbeliebigen  Worten  und  Werken  keine  Vcrtrauwligkeit  mehr  vor- 
handen   Er  Boignot  und  diesere  Knaben  voneinander  geschieden*'  sein  sollten« 

7)J.  B.  I86ff. 
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des  Lehrlings  gesichert,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade, 
durch  eine  Kaution  von  dreihundert  Franken,  an  der  sich  der 
Meister  schadlos  halten  konnte,  wenn  ihm  der  Lehrling  etwas  ent- 
wendete. Für  höhere  Beträge  war  der  Arbeitgeber  nicht  gesichert ; 
die  Vorschrift  bestand  nur  in  der  Uhrmacherei  und  Bijouterie 
(Vertrag  mit  Ador).') 

Durch  solche  Bestimmungen  erfuhr  der  Lehrmeister  eine  gewisse 
Sicherung.  Wie  wurde  der  Lehrling  gegen  allfällige  Übergriffe 
von  Seiten  des  Meisters  geschützt? 

Einen  Anklang  an  die  Festsetzung  eines  Normalarbeitstages 
fanden  wir  nur  ein  einziges  Mal,  für  die  Uhrmacherlehrlinge,  für 
die  eine  zehnstündige  Arbeitszeit  täglich  vorgesehen  war.  Wir 
werden  nicht  irren,  wenn  wir  annehmen,  daß  die  tägliche  Arbeits- 
dauer im  allgemeinen  eine  bedeutend  höhere  war,  besonders  wenn 
wir  wissen,  daß  das  Kommerzienhaus  im  Sommer  von  fünf  Uhr 
morgens  bis  neun  Uhr  abends,  im  Winter  von  sechs  bis  acht  Uhr 
offen  war.^)  Die  tägliche  Arbeitszeit  war  sonst  weder  für  Lehrlinge 
noch  Gesellen  festgelegt. 

Wenn  heute  den  Lehrlingen  wöchentlich  einige  Stunden  für 
den  Besuch  fachmännischer  Bildungskurse  während  der  Arbeitszeit 
eingeräumt  werden,  so  wurden  die  Lehrmeister  im  18.  Jahrhundert 
dazu  verpflichtet,  ihren  Lehrlingen,  die  noch  nicht  konfirmiert  waren, 
Gelegenheit  zu  geben,  'die  kirchliche  Unterweisung  zu  besuchen. '0 
Wenn  die  Lehrlinge  noch  Kinder  waren,  so  wurde  besondere 
Vorsorge  für^deren  Erziehung  (Zucht)  getroffen.  Es  wurde  der 
oben  erwähnte  Straßer  gehalten,  „einen  Zuchtmeister  in  seinen 
Kosten  zu  bestellen,  welcher  diese  Kinder  morgens  und  abends 
zum  betten  halte,  sie  auch  täglich  eine  Stund  oder  zwo  in  der 
Erkanntnuß  Gottes  wie  auch  im  Lesen  und  Schreiben  unterweise 
und  insgemein  gute  Aufsicht  halte,  auch  bei  ihnen  übernachte". 
Diese  Kinder  wurden  im  Internat  verpflegt,  wozu  die  Obrigkeit 
Naturalleistungen  versprach:  täglich  einen  „Schutz"  Brot,  morgens 
und  abends  das  Mueß,  aus  der  Büchse  wöchentlich  für  jedes  Kind 
einen  Batzen,  und  zu  den  vier  heiligen  Zeiten  das  Gewohnte  an 
Mehl  und  Fleisch  gleich  den  Spinnstubengästen,  außerdem  jährlich 
zehn  Klafter  Holz  und  ärztliche  Verpflegung.  4)  Das  Schicksal  dieser 
Kolonie  war  kein  schönes ;  die  Kinder  wohnten  so  nahe  beisammen 


I)  J.  B.  V.  i86ff. 

fl)  Mem.  B.  1687,  S.  52  ff.   Reglement  für  das  Kommerzienhaus. 
3)  J.  B.  V.  I86ff.  117  ff.  4)  J.  B.  la  169. 

Zeitscbrifl  fOr  die  g^es.  Staatswissenschaft.  Erg^nzun^heft  a6.  8 
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und  waren  so  schlecht  logiert,  daß  der  Arzt  eine  Seuche  befürchtete, 
worauf  sie  zum  Teil  weggenommen  und  bei  andern  Meistern  unter- 
gebracht wurden.  0 

c)  Truck.  Die  wenigen  Vorschriften,  die  in  bezug  auf  den 
Truck  bestanden,  lassen  erkennen,  daß  der  Kommerzienrat  auf  der 
Seite  der  Arbeiter  stand.  Er  verbot  die  Bezahlung  sowohl  mit 
schlechtem,  ungangbarem  Gdde,  als  auch  mit  Waren.  Schon  1699 
ermahnte  er  einen  Fabrikanten,  Durand  Volpeliere,  der  verklagt 
worden  war,  daß  er  Spinnerinnen  mit  Tuch  bezahlen  wollte,  „sich 
dessen  hinfOro  zu  enthalten  oder  der  Straf  gewertig  zusein*.')  Das 
Verbot  der  Warenlöhnung  ging  1703  in  das  Strumpfweberreglement 
Ober,  das  den  Verlegern  ausdrücklich  vorschrieb,  den  Lohn  bar  zu 
entrichten.^)  1716  wurde  auf  die  Übertretung  dieses  Verbotes  eine 
Buße  von  10  L.  gesetzt.*)  Trotzdem  wurden  noch  später  Klagen 
laut,  und  der  Kommerzienrat  mußte  die  Fabrikanten  warnen,  ä  la 
gagne,  wie  der  französische  Ausdruck  jener  Zeit  hieß,  arbeiten  zu 
lassen.^)  Auch  die  Bestimmung  über  die  Buße  kam  zur  Anwendung.*) 
Das  Reglement  von  1724  gestattete  eine  Ausnahme.  Um  die  Ver- 
mehrung der  Strumpfwirkstühle  zu  fördern,  wurde  gestattet,  solche 
nach  und  nach  durch  Waren  zu  bezahlen,  die  Kostensumme  aber 
bis  zur  völligen  Abtragung  der  Schuld  zu  5®/o  zu  verzinsen,')  Doch 
schon  1728  wurde  dieser  Artikel  aufgehoben,  um  Mißbrauch  vor- 
zubeugen.®) 

Auch  in  schwierigen  Zeiten,  in  denen  es  an  Absatz  fehlte,  da 
es  für  die  Erhaltung  der  Industrie  geboten  war,  die  Preise  wenigstens 
eine  Zeitlang  möglichst  niedrig  zu  halten,  gestattete  der  Kom- 
merzienrat teilweise  Warenlöhnung.  So  z.  B.  trafen  1712  die 
Verleger  der  Wirkerei  ein  Abkommen  mit  den  Meistern,  nach  dem 
sie  ihnen  ein  Viertel  ihrer  Forderung  an  Arbeitslohn  in  Waren 
bezahlen  konnten.^) 

d)  Arbeitslöhne.  Die  Lohnfestsetzungen  des  Kommenden- 
rates  hatten  gewiß  einen  doppelten  Zweck.  In  erster  Linie  sollten 
sie  den  Absatz  erleichtem.  Aber  die  Bestimmung  wurde  auch  eine 
wesentlich  soziale  Maßnahme,  indem  allem  Drücken  der  Löhne  ein 


l)  Man.  E.  IL  2o6.  Bevor  der  Vertrag  erfQllt  war,  wurden  auch  die  andero 
Kinder  andern  Meistern  in  die  Lehre  gegeben;  wahrscheinlich  hatte  Strafier  Bern 
verlassen.   (Man.  F.  L  27,  48.  50.) 

a)  Man.  A.  470. 

3)  J.  B.  la  59,  auch  das  verftnderte  Reglement  von  1798.  (J-  B.  IL  328.) 

4)  Man.  F.  L  185.  5)  Man.  H.  4.   J.  B.  II.  328.  6)  Man.  H.  347. 
7)  J.  B.  n.  187.            8)  J.  B.  IL  32Ö.            9)  Man.  E.  IL  31. 
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Riegel  vorgeschoben  war.  Eine  soziale  Wohltat  war  die  Festsetzung 
der  Löhne  allerdings  nur,  wenn  sie  den  Arbeiter  in  den  Stand 
setzte,  von  seiner  Hände  Arbeit  zu  leben.  Das  scheint  dadurch 
gewährleistet,  daß  Verleger  und  Arbeiter  gefragt  wurden,  bevor 
das  R^lement  erlassen  wurde. 

Wir  treffen  die  Lohnfestsetzungen  nur  in  der  Wollenindustrie, 
vor  allem  in  der  Wirkerei.  Schon  im  Jahre  1688  galten  für  Wollen- 
arbeiter folgende  Ansätze :  Für  das  Wirken  von  Strümpfen  je  nach 
der  Feinheit  und  Länge  12 — 25  s.  das  Paar,  für  das  Kämmen  der 
der  Wolle  3—6  s.  per  Pfund,  für  das  Karten  2  s.  6  d.  —  3  s.«) 
Das  Reglement  von  1703  verlangte  von  Mannsstrümpfen  eine  Länge 
von  22  Zoll  und  bestimmte  als  Arbeitslohn  5  V2  (bas  k  chenette)  und 
7  Batzen  (bas  ä  coin,  Zwickstrumpf)  für  das  Paar.  Eine  Zusammen- 
stellung vom  Jahre  1705  läßt  folgende  Arbeitslöhne  erkennen: 2) 
Für  je  ein  Pfund  zahlte  der  Fabrikant  dem  Schlager  1  Kreuzer, 
dem  Kämmler  6  Kreuzer,  dem  Spinner  6  Batzen,  dem  Doppler 
2  Kreuzer,  dem  Zwimer  2  Kreuzer;  für  das  Wirken  eines  Paares 
6  Batzen,  Nähen  2  Kreuzer,  Färben  2  Kreuzer,  „Repassage"  für 
ein  Dutzend  Paare  2  Kreuzer.  Die  Löhne  wurden  in  den  spätem 
Reglementen  bestätigt,  so  noch  1726.3)  jyi^  Vorschriften  wurden 
aber  von  den  Verlegern  gelegentlich  umgangen.  So  ließ  Malan 
1717  eine  neue  Art  von  Strümpfen  wirken  (bas  de  cadet),  die  er 
zu  billigerem  Preise  herstellen  lassen  konnte,  weil  das  Reglement 
sie  nicht  erwähnte.  Der  Kommerzienrat  verfügte,  daß  sich  Malan 
in  jeder  Beziehung  an  das  Reglement  halte,  sowohl  in  der  Art  der 
Strümpfe,  als  in  der  Höhe  des  Lohnes.  Er  wurde  überdies  genötigt, 
seinen  Arbeitern  den  vorenthaltenen  Lohn  zu  vergüten.^)  Die 
Mahnung  wurde  später  unter  Strafandrohung  wiederholt.*) 

Noch  1780  erließ  der  Kommerzienrat  für  die  Wirkerei  eine 
neue,  sehr  ins  einzelne  gehende  Lohnfestsetzung,  aus  der  sich 
sowohl  die  Mannigfaltigkeit  der  Erzeugnisse,  als  auch  die  Lohn- 
sätze für  die  einzelnen  Arten  erkennen  lassen.  Auch  eine  Erhöhung 
des  Lohnes  läßt  sich  konstatieren,  indem  z.  B.  für  das  Paar  Zwick- 
strümpfe nun  6  Batzen  bezahlt  wurden.®) 

Doch  gab  es  manche  Zeiten,  in  denen  man  von  den  festgesetzten 
Preisen  abwich.  Um  1728  machte  die  Wirkerei  eine  Krise  durch  "O, 
und   um   den  Absatz   zu   erhöhen,    hob  man  im  Reglement  dieses 


I)  J.  B.  1687,  S.  91.  2)  Miss.  bist.  helv.  XIII.   II3  (9).    Stadtbibl.  Bern, 

3)  J.  B.  II.  336.        4)  Mao.  F.  I.  167.         5)  Man.  H.  4.       6)  J.  B.  VI.  432  ff. 
7)  Man.  K.  143. 
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Jahres  die  früher  bestimmten  Lohnansätze  auf.'}  Bald  kamen 
Klagen  über  Verminderung  der  Löhne.  Der  Kommerzienrat  fand, 
„daß  mehr  die  Fabrikanten  als  aber  die  ouvriers  in  Betrachtung 
gezogen  werden  müssen,  als  die  da  alles  in  Bewegung  bringen  und 
anderen  Arbeit  anschaffen  können**.^)  Noch  einmal  wurde  der  gleiche 
Gegenstand  verhandelt;  aber  für  die  Arbeiter  ohne  Erfolg.')  Die 
Gebieter  über  den  Verdienst  der  Weber  stützten  sich  auf  den  Grund- 
satz: ,,Dans  le  temps  präsent  le  fabriquant  ne  peut  6tre  g6n^  dans  sa 
fabrique  et  dans  le  payement  de  ses  ouvriers"/) 

Wenn  der  Kommerzienrat  in  ungünstigen  Zeiten  auf  solche 
Weise  den  Fabrikanten  zu  Hilfe  kam,  so  sollte  man  erwarten,  daß 
er,  wenn  das  Geschäft  gut  ging,  die  Arbeiter  entschädigt  hätte. 
Aber  dies  war  doch  nicht  der  Fall.  1715  war  die  Wirkerei  im 
Flor;  die  Aufträge  waren  so  zahlreich,  daß  es  an  der  genügenden 
Zahl  von  Arbeitern  fehlte,  besonders  an  Wollenkämmem.  ^)  Die 
Folge  war  ein  Steigen  der  Arbeitspreise.  Die  Arbeiter  suchten 
natürlicherweise  den  HOchstzahlenden  und  verließen  den  bisherigen 
Dienst.  Malvalette  zahlte  einen  Kreuzer  vom  Pfund  mehr ;  darüber 
nun  Klage  der  andern  Fabrikanten  beim  Kommerzienrat,  der  ver- 
fügte, daß  Malvalette  die  Arbeiter  entlassen  müsse,  und  daß  diese 
sich  mit  dem  bisherigen  Lohn  begnügen  sollen.*)  Der  gleiche 
Befehl  erging  im  Dezember  1715  noch  zweimal.*) 

e)  Arbeitsvertrag.  Das  Mittelalter  hatte  durch  das  Zunft- 
wesen den  Vertragsbruch  verpönt,  und  ganz  allgemein  war  darauf 
eine  Buße  gesetzt.  Wie  stellte  sich  dazu  der  bemische  Kom- 
merzienrat ? 

Nicht  nur  den  Lehrlingen,  auch  den  Gesellen  wurde  eine 
Probezeit  bewilligt.  Die  Strumpfweberreglemente  sehen  eine  solche 
von  vierzehn  Tagen  vor.  Die  Kündigungsfrist  betrug  am  Anfange 
des  18.  Jahrhunderts  einen  Monat,  so  1703,  1715 »)  und  1719^); 
1765  war  nur  mehr  Kündigung  auf  14  Tage  üblich;  dazu  kam 
aber  die  weitere  Bestimmung,  daß  innerhalb  acht  Tagen  nur  ein 
Geselle  kündigen  dürfe.  Die  vierzehntägige  Kündigung  bestand 
noch  1787:  „Die  Gesellen  aber,  welche  sich  redlich  in  Arbeit  und 
Sitten  betragen,  sollen  die  Freyheit  genießen,  nach  vierzehn  tagiger 
Aufkündigung  zu  einem  andern  Meister  zu  gehen,  wofern  sie  dem 


n  J.  B.  II.  328.  2)  Man.  K.  143.                 3)  Mao.  K.  295,  300. 

4)  J.  B.  111.  221.  5)  Man.  E.  II.  193.           6)  Man.  E.  II.   189. 

7)  Man.  £.  II.  202,  204,    Ähnlich    im    Reglement    von   17 15   fQr   die   KAmmer. 
J.  B.  la  182  ff. 

8)  J.  B.  Ja   182.  9)  Bei  den  Banquiers.   J.  B.  la  317. 


—     117     — 

erstem  Meister  vierzehn  Tag  vor  der  Aufkündung  nichts  schuldig 
bleiben".*)  Fast  liegt  schon  der  Keim  zu  den  Arbeitsbüchern  darin, 
wenn  wir  1715  lesen,  der  den  Dienst  verlassende  Kämmer  solle 
vom  Meister  eine  schriftliche  Entlassungsurkunde  besitzen,  ohne  die 
kein  anderer  Meister  ihn  aufnehmen  dürfe. *^)  Überdies  war  damals 
eine  Minimaldauer  des  Arbeitsvertrages  bestimmt  und  zwar  drei 
Monate,  vor  deren  Ablauf  die  Kündigung  nicht  erfolgen  durfte. 
Wir  fanden  etwas  Ähnliches  später  nie  wieder,  wohl  deshalb,  weil 
der  gemachte  Versuch  verunglückt  war.^)  Streng  verboten  war 
und  blieb  das  Weggehen  ohne  Kündigung,  sowie  das  „Embau- 
chieren" ,  das  Abspannen  der  Arbeiter  durch  andere  Meister.  Schon 
die  „Concession"  von  1688  verbot  bei  einer  Buße  von  zehn  Talern 
das  „Debauchieren"  der  Arbeiter.^)  Klagen  über  Abspannen  von 
Arbeitern  sind  häufig  und  Verfügungen  dagegen  nicht  selten;  sie 
kommen  vor  in  dem  Reglement  von  1765  (Art.  12)  und  in  der 
Instruktion  für  den  Direktor  des  Strumpfweberhandwerks.  Ihm 
wurde  aufgetragen,  „keineswegs  zuzugeben,  daß  ein  Fabrikant 
einem  andern  seine  Arbeiter,  noch  ein  Meister  einem  andern  seine 
Gesellen  abziehe;  und  denen  hiedurch  beleidigten  gut  Recht  zu  halten" .  ^) 
Gesellen,  die  vorsätzlich  dringende  Arbeit  hinderten,  konnten 
mit  Gefangenschaft  bestraft  werden.®)  Ähnlich  schon  1737,  als  ein 
Arbeiter  dem  Seidenfabrikanten  Walther  davongegangen  war,  ohne 
ein  angefangenes  Stück  fertig  zu  machen.^)  Der  Kommerzienrat 
erkannte,  „es  solle  der  Tschanz  zur  Abbüßung  seines  Fehlers  und 
anderen  zum  Exempel  von  morgens  bis  abends  in  die  Gefangen- 
schaft gesetzt  werden,  ....  worbey  aber  denen  beiden  Fabrikanten 
ihr  Übersehen  wegen  ohngewohnter  Annehmung  der  Gesellen  nicht 
weniger  verwislich  vorgehalten  worden,  mit  Ermahnung,  hinfüro  die 
Gebrauch  gegeneinander  besser  zu  observieren".  Über  die  Ein- 
sperrung des  Tschanz  beschwerte  sich  sein  Meister  Jonqui^re,  weil 
er  dadurch  in  einer  dringenden  Arbeit  aufgehalten  werde,  worauf 
der  frohere  Meister  Walther  und  der  Kommerzienrat  übereinkamen, 
daß  er  „anstatt  bei  Tag  bei  Nacht  incarceriert  und  morgens  wieder 
freigelassen  werde**.     Nahm  ein   Meister  einen   Gesellen,  der  nicht 


I)  J,  B.  VII.  162.  a)  Ebenso  17 19.  J.  B.  la  217. 

3)  Etwas  ähnliches  noch  1727.   Man.  K.  43.   Doch  ohne  bestunmte  Zeit. 

4)  Im   Reglement   fflr  die  Perückenmacher  von    1732  beträgt  die  Buße  zwei 
Taler  (J.  B.  II.  147  ff). 

5)  J.  B.  VI.  183.   Art  ao  der  Instruktion. 

6)  Reglement  von  1765.  7)  Man.  M.  107. 
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regelrecht  entlassen  worden  war,  so  mußte  er  dem  früheren  Meister 
für  eine  allfäUige  Schuld  gutstehen.  ^) 

Bei  Unzufriedenheit  des  Meisters,  sei  es  mit  der  Arbeit,  sei  es 
mit  dem  Betragen  des  Gesellen,  war  es  diesem  verboten,  innerhalb 
dreier  Monate  von  seiner  Entlassung  an  gerechnet,  in  der  Stadt 
oder  den  Landgerichten  zu  arbeiten^),  ebenso,  wenn  er  sich  nicht 
an  die  gesetzliche  Kündigungsfrist  hielt.') 

Wenn  der  Arbeitgeber  wegen  Mangels  an  Arbeit  die  Zahl  seiner 
Gesellen  verkleinem  mußte,  so  sollte  die  Entlassung  in  einer  be- 
stimmten Reihenfolge  geschehen ;  die  Fremden  sollten  vor  den  Unter- 
tanen, die  Ledigen  vor  den  Verheirateten,  die  auf  dem  Lande  vor 
denen  in  der  Stadt  beurlaubt  werden.*) 

Mehr  noch  als  die  bloBe  Abspannung  der  Arbeiter  war  deren 
Auswanderung  verpönt.  Die  Behörden  hielten  hierüber  scharfe 
Aufsicht,  und  die  Maßregeln  Berns  sowohl,  wie  die  anderer  Orte 
lassen  den  merkantilistischen  Ideenkreis  erkennen.^)  Man  hegte 
hauptsächlich  zwei  Befürchtungen.  Erstlich  wurde  die  Volkszahl  und 
damit  die  Größe  der  produzierenden  Kräfte  vermindert,  also  das 
Land  wirtschaftlich  geschädigt.  Nach  der  Ansicht  der  Merkantilisten 
hatte  ein  Land  nie  zu  viele  Bewohner;  sie  suchten  also  in  erster 
Linie  die  Bevölkerung  zu  erhalten  oder  zu  mehren®);  dann  war  zu 
befürchten,  daß  die  Auswanderer  die  Industrie  auf  ein  anderes 
Land  übertrugen  und  daß  dem  Mutterlande  neue  Konkurrenten 
erwuchsen. 

Auch  der  bernische  Kommerzienrat  machte  Anstrengungen, 
den  Auswanderer  zum  Dableiben  zu  bewegen,  wenn  er  ein  „nütz- 
licher Mann"  war.'')  In  Lenzburg  befand  sich  im  Januar  1755  ein 
Johann  Krieger  von  Waldshut  in  Haft,  der  drei  bemische  Weber 
angeworben  hatte  und  sie  nach  dem  Schwarzwald  führen  wollte. 
Der  Kommerzienrat  empfahl  zwar,  Krieger  aus  der  Haft  zu  ent- 
lassen, da  er  nicht  eigentlich  der  Schuldige  war;  hinter  ihm  ver- 
mutete man  mit  Sicherheit  den  Amtmann  von  Waldshut  und  den 
dortigen  Indiennefabrikanten  Kilian.^)    Aber  der  Vorfall  gab  doch 


I)  Art  90   der   Instruktion    fflr   den    Direktor   des    Stnxmpfweberbandwerks. 
8.  Dezember  1769.  (J.  B.  VI.  183.) 

a)  J.  B.  Vn.  162.   3.  April  1787.  3)  Reglement  von  1765. 

4)  Sammelband  mit  Reglementen  fOr  die  Stnimpfweber.   S.  65.    22.  Jan.  1767. 

5)  K.  Bücher,  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenachaften  I.  589. 

6)  Vgl.  G,  TohUr,  in  den  BlAttem  fflr  Bern.  Geschiebte,  Kunst  usw.,  IIL  46. 

7)  Man.  M.  59  ff.  8)  J.  B.  V.  68. 
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Anlafi,  ein  Mandat  gegen  die  „Embaucheurs"  zu  erlassen.*)  Ihnen 
wurde  für  die  Zukunft  verboten,  Arbeiter  anzuwerben  oder  zu  ver- 
leiten, außer  Landes  zu  gehen,  bei  Androhung  der  Behandlung  als 
Falschwerber  und  strenger  Bestrafung.  Die  Arbeiter,  die  auf  solche 
Verführungen  eingingen,  wurden  ebenfalls  mit  Strafe  bedroht. 
Bewilligt  wurde  ihnen  wie  vorher  das  Reisen  ins  Ausland  zur 
Ausbildung  nach  der  Lehre. 

Das  Mandat  erschien  am  4.  Dezember  1761,  und  wurde  schon 
am  6.  Mai  1763  erneuert  2),  weil  der  Kommerzienrat  fürchtete,  daß 
Deutschland  nun  die  geschickten  Arbeiter  von  allen  Seiten  anlocken 
würde,  um  nach  beendetem  siebenjährigem  Kriege  seine  Industrie 
wieder  zu  heben.*)  Im  Februar  1765  witterte  der  Kommerzienrat 
„Embaucheurs"  aus  Lyon,  da  sich  dort  eine  Gesellschaft  zur  Ein- 
führung von  Leinen-  und  Baumwollspinnerei  gebildet  hatte.  Die 
Amtleute  des  Emmenthales  und  des  Aargaues  wurden  zu  vermehrter 
Wachsamkeit  ermahnt^),  ebenso  im  Dezember  des  gleichen  Jahres 
die  Amtleute  im  Aargau,  weil  man  vernahm,  daß  vom  Frickthal 
her  Werber  an  der  Arbeit  waren,  um  Arbeiter  nach  Wien  und 
Rußland  zu  führen.^)  1782  hatte  A.  Burkhard  von  Huttwil  vier 
Bleicherknechte  angeworben,  um  sie  im  Auftrage  des  Lotterie- 
kollektors Bohn  in  Biel  den  Gebrüdem  Bugnon  in  Lyon  zuzuführen.®) 
Der  Mann  wurde  in  Neuenburg,  wo  er  eben  auf  der  Messe  war, 
verhaftet  uud  nach  Bern  in  die  Gefangenschaft  transportiert.  Der 
eine  Teil  des  Kommerzienrates  schlug  als  Strafe  fünf  Jahre  Landes- 
verweisung vor,  der  andere  beantragte,  „denselben  einem  hollän- 
dischen oder  piemontesischen  Haubtmann  für  vier  Jahre  in  kriegs- 
dienste  zu  übergeben". "0  Die  G.  H.  ließen  „milde  betrachtungen" 
walten  und  verurteilten  ihn  zu  sämtlichen  Kosten  und  zweijähriger 
Relegation  in  seine  Kirchgemeinde.®)  Im  Mai  1783  bat  Burkhard 
um  Nachlaß  des  Strafrestes  von  neun  Monaten^)  und  die  G.  H. 
begnadigten  ihn.*®)  Weniger  schlimm  erging  es  einem  Tuchbleicher 
Samuel  Studer,  der  in  Turin  eine  Bleiche  einrichtete.  Während 
seiner  Abwesenheit  wurde  der  Landvogt  von  Brandis  1788  darauf 
aufmerksam  gemacht,  daß  er  bald  heimkehren  werde,  um  Zimmer- 
leute und  Drechsler  anzuwerben,  zur  Herstellung  von  Werkzeugen, 
vor  allem  Spinnrädern  und  Haspeln.*^)     Studer  kam  dann  wirklich 

1)  J.  B.  V.  340.   Mand.  Sammig.  IV.  33. 

2)  J.  B.  V.  435.  Mand.  Sammig.  IV.  35. 

3)  J.  B  V.  415  ff.  4)  Man.  S.  148.  5)  Man.  S.  208.  6)  J.  B.  VII.  23. 
7)  J.  B.  VII.  32.  8)  J.  B.  VII.  34.  9)  J.  B.  VII.  50.  10)  Man.  U.  300. 
II)  J.  B.  VII.  234.   Man.  W.  140. 
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zurück,  ohne  den  Vertrag  mit  Savoyen  erfüllt  zu  haben.  Auf  seine 
Reklamationen  erhielt  dieses  den  Bescheid,  Studer  könne  nach 
bemischem  Rechte  nicht  zur  Rückkehr  nach  Turin  gezwungen 
werden.     Bald  reiste  er  aber  freiwillig  dorthin.*) 

Von  Auswanderung  hörte  man  überhaupt  in  einem  Zeitalter 
nicht  gerne  reden,  in  dem  Vermehrung  der  Bevölkerung  für  das 
Merkmal  einer  guten  Verwaltung  galt.^)  Die  Auswanderung  ging 
hauptsächlich  nach  Karolina  ')  und  war  am  stärksten  aus  der  Waadt 
und  dem  Bemer  Oberlande.  *)  Der  Kommerzienrat  beschäftigte  sich 
mit  der  Sache  im  Auftrage  der  Regierung  (1742  und  1744),  indem 
er  nach  Mitteln  zur  Verhinderung  der  Auswanderung  suchte.  Sein 
Hauptvorschlag  ging  dahin,  im  Oberland  ein  AA^aisen-  und  Arbeits- 
haus zu  errichten,  in  dem  Kinder  in  verschiedene  Industriezweige 
eingeführt  würden,  und  wo  man  tüchtige  Lehrmeister  heranziehen 
könnte,  die  die  Kunst  des  Spinnens  und  Webens  andere  lehren 
würden.*)  Zu  der  Ausführung  solcher  Projekte  kam  es  nicht,  da- 
gegen machte  die  Regierung  alle  Anstrengungen,  um  die  Untertanen 
von  ihrem  Vorhaben  abzubringen,  und  als  alles  nichts  nützte,  erließ 
sie  am  26.  April  1742  ein  förmliches  Verbot.*)  Das  einzige,  was 
zur  Linderung  der  Not  im  Oberlande  zustande  kam,  war  das  Unter- 
nehmen des  David  Dezi  in  Thun,  der  sich  anheischig  machte,  500 
bis  700  Personen  mit  Flachs-  und  Hanfspinnen  zu  beschäftigen. 
Der  Erfolg  war  von  kurzer  Dauer.') 

Ebensowenig  sollten  aus  dem  bemischen  Gebiete  Arbeitswerk- 
zeuge und  Maschinen,  z.  B.  Wirkstühle  ausgeführt  werden.^) 
Bernische  Arbeiter  sollten  nicht  für  auswärtige  Verleger  arbeiten, 
und  bernische  Fabrikanten  durften  nicht  außerhalb  der  Grenzen 
arbeiten  lassen. •)  Auch  darin  stand  Bern  in  Obereinstimmung  mit 
anderen  Kantonen,  z.  B.  Basel.*")  Dieses  untersagte  einem  Band- 
weber Thormann  in  Mönchenstein,  für  Senn  in  Zofingen  zu  arbeiten, 
auch  seine  Stühle  dahin  auszuführen.**)  1724  wurde  ein  Weber, 
der  für  den  gleichen  Senn   gewoben   hatte,    gebunden  nach   Basel 


I)  J.  B.  VII.  a6o,  Mao.  W.  174.  2)  Tillier  V.  37a  f. 

3)  W.  F.  V.  MQlineo,  Christoph  von  Graffenried,    Landgraf  von  Carolina,    im 
Neujahrsblatt  des  histor.  Vereins  von  Bern  1897. 

4)  Man.  O.  158.  L.  Hirzel,  Nach  Amerika,  im  Sonntagsblatt  des  «Bund*  1896. 

5)  J.  B.  IV.  307.   Resp.  prud.  VI.  155  ff.  6)  Mand.  B.XVL  399. 

7)  J  B.  IV.  308,  351.  V.  14a,  Man.  O.  aßi.  335. 

8)  Strumpfweberreglemente.  9)  J.  B.  VIL  l88ff.   Man.  W.  95. 

10)  H.  Türler j    Bern    und  Basel    im  Kampfe  um  einen  Seidenbandweber,   im 
Hemer  Taschenbuch   1894. 

I I)  Man.  J.  79. 


—     121     — 

geführt  und  erst  freigelassen,  als  er  geschworen  hatte,  nicht  mehr 
für  einen  fremden  Verleger  zu  arbeiten,  i)  1676  lag  Rud.  Wehrli 
von  Küttingen  (bei  Aarau)  in  Basel  im  Gefängnis,  weil  er  in  Waiden- 
burg einen  Posamenter  angeworben  hatte.  2), 

f.  Verfahren  gegen  unehrliche  Arbeiter.  In  ge- 
schlossenem Fabrikbetriebe  wird  ein  Veruntreuen  und  Entwenden 
von  Material  oder  fertigen  Produkten  immer  weniger  möglich  sein, 
als  in  der  Hausindustrie,  wo  das  rohe  Material  den  Arbeitern  in 
ihre  Wohnung  geliefert  wird.  Heute  sind  die  Vorkommnisse 
dieser  Art  dem  Strafgesetz  unterworfen,  das  18.  Jahrhundert  be- 
durfte zu  ihrer  Ahndung  besonderer  Verfügungen.  Die  erste  er- 
ließ der  Kommerzienrat  im  Dezember  1699.  Im  März  dieses 
Jahres  hatte  ein  Lehrjunge  Jean  Autard  seinem  Lehrmeister  auf 
Anstiften  der  Tochter  des  Bettelvogts  StOßi  und  der  zwei  Töchter 
des  Torwarts  von  Werdt  Wolle  entwendet.  Der  Spruch  des 
Kommerzienrats  lautete  dahin,  daß  Stüßi  die  Wolle  zurückerstatten, 
der  Lehrjunge  für  „Kost  und  unmuß"  fünf  Taler  bezahlen  sollte, 
während  die  drei  Mädchen  acht  Tage  lang  in  die  Spinnstube 
gesperrt  wurden.^)*)  Neue  Klagen  über  den  gleichen  Gegenstand 
führten  die  Verordnung  vom  14.  Dezember  1699  herbei.*)  Sie 
bestimmte,  daß  gestohlene  Wolle  immer  zurückerstattet  werden 
müsse,  auch  wenn  sie  in  dritte  Hand  übergegangen  wäre.  Die 
Diebe  waren  mit  Gefangenschaft  oder  mit  der  „Geige"  ^)  zu 
strafen,  ebenso  die  Hehler  und  Käufer,  wenn  sie  sie  zu  einem 
verdächtig  niedrigen  Preise  kauften.  Ein  ähnliches  Reglement  er- 
ging am  27.  Mai  1727  von  Rät  und  Burgern  nach  einem  Vortrag 
des  Kommerzienrates '0,  veranlaßt  durch  häufige  Diebstähle  im 
Mediatamt  Schwarzenburg.  Die  Amtleute  sollten  für  Ersatz  der 
Wolle    sorgen;    für    die    Zukunft    wurden    die  Gemeinden    haftbar 

I)  Man.  J.  962.  a)  J^ao.  U.  23. 

3)  Man.  A.  443. 

4)  Die  Spinnstube  war  ein  Gefängnis  für  kleine  Vergehen,  die  auf  disziplinarischem 
Wege  geahndet  wurden.  Die  Gefangenen  wurden  darin  mit  Spinnen  und  Stricken 
beschäftigt.  Die  Saumseligen  und  Widerspenstigen  sollten  durch  die  Bettelvögte 
oder  den  Inspektor  mit  dem  „Rinderzehn"  gestraft  werden.  Wer  der  Arbeit  nicht 
kundig  war,  wurde  dazu  .abgerichtet*;  die  Verpflegung  war  gleich,  wie  im  Zucht- 
baus; der  Inspektor  hielt  die  Insassen  zum  Besuch  des  Gottesdienstes  und  zur  Ver- 
richtung des  Morgen-  und  Abendgebetes  an.  (Reglement  fQr  die  Spinnstube  vom 
a8.  Febr.  1700.      Man.  B.   91    J.  B.  la  39.) 

5.)  J.  B.  la.  37. 

6)  Halsring  aus  Holz,  mit  dem  leichtere  Vergehen  bestraft  werden.  (Schweiz. 
Idiotikon  II  109. 

7)  J.  B.  U.  957. 
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gemacht  und  eine  Kontrolle  durch  gedruckte  Formulare  ein- 
gerichtet, in  die  der  Name  der  Spinnerin  und  das  erhaltene 
Quantum  Wolle  eingetragen  wurde.  Die  Bestimmung,  dafi  die 
Wollendiebe  mit  „Trüllen  oder  Halseisen",  im  Wiederholungsfalle 
mit  Schallenwerk  bestraft  werden  sollten,  wurde  bestätigt.  Daß 
den  Reglementen  nachgelebt  und  streng  vorgegangen  wurde,  be- 
weist ihre  Anwendung  an  drei  Spinnerinnen  im  Jahre  1726,  die 
dem  Fabrikanten  Vaissiere  Wolle  veruntreut  hatten.  *)  Das  gleiche 
Verbot  und  die  Androhung  von  „Spinnstube,  Schallenwerk  oder 
anderen  Strafen  je  nach  Befinden  der  Sach,  überdies  Erstattung 
des  Schadens*'  war  auch  in  der  Seidenmanufaktur  nötig.  Es 
wurde  von  Rät  und  Bürgern  am  2.  Mai  1743  gegeben*^)  und  ent- 
hielt neben  diesen  auch  technische  Bestimmungen.  Eine  Verall- 
gemeinerung dieses  Mandates  bedeutet  das  vom  20.  Dezember 
1758,  indem  es  auf  die  Wollen-,  Baumwollen-  und  Leinwand 
Industrie  ausgedehnt  wurde:  „Neues  Mandat  für  das  Veruntreuen 
oder  Verschmieren  von  Seide,  Wolle  und  Baumwolle".*)  „Sollen 
alle  Wollen-  oder  Baumwollenarbeiter,  es  seyen  Kämmler,  Doppler, 
Winderinnen,  Zwirnerinnen  etc.  dieselbe  weder  vertauschen,  ver- 
fälschen noch  entwenden  und  hernach  verkaufen,  und  zwar  nebst 
Ersatzung  des  Schadens  bei  unnachläßiger  Büß  von  zehn  Thalem 
oder  gemessener  Leibesstrafe,  im  fahl  die  Übertreter  nicht  das 
Vermögen  hätten".  Das  gleiche  sollte  für  die  Leinwandweber  des 
Oberaargaus  und  Emmenthals  gelten,  wenn  sie  Garn,  das  sie 
weben  sollten,  zurückbehielten,  ebenso  für  die  Unterhändler,  die 
gestohlene  Ware  wissentlich  kauften. 

In  Thun,  Blumenstein,  Tierachern  und  Wattenwil  liefl  Panchaud 
Seide  streichen  und  spinnen,  und  er  klagte  1746  über  Unehrlichkeit 
seiner  Arbeiter.  Der  Kommerzienrat  ließ  eine  längere  Unter- 
suchung walten,  in  Folge  deren  am  28.  Mai  1746  eine  Frau 
Elsbeth  Erhard  zur  Rechenschaft  gezogen  wurde.*) 

g.  Krankenkassen.  Wir  haben  keinen  Grund  anzunehmen, 
daß  der  Kommerzienrat  der  Gründer  und  Urheber  von  Kranken- 
kassen sei.  Diese  bestanden  wahrscheinlich  schon  vorher  und  er 
bestimmte  in  den  Reglementen  die  Beiträge  der  Meister  und  Ge- 
sellen,   so   1703    im  Strumpf weberreglement.    Erst   viel   später  er- 

i)  Man.  J.  380. 

9)  J.  B.  IV.  a86.  Klagen  der  Seidenfabrikanten.  J.  B.  IV.  938.  Projekt  des 
Kommerzienrates  fflr  das  Mandat,  ibid.  961. 

3)  J.  B.  V.  167.  Man.  Q.  990.  Neuerdings  publiziert  99.  Novb.  1789,  Man.  U.  278. 

4)  Vgl.  J.  B.  IV.  339,  356;  R.  M.  189,  S.  309.  405;  190,  S.  156.  194.. 
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hielten  die  Kassen  eine  selbständige  Organisation.  Am  4.  Dezember 
1766  arbeitete  der  Kommerzienrat  den  Strumpf  webergesellen  ein 
Reglement  für  die  Verwaltung  ihrer  Krankenkasse  aus.O  Diese 
war  mit  Genehmigung  des  Direktors  schon  1756  angelegt  worden. 
Die  wichtigsten  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  Beitragszahlung, 
Leistungen  der  Kasse  und  deren  Verwaltung.  Die  Kasse  wurde 
gespeist  aus  den  Beiträgen  aller  frisch  ausgelemten  und  neu  an- 
gekommenen Gesellen  (zehn  Kreuzer)  und  aus  dem  Unterhaltungs- 
geld, das  neun  Kreuzer  in  sechs  Wochen  betrug.  Der  Kranke 
bezog  wöchentlich  15  Batzen.  Ein  Verstorbener  wurde,  wenn  er 
nichts  hinterließ,  auf  Kosten  der  Kasse  bestattet  und  die  ganze 
Gesellschaft  wurde  zum  Leichenbegängnis  gebeten. 

Dieser  letzte  Artikel  erinnert  an  die  Bruderschaften  im  Zunft- 
wesen des  Mittelalters,  mit  ihrem  Leichengeleite. *'^)  Auch  die  Ver- 
einigung der  Strumpfwebergesellen  zu  diesem  wohltätigen  Zwecke 
heißt  1766  „Bruderschaft".  Außer  ihr  kennen  wir  noch  eine 
Kasse  der  Strumpf weber-Meister  von  1780. 3)  Wenn  ein  Meister 
gefährlich  erkrankte,  so  mußten  die  andern  der  Reihe  nach,  jede 
Nacht  zwei,  bei  ihnr  wachen,  und  wenn  er  starb,  so  trugen  sie 
ihn  unentgeltlich  zu  Grabe.  1765  hatten  auch  die  Seidenweber 
ihre  Krankenkasse^),  später  auch  die  Indiennearbeiter.*^) 

Die  Verwaltung  wurde  bei  den  Strumpfwebergesellen  durch 
einen  Vorstand  besorgt,  der  aus  einem  Meister  als  Vorsitzenden, 
drei  Alt-  und  zehn  andern  Gesellen  bestand,  die  für  die  Dauer 
ihrer  Amtstätigkeit  von  der  Prämienzahlung  befreit  waren.  Der 
Vorstand  wurde  von  der  Versammlung  der  Gesellen  alle  Viertel- 
jahre gewählt;  es  durften  im  Maximum  zwanzig  Gesellen  an- 
wesend sein.®)  Wenn  einer  der  Gesellen  des  Vorstandes  seine 
Arbeit  versäumen  mußte,   so  wurde  er  aus  der  Kasse  entschädigt. 

Um  die  Zahl  der  Armen  nicht  zu  vergrößern,  sollten  die 
Fabrikanten    stets    auf  ledige  Arbeiter   ihr   Absehen    haben.      So 


1)  J.  B.  VI.  139.  a)  Geering,  95  ff. 

3)  J.  B.  VI.  393  fl  Sie  wurde  7.  März  1780  vom  Kommerzienrate  mit  160  Kronen 
unterstützt.  (C.  R.  R.) 

4)  Man.  S.  119.  Ihr  Statut  wurde  mehrmals  abgeändert,  so  8.  Sept.  1794, 
7.  Sept.  1795.     (J.  B.  VIIL  348,  398.) 

5)  J.  B.  VII.  163. 

6)  Wir  kennen  fflr  diese  Beschränkung  keinen  anderen  Grund,  als  die  Furcht 
vor  Verschwörungen  etc.,  wie  sie  in  ähnlichen  Verhältnissen  zu  Tage  trat  So 
schienen  z.  B.  auch  zwei  jährliche  Versammlungen  der  Krämerzunft  des  Emmen- 
tJÜs  politisch  gefährlich;  die  G.  H.  sollten  leicht  ermessen  können,  .was  fQr  Folgen 
solche  Zusammenkünfte  nach  sich  ziehen  könnten.*     J.  B.  V.  201  ff.  1759. 
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wurden  Herff  &  Comp,  ermahnt,  dafi  „sie  in  Annemmung  der 
arbeiteren  allzeit  auff  ledige  gehen'*  sollten.^)  Gestützt  auf  eme 
Verordnung  der  G.  H.  vom  10.  Dezember  1698  *)  verlangte  die 
Burgerkammer  1709,  daß  alle  seither  Verheirateten  ausgewiesen 
wQrden,  daß  man  mit  den  Neuankommenden  schärfer  verfahre.^ 
1702  hatte  der  Kommerzienrat  den  Auftrag  erhalten,  „daß  hinfQro 
keinem  mehr,  der  sich  verehelicht,  der  hiesige  auffenthalt  gestattet 
werden  solle,  er  habe  dan  ein  Extra  nützliche  begangenschafft, 
zuvor  ein  Heimatrecht,  von  Ihr  Gn.  die  naturalisation,  auch  von 
Euch  M.  h.  H.  die  permission,  sich  zu  heurathen,  erhalten''.^) 

I)  Man.  £.  I.  I13.  2)  J.  B.  la.  114.  3)  J.  B.  la.  113. 

4)  J.  B.  la.  51. 
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V.  Die  Behandlung  der  Fremden« 

Seit  der  Reformation  waren  die  evangelischen  Orte  der 
Schweiz  oft  das  Ziel  verfolgter  Glaubensgenossen.  Die  Locamer, 
die  Hugenotten  betraten  Schweizerboden,  um  sich  auf  der  gast- 
lichen Erde  der  reformierten  Kantone  dauernd  niederzulassen,  oder 
um  einen  sichern  Durchgang  nach  protestantischen  deutschen 
Landen  zu  finden.  Die  Not  der  Flüchtlinge  war  oft  ebenso  groß 
wie  die  Verlegenheit  der  Städte.  Die  Reiseunterstützungen  und 
die  Auslagen  für  die  Verpflegung  beliefen  sich  auf  gewaltige 
Summen.*)  Kam  dabei  in  erster  Linie  die  menschliche  und 
religiöse  Teilnahme  zum  Ausdruck,  so  war  bei  andauernder  Auf- 
nahme der  Fremden  doch  auch  das  Bestreben  wirksam,  zum  Volks- 
wohle beizutragen. 

Den  größten  Gewinn  trug  von  der  Bewegung  unstreitig  Basel 
davon.  Hier  hatten  die  Heimatsuchenden  Gelegenheit,  die  ge- 
retteten Kapitalien  anzulegen.  Die  Basler  verschlossen  hart- 
herzig, aber  klug,  allen  Nichtvermöglichen  die  Tore,  während  die 
Reichen  willkommen  waren.  So  wurde  Basel  der  Sammelpunkt 
der  Exulantenaristokratie;  diesem  Verhalten  verdankt  es  die  Be- 
deutung der  folgenden  Zeit  und  sein  reiches  Patriziat.  2) 

Anders  Bern!  Hier  lockte  weder  die  günstige  Lage,  noch  die 
besondere  geistige  Regsamkeit  oder  weitgeförderte  Handels- 
interessen. Und  so  klug  wie  Basel  gingen  die  Bemer  Ratsherren 
nicht  ans  Werk.  Leute,  die  Geld  anlegen  wollten,  wurden  an- 
gewiesen, sich  an  Zürich,  Basel,  Genf  zu  wenden,  wo  dazu  tessere 
Gelegenheit  sei.^)  Wenn  es  trotzdem  an  einer  großen  Zahl  von 
Refugienten  in  Bern  und  in  der  Waadt  nicht  fehlte,  so  ließ  doch 
die  Qualität  zu  wünschen;  das  Land  wurde  mit  Armen  über- 
schwemmt. 


1)  Vgl.  Mörikofer,  Geschichte  der  evangelischen  Flüchtlinge  in  der  Schweiz. 
E.  Bdhler,  Kulturbilder  aus  der  Refuglentenzeit  in  Bern.  Neujahrsblatt  des  historischen 
Vereins  von  Bern,  1908* 

2)  Gtering  447,  3)  Mörikofer  201. 
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Gewerbsleute  hätte  Bern  gerne  in  seinem  Gebiete  gesehen 
und  war   bereit,    sie    zu    unterstützen.     So    begrüßte    es    der  Rät 

1686,  daß  vertriebene  Gewerbsleute  aus  Valence  sich  in  Herten 
niederlassen  wollten,  und  er  war  bereit,  ihnen  tausend  Taler  zu 
leihen.  0  Der  Wunsch,  fremde  Gewerbsleute  aufzunehmen,  äußerte 
sich    auch    in    der  Instruktion    für   den  Kommerzienrat    im  Jahre 

1687.  Man  wollte  ihnen  Abzugsfreiheit  zugestehen  für  den  Fall, 
daß  sie  nach  einer  Probezeit  das  Land  wieder  zu  verlassen 
wünschten.  Am  8.  Oktober  1698  richtete  der  Kommerzienrat  an 
die  Amtieute  im  Welschland  ein  Schreiben  mit  der  Aufforderung, 
die  vertriebenen  Franzosen  zur  Niederlassung  auf  heimischem 
Boden  zu  bewegen.*) 

Die  Manufakturordnung  von  1719  versprach  fremden  Gewerbs- 
leuten die  unentgeltliche  Naturalisation,  wenn  sie  sich  ein  Heimat- 
recht im  Land  erworben  hätten,  und  als  der  Kommerzienrat  er- 
kannte,  welcher  Gewinn  den  Städten  Basel,  Genf  usw.  aus  der 
Aufnahme  der  Fremden  erwuchs,  beschäftigte  er  sich  eingehend 
mit  der  Frage,  wie  diese  noch  nach  Bern  gezogen  werden  könnten. 
Freilich  war  es  in  den  Jahren  1724  und  1725  zu  spät,  das  Ver- 
säumte nachzuholen;  man  konnte  nur  noch  bedauern,  daß  man 
nicht  den  Vorteil  aus  den  Verhältnissen  gezogen  hatte,  wie 
andere.^) 

Man  erwartete  damals  einen  neuen  Schub  von  Frankreich 
her  und  war  entschlossen,  die  Ankommenden  anzulocken,  indem 
man  ihnen  die  günstige  Lage  der  Schweiz  zwischen  drei  Handels- 
staaten, die  Doppelsprachigkeit,  das  gute  Klima,  den  fruchtbaren 
Boden,  die  Arbeitsamkeit  der  Bewohner,  denen  nur  die  Arbeit 
fehlte,  die  große  Rohproduktion,  das  Flußnetz,  das  den  Ozean 
mit  dem  Mittelmeer  beinahe  verbinde,  den  beständigen  Frieden, 
die  milde  Regierung  anpreisen  wollte. 

Über  die  anzuwendenden  Mittel  waren  die  Herren  nicht  einig. 
Am  liebsten  hätten  sie  die  Ansiedlung  in  den  welschen  Städten 
gesehen,  dann  könnte  ihnen  die  Naturalisation  gratis  (statt  für 
hundert  Taler,  wie  vorgeschrieben),  das  Bürgerrecht  in  den 
Städten,  jedem  ein  Hausplatz  um  billigen  Preis  bewilligt  werden; 
man  dachte  an  Zwangsmaßregeln  für  den  Fall,  daß  die  Städte 
die  Aufnahme  verweigern  würden.  Diejenigen,  die  sich  in  Bern 
ansiedeln  wollten,  könnten  entweder   zu   Habitanten   aufgenommen 


I)  R.  M.  Nr.  204,  S.  19.  2)  Man.  A.  318.  Mao.  D.  55. 

3)  J.  B.  II.   196-216. 
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oder  zu  einer  eigenen  Korporation  zusammengeschlossen  werden. 
Eine  andere  Ansicht  ging  dahin,  sie  von  der  Stadt  entfernt  in 
einer  eigenen  Kolonie  unter  den  bernischen  Gesetzen,  aber  mit 
eigener  Verwaltung  und  eigenem  Gericht,  anzusiedeln.  Das  Haupt- 
ergebnis war  doch  wieder,  daß  man  sie  nicht  in  der  Stadt  haben 
wollte,  und  damit  wurde  das  ganze  Projekt  illusorisch. 

Auch  solche,  die  sich  einmal  in  der  Stadt  niedergelassen 
hatten,  konnten  sich  ihres  Lebens  nicht  freuen;  denn  die  Eifer- 
sucht der  Burger  wollte  nicht  zugeben,  daß  sie  Handel  und 
Industrie  frei  nachgehen  konnten.  Wir  werden  nicht  irren,  wenn 
wir  für  die  Übersiedelung  des  Strumpffabrikanten  Roux  nach 
Murten  die  Angriffe  und  Gehässigkeit  der  Burger  verantwortlich 
machen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  wollten  1718  auch  andere 
die  Stadt  verlassen  ^) ;  der  Kommerzienrat  suchte  sie  von  diesem 
Schritte  zurückzuhalten  und  versprach  ihnen  allen  Schutz.^)  Es 
stand  unzweifelhaft  mit  der  Gefahr  eines  Verlustes  mehrerer 
Fabrikanten  in  Zusammenhang,  daß  im  gleichen  Jahre  die  Auf- 
nahme Jonqui^res  ins  Habitantenrecht  vom  Kommerzienrate  warm 
empfohlen  wurde.  ^)  Aber  die  Burger  waren  dagegen  und  ver- 
dächtigten sogar  den  Kommerzienrat,  so  daß  dieser  mit  der  An- 
gelegenheit nichts  mehr  zu  tun  haben  wollte.  Wie  in  Zürich,  so 
war  auch  in  Bern  die  Schwierigkeit,  ins  Bürgerrecht  aufgenommen 
zu  werden,  ein  wunder  Punkt  in  der  „Äufnung  der  Kommerzien", 
während  in  Basel  ein  Fremder  ohne  weiteres  Bürger  wurde.*) 
Man  befürchtete  immer  die  Vergrößerung  der  Armenlast,  und 
darum  befahl  der  Rat  noch  1729  dem  Kommerzienrate,  „nach 
Wegweisung  der  oberkeitlichen  Dekreten  und  Ordnungen  zu  ver- 
fahren, dergleichen  Leuth  (Arme)  bey  ihrer  Ankunft  nicht  anzu- 
nehmen, denenselben  kein  Unterschlauff  zu  gestatten,  sondern 
alsobald  weiters  zu  weisen".^)  Daß  einer  zum  ewigen  Einwohner 
angenommen  wurde,  war  eine  Seltenheit.  1719  bewarben  sich 
angesehene  Strumpfwirker,  Marc  Bastide,  Jacques  Claparede  und 
Elie  Espagne  um  die  Aufnahme.  Sie  wurden  mit  der  Begründung 
abgewiesen,  man  gebe  das  Recht  nur  solchen,  die  in  „Manufakturen 
etwas  nahmhaftes  underiangen  können;  Ihnen  überlassend,  Ihre 
fortun  weiters  zu  suchen,  wann  sie  sich  mit  der  bisharigen  Auf- 
enthaltsbewilligung nicht  vemügen  könnend".*)  Ebenso  ging  es 
Jean  Frangois    Panchaud    1743    und   so  noch    manchem  andern."') 

I)  Man.  F.  U.  104.  a)  Man.  F.  U.  105!.         3)  Man.  F.  II.  115. 

4)  Gtering  446.  5)  J.  B.  III.  27.  6)  Man.  G.  I.  149. 

7)  J.  B.  IV.  a84. 
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Das  Habitantenrecht  bekamen  der  Seidenfabrikant  J.  Jonqui^re 
V.  St.  Chätes  in  Langue  d'oc  1723  und  der  Strumpffabrikant 
Roux  von  Montpellier  1728  *).  Wer  das  seltene  Glück,  ein 
Kleinburger  zu  werden,  nicht  hatte,  der  blieb  ein  nur  geduldeter 
Hintersäße,  dem  die  Erwerbung  von  Grund  und  Boden  von  vorn- 
herein untersagt  war. 2)  Der  Kommerzienrat  hielt  jedes  Jahr  eine 
„Toleranzrevue**,  um  zu  konstatieren,  wer  dableiben  durfte  und 
wer  das  Land  verlassen  sollte.  Jeder  erhielt  einen  neuen  „Toleranz- 
zedel** ;  nur  diejenigen,  die  „nit  nutzlich  erachtet**  wurden,  erhielten 
keinen  und  mußten  von  hinnen  gehen.  Den  Ausgewiesenen 
wurde  eine  Frist  von  einigen  Wochen  oder  Monaten  gestellt.') 
Alle,  die  der  Kommerzienrat  nicht  als  nötig  erachtete,  wurden  der 
Burgerkammer  überwiesen,  die  für  die  Wegschaffung  sorgen 
mußte,  was  zwar  dann  nicht  immer  geschah.*)  1718  hatte  der 
Kommerzienrat  z.  B.  Henri  Claparede,  Jean  Fermain,  Jean  Brunet 
und  Isac  Samuel  Guillaume  fortgewiesen;  aber  ein  Jahr  darauf 
waren  sie  noch  da  und  wurden  wieder  toleriert,  allerdings  mit 
Auflegung  einer  Buße  von  je  zwei  Talern  für  das  vergangene 
und  einen  für  das  laufende  Jahr  „wegen  erzeigter  Inobedienz**. 
Um  der  Burgerschaft  nicht  eine  wachsende  Armenlast  aufzuladen, 
wies  man  die  Nichtbemer  an,  sich  möglichst  bald  ein  Heimatrecht 
auf  dem  Lande  zu  erwerben.^)  Wenn  dies  geschehen  war,  so 
bestand  keine  Gefahr  mehr;  denn  bei  dem  System  der  bürger- 
lichen Armenpflege  konnte  ein  Verarmter  dahin  abgeschoben 
werden.  Außerdem  besaßen  die  Refugienten  in  Bern  wie  in 
anderen  Städten  eine  eigene  Kasse,  aus  der  Unterstützungen  ver- 
abfolgt wurden.*) 

Gründe   zum   Fortweisen  von  Hintersäßen   kennen   wir  haupt- 


1)  U.  Spr.  B.  F.  F.  F.  60.  G.  G.  G.  56.  Der  gleiche  Jonqui6re,  der  5  Jahre 
froher  zurQckgewiesen  worden  war.  Roux  war  seit  1687  in  Bern;  1721  war  er  in 
Muiten,  erst  seit  1728  wieder  in  Bern.  (Man.  £  II.  160,  F.  II.  95,  Il6ff.  H.  347, 
J   215.  34a,  J.  B.  II.  345.  363.    H.  Kasser,  Blätter  für  bcm.  Geschichte.    L  279,) 

a)  K.  Geiser,  Festschrift  IV.  55.  Pol.  B.  Nr.  9,  S.  3a.  13.  Aug.  1692.  ibid.  Nr.  lo. 
87a.    16.  Jan.  1711. 

3)  Man.E.  n.  53.  4)  Man.  G.  I.  56.  5)  Man.  F.  U.  ff. 

6)  Die  Kasse  wurde  1703  angelegt.  «Die  französischen  allhier  etablierten 
Exulanten*  zahlten  von  jedem  Strumpfwebstuhl  jAhrlich  einen  Taler,  vom  Seiden- 
webstuhl Yt  Taler.  Jeder  Verleger  vier  Taler,  die  flbrigen  nach  Gutfinden  des 
Kommerzienrates.  Von  diesem  Fonds  wurde  die  Hfllfte  für  Unterstützung  armer 
Exulanten  verwendet.  (J.  B.  la  52.)  Übrigens  bildeten  die  Refugi6s  seit  1689  eine 
eigene  Gemeinde  mit  eigenem  Fonds  und  selbständiger  Verwaltung.  (Vgl.  [J.  £.  Goucy], 
Die  französische  Kolonie  von  Bern.   Bern,  Haller,  1845.) 
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sächlich  drei:  Mangel  an  Arbeit,  sodann  schlechtes  Betragen  und 
endlich  Anmaßung  von  Rechten,  die  ihnen  nicht  zukamen,  z.  B. 
im  Handel.*)  Die  Duldung  erfolgte  gestützt  auf  Zeugnisse  der 
Fabrikanten.  Diese  wurden  angewiesen,  den  von  ihnen  Empfoh- 
lenen Arbeit  zu  verschaffen,  im  Falle  der  Entlassung  den  Kommer- 
zienrat  zu  benachrichtigen  und  bei  jeder  Toleranzemeuerung  ein 
neues  Zeugnis  auszustellen,  weil  nur  so  die  Bewilligung  gegeben 
werden  konnte.^) 

Sehr  vorsichtig  war  man  verheirateten  Hintersäßen  gegenüber. 
Keinem,  der  sich  verehelichte,  sollte  der  Aufenthalt  gestattet 
werden,  „er  habe  dann  ein  extra  nutzliche  Begangenschaft,  zuvor 
ein  Heimatrecht,  von  Ihr  Gn.  die  Naturalisation,  auch  von  Euch 
Mnh.  H.  die  permission  sich  zu  heurathen  erhalten". 3)  Der  Kom- 
merzienrat  war  zwar  in  dieser  Hinsicht  oft  weniger  streng  als  das 
Chorgericht.*)  Zu  ändern  Zeiten  duldete  er  möglichst  wenige 
Verheiratete.  So  befahl  er  1713  den  Fabrikanten,  sich  mit  ledigen 
Wollenkämmem  zu  versehen,  damit  die  verheirateten  überflüssig 
würden  *),  andern  wurde  das  dem  Chorgericht  vorzulegende  Zeugnis 
verweigert®),  so  dem  N.  Galafres,  während  Alexander  Serre  mit 
zwei  Talern  gebüßt  wurde,  weil  er  sich  ohne  Erlaubnis  hier  auf- 
gehalten und  geheiratet  hatte. '^) 

1743  beschäftigte  sich  die  Exulantenkammer  mit  zwei  Refugids, 
Andr6  Courant  und  Pierre  Serviere,  von  denen  der  erste  um 
Unterstützung  eingekommen  war  und  sich  verheiratet  hatte,  während 
vom  zweiten  dasselbe  zu  erwarten  war.  Der  Kommerzienrat,  um 
seine  Meinung  befragt,  riet,  wenigstens  den  Courant  in  seine 
Heimat  zu  weisen,  oder  ihn  anzuhalten,  sein  „Glück  weiters  zu 
suchen".^)  Nicht  nur  Gesellen  wurden  bestraft,  sondern  auch 
Meister,  [wenn  sie  Arbeiter  aufnahmen,  die  die  Bedingungen  nicht 
erfüllten.  Der  Seidenfabrikant  Alibert  wurde  mit  einem  Taler 
gebüßt,  weil  er  einem  katholischen  und  verheirateten  Gesellen 
N.  N.  Rosner  aus  Wien  Arbeit  gegeben  hatte,  ohne  es  der  vor- 
gesetzten Behörde  zu*  melden.^)  Rosner  wurde  natürlich  fort- 
gewiesen. Katholisch  und  verheiratet,  das  war  doch  des  Guten 
zu  viel. 

Die    Niederlassungsbewilligung    gehörte    ordentlicherweise    in 


I)  Man.  U.  142.  2)  Man.  U.  143. 

3)  J.  B.  la.  51.  (1709).  Eine  gleiche  Vorschrift  in  der  «Ordnung  wegen  denen 
Tiden  Hindersftflen  und  Einwohnern*.    16.  Jan.  171 1.  Pol.  B.  Nr.  10,  S.  872. 

4)  Man.  C.  a9.  5)  Man.  £.  II.  65.  6)  Man.  E.  U.  86. 

7)  Man.  £.  II.  191.        8)  J.  B.  IV.  248  ff.  9)  Man.  O.  133,  135. 

2Seitschrift  fOr  die  gcs.  Staatswissenschaft  Ergtnzaogsheft  96.  9 
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die  Kompetenz  der  Burgerkammer;  denn  sie  bezog  auch  die 
Hintersäßengelder  0 ;  der  Kommerzienrat  beschränkte  sich  wohl 
von  Anfang  an  auf  die  Beaufsichtigung  der  in  Handel  und  In- 
dustrie tätigen  HintersäSen.  Kompetenzstreitigkeiten  konnten  bei 
der  unvollständigen  Umschreibung  der  Gewalt  einer  jeden  Kammer 
nicht  ausbleiben.  Schon  1707  wurde  beschlossen,  um  mit  der 
Burgerkammer  nicht  in  Konflikt  zu  kommen,  die  Toleranzan- 
gelegenheiten mit  ihr  gemeinsam  zu  ordnen. 2)  Aber  zehn  Jahre 
später  bestand  zwischen  den  beiden  Kammern  noch  oder  wieder 
Streit  über  die  Frage,  wer  den  in  Gewerbe  und  Handel  betätigten 
Fremden  die  Aufenthaltsbewilligung  erteilen  sollte.*)  Weitere 
zehn  Jahre  später  waren  Verhandlungen  im  Gange,  um  ein  Ueber- 
einkommen  zu  treffen,  aber  aus  Mangel  an  Entgegenkommen  und 
durch  Verschleppung  von  seiten  der  Burgerkammer  ließ  die  Ver- 
ständigung auf  sich  warten.^)  1752  erhielten  die  Kommerzienräte 
die  Instruktion  vom  Rate,  daß  sie  mit  der  Burgerkammer  die  Ver- 
zeichnisse der  von  ihnen  Tolerierten  von  Zeit  zu  Zeit  austauschen 
sollten,  um  in  Zukunft  zu  vermeiden,  daß  ein  von  einer  andern 
Behörde  Abgewiesener  eine  Aufenthaltsbewilligung  bekomme.*) 
Erst  1763  gelang  eine  Ausscheidung  der  Kompetenzen;  man  be- 
schloß, daß  nur  die  Manufakturarbeiter  ihre  Aufenthaltsbewilligung 
vom  Kommerzienräte  erhalten  sollten;  dieser  bezog  auch  die 
Hintersäßengelder  (Wachtgelder),  zu  welchem  Zwecke  die  gewerb- 
lichen Arbeiter  in  zwei  Klassen  eingeteilt  wurden.*)  Auch  neue 
Berufsarten,  die  zu  Handlung  und  Manufakturen  gehörten,  sollten 
der  Kompetenz  des  Kommerzienrates  unterstellt  werden.  Femer 
erhielten  von  ihm  ihre  Aufenthaltsbewilligung  aUe  Frauen,  die  in 
den  Manufakturen  arbeiteten. 

Zum  Zwecke  leichterer  Beaufsichtigung  wurde  1780  das  Stadt- 
gebiet in  sieben  Kreise  eingeteilt,  die  unter  die  Mitglieder  des 
Kommerzienrates  durch  das  Los  verteilt  wurden.  Die  beständige 
Aufsicht  stand  den  „Feurgschauem"Jund  Vierern  zu,  aber  außerdem 
mußte  das  Mitglied  des  Kommerzienrates  in  seinem  Bezirk  im 
Frühling  und  Herbst  einen  Besuch  machen,  um  sich  zu  erkundigen,  'O 


i)  K,  Geiser,  Festschrift  IV.  125.  a)  Mao.  F.  I.  III. 

3)  Man.  K.  43.  4)  Man.  M.  64.  5)  J.  B.  V.  12. 

6)  J.  B.  V.  454.   Erneuert  1777.  Man.   U.  34,  41. 

7)  Man.  U.  905,  ^^O*  ^^  leti^  Bestinimimg  wurde  i.  Dezb.  1784  wieder  auf- 
gehoben und  die  Toleranz  aller  Weibspersonen  der  Burgerkammer  flberwiesen 
(Man.  U.  365,  J.  B.  VII.  90),  nachdem  fQr  kurze  Zeit  (seit  dem  9.  Januar)  alle  Hinter- 
säfien  von  der  Burgerkammer  allein  abhAngig  gewesen  waren  (J.  B.  VII.  56}. 
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Verzeichnis*) 
der  1782 — 1790  vom  Kommerzienrat  tolerierten  Hintersäßen. 


Begao  genschafteo 

178a 

1783 

1784 

1785 

1786 

1787 

1788 

1789 

1790 

Handelsleute,  Banquiers 

15 

13 

12 

la 

12 

14 

14 

16 

14 

Commiflionaires,  Speditoren 

2 

2 

a 

2 

9 

9 

a 

2 

IndienDefabrikanten 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

5 

4 

SeideDfabrikanten 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

4 

Strumpffabrikanten 

14 

14 

14 

14 

14 

14 

la 

13 

II 

Commis 

15 

17 

«5 

16 

15 

14 

14 

14 

18 

Ubrenmacher 

16 

18 

17 

15 

15 

16 

15 

16 

16 

Paßamenter 

a 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

2 

Stmmpfweber 

116 

117 

116 

"5 

113 

109 

117 

133 

lai 

Strumpfstuhlschlosser 

6 

S 

5 

5 

5 

4 

5 

4 

Strumpfausbreiter 

15 

14 

15 

10 

II 

10 

IG 

10 

8 

Indiennem  odelstecher 

15 

IS 

15 

14 

la 

12 

II 

10 

6 

Indienned  rucker 

66 

66 

67 

55 

47 

45 

46 

48 

39 

Seidenweber 

90 

90 

84 

86 

78 

81 

85 

89 

85 

Färber 

4 

3 

3 

3 

3 

5 

5 

6 

Tapetenwirker 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

Bandweber 

I 

I 

I 

I 

2 

2 

2 

3 

Tabakarbeiter 

3 

2 

3 

3 

2 

2 

2 

4 

Roßhaarspinner 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

Tuchscherer 

I 

I 

I 

2 

3 

4 

4 

3 

Leinweber 

II 

II 

9 

7 

4 

2 

3 

3 

Wollenarbeiter 

la 

13 

12 

II 

10 

8 

9 

8 

7 

Fadenzwirner 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

I 

Mineralwasserhftndler 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

I 

I 

Estampebändler 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

I 



Wollen  bftndlerinnen 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

_ 

Wollenarbeiterinnen 

4 

4 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Strumpfweber-  u.NAberinnen 

14 

16 

19 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

Seidenarbeiterinnen 

35 

«5 

29 

— 

— 

— 

— 

— 

1    — 

Indiennearbeiterinnen 

4 

4 

4 





— 

— 

— 

~" 

Baum  Wollenarbeiterin  neu 

a 

3 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen : 

465 

469 

465 

387 

363 

360 

370 

388 

365 

a.  ob    sich    die   Hintersäßen    mit    dem    angegebenen   Beruf    be- 
schäftigten^ 

b.  ob  keine  Personen  ohne  Aufenthaltsbewilligung  da  wohnten, 

c.  ob    nichts   Anstößiges    in    Sitten    und    Lebensweise    zu    be- 
merken sei. 

In  der  ersten  Zeit  waren  die  vom  Kommerzienrate  geduldeten 


I)  Man.  W.  401.   5.  Juli  1791.    Der   Kommerzienrat   hatte  den  Auftrag,   jedes 
Jabr  ein  solches  Verzeichnis  den  G.  H.  einzureichen. 

9* 
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gewerblichen  Arbeiter  fast  ausschließlich  französische,  später  treten 
auch  deutsche  Namen  auf.  1699  waren  alle  mit  Namen  angeführten 
Arbeiter  Franzosen;  nach  dem  Beruf  verteilten  sie  sich  wie  folgt: 
Seidenindustrie  14,  Wollen-  und  Strumpfindustrie  57,  Perrücken- 
macher 5,  andere,  z.  T.  unbekannte  33,  insgesamt  waren  es  109.^) 
1718  treffen  wir  90  französische  und  24  deutsche  Namen. 2)  Enen 
Überblick  über  die  vom  Kommerzienrate  tolerierten  Hintersäßen 
in  den  Jahren  1782 — 90  gibt  umstehendes  Verzeichnis.*) 

Die  Hintersäßen  nahmen  vor  allem  in  Handelssachen  eine 
Sonderstellung  ein.  Sie  [durften  sich  nach  der  Verordnung  von 
1695  nicht  mit  Bürgern  an  Handelsgesellschaften  beteiligen.  Dagegen 
waren  [ihnen  Fabriksozietäten  erlaubt.*)  Die  Manufakturordnung 
von  1719  verbot  zwar  allen  Fabrikanten  den  Detailverkauf,  aber 
nachträglich  wurde  er  doch  gestattet.  Dagegen  wurden  nur  handel- 
treibende Fremde  nicht  geduldet. 

In  noch  schlimmerer  Stellung  als  die  Hintersäßen,  die  natu- 
ralisierte Bemer  waren,  befanden  sich  die  Landesfremden.  Sie 
konnten  in  den  meisterschaftlich  organisierten  Berufsarten  nicht 
das  gleiche  Recht  ausüben  wie  jene,  da  sie  dazu  verurteilt  waren, 
immer  Gesellen  zu  bleiben.  Sie  durften  als  solche  nicht  auf  eigene 
Rechnung  einem  Fabrikanten  arbeiten,  sondern  waren  auf  einen 
Meister  angewiesen;  Ausnahmen  gab  es  nur  selten,  z.  B.  für  ver- 
heiratete Gesellen.  Die  Annahme  zum  Meister  war  nur  möglich, 
wenn  der  Betreffende  Bürgerrecht  in  einer  bemischen  Gemeinde 
besaß.*) 

Auf  dem  Lande  war  die  Stellung  der  Hintersäßen  an  den 
meisten  Orten  nicht  besser;  denen  der  drei  Ämter  im  Oberaargau 
wurde  z.  B-  1783  der  Besuch  der  Wochenmärkte  in  Langenthai 
und  das  Feilhalten  ihrer  Waren  daselbst  verboten.®) 

I)  Man.  A.  453  ff.  2)  Man.  F.  II.  36,  4ai  7^.  3)  Man.  W.  401. 

4)  Mit  dem  Burger  Langhans  hatte  der  HxntersAße  Stohrer  eine  Handds- 
gesellschaft.  Der  Befehl  zur  Auflösung  erging  im  Juni  17 19  (Man.  G.  I.  95),  1724 
bestand  sie  noch  und  war  immatrikuliert.   (Matr.  I723.) 

5)  Sammelband  mit  Vorschriften  fQr  die  Stnimpfweber.   S.  77.  22.  April  1774 

6)  Man.  U.  303. 
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VI.  Der  Handel. 

1.  Der  Handel  in  der  Stadt. 
(Burger  und  Hintersäßen.) 

„Jetzt  ist  der  Kleinhandel  mit  Allerley  und  die  Krämerey  mit 
allerley  Modewaaren  das  allgemeinste  Geschäft  bürgerlicher  Familien. 
Alles  will  handeln,  und  sollte  es  auch  nur  mit  Pfeifenröhrchen  und 
Schwefelhölzchen  sein  ....  So  ist  es  in  der  Hauptstadt,  und  so 
wird  es  nach  und  nach  auch  in  den  kleinen  Landstädten  gebräuch- 
lich   und   es   scheint,   als  wenn   sich  alle  Achtung  und  alles 

Ansehen  bloß  in  den  Handelsstand  verlohren  hätte**.  So  klagt 
1796  Heinzmann.  ^)  Und  er  hat  recht.  Zum  Handel  hielten  sich 
die  Burger  geboren,  geradeso  wie  zum  Regieren.  Immer  betonten 
sie,  daß  Handel,  und  zumal  Detailhandel,  eine  „bürgerliche  Be- 
gangenschaft** sei,  daß  die  Fremden  in  der  Stadt  sowohl  als  die 
Landleute  dazu  kein  natürliches  Recht  haben;  sie  seien  von  der 
Natur  zum  Landbau  bestimmt. 

Diese  Ansicht  bildete  sich  nicht  erst  im  18.  Jahrhundert;  sie 
tritt  schon  in  den  ersten  Jahren  des  Bestehens  unseres  Kommerzien- 
rates  auf.  Schon  1688  wurden  Fabrikanten,  die  Waren  im  Detail 
verkauften,  verklagt;  man  befahl  ihnen,  ihre  Bude  zu  schließen,  oder 
wies  sie  sogar  aus.^)  Refugies  erhielten  die  Erlaubnis,  ihre  mit- 
gebrachten Waren  zu  verkaufen,  dann  aber  sollten  sie  ihre  Läden 
schließen.  Bei  der  Annahme  eines  Fabrikanten  war  die  gewöhn- 
liche Bedingung,  daß  er  sich  nicht  in  Kleinhandel  einlasse,  sondern 
seine  Fabrikate  nur  en  gros,  Tücher  z.  B.,  stückweise  verkaufe.') 
Ausnahmen  kamen  vor:  Pierre  Boniot  erhielt  das  Recht,  „offenen 
Laden**  zu  halten,  „dans  la  vue  de  faire  subsister  par  lä  un  plus 
grand  nombre  d*ouviers**.^j     So   wird    sich  nach    und    nach   eine 


1)  Beschreibung  der  Stadt  ^nd  Republik  Bern.   II.  97. 

2)  J.  B.  1687,  S.  84. 

3)  Z.  B.  Man.  £.  II.  181, 198.  Die  gleiche  Bestimmung  in  der  Manufakturordnung 
von  17 19. 

4)  Man.  £.  II.  aoi. 
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größere  Anzahl  von  nichtburgerlichen  Krämern  0  angesiedelt  haben. 
Man  war  zumal  bei  den  vertriebenen  Franzosen  froh,  wenn  sie  sich 
auf  irgendeine  Weise  durch  das  Leben  brachten  und  ließ  Nachsicht 
walten.  So  erhielt  die  Gesellschaft  zu  Kaufleuten  am  7.  Juli  1691 
den  Auftrag,  ihnen  an  den  Jahrmärkten  den  Detailverkauf  zu  ge- 
währen, während  er  in  der  Zwischenzeit  den  Bürgern  vorbehalten 
sein  sollte.  Die  von  ihnen  selbst  fabrizierten  Waren  durften  sie  in 
ihren  Häusern  nach  Belieben  verkaufen.  2)  So  hoffte  der  Rat,  beiden 
Parteien  gerecht  zu  werden. 

Die  Verordnung  wurde  nicht  befolgt,  sonst  hätten  nicht  die 
Burger  1713»)  und  1718*)  Bittschriften  an  den  Rat  geleitet,  in 
denen  sie  sich  hauptsächlich  Ober  zwei  Punkte  beschwerten:  über 
den  Handkauf  der  Fremden  und  deren  Verbindung  mit  Bürgern, 
um  unter  deren  Namen,  wenn  auch  im  eigenen  Interesse,  handeln 
zu  können.  Sie  konnten  die  Klage  über  den  zweiten  Punkt  auf 
die  Hochobrigkeitliche  Verordnung  von  1695  stützen,  die  Gesell- 
schaften zwischen  Bürgern  und  Fremden  nur  zu  Manufakturzwecken 
erlaubte,  nicht  aber  zur  Handlung.  Wirklich  wurden  daraufhin 
durch  Verfügung  des  Kommerzienrates  einige  Läden  geschlossen  ^) ; 
die  Inhaber  erhielten  drei  Monate  Zeit  zur  Regelung  ihrer  Geschäfte, 
Reklamationen  nützten  nichts,  im  Gegenteil,  man  schärfte  ihnen  ein, 
„daß  derjenige  unter  ihnen,  so  etwas  mehr  en  detail  verkaufen 
werde,  würklich  in  die  Confiscation  seiner  W^aren  verfallen  sein 
werde".®) 

Die  Vorstellungen  der  Burger  gaben  Anlaß  zur  Ausarbeitung 
eines  Projektes  für  ein  Gesetz  über  die  Handelsgesellschaften.  Das 
Kaufmannsdirektorium,  das  ja  die  Vertretung  der  bürgerlichen 
Handelsleute    darstellte,    hatte  sich   längere  Zeit  damit  beschäftigt. 

Am  8.  Juni  1720  lag  der  Entwurf  dem  Kommerzienrate  vor. 
Seine  Hauptbestimmungen  betrafen  den  Detailverkauf,  der  natürlich 
den  Burgern  vorbehalten  wurde;  die  Gesellschaften,  die  nur  zwischen 
bürgerlichen  Kaufleuten  gestattet  wurden  und  die  sich  in  ein  Register 
eintragen  lassen  sollten  mit  Angabe  aller  Teilhaber,  der  Signatur 
und  mit  der  Verpflichtung  zur  Mitteilung  von  Änderungen').  Eine 
gesetzliche  und  endgültige  Ordnung  schien   der  Unsicherheit  und 


l)  Dem  Detailhandel  (Handkauf  treiben,  offenen  Laden  halten)  steht  gegenftber 
der  Handel  en  gros  (stQckweise  oder  en  magasin  ^verkaufen). 

a)  R.  M.  326,  S.  162.  3)  Mand.  Sammlg.  XVIII.  15. 

4)  Man.  G.  I.  34,  55.  5)  Ibid.  67.  6)  Ibid.  71,  129. 

7)  Nur  bei  Kommanditgesellschaften  wurde  der  Name  des  KommanditArs  nicht 
verlangt.   J.  B.  II.  66. 
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den  ewigen  Streitigkeiten  ein  Ende  machen  zu  wollen.  Aber  es 
blieb  beim  Projekt  *),  und  die  Reibereien  gediehen  weiter,  die  gegen- 
seitigen Vorwürfe  hörten  nicht  auf.  Die  Burgerschaft  warf  dem 
Kommerzienrate  vor,  daß  er  den  Fremden  den  Detailhandel  gegen 
Bezahlung  erlaube,  anstatt  sie  daran  zu  hindern  2),  und  dieser  gab 
zu,  daß  er  nicht  einseitig  den  Standpunkt  der  Burger  vertreten 
könne;  die  Abgaben  aber  seien  nicht  ihm,  sondern  dem  Kaufmanns- 
direktorium zugeflossen,  um  dessen  Ausgaben  zu  bestreiten. 3)  Immer- 
hin kam  es  auch  nachher  noch  vor,  daß  Nichtburgern  der  Detail- 
handel „abgestreckt"  wurde. ^) 

Neue  Reklamationen,  neue  Eingaben  forderten  die  Obrigkeit 
auf,  den  Bürgern  ihre  Privilegien  zu  wahren.^)  Der  Kommerzienrat 
nahm  die  Untersuchung  wieder  auf  und  richtete  1727  ein  neues 
Projekt  zu  einer  Ordnung  dieser  Angelegenheit  an  den  Rat.®) 
Leute,  die  seit  zehn,  zwanzig  und  mehr  Jahren  hier  ihren  Handel 
trieben,  sollten  nun  ihr  Geschäft  aufgeben  '^),  immerhin  wurde  ihnen 
ein  Termin  von  1 — 6  Jahren  gestattet.^) 

Bei  der  Ausführung  dieses  Beschlusses  kam  es  zu  ganz  hübschen 
Szenen,  von  denen  eine  eingehend  geschildert  wird;  sie  endete 
mit  einer  Buße  von  120  Talern.®) 

Im  Jahre  1728  hatte  der  Kommerzienrat  neuerdings  ein  „Handels- 
gesatz"  ausgearbeitet  und  dem  Rate  vorgelegt.*®)  Vor  Rät  und 
Bürgern  blieb  es,  ohne  promulgiert  zu  werden,  hängen,  und  in 
Zukunft  wußte  man  noch  weniger  als  vorher,  woran  man  war. 
Der  Kommerzienrat  berief  sich  darauf,  während  der  Rat  es  nicht 
anerkannte.**) 

Unterdessen  hatten  die  Burger  neue  Forderungen  gestellt ;  sie 
drängten  darauf,  daß  nach  Ablauf  des  im  Jahre  1728  mehreren 
Kaufleuten  bewilligten  Termins  ihre  Handlungen  wirklich  geschlossen 
würden.     Der  Kommerzienrat  nahm  sie  in  Schutz,  so  1733  in  zwei 


I)  Man.  H.  406.  2)  J.  B.  IL  153,  230.  3)  J.  B.  II.  154. 

4)  Man.  J.  385.    7.  März  1726.  5)  Mand.  Sammig.  XVI.  25. 

6)  J.  B.  II.  277.  7)  Man.  K.  60 ff.  8)  J.  B.  H.  338,  35  L 

9)  J.  B.  III.  131.   Man.  L.  55.  lo)  J.  B.  III.  90. 

ii)  Das  Projekt  enthielt  drei  Abschnitte:  i.  »Von  den  Handlungen  insgemein 
und  den  Gemeinschaften  oder  Societäten."  2.  «Von  Falliten  und  Banquerouten." 
3.  »Von  den  Wexel-Briefen.*  Ein  kurzes  Wechselrecht  in  acht  Artikeln.  Später 
'Wurden  Wechselstreitigkeiten  nach  französischem  Rechte  entschieden.  (Man  W.  242.) 
Von  der  Revision  war  oft  die  Rede,  z.  B.  25.  Mai  1734,  Man  L.  166.  Vollendet 
-wurde  das  «Gsatz*  nie,  obschon  der  Kommerzienrat  auch  den  Auftrag  erhielt,  den 
Modum  procedendi  zu  projektieren.   (R.  M.  118.  S.  196,  204.) 
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Gutachten  die  Tuchhändler  Clerc  und  Schedel.*)  Er  erklärte,  daJ 
der  Erfolg  des  Verbotes  ausgeblieben  sei ;  anstatt  eine  Vermehrung 
habe  sich  eine  Verminderung  der  Zahl  der  bürgerlichen  Handlungen 
eingestellt.  Damals,  als  die  Ordnung  gemacht  wurde,  haben 
mehrere  bedeutende  Tuchläden  bestanden,  nun  sei  noch  der  von 
Hibner  und  FaBnacht  Qbrig  geblieben,  und  die  Bemer  laufen  Gefahr, 
ihre  Tücher  von  weiter  her  beziehen  zu  müssen,  weil  eine  einzige 
Handlung  nicht  die  ganze  Stadt  versehen  könnte.  Zudem  lag  die 
Gefahr  einer  willkürlichen  Preissteigerung,  wenn  keine  Konkurrenz 
bestand,  zu  nahe.  Im  zweiten  Gutachten^)  wagte  ein  Teil  des  Kom- 
merzienrates  sogar  die  Ansicht  zu  äußern,  Industrie  und  Handel 
sollen,  um  gedeihen  zu  können,  „jederzeit  frey  und  ungebunden 
se3m'*.  Das  Resultat  war,  daß  den  beiden  ein  neuer  Termin  von 
sechs  Jahren  vergönnt  wurde.') 

Im  Juni  1736  wurde  eine  neue  „Revision  der  fremden  Kauf- 
leute" durchgeführt;  einige,  die  von  den  Burgern  des  unerlaubten 
Handelns  angeklagt  waren,  wurden  ohne  weiteres  geduldet,  weil 
sich  die  Anschuldigungen  als  unzutreffend  erwiesen.^)  Dagegen 
ergab  sich,  daß  ein  Bendicht  Roth  mit  einem  Burger  Mutach 
assoziiert  war;  die  Verfügung  forderte,  daß  Roth  seinen  Anteil 
zurückziehe.*)  Drei  andern,  Violaz,  Gossard  und  Bonnet,  sprach 
der  Kommerzienrat  sein  Mißvergnügen  aus  und  hielt  sie  an,  nach 
dem  nächsten  Martinimarkt  ihren  Verkauf  einzustellen. •)  Der 
Beschluß  wurde  im  Dezember  bestätigt^,  aber  erst  im  Mai  1737 
erkannte  der  Kommerzienrat  auf  Schluß  seines  Ladens,  so  wie  derer 
von  Flechiere  und  der  Töchter  Gossard  durch  den  Weibel,  doch 
erst  nach  einem  neuen  Termin  von  drei  Monaten.*)  Im  Oktober 
1737  kam  eine  neue  Klage  gegen  Bonnet,  daß  er  im  Geheimen 
eine  Spezereihandlung  weiterführe*);  diesmal  wurde  er  zu  einer 
Buße  von  hundert  Talern  verurteilt,  zudem  sollte  er  für  immer  aus 
der  Hauptstadt  verwiesen  werden. ^o)  Im  Dezember  kamen  seine 
Frau  und  Tochter  um  Verlängerung  der  Aufenthaltsbewilligung 
ein,  weil  der  kränklichen  Frau  eine  Reise  bei  rauhem  Wetter  nicht 
möglich  sei,  und  damit  sie  ihre  ausstehenden  Forderungen  noch 
eintreiben  könnten;  sie  versprachen,  sich  nicht  mehr  in  die  Handlung 
mischen    zu  wollen.     Der  Kommerzienrat  wies  sie  an  die  G.  H.*^) 

Das   Jahr  1738   brachte  zwei   neue  Vorstellungen  der  Burger- 


n  J.  B.  III.  176.  a)  J.  B.  III.  179.  3)  J.  B.  III.  181.  4)  Man.  M.  l6. 

51  Ibid.  20.  6)  Ibid.  ai.  7)  Ibid.  56.  8)  Ibid.  93,  94. 

9)  Ibid.  120.  10)  Ibid.  17.4.  11)  Ibid.  133. 
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8chaft.*)  Beide  stellten  die  früher  gefaßten  Beschlüsse  über  den 
Detailhandel  zusammen  und  wiesen  dann  ihre  Nutzlosigkeit  nach. 
Nicht  nur  seien  die  meisten  der  Läden,  die  man  1728  zu  schließen 
befohlen  hatte,  bestehen  geblieben,  z.  T.  sogar  mit  ausdrücklicher 
Erlaubnis,  sondern  sie  hätten  durch  Ausverkauf  dem  Publikum  ihre 
alten  Waren  angehängt  und  sich  dann  mit  neuen  versehen.  Zudem 
zählt  die  zweite  sechzehn  Krämer  auf,  die  seit  1728  unbefugt  offene 
Läden  errichtet  hätten.  Als  Ursache,  daß  die  Ordnungen  nie  aus- 
geführt wurden,  gibt  sie  das  Fehlen  einer  zuständigen  Behörde  an. 
Früher  hatte  die  Gesellschaft  zu  Kaufleuten  die  Aufsicht;  1717 
wurde  sie  dem  Kaufmannsdirektorium  übertragen,  das  nun  aber 
eingegangen  war.  Ihre  Reflexionen  gipfelten  in  dem  fremden- 
feindlichen  Satze:  Gewinnt  der  fremde  Kaufmann,  so  steckt  er  das 
Geld  der  Burger  ein,  verliert  er,  so  geht  das  Geld  der  Burger, 
das  sie  ihm  anvertraut  haben,  verloren.  Die  Eingabe  betonte  fem  er, 
daß  bürgerliche  Kaufleute  genug  wären,  daß  diese  sich  aber  nicht 
zu  etablieren  wagten  wegen  der  Konkurrenz  der  Fremden;  sie 
führte  sechzehn  solche  an,  die  in  Bern  wohnten,  außerdem  elf,  die 
im  Auslande  in  der  Handlung  tätig  waren,  in  Basel,  Hamburg, 
Amsterdam,  London,  Genua,  Marseille,  endlich  neun  Lehrlinge,  die 
sich  teils  in  Bern,  teils  ebenfalls  im  Auslande  die  kaufmännische 
Bildung  holten.  Endlich  verlangten  die  Burger  die  Wiedereinrichtung 
des  Corps  de  Marchands,  durch  das  der  Handel  auch  unter  den 
Bürgern  gewissen  Bedingungen  unterworfen  und  beschränkt 
werden  sollte. 

Mit  dem  letzten  Punkte  war  der  Kommerzienrat  zum  größten 
Teile  nicht  einverstanden.  Das  Direktorium  hatte  die  Handlung 
nicht  gefördert;  die  Burger  waren  auch  unter  sich  nicht  einig 
gewesen,  Zank  und  Streit,  „wie  gemeinlich  bei  den  Meisterschaften 
zu  geschehen  pflegt  und  die  tägliche  Erfahrung  solches  bezeugt", 
hatten  sie  an  erfolgreicher  Arbeit  verhindert. 2) 

Um  die  Klagen  gegen  die  Fremden  zu  prüfen,  verhörte  der 
Kommerzienrat  nochmals  alle  Fremden,  die  Handel  trieben  oder 
dessen  von  den  Bürgern  beschuldigt  wurden.^) 

Jene  Handlungen,  denen  1728  sechs  Jahre  Zeit  zur  Ordnung 
ihrer  Geschäfte  vergönnt  worden  waren,  sowie  einige  andere  wurden 
neuerdings  vom  Kommerzienrate  in  Schutz  genommen  und  zur 
weitem  Duldung  empfohlen ;  es  betrifft  Giere  und  Schedel,  Arthaud, 
Frau  Bresse,  die  Tochter  Lafeuille,  Guyot  und  Kodier. 

I)  Mand.  Sammlg.  XVI.  Q^,  a8. 

a)  J.  B.  m.  381.  3)  J.  B.  in   389  ff. 
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Über  zwei  dieser  Geschäfte  lautet  das  Befinden  des  Kommenden- 
rates:  Lafeuille:  „Wurde  von  M.  h.H.  unbarmherzig  befunden,  wann 
ihr  der  Laden  sollte  beschlossen  werden,  indem  sie  allhier  bei 
diesem  Beruf  auferzogen  worden,  ihre  Eltern  Refugierte  gewesen, 
die  sich  ehrlich  gleich  ihre,  so  viel  bekannt,  aufgeführt,  sie  sich 
diesmalen  ohne  Verwandtschaft,  Mittel  und  Heimat  ganz  verlassen, 
allhier  befindet  und  ohne  diesen  Gewerb  ihre  Nahrung  nicht  zu 
finden  wüßte,  weniger,  wo  sie  sich  hinbegeben  sollte."  Kodier: 
„Dieser  thue  auch  der  Bürgerschaft  keinen  sonderbaren  Eintrag, 
ist  lange  Zeit  hier  geduldet  worden,  gleichfalls  als  ein  Refugierter, 
und  suchet  sein  Subsistenz  in  seiner  geringen  Handlung,  nach 
deren  Interdiction  er  nicht  mehr  hier  verbleiben  könnte,  da  er 
doch  bereits  als  ein  Glied  des  französischen  Consistorii  an- 
genommen  worden  und  seiner  Kin deren  halb  nit  zu  besorgen,  dafl 
sie  der  Burgerschaft  zu  Beschwerd  sein  werden;  sollten  ihn  also 
seinen  offenen  Laden,  wrie  er  dato  bestellt,  continuieren  lassen." 

Den  Fabrikanten  gegenüber  stellte  sich  der  Komraerzienrat  auf 
den  Standpunkt,  daß  ihnen  der  Verkauf  ihrer  selbstfabrizierten 
Waren,  und  nur  dieser,  erlaubt  sei  *),  um  so  mehr,  „als  die  hiesigen 
Kaufleute  ihnen  ihre  fabricierte  War  nicht  abnehmen  wollen*.^ 
Andere  Angeklagte  bewiesen,  daß  sie  nur  im  Dienste  von  Bürgern 
standen,  wieder  andere  erklärten,  sie  haben  ihren  Handel  längst 
aufgegeben. 

Darauf  verlangten  Rät  und  Burger  eine  Untersuchung  Ober  die 
Leistungsfähigkeit  der  bürgerlichen  Kaufläden'),  denn  sie  waren 
der  Ansicht,  die  Verordnung  von  1728  sollte  durchgeführt  werden. 
Der  Kommerzienrat  beschied  die  Kaufleute  am  8.,  11.  und  12.  Mai 
1739  vor  sich,  um  von  jedem  einzelnen  zu  hören,  wie  und  mit 
welchen  Waren  er  versehen  sei  und  ob  sie  allein  die  Bevölkerung 
versorgen  können.^)  Von  Tuch-  und  Seidenhändlem  erschienen 
Hartmann,  Kupfer  und  Brunner,  Hibner  und  Faßnacht,  Jersing  und 
Isoth,  Ernst,  Herrmann,  Lutz,  Gebrüder  König,  Langhans,  Frau 
Grütter,  W^ild,  Wagner,  Wagner  der  Quincaillier,  Futer  und  Lot- 
hardt.  Den  Wert  ihrer  Waren  schätzten  sie  je  auf  10—40000  L., 
Hibner    und    Faßnacht    allein    gaben   ihn    auf   80 — 100000  L.  an. 


1)  uDd  zwar  en  detail,  im  Gegensatz  zu  Art.  3  der  Manafakturordoung. 

2)  Diese  Klagen  sind  sehr  alt.  Schon  am  13.  M&rz  1703  führte  der  Kommerziea- 
rat  einen  Vergleich  zwischen  Fabrikanten  und  Kaufleuten  herbei,  in  dem  die  letztem 
versprachen,  ihren  Bedarf  bei  den  Fabrikanten  zu  decken;  diese  wollten  ihnen  die 
Waren  so  liefern,  daß  sie  lo — 15  Proz.  gewannen.   (U.  Spr.  B.  BBB  759.) 

3)  J.  B.  IV.  21.  4)  Man.  M.  265,  269,  »71. 
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Mehrere  benützten  den  Anlaß,  um  gegen  den  Handkauf  der  Fremden 
und  gegen  das  Hausieren  zu  klagen.  Der  genannte  Ernst  hatte 
noch  gar  keine  Handlung,  er  war  bloß  „seit  zwei  Jahren  in  procinctu 
gewesen",  mit  einem  Lutz  in  Basel  eine  solche  zu  beginnen,  und 
er  erbot  sich,  Clerc  und  Schedel  ihr  Lager  abzukaufen. 

Dann  wurden  auch  die  Spezereihändler  und  Droguisten  ein- 
vernommen. Es  kamen  Weiß  und  Zerleder,  Rohr,  Steck  und 
Haller,  während  Zender,  Futer  und  Berchtold  nicht  erschienen. 
Auch  sie  erklärten,  gut  mit  allem  Nötigen  versehen  zu  sein;  Weiß 
und  Zerleder  rühmten  sich,  „daß  sie  bekanntermaßen  allein  im 
Stande  wären,  nicht  nur  die  Stadt  und  das  Land,  sondern  auch 
die  Nachbarschaft  genugsam  in  allen  Spezerei- Waren  und  Drogues 
zu  versehen". 

Darauf  gestützt  verfaßte  der  Kommerzienrat  sein  Gutach  ten.O 
Er  war  darin  nicht  einig.  Die  erste  Ansicht,  wahrscheinlich  die 
der  Mehrheit,  ging  dahin,  daß  die  Handlungen  der  Burger  kräftig 
genug  seien,  um  allein  die  Bevölkerung  der  Stadt  mit  Kaufmanns- 
ware zu  versorgen,  daß  somit  die  Fremden  vom  Detailhandel  aus- 
geschlossen werden  könnten.  Sie  hoffte  auch,  daß  sich  die  Zahl 
der  bürgerlichen  Läden  vermehren  und  die  Vorräte  sich  ver- 
größern würden,  und  ihr  Vorschlag  ging  auf  Ausführung  des 
schon  1728  gefaßten  Beschlusses,  immerhin  unter  der  Bedingung, 
daß  der  Rat  sich  das  Recht  vorbehielt,  im  Falle  von  Waren- 
mangel und  starker  Preissteigerung  Fremden  den  Kleinhandel 
wieder  zu  erlauben. 

Der  zweiten  „Meinung"  schienen  die  bürgerlichen  Handlungen 
nicht  genügend,  und    sie  verlangte  zugunsten  der    Fremden  noch- 
mals   einen  Termin    von    zehn  Jahren,    um    so  mehr,    da    nur  ein 
einziger  Tuchladen   von   einiger  Bedeutung  bestehe,   während   die 
andern  „nur  in  Hoffnung  und  versprechender  Aufnahme  bestehen". 
Unter    dem    vom  Kommerzienrate    vorgeschlagenen  Vorbehalt 
verbot    der  Große  Rat   am    22.  Mai    1739    wirklich  prinzipiell  den 
Fremden    den    Detail  verkauf    und    reservierte    ihn    den  Burgern.  2) 
Über   die  einzelnen  Kaufleute   wurde   verfügt:   Clerc  und  Schedel, 
sowie  Arthaud    sollten    im    Juni  1740  ihre  Läden    schließen  3),  da- 
gegen  durften   Frau  Bresse,  Rodier,   Guyot  und   die  Lafeuille  zu- 
fahren,  die  letztere  unter   der  Bedingung,   daß   sie    ledig  bleibe  ^), 


I)   J.  B.  IV.  22. 

a)  R.  M.  I6a,  S.  ^6.  3)  Ibid.  79. 

4)  R.  M.  167,  S.  3P.   2.  Sept.  1740. 
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für    alle    galt    die  Erlaubnis    nur    für    ihre  Person,    nicht    für  ihre 
Nachkommen.  *) 

Über  das  Recht  der  Fabrikanten,  ihre  Waren  im  Detail  zu 
verkaufen,  entschied  der  Rat  nicht,  er  beauftragte  den  Kommer- 
zienrat  mit  der  Abfassung  eines  neuen  Gutachtens.  Daß  darüber 
nie  Beschluß  gefaßt  wurde,  lag  nicht  an  der  Nachlässigkeit  der 
vorberatenden  Behörde;  die  Fabrikanten  aber  fuhren  fort  in  der 
Ausübung  ihres  stillschweigend  bestätigten  Rechtes. 2> 

Auch  später  wurden  von  Zeit  zu  Zeit  Klagen  über  unbe- 
rechtigtes Verkaufen  laut.*)  Der  Jungfer  Morin  wurde  am  6.  Juni 
1764  nicht  nur  der  Laden  (Modewaren)  geschlossen,  sondern  sie 
selbst  ausgewiesen,  während  zwei  andere  Angeklagte  mit  der 
gleichen  Strafe  bedroht  wurden,  wenn  man  sie  bei  verbotenem 
Handel  entdecken  würde.  Ahnliche  Anklagen,  allerdings  un- 
gerechte, erfolgten  1777*)  und  1780,*)  und  im  Januar  1779  hielt 
der  Kommerzienrat  nötig,  eine  Warnung  im  Avis-Blatt  erscheinen 
zu  lassen.*') 

Diese  Behandlung  der  Insäßen  war  eine  engherzige,  dem 
selbstsüchtigen  Burgerwesen  des  XVIII.  Jahrhunderts  entsprechend. 
Viel  weniger  als  diese  begreift  man  die  Ausschließlichkeit  gegen 
einen  Mitbürger,  d.  h.  gegen  einen  Kleinburger,  die  doch  sonst 
mit  den  Vollburgem  die  gleichen  ökonomischen  Rechte  hatten. 
De  Vigneule  von  Metz  war  1706  zum  Habitanten  angenommen 
worden;  er  war  an  der  Fabrik  Sinner  &  Herff  beteiligt  und  hatte 
dabei  Hab  und  Gut  verloren.  Nun  mußte  er  sich  durchzuschlagen 
suchen,  wie  es  ging,  und  führte  einen  kleinen  Handel. "0  Der 
Kommerzienrat  verbot  ihm  diesen  am  30.  Januar  1723,  mit  der 
Begründung,  de  Vigneule  sei  allein  aufgenommen  worden,  um 
sich  in  der  Manufaktur  zu  betätigen.  Der  Rat  bestätigte  in  zweiter 
Instanz  das  Urteil  und  der  Große  Rat  in  dritter  Instanz  am 
5.  Mai  1713.^)  Andre  Kleinburger  genossen  das  Privileg  des 
Hand  kauf  s  ungestört. 

Zum    Zwecke    einer    besseren  {Kontrolle    führte    der  Kommer- 
zienrat  zweimal   die  Eintragung   der  Handelsleute   in  ein  Register 


1)  Die  Frau  Guyot,  deren  Mann  unterdessen  gestorben  war,  wurde  mit  ihrem 
Begeh ren^  den  Laden  fortzufahren^  am  a8.  Januar  1741  ,als  wider  die  bocbobrif^keit- 
liehe  Erkanntnuß  laufend*  abgewiesen.   (J.  B.  IV.  lal.) 

2)  J.  B.  V.  39  ff.  3)  Man.  S.  69.  4)  Man.  U.  73.  5)  ibid.  193. 

6)  Man.  U.  123.  .       . 

7)  Eine  Vorstellung  zu  seinen  Gunsten:  Mand.  Sammig.  XVIII  26. 

8)  R.  M.  93,  S.  572.  .      . 
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ein,  das  erste  Mal  1720  auf  Grund  der  projektierten  Handels- 
ordnung und  des  Gesetzes  über  die  Handelsgesellschaften,  die 
allerdings  beide  die  obrigkeitliche  Sanktion  nie  erhielten.*)  Nicht 
nur  die  Gesellschaften,  sondern  jeder  einzelne  Handelsmann  sollte 
verpflichtet  werden,  sich  durch  Eintragung  in  die  „Kaufmanns- 
matricul^  in  die  Kaufmannschaft  aufnehmen  zu  lassen,  so  bald  er 
sich  in  der  Stadt  niederließ  oder  das  zwanzigste  Altersjahr  über- 
schritten hatte.  Obschon  die  Ordnung  nicht  in  Rechtskraft  trat, 
wurde  sie  doch  eine  Zeitlang  ausgeführt.  Das  Kaufmanns- 
direktorium führte  die  Handelsmatrikel ;  die  Immatrikulationen  ge- 
schahen von  zwei  Gesichtspunkten  aus,  man  unterschied  zwischen 
Handelsleuten  und  Fabrikanten,  zwischen  Bürgern  und  Nicht- 
burgem,  dagegen  wurden  einzelne  Handelsleute  und  Gesellschaften 
durcheinander  in  das  gleiche  Buch  eingetragen.  Das  Matrikelbuch 
von  1723  weist  zweiundzwanzig  bürgerliche  Handelsgeschäfte  auf, 
Spezierer,  Droguisten,  vor  allem  Leinwand-,  Baumwoll-  und  Woll- 
tuchhändler („Tuchherren'*),  überdies  sieben  fremde  Händler,  die 
hauptsächlich  Handel  mit  Seide  und  Galanteriewaren  trieben;  es 
sind  z.  T.  dieselben,  die  wir  oben  kennen  lernten.  Von  Fabri- 
kanten verzeichnet  das  Register  nur  drei  bürgerliche,  die  Engel- 
hardsche  Indiennefabrik,  an  der  außer  Engelhard  Jakob  Sinner 
und  des  erstem  Schwager  Samuel  Müller  beteiligt  waren,  femer 
zwei  Strumpffabrikanten;  dagegen  war  die  Zahl  der  fremden 
Fabrikanten  stärker,  vor  allem  der  französischen;  von  den  vier- 
zehn eingetragenen  waren  vier  Seidenfabrikanten  und  drei  Tuch- 
und  Bandfabrikanten. 

Schon  das  Handelsgericht  und  -direktorium  vernachlässigte 
diese  Aufgabe,  und  als  es  um  1730  verschwand,  führte  niemand 
mehr  das  Handelsregister.  Erst  1765  wurde  es  neu  eröffnet,  als 
das  Handlungsdirektorium  längst  wieder  bestand,  dem  die  Imma- 
trikulationen auch  jetzt  übertragen  wurden.  Die  Instruktion,  die 
es  zu  diesem  Zwecke  vom  Kommerzienrate  erhielt,  schrieb  folgendes 
vor :  2) 

1 .  Alle  Handelsleute,  Banquiers,  Fabrikanten,  seien  sie  Burger 
oder  ewige  Einwohner  oder  Hintersäßen  sind  ohne  Ausnahme  in 
die  Matrikel  einzutragen,  damit  man  wisse,  a.  „Wer  handle,  under 
welcher  ragion  oder  nahmen,  ob  allein  oder  in  Gesellschaft  und 
mit    w^em".     b.    Im    letztem   Falle|,    welcher   Art   die  Gesellschaft 


1)  Das  Projekt  der  Handekordnung.   J.  B.  la.  333.   4.  Juli  1719. 

2)  J.  B.  VI.  32.   Man.  S.  120.    12.  Januar  1765.   U.  H.  D.  59,  64. 
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sei,  ob  „in  vollkommen  unbeschränkter  Societet,  folglich  in  solidum, 
das  ist  einer  um  und  für  den  andern,  oder  en  commandite"  oder 
auf  andere  Weise,  wobei  untersucht  werden  soll,  ob  ein  Gesell- 
schafter auch  noch  auf  eigene  Rechnung  ein  Geschäft  betreibe, 
c.  Welcher  Art  die  Handlung  sei.  Eäne  Beschränkung  soll  nicht 
stattfinden,  mit  Ausnahme  der  Fremden,  d.  Bei  einer  Gesellschaft 
soll  Beginn  und  Dauer  des  Vertrags  und  e.  Die  Prokura  an- 
gegeben werden. 

2.  Die  Aussagen  müssen  durch  ein  feierliches  Gelübde  be- 
stätigt, unter  Umständen  vor  dem  Kommerzienrate  mit  dem  Eide 
bekräftigt  werden,  wodurch  die  Immatrikulierten  auch  geloben, 
Änderungen  der  Handlung,  in  der  Gesellschaft  oder  Prokura  sofort 
mitzuteilen. 

3.  Auf  gleiche  Weise  werden  handelnde  W^eibspersonen  ein- 
getragen. 

4.  Engros-  und  Detailhandel  werden  definiert.  Handlung 
en  gros:  „Jn  Spezerei  und  Drogues  Waren,  was  unter  Reif  und 
Seil,  d.  i.  zu  ganzen  Ballen,  Fässern  und  Kisten,  wie  solche  aus 
fremden  Ländern  kommen,  verschickt  wird,  in  der  Drapperie  in 
groben  Waren,  was  zu  ganzen  Stücken  verkauft  wird,  in  der 
Soierie  was  zu  ganzen  Stücken,  in  der  Toilerie  was  zu  ganzen 
Ballen  und  in  der  Mercerie,  was  zu  Groß  und  Dotzend  verhandelt 
wird."     Alles  übrige  gehört  unter  den  Begriff  „Detail". 

5.  Dem  Direktorium  wird  überlassen,  die  kleinen  Läden  zu 
immatrikulieren  oder  nicht;  der  Kommerzienrat  meint  aber,  „die 
elenden  Schwefelhölzli-  und  Specklädeli  gehören  nicht  in  den  Rang 
der  Handelsleuthen". 

6.  Der  Anteil  eines  Fremden  am  Geschäft  eines  Burgers  wird 
nur  gestattet,  wenn  der  Betreffende  ein  langjähriger  Angestellter 
des  Handelshauses  ist. 

Diese  Instruktion  erhielt  am  10.  April  einige  Zusätze'):  Die 
Handelsleute  müssen  ihre  Erklärungen  auch  noch  unterschreiben. 
Den  fremden  Fabrikanten  wird  das  Zugeständnis  gemacht,  daß 
sie  auf  Bestellung  auch  kleinere  als  die  obengenannten  Mengen 
von  selbst  fabrizierten  Waren  an  Private  liefern  können,  und  am 
23.  Januar  1766:  Die  Mitglieder  einer  Kommanditgesellschaft  sollen 
die  Höhe  ihres  Anteils  anzeigen;  die  Schneider,  die  Zutaten  zu 
den  Kleidern  liefern,  sind  nicht  als  Krämer  zu  betrachten,  (wie 
das  Kaufmannsdirektorium  vorgeschlagen  hatte.*) 

1)  Man.  S.  154,  156.    U.  H.  D.  80. 

2)  U.  H.  D.  82. 
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Auf  diese  Verordnungen  gestützt,  begann  das  Direktorium 
das  Handelsregister  am  25.  Januar  1765.*) 

2.  Die  Kramläden  auf  dem  Lande.^) 

Die  Burgerschaft  der  Städte  wandte  sich  auch  gegen  die 
Kramläden  auf  dem  Lande  und  bat  die  Obrigkeit  um  Einschränkung 
der  Bauernkrämer,  weil  durch  sie  der  Handel  in  der  Stadt  und 
der  Verdienst  der  Burger  vermindert  würde.  ^)  Der  Rat  wies  das 
Geschäft  dem  Kommerzienrate  zu.  Dieser  ließ  es  durch  eine  Kom- 
mission untersuchen  und  gab  sein  Befinden  und  seine  Vorschläge 
durch  das  Gutachten  vom  9.  Januar  1754  kund.*) 

Fünf  Gründe  fand  der  Kommerzienrat  für  die  wachsende  Zahl 
von  Landkrämereien. 

1.  Den  Mißbrauch  der  von  Tabakkammer  und  Pulverkommission 
erteilten  Patente,  indem  diese  dahin  ausgelegt  wurden,  daß  der 
Inhaber  auch  allerlei  andere  Waren  verkaufen  dürfe.  Um  dem 
Übelstand  abzuhelfen,  schlug  man  vor,  allen,  die  im  Besitze  von 
Patenten  zum  Verkaufe  von  Tabak  und  Pulver  waren,  den  Handel 
mit  anderen  Waren  zu  verbieten  und  ihnen  im  Weigerungsfalle 
auch  diese  Bewilligung  zu  entziehen,  überhaupt  ihre  Zahl  so  weit 
einzuschränken,  daß  in  größern  Dörfern  höchstens  zwei,  in 
kleinem  nicht  mehr  als  eine  sei.J 

2.  Den  Großhandel  mancher  Landleute,  die  von  außen  Waren 
beziehen  und  sie  weiter  an  kleinere  Krämer  verkaufen,  „die  zu 
dergleichen  Begangenschaften  weder  durch  ihre  Geburt  gewidmet, 
noch  sich  dazu  wie  sie  (die  Burger)  mit  großen  Umkösten  die  er- 
forderliche Capacität  angeschaffet". 

3.  Die  im  Emmenthal,  sowie  in  den  Ämtern  Wangen,  Aar- 
wangen und  Bipp  bestehenden  Krämerzünfte.  Wer  einer  von 
diesen  angehörte,  durfte  in  der  betreffenden  Gegend  einen  Kram- 
laden halten. 

4.  Die  vielen  handelnden  Hintersäßen  und  Landsfremden, 
die  genötigt  werden  sollten,  die  Handlung  zu  verlassen. 

5.  Die  große  Zahl  von  Hausierern,  zu  deren  Verminderung 
die  einen  ein  neues  Generalmandat  vorschlugen,  während  die 
andern  auf  strenge  Durchführung  der  alten  Mandate  halten  wollten. 

Der  Große  Rat  sah  von  einer  obrigkeitlichen  Verordnung  ab 

1)  U.  H.  D.  67. 

2)  Schon  das  älteste  Satzungenbuch  behielt  den  Handel  mit  einigen  Waren: 
saltz,  isen,  tucb,  stachel,  linwAt  und  scbQrlitz  den  Kaufleuten  der  Stfidte  vor  und 
verbot  ihn  auf  dem  Lande.   (Vgl  IVeM,  Das  Stadtrecht  von  Bern  I.  197.) 

3)  J.  B.  V.  29,  35.  Mai  1753.  4)  J.  B.  V.  35  ff. 
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und  übertrug  das  Vorgehen  dem  Kommerzienrate,  indem  er  ihm 
empfahl,  das  Hausieren  und  die  Vermehrung  der  Kramläden  nach 
und  nach  einzuschränken.*)  Zur  Ausführung  dieses  Befehls  ließ 
der  Kommerzienrat  ein  Kommissionalgutachten  verfertigen,  das 
sich  wieder  auf  eine  Eingabe  der  „negocierenden  Burgerschaft" 
stützte^),  doch  waren  bis  dahin  vier  Jahre  verflossen  (21.  Februar 
1758).  Die  vorgeschlagenen  Mittel  waren  die  folgenden:  a.  Neue 
Kramläden  dürfen  nicht  mehr  errichtet  werden,  b.  Da,  wo  sie 
zu  dicht  sind,  wird  ihre  Zahl  allmählich  verkleinert,  c.  Alles 
Hausieren  wird  Fremden  und  Einheimischen  verboten,  d.  Die 
Landkrämer  werden  gezwungen,  ihre  Waren  von  den  Burgera 
der  Städte  zu  beziehen,  e.  Niemand  darf  ohne  besondere  Be- 
willigung, die  nicht  übertragbar  ist,  einen  Laden  halten,  f.  Alle 
Landkrämer  werden  nach  und  nach  vor  den  Kommerzienrat 
zitiert,  um  das  Gelübde  ihres  Gehorsams  abzulegen,  g.  Nur  die 
Waren,  von  denen  bewiesen  wird,  daß  sie  bei  den  Bürgern  nicht 
erhältlich  sind,  dürfen  außer  Landes  gekauft  werden. 

Der  endgültige  Antrag,  der  zum  Beschluß  erhoben  wurde,  er- 
folgte erst  am  19.  Januar  1762');  seine  Gedanken  sind: 

1.  In  einem  Umfange  von  zwei  Stunden  um  die  Hauptstadt 
und  einer  Stunde  um  die  andern  Städte  sollen  keine  Kramläden 
bestehen. 

2.  Die  übrigen  werden  in  drei  Klassen  eingeteilt:  a.  Solche, 
die  beibehalten  werden  können;  sie  sind  weiter  von  den  Städten 
entfernt,  werden  von  Ortsbürgem  gehalten,  bestehen  seit  langer 
Zeit,  die  Lage  des  Orts  macht  sie  notwendig,  b.  Solche,  die  nur 
„ad  tempus  subsistieren" ,  d.  h.  sie  werden  mit  dem  Wegzuge 
oder  dem  Tode  des  Besitzers  eingehen  oder  vom  Kommerzienrate 
aufgehoben,  weil  sie  neu  und  zu  klein,  oder  weil  ihre  Inhaber 
nicht  Burger  sind.  c.  Solche,  die  sogleich  „abrogiert"  werden 
können,  „die  Gründe  sind  fast  dieselben,  welche  bei  der  zweiten 
Claß  angehen,  nur  sind  dieselben  stärker".  — 

Die  Bewilligung  für  Landkrämer  enthielt  folgende  Vorschriften^): 
1.  Die  Bewilligung  gilt  nur  für  die  eigene  Person;  das  Ladenrecht 
kann  weder  verkauft  noch  vererbt  werden,  sondern  fällt  an  den 
Kommerzienrat  zurück,  wenn  der  Inhaber  stirbt  oder  das  Geschäft 
aufhebt.  2.  Die  Handlung  im  großen*  wird  —  Selbstfabrikat  aus- 
genommen   —    verboten.     3.  Inländisches  Fabrikat    darf  nach  Be- 


I)  J.  B.  V.  51.  a.  April  1754,  2)  J.  B.  V.  97- 

3  )  J.  B.  V.  360.   Mao.  R.  104.        4)  J.  B.  V.  451. 
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lieben  gekauft  werden.  4.  Ausländische  Produkte  dürfen  nur  von 
den  Bürgern  der  Städte  bezogen  werden,  es  sei  denn,  daß  diese 
sie  nicht  liefern  können;  dann  wird  ein  Einfuhrpatent  erteilt. 0 
5.  Hausieren  und  Verkauf  am  Sonntag  2)  sind  untersagt,  ebenso 
der  Handel  mit  andern  als  eigenen  Waren  und  die  Verbindung 
mit  Fremden.     6.  Der  Besuch  der  Jahrmärkte  ist  gestattet. 

Und  nun  die  Durchführung  dieser  Beschlüsse.*)  Wir  stehen 
hier  auf  einem  Boden,  den  der  Kommerzienrat  mit  Fleiß  bestellte. 
Die  Manuale  der  folgenden  Jahre  sind  gefüllt  mit  Verhandlungen 
über  die  Erteilung  von  Kramladenpatenten,  die  meist  verweigert 
wurde.  In  den  Jahren  1767  bis  1776  sind  134  solche  Verhandlungen 
notiert.  Davon  endigten  116  mit  Aufhebung  oder  Verweigerung, 
nur  18  mit  Errichtung  oder  Übertragung  auf  einen  andern  Besitzer.*) 
Die  Zahl  der  Läden  im  deutschen  Kantonsteil  betrug  um  1790:  333.*) 

Eine  feste  Norm  für  die  Dichte  der  Kramläden  wurde  nicht 
bestimmt;  sie  wurde  der  Willkür  des  Kommerzienrates,  oder  seit 
1789  der  Engem  Kommission  mit  Zustimmung  des  Kammer- 
präsidenten, überlassen.  1791  gestattete  die  Engere  Kommission 
siebzehn  Übertragungen,  vierzehn  Gesuche  um  Neuerrichtung  wurden 
abgewiesen^),  zumeist  wegen  der  Nähe  anderer  Orte  mit  Handels- 
berechtigungen. 

Eine  besondere  Aufsicht  erforderte  die  Einfuhr  von  Waren,  die 
der  Landkrämer  von  den  Bürgern  beziehen  sollte.  Der  Kommerzienrat 
ermahnte  die  Zollbeamten  zur  Wachsamkeit  und  gab  ihnen  die 
Weisung,  Waren,  die  ohne  Patent  durchgeführt  wurden,  zwar  an 
den  Bestimmungsort  abgehen  zu  lassen,  aber  den  Ratssekretär  zu 
benachrichtigen  "0,  und  eine  gleiche  Aufforderung  erging  an  die 
Amtleute.^)  Die  Versuchung  zur  Übertretung  dieses  Gebotes  trat  an 
die  Landkrämer  hauptsächlich  in  Gestalt  der  zahlreichen  Geschäfts- 
reisenden aus  Basel,   Genf,   Neuenburg    und  Solothum  heran,    die 


1)  Am  21.  Aug.  1786  beschloß  der  Kommerzienrat,  daß  Zeugnisse  von  wenigstens 
sechs  städtischen  Kaufleuten  vorgelegt  werden  müssen,  um  eine  Einfuhrbewilligung 
zu  erwirken.    Man.  W.  22. 

2)  Zirkularmandat  vom  23.  April  1763  (J.  B.  V.  418).  Mandat  wider  den  Ver- 
kauf von  Krftmerwaren  an  Sonn-  und  Festtagen  vom  12.  Januar  1765  (J.  B.  VI  36). 
Der  Grund  liegt  in  der  kirchlichen  Sountagsheiligung. 

3)  Eine  Aufsicht  des  Kommerzienrates  Ober  die  Landkrämer  bestand  schon 
vor  1762,  ja  schon  vor  1754,  wenn  auch  nicht  so  systematisch,  sondern  wohl  an 
einzelne  Vorkommnisse  anschlieBend.  (Man.  P.  906,  171.  Man.  Q.  a6,  a8,  52,  83,  85; 
»38,  143,  US.  146.) 

4)  Man.  T.  5)  J.  B.  VII.  3ai.  6)  Man.  X.  16. 
7)  J.  B.  Vn.  4.             8)  ibid.  6. 

Zeitschrift  fOr  die  ges.  SUatswissenscbaft  Ergtnzungsheft  a6.  10 
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das  Land  überschwemmten.^)  1781  und  1786  wurden  aus  diesem 
Grunde  einige  Krämer  vom  Kommerzienrate  gebüßt. 

Die  Kramladenpatente  wurden  bei  der  allgemeinen  Ordnung 
des  Patentsystems  im  Jahre  1792  beibehalten.^)  Einige  nebensäch- 
liche Abänderungen ')  betrafen  den  Verkauf  an  Sonntagen  und  die 
Einfuhr  von  fremden  Waren,  die  ohne  Ausnahme  den  Landkrämern 
verboten  wurde,  so  dafi  diese  Einfuhrbewilligungen  überflüssig  wurden. 
Ein  neues  Patentformular  nach  der  Ordnung  vom  13.  Februar  1792 
ersetzte  das  alte  von  1763.*) 

Auf  gleiche  Weise  wurden  nach  1785  auch  die  Krämer  der 
Waadt  immatrikuliert  und  ihnen  Patente  erteilt.*)  Die  Zahl  der 
Kramladenpatente  in  dieser  Landschaft  betrug  nach  1788:  144.^) 
Die  Absicht  war  dieselbe,  „die  Handlung  nach  und  nach  in  die 
Städte,  wohin  sie  gehört,  zuziehen''.  Das  sollte  hauptsächlich  auch 
dadurch  geschehen,  daß  keine  Tabakverkaufspatente  "0  mehr  erteilt 
wurden,  und  daß  man  den  Inhabern  von  solchen  einschärfte,  diese 
gelten  nur  für  den  Verkauf  von  Tabak. 

Die  Burger  der  Städte  waren  von  jeder  Beschränkung  frei; 
sie  waren  ja  zum  Handel  geboren  und  trieben  ihn  nicht  nur  un- 
gehindert, sondern  mit  möglichster  Begünstigung  durch  die  Behörden. 
Die  Städte  nahmen  im  Handel  eine  Stellung  ein  wie  im  politischen 
Leben,  die  der  Beherrschung  des  Landes,  allerdings  mit  dem  Unter- 
schied, daß  handelsrechtlich  die  kleinsten  Städte,  wie  Yverdon, 
Bex  und  viele  andere  der  Hauptstadt  gleichgestellt  waren.  ^  Wenn 
aber  eine  abgelegene  Landschaft,  wie  das  hochgelegene  Jouxtal 
an  der  französischen  Grenze,  für  das  das  Verbot  der  Einfuhr  fremder 
Waren  eine  wahre  Kalamität  bedeutete,  das  gleiche  Recht  wie 
kleine  Städte  verlangte,  dann  ging  das  städtische  Vorrecht  über 
die  Wohlfahrt  einer  ganzen  Landschaft :  das  beste  Mittel  um  die 
Leute  zu  Betrug  und  Schmuggel  zu  verleiten.  Vielleicht  fürchtete 
der  Kommerzienrat  mit  Recht  die  Konsequenz,  die  sich  aus  dem 
Vorrecht  einer  Landschaft  hätte  ergeben  können.  •)  Gewiß  war  das 
Bedenken  kein  unberechtigtes ;  aber  mit  einer  Ausnahme  wäre  den 


1)  Man.  U.  aao,  W.  22. 

2)  J.  B.  VIH.  8i  ff.   R.  M.  418,  S.  127.  3)  R.  M.  418,  S.  «48— «S«- 
4)  J.  B.  VUi  laa.            5)  J.  B.  VIL  230.  6)  J.  B.  VIL  sai. 

7)  Seit  der  Patentiemiig  der  DorfkrAner  wurden  die  Bewilligiingen  zum  Tabsk- 
yerkraf  nur  toit  den  KramUdenpatenten  zasammen  erteilt  (J.  B.  VII.  324.) 

8)  J.  B.  VII.  364.   Man.  W.  174,  197.   Auch  Langentbai  bekam  das  Stadtrecbt, 
indem  seine  Krämer  von  den  Patenten  befreit  wurden.     BCan«  X,  106,  108. 

9)  J.  B.  VII.  a66.   Man.  W.  190.   4.  März  1789, 
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Klagen  nicht  abgeholfen  worden,  dazu  brauchte  es  die  Aufgabe  des 
ganzen  Systems,  die  man  aber  von  dem  damaligen  Staatswesen 
nicht  erwarten  konnte.  Die  Ereignisse  der  nächsten  Jahre  fegten 
auch  diese  Bevormundung  des  Landvolkes  fort. 

Auch  die  Aufhebung  der  schon  erwähnten  „Krämerzunft**  des 
Emmenthals  bildet  eine  Etappe  auf  dem  Wege  zur  Bevorzugung 
der  Städte.  Wir  haben  uns  unter  dieser  sogenannten  Zunft  einen 
Verband  der  Emmenthaler  Krämer  vorzustellen,  der  ursprünglich 
den  Zweck  hatte,  gemeinsame  Maßregeln  gegen  die  Hausierer  zu 
ergreifen,  die  ihrem  ganzen  Stande  schädlich  waren  und  gegen  die 
der  einzelne  sich  nicht  zu  wehren  vermochte.*)  Eine  Konzession 
von  Rät  und  Bürgern  von  1707  gab  dem  Verein  eine  sichere 
rechtliche  Basis.  Sie  gab  ihm  auch  das  Recht,  weitere  Mitglieder 
aufzunehmen,  also  neue  Kramläden  zu  schaffen.  Nach  dem  Bericht 
des  Kommerzienrates  stieg  infolge  davon  in  der  Zeit  von  1724  bis 
1757  im  Emmenthal  die  Zahl  der  Krämer  von  60  auf  200.  Als 
der  Kommerzienrat  die  Aufsicht  über  den  Detailhandel  übernahm 
und  daran  ging,  systematisch  die  Landkrämer  einzuschränken,  ent- 
stand ein  Streit  um  die  Kompetenz  der  Bewilligung  von  Kramläden. 
Der  Kommerzienrat  hatte  leicht,  seine  Stellung  zu  verteidigen,  und 
die  G.  H.  konnten,  wenn  sie  das  begonnene  System  durchführen 
wollten,  nicht  anders  als  zu  seinen  Gunsten  entscheiden.  Sie 
änderten  am  27.  Januar  1761  die  Konzession  dahin  ab,  daß  der 
Kommerzienrat  allein  über  die  Fortsetzung  oder  Errichtung  eines 
Kramladens  bestimmen  solle.  Aus  politischen  Gründen  wurden  die 
zwei  jährlichen  Versammlungen  in  Huttwil  und  Langnau  auf  eine 
reduziert,  die  am  letzten  Orte  im  Beisein  des  Landvogts  von 
Trachselwald  und  an  dem  von  ihm  bestimmten  Tage  stattfinden 
durfte.2) 

Der  Verband  bestand  fort,  aber  geschwächt.  Warum  sollte 
ein  Krämer  noch  der  Zunft  beitreten  und  das  Eintritts-  und  Unter- 
haltungsgeld bezahlen,  wenn  er  von  ihr  keinen  Vorteil  zu  erwarten 
hatte?  Diese  Klagen  bildeten  z.  T.  den  Inhalt  einer  Eingabe  von 
1772*),  über  die  der  Kommerzienrat  sein  Gutachten  abgab.  Die 
eine  Ansicht  ging  dahin,  man  sollte  die  Krämer  zum  Eintritt  in 
den  Verein  zwingen,  um  diesen  aufrecht  zu  halten,  während  die 
andere   die    Zusammenkünfte  von   Landleuten   und   überhaupt  die 


I)  3.  Punkt  des  Gutachtens.   J.  B.  V.  35,  und  im  Gutachten  von  1759.  J.  B.  V 
201  ff.   Man.  T.  356.  (177a.) 

a)  J.  B.  V.  319.  3)  Man.  T.  356. 

10* 
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Gesellschaften  für  nachteilig  hielt.  0  Dieser  Ansicht  stimmten  die 
G.  H.  bei;  sie  ließen  dem  Landvogt  von  Trachselwald  antworten, 
„daß,  da  Hochdieselben  die  ZOnfte  als  höchst  nachteilig  ansehen, 
Hochdieselben  wünschten,  daß  diese  Sache  auf  die  lange  Bank 
geschoben  würde,  damit  nach  und  nach  die  Zunft  von  selbsten 
aufhören  und  erlöschen  müsse" 2) 

Eine  Zunft  der  Ämter  Wangen,  Aarwangen  und  Bipp  hatte 
1710  eine  obrigkeitliche  Konzession  erhalten');  ihre  spätem  Schick- 
sale kennen  wir  nicht;  sie  hat  sich  wohl  im  Laufe  der  Zeit  auf- 
gelöst. 

Interessant  ist  das  Bestehen  einer  solchen  in  Yverdon,  die  die 
Kramladenpatente  in  der  Umgebung  erteilte.  Man  entdeckte  sie 
erst  1788,  als  die  Krämer  der  Waadt  patentiert  wurden,  und  ließ 
sogleich  ihre  Privilegien  untersuchen.  Sie  wollte  ein  möglichst 
großes  Alter  aufweisen,  erklärte  aber,  nicht  weiter  zurückgehen  zu 
können  als  auf  1598,  in  welchem  Jahre  sie  schon  sehr  alt  gewesen 
sein  müsse;  sie  könne  das  allerdings  nicht  beweisen,  da  ihre  Freiheits- 
briefe 1476  verbrannt  worden  seien.*)  Die  Gesellschaft  versammelte 
sich  einmal  jährlich  auf  dem  Rathaus  und  bestand  aus  den  bürger- 
lichen Handelsleuten.  Ihr  Präsident  wurde  König  genannt;  neben 
ihm  stand  ein  Connetable,  und  ein  Sekretär  führte  die  Bücher.  Die 
Finanzen  wurden  von  einem  Rate,  der  aus  diesen  dreien  und  sechs 
weitern  Mitgliedern  bestand,  verwaltet,  und  ein  Rektor  überwachte 
die  Handlungspolizei.  Da  der  Kommerzienrat  das  vorgeschützte 
Recht  der  Handlungsgilde  von  Yverdon  nur  als  Anmaßungsrecht 
betrachtete,  weil  es  mit  der  neuen  Kramladenordnung  in  der  Waadt 
im  Widerspruch  stand,  weil  keine  alten  Urkunden  vorgewiesen 
werden  konnten;  da  die  Gilde  wohl  sogar  falsche  Tatsachen  an- 
führte „und  durch  anachronistische  Aussagen  die  Teutonische  Un- 
schuld in  ihrer  heiligen  Grabesstätte  angreift",  wurde  ihr  die  bis- 
herige Tätigkeit,  das  Erteilen  von  Kramladenpatenten,  untersagt.^) 
3.  Hausierer  und  Marktkrämer. 

Die  Tendenz,  möglichst  wenige  Landkrämer  zu  dulden,  um 
die  Vorteile  der  Burger  zu  schützen,   hatte  wohl    noch    mehr    als 


I)  J.  ß.  VI.  a6r. 

a)  J.  B.  VI.  269.    39.  Dezember  1772.  3)  J.  B.  V.  2oi  ff. 

4)  Nach  ihrer  Aussage  durch  die  «Teutonen*  (d.  b.  die  deutschredeoden  Eid- 
genossen), wozu  der  Sekretflr  des  Kommerzienrates  bemerkt:  ^Welcb  scbeufilicher 
Anachronismus,  der  auch  dem  Zwerchfell  des  Polyhistors  nicht  verschont'  (J.  B 
VII.  357) 

5)  Man.  W.  174. 
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den  gewünschten  den  andern  Erfolg,  daß  sich  das  Hausiererwesen 
breit  machte.  Es  war  natürlich,  daß  das  Landvolk  seine  Bedürfnisse 
da  befriedigte,  wo  es  ihm  am  leichtesten  und  mit  dem  geringsten 
Zeitverlust  möglich  war. 

Doch  stammt  das  stark  entwickelte  Hausierwesen  nicht  erst 
aus  der  Zeit,  wo  der  Kommerzienrat  systematisch  auf  die  Vermin- 
derung der  Kramläden  hinarbeitete,  im  Gegenteil;  in  diese  Periode 
fällt  auch  der  ernsteste  und  erfolgreichste  Kampf  gegen  das  fahrende 
Krämervolk.  Die  Klagen  darüber  und  Forderungen  zu  einem  obrig- 
keitlichen Einschreiten,  sowie  die  ersten  Verordnungen  reichen  ins 
15.  Jahrhundert  zurück.  Besonders  groß  war  die  Zahl  der  Hausier- 
mandate im  17.  Jahrhundert.  Nachdem  das  Reformationsmandat 
vom  24.  Mai  1590  das  Hausieren  verboten  hatte,  und  nachdem 
dieses  Mandat  1613,  1627,  1644,  1656,  1658,  1663  erneuert  worden 
war,  erging  ein  neues  Mandat  am  2.  März  1672  mit  wiederholten 
Publikationen  in  den  Jahren  1686,  1698  und  1712.*)  Dahingehörende 
Bestimmungen  enthielt  auch  das  Marechaussee-Mandat  von  1742. 
In  der  gleichen  Richtung  wie  früher  der  Große  und  der  Kleine  Rat 
bewegte  sich  nun  der  Kommerzienrat  weiter.  War  er  an  der  Er- 
neuerung des  alten  Mandates  1698  beteiligt,  so  unterließ  er  auch 
nicht,  durch  die  Manufakturordnung  von  1719  die  Hausierer  zu 
bedenken;  er  verbot  allen  „fremden  Hausierern,  Krämern,  Hutten- 
und  Krätzenträgem"  zu  allen  Zeiten,  ausgenommen  an  den  Jahr- 
märkten und  in  „Städten,  Schlössern,  Dorfferen  und  bey  den 
Häuseren  als  auf  Straßen  und  an  Aborten"  ^)  ihr  Gewerbe. 

Trotz  der  großen  Zahl  der  Verbote  blühte  das  Gewerbe  dieser 
untersten  Klasse  des  Handelsvolkes  noch  immer.  Die  Mandate 
waren  in  „Unwirksamkeit"  gekommen.  Die  Gründe  waren  von 
zweierlei  Art. 

1.  waren  die  Verbote  immer  viel  zu  streng,  sie  erstreckten  sich 
gleich  auf  alle  Hausierer,  die  doch  bei  den  damaligen  Verhält- 
nissen z.  T.  geradezu  unentbehrlich  waren.  2.  war  die  Aufsicht, 
von  der  Polizeikommission  geführt  und  durch  die  Marechauss^e 
ausgeübt,  nicht  genügend  und  nicht  folgerichtig  genug,  um  auch 
nur  den  Übelständen  abzuhelfen.  Diese  wurden  vom  Kommerzien- 
rate  besonders  in  einem  Vortrage  an  die  Räte  am  31.  August  1758 
kräftig  hervorgehoben.  3) 

Nebst  dem,  daß  sie  Fremde  waren  und  kein  Burgerrecht  be- 
saßen, auch  kein  Hintersäßengeld  oder  andere  Abgaben  entrichteten, 

I)  J.  B.  V.  133  f.  2)  J.  B.  la.  230  ff.  (d.  h.  abgelegenen  Orten). 

31  J.  B.  V.  133  ff. 
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schadeten  sie  der  heimischen  Manufaktur  durch  Übertreten  der 
Einfuhrverbote.  Sie  standen  unter  der  Anklage,  häufig  Betrug  zu 
üben,  indem  sie  den  Leuten  um  gutes  Geld  ihre  Schwindelwaren 
aufschwatzten ;  sie  brachten  die  Handelsleute  zu  Schaden,  die  ihnen 
ihre  Waren  zum  Vertrieb  übergaben,  indem  sie  sich  plötzlich 
bankerott  erklärten  und  das  Land  verließen,  ohne  daß  sie  für  ihre 
Schuld  belangt  werden  konnten;  sie  erleichterten  Diebstähle,  weil 
sie  gestohlene  Sachen  ankauften  und  aus  dem  Lande  führten;  sie 
brachten  schlechte,  verbotene  Münzsorten  ins  Land  und  führten  die 
guten  hinaus;  sie  belästigten  die  Bauern  mit  ihrem  Bettel  und 
Herbergesuchen;  sie  waren  politisch  gefährlich,  weil  sie  Spionen- 
dienste leisten  und  in  Kriegszeiten  fremden  Truppen  den  Weg 
weisen  konnten,  da  ihnen  Weg  und  Steg  bekannt  waren ;  sie  waren 
endlich  nach  der  Ansicht  der  Kommerzienräte  schuld,  dafl  die 
Burger  von  vornherein  auf  die  Handlung  verzichteten,  weil  sie  ihr 
Auskommen  dabei  nicht  fanden. 

Der  Kommerzienrat  bat  die  Obrigkeit  um  Abstellung  der  Miß- 
stände und  entwarf  ein  neues  Mandat  >),  das  indessen  vor  den  G. 
H.  keine  Gnade  fand.  Erst  auf  eine  neue  Vorstellung^^  wurde  am 
27.  Mai  1761  das  „General  Hausier  Mandat"  erlassen.^)  Es  unter- 
schied sich  in  nichts  von  den  früheren;  denn  es  verbot  ebenfalls 
in  Bausch  und  Bogen  alles  Hausieren.  Die  Polizeikammer,  über- 
haupt die  Kammern,  sowie  die  Amtleute  wurden  angewiesen, 
keine  Bewilligung  mehr  zu  erteilen  und  in  ihren  Bezirken  gute 
Aufsicht  zu  halten.  Keine  Bewilligung  mehr!  Tatsächlich  waren 
bis  jetzt  schon  solche  von  der  Polizeikammer  und  von  den  Amt- 
leuten ausgegeben  worden;  der  Kommerzienrat,  der  noch  1758 
gegen  die  „praetendierte  Freiheit  einiger  Kammeren  hiesiger  Haupt- 
stadt, sowohl  als  Er.  Gn.  Ober-  und  Unter-Amtleuten,  eigengwältig 
Patenten  zu  ertheilen"  gewettert  hatte,  ließ  sich  nun  herbei,  eben- 
falls solche  zu  geben,  und  teilte  sich  mit  der  Polizeikammer  in  die 
Kompetenz  durch  einen  förmlichen  Vergleich  (18.  März  1771).*)  Nach 
diesem  wurden  Krämer  und  Hausierer  dem  Kommerzienräte  zur 
Beaufsichtigung  und  Patentierung  zugewiesen,  die  einen  Einfluß  auf 
Handel  und  Industrie  hatten.  Als  solche  nannte  der  Vergleich: 
„Die  Colporteurs,  so  Spezerey,  Quinquaillerie,  Mercerie,  Draperie, 
Toilerie,  Moden-  und  seidene  Waren,  Strumpf,  Kappen,  HOeht, 
Spitzen,    Halstücher,   Floret-    und    andere   Bändel,    Zucker,    Thee, 


I)  j.  B.  V.  139.  2)  J.  B.  V.  28a. 

3)  J.  B.  V.  308.  4)  J.  B.  VI.  214. 
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Kaffee,  Chocolade,  Seifen,  Reis,  fremdes  Oel  und  andere  der- 
gleichen ....  Waren  feiltragen,  die  in  denen  Manufacturen  anzutreffen 
sind  und  verkauft  werden". 

Dagegen  wurden  der  Polizeikammer  die  Hausierer  mit  solchen 
Waren  überlassen,  die  von  den  heimischen  Handelsleuten  nicht 
geführt  wurden.  Genannt  werden :  Lebensmittel,  Barometer,  optische 
Gläser,  Marmorplatten,  Citronen,  Pomeranzen,  gemalte  und  ungemalte 
Kupferstiche,  Gemälde,  Sensen,  Sicheln,  Seidenwatte.  Femer  „Keßler, 
Korber,  Wannen,  Sieb-  und  Reitemmacher,  Glas-  und  Kachelträger, 
die  Händler  mit  im  Land  gestampftem  Oel,  Eisen,  Kupfer,  Erz, 
Roßhaar,  Basen,  Karrensalb,  Wezstein,  Schunägel,  Süßbrand, 
Trucken,  Körben,  Vieh-,  Wind-  und  Wanzenpulver,  inländisches 
Gewürz,  Wein  Essig,  Spinn  Räder,  Wollenkarten,  Harz  von  äußeren 
Landen  und  was  von  solcher  Natur. mehr  ist".  Die  Aufsicht  Ober 
die  Ausführung  gehörte  der  Polizeikammer;  sie  hatte  das  Recht, 
ein  vom  Kommerzienrat  erteiltes  Patent  zurückzuziehen,  wenn  der 
Inhaber  den  polizeilichen  Vorschriften  zuwiderhandelte,  z.  B.  bettelte. 
Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  beiden  Kammern  sollten  durch 
gemeinsame  Konferenzen  beigelegt  oder  im  ungünstigsten  Falle 
durch  die  G.  H.  entschieden  werden.  Ein  Kreisschreiben  vom 
21.  Juni  1771  eröffnete  den  Vergleich  den  Amtleuten. ^ 

Das  Auffallende  ist,  daß  trotz  des  vollständigen  Verbotes  kein 
Versuch  gemacht  wurde,  dieses  durchzuführen,  daß  vielmehr  die 
zuständigen  Kammern  es  zweifellos  vernünftiger  fanden,  das  Mög- 
liche zu  tun  als  Unmögliches  zu  verlangen. 

Im  Jahre  1784  hatte  die  Plage  wieder  so  überhand  genommen, 
daß  eine  Neuordnung  angezeigt  schien.  Die  Zollbeamten  Roguin 
in  Lausannne  und  Mummenthaler  in  Langenthai  hatten  darüber 
Memoriale  eingereicht,  in  denen  sie  alle  Nachteile  des  Hausierwesens 
hervorhoben.  Der  Kommerzienrat  erklärte  in  einem  Vortrag  vom 
25.  Juni  17842),  der  Mangel  an  Erfolg  der  frühem  Verordnungen 
liege    begründet    1.    in    der   Aufsicht   durch  verschiedene   Organe, 

2.  im  Vorschub,  der  den  Hausierern  von  Amtleuten,  Pfarrern  und 
Gutsbesitzern    geleistet    wurde,    wofür    sie    diese    billig    bedienten, 

3.  in  der  zu  milden  Verordnung  von  1761  und  4.  in  den  für  die 
Waadt  erteilten  „Billets  de  Roulement".^)  Er  schlug  vor,  durch 
eine  neue  Verordnung  die  Aufsicht  ganz  ihm  zu  übertragen. 

li  J.  B.  VI    217.  2)  J.  B.  VII.  68. 

3)  Das  war  eine  drei  Monate  gültige  Bewilligung,  fremde  Waren  in  die  Waadt 
einzufahren ....  .indem  sie  wfthrend  den  drei  Monaten  ihrer  Biilets  de  Roulement 
ihre  Waren  in  benachbarten  Staaten  und  Mediatftmtem  öfflers  erneuern«.  (J.  B. 
VIL  68  ff.) 
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Das  Mandat  wurde  am  3.  Juni  1785  von  Rät  und  Bürgern 
beschlossen.')  Es  gab  dem  Kommerzienrat  allein  die  Vollmacht, 
Bewilligungen  zu  erteilen,  verbot  alles  Hausieren  ohne  Patent, 
schaffte  die  „Roulierzettel**  in  der  Waadt  ab,  verbot  den  Kom- 
missionshandel für  fremde  Kaufleute  unter  dem  Namen  von  Coramis, 
Bedienten  usw.  Erst  jetzt  stand  das  System  der  Hausierpatente  auf 
gesetzlicher  Grundlage  und  hatte,  da  es  unter  eine  Hand  kam, 
Aussicht  auf  Erfolg.  Der  Kommerzienrat  hatte  die  gesamte  Ober- 
aufsicht und  die  Vollstreckung  in  der  Stadt  und  den  Landgerichten, 
während  auf  dem  Lande  die  Amtleute  dafür  sorgten ;  die  Haschierer 
und  Marechaussee  wurden  dem  Kommerzienrate  untergeordnet  und 
zum  Gehorsam  verpflichtet.^) 

Der  FIrfolg  blieb  nicht  aus.  Zum  erstenmal  vernehmen  wir 
nach  Erlaß  des  Verbotes  nicht  die  alte  Klage,  daß  es  ohne  Wirkung 
geblieben  sei.  Drei  Jahre  später  rühmte  der  Kommerzienrat  selber 
die  wohltätigen  Folgen  der  Verordnung,  indem  er  erklärte,  daß  \iel 
unnützes  Gesindel  zurückgeblieben  sei.  3) 

Noch  waren  hie  und  da  Lücken  bemerkbar,  durch  die  das 
Mandat  von  1785  umgangen  werden  konnte.  Sie  auszufüllen, 
erschien  am  2.  Januar  1789  die  „Erneuerte  Hausierordnung  und 
Verbot  in  betref  der  Landschneider,  Dorfkrämer,  Fuhrleute  und 
einheimischen  Marktkrämer". ^)  Sie  betraf  nicht  allein  die  Hausierer, 
sondern  auch  die  Krämer  und  schrieb  vor:  1.  Die  mit  Tuch  han- 
delnden Savoyer  durften  ihre  Ware  nur  auf  Jahrmärkten  anbieten ; 
Hausieren  war  ihnen  verboten.  2.  Unpatentierte  Landschneider 
durften  ihren  Kunden  keine  Tücher  liefern.  3.  Die  Landkrämer 
wurden  ermahnt,  fremden  Händlern  keine  Waren  abzukaufen, 
sondern  sich  damit  in  den  Städten  zu  versehen.  4.  Den  Fuhrleuten 
wurde  verboten,  auf  eigene  Rechnung  fremde  Waren  zu  kaufen, 
einzuführen  und  sie  im  Inlande  abzusetzen;  sie  sollten  sich  des 
Handels  enthalten.  5.  Die  Grossisten,  die  Spezereien  aus  dem 
Auslande  bezogen,  sollten  diese  Handlung  aufgeben.  6.  Die  ein- 
heimischen Marktkrämer  sollten  ihre  Waren  von  den  Bürgern  der 
Städte  beziehen. 

Alle  Patente,  sowohl  die  für  Hausierer  als  die  für  Marktkrämer, 
galten  nur  ein  Jahr  und  mußten  dann  unter  Erlegung  von  Siegel- 
geld und  Sportein,  die  dem  Sekretär  und  dem  Weibel  zukamen, 
erneuert  werden.'*) 


I)  J.  B.  vn.  104.  2).J.  B  VII.  107.  3)  J  B.  VII.  201. 

4)  J.  B.  VII.  253.    Gutachten  des  K.  R.    J.  B.  VII.  342.  5)  J.  B.  VIL  a82. 
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Man  unterschied  vier  Arten  von  Patenten: 

1.  Marktpatente  für  Fremde.  Sie  berechtigten  zum  Be- 
such der  Jahrmärkte  der  Städte  im  deutschen  und  französischen 
Lande.     Ihre  Zahl  betrug  1789:  334.») 

2.  Marktpatente  für  Eidgenossen,  ebenfalls  nur  für  die 
Jahrmärkte  der  Städte  gültig.     Zahl:  303.2) 

3.  Marktpatente  für  Landkrämer,  gültig  für  den  Besuch 
der  Jahrmärkte  zu  Stadt  und  Dorf;  Zahl:  223,  davon  189  an  deutsche, 
34  an  welsche  Untertanen.^) 

4.  Hausierpatente.  Zahl:  569,  davon  131  an  Fremde  und 
Eidgenossen,  429  deutsche  und  9  welsche  Untertanen.^) 

Man  war  noch  weiter  gegangen  und  hatte  jedem  Hausierer 
einen  bestimmten  Bezirk  zugewiesen,  in  dem  er  sich  bewegen 
durfte,  Cantonnements  genannt,  damit  sich  die  „Gewerber"  nicht 
hordenweise  zusammenrotteten  und  dem  Volke  beschwerlich  würden.  ^) 

Am  25.  April '^)  und  Anfangs  Juni  1789')  wurde  die  Erteilung 
von  Patenten  auf  Befehl  der  Regierung  suspendiert,  bis  das  ganze 
Patentsystem  neu  reguliert  wäre.  Der  Kommerzienrat  ging  unver- 
züglich an  die  Arbeit  und  arbeitete  ein  Projekt  aus,  das  eine  Über- 
sicht über  das  ganze  Patentsystem  enthält  und  Vorschläge  über  die 
fernere  Durchführung  bringt.®) 

Verfolgen  wir  zunächst  die  Hausier-  und  Marktpatente  bis  zu 
ihrer  endgültigen  Form,  um  dann  einen  Überblick  über  das  ganze 
Patentwesen  zu  gewinnen. 

Die  Kommerzienräte  waren  in  ihren  Gutachten  einig,  daß  die 
Patente,  die  sich  so  gut  bewährt  hatten,  beibehalten  werden  sollten. 
Nur  in  der  Frage  der  periodischen  Erneuerung  waren  sie  nicht 
gleichen  Sinnes.  Die  einen  wollten  die  alljährliche  Erneuerung 
behalten,  die  andern  die  Bewilligung  auf  Lebenszeit  geben.  ^)  Der 
Entscheid  des  Großen  Rates  hielt  alle  vier  obengenannten  Arten 
von  Patenten  aufrecht  (3.  und  8.  Februar  1792).  Die  Marktpatente 
für  Fremde  sollten  so  lange  gültig  sein,  als  der  Inhaber  zu  keinen 
Klagen  Anlaß  gab  ^^),  die  für  Eidgenossen  lebenslänglich**),  ebenso 
die  für  Landkrämer.* 2) 


I)  J.  B.  VII.  34a.     a)  ibid.  343.     3)  ibid.  344.     4)  ibid.  345. 

5)  J.  B.  VII.  284.      6)  Man.  W.  314.      7)  Man.  W.  218. 

8)  J.  B.  VII.  317—361.       9)  J.  B.  VII.  340-345. 

10)  R.  M.  418,  S,  251.       II).  ibid.  280. 

12)  R.  M.  419,  S.  188.  J.  B.  VIII.  107.  Zuerst  hatte  der  Große  Rat  beschlossen, 
die  Landkrämer  freizulassen  (R.  M.  418,  S.  281).  Erst  eine  neue  Eingabe  des  Kom- 
merzienrates  bewog  ihn  dazu,  die  Patentierung  auch  auf  sie  ajuszudehnen  (J.  B.  VIII. 
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Das  Nähere  hierQber  bestimmte  die  neue  Marktpatentordniing 
vom  6.  Juni  1792.*)  Nach  ihr  wurden  die  einheimischen,  kleinen 
Landkrämer,  alle  eidgenössischen  und  fremden  Krämer,  die  ihre 
Waren  nicht  mit  den  öffentlichen  Fuhrwerken  transportieren  ließen  2) 
und  endlich  eidgenössische  GroBkaufleute,  in  deren  Heimat  das 
Patentsystem  ebenfalls  eingeführt  war*),  der  Patentierung  unter- 
worfen. Der  Patente  bedurften  die  einheimischen  und  fremden 
Marktbesucher  nicht,  die  sich  für  den  Transport  der  öffentlichen 
Verkehrsmittel  bedienten  (mit  der  obgenannten  Ausnahme.)  Nicht- 
berner  wurden  überhaupt  nur  zu  Jahrmärkten  zugelassen,  während 
Bemer  auch  die  Wochenmärkte  besuchen  durften. 

Das  Hausier wesen  wurde  durch  die  neue  Hausierordnung  vom 
8.  Mai  1792  geregelt.*)  Als  Grundsätze  heben  wir  hervor:  1,  Der 
Kommerzienrat  war  alleinige  Aufsichtsbehörde.  .  2.  Alle  fremden 
„Kräzenträger"  wurden  verboten.  3.  Den  Einheimischen  wurde 
das  Hausieren  ohne  Patente  erlaubt.  Die  beiden  letzten  Bestim- 
mungen wurden  beschränkt  durch  die  Verordnung,  daß  von  ein- 
heimischen Hausierern  patentiert  werden  sollten:  Kachelgeschirr- 
träger, Kesselflicker,  Korber,  Schaubhüüer  *),  Weißspengler,  Baro- 
meter-, Brillen-,  optische  Gläser-,  Beuteltuch-,  Fayence-  und  Zitro- 
nenhändler. Fremde  Hausierer  wurden  patentiert,  aber  in  be- 
schränkter Anzahl:  Ammelmehler,  Glasträger,  Holzgeschirrhändler, 
Nagelhändler,  Sensen-,  Sichel-  und  Wetzsteinträger,  Glaser,  Harz- 
händler, }  lolzdrucken warträger  (Seh warz Wälder),  Scherenschleifer, 
Seidenwattenhändler,  Wannenmacher,  Uhrwerkstückhändler,  Zinn- 
gießer, Gartensamenhändler,  Geigenmacher,  außerdem  dieselben 
wie  die  obengenannten  Einheimischen. 


94).  Der  Kommerzienrat  fahrte  darin  aus,  alle  Bauern  würden  sonst  zu  Markt- 
krAmem,  sie  würden  oft  reisen,  z.B.  nach  Frankreich;  dann  .würden  sie  von  allen 
dortigen  StaatsverAndeningen  Nachricht  erhalten,  die  gleichen  Lizenzprinzipien  ein- 
saugen und  sich  von  den  Lehren  des  Naturrechts  und  falschen  Begriffen  über  die 
allgemeine  Gleichheit  bethOren  lassen;  und  wer  weis,  ob  dieses  bei  gegenw^ftrtiger 
Stimmung  der  Gemüter  und  bei  den  wirklich  freien  Reden  ihre  Ideen  von  Soaverain 
und  Unten ban,  von  Befehl  und  Gehorsam  nicht  ver Andern,  wer  weis,  ob  ihre  Denk- 
und  Handlungsart  die  gleiche  bleiben  würde.* 

I)  J.  B.  VIIL  125—129.   Sie  galt  nur  für  den  deuUchen  Kantonsteil. 

a)  Sie  hatten  eigene  Fuhrwerke  oder  trugen  die  Ware  auf  dem  Rücken,  die 
obrigkeitliche  Kontrolle  war  dadurch  erschwert 

3)  Das  war  der  Fall  bei  Zürich,  Luzem,  Solothurn,  Bistum  Basel  und  allen 
MediatAmtern,  an  denen  Bern  beteiligt  war.  (J.  B.  VIIL  147.) 

4)  j.  B.  vm.  117. 

5)  Hausierer  mit  grofien,  runden  Strohhüten.  {J,  und  fV.  Grimm,  Dentachcs 
Wörterbuch  VIIL   Sp.  2301.) 
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Die  Hausierpatente  enthielten  folgende  Bedingungen: 
1.  Gilt  die  Bewilligung  nur  für  eine  Person,  2.  nur  für  den 
ihm  zugeteilten  Bezirk.  3.  soll  er  keine  verbotenen  Waren  führen 
und  keine  kaufen  und  ausführen,  deren  Ausfuhr  nicht  gestattet 
ist.  4.  an  Sonn-  und  Festtagen  nicht  hausieren.  5.  nicht  betteln 
und  um  Herberge  anhaken,  sondern  nur  in  den  Wirtshäusern 
Qbemacht  sein.  6.  die  Bewilligung  stets  bei  sich  haben  und  alle 
drei  Jahre  erneuern  lassen.  0 

An  den  „Cantonnements"  wurde  festgehalten,  doch  wahr- 
scheinlich nur  für  diejenigen  Hausierer,  die  in  größerer  Anzahl 
patentiert  wurden,  und  nur  im  deutschen  Lande,  für  das  die  Hau- 
sierordnung allein  galt.  Eine  kleine  Tabelle  (Februar  1793)  zeigt 
ihre  Einteilung.  2) 
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Durch  eine  Instruktion  belehrten  der  Kommerzienrat,  die 
Marechauss^e-  und  Polizeikammer  gemeinsam  die  „Patrouilleurs 
oder  Marechauss^es*'  über  ihre  neuen  Pflichten,  die  diesen  Ver- 
ordnungen entsprangen.^)  Ihre  Aufgabe  war,  auf  unpatentierte 
Krämer  und  Hausierer  acht  zu  geben,  diese  zur  Erneuerung  der 
Patente  anzuhalten,  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder  sich  auf  seinen 
Bezirk  beschränkte,  und  Fehlbare  dem  Amtmann  anzuzeigen. 

Ergebnis:  1.  Die  frühem  Hausierverbote  waren  wirkungslos, 
weil  ihre  Durchführung  nicht  möglich  war.  2.  Eine  Besserung 
trat  erst  ein,  als  die  Patente  eingeführt,  also  gewisse  Hausierer 
geduldet  wurden,  aber  in  beschränkter  Zahl.  3.  Die  Hausier- 
ordnung von  1785  bedeutet  den  Anfang  des  noch  heute  be- 
stehenden gesetzlichen  Hausierpatentsystems. 

Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  das  ganze  Patentier ungs- 


1)  J.  B.  VIII.  129.   Formulare  der  Marktkrftmerpatente.    J.  B.  VIII.  144,  I45. 

2)  J.  B.  Vm.  168.  3)  J.  B.  VIII.  147. 


—     156     — 

wesen,  so  können  wir  die  Grundsätze  vorausstellen,  die  der 
Kommerzienrat  in  dem  großen  Gutachten  über  die  Neuordnung 
des  Patentwesens  aussprach  ^) :  „Die  innere  Einrichtung  und 
Polizey  der  Handlung  soll  der  Lage  jeden  Staates  angemessen 
und  nach  derselben  eingerichtet  seyn.  Die  Lage  des  Kanton 
Bern  ist  zu  einer  in  das  große  ausgedehnten  Handlung  nicht 
bequem,  sehr  weit  von  dem  Meere  entfernt  und  von  vielen  Staaten 
begränzt,  von  deren  Willkühr  unsere  Fiandlung  größtenteils  ab- 
hanget, indem  der  unsere  allzuklein  und  unbedeutend  ist,  um 
einigen  Einfluß  und  Gewicht  bey  den  äußeren  Fürsten  zu  haben. 
Folglich  kann  der  allgemeine  Grundsatz  einer  uneingeschränkten 
Handlungsfreiheit  gar  nicht  Platz  finden,  sondern  man  muß  vor- 
biegen, daß  die  Handlung  mit  anderen  Waaren  als  Landesprodukten 
in  gemäßigten,  unserem  Lande  angemessenen  Schranken  erhalten 
werde.  Die  Handlung  mit  Landesprodukten  ist  in  völliger  Frey- 
heit.  Äußert  Vieh  und  Molken  sind  bis  hiehin  keine  beträchtliche 
Zweige  und  werden  deren  schwerlich  andere  von  einigem  Belang 
gemacht  werden.  Der  Industriehandel  mit  Indienne,  andern  baum- 
wollenen Tüchern  und  Leinwand  ist  der  zweite  Zweig  unseres 
Aktivhandels.  Im  Emmenthal,  untern  und  obem  Aargäu  hat  solcher 
die  Bevölkerung  sehr  vermehrt  und  den  Ackerbau  sowohl  als  den 
Wohlstand  dieser  Gegenden  befördert;  deren  Unterstützung  und 
Aufrechterhaltung  ist  höchst  notwendig,  besonders  im  untern  Aar- 
gäu, da  ein  quart  mehr  Menschen  sich  vorfinden,  als  zu  Bear- 
beitung des  Landes  können  gebraucht  werden.  Der  Umsturz  der- 
selben würde  viele  tausend  Menschen  in  die  äußerste  Armuth  ver- 
setzen und  alsdann  diese  dem  Staat  aus  Mangel  des  Unterhalts 
und  der  Nahrung  nicht  nur  beschwerlich,  sondern  auch  wahr- 
scheinlich gefährlich  werden. 

„Alle  übrige  Handlung  dient,  um  die  nöthigen  Artikel  zu 
unsem  Lebensbedürfnissen,  deren  sehr  wenige,  und  die  zur  Pracht 
und  Üppigkeit,  deren  sehr  viele,  zu  verschaffen.  Die  mehresten 
Krämer  auf  dem  Land  verkaufen  hauptsächlich  Tabak,  Zucker, 
Caffee,  Specereyen  und  dergleichen,  und  diese  sind  zum  größten 
Nachtheil  des  ganzen  Landes  Nothwendigkeit  gew^orden.  Sdt 
zehn  ä  zwölf  Jahren  will  jeder  sich  der  Kramerei  widmen,  be- 
sonders die  ganz  Armen  und  von  schwachen  Geisteskräften,  wozu 
sie  von  ihren  Gemeinden  und  Seelsorgern  bestens  empfohlen 
werden. 


I)  J.B  VII.  318. 


—     157     — 

„Dieses  ist  unsere  Lage,  und  hier  sollte  noch  eine  zweifelhafte 
Lage  sein !  Ob  die  Handlung  ferners  einzuschränken  oder  gänzlich 
freizugeben  seye  ?  Das  System  in  den  besteingerichteten  von  dem 
Meere  entfernten  kleinen  Staaten  wäre,  den  Handel  (auch  Hand- 
werker, so  auf  dem  Land  nicht  unentbehrlich  wären)  in  die  Städte 
zu  verlegen  und  dieselben  in  einem  gewissen  Wohlstand  und 
Flor  zu  erhalten,  den  Landmann  aber  zur  Anpflanzung  des  Landes 
anzuhalten." 

Zwei  Tatsachen  ergeben  sich  aus  dieser  Äußerung  mit  aller 
Schärfe:  1.  Die  klare  Erkenntnis  von  der  ungünstigen  Handels- 
lage des  Landes.  2.  Die  allgemeine  Überzeugung  von  der  Not- 
wendigkeit der  Beschränkung  des  innern  Handels  zur  wirtschaft- 
lichen Förderung  des  Volkes. 

Die  Sanktion  erhielt  dieser  Gedanke  durch  'die  Neuordnung 
und  Aufrechterhaltung  des  Patentsystems,  die  in  den  Jahren  1789 
bis  1792  vom  Kommerzienrate  beraten  und  im  Januar  und  Februar 
1792  von  Rät  und  Burgern  genehmigt  wurde.*) 

Schon  vor  1792  bestanden  folgende  Patente  2): 

L  Kramladenpatente;    deutsche  333,  bestanden  seit  1761. 

welsche    144,         „  „     1788. 

2.  Tabakverkaufspatente;  deutsche  576,  welsche  323; 
in  den  Mediatämtem  19.  Sie  waren  1727  durch  die  Tabakkammer 
eingeführt,  und  als  diese  am  30.  Juni  1758  aufgehoben  wurde, 
vom  Kommerzienrate  übernommen  worden. -^  Sie  wurden  in  den 
Städten  einzeln,  auf  dem  Lande  nur  an  patentierte  Krämer  ge- 
geben (aber  jedem,  der  sich  darum  bewarb)."*) 

3.  Tabakeinfuhrpatente,  seit  1723.     Zahl  550. 

4.  Ausfuhrpatente  für  rohe  Häute,   seit  1775.   Zahl  45. 

5.  Commissionnaire-Patente  (zum  Ankauf  roher  Häute 
und  Felle),  1775  eingeführt;  Gültigkeit  ein  Jahr.  Zahl  25. 

6.  Einfuhrpatente  für  Juften  und  Saffian,  seit  1775; 
Gültigkeit  sechs  Monate,  Zahl  15  jährlich. 

7.  Einfuhrpat  ente  für  fremde  Importe,  seit  27.  Ja- 
nuar 1761,  nur  für  Waren,  die  im  Lande  nicht  zu  finden  waren: 
„Flaum,  Federn,  Nördlinger-,  Göppinger-,  Alineserzeug,  Württem- 
berger   Camelot,    Zürich    Zeug,    Zürich    Halstücher,    holländische 


1)  Gutachten  und  Vortrflge  des  Kommerzienrates  J.  B,  VII.  317—36.1 
382—400,  413—440,  VIII.  1  —  56.  Beschlüsse:  J.  B.  VIU.  81  ff.  R.  M.  418,  S.  71 
92,   124,  ia6,  127,  199,  248—251,  280,  281,  320,  321,  32a.   R.  M.  419,  S.  188. 

2)  J.  B.  Vn.  331  ff.  355.  3)  R.  M.  241,  S.  376.  4)  Man.  T.  318. 
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Wollenband,  Flor  und  Crepon,  sächsischen  Camelot,  Kalbermägen 
zum  Käsen*'.  Zahl  25. 

8.  Marktpatente,  seit  1785  (s.  o.)    Zahl  860. 

9.  Hausierpatente,  seit  1785  (s.  o.)  Zahl  569. 

10.  Magninpatente,  für  Savoyer  Keßler,  die  im  Auftrage 
von  Kupferschmieden  mit  deren  Waren  hausierten  und  für  sie 
altes  Kupfer  und  Erz  kauften;  ein  Patent  galt  fOr  einen  Meister 
und  einen  Knecht  J)  Vom  Kommerzienrate  seit  1785  erteilt,  vorfier 
vom  Staatsschreiber.    Zahl  36. 

11.  Patente  fQr  einheimische  Keßler  (Kesselflicker), 
seit  1772,  Galtigkeit  lebenslänglich,  Zahl   13. 

12.  Einfuhrpatente  für  fremde  Hüte,  seit  1785^),  keine. 
Zahl    aller    Patente,    die    im   Laufe  eines  Jahres    ausgegeben 

wurden  oder  in  Kraft  bestanden:  3533. 

In  den  Gutachten  des  Kommerzienrates  treten  oft  zwei  oder 
mehrere  entgegengesetzte  Ansichten  auf;  es  gab  eine  Meinung, 
die  die  Markt-  und  Hausierpatente  auf  Lebenszeit  erteilen  wollte, 
um  die  häufigen  Abgaben,  die  mit  jeder  Erneuerung  verbunden 
waren,  zu  vermeiden.  Nach  einer  Ansicht  sollten  manche  Patente 
abgeschafft  werden,  weil  sie  unnötig  seien,  so  die  Tabakverkaufs- 
und  Tabakseinfuhrpatente,  die  seinerzeit  eingeführt  worden  waren, 
um  durch  Beschränkung  des  Importes  den  Tabakbau  zu  fördern; 
so  die  Ausfuhrpatente  für  rohe  Häute  und  Felle,  die  Kommissionär- 
patente, die  für  die  Einfuhr  von  Flaum,  Federn  usw.,  weil  sie  dem 
Handel  Schranken  setzten,  die  Ware  verteuerten,  „da  doch  Freiheit 
das  alleinsicherste  Aufmunterungsmittel  derselben  ist". 

Rät  und  Burger  schafften  in  der  großen  Revision  von  1792 
drei  von  den  genannten  Patenten  als  unnütz  ab:  Die  zum  Tabak- 
verkaufe, zur  Einführung  fremder  Produkte  und  zum  Ankauf  von 
Häuten  und  Fellen.  Der  Verkauf  von  Tabak  ist  also  formell  erst 
seit  1792  frei;  die  Einfuhr  von  fremden  Stoffen  wurde  durch  die 
Beseitigung  der  Patente  nicht  erlaubt  oder  doch  nur  den  Bürgern 
in  den  Städten,  alle  andern  waren  durch  die  Vorschriften  der 
Kramladenpatente  auf  die  Burger  angewiesen«  Zu  den  bisherigen 
kamen  während  einer  kurzen  Übergangszeit  (1794—1796)  Patente 
für  die  Ausfuhr  von  verarbeitetem  Leder,  von  Metallen,  Hanf, 
Flachs  und  Garn. 

In  der  Waadt  war  schon  am  18.  Juni  1790  der  ganze  Handel 


1)  J.B.  VII.  77. 

2)  Einfuhrverbot  von  fremden  Haten  39.  Aog.  1785.   (J«  B-  VIT.  II7.) 
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durch  den  Beschluß  des  Großen  Rates  *)  freigegeben  worden,  wahr- 
scheinlich eine  Maßregel  zur  Beruhigung  der  Waadt,  wo  sich  der 
Einfluß  der  französischen  Revolution,  vor  allem  der  des  Schweizer- 
klubs, anfing  geltend  zu  machen. 

Bis  ans  Ende  seines  Lebens  sicherte  der  alte  Staat  den 
Städten  ihre  Handelsvorteile.  Eines  aber  müssen  wir  anerkennen : 
Im  Gegensatz  zu  Basel  und  Zürich  schuf  und  erhielt  sich  die 
Landschaft  in  der  Industrie  eine  selbständige  Stellung,  ja  die  Vor- 
herrschaft gegenüber  der  Stadt,  und  diese  machte  keinen  prak- 
tischen Versuch,  sie  anzutasten,  wenn  es  auch  an  theoretischen 
Behauptungen,  daß  die  Gewerbe  der  Stadt  gehören,  nicht  fehlte; 
im  Gegenteil  wurden  die  Industriezweige  des  Emmenthals  und  des 
Aargaus  ganz  besonders  gehegt  und  zu  fördern  gesucht.^) 

Schluß. 

Wenn  wir  einen  Rückblick  auf  die  Tätigkeit  des  Kommer- 
zienrates  und  den  Erfolg  dieser  Arbeit  werfen,  so  fällt  uns  in 
erster  Linie  sein  Verhältnis  zum  Merkantilismus  auf.  Das  System, 
das  im  absolutistisch  regierten  Frankreich  verhältnismäßig  leicht 
durchzuführen  war,  suchte  sich  auch  unter  der  Kollegialverfassung 
des  größten  Schweizerkantons  durchzusetzen.  Und  es  ist  ihm  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  gelungen,  ohne  daß  es  zur  Karrikatur 
wurde.  Die  Ideen  des  Merkantilismus  haben  den  Kommerzienrat 
ins  Leben  gerufen,  und  dieser  machte,  soweit  es  in  den  kleinen 
Verhältnissen  nötig  und  möglich  war,  dessen  Ziel  zu  dem  seinigen; 
er  bediente  sich  auch  der  von  den  Merkantilisten  empfohlenen 
Mittel:  Gewährung  von  Privilegien,  Zollfreiheit,  Ermäßigung  der 
Herstellungskosten,  Ausbildung  tüchtiger  Arbeitskräfte,  Heran- 
ziehung fremder,  Erhaltung  der  einheimischen,  Kontrolle  über  die 
Manufakturen,  billige  und  rasche  Justiz,  Anlegung  von  Verkaufs- 
magazinen, Sorge  für  gutes  Geld,  richtiges  Maß  und  Gewicht, 
Unterstützung  der  Unternehmer  mit  Staatsgeld  usw.  Von  der 
inerkantilistischen  Gesetzgebung  anderer  Länder  unterscheidet  ihn 
eine  gewisse  Fürsorge  für  die  Arbeiter,  wenn  diese  auch  nicht 
so  hervorragt   wie  in  Zürich.     Den  praktischen  Erfolg  müssen  wir 


I)  Man,  W.  314. 

9)  Ober  die  Stellung  der  Juden  im  18.  Jahrhundert  vgl.  G.  TobUr,  Bern  und 
die  Juden,  im  Bemer  Taschenbuch  für  1893/94.  Der  Kommerzienrat  faßte  die  Gut- 
achten ab«  denen  im  allgemeinen  die  Mandate  entsprechen.  Die  wichtigsten  Antrftge 
finden  sich  an  folgenden  Stilen:  J.  B.  VI.  I49,  232,  255,  408,  VII.  19,  179,  401, 
403,  Vin.  57,  Man.  W.  67.  Daraus  geht  hervor.  da£  die  judenfeindliche  Politik 
vom  Kommerzienrate  ausging. 
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als  ziemlich  gering  betrachten.  Leinwand-  und  Baumwollindustrie 
blühten  im  Emmenthal  und  Aargau,  bevor  der  Staat  sich  ihrer 
annahm.  Sie,  deren  Verlag  nicht  in  der  Hauptstadt  war,  erreichten 
eine  schöne  Blüte,  während  andere  Zweige  nie  von  großer  Be- 
deutung wurden.  Daran  waren  mehrere  Faktoren  schuld.  Ein- 
mal die  Beibehaltung  der  zunftmäßigen  Arbeitsordnung  durch  das 
ganze  18.  Jahrhundert  hindurch,  mit  den  zahlreichen  Beschrän- 
kungen und  beengenden  Vorschriften.  Freilich  gab  es  solche  nur 
in  der  Stadt;  aber  das  Landvolk  suchte  der  Kommerzienrat,  ab- 
gesehen von  der  ersten  Zeit,  gar  nicht  für  die  Industrie  zu  ge- 
winnen. Nur  die  Bevölkerung  des  Oberlandes,  die  vom  Boden 
allein  nicht  leben  konnte,  sollte  zu  gewerblicher  Tätigkeit  heran- 
gezogen werden,  die  des  ebenen  Landes  sollte  bei  der  Landwirt- 
schaft bleiben.  Wie  oft  wurde  der  Wunsch  ausgesprochen,  auch 
die  Leinwand-  und  Baumwollindustrie,  sogar  die  Gerberei  in  die 
Städte  zu  verlegen  mit  der  Begründung,  daß  jede  Industrie  von 
Rechtswegen  dorthin  gehöre.  Da  war  eine  gedeihliche  Ent- 
wicklung gehindert  durch  die  beständige  Uneinigkeit  der  Burger 
und  Hintersäßen.  Zwischen  beiden  stand  der  Kommerzienrat, 
stets  in  einem  unglücklichen  Dualismus,  indem  er,  selber  aus 
Bürgern  bestehend,  deren  Vorrechte  wahren  sollte,  obschon  das 
Interesse  der  Sache  oft  das  Gegenteil  verlangte. 

Ein  weiterer  Grund  ergibt  sich  aus  der  Betrachtung  der 
Stellung  des  Kommerzienrates  zu  Handel  und  Industrie  überhaupt. 
Sein  Verhältnis  zu  diesen  war  ganz  anders  als  das  der  Kauf- 
mannsdirektorien von  Zürich  und  St.  Gallen.  Diese  bestanden 
aus  Kaufleuten,  und  sie  suchten  die  Industrie  um  ihrer  selbst 
willen  zu  fördern.  In  Bern  wurde  die  Volkswirtschaft  als  ein 
Mittel  zur  Hebung  der  Volks  Wohlfahrt  und  damit  zur  Vergrö- 
ßerung des  politischen  Ansehens  betrachtet.  *  Dementsprechend 
übertrug  der  Staat  die  Fürsorge  für  die  Industrie  statt  Kaufleuten 
Staatsmännern,  die  nicht  immer  über  die  notwendigen  Kenntnisse 
und  Erfahrungen  verfügten.  Diesen  allgemeinen  Verhältnissen  ist 
die  Hauptschuld  an  dem  geringen  Erfolge  zuzuschreiben.  Dem 
Kommerzienrate  aber  kann  man  das  Zeugnis  nicht  versagen,  daß 
er  unter  den  gegebenen  Umständen  wacker  und  nach  bestem 
Wissen  gearbeitet  habe. 
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Vorbemerkung. 


Während  meiner  Tätigkeit  in  einem  Leipziger  Bankhause  be- 
bemerkte   ich    auf   den    Geschäftsbriefen    einiger    vogtländischer 
Textilfirmen  öfters  den  Aufdruck:    > Postsparkassakonto  No.  .  .  .« 
Auf  meine  Nachfrage  erhielt   ich    zur    Antwort ,    es   handle  sich 
hierbei   um   ein  Scheckkonto    bei    der   österreichischen  Postspar- 
kasse.    Da  ich  keine  rechte  Vorstellung  von  der  Bedeutung  die- 
ser Anstalt  hatte  ,    Hess    ich    mir   von  Wien   das  nötige  Material 
kommen,    um   mich  über  die  Organisation  näher  zu  informieren. 
Die  weitere  Beschäftigung   mit  den  Postsparkassen   hat   dann  zu 
der  vorliegenden  Arbeit  geführt,  die  fast  ausschliesslich  auf  amt- 
lichem Material  beruht ,  das  mir  die  betreffenden  .Direktionen  — 
mit  geringen  Ausnahmen  alle  —  freundlichst   zugeschickt  haben. 
Ich  will  noch  bemerken,  dass  ich,  um  viele  Wiederholungen 
zu    vermeiden ,    in    Anlehnung   an    den    französischen    Sprachge- 
brauch dem  Begriffe  Postsparkasse  (caisse  d'^pargne  postale)  den 
Begriff  Privatsparkasse    (caisse  d'epargne  privee,    auch  ordinaire) 
gegenübergestellt   habe ,    der    auch    die   kommunalen  Kreis-  und 
Provinzsparkassen  mit  umfasst.     Manches,    was  ich  —  z.  B.  hin- 
sichtlich der  Sicherheit  —  von  den  Privatsparkassen  im  allgemei- 
nen gesagt  habe,  trifft  für  die  Kommunal-  und  dergl.  Sparkassen 
naturgemäss   nur   in    bedingter  Weise   zu ,    woran  ich  den  Leser 
sich  zu  erinnern  bitte. 

In  der  vorliegenden  Arbeit  sind  die  Postsparkassen  der  gan- 
zen Welt  behandelt,  mit  Ausnahme  der  in  der  Oranje  River  Co- 
lonie  bestehenden,  über  die  ich  neuere  Daten  nirgends  habe  er- 
halten können. 

Den  Herren  Prof.  Karl  Bücher  und  Geheimen  Regierungsrat 
Kalähne  zu  Leipzig,  die  mir  bei  der  Abfassung  der  Arbeit  manche 
Auskunft  erteilt  haben,  sage   ich  an  dieser  Stelle  meinen  Dank. 
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Einleitung. 


Postsparkasse  nennt  man  die  Einrichtung,  die  darin  besteht, 
dass  die  Postanstalten ,  sei  es  allein ,  sei  es  mit  anderen  Staats- 
anstalten zusammen ,  Spargelder  annehmen ,  an  die  vom  Staate 
oder  unter  dessen  Gewährleistung  errichteten  Anstalten,  die  mit 
ihrer  Verwaltung  betraut  sind,  abführen,  und  dieselben  jederzeit 
unter  Garantie  des  Staates  zurückzahlen. 

Die  Postsparkassen  verdanken  ihre  Entstehung  dem  Bestreben, 
den  Spartrieb  in  weitgehendster  Weise  besonders  unter  den 
ärmeren  Bevölkerungsklassen  zu  fördern,  um  dieselben  für  Fälle 
der  Not  oder  Krankheit  auf  sich  selbst  zu  stellen.  In  Ländern 
mit  entwickelter  Volkswirtschaft  sind  sie  neben  die  bestehenden 
älteren  Privatsparkassen  getreten,  weil  diese  ihrem  ursprünglichen 
Zwecke,  Sammelbecken  für  die  Einkommensüberschüsse  des  kleinen 
Mannes  zu  sein,  nicht  mehr  in  genügendem  Masse  nachkamen, 
und  weil  sie  wegen  ihrer  zu  geringen  Verbreitung  und  der  un- 
zureichenden Bequemlichkeiten  für  die  Sparer  den  bestehenden 
Bedürfnissen  nicht  mehr  genügten.  In  Ländern  mit  unentwickelter 
Volkswirtschaft,  wie  Japan,  einigen  Kolonien  europäischer  Staaten, 
auch  Russland,  sind  sie  dagegen  die  ersten  Sparinstitute,  die 
gegründet  wurden,  weil  sie  die  Absicht,  ein  unentwickeltes  Volk 
zum  Sparen  zu  erziehen,  am  besten  zu  verwirklichen  vermochten. 

Postsparkassen  bestehen  heute  in  den  meisten  europäischen 
Staaten,  zu  denen  leider  Deutschland  nicht  gehört,  in  einem 
aussereuropäischen  Staate  und  einigen  Kolonien  Englands,  Frank- 
reichs und  Hollands.  Die  Schilderung  ihrer  Entwicklung  in  den 
einzelnen  Staaten  wird  das  erste  Kapitel  dieser  Arbeit  füllen. 
In  einem  zweiten  Kapitel  werden  die  verschiedenen  Postspar- 
kassen miteinander  verglichen,  ihre  Hauptmerkmale  hervorgehoben 
und  ihre  Bedeutung  geschildert. 

Ueber  den  eigentlichen  Zweck  der  Postsparkassen  als  reiner 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   Ergänzungsheft  27.  I 


Sparanstaiten  hinausgewachsen  sind  die  Einrichtungen  Oesterreichs 
und  Ungarns,  insofern,  als  sie  wegen  ihres  Scheck-  und  Clearing- 
verkehrs reine  Staatsbanken  geworden  sind;  einen  Scheck-  und 
Clearingverkehr  hat  auch  die  Schweiz  bei  ihrer  Post  eingeführt. 
Die  Besprechung  dieser  Anstalten  bleibt  einem  dritten  Kapitel 
dieser  Arbeit  vorbehalten,  während  in  dem  letzten  Kapitel  die 
Bestrebungen  zur  Einführung  der  Postsparkasse  sowie  des  Post- 
scheck- und  Clearingverkehrs  in  Deutschland  geschildert  werden 
sollen. 
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I.  Kapitel. 

Die   Bntwickelung   der  Postsparkassen  in   den  ein- 
zelnen Ländern. 

England. 

Da  in  England  die  Unsicherheit  der  Privatsparkassen  den 
Anstoss  zur  Gründung  der  Postsparkasse  gab,  während  in  andern 
Ländern  für  die  Errichtung  gleicher  Anstalten  hauptsächlich  die 
Erfolge  der  englischen  Postsparkasse  massgebend  waren,  ist  es 
notwendig ,  hier  auf  die  Geschichte  des  englischen  Sparwesens 
näher  einzugehen. 

Die  ersten  englischen  Sparkassen  wurden  1798  in  Wendover 
von  Rev.  Joseph  Smith  und  1799  in  Tottenham  von  Priscilla 
Wakefield  gegründet.  Sie  waren  reine  Wohltätigkeitsanstalten, 
die  die  Ersparnisse  der  Armen  sammelten,  um  sie  ihnen  bei 
Krankheit  oder  zu  Weihnachten  wieder  zurückzuzahlen.  Obwohl 
sie  ganz  unbedeutend  waren,  lenkten  sie  doch  die  Blicke  der 
Oeffentlichkeit  in  so  hohem  Masse  auf  sich,  dass  ein  Mr.  Whit- 
bread  im  Februar  1807  zur  Besserung  der  Lage  der  arbeitenden 
Klasse  die  Gründung  einer  nationalen  Bank  in  London  empfahl, 
in  die  jeder  Arbeiter  unter  Beihilfe  der  Post  Beträge  von  20  sh. 
bis  £  200  einzahlen  konnte.  Der  Gedanke  an  eine  unter  Leitung 
und  Garantie  des  Staates  stehende  Postsparkasse  taucht  hier  zum 
ersten  Male  auf.  Der  Entwurf,  von  dem  noch  des  weiteren  zu 
reden  sein  wird  ,  wurde  jedoch  durch  die  Agitation  fortschritt- 
feindlicher Zeitschriften,  wie  der  »Quarterly  Reviewt  und  der 
>Edinburgh  Review«  zu  Fall  gebracht. 

In  den  folgenden  Jahren  wurden  noch  mehr  derartige  Spar- 
kassen gegründet,  so  z.  B.  in  Bath,  Southampton,  Exeter,  Devon 
und  Hertford,  alle  in  England  und  Schottland.  Meist  waren 
Geistliche  die  Gründer  und  Vorsteher.    Die  Verwaltungsunkosten 
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und  die  Zinsen  wurden  ausschliesslich  durch  milde  Stiftungen 
aufgebracht. 

Als  einen  wesentlichen  Fortschritt  muss  man  die  Sparkasse 
zu  Ruthwell  in  Schottland  bezeichnen,  insofern,  als  sie  es  ver- 
suchte, sich  auf  sich  selbst  zu  stellen.  Sie  wurde  1810  von  einem 
jungen  Geistlichen  Dr.  Duncan  gegründet,  der  in  Wort  und  Schrift 
schon  viel  für  die  soziale  und  sittliche  Besserstellung  der  unteren 
Klassen  gewirkt  hatte.  Um  bei  plötzlich  eintretendem  Bedarf 
immer  Geld  zur  Hand  zu  haben,  wurde  ein  Hilfsfond  gebildet,  in 
den  »ausserordentliche  Mitgliederc  einen  jährlichen  Beitrag  von 
5  sh  bez.  £  I.  — . —  leisteten,  um  dafür  mitberatende  Stimme  bei 
den  Besprechungen  der  Sparkassenangelegenheiten  zu  haben.  Im 
übrigen  war  aber  die  Sparkasse  auf  sich  selbst  gestellt,  sie  vergab 
ihre  Gelder  zu  5  ^o  an  die  British  Linen  Company  und  zahlte 
davon  4  »/o  an  ihre  Sparer  weiter.  Ganz  unabhängig  dagegen 
stand  die  um  dieselbe  Zeit  gegründete  Sparkasse  von  Edinburgh 
da,  die  keinerlei  Hilfsfond  besass.  Nach  ihren  Statuten  richtete 
für  die  Folge  eine  Menge  neuer  Sparkassen  ihren  Geschäfts- 
betrieb ein. 

1815  wurde  auch  in  Irland  die  erste  Sparkasse  gegründet, 
und  zwar  die  »Parochial  Bank<  in  Stillorgan,  der  bald  andere 
folgten. 

Es  war  nur  natürlich,  dass  die  Sparkassen  bei  der  hohen 
Bedeutung,  die  sie  im  Laufe  der  Zeit  als  ein  wichtiges  Erziehungs- 
mittel des  Volkes  zur  Selbsthilfe  gewinnen  mussten,  bald  die 
Augen  des  Gesetzgebers  auf  sich  lenkten.  1 815/16  brachte  Mr. 
George  Rose  einen  Gesetzentwurf  im  Parlamente  ein,  der  18 17  für 
England,  Irland  und  Wales  Gesetz  wurde.  Er  enthielt  kurz 
folgende  Bestimmungen :  i.  Die  Statuten  der  Sparkassen  mussten 
beim  Friedensrichter  hinterlegt  werden.  2.  Kuratoren  und  Vor- 
steher von  Sparkassen  durften  keinerlei  Geschäftsvorteile  geniessen. 

3.  Alle  Spargelder  mussten  an  die  Bank  von  England  abgeführt 
werden,  die  sie  ihrerseits  an  die  Staatsschuldentilgungskommission 
zur   Anlegung   in   3  %igen  Bank  Annuitäten   weitergeben  musste. 

4.  Den  Kuratoren  wurden  4;£'ii  sh.  3  d  p.  a.  Zinsen  gewährleistet. 

Damit  übernahm  also  die  Regierung  die  Garantie  für  die  an 
die  Bank  von  England  gezahlten  Spargelder.  Der  Entwurf  war 
zwar  in  der  Debatte  nicht  ohne  lebhaften  Widerspruch  geblieben, 
insbesondere  wurde  geltend  gemacht,  man  solle  die  Gelder  doch 
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da  wieder  nutzbringend  anlegen,  woher  sie  gekommen  seien, 
aber  schliesslich  siegte  doch  der  Grundsatz  der  absoluten  Sicher- 
heit. Der  Erfolg  des  Gesetzes  war  überraschend.  Mitte  i8i8 
schon  gab  es  in  England  und  Wales  227  Sparkassen,  ungefähr 
ebensoviele  in  Irland  und  Schottland.  Innerhalb  der  ersten  9 
Monate  waren  ;^  657000  bei  der  Bank  von  England  eingezahlt. 
Die  hohe  Verzinsung  scheint  auch  viele  Reiche  angelockt  zu 
haben,  Geld  bei  den  Sparkassen  zu  deponieren,  obgleich  das 
Gesetz  dem  durch  die  Einlagenbegrenzung  (im  ersten  Jahre  £  100, 
in  jedem  weiteren  £  50)  einen  Riegel  vorschieben  wollte. 

1824  brachte  der  Schatzkanzler  deshalb  einen  Entwurf  im 
Parlament  ein,  die  Einlagen  auf  ^50  fürs  erste  Jahr,  auf  £  30 
für  jedes  weitere  und  auf  £  200  überhaupt  zu  begrenzen,  eventuell 
auch  den  Zinsfuss  zu  reduzieren.  Aber  erst  im  Jahre  1828  sollte 
diese  Absicht  verwirklicht  werden.  In  diesem  Jahre  machte  Mr. 
Joseph  Hunte  die  Regierung  darauf  aufmerksam,  dass  seit  1817 
den  Kuratoren  der  Sparkassen  mehr  Zinsen  gezahlt  würden ,  als 
die  Anlage  der  Gelder  der  Regierung  selbst  brächte.  Und  zwar 
bezifferte  er  den  Verlust 

für  die  Jahre  auf         für  die  Jahre 

1817/18  £  12838  1822  £ 

1819  >  14098  1823  » 

1820  >  17  210  1824  » 

1821  »  19  019  1825  > 

Die  Folge  davon  war,  dass  ein  Gesetz  zustande  kam  mit 
folgenden  hauptsächlichen  Bestimmungen:  i.  Die  Verzinsung  be- 
trägt fortan  nur  noch  3  £  16  sh  ^2  d.  2.  Die  Einlagen  dürfen 
nur  noch  £  30  jährlich  betragen  bis  j^  150  überhaupt.  Durch  Zinsen- 
gutschrift darf  ein  Guthaben  bis  zur  Grenze  von  £  200  auflaufen, 
hinter  der  auch  die  Verzinsung  aufhört.  3.  Wohltätigkeitsgesell- 
schaften  können  jährlich   £  100   einzahlen   bis  höchstens  £  300. 

Bis  zum  Jahre  1833  machten  die  Sparkassen  kein  neues  Gesetz 
notwendig.  In  diesem  Jahre  brachte  der  Schatzkanzler  Lord 
Althorp  einen  Gesetzentwurf  ein,  der  es  den  Sparern  ermöglichen 
sollte,  sich  mit  Hilfe  der  Sparkassen  eine  von  der  Regierung 
garantierte  Leibrente  zu  sichern.  Der  Entwurf  wurde  1833  für 
Kngland,  1835  für  Schottland  Gesetz. 

Die  Sparkassen  hatten  anfangs  viel  unter  der  Gegnerschaft 
einflussreicher  Männer  wie  Mr.  Thomas  Attwood,  bedeutender 
Tagesblätter,   wie   der  Times,   vor   allen  Dingen   aber  unter  der 


auf 

für  die  Jahre             auf 

28377 
42487 
88850 

1826  £  114  105 

1827  .    134664 

1828  '    160  184 

112  732 
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Agitation  der  Versicherungsgesellschaften  und  Wohltätigkeits- 
gesellschaften (Benefit  societies)  zu  leiden.  Letztere  hatten  von 
den  Pressfeldzügen  den  Vorteil,  denn  ihre  Zahl  stieg  von  1802 — 1820 
von  9622  auf  die  fünffache  Höhe.  Im  allgemeinen  weist  aber  die 
Tätigkeit  der  Sparkassen  ein  ständiges  Wachstum  auf,  wie  die 
folgende  Tabelle  zeigt: 


Jahr 

Eingeuthlte 

Vorhandene 

Jahr 

Elingezahlte 

Vorhandene 

Summen  j^ 

Summen  £ 

Summen  £ 

Summen  £ 

1817 

231  028 

231  028 

1830 

I  056  584 

14860  188 

1818 

«  533812 

I  697  853 

1831 

I  037  629 

14698635 

1819 

I  233  684 

2813023 

1832 

1099368 

14  416  885 

1820 

807  825 

3469910 

1833 

144875« 

«5324795 

1821 

I  312800 

4  740  188 

1834 

1  575  o«6 

16386035 

1822 

I  849  264 

6  546  690 

«835 

1654896 

17  469  617 

1823 

2  205  272 

8  684  662 

1836 

2006588 

«8  934  59« 

1824 

314915« 

II  720629 

1837 

I  649  691 

«9  7««  797 

1825 

I  769  98S 

13257708 

1838 

2  200  663 

2144634« 

1826 

I  131  659 

13135218 

«839 

2  137  502 

22486553 

1827 

I  475  250 

141 88  708 

1840 

I  949  126 

23549716 

1828 

'  734  374 

«5358504 

1841 

195075« 

2453697« 

1829 

960142 

14  79«  495 

Wie  schon  erwähnt,  hatte  der  hohe  von  der  Regierung  ge- 
währte Zinsfuss  auch  viele  Reiche  angelockt,  ihre  Gelder  bei  den 
Sparkassen  anzulegen.  Die  im  Jahre  1828  erfolgte  Zinsenreduktion 
bewirkte,  dass  sie  sich  zum  grössten  Teil  zurückzogen.  Das  Jahr 
1829  weist  deswegen  einen  bedeutenden  Rückgang  sowohl  in  der 
Summe  der  Einzahlungen  wie  in  den  Guthabenbeständen  auf. 
1840  kam  in  England  i  Sparer  auf  22  Einwohner,  auf  52  in 
Schottland,  58  in  Wales  und  103  in  Irland;  die  Zahl  der  kleinen 
Guthaben  war  bis  zu  diesem  Jahre  beständig  gestiegen,  während 
die  Summen  für  Armenunterstützung  ein  stetiges  Fallen  zeigten, 
gewiss  ein  erfreuliches  Zeichen  für  den  hohen  sozialen  Wert  und 
die  steigende  Bedeutung  der  Sparkassen. 

Im  Jahre  1844  setzte  eine  lebhafte  Agitation  gegen  die  Spar- 
kassen ein,  die  ihren  Grund  in  den  zunehmenden  Missständen 
hatte,  die  sich  bei  ihnen  zeigten,  wie  Unterschlagung  von  Geldern, 
ehe  sie  an  die  Bank  von  England  abgeführt  wurden.  Die  bedeu- 
tendste Unterschlagung,  die  vorkam,  war  die  bei  der  Cuffe  Street 
Bank  in  Dublin.  Hier  hatte  der  Verwalter  Mr.  Dünn,  der  als 
ein  besonders  frommer  Mann  galt,  durch  viele  Jahre  hindurch 
Unterschlagungen  von  bedeutendem  Umfange  gemacht.  Die 
Sparkasse  versuchte  noch,  sich  einige  Jahre  zu  halten,  musste  dann 
aber  im  Jahre  1848  fallieren.  Die  Erbitterung  unter  der  armen 
irischen  Bevölkerung,  die  durch  diesen  Bankerott  alles  verlor,  war 
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unermesslich.  Da  um  fast  dieselbe  Zeit  auch  bei  der  Hertford 
Savings  Bank  Unterschlagungen  in  Höhe  von  £  240CX)  aufgedeckt 
wurden,  begegneten  die  Sparkassen  grossem  Misstrauen,  das  sich 
in  einer  namhaften  Zurückziehung  von  Spargeldem  zeigte,  die 
erst  allmählich  wieder  zurückflössen. 

Diese  Vorgänge  konnten  der  Regierung  naturgemäss  nicht 
verborgen  bleiben,  sie  brachte  verschiedene  Gesetzentwürfe  ein, 
um  in  Zukunft  ähnlichen  Missständen  zu  begegnen;  vor  allen 
Dingen  setzte  sie  die  Bestimmung  durch,  dass  zwecks  besonderer 
Kontrolle  in  Zukunft  die  Einlagebücher  jährlich  einmal  eingereicht 
werden  sollten.  Auch  sah  sie  sich  gezwungen,  auf  das  dringende 
Verlangen  der  irischen  Abgeordneten,  den  Zustand  der  irischen 
Sparkassen  zu  untersuchen,  die  Verluste  der  irischen  Sparer 
zu  ersetzen,  obwohl  die  Untersuchungskommissionen  keinerlei 
aufsehenerregende  Berichte  einsandten,  wie  man  fürchtete.  War 
diese  Massnahme  auch  durch  den  Umstand,  dass  es  sich  bei  der 
Dubliner  Sparkasse  ausschliesslich  um  arme  Leute  handelte, 
gerechtfertigt,  so  schuf  die  Regierung  doch  dadurch  einen  Präze- 
denzfall, der  ihr  noch  manche  Ungelegenheiten  bereiten  sollte. 

Den  Einfluss ,  den  alle  diese  Vorgänge  auf  die  Verhältnisse 
der  Sparkassen  ausübten,  mag  man  aus  folgender  Tabelle  ersehen, 
die  die  Guthabenbestände  der  Sparkassen  von  1842 — 1861,  dem 
Gründungsjahr  der  Postsparkasse,  angibt. 

Jahr  Guthaben  in  £  Jahr  Guthaben  in  £ 

1842  25  406  642  1852      31  754  261 

43  27  244  266  53      33  362  260 

44  29653180  54      33736080 

45  30950983  55  34263135 

46  31  851  238  56  34946012 

47  30236632  57  35145567 

48  28  114  136  58  36220362 

49  28537016  59  38995876 

50  28930982  60  41258368 

51  30277654  61  41546475 

Das  Misstrauen,  dem  die  Sparkassen  infolge  der  zahlreich 
aufgedeckten  Betrügereien  begegneten,  zeigt  sich  in  der  starken 
Abnahme  der  Guthabenbestände  in  den  Jahren  1847 — 1849.  ^''st 
allmählich  fliessen  die  Gelder  wieder  zurück,  um  in  den  Jahren 
1859 — 1860,  in  denen  die  Regierung  die  Verluste  der  Dubliner 
Sparer  ersetzte  und  damit  im  Lande  die  Meinung  hervorrief,  als 
käme  sie  fürderhin  für  alle  Verluste  auf,  rapid  zu  steigen. 

Die  Verluste,  die  die  Sparkassen  durch  Unterschlagungen 
erlitten,  erreichten  in  den  Jahren  1840 — 1860  eine  ganz  gewaltige 
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Höhe.  Lezvifts^)  berechnet  den  Totalverlust  für  die  13  Jahre  von 
1844 — 57  stuf  -^  179280  (3,6  Mill  Mark),  unter  Hinzurechnung  der 
Verluste  bei  der  Cuffe  Street  Bank  in  Dublin,  die  von  der  Regie- 
rung bezahlt  wurden,  kommt  man  auf  £  17  600  Verlust  pro  Jahr 
oder  £  7900  Verlust  für  i  Sparkasse.  All  diese  Summen  waren 
von  ungetreuen  Beamten  unterschlagen  worden.  Je  weiter  näm- 
lich mit  der  Zeit  die  Sparkassen  sich  ausgebreitet  hatten,  je  mehr 
ihr  Geschäftsbetrieb  gewachsen  war,  desto  mehr  waren  die 
menschenfreundlichen  Gründer  und  die  unbesoldeten  Verwalter 
verschwunden  und  hatten  besoldeten  Beamten  Platz  gemacht,  die 
fast  unbeschränkte  Gewalt  besassen.  Die  Regierung  brachte  des- 
halb zwischen  1850  und  1860  verschiedene  Gesetzentwürfe  ein, 
die  ihr  eine  schärfere  Kontrolle  der  Sparkassen,  besonders  das 
Recht  zu  plötzlichen  Revisionen,  sichern  sollten,  sie  vermochte  sie 
indes  nicht  durchzubringen,  da  sich  die  Gegenagitation  der  Spar- 
kassen als  zu  mächtig  erwies.  Unter  anderem  setzte  sie  1858  eine 
Kommission  ein,  die  die  Sparkassengesetzgebung  untersuchen  und 
Verbesserungsvorschläge  machen  sollte,  ohne  dass  sich  jedoch 
ein  greifbares  Resultat  ergab.  Ich  erwähne  diese  Kommission 
lediglich  deshalb,  weil  unter  ihren  Mitgliedern  zum  ersten  Male 
der  Name  eines  Mannes  auftaucht,  der  uns  später  noch  weiter 
beschäftigen  wird,   Ch.  W,  Sikes  aus  Huddersfield. 

Die  Ueberzeugung,  dass  in  dem  Sparkassenwesen  eine  grund- 
legende Reform  Platz  greifen  müsse,  brach  sich  immer  mehr  Bahn, 
zumal  noch  andere  Momente  in  Betracht  kamen  als  die  Unsicher- 
heit, die  eine  Reform  nötig  erscheinen  liessen,  zunächst  die  geringe 
Anzahl  der  Sparkassen  und  ihre  regellose  Verbreitung  über  das 
Land.  1861  gab  es  in  ganz  Gross-Britannien  638  Sparkassen,  d.  h. 
I  Sparkasse  kam  auf  43000  Einwohner.  Dabei  lagen  sie  ganz 
unregelmässig  über  das  Land  zerstreut:  es  gab  reiche  Industrie- 
gegenden, und  einige  Inseln,  wo  gar  keine  Kasse  vorhanden  war, 
in  anderen  Gegenden  lag  die  nächste  Sparkasse  für  durchschnittlich 
die  Hälfte  der  Sparer  6 — 20  Meilen  entfernt.  Es  ist  ohne  weiteres 
ersichtlich,  dass  deshalb  ein  grosser  Prozentsatz  der  Leute,  die 
sparen  konnten  und  wollten,  nicht  dazu  kam,  eben  weil  der  Weg 
bis    zur    nächsten  Sparkasse    zu    weit    war.     Dann    Hess    bei  den 

i)  Ifi/iiam  Lrvifis,  A  History  of  Banks  for  Saving  in  Great  Britein  and  Ireland, 
London ,  Seite  224.  Ich  habe  hauptsächlich  dieses  Werk  für  die  Darstellung  der 
Geschichte  der  englischen  Privatsparkassen  benutzt. 
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bestehenden  Sparkassen  die  Zahl  der  Geschäftsstunden  sehr  zu 
wünschen  übrig.  Von  den  638  im  Jahre  1861  vorhandenen  An- 
stalten waren  nur  20  täglich  geöffnet,  355  einmal  wöchentlich, 
54  zweimal  monatlich,  10  einmal  im  Monat.  Der  Rest  hatte 
wöchentlich  öfter  Geschäftszeit,  aber  nur  zu  bestimmten  Perioden. 
Forscht  man  noch  weiter  nach,  so  zeigt  sich,  dass  50  Sparkassen 
4  Stunden  monatlich,  124  wöchentlich  i  Stunde,  150  zwei  Stunden 
wöchentlich  geöffnet  waren.  Dass  auch  durch  die  wenigen  Ge- 
schäftsstunden ein  weiterer  grosser  Prozentsatz  von  solchen,  die 
sparen  konnten,  abgehalten  wurde,  liegt  auf  der  Hand.  Die 
Manchester  Savings  Bank  verdankte  die  riesige  Zunahme  ihrer 
Sparer  in  den  20  Jahren  bis  1861  lediglich  der  Tatsache,  dass 
sie  hinsichtlich  der  Geschäftszeit  ihren  Sparern  die  denkbar  besten 
Bequemlichkeiten  bot.  So  erscheint  es  denn  gar  nicht  verwunder- 
lich, dass  in  den  Jahren  1841 — 1861,  wo  die  Bevölkerung  von  Eng- 
land und  Wales  von  15,9  Mill.  Einwohner  auf  20,1  Mill.  also  um 
rund  20%,  der  Handelsverkehr  von  £  51,5  Mill.  auf  £  125,1  Mill. 
also  um  1 50  %  stieg ,  die  Summe  der  Sparkassenguthaben  in 
diesen  beiden  Ländern  nur  von  £  4440379  auf  £  7188034,  das 
heisst  nur  um  62  %  stieg. 

Von  all  diesen  Uebelständen  liess  sich  der  erste  am  schwersten 
abstellen.  Infolge  der  vielen  Fallimente  und  Betrügereien ,  bei 
denen  die  meisten  Kuratoren,  die  ihr  Amt  nur  als  Ehrenamt  über- 
nommen hatten,  mit  ihrem  eigenen  Vermögen  die  Verluste  decken 
mussten,  wurden  die  Leute  immer  seltener,  sie  sich  dazu  her- 
gaben, eine  Sparkasse  neu  ins  Leben  zu  rufen.  So  drang  die 
Ueberzeugung  allmählich  von  selbst  durch,  dass  nur  ein  grosses 
einheitlich  geleitetes  Institut  es  sein  könne,  das  allen  Forderungen 
gerecht  würde. 

Verschiedene  Männer  hatten  dabei  an  die  Post  gedacht,  sie 
erfüllte  ja  alle  Bedingungen :  sie  hatte  ein  grosses  technisch  ge- 
schultes und  zuverlässiges  Personal,  sie  stand  unter  voller  Aufsicht 
des  Staates,  sie  hatte  in  dem  kleinsten  Orte  eine  Dienststelle,  in 
den  grossen  Städten  mehrere,  die  alle  den  ganzen  Tag  geöffnet 
waren.  1807  brachte,  wie  schon  erwähnt,  Mr.  Whitbread  einen 
Gesetzentwurf  ein,  nach  dem  in  London  eine  Zentral-Spar-  und 
Versicherungskasse  eingerichtet  werden  sollte,  in  die  jeder  durch 
Vermittlung  der  Post  Spareinlagen  machen  konnte.  Der  Antrag 
fiel  damals  durch  und  ruhte  fast  ein  halbes  Jahrhundert,  bis  er 
verwirklicht  wurde.    1827  hatte  dann  ein  Publizist  in  der  »Quarterly 
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Review«  den  Gedanken  angeregt,  alle  Sparkassen  in  eine  zusammen- 
zufassen und  in  den  Orten,  wo  es  solche  nicht  gäbe,,  die  Post 
dafür  eintreten  zu  lassen.  1852  und  1855  vcrtrait  ein  Y>r,  Hancock, 
der  schon  mehrfach  auf  dem  Gebiete  des  Sparkassenwesens  publi- 
zistisch hervorgetreten  war,  in  zwei  Schriften  ^)  den  Gedanken,  die 
Post  könne  ebenso  wie  den  Anweisungsverkehr  auch  den  Spar- 
verkehr auf  sich  nehmen.  Der  Rev.  George  Hans  Hamilton  aus 
Berwick  upon  Tweed  hatte  sogar  im  Parlament  den  Vorschlag 
gemacht,  die  Post  sollte  täglich  bis  £  IG  Spareinlagen  von  einem 
Einzelnen  annehmen,  die  dann  an  eine  Zentrale  nach  London  zu 
überweisen  seien.  Der  Antrag  ging  aber  nicht  durch.  Unab- 
hängig von  Hamilton  hatte  1856  Mr.  John  Bullar  aus  Temple 
einen  ähnlichen  Vorschlag  gemacht.  Er  hatte  aber  durch  seinen 
Freund  Hume  in  Erfahrung  gebracht,  dass  die  Regierung  einen 
Entwurf  plane  und  sah  darum  von  einer  Propaganda  ab.  Der 
Mann,  der  den  Gedanken  einer  Postsparkasse,  wie  er  Whitbread 
vorgeschwebt  hatte,  zur  Verwirklichung  bringen  sollte,  war  der 
schon  erwähnte  Cliarles  William  Sikes. 

Sikes  war  1818  in  Huddersfield  als  Sohn  eines  Bankiers  ge- 
boren. Er  wurde  kaufmännisch  erzogen  und  trat  1833  in  die 
Huddersfield  Banking  Company  ein.  In  den  Beginn  seiner  Tätig- 
keit fiel  gerade  die  Freihandelsagitation  und  die  grosse  Wirtschafts- 
krise, unter  deren  Folgen  viele  um  Huddersfield  ansässige  Indu- 
strien litten.  Die  Arbeiter  waren  in  einer  trostlosen  Lage.  Sikes 
nahm  Gelegenheit,  mit  Arbeitern  über  ihre  Lage  zu  sprechen,  und 
fand  dabei,  dass  alle,  die  über  Ersparnisse  verfugten,  besser  durch 
die  schlechte  Zeit  kamen.  Da  er  einen  tiefen  Einblick  in  das 
Arbeiterelend  bekommen  hatte,  so  war  es  von  nun  an  sein  eifrig- 
stes Bestreben,  mit  zur  Besserung  der  Lage  der  unteren  Klassen 
beizutragen,  wobei  ihn  die  Ueberzeugung  leitete,  dass  die  Lebens- 
lage des  Arbeiters  bessern,  ihn  auf  sich  selbst  stellen  hiesse.  Zu- 
erst machte  er  1850  in  einem  Briefe  an  die  Leeds  Mercury  Pro- 
paganda für  Pfennigsparkassen,  deren  es  damals  erst  vier  gab, 
und  von  denen  die  erste  1847  ^^  Greenock  gegründet  war.  Diese 
schienen  ihm  besonders  geeignet,  unter  den  armen  Leuten  den 
Spartrieb  zu  fördern  und  neue  Sparer  zum  Sparen  heranzuziehen, 
sie  schienen  ihm  gleichsam  die  Bäche  und  Flüsse  zu  sein,  die  den 
grossen    Flüssen   das   Wasser   von  allen   Seiten  zuführten.     Tat- 


i)  Duties  of  the  Public  with  respect  to  Charitable  Savings  Banks.  Dublin  1852. 
On  the  prescnt  State  of  the  Savings  Bank  Question.     Dublin  1855. 
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sächlich  erreichte  er  auch,  dass  eine  ganze  Anzahl  derartiger 
Sparkassen  gegründet  wurde.  1856  schrieb  er  dann  an  den  Schatz- 
kanzter  Sir  G.  Cornwall  Lewis  einen  Brief  über  »Savings  Bank 
Reforrasf.  Er  forderte  darin:  i.  der  Staat  sollte  für  die  Spar- 
kassengelder volle  Garantie  übernehmen.  2.  Es  sollte  nach  Art 
der  Postanweisungszentrale  eine  Zentralsparkasse  in  London  er- 
richtet werden,  die  das  Sparkassenwesen  zu  kontrollieren  habe. 
3.  Es  sollten  eingehende  Revisionen  stattfinden.  4.  Die  Spar- 
kassen sollten  mehr  Geschäftsstunden  einführen.  5.  Der  Zinsfuss 
sollte  einheitlich  sein.  Diese  Vorschläge  hatten  jedoch  kein 
praktisches  Ergebnis.  1858  wurde  dann  Sikes  mit  in  das  schon 
erwähnte  Untersuchungskomitee  gewählt,  in  dem  er  besonders 
Vorschläge  machte,  die  auf  eine  Uniformierung  der  Sparkassen 
hinausliefen.  Obwohl  die  Sitzungen  dieses  Komitees  auch  kein 
greifbares  Resultat  ergaben,  gab  Sikes  seine  Reformpläne  keines- 
wegs auf.  Besonders  beschäftigte  ihn  die  Frage,  wie  es  sich  er- 
jmöglichen  lasse,  dass  ein  Arbeiter  in  weniger  denn  einer  Stunde 
die  nächste  Sparkasse  erreichen  könne  (within  less  than  an 
hours  walk  of  the  fireside  of  every  working  man  in  the  kingdom). 
Dabei  fiel  ihm  die  Post  ein.  Er  arbeitete  nun  ein  System 
aus  und  legte  es  in  einem  Briefe^)  an  den  Schatzkanzler  im 
Jahre  1859  nieder.  Er  schlug  vor,  in  jedem  Ort,  der  nicht  mit 
einer  Sparkasse  versehen  sei,  die  Postanstalten  als  Annahme-  und 
Auszahlungsstellen  einer  in  London  zu  errichtenden,  alle  anderen 
Sparkassen  umfassenden  Zentralsparkasse  fungieren  zu  lassen. 
Die  Einlagen  sollten  mindestens  i  £^  höchstens  150  £  betragen. 
Auf  Grund  ihrer  sollten  „interest  notes*'  zu  2V2V0  verzinslich, 
ausgegeben  werden,  die  ohne  vorherige  Kündigung  bei  jeder 
Annahmestelle  rückzahlbar  seien.  Er  begründete  seinen  Entwurf 
damit,  dass  die  bestehenden  Sparkassen  in  ihrer  Ausdehnung,  in 
den  Bequemlichkeiten,  die  sie  den  Sparern  boten,  keinen 
Fortschritt  gezeigt  hätten.  Die  englische  Bevölkerungszahl,  der 
Handel,  der  Postanweisungsverkehr  besonders  haben  sich  stark 
gesteigert,  während  die  Guthabenbestände  der  Sparkassen  relativ 
zurückgeblieben  seien.  Besonders  beim  Postanweisungsdienst  habe 
es  sich  gezeigt,  dass  jede  Eröffnung  einer  neuen  Postanstalt  eine 
Vermehrung  des  Brief-  und  Anweisungsverkehrs  nach  sich  ziehe. 
Nicht  anders  werde  es  auch  mit  dem  Sparkassenwesen  sein. 

1)  Post  Office  Savings  Banks.     A  letter   to    the  Right  Hon.    W.  E.  Gladstone, 
Chancellor  of  the  Exchequer,  London  1859. 
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Sikes  hatte  seinen  Plan  erst  von  einem  hohen  Postbeamten 
prüfen  lassen,  ehe  er  ihn  an  Gladstone  schickte.  Dieser  bedeu- 
tende Staatsmann  griff  den  Entwurf  freudig  auf,  da  er  seine 
hohe  Bedeutung  sofort  erkannte;  er  gab  Sikes  Atxi  Rat,  den 
Brief  zu  veröffentlichen.  Sikes  tat  dieses,  nachdem  er  daran  noch 
einige  unbedeutende  Aenderungen  vorgenommen  hatte.  Der  Plan 
fand  bei  der  Presse,  den  Handelskammern  und  wissenschaftlichen 
Korporationen  die  wärmste  Aufnahme.  Gladstone  hatte  gleich- 
zeitig zwei  hohe  englische  Postbeamte,  Mr.  Cheiwynd  und  Mr. 
Scudamore  ^  damit  beauftragt,  ein  Gutachten  darüber  abzugeben. 
Beide  hatten  durch  die  Pressdebatten  über  den  Sikes' szYien  Ent- 
wurf volle  Gelegenheit,  alle  Einwände,  die  gegen  ihn  gemacht 
wurden,  zu  hören.  Vor  allen  Dingen  wurde  ihm  vorgeworfen, 
die  Teilung  des  ganzen  Systems  in  eine  Zentralsparkasse  mit 
ihrem  Personal*  einerseits  und  die  Post  mit  ihrem  Personal  andrer- 
seits sei  höchst  unzweckmässig,  der  Betrieb  sei  teuer  und  ausser- 
dem würden  viele  Leute,  die  das  Minimum  von  i  £  nicht  sparen, 
könnten,  vom  Sparen  abgehalten.  Mr.  Cheiwynd  legte  darauf 
einen  verbesserten  Entwurf  vor,  der  von  Scudamore  gebilligt  war 
und  folgende  Hauptbestimmungen  enthielt: 

1.  Jeder  Vorsteher  einer  Postanweisungsstelle  soll  Agent  der 
Zentralsparkasse  sein  und  Depositen  bis  zu  einem  festgelegten 
Betrage  annehmen  können. 

2.  Der  Vorsteher  soll  die  Einlagen  in  ein  Postbuch  und  in 
das  Beibuch  des  Sparers  buchen  und  täglich  darüber  eine  Ab- 
rechnung mit  der  Postanweisungsabrechnung  zusammen  nach 
London  senden. 

3.  Die  Abrechnung  soll  von  dem  Hauptanweisungsamt  ge- 
prüft und  der  Zentralsparkasse  übergeben  werden. 

4.  Die  Zentralsparkasse  soll  sofort  durch  die  Post  eine  Quit- 
tung an  den  Sparer  senden. 

5.  Wenn  ein  Sparer  Geld  erheben  will,  so  soll  er  dieses  mit 
einem  Formular  der  Zentralsparkasse  anzeigen,  worauf  er  eine 
Anweisung  bekommt,  auf  Grund  deren  er  das  Geld  unter  gleich- 
zeitiger Vorlegung  des  Sparbuches  bei  jeder  Postanstalt  ab- 
heben kann. 

6.  Der  betreffende  Vorsteher  soll  dann  den  Betrag  im  Spar- 
buch abbuchen  und  darüber  eine  Abrechnung  nach  London  sen- 
den, wo  das  Konto  jedes  Sparers  geführt  wird. 

7.  Die  Sparbücher  sollen  jährlich    einmal    nach  London  ge- 
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sandt  werden  zur  Prüfung. 

Gladstone  brachte  den  Entwurf  am  9.  Februar  1861  vor  das 
Parlament  und  betonte  in  seiner  Rede,  dass  die  Regierung  für 
die  Postsparkassengelder  Garantie  übernehmen  müsse,  sowie,  dass 
die  Verzinsung  der  Gelder  geringer  sein  solle  als  bei  den  Privat- 
sparkassen, um  diesen  nicht  allzusehr  Abbruch  zu  tun.  Das  Par- 
lament nahm  den  Entwurf  sehr  schnell  an,  da  es  nach  den  vielen 
schlechten  Erfahrungen  mit  den  Privatsparkassen  sehr  ermüdet 
war.  Unter  dem  17.  Mai  1861  wurde  ihm  Gesetzeskraft  verliehen ; 
das  neue  Gesetz  trug  den  Titel:  »An  act,  to  grant  Additional 
Facilities  for  Depositing  Small  Savings  at  Interest  with  the  Se- 
curity  ofthe  Government  for  due  repayment  thereof.« 

Schon  aus  der  Fassung  des  Titels  ergibt  sich,  dass  die  neue 
Postsparkasse  weniger  als  Konkurrentin  der  Privatsparkassen  denn 
als  ihre  notwendige  Ergänzung  aufgefasst  war.  Das  neue  Gesetz 
bestand  aus  15  Paragraphen,  die  in  der  Hauptsache  folgenden 
Inhalt  hatten: 

§  I.  Der  Generalpostmeister  wird  ermächtigt,  durch  seine 
Postbeamten  unter  Garantie  der  Regierung  Spargelder  anzuneh- 
men und  auszuzahlen. 

§  2.  Jede  Einlage  soll  in  das  Sparkassenbuch  des  Sparers 
eingetragen,  mit  Unterschrift  und  Poststempel  versehen  werden. 
Der  Posthalter  hat  eine  Abrechnung  hierüber  nach  London  ein- 
zusenden, worauf  der  Sparer  von  hier  aus  eine  Quittung  erhält. 
Erst  .diese  Quittung  gibt  ihm  einen  Rechtsanspruch,  nicht 
der  Eintrag  ins  Sparbuch.  Sollte  er  sie  innerhalb  zehn 
Tagen  nicht  erhalten,  so  muss  er  reklamieren.  Die  Ein- 
lagen müssen  mindestens  i  sh  und  das  Vielfache  davon  be- 
tragen. 

§  3.  Rückzahlungen  erfolgen  spätestens  10  Tage  nach  Antrag. 

§  4.  Die  Postbeamten  haben  nach  aussen  hin  Stillschweigen 
über  einen  Sparer ,  sein  Guthaben  bez.  seine  Erhebungen  zu 
bewahren. 

§  5.  Alle  Spargelder  sind  an  die  Staatsschuldenlilgungskom- 
mission  abzuführen,  diese  zahlt  sie  den  Sparern  durch  die  Post 
zurück. 

§  6.  Sollte  der  Postsparkassenfond  durch  die  Art  der  An- 
lage Verluste  erleiden,  so  sind  diese  von  der  Regierung  zu  decken 
und  dem  Parlament  anzuzeigen. 

§  7.  Die  Verzinsung  beträgt  2^/2^/0  auf  das    volle  Pfund  be- 
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rechnet.  Die  Zinsberechnung  läuft  vom  i.  des  auf  die  Einlage 
nächstfolgenden  Monats  bis  zum  i.  des  jeweiligen  Monats  der 
Rückzahlung. 

§  8.  Die  Zinsen  sollen  jährlich  am  31.  Dezember  berechnet 
und  zugeschrieben  werden. 

§  9.  Die  Gelder  sollen  genau  so  angelegt  werden  wie  die 
anderen  Sparkassengelder,  doch  getrennt  von  diesen.  Eine  jähr- 
liche Bilanz  ist  bis  spätestens  den  31.  März  dem  Parlament  vor- 
zulegen. 

§  IG.  Sparer  bei  den  Privatsparkassen  können  durch  einen 
einfachen  Uebertragungsakt  bei  der  Staatsschuldentilgungskom- 
mission ihr  Guthaben  auf  die  Postsparkasse  übertragen  und 
umgekehrt. 

§  II.  Der  Generalpostmeister  wird  ermächtigt,  Bestimmungen, 
die  den  Verkehr  zwischen  Post  und  Sparern  regeln,  als  bindend 
für  beide  Teile  zu  erlassen. 

§  12.  Bis  spätestens  den  31.  März  jedes  Jahres  muss  dem 
Parlament  ein  Bericht  über  die  Einzahlungen  und  Rückzahlungen 
von  Spargeldern,  über  die  verursachten  Ausgaben  und  das  Ge- 
samtguthaben der  Sparer  vorgelegt  werden. 

§  13.  Die  Abrechnungen  sollen  jährlich  vor  dem  31.  März 
von  der  staatlichen  Revisionskommission  revidiert  werden. 

§  14.  Alle  auf  die  Privatsparkassen  zutreffenden  Bestim- 
mungen sollen  auch  für  die  Postsparkasse  gelten,  soweit  die  Be- 
stimmungen des  vorliegenden  Gesetzes  nicht  verletzt  werden. 

§  15.  Alle  Ausgaben,  die  mit  der  Ausführung  dieses  Ge- 
setzes verknüpft  sind  ,  sollen  aus  dem  Sparkassenfond  bestritten 
werden. 

Für  den  einzelnen  Sparer  betrug  die  Einlagen-Höchstsumme 
£  30  pro  Jahr,  überhaupt  £  150,  Provident  und  Charitable  Societies 
durften  mit  Genehmigung  der  Staatsschuldentilgungskommission 
bis  jC  100  pro  Jahr  und  £  300  überhaupt  Einlagen  machen, 
Friendly  Societies  ohne  jedwede  Begrenzung. 

Die  Vorbereitungen  zur  Einführung  der  Postsparkasse  nahmen 
noch  die  Zeit  bis  zum  16.  September  in  Anspruch.  An  diesem 
Tage  wurde  der  Betrieb  mit  301  Postanstalten  eröffnet,  und  zwar 
an  Orten,  wo  es  noch  keine  Sparkassen  gab.  Die  anderen  Post- 
anstalten folgten  mit  der  Eröffnung  des  Sparkassenverkehrs  sehr 
bald  nach,  sodass  bereits  nach  Ablauf  des   ersten    halben  Jahres 
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2532  Anstalten  in  Tätigkeit  waren.  Ihre  Zahl  hat  sich  bis  Ende 
1905  auf  14862  gesteigert.  Grossstädte  erhielten  naturgemäss 
mehrere  Postsparstellen,  so  hatte  London  1866  bereits  452, 
Manchester  26. 

Am  Schluss  des  Jahres  1861  (also  nach  3  Monaten)  hatten 
sich  bereits  25  729  Sparer  ein  Konto  eröffnen  lassen  mit  j^  6  526400 
Guthaben.  Wie  wirksam  die  Postsparkasse  die  Privatsparkassen 
ergänzte,  ersieht  man  daraus,  dass,  während  bei  diesen  die  Zahl 
der  Sparer  zwischen  1851  und  1861  um  durchschnittlich  3*/6  7o 
stieg,  die  Zunahme  im  Jahre  darauf  bei  beiden  Anstalten  6^/4^/0 
betrug.  Die  Privatsparkassen  verloren  in  diesen  Jahren  55000 
Sparer,  die  Postsparkasse  gewann  dagegen  160000.  Zu  dieser 
beträchtlichen  Steigerung  der  Zahl  der  Sparer  trug  vor  allen 
Dingen  der  Umstand  bei,  dass  die  Post  Spargelegenheit  an  Plätzen 
schuf,  wo  bisher  noch  keine  bestand. 

Infolge  des  grossen  Misstrauens,  dem  die  Privatsparkassen 
durch  die  zahlreich  aufgedeckten  Betrügereien  begegneten,  war 
es  nur  natürlich,  dass  ihnen  grosse  Summen  entnommen  und 
zur  Postsparkasse  gebracht  wurden,  erhielten  sie  ja  doch  hier 
staatliche  Sicherheit.  Gefördert  wurde  dieser  Prozess  durch  zwei  Vor- 
gänge. Im  Jahre  1863  waren  bei  einer  Sparkasse  wieder  einige 
aufsehenerregende  Unterschlagungen  aufgedeckt  und  die  Be- 
stimmungen über  die  Haftpflicht  der  Kuratoren  infolgedessen  ver- 
schärft worden.  Sodann  war  es  durch  Gesetz  solchen  Sparkassen, 
die  liquidieren  wollten,  ermöglicht  worden,  die  Restabwicklung 
ihrer  Geschäfte  durch  einfachen  Schlusszettel  (final  schedule)  der 
Postsparkasse  zu  übertragen.  Die  Kuratoren,  deren  Haftpflicht 
durch  Gesetz  soeben  erst  erhöht  war,  machten  von  dieser  neuen 
Bestimmung  so  reichlichen  Gebrauch,  dass  zwischen  1861  und 
1869  von  den  638  Sparkassen  145  eingingen,  und  dass  die  Gut- 
haben der  Privatsparkassen  um  3,7  Mill.  £  zurückgingen.  Bei 
den  übrigen  Sparkassen  machte  sich  aber  der  gute  Einfluss  der 
Postsparkasse  insofern  bemerkbar,  als  sie  mit  einander  wetteiferten, 
ihren  Sparern  auch  ihrerseits  die  denkbar  besten  Bequemlichkeiten 
zu  geben.  So  war  es  möglich,  dass  ihre  Guthabenbestände  gegen 
Ende  der  70er  Jahre  schon  wieder  die  Höhe  des  Jahres  1860  er- 
reicht hatten.  Seitdem  sind  sie,  wenn  auch  nicht  in  dem  Masse, 
wie  bei  der  Postsparkasse,  so  doch  stetig  gestiegen  und  betrugen 
Knde  1905  £  52,7  Mill. 

Bevor  wir  nun  die  weitere  Entwickelung   der   Postsparkasse 
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schildern,  ist  es  notwendig,  dass  wir  uns    über   die   Technik   des 
Geschäftsbetriebes  klar  werden. 

Die  Postämter  sind  für  den  Sparkassendienst  offen  von  8  Uhr 
vormittags  bis  8  Uhr  abends.  Will  ein  Sparer  eine  Einlage 
machen,  so  hat  er  zunächst  eine  Erklärung  zu  unterschreiben, 
dass  er  bei  keiner  anderen  Sparkasse  bereits  Sparer  ist;  diese 
Erklärung  wird  nach  London  geschickt.  Er  bekommt  darauf  ein 
Sparbuch,  das  er  eigenhändig  mit  seinem  Namen  zu  versehen 
hat,  und  auf  das  er  nun  jederzeit  Beträge,  von  i  sh  bis  30  £ 
täglich  einzahlen  kann.  Jede  Einlage  hat  der  betreffende  Post- 
beamte in  das  Sparbuch  einzutragen,  zu  quittieren  und  mit  dem 
Postdatumstempel  zu  versehen.  Gleichzeitig  trägt  er  den  Betrag 
und  den  Namen  des  Einlegers  sowie  die  Nummer  des  Sparbuches 
in  ein  Journal  ein,  das  täglich  mit  der  Postanweisungsabrechnung 
an  die  Postanweisungszentrale  in  London  gesandt  wird,  wo  es 
noch  einmal  nachaddiert  und  an  das  Sparkassendepartement 
weitergegeben  wird.  Hier  werden  zunächst  die  Quittungen  für 
die  Sparer  ausget;  ^Hrieben,  alsdann  werden  die  Einlagen  jedes 
Sparers  in  sein  Konto-Korrent  gebucht.  Die  Quittungen  werden 
zur  Kontrolle  erst  noch  einmal  mit  den  Konto-Korrenteinzahlungen 
verglichen,  und  dann  an  die  Sparer  abgesandt.  Erst  die  Quit- 
tungen geben  dem  Sparer  ein  Reklamationsrecht  auf  seine  Ein- 
lage. Einzahlungen  können  bei  jedem  Postamt  bewerkstelligt 
werden.     (Gross  entry-System.) 

Will  ein  Sparer  einen  Betrag  zurückgezahlt  haben,  dann  geht 
er  zu  einem  beliebigen  Postamt,  nimmt  sich  ein  Rückzahlungs- 
tormular  und  verzeichnet  darauf  den  gewünschten  Betrag,  seinen 
Namen  und  Wohnort,  die  Nummer  seines  Buches,  sowie  das  Post- 
amt, bei  dem  er  das  Geld  in  Empfang  nehmen  will.  Dieses 
Formular  wird  portofrei  nach  London  geschickt.  Hier  wird  zu- 
nächst die  Unterschrift  des  Sparers  auf  ihre  Richtigkeit  geprüft, 
dann  wird  der  Stand  des  Kontos  nachgesehen,  und  erst  wenn 
dieser  eine  Rückzahlung  der  gewünschten.  Summe  rechtfertigt, 
wird  eine  Anweisung  (warrant)  für  den  Sparer  ausgeschrieben. 
Ein  Beamter  bucht  den  Betrag  nach  der  Anweisung  nun  im  Konto 
des  Sparers  ab,  und  ein  anderer  unterschreibt  dieselbe,  wobei 
er  gleichzeitig  die  Richtigkeit  der  Buchung  zu  kontrollieren  hat. 
Die  Anweisung  wird  dann  an  den  Sparer  abgeschickt  und  gleich- 
zeitig mit  ihr  ein  Avis  (advice)  an  die  betreffende  Postanstalt  ge- 
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sandt,  bei  der  die  Rückzahlung  erfolgen  soll.  Der  Sparer  geht 
nun  mit  der  Anweisung  und  dem  Sparbuch  zur  Postanstalt,  wo 
der  Avis  mit  der  Anweisung  verglichen  wird.  Alsdann  hat  er 
auf  der  letzteren  über  den  Betrag  zu  quittieren,  und  er  erhält  das 
Geld,  falls  seine  Quittungsunterschrift  mit  der  im  Sparbuch  über- 
einstimmt. Dann  wird  der  Betrag  vom  Postbeamten  im  Spar- 
buch abgebucht  und  ebenso  wie  bei  den  Einlagen  mit  Unter- 
schrift und  Datumstempel  versehen.  Der  Postbeamte  hat  über 
die  Rückzahlungen  ebenfalls  ein  Journal  zu  führen,  das  täglich 
mit  den  quittierten  Anweisungen  zwecks  Kontrolle  nach  London 
geschickt  wird. 

Die  genaue  Vergleichung  der  Unterschriften  nimmt  den  Spar- 
büchern den  Charakter  eines  Inhaberpapiers.  Wenn  also  eines 
verloren  geht,  so  kann  der  Sparer  ohne  lange  Formalitäten  ein 
neues  erhalten;  allerdings  hat  die  Postsparkasse  durch  die  genaue 
Kontrolle  der  Unterschriften  viele  Unannehmlichkeiten.* 

Umständlich  ist  das  Verfahren  beim  Tode  eines  Sparers. 
Die  Post  zahlt  Beträge  bis  zu  i  £  an  eine  Person,  die  sich  in 
glaubhafter  Weise  als  Erbe  legitimiert.  Bei  2  £  wird  schon  ein 
friedensgerichtliches  Aktpapier  über  den  Tod  und  die  Erben  ver- 
langt ;  Beträge  bis  50  £  machen  einen  Totenschein ,  Beträge 
über  50  £  die  Vorzeigung  des  Testaments  und  gerichtliche  Erb- 
schaftslegitimatiön  notwendig. 

Das  Hauptamt  in  London  (Savings  Bank  Department)  hat 
naturgemäss  einen  riesigen  Umfang.  Es  besteht  aus  drei  Ab- 
teilungen. In  der  ersten,  der  Korrespondenz,  werden  die  Ein- 
zahlungsquittungen geschrieben ,  die  Legitimationsprüfungen  vor- 
genommen u.  s.  w.  Die  zweite  und  grösste  Abteilung  ist  die 
Buchhalterei,  sie  hat  die  Konten  zu  führen,  jährlich  abzuschliessen 
und  sie  jährlich  einmal  mit  den  Sparbüchern  zu  vergleichen,  die 
zu  diesem  Behufe  eingesandt  werden  müssen,  eine  Arbeit,  die 
gewöhnlich  schon  am  20.  Januar  (1)  beendet  ist.  Eine  dritte  Ab- 
teilung, die  Kontrollabteilung,  besorgt  die  Prüfung  der  Rück- 
zahlungsanträge und  schreibt  die  Anweisungen  aus. 

Die^)  Geschichte  der  englischen  Postsparkasse  in  den  ersten 
Jahren  ihres  Bestehens   ist    die    fortschreitender  Expansion.     Die 

l)  Die  folgenden  Angaben  verdanke  ich,  wo  nichts  anderes  vermerkt  ist,  freund- 
lichen Mitteilungen  des  derzeitigen  Assistant-Controllers  der  engl.  Postsparkasse 
Mr.    IVesL 

Zeitschrift  Hir  die  ges.  Staatswissensch.    ErgSnzungsheft  27.  2 
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Grundlage  und  die  Einlagegrcnzen  blieben  unberührt,  nur  wurden 
von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr  Postanstalten  dem  Sparverkehr  zu- 
geführt und  besondere  Anstrengungen  gemacht,  den  speziellen 
Wünschen  der  einzelnen  Volksklassen  entgegenzukommen.  Die 
Durchschnittsziflfern  für  die  Jahre  1863 — 1880  sind  folgende: 

.  .          Durchschnittszahl  D.-Betrag  der  D.-Betrag  des  D.-Zahl  der 

^^  ^^      der  offenen  Konten  Gesarotgut  haben  Einzeiguthabens  offenen  Stellen 

1863 — 68          663  000  j^     7  000  000  j^  1 1.     3.  5  3390 

1869—74        1373000                  »    18000000  »    13.     5.  3  4498 

1875-80        1889000  »    29000000  »    15.  12.  5  5742 

Die  Postsparkasse  wurde  somit  schnell  ein  wichtiger  Faktor 
in  der  Erziehung  des  Volkes  zur  Sparsamkeit  und  zur  Selbsthilfe. 
Sie  trat  damit  wirksam  neben  die  schon  bestehenden  Institutionen 
wie  Trade  Unions,  Friendly,  Provident  und  Charitable  Societies, 
welche  die  für  sie  durch  Gesetz  erwirkten  Vergünstigungen  bei 
der  Postsparkasse  in  weitgehendster  Weise  benutzten  und  sich  in 
steigender  Anzahl  bei  ihr  Konten  eröffnen  Hessen. 

Einen  mächtigen  Aufschwung  nahm  die  Postsparkasse  unter 
Mr.  Faivcetty  der  1880  Generalpostmeister  wurde.  Der  Name 
dieses  Mannes  ist  mit  der  Geschichte  dieser  Anstalt  unauflöslich 
verknüpft.  Unermüdlich  suchte  Faivcett  in  Wort  und  Schrift  die 
Postsparkasse  in  weitesten  Volksschichten  bekannt  zu  machen. 
Ihm  ist  das  schnelle  Anwachsen  der  Zweigämter  in  den  Städten 
zu  danken,  so  dass  der  Weg,  den  der  Sparer  bis  zur  nächsten 
Sparkasse  zurückzulegen  hatte,  auch  in  den  Städten  immer  kürzer 
wurde.  Er  führte  das  Renten-  und  Versicherungsgeschäft  ein,  dessen 
Besprechung  einem  besonderen  Abschnitt  vorbehalten  bleibt. 
Unter  seiner  Leitung  begann  die  Postsparkasse,  für  ihre  Sparer 
gegen  geringe  Vergütung  Staatspapiere  zu  kaufen  und  in  Ver- 
wahrung zu  nehmen;  es  wurde  somit  den  Sparern  ermöglicht, 
unter  Mithilfe  der  Post  auch  grössere  Beträge  als  das  Einlage- 
maximum zinstragend  anzulegen.  Besondere  Aufmerksamkeit  ver- 
wandte Fawcett  darauf,  neue  Sparer  heranzuziehen.  So  traf  er 
eine  Bestimmung,  nach  der  Postbeamte  an  Lohnzahlungstagen  in 
die  Fabriken  und  Werften  gingen,  um  von  dem  Beschäftigungsort 
selbst  die  Spargelder  der  Arbeiter  abzuholen,  ferner  führte  er 
das  Sparkartensystem  ein.  Dieses  ermöglicht,  auch  kleinere 
Summen  als  das  Einlageminimum  zu  sparen,  und  zwar  durch 
Verkleben  von  Sparmarken  (gewöhnlichen  Briefmarken).  Ist  die 
Sparkarte  voll  beklebt,  dann  wird  sie  von  der  Postsparkasse  als 
Einlage    angenommen.     Dieses  System    kam   im  September  1880 
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in  Wirkung  und  war  in  weniger  als  drei  Monaten  über  das  ganze 
Land  verbreitet.  Ende  März  i88i  schätzte  man  die  Zahl  der 
eingelieferten  Sparkarten  auf  5760CX)  und  die  Zahl  der  dadurch 
neu  geöffneten  Konten  auf  220000. 

1887  kam  ein  Gesetz  zustande,  das  eine  leichtere  Ueber- 
tragung  der  Guthaben  von  Konto  zu  Konto  ermöglichte  und  die 
Disposition  über  die  Guthaben  von  Verstorbenen  vereinfachte. 
Sonst  hat  sich  in  dem  Jahrzehnt  1880 — 1890  nichts  Bemerkenswertes 
ereignet.  Die  Durchschnittsziffern  zeigen  einen  wachsenden  Fort- 
schritt sowohl  in  der  Zahl  der  Konten  als  in  der  Summe  der 
Guthaben : 

,  ,           Durchschnittszahl             D.-Zahl  der             D.-Zahl  des  D.-Zahl  der 

^^           der  offenen  Konten  Gesamtguthaben  Einzelguthabens  offenen  Stellen 

1881 — 85           3088000                £  42000000  £  13.   II.     3  7348 

1886 — 90           4248000                 >    59000000          »    13.   16.   10  9025 

Im  Jahre  1891  nahm  das  Parlament  einen  Gesetzentwurf  an, 
der  die  Maximaleinlage  von  £  150  auf  «f  200  erhöhte.  Die  jähr- 
liche Höchsteinlage  von  £  30  blieb  unverändert  bestehen,  es  war 
aber  vorgesehen,  dass  ein  Sparer  ohne  Rücksicht  auf  diese  Grenze 
jeden  in  einem  Jahre  erhobenen  Betrag  in  demselben  Jahre  wieder 
einlegen  konnte.  Hierdurch  wurde  Personen,  die  infolge  augen- 
blicklicher Verlegenheit  auf  ihre  Ersparnisse  zurückgreifen  mussten, 
Gelegenheit  gegeben,  dieselben  sofort  wieder  einzulegen.  Das 
Gesetz  bestimmte  ferner,  dass  bei  Beträgen  über  £  200  nur  £  200 
weiter  verzinst  werden  sollten,  ein  etwaiger  überschiessender  Be- 
trag nicht,  während  früher  überhaupt  jegliche  Verzinsung  auf- 
hörte, sobald  das  Guthaben  die  Grenze  von  £  200  erreicht  hatte. 

In  Verbindung  mit  dem  Gesetz  die  freie  Erziehung  betreffend 
(Free  Education  Act)  wurden  im  September  1891  Bestimmungen 
erlassen,  durch  die  in  Grossbritannien  Schulsparkassen  eingeführt 
wurden.  Man  wollte  die  Kenntnis  des  Sparens  weiter  verbreiten 
und  besonders  der  Jugend  den  Spartrieb  einpflanzen;  man  wählte 
dazu  das  Sparkartensystem.  Den  Lehrern  wurden  Sparkarten 
zur  Verteilung  überlassen  und  Sparmarken  auf  Kredit  gegeben 
zum  Weiterverkauf  an  die  Schüler.  Postbeamte  wurden  den 
Schulen  zugewiesen,  die  Sparbeträge  in  Empfang  zu  nehmen  und 
Konten  zu  eröffnen  hatten.  Im  Januar  1892  trat  die  neue  Einrichtung 
in  Wirksamkeit  und  wurde  sofort  von  ungefähr  1400  Schulen 
angenommen;  1895  waren  es  bereits  ca.  3000  Schulen.  Man 
schätzt,  dass  in  den  ersten  5  Monaten  nahezu  £  14000,  und  im 
ersten  Jahr  nahezu  £  40000  auf  diese  Weise  gesammelt  worden 

2* 
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sind.  Seitdem  haben  aber  die  Erfolge  der  neuen  Einrichtung 
nachgelassen. 

Mit  der  Ausbreitung  des  Sparkartensystems  wetteiferte  die 
Verbreitung  der  Pfennigsparkassen,  die  meistens  in  den  Schulen 
errichtet  wurden.  Der  Schüler  zahlt  kleine  Beträge  bei  der  Pfennig- 
sparkasse ein,  die  ihrerseits  die  Gesamtsumme  der  Sparbeträge 
bei  der  Postsparkasse  hinterlegt.  Erreicht  das  Guthaben  eines 
Schülers  £  5,  dann  muss  ihm  bei  der  Postsparkasse  ein  eigenes 
Konto  eröffnet  werden.  Von  den  Systemen,  auch  kleinere  Spar- 
beträge zu  sammeln,  als  es  das  Einlageminimum  gestattet,  ist 
dieses  für  die  Postsparkasse  das  billigere.  Diese  fördert  daher  in 
weitgehendster  Weise  die  Bestrebungen  der  Pfennigsparkassen, 
indem  sie  ihnen  alle  Druckformulare  und  Bücher  kostenlos  überlässt 

Da  das  Verlangen,  auch  grössere  Summen  bei  der  Postspar- 
kasse jährlich  anlegen  zu  können,  im  Lande  wuchs,  erhöhte  das 
Parlament  im  Dezember  1893  das  jährliche  Einlagemaximum  von 
£  30  auf  £  50.  Gleichzeitig  wurde  bestimmt,  dass  alle  £  200 
überschiessenden  Beträge  automatisch  in  Government  Stock  an- 
gelegt werden  sollten,  falls  der  betreffende  Sparer  keine  gegen- 
teiligen Instruktionen  gäbe. 

Im    Dezember   1893    wurden    Bestimmungen    erlassen,    nach 

denen  ein  Sparer  bei  der  Erhebung  von  Guthaben  den  Telegraph 

benutzen  kann^    und  zwar  in  zweifacher  Weise:    er  telegraphiert 

nach    London    und    bekommt    die   Zahlungsanweisung    mit    der 

nächsten  Post,    oder   er  telegraphiert,  und  die  Summe  wird  ihm 

telegraphisch   angewiesen.     Der  erste  Weg   kostete    dem   Sparer 

anfangs    ungefähr  9  d,    der   zweite    i  sh  3  d,  seitdem   haben  sich 

die  Kosten  auf  6  d  bez.   i  sh  ermässigt.    Diese  neue  Einrichtung 

wurde    in    den    ersten    8  Monaten    von    21  OCX)  Personen  benutzt, 

1896  waren  die  Zahlen  die  folgenden: 

Mittels  telegraphischer  Bestellung  \   ^  ^  ^    ^ 

A      u  -r.i-  u       A        •  }  8000   Erhebungen 

und  schriftlicher  Anweisung       '  " 

Mittels  telegraphischer  Bestellung  1  f  u  k 

und    telegraphischer    Anweisung  ]  ^^^  ^     * 

Im  Jahre  1902    waren   die  entsprechenden  Ziffern  14000  und 

220000.     Ihre  starke  Steigerung  lässt  deutlich  erkennen,  ein  wie 

dringendes    Bedürfnis    die   englische   Postverwaltung    mit    diesem 

Schritt  erfüllte.    1903  und  1904  erfuhr  die  Zahl  eine  Abschwächung, 

1905  wurde  sie  infolge  einer  neuen  Bestimmung  um  50%  reduziert. 

1897  wurde    in  dem  Workmen's  Compensation  Act  eine  Be- 
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Stimmung  getroffen,  dass  Summen,  die  den  Arbeitern  zugesprochen 
waren ,  durch  die  Gerichtshöfe  bei  der  Postsparkasse  angelegt 
werden  sollten.  Aehnlich  bestimmte  der  County  Courts  Invest- 
ment Act  von  1900,  dass  Mündelgelder  zu  Gunsten  von  Kindern 
und  Geistesschwachen  bei  der  Postsparkasse  hinterlegt  werden 
sollten. 

Um  die  Verwaltungskosten  zu  erniedrigen,  die  durch  die 
viele  Kleinarbeit  sehr  hoch  wurden  und  zu  dem  Wert  der  kleinen 
Summen,  um  die  es  sich  vielfach  handelte,  in  keinem  Verhältnis 
standen,  bestimmte  das  neue  Postsparkassengesetz  von  1904,  dass 
die  vom  Hauptamt  in  London  ausgestellten  Quittungen  auf  Be- 
träge unter  i  £  künftig  in  Wegfall  kommen  sollten.  Der  Eintrag 
in  das  Sparbuch  sollte  hier  als  Quittung  genügen.  Ebenso  wurde 
die  Bestimmung  über  die  automatische  Investition  der  £  200  über- 
schiessenden  Beträge  rückgängig  gemacht,  da  sich  Unzuträglich- 
keiten herausgestellt  hatten;  diese  Beträge  blieben  statt  dessen 
unverzinst.  Ausserdem  hatte  die  Postsparkasse  hiervon  mehr 
Vorteil,  Dann  bestimmte  das  Gesetz  noch,  dass  der  Betrag  von 
Uebertragungen ,  die  zwischen  der  englischen  Postsparkasse  und 
fremden,  sowie  zwischen  ihr  und  kolonialen  Regierungssparkassen 
stattfinden  konnten,  höchstens  £  50  im  Jahr  betragen  durfte. 

Im  Juli  1905  bestimmte  ein  Gesetz,  dass  Beträge  bis  zu  i  j^ 
bei  jeder  Postanstalt  gegen  einfache  Vorzeigung  des  Sparbuches 
erhoben  werden  konnten,  ohne  dass  der  Sparer  sich  deshalb 
erst  nach  London  zu  wenden  brauchte.  Diese  neue  Bestimmung 
verminderte  die  Verwaltungskosten  der  Postsparkasse  sehr  und 
war  dabei  äusserst  volkstümlich.  Durch  sie  hat  sich  die  Zahl  der 
telegraphischen  Erhebungen,  wie  schon  erwähnt,  um  50%  ver- 
mindert. Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  weitere  Entwicklung  der 
Postsparkasse  seit  1890: 

,  ,  Durchschnittszahl  D.-Betrag  der  D.-Betrag  des  D.-Zahl  der 

''*  ^       der  offenen  Konten        Gesamtguthaben       Einzelguthabens       offenen  Stellen 


1891—94 

5  607  000             j 

f    79  000  000 

£ 

14. 

2. 

II 

10730 

1895-98 

7  046  000              j 

>    III  000  000 

'S. 

15. 

4 

12040 

1899—02 

S  602  000              i 

»    138000000 

16. 

— . 

2 

I3SIO 

1903 

9  403  852 

>    146  135  147 

IS- 

10. 

10 

14362 

1904 

9673717 

'    148339354 

IS- 

6. 

8 

14  614 

1905 

9963049 

>    152  III  140 

IS. 

s- 

4 

14862 

Die  Durchschnittsziffern  für  die  Einlagen  vermittels  der  Klebe- 
karten zeigt  folgende  Tabelle: 
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Jahr 

Zahl  der  Karten 

Betrag 

i88i—     85 

I  369000 

S  68000 

1886—     90 

I  183000 

»59000 

1891—     95 

I  618  000 

»86000 

1896  —  1900 

I  657  000 

»   90000 

1901—    05 

1593000 

•   87000 

Ueber  die  finanzielle  Position  der  englischen  Postsparkasse 
genügt  es  zu  sagen,  dass  die  Anstalt  bis  1896  für  den  Staat  einen 
Ueberschuss  herausge wirtschaftet  hat,  nachdem  sie  ihre  Kosten 
gedeckt  und  den  Sparern  2^/2%  Zinsen  gezahlt  hatte.  Der  bis 
zu  diesem  Jahre  angewachsene  Totalüberschuss  belief  sich  auf 
if  1589767.  Während  der  Periode  1896 — 1899  ergab  sich  ein 
Defizit  von  insgesamt  £  34123,  das  auf  das  Steigen  des  Konsol- 
kurses zurückzuführen  ist.  Von  1900 — 1902  ergab  sich  dann  wieder 
ein  Ueberschuss  von  insgesamt  £  65451,  der  sich  in  den  folgenden 
Jahren  durch  die  Reduktion  der  Konsolzinsen  auf  2^/a  Vo  wieder 
in  einen  Verlust  verwandelte,  und  zwar  betrug  dieser  1903 
£  107403,  1904  £  112090  und  1905  £  88094. 

Was  die  Verwaltungskosten  anlangt,  so  ist  es  das  stetige 
Bemühen  der  Postsparkasse  gewesen,  dieselben  herabzumindern,  wie 
schon  dargetan  wurde.  Die  Durchnittskosten  für  jede  Transaktion 
stellten  sich  ursprünglich  auf  7  d  (60  Pf.)  1896  betrugen  sie  6  d 
(51  Pf.),  1904  noch  5,9  d  (50  Pf.),  1905  wurden  sie  durch  das 
System  der  sofortigen  Rückzahlungen  bei  Beträgen  bis  zu  i  j^ 
auf  5,4  d  (46  Pf.)  herabgemindert,  da  die  Zahl  dieser  Rückzahlungen 
schon  nach  den  ersten  6  Monaten  48  %  aller  Rückzahlungen 
umfasste'). 

Die  Anlegung  der  Spargelder,  die  Ende  1905  .5^152111140 
betrugen,  erfolgt,  wie  schon  erwähnt,  hauptsächlich  in  Staats- 
papieren, und  zwar  in  Stocks ,  Bonds  und  Zeitrenten ,  neuerdings 
sind  in  geringem  Umfange  auch  andere  Anlegungsarten  zuge- 
lassen*). Eine  anschauliche  Tabelle  enthält  der  Bericht  des  eng- 
lischen Generalpostmeisters  vom  Jahre  1905  S.  71: 


Art  der  Anlage 

Betrag  in  i* 

Stocks: 

2V2"'ü  Consols 

60715  "40.    9- 

2 

2V2%  Zeitrente 

8906260.  13. 

5  / 

3%       Oertliche  Anleihe  (Local  Loans  30/^  Stock) 

19292969.    2. 

S 

2%%  Zeitrente  von  1905 

636000.  — . 

— 

2^4  ^'u  Garantierte  Landnnleihe 

5  385  539-  14. 

8 

2'/4%  Kriegsanleihe 

750000.  — . 

"~ 

i)  52.  Report  of  the  Postmaster  General  on  thc  Post  Office,  London  1906  S.  12  f. 
2)  5.  Edward  VII.,  cap  17  und  :  3.  Edward  VII.,  cap.  37  S.  30. 
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Art  der  Anlage 

3%  Garantierte  Transvaalanleihe 

2'/4%  Garantierte  Anleihe 
Bonds: 

Schatzanweisungen  (1907) 

(1911)  I 

3%  Aegyptische  garantierte  Anleihe 

2'/«%  Griechische  garantierte  Anleihe  i 

Irische  Landanleihe 

2'/4  %  Kriegsanleihe 

3%  Garantierte  Schuldscheine  von  Mauritius 
Zeitrenten  für  eine  bestimmte  Frist  von  Jahren: 

Zeitrenten  zum  Ersatz  von  Anleihen ').    Noch  ausstehender  An- 
leihenbetrag 9 

Zeitrenten  zum  Ersatz  von  Geld.  Noch  ausstehender  Geldbetrag  36 

Zeitrenten,  noch  nicht  abgeschlossen,  aber  bezahlt  3 

Vorschüsse  an  das  Schatzamt 

Zeitweiliger  Vorschuss  an  den  irbchen  Landankaufs-Fond 

Aufgelaufene  Zinsen  i 

Kassenbestand  {£  347,  308.  3.  7  bei  der  Post) 


Betrag 
540  000. 
395  000. 

165000. 
000  000. 
569  100. 
210400. 
500  000. 
276  000. 
10  000. 


in  £ 


731  511. 
354  590. 
183907. 
750000. 
100  000. 
066  886. 
506  749. 


Am  I.  Januar  1905  dehnte  die  Postsparkasse  ihren  Geschäfts- 
betrieb auch  auf  die* britischen  Postämter  zu  Konstantinopel  und 
Smyrna  aus"). 

Ferner  steht  sie  im  Ueberweisungsverkehr  mit  den  Postspar- 
kassen bez.  Regierungssparkassen  folgender  englischer  Kolonien^): 


Kolonie 

Art  der  Sparkasse 

Kolonie 

Art  der  Sparkasse 

Bahamas 

Postsparkasse 

Malta 

Regierungssparkasse 

Britisch  Guyana 

do. 

Natal 

do. 

Cypern 

Regierungssparkasse 

Oranje  River  Col. 

Postsparkasse 

Aegypten 

Postsparkasse 

Sierra  Leone 

do. 

Föder.Malaienstaaten 

Regierungssparkasse 

Straits  Settlements 

Regierungssparkasse 

Gibraltar 

do. 

Transvaal 

Postsparkasse 

Goldküste 

do. 

Trinidad 

Regierungssparkasse 

Indien 

Postsparkasse 

Staatspapiergeschäft  der  englischen  Postsparkasse. 

Auf  die  Veranlassung  des  schon  erwähnten  Mr.  Fawcett  hat 
die  Postsparkasse  vom  22.  November  1880  ab  den  Ankauf  von 
Staatspapieren  für  Rechnung  der  Sparer  übernommen.  Jemand, 
der  seine  Ersparnisse  in  Staatspapieren  anlegen  will ,  kann  den 
Ankauf  derselben  durch  die  Postsparkasse  bewirken,  indem  er 
von  seinem  Sparkonto  eine  Summe  dazu  anweist  oder  die  Kauf- 

i)  Das  Rentenkaufgeld  kann  in  Staatsanleihen  und  bar  erlegt  werden. 

2)  52.  Report  of  the  Postmaster  General  on  the  Post  Office,  London  1906,  S.  13, 

3)  Nach  einer  mir  gewordenen  Mitteilung    des    derzeitigen    Ass.  Controllers  der 
englischen  Postsparkasse,  Mr.   West. 
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summe  selbst  einzahlt.  Die  Kosten  betragen  je  nach  der  Höhe 
der  Summe  9  d  bis  2  sh  3  d.  Die  Postsparkasse  nimmt  die  Stücke 
in  Verwahrung  und  zieht  die  Zinsen  kostenlos  ein.  Der  Sparer 
bekommt  die  Papiere  aber  auch  auf  Wunsch  ausgeliefert.  Die 
Mindestsumme,  die  erworben  werden  konnte,  betrug  ursprünglich 
10  £^  die  Höchstsumme  jährlich  100  £  und  überhaupt  £  300. 
Schon  am  Schluss  des  Jahres  1880  hatte  die  Postsparkasse  auf 
diese  Weise  £  1 27  000  für  ihre  Sparer  angelegt. 

Durch  Verordnungen  des  Sparkassengesetzes  von  1887,  die 
im  September  1888  in  Kraft  traten,  wurde  der  Mindestbetrag  einer 
Anlage  auf  i  sh  herabgesetzt,  und  es  wurde  vorgesehen,  dass 
jeder  Sparer  seine  erworbenen  Papiere  auf  seinen  Namen  auf  die 
Bank  von  England  übertragen  und  sich  darüber  ein  Certifikat 
ausstellen  lassen  konnte. 

Im  Dezember  1893  erhöhte  ein  Parlamentsbeschluss  die  Höchst- 
grenze der  Anlagesumme  auf  £  200  jährlich,  auf  £  500  überhaupt. 
Gleichzeitig  wurde  die  Postsparkasse  ermächtigt,  die  Guthaben 
der  Sparer,  soweit  sie  £  200  überstiegen,  automatisch  in  Staats- 
papieren anzulegen.  (Siehe  oben  S.  20.)  1904  wurde  dann  diese 
Bestimmung,  wie  schon  erwähnt,  wieder  rückgängig  gemacht. 

Die  Käufe  von  Staatspapieren  erhielten  im  Jahre  1904  einen 
entschiedenen  Antrieb  durch  das  Fallen  der  Konsolkurse,  der 
auch  durch  die  bald  darauf  folgende  Reduktion  der  Konsolzinsen 
keineswegs  nachgelassen  hat. 

Dieser  neue  Geschäftszweig  der  Postsparkasse,  der  mit  der 
Absicht  aufgenommen  war ,  die  Sparer  sowohl  das  Risiko  der 
Kursschwankungen  selbst  tragen  zu  lassen  als  auch  ihnen  das 
Sparen  grösserer  Summen  zu  ermöglichen,  hat  einen  befriedigenden 
Aufschwung  genommen,  wie  die  folgende  Tabelle  in  Durchschnitts- 
ziffern zeigt: 


Jahr 

Durchschnittszahl 

Durchschnittszahl 

Durchschnittsbeirag  der 

der  Käufe 

der  Verkäufe 

vorhandenen  Wertpapiere 

1881  — 1885 

14000 

5000 

£     1554000 

1886-1890 

19000 

11  000 

»       3776000 

1891— 1895 

23000 

16000 

»      6206000 

1895— 1899 

20000 

14000 

>      7  446  000 

1900 

41030 

12028 

>     10468290 

190 1 

40550 

13574 

>      12  786  190 

1902 

40893 

17  221 

»      14  285  617 

1903 

47726 

*  17742 

.      16  165  548 

1904 

39633 

18848 

»      17357950 

1905 

32301 

22824 

»      17877644 

Ende    1905    waren   139  992  Besitzer    von   Staatspapieren  bei 
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der  Postsparkasse  vorhanden,  sodass  auf  einen  Besitzer  ein  Betrag 
von  £  127.  14.  I  kommt.  Der  Durchschnittsbetrag  jeder  Anlage 
betrug  ^68,  der  Durchschnittsbetrag  jedes  Verkaufs  £  6\. 

Lebens-  und  Ren  t  en  v  ersicher  u  ngsgeschäft  der 
englischen    Postsparkasse. 

Dass  jemand  unter  Mitwirkung  der  Post  mit  dem  Staate  einen 
Lebens-  oder  Rentenversicherungsvertrag  eingehen  konnte,  war 
schon  1864  durch  Gesetz  festgesetzt  worden.  Jedermann  konnte  sein 
Leben  zwischen  16  und  60  Jahren  zu  Beträgen  von  j^  20  bis  j^  100 
versichern.  Leibrenten ,  sofort  beginnende  und  aufgeschobene, 
konnten  im  Alter  von  10  Jahren  und  darüber  erworben  werden. 
Prämien  und  Kaufgeld  waren  an  festbestimmten  Zeitpunkten  zu 
entrichten.  Dieses  Gesetz  war  in  einigen  ausgewählten  Städten 
Englands  und  Wales'  am  17.  April  1865  >"  Wirkung  getreten  und 
bheb  so  unverändert  bis  zum  3.  Juni  1884.  In  diesen  19  Jahren 
waren  7064  Lebensversicherungen  zustande  gekommen,  oder  372 
pro  Jahr  über  einen  Durchschnittsbetrag  von  £  79.  Die  Abschlüsse 
von  sofort  fälligen  Leibrenten  betrugen  13  402  oder  705  pro  Jahr, 
von  aufgeschobenen  978  oder  52  pro  Jahr.  Der  Betrag  der  sofort 
fälligen  Renten  belief  sich  auf  £  187  117,  der  der  aufgeschobenen 
auf  £  19  938.  Doch  gelangte  ein  Teil  der  letzteren  nie  zur  Zahlung, 
da  die  Erwerber  ihren  Rentenkauf  wieder  rückgängig  machten. 

1882  beschloss  ein  Komitee  des  Unterhauses  die  Annahme 
eines  von  Mr.  Fawcett  gemachten  Vorschlages,  der  den  Renten- 
und  Lebensversicherungsdienst  mit  der  Postsparkasse  verknüpfte. 
Die  Prämien  und  Kaufgelder  sollten  von  nun  ab  unter  Mithilfe 
der  Postsparkasse  gezahlt  werden.  Der  Sparer  hatte  derselben 
nur  einen  schriftlichen  Auftrag  zu  übermitteln,  dass  er  eine  be- 
stimmte Stimme  seines  Guthabens  für  die  Bezahlung  von  Lebens- 
versicherungsprämien oder  zum  Ankauf  einer  Rente  bestimme. 
War  der  Auftrag  gegeben,  dann  brauchte  er  sich  um  die  An- 
gelegenheit nicht  weiter  zu  bekümmern,  die  Postsparkasse  führte 
die  Instruktionen  so  lange  aus,  als  noch  ein  Guthaben  auf  seinem 
Konto  stand. 

Als  versicherungsfähig  bezeichnete  das  Gesetz  ein  Alter  von 
14 — 65  Jahren,  die  Summe,  die  versichert  werden  konnte,  betrug 
j^  S  bis  <£  100.  Man  konnte  ferner  Summen  versichern,  die  bei 
einem  Alter  von  60  Jahren  fällig  wurden.  Für  Renten  war  die 
Mindestsumme  auf  £  i  festgesetzt,   die  Höchstsumme  auf  £  100. 
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Die  Beschränkung  des  Versicherungsgeschäfts  auf  nur  einige  Städte 
war  naturgemäss  aufgehoben ;  man  konnte  bei  jeder  Postsparkasse 
eine  Versicherung  abschliessen. 

Infolge  der  Notwendigkeit,  neue  Tafeln  vorzubereiten  ,  kam 
jlieses  Gesetz  nicht  vor  dem  3.  Juni  1884  zur  Ausführung.  Von 
diesem  Zeitpunkt  an  blieb  es  bis  zum  Jahre  1896  ohne  nennens- 
werte Veränderungen.  Im  Februar  1896  traten  neue  Versicherungs- 
tafeln in  Wirksamkeit,  durch  die  die  jährlichen  Raten  herabgesetzt 
wurden.  Ausserdem  war  eine  Bestimmung  getroffen,  dass  die 
Versicherungssummen  je  nach  Wunsch  in  verschiedenem  Alter 
gezahlt  werden  konnten.  Die  Zahl  der  Lebensversicherungen,  die 
1896  abgeschlossen  wurden,  betrug  1223  im  Betrage  von  j^  65  582 
gegen  256  im  Betrage  von  £  20600  im  Jahre  1883.  Die  Zahl  der 
in  demselben  Jahre  abgeschlossenen  sofort  fälligen  Renten  betrug 
2208  im  Betrage  von  j£!  60965  gegen  770  im  Betrage  von  £  14141, 
die  der  aufgeschobenen  202  im  Betrage  von  ^4178  gegen  104 
im  Betrage  von  £  2120  im  Jahre  1883. 

Wie  man  sieht,  hat  dieser  Geschäftszweig  der  Postsparkasse 
keine  besondere  Ausdehnung  gewonnen,  er  hat  seit  1896  sogar  einen 
gleichmässigen  Niedergang  gezeigt.  Die  Zahl  der  abgeschlossenen 
Lebensversicherungen  betrug  1905  741  im  Betrage  von  .£37011, 
die  der  sofort  fälligen  Renten  1840  im  Betrage  von  £  45  488,  die 
der  aufgeschobenen  Renten  158  im  Betrage  von  j^3204. 

Dieser  Niedergang  ist  ohne  Zweifel  auf  den  Wettbewerb  einiger 
mehr  volkstümlicher  Versicherungsaktiengesellschaften  zurückzu- 
führen, denen  gegenüber  die  Postsparkasse  dadurch  im  Nachteil  ist, 
dass  sie  sich  bisher  ständig  geweigert  hat,  Agenten  zu  gebrauchen. 

Belgien. 

In  Belgien  war  das  Sparwesen^)  vor  Gründung  der  Staats- 
sparkasse (1865)  von  so  geringer  Bedeutung,  dass  es  dieser  er- 
möglicht war,  allmählich  fast  das  gesamte  Sparwesen  des  Landes 
in  sich  zu  konzentrieren.  Die  erste  Sparkasse  wurde  1826  in  Brüssel 
von  der  Societc  de  TUnion  Beige  et  Etrang^re  gegründet,  zwei 
weitere  wurden  in  demselben  Jahre  von  den  Städten  Gent  und 
Tournai  errichtet.  1830  existierten  6  Sparkassen,  die  fast  ihre 
gesamten  Gelder  in  Staatspapieren  angelegt  hatten  und  daher 
infolge   der  durch  die  Trennung  Belgiens  von  Holland  bedingten 

i)  Entnommen  aus:    Rapport  sur  les  Caisses  d'l^pargne  en  Belgtque  de  1830  ä 
1S88  par   "Leon  Mah'tUon  (Direktor  der  Belgischen  Postsparkasse).    Bruxelles  189a 
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Schwierigkeiten  in  eine  missliche  Lage  gerieten. 

In  den  folgenden  Jahren  befassten  sich  die  Banque  de  Bel- 
gique  und  die  Societe  G^n^rale  mit  der  Gründung  von  Sparkassen. 
Durch  die  Ereignisse  des  Jahres  1848,  die  den  Kurs  der  272%igen 
Belgischen  Staatsrente  auf  25  herunterwarfen ,  wurden  diese 
beiden  Banken  in  eine  derart  bedrängte  Lage  gebracht,  dass  der 
Staat  für  ihre  Noten  den  Zwangskurs  aussprechen  musste,  damit 
sie  nur  ihren  Verpflichtungen  gegen  die  Sparer  gerecht  werden 
konnten.  Die  Spareinlagen  im  Lande,  die  1842  noch  60,8  Mill. 
Francs  betragen  hatten,  waren  bis  Ende  1848  auf  22,5  Millionen 
Francs  gefallen. 

Durch  diese  Vorgänge  war  die  Freude  am  Sparen  der  Be- 
völkerung naturgemäss  vergangen;  um  sie  wieder  zu  heben,  wurden 
die  Rufe  nach  einer  allgemeinen  Sparkasse  unter  Garantie  des 
Staates  immer  lauter.  Nach  mehreren  erfolglosen  Bemühungen 
der  Regierung  legte  dann  am  23.  Mai  1858  der  Finanzminister 
M.  Frere-Orban  der  Repräsentantenkammer  den  Entwurf  zu  einem 
Gesetze  über  die  »Staatliche  Allgemeine  Spar-  und  Rentenkasse« 
vor,  der  am  25.  Juni  1862  von  der  Kammer,  am  21.  Dezember 
1864  vom  Senat  genehmigt  und  am  16.  März  1865  zum  Gesetz 
erhoben  wurde. 

Die  Privatsparkassen  haben  nie  die  Höhe  ihrer  früheren  Gut- 
habenbestände erreicht.  Mit  Ausnahme  der  unter  Leitung  der 
Soci^t^  G^n^rale  stehenden  Kassen ,  die  1 848  grossen  Verlusten 
ausgesetzt  waren,  haben  sie  sich  jedoch  stetig  weiterentwickelt. 
Dass  die  Summe  der  ihnen  anvertrauten  Gelder  keine  nennens- 
werte ist,  rührt  zum  Teil  mit  daher,  dass  bei  ihnen  fast  durch- 
weg Grenzen  für  Höchstguthaben  bestehen ,  die  5000  Francs 
selten  überschreiten.  Ueber  die  Privatsparkassen  ist  die  belgische 
Statistik  mangelhaft;  ich  habe  im  folgenden  die  Ergebnisse  der 
9  hauptsächlichsten  Anstalten  zusammengestellt. 


Jahr 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

1860 

39513 

Frs.  25  164907 

1870 

36410 

»     23038481 

1880 

42833 

»     31009500 

1890 

41423 

»      32794430 

1900 

45929 

»     41475769 

1905 

42  171 

»     49612884 

Die  Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Retraite  trat  am  15.  Sep- 
tember 1865  mit  36  Kassen  ins  Leben,  die  den  Filialen  der  Banque 
Nationale   de  Belgique  angegliedert  wurden.     Am    10.  Dezember 
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1869  wurden  dann  auch  die  Postämter  zu  Filialen  der  Staatsspar- 
kasse erhoben,  die  ihr  erst  den  eigentlichen  Charakter  einer  Post- 
sparkasse gaben  und  ihr  zu  fortschreitendem  Erfolge  verhalfen. 
Sie  traten  am  i.  Januar  1870  in  Tätigkeit. 

Die  Staatssparkasse  hat  ihren  Sitz  in  Brüssel  und  steht  unter 
der  Leitung  eines  vom  Könige  ernannten  Conseil  G^nöraP),  der 
alle  organischen  Vorschriften  gibt,  Verträge  schliesst  und  den 
Zinsfuss  festsetzt.  Eine  weitere  Behörde,  der  Conseil  d'admini- 
stration,  hat  die  Ausführung  aller  Vorschriften  und  die  gesamte 
Geschäftsführung  zu  überwachen.  Der  Directeur  G^n^ral  endlich 
ist  der  ausführende  Beamte,  er  überwacht  die  ihm  untergeordneten 
Beamten  und  erstattet  jährlich  Bericht.  Als  Kassenhalterin  fungiert 
die  Banque  Nationale  de  Belgique,  an  sie  werden  von  den  Post- 
anstalten alle  einlaufenden  Gelder  abgeführt.  Sie  gibt  davon  den 
Teil,  der  zur  definitiven  Anlegung  bestimmt  ist,  an  die  Caisse  des 
Depots  et  Consignations  weiter,  während  sie  den  Rest  selbst  pro- 
visorisch anlegt. 

Das  Einlagcminimum  beträgt  l  fr.;  um  auch  das  Sparen 
kleinerer  Summen  zu  ermöglichen,  wurde  durch  königliche  Ver- 
ordnung vom  16.  Mai  1881  das  Sparmarkensystem  eingeführt. 
Leider  geben  die  Berichte  .der  belgischen  Staatssparkasse  darüber 
keinen  Aufschluss.  in  welchem  Masse  von  diesem  System  Gebrauch 
gemacht  wird.  Ein  Einlagemaximum  besteht  nicht.  Alle  Summen 
wurden  anfangs  mit  3  S  verzinst.  Als  es  sich  jedoch  herausstellte, 
dass  die  Sparkasse  immer  mehr  als  Bank  benutzt  wurde,  wnirde 
durch  königliche  Verordnung  vom  14.  Juli  1881*)  der  Zinsfuss  von 
3  Vo  nur  für  den  Teil  jedes  Depots  aufrecht  erhalten,  der  bis 
12000  frs.  ging.  Am  13.  Mai  1886  wurde  diese  Grenze  auf  5000  frs., 
am  25.  Juni  1891  auf  3000  frs.  herabgesetzt,  während  alles,  was 
darüber  hinausging,  nur  mit  2%  verzinst  wurde.  Seit  dem  18.  Oktober 
1894  wurde  der  Zinsfuss  von  2  %  auf  jedes  Depot  in  seiner  Ge- 
samtheit in  Anwendung  gebracht,  das  3000  frs.  überstieg.  Diese 
Grenze  wurde  am  12.  Juni  1902  sogar  noch  auf  2000  frs.  herab- 
gesetzt. Die  letzten  Massregeln  fanden  lediglich  statt,  um  die 
Sparer  mehr  zum  Staatspapierkaufen  anzuhalten.    Die  momentanen 

i)  Aus  einer  von  der  belgischen  Postsparkasse  herausgegebenen  Schrift:  La 
Caisse  Generale  d'Kpargne  et  de  Retraite  de  Belgique  et  ses  difTerents  Services. 
Bruxelles  1900. 

2)  Die  geset/lichen  Veränderungen  sind  alle  der  Gesetzsammlung:  Giisse  G^d^- 
rale  d'Kpargne  et   de  Retraite,  Documents  administralifs»  entnommen. 
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Kassenüberschüsse  des  Staates,  der  Provinzen,  Gemeinden,  Hospize 
und  Wohltätigkeitsanstalten,  die  bei  der  Staatssparkasse  seit  ihrem 
Bestehen  eingezahlt  werden  können,  verzinst  sie  ohne  Begrenzung 
mit  i^;2  %.  Die  Verwaltungskosten  der  belgischen  Staatssparkasse 
sind  sehr  niedrig,  sie  betrugen  Ende  1906  0,30  %  der  gesamten 
Spargelder,  gleich  0,45  frs.  pro  Transaction. 

Der  technische  Hergang  bei  der  Einzahlung  ist  folgender: 
Der  Sparer  geht  zum  Postamt,  zahlt  den  Sparbetrag  ein  und  über- 
gibt dabei  dem  Postbeamten  das  Sparbuch.  Der  Postbeamte  trägt 
nun  den  Betrag ,  nur  in  Ziffern ,  im  Sparbuche  auf  dem  Rande 
des  Blattes  ein,  während  er  auf  das  Blatt  selbst  Quittungsmarken 
von  der  Höhe  des  eingezahlten  Betrages  klebt  und  dieselben  mit 
seinem  Namen  und  dem  Datumstempel  versieht.  Der  Sparer 
bekommt  nun  keine  besondere  Quittung  mehr.  Die  Summe  des 
vom  Postbeamten  nach  Brüssel  als  eingezahlt  gemeldeten  Geldes 
und  der  Rest  der  bei  ihm  vorhandenen  Quittungsmarken  müssen 
sich  stets  zu  demjenigen  Markenbetrag  ergänzen,  den  er  ursprüng- 
lich erhalten  hat.  Das  ist  die  einzige  Kontrolle,  die  bei  der  bel- 
gischen Staatssparkasse  über  Einzahlungen  ausgeübt  wird.  (Die 
französische  Postsparkasse  hatte  dieses  System  anfangs  auch  über- 
nommen, dann  aber  zu  einem  bedeutend  wirksameren  Kontroll- 
■mittel  weitergebildet;  siehe  Frankreich.)  Dieses  System  ermöglichte 
es  auch,  dass  die  Nachweisungen  nur  alle  14  Tage  an  das  Hauptamt 
gesandt  zu  werden  brauchen. 

Der  Hergang  bei  Rückzahlungen  ^)  ist  folgender:  Will  der 
Sparer  Summen  unter  100  frs.  sofort  erheben,  so  erhält  er  sie  bei 
allen  Zweiganstalten  der  Staatssparkasse  gegen  Vorzeigung  des 
Sparbuches  und  einer  Legitimation  sofort.  Summen  darüber  muss 
er  erst  kündigen,  und  zwar  geschieht  das  bei  dem  nächsten  Post- 
amt unter  Abgabe  des  Sparbuches,  für  das  er  eine  Quittung  be- 
kommt.    Die  Kündigungsfristen  betragen 

15  Tage       für  Summen  von     100 —  500  Francs 

1  Monat       »  >  »       500 — looo       » 

2  Monate    »  »  >      1000  —  3000       > 

6       »  >  »  »     3000  Frcs.  und  darüber. 

Nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  bekommt  der  Sparer  sein 
Geld  und  sein  Sparbuch,  in  dem  die  Summe  inzwischen  abge- 
bucht ist.  Ueber  die  zurückgezahlte  Summe  hat  er  eine  Quittung 
auszustellen. 


i)  Aus  den  Instruktionen  eines  mir  zur  Verfügung   gestellten    belgischen  Staats- 
sparkassenbuches entnommen  (Seite  3). 
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Die  Schulsparkassen  haben  in  Belgien  unter  der  Staatsspar- 
kasse eine  Ausdehnung  gewonnen,  wie  in  keinem  andern  Lande. 
1865  schuf  die  Stadtverwaltung  von  Gent  einen  Fond,  der  dazu 
dienen  sollte,  Schulkinder,  die  sich  durch  Fleiss  und  Kenntnisse 
besonders  auszeichneten,  mit  Sparbüchern  der  Sparkassen  zu  ver- 
sehen ;  ausserdem  wurden  die  Kinder  angehalten,  selbst  zu  sparen. 
Am  I.  Juli  1867  gab  es  in  Gent  bereits  4182  Sparbücher,  die  auf 
Schüler  lauteten,  mit  23  014  frs.  Guthaben.  Vor  allen  anderen  Per- 
sonen zeichnete  sich  in  der  Propaganda  für  die  Schulsparkassen 
der  Genter  Rechtsanwalt  M.  Laurent  aus,  der  in  vielen  anderen 
Städten  noch  Schulsparkassen  einrichtete.  Ursprünglich  wurden 
dieselben  nach  Art  der  Pfennigsparkassen  eingerichtet,  die  auch 
heute  noch  vorzuherrschen  scheinen,  von  1881  ab  wurde  dann  auch 
vielfach  das  neue  Sparmarkensystem  benutzt.  1887  gab  es  in  Bel- 
gien 4701  Schulsparkassen  bei  7007  Schulen  überhaupt  mit  188035 
Sparern  von  889320  Schülern  überhaupt  und  3390835  frs.  Gut- 
haben. Ende  1896  waren  es  304018  Sparer  mit  6795000  frs. 
Guthaben.  Die  Regierung  suchte  auf  jede  Weise  diese  Anstalten 
zu  fördern;  so  bestimmte  sie  z.  B..  dass  die  Postboten  wöchentlich 
einmal  die  Schulen  zu  besuchen  haben,  um  Spargelder  in  Empfang 
zu  nehmen.  Seit  1897  haben  sich  auch  die  Kommunen,  durch 
die  Propaganda  des  Rechtsanwalts  M.  Emile  Bourlard  aus  Mons 
veranlasst,  der  Sparkassen  angenommen,  indem  eine  ganze  Reihe 
von  ihnen  jedes  neugeborene  Kind  mit  einem  Sparbuch  der  Staats- 
sparkasse über  I  fr.,  welcher  Betrag  nie  erhoben  werden  darf, 
ausstatten.  Heute  stehen  unter  den  Kategorien  der  Sparer  in 
Belgien  die  Kinder  bei  weitem  obenan.    (Siehe  unten.) 

Was  die  Art  der  Anlegung  der  Sparkassengelder  anlangt,  so 
nimmt  die  belgische  Staatssparkasse  unter  allen  ähnlichen  Instituten 
der  Welt  den  hervorragendsten  Platz  ein.  Sie  wahrt  den  haupt- 
sächlichsten Grundsatz,  der  für  Sparkassen  in  Betracht  kommt: 
den  Grundsatz  der  vollkommenen  Liquidität.  Sie  unterscheidet 
zwei  Arten  von  Anlegungen: 

i)  definitive,  diese  bestehen  in 

Belgischen  Staats-  oder  vom  Staate  garantierten  Papieren, 
Provinz-  und  Stadtanleihen, 

Hypotheken  und  Hypothekenbank-Pfandbriefen,  Obligationen 
belgischer  Gesellschaften,  die  mindestens  5  Jahre  hindurch  allen 
Verpflichtungen  nachgekommen  sind. 

2)  Provisorische,  diese  bestehen  in 


Lombard- 
Vorschüssen 
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Wechseln  und  Ordrebillets, 

Vorschüssen    auf   in-    und    ausländische    Handels- 
papiere, 
Vorschüssen  auf  Warrants  und  gegen  Unterpfand, 
Vorschüssen  auf  in-  und  ausländische  Stadt-,  Staats- 
und Provinzanleihen. 

Die  Arten  der  definitiven  Veranlagung  wurden  in  späteren 
Jahren  noch  um  einige  vermehrt,  die  den  grossen  sozialen  Wert 
der  belgischen  Staatssparkasse  hell  ins  Licht  setzen.  So  wurde 
dieselbe  durch  Gesetz  vom  15.  April  1884  ermächtigt,  einen  Teil 
ihrer  Gelder  zu  Darlehen  an  Landwirte  zu  verwenden,  und  zwar 
mit  Hilfe  von  landwirtschaftlichen  Kontors,  einer  Art  Kreditge- 
nossenschaften. Die  Staatssparkasse  leiht  dem  betreffenden  Land- 
wirt das  Geld  gegen  Eintragung  einer  Hypothek,  und  das  Comptoir 
agricole,  dem  der  betreffende  Landwirt  angehören  muss,  haftet 
für  die  Summe.  Die  so  ausgeliehenen  Gelder  Hess  sich  die  Staats- 
sparkasse ursprünglich  zu  4^/0  verzinsen,  1895  wurde  dann  der 
Zinsfuss  auf  3,5  0/0  herabgesetzt  auf  Summen  bis  loooo  frs.,  auf 
3>75  %  auf  Summen  über  loocx)  frs.  Durch  Gesetz  vom  21.  Juni 
1894  wurde  die  Staatssparkasse  ferner  ermächtigt,  ländlichen 
Kreditgenossenschaften  bis  100 oco  frs.  bei  3V*  °/o  Zinsen  darzu- 
leihen. Aber  von  dieser  Befugnis  wird  wenig  Gebrauch  gemacht, 
die  Kreditgenossenschaften  unterhalten  sogar  noch  Guthaben  bei 
der  Stäatssparkasse.      ^ 

Durch  Gesetz  vom  9.  August  1889^)  wurde  die  letztere  ferner 
ermächtigt,  Arbeitern  zum  Bau  eines  Wohnhauses,  das  nicht  mehr 
als  5500  frs.  kosten  durfte,  bis  5000  frs.  zu  borgen,  und  zwar 
wiederum  durch  das  Dazwischentreten  einer  Genossenschaft,  einer 
Soci^td  de  Credit,  die  wiederum  für  die  Rückzahlung  der  Summen 
zu  haften  hat.  Hat  der  Arbeiter  kein  Geld,  das  letzte  Zehntel 
für  die  Baukosten  selbst  aufzubringen,  dann  leitet  ihn  die  Staats- 
sparkasse dazu  an,  sich  das  Haus  vorläufig  von  einer  Socidte  im- 
mobiliere  zu  mieten  und  gleichzeitig  bei  ihr  selbst  eine  Lebens- 
versicherung einzugehen  (assecurance  mixte).  Erreicht  deren  Rück- 
kaufswert ^jio  des  Hauswertes,  dann  leiht  die  Staatssparkasse  ihm 
das  Geld  zum  Kauf  bez.  zum  Bau  des  Hauses,  hat  sich  aber  in 
gleicher  Zeit  vor  etwaigen  Verlusten  gesichert.     Denn  kommt  der 

i)  Vcrgl.  hierüber  auch  /Cari  Bücher^  Die  belgische  Sozialgesetzgebung  und  das 
Arbeiterwohnungsgesetz  vom  9.  August  1889  in  dem  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung 
und  Statistik  IV.  Band,  Berlin  1891,  S.  249  ff.  und  Seite  442  ff. 
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Darleiher  seinen  Verpflichtungen  nicht  nach,  dann  kann  sich  die 
Staatssparkasse  an  die  Zwischengesellschaft  halten,  stirbt  er,  dann 
hat  sie  in  der  falligen  Versicherungssumme  ein  wertvolles  Pfand 
und  braucht  ohnedies  die  Hinterbliebenen  nicht  aus  dem  Hause 
zu  treiben.  Die  Verzinsung  dieser  Darlehen  erfolgte  ursprünglich 
7'U  3,5  */o,  seit  dem  25.  Juli  1899  zu  3,25  ®/o. 

Ende  1906  waren  die  Gelder  der  belgischen  Staatssparkasse 
wie  folgt  angelegt*): 

i)Definitive    Anlagen: 

Staati«|)apiere  Frcs.  1 79  040  7 1 2,83 
Staatlich  garantierte  Papiere  »  69  426  042,72 
Provinz-,  Stadt-  und  Gemeindeanleihen  >  149  163  006,63 
Obligationen  belgischer  Gesellschaften  »  106457716,45 
Hypotheken  »  8440318,79 
Vorschüsse  auf  Wohnungen  >  66600815,30 
»  an  landwirtschaftliche  Kredit- 
genossenschaften >  151  393,70 
Landwirtschaftliche  Darlehen  »  9  I40  284,09 
Eigener  Immobilienbesitz  »  2  500  000, — 

2)  Provisorische    Anlagen: 

Wechsel  auf  Belgien  >  87  543  065,79 

Vorschüsse  auf  Wohnungen  *  522  941,53 

Devisen  und  auswärtige  Guthaben  >  139  276  145, — 

Darlehen  gegen  Unterpfand  »  4'  561  200, — 

Vor  allem  muss  der  sehr  hohe  Betrag  von  Devisen  und  aus- 
wärtigen Guthaben  auffallen,  er  dient  dazu,  der  Staatssparkasse 
in  Zeiten  politischer  Krisen  vollkommene  Aktionsfreiheit  zu  sichern. 

Die  Sparer  der  belgischen  Staatssparkasse  gehören  hauptsäch- 
lich den  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerupg  an.  Eine  Gliederung 
der  Sparer  nach  Berufsklassen  habe  ich  nicht  erhalten  können; 
die  folgende  Tabelle  zeigt,  auf  looooo  Sparer  berechnet  und  nach 
Berufsklassen  geordnet,  die  während  der  Jahre  1902 — 1906  neu 
eingetretenen  Sparer^): 


Berufsklassen 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

Minderjährige  Arbeiter 

843 

861 

767 

725 

1047 

Arbeiter  und  Handwerkrr 

14265 

12  824 

13  «34 

13672 

13646 

Tagelöhner  und  Landarbeiter 

6623 

6583 

5716 

5696 

5  100 

Dienstboten 

3  773 

3309 

3205 

3256 

3  597 

Militärs 

I  014 

875 

691 

595 

589 

Händler  und  Detaillisten 

3036 

2778 

2429 

1915 

2222 

Lehrer 

486 

440 

423 

404 

556 

Beamte  und  Angcblcllle 

2713 

2599 

2509 

2585 

2734 

Liberale  Berufe 

260 

220 

217 

283 

442 

Bauern,  Industrielle,  Kaulleutc 

431 

367 

375 

587 

79' 

Rentner 

13234 

12680 

II  782 

12  022 

II  867 

Kinder 

52158 

55341 

57710 

57165 

56301 

Gesellschaften 

i  164 

I  123 

1042 

1095 

I  103 

i)  Conipte  rendu  des  Operations  et  de  la  Situation  de  la  Caisse  G^n^rale  d'£pargne 
et  de  Retraiie,  Annce  1906,  Seite  24, 
2)  Ebenda,  Seite  16. 
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Die  folgende  Tabelle   zeigt  die  Sparer  nach  der  Höhe  ihrer 
Einlagen  ^) : 


Klasse 

Zahl  der 

Betrag 

Klasse 

Zahl  der 

Betrag 

Frs. 

Bücher 

Frs. 

Frs. 

Bücher 

Frs. 

I—     20 

I  042  728^ 

1 500 — 2000 

157003 

282  658  820,— 

20—    100 

443  647 1 

271  995  107 

2000—3000 

10932 

24726485  — 

100—  500 

441  922I 

3000 — 5000 

4383 

16  642  466,— 

500 — 1000 

186  670' 

über  5000 

2651 

35438124  — 

1000—1500 

129774 

158640994 

In  dem  Gründungsgesetz  der  Staatssparkasse  war  es  schon 
vorgesehen,  dass  diese  für  ihre  Sparer  Staatspapiere  kaufen  konnte. 
Doch  scheint  hiervon  bis  1875  nicht  sonderlich  viel  Gebrauch 
gemacht  worden  zu  sein.  Am  13.  Februar  1875  wurden  durch 
königliche  Anordnung  Rentenbücher  geschaffen.  Die  Staatssparkasse 
zedierte  fortan  jedem  einen  Teil  ihrer  Forderung  an  das  Staats- 
schuldbuch zum  Tageskurse  und  stellte  ihm  darüber  ein  Renten- 
buch aus.  Die  Einziehung  der  Zinsen  erfolgt  kostenlos.  Welch 
grossen  Erfolg  dieses  System  gehabt  hat,  ist  aus  der  folgenden 
Statistik  mit  ersichtlich,  die  das  Anwachsen  der  belgischen  Post- 
sparkasse veranschaulicht^): 

Sparbücher  Rentenbücher 


Jahr 

Anzahl 

Betrag  in 

Anzahl 

Betrag  in 

in  1000 

I  000  000  Frs. 

in  1000 

1  000  000  Frs. 

1865 

0,8 

0,5 

1866 

6 

2.2 

1867 

18 

6.7 

1868 

40 

15.3 

1869 

48 

16,8 

1870 

52 

19,6 

187 1 

57 

21,9 

1872 

64 

27.2 

1873 

77 

33.7 

1874 

92 

37,3 

1875 

106 

44,8 

0,4 

0,8 

1876 

123 

65.7 

0,8 

2,0 

1877 

148 

78,7 

1,1 

2,8 

1878 

169 

92,4 

«.5 

4,3 

1879 

J77 

108,2 

1.6 

6,3 

1880 

201 

125,0 

«,7 

7,3 

188 1 

235 

128,3 

2,2 

14,5 

1882 

325 

127,9 

3,1 

23,5 

1883 

371 

141,9 

40 

28,0 

1884 

407 

158,8 

4,9 

31,1 

1885 

444 

189,0 

5,3 

31,9 

1886 

485 

216,8 

6,3 

39,3 

1887 

547 

239,9 

6,9 

45.0 

1888 

599 

260,2 

7,3 

48,1 

i)  G>mpte  rendu  des  Operations  et  de  la  Situation  de  la  Caisse  d'^pargne  et  de 
Retraite,  Ann^e  1906,  Seite  12. 
2)  Ebenda  Seite  8. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatawissensch.   Ergänzungsheft  27.  3 
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Spar 

bü  eher 

Rentenbncher 

Jahr 

Anzahl 

Betrag  in 

Anzahl 

Betrag  in 

in  1000 

1000  000  Frs. 

in  1000 

I  000000  Frs, 

1889 

657 

282,5 

7.6 

49.4 

1890 

731 

325.4 

8 

5».7 

189 1 

800 

333.4 

"5 

74.6 

1892 

870 

35J.3 

18 

85.9 

1893 

960 

390,1 

19 

92,4 

1894 

1054 

427.3 

22 

101,8 

1895 

I145 

453.4 

25 

114.0 

1896 

1239 

481.1 

28 

128,2 

1897 

1378 

532,0 

31 

"39.9 

1898 

»5i5 

564.8 

34 

152,7 

1899 

1643 

608,4 

38 

171.5 

1900 

1758 

661,5 

41 

185,0 

190 1 

1863 

735.3 

43 

200,5 

1902 

"973 

730,5 

61 

249.5 

1903 

2088 

735.0 

74 

293.4 

1904 

2205 

764.0 

82 

324,3 

1905 

2312 

785.7 

90 

357.2 

1906 

2420 

812,1 

99 

392,4 

Die  Rentenkasse. 

Die  staatliche  Rentenkasse  war  schon  ins  Leben  getreten, 
bevor  die  Staatssparkasse,  mit  der  sie  heute  verknüpft  ist,  gegründet 
war.  Durch  das  Gesetz  vom  8.  Mai  1850  wurde  sie  errichtet, 
um  das  Versicherungswesen  im  Lande  zu  verbreiten.  Jedermann 
konnte  bei  ihr  eine  Versicherung  abschliessen  über  eine  jährliche 
Rente  von  24 — 720  frs.;  die  Zahlung  derselben  konnte  bei  einem 
Alter  von  55.  60  oder  65  Jahren  beginnen.  In  den  ersten  Jahren 
ihres  Bestehens,  bis  1865,  hatte  sie  so  gut  wie  gar  keine  Erfolge. 
In  diesem  Jahre  wurde  sie  reorganisiert  und  an  die  neugegründete 
Staatssparkasse  angeschlossen.  Die  Mindestrente,  die  erworben 
werden  konnte,  wurde  auf  12  frs  herabgesetzt,  während  die  Höchst- 
rente einige  Jahre  später,  am  i.  Juli  1869,  auf  1200  frs.  erhöht  wurde. 

Bis  zum  Jahre  1887  dehnte  sich  die  Rentenkasse  jedoch  auch 
nicht  wesentlich  aus.  Das  rührt  daher,  dass  es  an  der  nötigen 
Propaganda  mangelte ,  man  legte  mehr  Wert  darauf,  die  Bevöl- 
kerung erst  zum  Sparen  anzuhalten.  Am  13.  Juli  1887  ordnete 
ein  königlicher  Befehl  die  Aufstellung  einer  Rententafel  an,  und 
seit  der  Zeit  machte  sich  von  Seiten  des  Staates,  der  Gemeinden 
und  Provinzen  eine  lebhafte  Agitation  für  die  Rentenkasse  geltend; 
zahlreiche  Stiftungen  wurden  ins  Leben  gerufen,  Schulrentenkassen 
gegründet,  besonders  aber  wurde  unter  den  Arbeitern  Propaganda 
gemacht. 

Die  Versicherten  der  Rentenkasse  gehören  fast  zu  80 •©   der 
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Arbeiterklasse  an.     Von  den  während  des  Jahres  1905  derselben 
beigetretenen  Personen  waren 

Arbeiter  49      oj^  Haushaltspersonen  9.20% 

Nichtarbeiter       8,30 »  Kinder  33i50 » 

Die  Kinder  sind  fast  alle  Arbeiterkinder.  Die  Zahl  der  Ver- 
sicherten betrug  Ende  1906  858 CXX),  der  Betrag  des  Rentenfonds 
ca.  100  Mill.  frs.  Die  Anlage  der  Gelder  erfolgt  in  denselben 
Werten,  in  denen  die  definitive  Anlegung  der  Sparkassengelder 
erfolgt. 

Lebensversicherungskasse. 

Das  Gesetz  vom  9.  August  1889,  das  die  Postsparkasse  er- 
mächtigte, Darlehen  zum  Bau  von  Arbeiterhäusern  auszugeben, 
sah  auch  gleichzeitig  vor,  dass  ein  Arbeiter,  der  ein  Haus  bauen 
wollte,  bei  derselben  eine  Lebensversicherung  (assecurance  mixte) 
eingehen  konnte.  Durch  Gesetz  vom  21.  Juni  1894  wurde  dann 
dieser  Geschäftszweig  dahingehend  erweitert,  dass  es  fortan  jedem 
ermöglicht  sein  sollte,  bei  der  Staatssparkasse  einen  Lebensver- 
sicherungsvertrag bis  zur  Höhe  von  frs.  5000  einzugehen. 

Die  Erfolge  dieses  Zweiges  der  Staatssparkasse  sind  nicht 
sonderlich  gross  zu  nennen.  Ende  1906  waren  31337  Versicherte 
vorhanden,  die  eine  Summe  von  frs.  63548136  versichert  hatten. 
Davon  waren  bei  weitem  die  grösste  Anzahl  gemischte  Ver- 
sicherungen, nämlich  24636  mit  frs.  55134672  versichertem  Kapital, 
und  nur  6701  reguläre  Versicherungen  mit  frs.  8413464  versicher- 
tem Kapital.  Der  eingezahlte  Versicherungsfond  belief  sich  Ende 
1906  auf  frs.  12,11  Mill. 

Die  Versicherten  gehören  ebenso  wie  bei  der  Rentenkasse 
hauptsächlich  dem  Arbeiterstand  an,  wie  folgende  Tabelle  zeigt, 
die  die  Versicherten  der  ersteren  Kategorie  (gemischte  Ver- 
sicherungen) nach  Berufsklassen  ordnet: 

Minderjährige  Arbeiter  3  401 

Industriearbeiter  und  Handwerker  12  866 

Tagelöhner  und  landwirtschaftliche  Arbeiter             4  286 

Haushaltspersonen  155 

Subalternbeamte  2  487 

Frankreich. 
In  Frankreich*)    befasste  sich  die  Gesetzgebung  in  dem  Ge- 

i)  Die  folgenden  Angaben  sind  grösstenteils  dem  Werke:  Les  Caisses  d'ICpargne 
en  France  (Histoire  et  legislation)  par  A.  Chevauchez ,  Paris  1906  entnommen.  Der 
Verfasser  ist  Beamter  der  franz.  Postsparkasse. 

3* 
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setze  vom  19.  März  1793  und  in  dem  Dekret  vom  3.  September 
1808  schon  mit  Sparkassen,  bevor  überhaupt  eine  derartige  Anstalt 
im  Lande  gegründet  war.  Erst  181 8  trat  die  erste  französische 
Sparkasse,  die  »Caisse  d'dpargne  et  de  prevoyance  de  Paris«  ins 
Leben  und  erhielt  durch  königlichen  Befehl  vom  29.  Juli  1818 
ihre  Bestätigung.  Nur  langsam  erfolgte  die  Gründung  weiterer 
Anstalten  in  anderen  Städten,  so  in  Bordeaux  und  Metz  (1819), 
Rouen  (1821),  Nantes,  Troyes,  Brest,  Le  Havre,  Lyon  (1822); 
1830  zählte  man  erst  14  in  ganz  Frankreich. 

Die  Sparkassen  waren  gezwungen,  mit  den  ihnen  anvertrauten 
Spargeldern  Rente  und  zwar  auf  eigenen  Namen  zu  kaufen;  er- 
reichte das  Guthaben  eines  Sparers  jedoch  50  frs.,  dann  mussten 
sie  die  Rente  auf  den  eigenen  Namen  des  Sparers  eintragen  lassen. 
Sie  waren  also  weiter  nichts  als  reine  Rentenkaufsanstalten, 
welcher  Charakter  durch  das  Gesetz  vom  17.  April  1822,  das 
obige  Summe  auf  10  frs.  ermässigte,  noch  verschärft  wurde. 

Die  Absicht,  die  Sparer  vor  den  Schwankungen  des  Renten- 
kurses zu  sichern,  führte  dann  zu  dem  Versuch,  die  Gelder  der 
Sparkassen  bei  den  Leihhäusern  (monts-de-pietd)  anzulegen.  Allein 
die  Unfähigkeit  der  letzteren,  alle  Gelder  zu  absorbieren,  und  die 
Schwierigkeiten  bei  der  Rückzahlung  Hessen  diesen  Versuch  ausser 
bei  der  Sparkasse  von  Nantes,  die  noch  heutigen  Tages  all  ihre 
Gelder  bei  den  Leihhäusern  anlegt,  vollständig  fehlschlagen.  Durch 
das  Gesetz  vom  2.  August  1829  wurden  daher  die  Sparkassen 
ermächtigt,  ihre  Gelder  in  laufender  Rechnung  beim  Schatzamt 
einzuzahlen,  eine  Ermächtigung,  die  in  ausgedehntem  Masse  be- 
nutzt wurde.  Der  Staat  übernahm  damit  eine  recht  gefahrliche 
Aufgabe,  erhöhte  aber  in  den  Augen  der  Bevölkerung  den  Glauben 
an  die  Sicherheit  der  Sparkassen  so  sehr,  dass  ihre  Zahl  bis  1834 
auf  47  anwuchs. 

Das  Gesetz  vom  5.  Juni  1835  fasste  alle  früher  erlassenen 
Gesetze  einheitlich  zusammen,  schrieb  den  Sparkassen  eine  ein- 
heitliche Geschäftsführung  vor  und  legte  ihnen  die  Verpflichtung 
auf,  den  Kammern  einen  jährlichen  Bericht  über  ihre  Lage  zu 
erstatten.  Durch  das  Gesetz  vom  31.  März  1837  trat  an  Stelle 
des  Schatzamtes  für  die  Anlegung  der  Sparkassengelder  die 
»Caisse  des  Depots  et  Consignationsc. 

Das  Gesetz  vom  22.  Juni  1845  setzte  das  Einlagemaximum 
auf  I  500  frs.  fest  und  bestimmte ,  dass  ein  Sparer  in  Frankreich 
bei  Verlust   sämtlicher  Zinsen    nur   ein   Sparkassenbuch  besitzen 
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dürfe.  Durch  das  Gesetz  vom  6.  April  1901  wurde  diese  letztere 
Bestimmung  dahin  gemildert,  dass  der  Verlust  der  Zinsen  sich 
nur  auf  die  letzten  drei  Jahre  vor  der  Aufdeckung  der  Ueber- 
tretung  erstrecken  sollte.  Das  Gesetz  vom  30.  Juni  185 1  setzte  das 
Einlagemaximum  auf  1000  fr s.  herab  und  gab  verschiedene  neue 
Bestimmungen  über  die  Rechnungsführung  der  Sparkassen  heraus. 
Die  Gründung  neuer  Sparkassen  schritt  seit  1835  lebhafter 
vorwärts,  Ende  1844  waren  bereits  329  mit  169  Filialen  vorhanden, 
die  638984  Sparer  und  392552466  frs.  Spargelder  hatten. 

Wie  schon  erwähnt,  übernahm  der  Staat  dadurch,  dass  er 
den  Sparkassen  befahl,  ihre  Gelder  beim  Schatzamt,  bez.  der 
Caisse  des  Depots  et  Consignations  einzuzahlen,  eine  gefährliche 
Verpflichtung.  So  ist  es  denn  nicht  zu  verwundern,  dass  er 
wiederholt  in  unbequeme  Lagen  geriet.  So  musste  er  in  dem 
Revolutionsjahr  1848  den  Zinsfuss  von  4  auf  5%  erhöhen.  Als 
dieses  Mittel  nicht  wirkte,  bestimmte  er,  dass  alle  Rückzahlungen 
über  100  frs.  zur  Hälfte  in  Schatzscheinen  und  zur  Hälfte  in 
Rentenstücken  geleistet  würden,  welch  letztere  der  Sparer  noch 
obendrein  al  pari  übernehmen  musste.  Ebenso  wurde  1870  durch 
Dekret  vom  17.  September  bestimmt,  dass  alle  Rückzahlungen 
über  50  frs.  in  5  %  igen  Schatzscheinen  von  3  monatlicher  Laufzeit 
erfolgen  sollten,  die  durch  die  Dekrete  vom  16.  Oktober  und 
17.  Dezember  1870,  sowie  vom  17.  Januar  1871  erneuert  wurden. 
Durch  Artikel  3  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1895  hat  sich  der 
Staat  daher  ein  Sicherheitsventil  geschaffen,  indem  er  bestimmte, 
dass  in  Fällen  höherer  Gewalt  die  Rückzahlungen  auf  50  frs.  für 
14  Tage  zu  beschränken  seien. 

Die  französischen  Sparkassen  entwickelten  sich  seit  1835,  wie 
schon  erwähnt,  in  stetiger  Weise.  1844  zählte  man  329  Kassen, 
1852  schon  353  mit  161  Hilfskassen,  1869  509  mit  648  Hilfskassen, 
1880  536  Kassen  mit  3833295  Sparern  und  i  151  843949,70  frs. 
Sparguthaben. 

Der  Rückstand,  den  das  französische  Sparwesen  im  Verhältnis 
zu  der  kräftigen  Entwicklung  zeigte,  die  in  England  und  Belgien 
unter  Einfluss  der  Postsparkassen  Platz  gegriffen  hatte,  veranlasste 
die  französische  Regierung,  der  Postsparkassen  frage  auch  ihrer- 
seits näherzutreten.  Am  3.  Februar  1881  referierte  M,  le  Bastard 
darüber  im  Senat,  und  schon  am  9.  April  1881  wurde  ein  Regierungs- 
entwurf, die  Errichtung  einer  Postsparkasse  betreffend,  Gesetz, 
nachdem    sich   ein   im    Jahre  1875    unternommener  Versuch,  die 
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Postämter  als  Annahme-  und  Auszahlungsstellen  für  die  bestehenden 
Sparkassen  fungieren  zu  lassen,  als  ergebnislos  herausgestellt  hatte  ^). 
Am  I.Januar  1882  trat  die  neue  Anstalt  mit  6024  Kassen 
ins  Leben,  deren  Zahl  sich  bis  Ende  1905  auf  7  884  erhöht  hat. 
Ihre  Gründung  zwang  die  Privatsparkassen,  auch  ihren  Sparern 
all  die  Bequemlichkeiten  zu  gewähren,  wie  sie  die  Postsparkasse 
darbot.  Die  fortschreitende  Entwicklung  der  Privatsparkassen 
wurde  durch  die  Postsparkasse  in  keiner  Weise  gehemmt,  sie 
entwickelten  sich  sogar  kräftig  weiter^  wie  folgende  Tabelle  zeigt: 


Jahr 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

188 1 

3  833  295 

Frs.  I  151843949,70 

1882 

4  434  3«3 

•      1754896170,08 

1883 

4  562  452 

»      1816451452,30 

1885 

4  959  474 

»     2211350372,22 

1890 

5  790  276 

»     2911722358,33 

1895 

6  527  424 

»     3395460185,15 

1900 

7  114  925 

»     3  263  994  342,45 

1903 

7  326  073 

.     3187768825,37 

Dazu  war  die  Zahl  der  Kassen  und  Hilfskassen  1903  auf  2 191 
angewachsen.  Dass  die  Privatsparkassen  keine  Einbusse  erlitten, 
rührt  mit  daher,  dass  sie  stets  höhere  Zinsen  zahlten,  als  die 
Postsparkasse.  Das  Gesetz  vom  20.  Juli  1895*)  legte  sogar  fest, 
dass  die  Zinsen,  die  die  letztere  an  ihre  Sparer  zahlte,  immer 
o,7S  %  niedriger  sein  sollten  wie  die,  die  die  ersteren  zahlten. 

Der  Zentralsitz  der  französischen  Postsparkasse  befindet  sich 
in  Parts.  Die  gesamte  Rechnungsführung  liegt  in  den  Händen 
eines  Beamten,  der  »Rechnungsführer  der  Postsparkasse«  genannt 
wird.  Er  bekommt  von  dem  Direktor  der  Postsparkasse  alle 
Nachweisungen  und  hat  die  Tages-,  Monats-  und  Jahresbilanzen 
aufzustellen,  sowie  täglich  mit  der  Caisse  des  Depots  et  Consi- 
gnations  abzurechnen.  Die  Kontenführung,  die  ursprünglich  ganz 
in  Paris  konzentriert  war  und  ebenfalls  in  den  Händen  des  Rech- 
nungsführers lag,  geschieht  in  zweifacher  Form.  In  einem  Konto- 
buch, ich  nenne  es  A,  sind  die  Sparer  alle  dem  Alphabet  nach 
geordnet  und  werden  die  Zinsen,  sowie  irgend  ein  Umsatz  bewirkt 
wird,  sofort  mit  Hilfe  der  progressiven  Methode  berechnet.  Ein 
Duplikat  davon  hat  der  Direktor  der  Postsparkasse  zur  Kontrolle 
zu  führen.  In  einem  anderen  Kontobuche,  ich  nenne  es  B,  bei 
dem  keine  Zinsen  berechnet  werden,  sind  die  Sparer  nach  Depar- 

i)  P.  D.  Fischer,  Artikel  > Postsparkassen c  im  Handwörterb.  d.  Staatswissensch. 
2)  Recueil  des  Documents  concemant  la  Caisse  nationale  d*epargne  No.  21,  S.  256 
(ersch.  Paris,  Staatsdruckerei}. 
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tements  geordnet.  Bei  dem  Riesenbetriebe  stellten  sich  mit  der 
Zeit,  besonders  hinsichtlich  der  Rückzahlungen,  Schwierigkeiten 
und  Verzögerungen  heraus,  und  durch  Dekret  vom  14.  Dezember 
1889  wurde  daher  die  Kontenführung  dezentralisiert,  indem  selb- 
ständige D^partementsämter  errichtet  wurden,  in  denen  ein  Beamter, 
der  Kassierer,  das  Kontobuch  A  seines  Departements,  der  Direktor 
das  Duplikat  davon  zu  führen  hatte,  während  das  Kontobuch  B 
nach  wie  vor  in  Paris  geführt  wurde.  Schon  am  16.  März  1886 
waren  in  dieser  Weise  in  Algier  und  Tunis  selbständige  D^par- 
tementsämter  eröffnet.  Ende  1905  gab  es  44  derartige  Aemter, 
denen  36  weitere  Departements  zugeteilt  waren.  Nach  wie  vor 
wurden  zu  diesem  Zeitpunkt  in  Paris  weitergeführt  die  Konten 
von  10  festländischen  Departements,  die  Konten  der  Schiffs-  und 
Regimentssparkassen,  sowie  die  der  französischen  Postsparkassen 
im  Auslande. 

Das  Einlageminimum  bei  der  französischen  Postsparkasse 
beträgt  i  fr.,  das  Einlagemaximum  betrug  ursprünglich  frs.  2000 
für  den  Einzelnen  und  frs.  8000  für  bestimmte  Gesellschaften, 
wurde  aber  durch  Gesetz  vom  20.  JuU  1895  auf  frs.  i  500  für  den 
Einzelnen  ermässigt,  bez.  auf  frs.  15000  für  Gesellschaften  erhöht. 
Durch  Dekret  vom  30.  November  1882  wurde  das  Sparmarken- 
systenf  eingeführt,  um  auch  das  Sparen  von  Summen  unter  i  fr. 
zu  ermöglichen.  Die  Summe  der  auf  diese  Weise  bewirkten  Ein- 
zahlungen ist  ziemlich  stabil  geblieben  und  betrug  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1883 — 1905  frs.  80671.  Die  Verzinsung  der  Gelder 
betrug  ursprünglich  3%,  musste  aber  1895,  da  der  gestiegene 
Rentenkurs  der  Postsparkasse  keinen  Nutzen  mehr  Hess,  auf 
2^/2%  ermässigt  werden.  Die  Verwaltungskosten  betrugen  1882 
0,76  %  aller  Spargelder  und  sind  bis  Ende  1905  auf  0,37  %  gleich 
0,82  frs.  pro  Transaktion  herabgegangen. 

Der  technische  Hergang  *)  bei  den  Einzahlungen  ist  folgender : 
Will  jemand  Sparer  werden,  so  geht  er  zum  nächsten  Postamt, 
unterschreibt  die  Eintrittserklärung  und  macht  die  erste  Einzahlung, 
über  die  er  eine  Quittung  erhält.  Der  Postbeamte  übersendet 
nun  Erklärung  und  Nachweisung  über  die  Einzahlung  dem  D^par- 
tementsamt  bez.  dem  Hauptamt  in  Paris,  wo  das  Sparbuch  aus- 
gestellt und  mit  dem  Vermerk  der  ersten  Einzahlung  versehen 
wird.     Alsdann   wird   es    dem  Sparer   gegen  Rückerstattung   der 

l)  Entnommen  aus  :    Instruction   g^n^rale   sur  le  Service  de  la  Caisse  nationale 
d'^pargne,  Paris  1892. 
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Interiinsquittung  ausgehändigt  ^).  Bei  weiteren  Einzahlungen  hat 
die  französische  Postsparkasse,  um  Fälschungen  vorzubeugen  und 
die  Ausstellung  von  Quittungen  unnötig  zu  machen,  ein  geniales 
System  eingeführt.  Jedes  Postsparkassenamt  ist  mit  Blocks  ver- 
sehen, bestehend  aus  Blättern,  deren  jedes  aus  einem  Einzahlungs- 
zettel und  aus  Quittungsmarken  zusammengesetzt  ist.  Beide  tragen 
dieselbe  Nummer.  Die  Quittungsmarken  sind  aus  solchen  Ab- 
schnitten zusammengesetzt,  dass  sich  daraus  jeder  beliebige  Betrag 
von  I — 2  000  frs.  darstellen  lässt.  Will  jemand  eine  Einzahlung 
machen,  dann  füllt  der  Postbeamte  den  Einzahlungszettel  aus, 
lässt  ihn  von  dem  Sparer  unterschreiben  und  trägt  den  Betrag  in 
das  Sparbuch  sowie  in  sein  Journal  ein.  Alsdann  reisst  er  aus 
den  Quittungsmarken  soviel  heraus,  als  zur  Darstellung  der  Sunmie 
erforderlich  sind,  und  klebt  diese  in  das  Sparbuch  des  Sparers, 
unterschreibt  dieses  und  setzt  den  Datumstempel  darunter.  Den 
Rest  der  Quittungsmarken,  der  die  eingezahlte  Summe  jederzeit 
erkennen  lässt,  klebt  er  auf  den  Einzahlungszettel.  Eine  besondere 
Quittung   bekommt    der  Sparer  vom  Hauptamt   nun  nicht  mehr. 

Der  Hergang  bei  der  Rückzahlung  ist  derselbe  wie  bei  der 
englischen  Postsparkasse ').  Nur  braucht  sich  ein  Sparer,  der  in 
einem  Departement  mit  selbständigem  Hauptamt  wohnt,  nicht 
nach  Paris  zu  wenden,  sondern  direkt  an  dieses.  Seit  1882  können 
in  Paris  gegen  Vorzeigung  des  Sparbuches  Summen  sofort  aus- 
gezahlt werden.  Der  Betrag  der  1905  auf  diese  Weise  zurück- 
gezahlten Gelder  belief  sich  auf  22.5  Mill.  frs.  Seit  1884  darf 
auch  der  Telegraph  für  Rückzahlungsgesuche  benutzt  werden, 
die  Höchstsumme  des  so  rückzahlbaren  Geldes  wurde  1897  auf 
300  frs.  festgesetzt.  Die  Zahl  der  telegraphischen  Ersuche  ist 
ständig  gewachsen,  sie  betrug  1905  42594,  davon  waren  allein 
^6  aus  Algier  und  Tunis. 

Schulsparkassen  gibt  es  in  Frankreich  ebenfalls,  und  zwar 
bedienen  sie  sich  vorwiegend  des  Sparmarkensystems.  Ueber 
die  Höhe  ihrer  Einlagen  bei  der  Postsparkasse  gibt  die  Statistik 
keinen  Aufschluss,  dieselben  können  aber  80000  frs.  jährlich  kaum 
überschreiten. 

Schiffssparkassen    wurden    in    Frankreich    in  Verbindung  mit 


i)  Es  gibt  verschiedene  mit  Seriennummern  versehene  Sparbücher,  je  Dachdem, 
ob  das  Konto  in  Paris  oder  bei  einem  Departementsamt  geführt  wird, 

2)  Aus  der  »Instruction  pour  ]e  d6posant«  ,  eines  mir  zur  Verfugung  gestellten 
französischen  Postsparkassenbuches  entnommen. 
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der  Postsparkasse  zuerst  eingeführt,  und  zwar  am  i8.  März  1885. 
Sie  haben  sich  stetig  entwickelt  und  zählten  Ende  1905  22567 
Sparer  mit  frs  2369756,65  Guthaben.  Seit  dem  i.  Juli  1905 
bestehen  in  Algier  und  Tunis  auch  Regimentssparkassen,  die 
mit  der  Postsparkasse  verknüpft  sind,  sie  hatten  Ende  1905  331 
Sparer  mit  frs  49953,65  Guthaben. 

Die  Anlage  der  Gelder  erfolgt  ausschliesslich  in  französischen 
Staatspapieren,  hauptsächlich  in  Rente,  zu  einem  geringen  Teile 
auch  in  Schatzscheinen.  Bis  50  Mill.  frs  darf  die  Postsparkasse  • 
laufende  Guthaben  bei  der  Caisse  des  Depots  et  Consignations 
haben.  Ihr  eigenes  Vermögen,  das  aus  den  jährlichen  Ueber- 
schüssen  gebildet  ist,  sowie  aus  Stiftungen  und  Geschenken,  be- 
lief sich  Ende  1905  auf  frs  44594044,94  und  machte  somit  rund 
3®/o  aller  ihr  anvertrauten  Gelder  aus. 

Ausser  in  Frankreich  besteht  die  französische  Postsparkasse 
seit  dem  i.  März  1882  auch  in  Korsika,  seit  dem  i.  April  1884 
in  Algier  und  Tunis,  seit  dem  i.  Dezember  1888  in  Monaco. 
Ausserdem  sind  bei  folgenden  französischen  Postämtern  im  Aus- 
lande Sparkassen  errichtet^): 

Alexandrien  i.  Juli  1886  |  Smyrna  i.  Sept.  1892 

Tanger  i.  Juni  1887  I  Beyruth  i.  Mai  1894 

Konstantinopel  i.  Sept.  1889  I  Port  Said  i.  Mai  1894 

Saloniki  i.  März  1S92  |  Canea  (Kreta)  i.  Jan.  1902 

In  Alexandrien,  Tanger,  Port  Said  und  Canea  können  An- 
gehörige aller  Nationalitäten  Sparer  werden,  in  den  anderen  Orten 
alle  mit  Ausnahme  der  Ottomanen,  Araber  und  Perser.  Um  ihren 
Wirkungskreis  noch  weiter  auszudehnen,  traf  die  französische 
Postsparkasse  am  31.  Mai  1882  ein  Abkommen  mit  der  belgischen, 
wonach  die  französischen  Postämter  Annahme-  und  Auszahlungs- 
stellen für  die  letztere  sind  und  umgekehrt.  Ende  1905  betrug 
die  Summe  der  zwischen  beiden  bewirkten  Transaktionen  2826 
mit  einem  Betrage  von  frs  1017206,27.  Ein  gleiches  Abkommen 
besteht  seit  15.  April  1904  zwischen  der  französischen  und  italie- 
nischen Postsparkasse,  das  am  i.  Juni  1906  in  Wirkung  getreten 
ist.     Ziffermässiges  liegt  darüber  noch  nicht  vor. 

Die  Sparer  der  französischen  Postsparkasse  setzen  sich  haupt- 
sächlich aus  den  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung  zusammen. 


i)  Rapport  ä  M.  le  President  de  la  R^publique  sur  les  Operations   de  la  Caisse 
Nationale  d'lllpargne,  Annee  1905,  Paris  1906,  S.  75. 
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Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  Sparer   nach    der  Höhe   der  Ein- 
lagen :  (Ende  1905  ^). 


Klasse 

Zahl  der 

In  % 

Betrag  der 

In% 

Dorchschnitts- 

Frs. 

Bücher 

Bücher  Frs. 

betrag  Frs. 

I—     30 

1  590  520 

34,74 

1 1  769  848 

0,92 

7.40 

20—  100 

967  024 

21,13 

48  332  859 

3.78 

49.98 

100—  200 

407  794 

8,92 

55  858  622 

4.37 

136.98 

aoo—  500 

578  056 

12,63 

192995556 

15.90 

333.87 

500—1000 

537014 

11.74 

360996921 

28.34 

672.23 

1000— 1500 

327  649 

7.'5 

342  063  208 

25.87 

1043.99 

über  1500 

169  333 

3.69 

266  240  633 

20,82 

4268,0 

Eine  Klassifikation  der  Sparer  nach  Berufen  war  nicht  zu 
erhalten,  nur  eine  der  im  Jahre  1905  neu  aufgenommenen  Sparer; 
sie  gibt  einen  ungefähren  Anhalt'): 


Berufe 

Männer 

Frauen 

Total 

In  % 

Landwirte,  lodustrielle,  Kaufleate 

19152 

5076 

24228 

4.75 

Tagelöhner  und  Landarbeiter 

38686 

9768 

48454 

9.5« 

Industriearbeiter 

64608 

34129 

98737 

19.38 

Dienstboten 

23384 

42024 

65408 

12,84 

Militär  und  Marine 

'3576 

24 

13600 

2,07 

Angestellte 

35180 

8484 

43664 

8,57 

Liberale  Berufe 

10440 

4812 

«5252 

2,99 

Privatleute  und  Rentner 

19980 

74220 

94200 

18,49 

Minderjährige  ohne  Beruf 

54048 

50976 

105  024 

20,60 

Verschiedene 

840 

192 

1032 

0,20 

Ausserdem  Gesellschaften  921 

Die  Entwicklung  der  französischen  Postsparkasse  veranschau- 
licht folgende  Tabelle  I  (S.  43) ') : 

Seit  ihrer  Gründung  kauft  die  französische  Postsparkasse  auf 
Verlangen  für  ihre  Sparer  auch  Rente,  sowie  deren  Guthaben 
10  frs  erreicht  hat.  Uebersteigt  das  Guthaben  eines  Sparers 
1500  frs,  und  ist  er  der  Aufforderung,  dasselbe  bis  auf  diesen 
Betrag  zu  vermindern,  nicht  nachgekommen,  dann  kauft  die  Post- 
sparkasse für  ihn  ohne  weiteres  Abwarten  Rente,  und  zwar  in 
Abschnitten  von  mindestens  20  frs.  Die  folgende  Tabelle  zeigt 
die  Rentenkäufe  der  französischen  Postsparkasse  von  1882 — 1905  *) : 
(S.  43  Tab.  II.) 


i)  Rapport  a  M.  le  President  de  la  Repablique  sur  les  Op^tions  de  la  Caisse 
Nationale  d'Epargne,  Annce  1905,  Paris  1906,  Seite  36. 

2)  Ebenda  Seile  37. 

3)  Ebenda  Seite  88/89. 

4)  Ebenda  Seite  21. 
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Tabelle 

I. 

Jahr 

Zahl  der     Zahl  der 

Betrag  der  Gut- 

Durchschnitts- 

Stellen 

Sparer 

haben  Frs. 

betrag  Frs. 

1882 

6024 

211  580 

47  601  639 

224,97 

1883 

6193 

37S  838 

77431  415 

206,05 

1884 

6478 

526  889 

115  402  034 

213,21 

1885 

6620 

670714 

154  155  572 

222,59 

1886 

6649 

816  185 

190674  127 

225,63 

1887 

6712 

950  729 

223  519  818 

228,17 

1888 

6765 

I  101  116 

266  788  603 

236,08 

1889 

6792 

1272875 

331903493 

255.09 

1890 

6817 

I  475  820 

413439049 

274,76 

1891 

6844 

«694355 

506379931 

292,05 

1892 

7091 

I  934  284 

616363426 

312,28 

1893 

7257 

2  050  083 

6x0793  920 

292,31 

1894 

7313 

2251  193 

690  844  460 

302,99 

1895 

7391 

2  457  467 

753458528 

302,82 

1896 

7369 

2  652  564 

784  950  207 

292.57 

1897 

7416 

2  861  002 

844  207  700 

29X,86 

1898 

7614 

3  073  737 

875  02X  387 

283,39 

1899 

7642 

3319938 

929  454  282 

280,08 

1900 

7697 

3  565  941 

10x0263  X93 

283.43 

190  X 

7772 

3805881 

I  080  389  846 

286,  X  5 

1902 

7820 

3  991  412 

I  106  752  955 

277.28 

1903 

7840 

4  143  888 

I  1x7960073 

269,78 

1904 

7853 

4  345  446 

I  187  348660 

273.23 

1905 

7884 

4  577  390 

Tabelle 

X  278  257  647 
II. 

279.25 

Jahr 

Zahl 

Betrag 
Frs. 

Jahr      Zahl 

Betrag 
Frs. 

1882 

1416 

I  399  622 

X894     4241 

6158869 

1883 

2877 

2  889  452 

1895     5»6o 

•   6  906  627 

1884 

2661 

2927258 

1896     4654 

5  530  347 

1885 

2856 

3  391  726 

1897     4176 

490X  xoo 

1886 

3196 

3  933  788 

X898     4845 

5  502  285 

1887 

3878 

4  599  769 

1899     5844 

6  556  666 

1888 

3293 

4014900 

X900     6156 

6  872  704 

1889 

3255 

3981973 

X901     7297 

7709975 

1890 

3043 

4049055 

1902     7928 

8  482  530 

189 1 

3877 

5  378  102 

1903     8531 

9051  0x6 

1892 

3612 

5  100  201 

X904     7400 

7  826  846 

1893 

5215 

7  450  349 

X905     6486 

7  074  709 

Italien. 

In  Italien  wurden  die  ersten  Sparkassen  1822  in  Venedig 
und  1823  in  Mailand  von  gemeinnützigen  Vereinen  gegründet, 
deren  Mitglieder  für  ihre  Sicherheit  hafteten  und  die  notwen- 
digen Arbeiten  übernahmen.  Die  Gesetzgebung  befasste  sich 
bald  mit  ihnen,  indem  sie  die  Gründung  neuer  Anstalten 
von  der  ministeriellen  Erlaubnis  abhängig  machte  und  bestimmte, 
dass  die  Statuten  die  Art,  wie  die  Gelder  angelegt  werden  sollten, 
genau  zu  bezeichnen    hätten.     Hinsichtlich   der   Anlegung    selbst 
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Hess  man  im  übrigen  den  Sparkassen  freien  Lauf. 

Die  Sparkassen  Italiens  haben  sich  in  den  ersten  Jahrzehnten 
langsam,  nachher  schneller  entwickelt,  wie  das  folgende  Tabelle 
zeigt*): 


jRhr 

Zahl  der  Stellen 

Betrag 

der  Guthaben  in  Lire 

1825 

«3 

2691  182 

1830 

17 

4864291 

1850 

86 

40030598 

1860 

126 

157  205040 

1870 

249 

348  121  099 

1872  gab  es  278  Sparkassen*),  von  denen  die  meisten  im 
Norden  waren,  während  es  im  Süden  fast  gar  keine  gab.  Eben- 
so unregelmässig  wie  die  Sparkassen  waren  auch  die  Guthaben 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  verteilt.     Es  kamen  in 


Mailand                           Lire  134,95 

Messina                               Lire  1,37 

Cremona                              >       50,23 

Reggio                                   •     0,13 

Florenz                               »      43i45 

Salerao                                   >     0,10 

(Nördliche  Provinzen!) 

Potenza                                 »     0,05 

Catania                              Lire  17,96 

(Südliche  Provinzen!) 

Neapel                                   .       9,81 

an  Sparguthaben  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Umgekehrt 
war  es  dagegen  mit  dem  italienischen  Lotto.  Da  gab  es  im 
Jahre  1872  über  ganz  Italien  verstreut  2189  Sammelstellen;  und 
während  an  Lotteriebeiträgen  im  Norden  Italiens,  in  Piemont 
191  Lire,  in  der  Lombardei  nur  155  Lire  auf  100  Einwohner 
kamen,  kamen  in  den  neapolitanischen  Provinzen  363  Lire  auf 
100  Einwohner. 

Die  Regierung  hatte  schon  seit  langem  die  Absicht,  dieses 
arge  Missverhältnis  zu  beseitigen,  und  sie  glaubte  dieses  am 
besten  durch  die  Errichtung  einer  Postsparkasse  zu  erreichen, 
zumal  diese  Anstalten  im  Auslande  so  grosse  Erfolge  errungen 
hatten.  1870  legte  der  Finanzminister  Luzzati  dem  Parlament 
einen  diesbezüglichen  Gesetzentwurf  vor,  der  nach  mehreren  Miss- 
erfolgen im  Jahre  1875  angenommen  wurde.  Am  I.Januar  1876 
trat  die  neue  Anstalt  mit  1989  Stellen  in  Wirksamkeit.  Den 
Privatsparkassen  geschah  durch  die  Postsparkasse  keinerlei  Ab- 
bruch, sie  entwickelten  sich  vielmehr  kräftig  weiter,  wie  das  die 
folgende  Tabelle  veranschaulicht'): 


i)  Annuario  Statistico  Italiano  1878.    Rom. 

2)  Archiv  für  Post  und  Telegraphie  6.  Jahrgang  1878 .    Berlin.    S.  68  ff. 

3)  Annuario  Statistico  Italiano  1878 — 1904.    Rom. 
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Jahr 

Sparkassen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben  in  Lire 

1875 

326 

769257 

527  201  383 

1876 

354 

S33  760 

552754433 

1877 

542 

1  000  659 

693  599  462 

1878 

572 

I  033  092 

756  505  731 

1879 

579 

I  084  206 

814246770 

1880 

590 

1135428 

863  902  998 

1885 

871 

I  512  275 

1243  374  418 

1890 

1141 

I  821  605 

1481  887  112 

Die  italienische  Postsparkasse  ist  nach  englischem  Muster 
zentralisiert  und  hat  ihren  Sitz  in  Rom.  Die  Konten  der  Sparer 
werden  abweichend  vom  englischen  System  doppelt  geführt,  das 
eine  in  Rom  beim  Hauptamt,  das  andere  beim  Postamte  des 
Ortes,  in  dem  der  Sparer  wohnt.  Die  Anlegung  der  Gelder  besorgt 
die  im  Jahre  1863  gegründete  staatliche  Spar-  und  Darlehenskasse, 
(Cassa  dei  depositi  e  prestiti)  an  die  sämtliche  Gelder  täglich  ab- 
zuführen sind. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  Lire;  das  am  18.  Februar  1883 
eingeführte  Sparmarkensystem  ermöglichte  fortan  auch  das  Sparen 
geringerer  Summen.  1904  wurden  mit  Hilfe  der  Sparmarken  Lire 
460341  in  die  Postsparkasse  eingezahlt.  Die  Höchsteinlage  be- 
trägt jährlich  1000  Lire,  überhaupt  2CXX)  Lire.  Die  im  Auslande 
wohnenden  Italiener  können  nach  dem  Gesetz  vom  i.  Februar 
1901  sogar  Beträge  bis  loooo  Lire  einzahlen,  die  voll  verzinst 
werden.  Die  Einlagen  bestimmter  Gesellschaften,  wie  z.  B.  Wohl- 
tätigkeitsgesellschaften ,  unterliegen  keinerlei  Begrenzung ,  sie 
werden  voll  verzinst,  ebenso  ist  es  mit  den  Gerichtsgeldern.  Das 
Gesetz  vom  29.  Juni  1882  bestimmte  nämlich,  dass  die  Gelder, 
die  bei  den  Gerichten  eingezahlt  werden,  wie  z.  B.  Kautionen, 
von  diesen  zwecks  Anlegung  an  die  Postsparkasse  abzuführen 
seien.  Die  Summen,  um  die  es  sich  hierbei  handelt,  sind  recht 
hohe,  der  Betrag  der  Einlagen  im  Jahre  1904  belief  sich  auf  Lire 

44984392.55. 

Der  technische  Hergang  bei  einer  Einzahlung  ^)  ist  im  wesent- 
lichen derselbe  wie  bei  der  englischen  Postsparkasse.  Der  Sparer 
bekommt  auf  alle  Beträge,  die  100  Lire  übersteigen,  eine  beson- 
dere Quittung  vom  Hauptamte  in  Rom.  Um  Fälschungen  der 
Beamten  zu  verhüten,  hat  die  italienische  Postsparkasse  ein  sehr 
einfaches  System  durchgeführt.  Der  Beamte  muss  sofort  über 
jeden  Betrag,  den  er  empfangen  hat,   in  Gegenwart   des  Sparers 


i)  Regolamento  per  l'esecuzione  delle  leggi  27  maggio  1875  etc.  etc.  sul  Servicio 
delle  Casse  di  Risparmio  postali,  Roma  1903,  S.  69  ff. 
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einen  Nachweisungszettel  an  das  Hauptamt  ausschreiben  und  ihn 
vom  Sparer  unterschreiben  lassen.  Auf  die  Weise  werden  die 
Beamten  von  den  Sparern  selbst  kontrolliert.  Die  italienische 
Postsparkasse  ist  seit  jeher  bestrebt  gewesen,  neue  Sparer  an 
sich  heranzuziehen,  und  zwar  hat  sie  das  auf  mancherlei  Weise 
versucht.  So  erhebt  sie  seit  dem  28.  August  1878  die  Zinsen 
von  den  Staatspapieren  ihrer  Sparer  und  schreibt  ihnen  dieselben 
gut.  Um  welche  Summen  es  sich  dabei  handelt,  zeigt  folgende 
Tabelle  >) : 


1880 

Lire     I  403  932,— 

«895 

Lire  17  5»3  829.50 

1885 

•       6  544  649.50 

1900 

*     21045713,90 

1890 

.     10085553,50 

1904 

»     25848048,67 

Seit  dem  10.  April  1881  zieht  die  Postsparkasse  auch  für 
jedermann  die  Gewinne  des  staatlichen  Lottos  ein  unter  der 
Voraussetzung,  dass  der  Gewinner  ihr  seinen  Gewinn  als  Spar- 
einlage belässt.  Jedoch  sind  die  Erfolge  der  Postsparkasse 
auf  diesem  Gebiete  stets  geringe  geblieben,  da  die  Spieler  die 
Einlagen  in  der  Regel  schnell  wieder  abholen.  Seit  dem  18. 
Februar  1883  nimmt  die  Postsparkasse  auch  die  verfallenen 
Coupons  von  Staatsanleihen  als  Einlagen  an. 

Der  Hergang  bei  einer  Rückzahlung  ist  derselbe  wie  bei  der 
englischen  Postsparkasse.  Nur  braucht  der  Sparer  für  Beträge 
bis  100  Lire  keine  besondere  Ermächtigung  von  Rom,  wenn  er 
die  Rückzahlung  sich  bei  dem  Postamte  leisten  lassen  will,  bei 
dem  sein  Konto  geführt  wird.  Ausserdem  muss  dem  Tage  der 
Rückzahlung    eine  Kündigungsfrist  vorhergehen,  die  für  Summen 


bis  100  Lire 

10  Tage 

von  100-200  Lire 

20     • 

»     200—1000  > 

I   Monat 

über  1000 

2  Monate 

beträgt. 

Schulsparkassen  bestehen  in  Italien  in  Verbindung  mit  der 
Postsparkasse  schon  seit  deren  Gründung,  das  Sparmarkensystem 
scheint  bei  ihnen  vorzuherrschen.  Dieselben  haben  einen  be- 
merkenswerten Aufschwung  genommen,  der  aber  in  den  letzten 
Jahren  nachzulassen  beginnt*): 

i;  Relazione  sul  scrvizio  delle  Casse  di  Risparmio  postali   durante  l'anno  1904, 
Roma  1907,  S.  49. 
2)  Ebenda  S.  40. 
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Jahr 

Betrag  der  Einlagen  in  Lire 

Jahr 

Betrag  der  Einlagen  in  Lire 

1876 

32  048,82 

1895 

361  698.45 

1880 

174  596,62                     1 

1900 

408  047,29 

1885 

376  344,87 

1904 

249  649,67 

1890 

434  196,95                     ! 

Seit  dem  25.  Februar  1 886  ist  der  Postsparkassendienst  auch 
auf  der  italienischen  Marine  eingeführt.  Die  Erfolge  der  italie- 
nischen Schiffssparkassen  veranschaulicht  folgende  Tabelle*): 

Jahr  Betrag  der  Guthaben  in  Lire  Jahr  Betrag  der  Guthaben  in  Lire 

1886  17073,04  1901  156279,43 

1890  91 089,05  1902  330  980,20 

1895  129455,42  1903  459279,70 

1900  226948,13  1904  493782,02 

Femer  gibt  es  in  Italien  seit  1886  eine  Reihe  von  Fabrik- 
sparkassen, die  1904  Lire  48984,58  bei  der  Postsparkasse  ein- 
zahlten. 

Die  Anlegung  der  Gelder,  die  durch  die  »Cassa  dei  depo- 
siti  e  prestiti«  besorgt  wird,  erfolgt  in  italienischer  Rente,  in 
Schatzscheinen,  Einzahlungen  beim  Schatzamt,  Hypothekenpfand- 
briefen, sowie  in  Vorschüssen  an  Provinzen,  Gemeinden  und  be- 
stimmte Gesellschaften.  In  welchem  Verhältnis  die  Gelder  in 
diesen  Werten  angelegt  sind,  habe  ich  nicht  ermitteln  können, 
da  die  Berichte  der  italienischen  Postsparkasse  darüber  keinen 
Aufschluss  geben. 

Durch  das  Gesetz  vom  7.  November  1889  wurde  den  im 
Auslande  wohnenden  Italienern  Gelegenheit  gegeben,  vermittels 
internationaler  Postanweisungen  oder  durch  Vermittlung  des  Kon- 
suls, neuerdings  auch  durch  die  Filialen  der  Banca  di  Napoli, 
Einzahlungen  bei  der  Postsparkasse  zu  machen.  Die  für  Rech- 
nung solcher  Sparer  neu  ausgestellten  Bücher  behält  das  Post- 
sparkassenamt in  Rom  in  Verwahrung.  Wie  gross  die  Beträge 
sind,  die  die  fleissigen  Italiener  jährlich  der  Heimat  zusenden, 
und  ein  wie  dringendes  Bedürfnis  das  Gesetz  vom  i.  Februar 
1901  befriedigte,  das  das  Maximalguthaben  für  solche  Sparer 
auf  loooo  Lire  erhöhte,  veranschaulicht  folgende  Tabelle  (S.  48)'): 

Eigene  Auslandsfilialen  der  italienischen  Postsparkasse  be- 
stehen in  der  Kolonie  Eritrea,  und  zwar  an  den  Plätzen :  Asmara, 
Assab,  Massaua,  Keren  und  Saganeiti,  unter  denen  besonders 
Asmara  und  Massaua  durch  die  Höhe  ihrer  Einlagen  hervorragen. 

1)  Relazione  sul  servizio  delle  Casse  di  Risparmio  postali   durante    Tanne  1904. 
Roma  1907,  S.  36. 

2)  Ebenda  S.  35. 
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Jahr 

Neu  ausgestellte 

Jährliche  Einlagen 

Guthabenbetrag 

Bücher 

Lire 

Lire 

1S90 

87 

87  3« « 

72847 

1892 

201 

165964 

349456 

1894 

539 

493905 

I  138  186 

1S96 

2429 

2  10 1  300 

3641  236 

1898 

2715 

2  067  482 

6011  280 

1900 

6811 

5  <)98  703 

14  303  615 

1901 

7  75S 

6831964 

20329737 

1903 

15004 

13290323 

32  467  185 

1903 

27  322 

24  q88  820 

55403731 

1904 

30035 

31  542233 

84  103  235 

Ferner  besteht  noch  ein  Zweigamt  in  Canea  auf  der  Insel  Kreta. 
Seit  ihrer  Gründung  kauft  die    italienische  Postsparkasse   für 
ihre  Sparer  auch  italienische  Rente.     Die   folgende  Tabelle  zeigt 
die  Zahl  und  den  Betrag  der  jährlichen  Anlagen  ^) : 


Jahr 

Zahl  der  Käufe 

Betrag 

der 

gekauften  Papiere  in  Lire 

1876 

339 

184  104 

1880 

1253 

I  loi  447 

1885 

4918 

4  658  403 

i8go 

10678 

II  119935 

1895 

1154^ 

II  570  321 

1900 

14Ö25 

20  986  040 

1904 

12933 

20967675 

Die  Berichte  der  italienische  Postsparkasse  geben  leider 
darüber  keine  Auskunft,  wie  sich  ihre  Sparer  nach  Berufsgruppen 
und  nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen  verteilen.  Jedoch  ist  anzu- 
nehmen, dass  auch  die  italienische  Postsparkasse  hauptsächlich 
den  ärmeren  Bevölkerungsklasisen  dient,  da  das  Durchschnitts- 
guthaben eines  Sparers  Ende   1904  nur  Lire  186.15  betrug. 

Die  Entwicklung  der  italienischen  Postsparkasse  veranschau- 
licht folgende  Tabelle  (S.  49)  *) : 

Seit  dem  i.  September  1884  nimmt  die  Postsparkasse  auch 
Anträge  um  Aufnahme  in  die  1883  gegründete  staatliche  Alters- 
und Invaliditätsversicherungskasse  an,  und  vermittelt  den  geld- 
lichen Verkehr  zwischen  dieser  Anstalt  und  ihren  Klienten.  Im 
Jahre  1904  nahm  die  Postsparkasse  1 18999  Einzahlungen  für  die- 
selbe an  im  Betrage  von  Lire  759226.75. 


i)  Relazione  sul  servizio  delle  Casse  di  Risparmio  postali  dorante  l'anno  1904. 
Roma  1907,  S.  44. 

2)  Relazione  sul  servizio  delle  Cabse  di  Risparmio  postali  durante  ranne  1904. 
Roma  1907,  S.  24  f. 
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Jahr 

Stellen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 
Lire 

Zinsfuss 
% 

1876 

1989 

57  354 

2  443  404 

3.0 

1877 

3109 

114291 

6474917 

3,0 

1878 

3194 

157  651 

II  385  164 

3,0 

1879 

3259 

238  869 

26  232  286 

3.50 

1880 

3313 

339  845 

46  252  860 

3.50 

1881 

3406 

471  094 

66  996  865 

3,50 

1882 

3488 

592018 

84951  236 

3.50 

1883 

3584 

805  988 

112  128423 

3,50 

1884 

3742 

I  015  328 

148  344  901 

3.50 

1885 

3903 

I  206  loi 

176  909  188 

3.50 

1886 

4097 

I  39'  343 

219841  217 

3.50 

1887 

4237 

I  570  840 

240  235  164 

3,25 

1888 

4317 

I  754  574 

264  502  039 

3,25 

i88q 

4394 

I  941  254 

285  954  333 

3,25 

1890 

4479 

2  126289 

310483635 

3.25 

189 1 

4594 

2312323 

333  683  978 

3.25 

1892 

4671 

2  523  796 

365106755 

3.25 

1893 

4703 

2673127 

400  039  468 

3.25 

1894 

4728 

2835225 

424434951 

(\'l\ 

1895 

4763 

2  938  402 

462  413  3" 

|3.25 
l3iO 

1896 

4837 

2909175 

478  596  188 

3tO 

1897 

4898 

3  MI  305 

536  591  214 

3,0 

1898 

4946 

3  302  064 

570324555 

2,88 

1899 

5029 

3  633  063 

628  503  606 

2.88 

1900 

5143 

3  990  983 

682  136037 

2,88 

190 1 

5233 

4318612 

719758658 

(2,88 
12,76 

1902 

5313 

4  648  956 

783  482  759 

2.76 

1903 

5389 

4969588 

869224123 

2,76 

1904 

5931 

5  283  063 

983  473  263 

/2,76 
12,64 

Die  Niederlande. 

In  den  Niederlanden  gab  es  bis  zum  Jahre  1881  nur  Privat- 
spaxkassen,  die  ganz  der  Privatinitiative  überlassen,  keinem  Gesetz, 
keiner  Verwaltungsvorschrift  unterworfen  waren.  Sie  waren  meist 
gutgeleitete  Gesellschaften,  deren  Kapital  als  Reservefond  diente, 
und  hatten  im  Jahre  1880  37,18  Mill.  Gulden  Spargelder,  ca.  9,12  fl. 
auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung.  Obwohl  diese  Spar- 
kassen zu  Klagen  keinerlei  Anlass  boten,  hatte  man  doch  schon 
um  das  Jahr  1870  gefunden,  dass  das  Anwachsen  ihrer  Spargelder 
im  Vergleich  mit  den  Erfolgen  der  Spareinrichtungen  fremder 
Länder  seit  mehreren  Jahren  zurückgeblieben  war,  und  man  führte 
das  auf  ihre  geringe  Ausdehnung  und  auf  die  geringe  Anzahl 
ihrer  Geschäftsstunden  zurück.  Man  sah  die  Erfolge  der  Post- 
sparkassen Englands  und  Belgiens,  aber  man  sträubte  sich  in  den 
Niederlanden,  wo  seit  langem  der  Grundsatz  des  »laissez  faire, 
laissez  passer«  herrschte,   vor  dem  Gedanken,   ein  derartiges  In- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  27.  4 
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stitut  für  das  eigene  Land  zu  gründen.  Allein  die  Zahl  der  Post- 
sparkassenanhänger wuchs.  Die  Zeitschrift  »De  Economist«  trat 
lebhaft  für  die  Postsparkasse  ein,  ebenso  befürwortete  1870  der 
Abgeordnete  von  Middelburg,  Mr.  Fokker,  im  Parlament  ihre  Ein- 
führung. Die  Regierung  wollte  sich  jedoch  darauf  nicht  einlassen, 
und  schlug  einen  Mittelweg  ein,  indem  sie  1875  eiaen  Entwurf 
ausarbeitete,  der  die  Postämter  zu  Annahme-  und  Auszahlungs- 
stellen für  die  bestehenden  Sparkassen  machen  sollte.  Dieses 
System  trat  1877  in  Kraft,  schlug  aber  gänzlich  fehl.  Am  4.  Mai 
1879  legte  daher  der  Minister  Tak  van  Poortvliet  den  Entwurf 
zu  einem  Postsparkassengesetz  vor,  der  unter  seinem  Nachfolger 
von  beiden  Kammern  angenommen  und  am  25.  Mai  1880  zum 
Gesetz  erhoben  wurde.  Am  i.  April  1881  nahm  die  Postsparkasse 
ihren  Geschäftsbetrieb  mit  200  Haupt-  und  151  Nebenstellen  auf, 
deren  Zahl  am  i.  Juli  1900  bereits  1315  betrugt). 

Die  Einführung  der  Postsparkasse  hat  den  Privatsparkassen 
keinerlei  Abbruch  getan,  dieselben  haben  sich  vielmehr  stetig 
weiter  entwickelt,  wie  folgende  Tabelle  zeigt  *) : 


Jahr 

Zahl  der  Sparkassen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Gathabcn 

fl. 

1880 

273 

224069 

36671  000 

18S1 

289 

234  552 

39504000 

1882 

283 

243  044 

41  760000 

1885 

276 

270  380 

49  233  000 

1890 

256 

301  928 

61  545  000 

1895 

275 

346  1 16 

73197000 

1900 

300 

359  690 

79  939  000 

1904 

329 

390  088 

88  298  000 

Die  niederländische  Postsparkasse  wird  geleitet  von  einem 
Direktor,  mit  Sitz  in  Amsterdam,  und  von  einem  Aufsichtsrat  aus 
5  Mitgliedern.  Die  Niederländische  Bank,  die  rechte  Hand  des 
Schatzamtes,  fungiert  als  Kassenhalterin  für  die  Postsparkasse,  an 
sie  werden  alle  Gelder  abgeführt.  Von  der  Bank  werden  sie  dem 
Finanzminister  zur  Verfügung  gestellt,  der  sie  seinerseits  wieder 
dem  Postsparkassendirektor  behufs  Anlegung  überweist. 

Der  Einzahlungshergang  bei  Einlagen  in  die  Postsparkasse 
ist  derselbe  wie  bei  der  englischen  Postsparkasse,  mit  einer  Aus- 
nahme: Hat  der  Postbeamte  den  Betrag  der  Einlage  in  sein  Journal 
gebucht,   dann  wiederholt   er   ihn  in  Buchstaben  auf  dem  Rande 

i)  Aus:    Memoire    bur   la  Caisse  d'lLpargne   postale    des   Pays-Bas  par  Armand 
Sassen  (Direcleur  de  1.  C.  D'^p.  P.)  Franeker  1903. 
2)  Niederlande,  Jaarcijfers  over  1890  und  1904. 
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desselben,  reisst  den  perforierten  Rand  ab  und  klebt  ihn  in  das 
Sparbuch  des  Einlegers.  Auf  diese  Weise  wird  eine  Kontrolle 
geschaffen,  die  Fälschungen  so  gut  wie  ausschliesst.  Der  Sparer 
empfangt  ausserdem  noch  vom  Hauptamte  in  Amsterdam  eine 
Quittung  über  die  Einlage,  sowie  diese  25  fl.  übersteigt. 

Der  Rückzahlungshergang  weicht  ebenfalls  wenig  von  dem 
bei  der  englischen  Postsparkasse  üblichen  ab.  Der  Sparer  kann 
seit  1897  Beträge  bis  25  fl.  ohne  Anweisung  vom  Hauptamte  be- 
kommen; in  besonders  dringenden  Fällen  darf  der  betreffende 
Beamte  auf  eigene  Verantwortung  sogar  Beträge  bis  100  fl.  ohne 
Zahlungsanweisung  auszahlen.  Im  Gegensatz  zu  dem  Verfahren 
in  England  kann  dagegen  eine  derartige  Rückzahlung  nur  einmal 
wöchentlich  und  nur  bei  dem  Amte  erfolgen,  welches  das  Spar- 
buch ausgestellt  hat.  Bei  der  Rückzahlung  klebt  der  Beamte  zur 
Kontrolle  den  Avis,  den  er  vom  Hauptamte  erhalten  hat,  in  das 
Sparbuch  des  Sparers  ein  und  vergleicht  die  Quittungsunterschrift 
des  Empfängers  mit  der  Unterschrift  in  der  Aufnahme-Matrikel. 
Erfolgt  die  Rückzahlung  an  einem  anderen  Orte,  dann  sendet  das 
Hauptamt  das  Rückzahlungsgesuch  des  Sparers  dorthin,  damit 
dessen  Unterschrift  mit  der  Quittungsunterschrift  verglichen  werden 
kann.  Seit  dem  i.  Oktober  1885  ist  auch  die  Benutzung  des  Tele- 
graphen zur  Rückzahlung  von  Geldern  gestattet.  1905  wurden  auf 
diesem  Wege  558493,76  fl.  von  55134656,35  fl.  zurückgezahlt. 

Die  Nachweisungen  über  den  Saldo  der  Ein-  und  Rückzah- 
lungen werden  nicht  täglich,  sondern  viermal  monatlich  dem  Haupt- 
amte übermittelt. 

Das  Einlageminimum  beträgt  25  Cents,  das  Maximum  war 
ursprünglich  800  fl.,  wurde  aber  am  i.  Juni  1896  auf  1200  fl.  für 
den  Einzelnen  und  auf  2400  fl.  für  gewisse  Gesellschaften  erhöht^). 
Um  auch  das  Sparen  kleinerer  Beträge  zu  ermöglichen,  hat  die 
niederländische  Postsparkasse  von  Anfang  an  das  Sparmarken- 
system aufgenommen.  Von  1776556  Einzahlungen  wurden  im 
Jahre  1906  131 982,  also  7,4  ®/o  auf  diesem  Wege  geleistet;  vor 
allen  Dingen  wird  dieses  Sparsystem  in  den  Volksschulen  gepflegt. 

Die  Verzinsung  der  Gelder  beträgt  2,64  ®/o,  sie  hat  nicht  ge- 
schwankt. Die  Anlage  der  Gelder  hat  1905  der  Postsparkasse 
3,22  ®/o   eingebracht,    von  denen  0,395  ^h   ^^^   Verwaltungskosten 


i)  Caisse    d*^pargne   postale   des    Pays-Bas.    Principales   Modifications    legales, 
par  Armand  Sassen^   Franeker  1900,   S.  5. 

4* 
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(gleich  dem  geringen  Satz  von  0,21  fl.  pro  Transaktion)  abzu- 
setzen sind. 

Seit  1894  sind,  nachdem  Versuche  im  Jahre  1887  fehlgeschlagen 
waren,  auf  den  niederländischen  Kriegsschiffen  Schiffssparkassen 
errichtet  und  mit  der  Postsparkasse  verbunden.  1905  wurden  von 
1 641 783  Gesamteinzahlungen  von  den  Schiffssparkassen  218  610  = 
I3t3"/"  geleistet. 

Für  abgelegene  Orte  und  Weiler  sind  die  Landbriefboten 
ermächtigt,  Spargelder  anzunehmen. 

Durch  Gesetz  vom  20.  Juli  1895,  das  am  i.  Juni  1896  in  Kraft 
trat,  ist  die  Postsparkasse  ermächtigt,  für  ihre  Sparer  Staatspapiere 
anzukaufen  und  Eintragungen  ins  Staatsschuldbuch  machen  zu 
lassen.  Die  Zahl  und  die  Summe  der  Käufe  weisen  eine  stetige 
Zunahme  auf^): 


Jahr 

Zahl 

Betrag 
fl. 

Jahr 

Zahl 

Betrag 

fl. 

1896 

77 

40800 

190 1 

226 

183400 

1897 

153 

119  200 

1902 

257 

222300 

1898 

199 

188700 

1903 

350 

316400 

1899 

257 

215800 

1904 

423 

372800 

1900 

227 

1 89  900 

1905 

520 

462000 

Die  Anlage  der  Postsparkassengelder  erfolgt  in:  i.  Staats- 
schuldscheinen, Provinz-  und  Stadtanleihen ,  Deichverbandsobli- 
gationen (Waterschappen  und  Polders),  ferner  in  Anleihen,  die 
von  diesen  Verbänden  garantiert  sind,  in  Obligationen  von  Hypo- 
thekenbanken und  Eisenbahnobligationen;  2.  in  Darlehen  gegen 
Verpfandung  solcher  Wertpapiere,  wie  sie  auch  bei  der  Nieder- 
ländischen Bank  zugelassen  sind,  doch  darf  die  Summe  dieser 
letzteren  Art  von  Anlagen  die  Hälfte  aller  Gelder  nicht  übersteigen. 
Am  31.  Dezember  1905  waren  angelegt  in*): 

1.  a)  Staatsschuldscheinen  fl.  65673429,25 
b)  Provinz-,  Stadt-  und  Anleihen  anderer  Verbände    >    48  726  363,50 

2.  Darlehen  gegen  Unterpfand  »    13  064  500, — 

fl.  127464292,75 

Der  zweite  Posten  setzt  sich  aus  156  verschiedenen  Werten 
zusammen,   meistens  Stadtanleihen. 

Die  Entwicklung  der  niederländischen  Postsparkasse  zeigt 
folgende  Tabelle^): 


i)  Verslag  an  de  Koningin  betrekkeUjk    den    dienst    der  Rtjkspostspaarbank  in 
Nederland  over  1905,  te's-Gravenhage  1906,  S.   36. 

2)  Ebenda   S.  69  ff. 

3)  Niederlande  Jaarcijferb  over  1S90  und  1905. 
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Betrag  der 

Betrag  der 

7fiTi1    i^t^T 

Betrag  der 

Jahr 

Einzahlungen 
fl. 

Rückzahlungen 
fl. 

Sparer 

Guthaben 
fl. 

i88l 

I  126962 

276  622 

22831 

858  623 

1882 

2157710 

I  033  342 

46242 

2018976 

1883 

2  884  478 

I  751  559 

67922 

3217605 

1884 

2  857  454 

2  523  135 

90798 

4650718 

1885 

4920791 

•       3341959 

112  308 

6368017 

1886 

6615657 

4310643 

139989 

8  865  643 

1887 

7  643  432 

5  609  289 

169027 

II  152  726 

1888 

9  282  803 

6773  129 

201  763 

13  980  411 

1889 

II  479  595 

8335681 

241  175 

17  522912 

1890 

12  973  501 

9  739  446 

a8i  870 

21  250501 

1891 

13558869 

II  367  454 

319  106 

24013724 

1892 

15369783 

12472598 

358483 

27  562  108 

1893 

17  651  589 

13725601 

401  046 

32247  119 

1894 

20  102  560 

15  577  505 

448581 

37  656  648 

1895 

23219972 

17727430 

499963 

44  184  884 

1896 

28  640  484 

21  191  322 

561  989 

52  863  488 

1897 

31736336 

24  407  041 

627  409 

61  646481 

1898 

34  706  280 

28013018 

693  228 

70012  149 

1899 

38  253  542 

31  825422 

764  201 

78  344  637 

1900 

39211  152 

34932214 

829  131 

84697014 

190 1 

43  744  950 

36  961  404 

896761 

93771664 

1902 

47573481 

42  240  630 

966  433 

101589579 

1903 

51  549  182 

46  279  860 

I  035  527 

109  523  700 

1904 

58  Ol  1554 

50  026  283 

I  1 1 1  590 

120434  591 

1905 

61  446454 

55134656 

I  184  316 

129  929  574 

Die  Sparer  der  niederländischen  Postsparkasse  gehören  zum 
grössten  Teile  den  ärmeren  Bevölkerungsklassen  an.  Gerade  diese 
Klassen  dem  Sparen  zugänglich  zu  machen,  ist  das  stete  Bemühen 
der  Postverwaltung,  und  sie  erreicht  das  durch  Broschüren,  die 
kostenlos  verteilt  werden,  durch  öffentliche  Maueranschläge  und 
durch  die  Agitation  ihrer  Beamten,  die  für  ihr  Bemühen  eine  jähr- 
liche Vergütung  erhalten.  Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  Sparer 
nach  Berufsklassen  im  Jahre  1905*): 


Berufe 

Zahl  der  Sparer 

Berufe 

Zahl  der  Sparer 

Industrie 

40390 

Dienstboten 

II  686 

Handel 

24981 

Handwerker 

5062 

14985 

Rentner 

II  319 

Jagd  und  Fischerei 

620 

Minderjährige 

216 

Liberale  Berufe 

13  173 

Gesellschaften 

837 

Nach   der  Höhe   der  Einlagen  verteilen   sich   die  Sparer  wie 
folgt  (31.  Dez.  1905)^): 

Beträge  unter   i  fl.  haben  319  187  Sparer 

>       von       I —     10  fl.  »       263027       » 


1)  Extrait  du  rapport  ä  la  reine   concernant   le   service    de  la  Caisse   d'epargne 
postale  des  Pays-Bas  en  1905,  S.  12. 

2)  Ebenda  S.  9. 
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Beträge  von  lo—-  loo  fl. 

haben  312  274  Sparer 

>     loo—  800  * 

>       248  907       > 

>         »     800 — 1200  » 

30  774       • 

»         »    1200—2400  > 

»          9966       » 

>         »      aber  2400  > 

•              181       > 

Internationale  Vereinbarungen  behufs  Ueberweisung  von  Gel- 
dern aus  einer  Anstalt  in  die  andere  bestehen  zwischen  der  nieder- 
ländischen und  der  belgischen  Postsparkasse.  Die  Beträge,  um 
die  es  sich  handelt,  sind  von  nur  geringem  Umfange. 

Oesterreich. 

Die  erste  österreichische  Sparkasse  wurde  im  Jahre  1819  in 
Wien  von  wohltätigen  Männern  gegründet,  deren  jeder  einen  Bei- 
trag stiftete,  der  zur  Bildung  eines  Reservefonds  dienen  sollte. 
Trotzdem  es  im  Jahre  1830  erst  6  Sparkassen  gab,  befasste  sich 
doch  die  Gesetzgebung  schon  mit  ihnen.  Das  Gesetz  vom  26.  Sep- 
tember 1834  machte  die  Gründung  neuer  Sparkassen  von  der  staat- 
lichen Genehmigung  abhängig.  Sonst  Hess  der  Staat  denselben 
freien  Lauf,  besonders  was  die  Anlegung  der  Gelder  anlangte, 
nur  wünschte  er,  dass  sie  zur  Deckung  von  etwaigen  Verlusten 
allmählich  einen  Reservefonds  aufhäufen  sollten.  Die  Sparkassen 
breiteten  sich  in  Oesterreich  stetig  aus,  1870  waren  192  vorhanden, 
1881  gab  es  335  mit  1 616936  Sparern  und  1584298000  Kr. 
Guthaben. 

Der  Umstand,  dass  die  österreichischen  Sparkassen  von  ihrem 
eigentlichen  Zwecke,  Sammelstellen  für  die  Ersparnisse  des  kleinen 
Mannes  zu  sein,  immer  mehr  abgekommen  waren,  —  betrug  doch 
188 1  das  Durchschnittsguthaben  eines  Sparers  bereits  Kr.  979,80 
—  sowie  dass  sie  unregelmässig  über  das  Land  verteilt  waren, 
bewog  die  Regierung,  dem  Parlament  den  Entwurf  zu  einem  Post- 
sparkassengesetz vorzulegen.  Bestärkt  wurde  sie  darin  durch  die  über- 
aus günstigen  Erfolge,  die  die  Postsparkassen  im  Auslande  erzielt 
hatten.  Der  Entwurf  wurde  angenommen  und  am  28.  Mai  1882 
zum  Gesetz  erhoben*).  Am  12.  Januar  1883  trat  die  neue  Anstalt 
mit  3219  Sammelstellen  ins  Leben,  und  hatte  gleich  im  ersten 
Jahre  einen  durchschlagenden  Erfolg.  Die  österreichischen  Privat- 
sparkassen haben  durch  das  Aufkommen  der  Postsparkasse  keine 
Schädigung  erlitten.    Es  zeigte  sich  auch  in  Oesterreich,  dass  beide 


i)  Unsere   Postsparkasse  —  ein  österreichischer  &foIg  von  Joseph  Zahner ^  k.  k. 
Oberkontrollor  des  Poslsparkassenamtes,  Wien  1907,  S.  I. 
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Arten  von  Sparkassen  sehr  wohl  nebeneinander  bestehen  können. 
Die  folgende  Tabelle  veranschaulicht  die  weitere  Entwicklung  der 
Privatsparkassen  ^) : 


Jahr 

Zahl  der  Kassen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 
Kr. 

i88i 

335 

I  616936 

I  584  298  000 

1882 

345 

I  689  829 

I  652  668  000 

1883 

352 

I  769  680 

1736598000 

1884 

357 

I  857  865 

1  851  850000 

1885 

365 

I  933  402 

I  971  516000 

1890 

430 

2  397  327 

2  565  535  008 

1895 

488 

2877154 

3  194  723  706 

1900 

559 

3198665 

3717955505 

1903 

585 

3464715 

4368549813 

Die  österreichische  Postsparkasse  ist  nach  dem  englischen 
System  zentralisiert,  und  zwar  erfolgen  alle  Transaktionen  durch 
das  Hauptamt  in  Wien. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  Kr.;  um  auch  das  Ersparen 
kleinerer  Summen  zu  ermöglichen,  wurde  gleich  bei  der  Gründung 
das  Sparmarkensystem  eingeführt.  Die  Höchstzahl  von  Sparkarten, 
die  ein  Sparer  wöchentlich  einreichen  konnte,  wurde  am  i.  August 
1883  auf  drei  festgelegt.  Die  Höchsteinlage  beträgt  2000  Kr.  Die 
Verzinsung,  die  erst  von  einem  Guthaben  von  2  Kr.  an  aufwärts  be- 
ginnt, beträgt  seit  der  Gründung  unverändert  3  ®/o.  Die  Verwal- 
tungskosten betrugen  1906  0,51  ^/o  des  gesamten  Sparguthabens 
oder  0,22  Kr.  pro  Transaktion. 

Der  technische  Hergang  bei  einer  Einzahlung  ist  folgender  *) : 
Der  Sparer  geht  zum  nächsten  Postamt  und  zahlt  das  Geld  unter 
Abgabe  des  Sparbuches  ein.  Der  Beamte  trägt  darauf  den  Betrag 
erst  in  sein  Tagebuch,  dann  in  das  Sparbuch  des  Sparers  ein, 
setzt  seinen  Namen  und  den  Datumstempel  unter  den  Eintrag 
und  gibt  dann  das  Buch  zurück.  Der  Sparer  bekommt  hierauf, 
falls  seine  Einlage  höher  als  100  Kr.  war,  vom  Hauptamte  in  Wien 
eine  besondereQuittung.  Um  die  alljährlich  wiederkehrende  lästige 
Einsendung  der  Sparbücher  zu  vermeiden,  wie  sie  zwecks  Kontrolle 
und  behufs  Eintragung  der  Zinsen  bei  anderen  Postsparkassen 
stattfindet,  führte  die  österreichische  Postsparkasse  eine  sehr  zweck- 
mässige Neuerung  ein.  Sie  bestimmte  unter  dem  2.  Juli  1883,  dass 
die  Beamten  bei  jeder  Einzahlung  und  Rückzahlung  in  ihrem  Tage- 
buch  nicht   nur   den   einfachen  Einzahlungs-    oder  Rückzahlungs- 

i)  Oesterreichisches  Statistisches  Jahrbuch  1886— 1905. 

2)  BestimmuDgen  für  den  Geschäftsverkehr    der  Postsparkasse,    2.  Aufl.    Wien, 
1903,  S.  7  ff. 


-     56    - 

betrag,  sondern  auch  den  Guthabensaldo  des  betreffenden  Spar- 
buches einzusetzen  und  mit  an  das  Hauptamt  aufzugeben  haben. 
Auf  die  Weise  ist  das  Hauptamt  jederzeit  in  der  Lage,  den  Saldo 
des  Sparbuches  mit  dem  des  Kontos  zu  vergleichen,  lieber  die 
Zinsen  werden  dem  Sparer  Zinsanweisungen  zugesandt,  die  er  sich 
beim  nächsten  Postamt  auszahlen  oder  gutschreiben  lassen  kann. 
Seit  dem  15.  November  1884  brauchen  die  Sparer,  um  Einlagen 
zu  machen,  nicht  einmal  mehr  zur  Post  zu  gehen;  jeder  Briefträger 
sammelt  gegen  eine  Gebühr  von  10  Heller  Beträge  bis  1000  Kr.  ein. 

Der  Vorgang  bei  der  Rückzahlung  ist  im  wesentlichen  der- 
selbe wie  bei  der  englischen  Postsparkasse.  Der  Sparer  muss  erst 
ein  Rückzahlungsgesuch  an  das  Hauptamt  in  Wien  richten,  worauf 
er  in  der  Regel  sofort  eine  Zahlungsanweisung  für  das  Postamt 
bekommt,  bei  dem  er  das  Geld  erheben  will.  Am  i.  September 
1883  wurde  bei  einigen  Postämtern  das  System  der  Rückzahlung 
im  kurzen  Wege  eingeführt ,  das  sich  seit  1888  auf  alle  Sammel- 
stellen erstreckt.  Jeder  Sparer  kann  sich  danach,  —  allerdings 
nur  einmal  täglich  —  Beträge  bis  40  Kr.,  ohne  eine  Zahlungsan- 
weisung von  Wien  zu  besitzen,  gegen  einfache  Vorzeigung  des 
Sparbuches  auszahlen  lassen. 

Schulsparkassen  in  Verbindung  mit  der  Postsparkasse  gibt 
es  in  Oesterreich  noch  sehr  wenig,  trotz  der  Agitation,  die  der 
erste  Direktor  der  Postsparkasse  Cach  dafür  entfaltet  hat.  Die 
beiden  letzten  Jahresberichte  erwähnen  nur,  dass  zahlreiche  Lehrer 
unter  der  Schuljugend  für  die  Postsparkasse  gewirkt  haben,  geben 
aber  über  die  Höhe  dieser  Einlagen  keinen  Aufschluss. 

Am  I.  Oktober  1899  wurde  in  Oesterreich  nach  dem  Vor- 
bilde Frankreichs  und  Italiens  der  Postsparkassendienst  auch  auf 
den  Kriegsschiffen  eingeführt.  1906  wurden  von  diesen  2127  Ein- 
lagen im  Betrage  von  118429.12  Kr.  gemacht,  gegenüber  448  Rück- 
zahlungen im  Betrage  von  13375.64  Kr.  ^). 

Die  Spargelder  der  österreichischen  Postsparkasse  werden  im 
Gegensatz  zu  den  Einlagen  im  Scheckverkehr  ausschliesslich  in 
österreichischen  Staatspapieren  angelegt,  zu  denen  die  vom  Staate 
garantierten  Papiere,  wie  Eisenbahnaktien  und  -Obligationen  treten. 
Unter  den  Anlagepapieren  befinden  sich  seit  langen  Jahren  22,6 
Millionen  Kr.  3^/2  ®/oige  österreichische  Investitionsrente.  Ich  er- 
wähne diesen  Posten,  um  zu  zeigen,  wie  eine  Postsparkasse  vom 

i)  23.  Rechenschaftsbericht    des   k.  k.    Postsparkassenamtes    für    da^  Jahr  1906, 
Wien  1907,  S.  II. 
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Staat  auch  einmal  in  schlechter  Weise  benutzt  werden  kann;  denn 
dieses  Papier  ist  ein  vom  Publikum  wie  von  den  Banken  gleich 
befürchteter  Ladenhüter.  Die  Postsparkasse  kann  von  diesem 
Papier  so  gut  wie  nichts  verkaufen. 

Seit  ihrer  Gründung  kauft  die  Postsparkasse  für  ihre  Sparer 
auch  Staatspapiere,  und  zwar  zum  Tageskurse  unter  Aufschlag 
einer  Provision  von  2®/oo  (mind  40  h.).  Die  Papiere  nimmt  sie 
kostenlos  in  Verwahrung,  ebenfalls  solche,  die  nicht  durch  sie  ge- 
kauft sind,  üeber  die  Depots  stellt  sie  ihren  Sparern  Rentenbücher 
aus  und  besorgt  den  Einzug  der  Zinsen.  Seit  Ende  1906  steht 
dem  Publikum  auch  eine  grosse  Tresoranlage  von  5000  Safes  zu 
billigen  Preisen  zur  Verfügung.  Ende  1906  befanden  sich  für 
23016  Rentenbuchbesitzer  Wertpapiere  im  Nominalbetrage  von 
147876823  Kr.  in  Verwahrung  der  Postsparkasse.  Für  Rechnung 
der  Sparer  gekauft  und  an  sie  abgesandt  waren  bis  Ende  1906 
Papiere  im  Nominalbetrage  von  184471052  Kr. 

Die  Entwicklung  der  österreichischen  Postsparkasse  veran- 
schaulicht folgende  Tabelle^): 

Jahr      Zahl  der  Stellen 


1883 

3219 

1884 

4118 

1885 

4172 

1886 

4268 

1887 

4356 

1888 

4455 

1889 

4548 

1890 

4657 

I89I 

4767 

1892 

4917 

1893 

5095 

1894 

5257 

1895 

5417 

1896 

? 

1897 

> 

1898 

5768 

1899 

5892 

1900 

5937 

190 1 

6061 

1902 

6151 

1903 

6242 

1904 

6339 

1905 

6407 

1906 

6479 

Ueber  die  ' 

lagen  und 

nach 

ihl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 
Kr. 

Durchschnitt 
Kr. 

352  886 

8  003  482 

22,68 

426  233 

12363266 

29,00 

487  390 

17358766 

35.62 

544931 

21  008806 

38.46 

597  708 

25  425  004 

42,54 

655  335 

29995520 

45J6 

719431 

35815058 

49.78 

783  206 

42  892  332 

54,32 

847716 

49  683  990 

58.60 

913447 

58670458 

64,22 

971  506 

67  362  876 

69,34 

1  037  524 

76  853  062 

74,08 

I  110091 

88  496  624 

79,72 

I  174902 

99  383  973 

84,60 

I  241  567 

109  003  534 

87,83 

I  318  626 

119  785  828 

90,84 

I  415  348 

132  402  846 

93,54 

I  484  607 

140  88 1  921 

94,89 

1  547  541 

U9  533  222 

96,63 

1610530 

161  921  600 

100,54 

1  694  702 

180  140838 

106,30 

1  798018 

196  737  107 

109,42 

1900194 

209541  194 

110,27 

2  004  487 

217776899 

108,64 

Ueber  die  Verteilung  der  Sparer   nach  der  Höhe  ihrer  Ein- 
lagen  und    nach  Berufsklassen  geben   die  Berichte   der  Postspar- 

i)  Oesterrcichisches  Statistisches  Jahrbuch  1886— 1905;  für  1896  und  1897  konnte 
ich  die  Ziffern  nicht  vollständig  bringen,  da  mir  einige  Hefte  nicht  zugänglich  waren. 
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kasse  keinen  Aufschluss;  sie  erwähnen  nur,  dass  die  Sparer  haupt- 
sächlich den  minderbemittelten  Bevölkerungskreisen  angehören. 

Ungarn. 

In  Ungarn  hat  das  Sparkassenwesen  eine  ganz  eigenartige 
Entwicklung  genommen.  Da  die  Städte  erst  spät  Selbstverwal- 
tung erhielten,  so  bildeten  sich  die  Sparkassen  als  Aktiengesell- 
schaften. Infolge  des  von  ihnen  vertretenen  Gewinnprinzips  nahmen 
sie  mit  der  Zeit  immer  mehr  bankmässige  Tätigkeiten  auf  und 
hielten  die  kleinen  Sparer,  an  denen  nicht  viel  zu  verdienen  war, 
möglichst  von  sich  fern.  So  konnte  es  kommen,  dass  im  Jahre 
1886  das  Durchschnittsguthaben  eines  Sparers  sich  auf  1500  Kr. 
belief  1). 

Da  die  Sparkassen  somit  von  ihrem  ursprünglichen  Zwecke, 
Sammelbecken  für  die  Ersparnisse  des  kleinen  Mannes  zu  sein, 
ganz  abgekommen  waren,  und  da  ausserdem  von  den  13  210  Ort- 
schaften Ungarns  nur  225  mit  Sparkassen  versehen  waren,  so 
schritt  die  Regierung,  um  diesen  Uebelstknden  abzuhelfen,  nach 
dem  Vorbilde  anderer  Staaten  zur  Errichtung  einer  Postsparkasse. 
Dieselbe  wurde  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1885  beschlossen  und 
trat  am  i.  Februar  1886  in  Wirkung.  Den  Privatsparkassen  wurde 
durch  sie  keinerlei  Abbruch  getan,  dieselben  entwickelten  sich 
stetig  weiter,  wie  folgende  Tabelle  zeigt*): 


Jahr 

1881 
1885 
1886 
1887 


Guthaben  der  Sparer 
Kr. 
600  668  000 
710580  000 
711  318000 
724  032  000 


Jahr 

1890 

1895 
1900 
1905 


Guthaben  der  Sparer 

Kr. 

905  670  000 

I  1 30  264  000 

I  332  762  000 

I  694  278  000 


Die  ungarische  Postsparkasse  hat  ihren  Sitz  in  Budapest  und 
wird  von  einem  Direktor  geleitet,  dem  im  Gegensatz  zur  öster- 
reichischen Postsparkasse  ein  Aufsichtsrat  beigegeben  ist.  Die 
sonstige  Organisation,  die  Technik  bei  Ein-  und  Auszahlungen 
ist  im  wesentlichen  dieselbe  wie  bei  der  österreichischen  Schwe- 
steranstalt. 

Die  Mindesteinlage   beträgt    i  Kr.,    für  kleinere  Summen  ist 


i)  Alexander  Halasz ,  Artikel  >  Postsparkassen  <  im  Oesterreichischen  Staats- 
wörterbuch. 

2)  6ritii»h  and  foreign  trade  and  Industrie  (2.  Serie),  British  and  foreign  trade 
and  industrial  conditionb,  London  1904,  S.  203. 
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das  Sparmarkensystem  eingeführt.  Die  Höchsteinlage  war  ur- 
sprünglich auf  2000  Kr.  bemessen.  Als  aber  viele  Sparer,  die 
diese  Grenze  erreicht  hatten,  statt  Renten  zu  kaufen,  ihre  Gut- 
haben fortzogen,  zog  die  Regierung  daraus  die  Konsequenzen 
und  setzte  die  Höchsteinlage  auf  4000  Kr.  für  Einzelpersonen  und 
auf  8000  Kr.  für  Gesellschaften  fest.  Die  Verzinsung  der  Gelder 
beträgt  3  ^/o.  Die  Verwaltungskosten  betrugen  für  das  Jahr 
1904  0,48%  von  dem  Guthaben  der  Sparer  oder  0,19  Kr. 
pro  Transaktion. 

Besondere  Schulsparkassen  in  Verbindung  mit  der  Postspar- 
kasse bestehen  nicht,  doch  sind  ca.  30^/0  aller  Sparer  bei  der 
ungarischen  Postsparkasse  Kinder  und  Minderjährige.  SchifTsspar- 
kassen  bestehen  seit  1899  auf  den  Kriegsschiffen^). 

1895  bestimmte  ein  Gesetz,  dass  die  Arbeitsprämien  der  Straf- 
gefangenen bei  der  Postsparkasse  einzuzahlen  und  denselben  erst 
bei  ihrer  Freilassung  zurückzuzahlen  sind. 

Für  die  zahlreichen  Ungarn  in  Bosnien  und  der  Herzegovina 
hat  die  ungarische  Postsparkasse  gleich  nach  der  Gründung  einen 
besonderen  Dienst  eingerichtet,  ebenso  hat  sie  besondere  Vor- 
kehrungen getroffen,  um  die  Gelder,  die  die  zahlreichen  ungari- 
schen Auswanderer  von  Amerika  nach  der  Heimat  senden,  an 
sich  zu  ziehen^).  Wie  hoch  die  Summen  sind,  um  die  es  sich 
hierbei  handelt,  war  nicht  zu  ermitteln. 

Seit  ihrer  Gründung  kauft  die  ungarische  Postsparkasse  für 
ihre  Kunden,  sobald  sie  es  wünschen,  oder  sobald  ihr  Guthaben 
den  zulässigen  Höchstbetrag  überstiegen  hat,  Staatspapiere.  Die 
Stücke  sendet  sie  entweder  an  die  Sparer  ab  oder  behält  sie  im 
Depot.  Im  letzteren  Falle  stellt  sie  darüber  Rentenbücher  aus. 
So  kaufte  sie  z.  B.  im  Jahre  1906  Staatspapiere  im  Betrage  von 
3716690  Kr.,  von  denen  sie  1373604  Kr.  selbst  verwahrte  und 
2  343  086  Kr.  an  die  Sparer  absandte.  Der  Gesamtbetrag  der  seit 
der  Gründung  für  Rechnung  von  Kunden  gekauften  Effekten  be- 
lief sich  auf  38616052  Kr. 

Die  Anlegung  der  Spargelder  erfolgt  mit  den  Geldern  aus 
dem  Scheckverkehr  zusammen  in  Staatspapieren,  Pfandbriefen  und 
Einlagen  bei  Banken. 

Die  Sparer  der  ungarischen  Postsparkasse  gehören  zum  über- 


j)  La  Caisse  d'^pargne  postale  de  Hongrie  et  son  ocuvre,   1886 — 1905  ,    publik 
par  la  direction,  Budapest  1906,  S.  22. 
2)  Ebenda  S.  18. 
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wiegenden  Teile  den  ärmeren  Bevölkerungsschichten  an.     Die  fol* 
gende  Tabelle  zeigt  die  Sparer  nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen^): 


Klasse 

Sparer 

in  % 

bis  10  Kr. 

283571 

46,69 

lo —   loo     • 

202318 

33.39 

loo —  200     > 

43530 

7.19 

200 — 1000    * 

56288 

9,13 

über  1000     . 

21749 

3,60 

Guthaben 
Kr. 

Jahr 

Guthaben 
Kr. 

Jahr 

Guthaben 
Kr. 

283g  132 

1893 

17677099 

1900 

32  673  648 

4282638 

1894 

20  463  935 

190 1 

37338054 

5855691 

1895 

21  716387 

1902 

43  605  253 

7  47«  571 

1896 

23  402  335 

1903 

52775165 

9  582  309 

1897 

24  370  737 

1904 

61  368781 

II  935  854 

1898 

26447213 

1905 

68  844  542 

14836285 

1899 

29  475  976 

1906 

78  639  374 

Russland '). 

Die  Zahl  der  Sparer  betrug  Ende  1906  607456,  das  Durch- 
schnittsguthaben pro  Sparer  129,46  Kr.  Die  folgende  Tabelle 
zeigt  das  allmähliche  Anwachsen  im  Betrage  der  jährlichen 
Guthaben  *) : 

Jahr 

1886 
1887 
18S8 
1889 
1890 
189 1 
1892 


In  Russland  ist  das  gesamte  Sparwesen  in  den  Händen  der 
Regierung  konzentriert.  Es  gibt  nur  verschwindend  wenige  Privat- 
sparkassen, die  neben  der  Staatssparkasse  bestehen.  Ausser  diesen 
beiden  Arten  von  Sparkassen  befassen  sich  noch  eine  Reihe  von 
Kreditgenossenschaften  auf  Gegenseitigkeit  und  Dorfbanken  mit 
der  Annahme  von  Spargeldern;  ihre  Zahl  betrug  1902  1179  und 
die  Summe  der  bei  ihnen  ruhenden  Sparguthaben  23  850000  Rb. 
Dass  sich  die  Privatsparkassen  in  Russland  so  wenig  entwickelten, 
liegt  daran,  dass  die  Regierung  das  Sparwesen  zu  einem  Zeitpunkt 
in  eigene  Hand  nahm,  wo  das  Sparen  etwas  dem  russischen  Volke 
noch  vollständig  Unbekanntes  war. 

Russland  ist  das  Land,  in  dem  zuerst  eine  staatliche  Spar- 
kasse errichtet  wurde.     Durch  das  Gesetz  vom  30.  Oktober  184I 

i)  FIxtrait  du  rapport  sur  la  gestion  de  la  caisse  d'^pargne  postale  de  Hongrie, 
exercice  de  1906,  Budapest  1907,  S.   12. 

2)  Ebenda  S.  11. 

3)  Die  Anj^aben  über  Russland  habe  ich  entnommen:  Ckodsky  ^  Lehrbach 
der  pol.  Oekononiie  und  Finanzwissenschaft,  Petersburg  1903,  ferner  dem  B  c- 
richte  der  staatlichen  Sparkassen  fiir  1905,  Petersburg  1907  und  Rus- 
sisches Reichsgesetzbuch  Band  12  Teil  1,  Petersburg  1904.  Die  Ueber- 
setzung  der  betreffenden  Stellen  danke  ich  der  Freundlichkeit  des  Herrn  Dr.  Uwin. 
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wurden  50  vom  Staate  verwaltete  Sparkassen  eingerichtet,  die  am 
I.  Januar  1842  in  Tätigkeit  traten.  Im  ersten  Jahre  ihres  Be- 
stehens hatte  die  neue  Anstalt  nur  geringe  Erfolge.  1842  waren 
4505  Sparbücher  im  Umlauf  mit  einem  Guthaben  von  44250  Rb., 
1852  betrug  die  Summe  der  Guthaben  nur  1892507  Rb..  wäh- 
rend die  Zahl  der  Sparbücher  sogar  auf  4226  zurückge- 
gangen war. 

Im  Jahre  1863  wurde  die  Staatssparkasse  mit  all  ihren  Filialen 
der  Staatsbank  unterstellt;  gleichzeitig  wurden  neue  Filialen  bei 
den  Renteien  errichtet.  Das  Gesetz  vom  21.  Februar  1884  brachte 
dann  eine  weitere  Ausbreitung  def  Filialen,  die  bisher  nur  in  den 
grösseren  Städten  bestanden  hatten,  über  die  kleineren  Landstädte, 
die  Industrie-  und  Handelszentren.  Um  auch  die  Landbevölkerung 
dem  Sparen  zugänglich  zu  machen,  erhob  die  Regierung,  ermutigt 
durch  die  glänzenden  Erfolge,  die  man  im  Auslande  erzielt  hatte, 
durch  Gesetz  vom  7.  August  1889  alle  Post-  und  Telegraphen- 
ämter zu  Zweigstellen  der  Staatssparkasse  und  gab  dieser  somit 
den  Charakter  einer  Postsparkasse.  Im  Jahre  1894  wurden  dann 
noch  weitere  Filialen  bei  den  Zollämtern  errichtet. 

Einen  entschiedenen  Antrieb  erfuhr  das  Geschäft  der  Staats- 
sparkasse, das  sich  bis  dahin  in  gleichmässiger  Entwicklung  be- 
funden hatte,  durch  das  Gesetz  vom  i.  Juni  1895.  Dieses  besei- 
tigte die  bis  dahin  geltende  Bestimmung,  dass  eine  einmalige  Ein- 
zahlung 50  Rb.  nicht  überschreiten  dürfe,  und  hatte  zur  Folge, 
dass  die  Staatssparkasse  fortan  von  den  kleineren  Geschäftsleuten 
und  Handwerkern  immer  mehr  als  Bank  benutzt  wurde,  die  ihnen 
ihre  augenblicklichen  Kassenüberschüsse  verzinst.  Die  relativ  hohe 
Verzinsung  der  Gelder  durch  die  Staatssparkasse  und  die  an- 
dauernde Unsicherheit  im  heutigen  Russland  haben  diesen  Vor- 
gang sehr  begünstigt. 

Die  Organisation  der  russischen  Staatssparkasse  ist  sehr 
uneinheitlich.  Die  Anstalt  untersteht  einem  Sparkassendirektor, 
der  seinerseits  wieder  dem  Finanzminister  und  dem  Reichsbank- 
direktor untersteht.  Neben  ihm  besteht  eine  Kommission,  die  sich 
aus  je  einem  Beamten  des  Schatzamtes,  der  Zollämter,  der  Eisen- 
bahn- und  Postämter  zusammensetzt,  und  die  Eröffnung  neuer 
Zweigstellen  u.  s.  w.  zu  beschhessen  und  Anordnungen  über  den 
organischen  Betrieb  der  Staatssparkasse  zu  treffen  hat.  Von  den 
Filialen  der  letzteren  unterstehen  dem  Sparkassendirektor  direkt 
nur  die  von  Petersburg  und  Moskau,  alle  andern  unterstehen  den 
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Reichsbankfilialen  des  betrefienden  Bezirks,  bei  denen  auch  die 
Konten  der  Sparer  gefuhrt  werden. 

Die  Mindesteinlage  bei  der  russischen  Staatssparkasse  beträgt 
25  Kopeken;  um  auch  das  Sparen  kleinerer  Summen  zu  ermög- 
lichen, wurde  am  l .  Januar  1900  das  Sparmarkensystem  eingeführt. 
1905  wurden  auf  die  Weise  758200  Rb.  eingezahlt.  Die  Höchst- 
einlage beträgt  für  den  Einzelnen  1000  Rb.,  für  juristische  Personen 
3000  Rb.  Die  Verzinsung,  die  oft  geschwankt  hat,  beträgt  seit 
dem  I.  Februar  1906  4%-  Juristischen  Personen  werden  nur  die 
ersten  1000  Rb.  zu  diesem  Satze  verzinst,  die  restlichen  2000  Rb. 
mit  2,4 '^/o.  Die  Verwaltungskbsten  betrugen  für  das  Jahr  1905 
0,32^/0  der  Guthaben  oder  0,27  Rb.  pro  Transaktion. 

Der  technische  Hergang  bei  einer  Einzahlung  ist  folgender: 
Der  Sparer  liefert  das  Geld  beim  nächsten  Postamt  ab  und  über- 
gibt dem  Beamten  gleichzeitig  das  Sparbuch.  Dieser  trägt  den 
Betrag  mit  Ziffern  auf  dem  Rande  des  Blattes  ein,  während  er 
das  Blatt  selbst  mit  Quittungsmarken  von  der  Höhe  des  einge- 
zahlten Betrages  beklebt  und  dieselben  mit  seinem  Namen  und 
dem  Datumstempel  versieht.  Damit  die  vielen  des  Lesens  und 
Schreibens  unkundigen  Sparer  den  richtigen  Eintrag  auch  kon- 
trollieren können,  sind  die  Quittungsmarken  in  ihrer  Farbe  dem 
russischen  Papiergeld  nachgebildet. 

Teilrückzahlungen  bis  100  Rb.  kann  ein  Sparer  bei  jedem 
Zweigamte  gegen  Vorzeigung  des  Sparbuches  sofort  erhalten, 
Summen  über  100  Rb.  muss  er  erst  7  Tage  vorher  bei  der  Reichs- 
bankfiliale  kündigen.  Vollrückzahlungen*)  werden  nur  von  der  letz- 
teren geleistet. 

Durch  Dekret  vom  8.  August  1901  wurden  in  den  russischen 
Volks-  und  Mittelschulen  Schulsparkassen  in  Verbindung  mit  der 
Staatssparkasse  errichtet,  die  am  i.  Januar  1902  ins  Leben  traten. 
Bis  Ende  1905  waren  53  596  Schüler  beigetreten,  die  ein  Guthaben 
von  insgesamt  220171,40  Rb.  besassen. 

Fabriksparkassen  wurden  schon  1889  gegründet.  1905  gab 
es  120  derartige  Anstalten  mit  ca.  18  000  Sparern  und  1,8  MUl. 
Rubel  Guthaben. 

1902  wurde  der  Staatssparkassendienst  auch  auf  den  Kriegs- 
schiffen der  russischen  Marine  eingeführt.  Ende  1905  gab  es 
39  derartige  Kassen  mit  ca.  loooo  Sparern  und  0,7  Mill.  Rb. 
Guthaben. 


i)  D.  h.  Rückzahlungen  des  Gebamtguthabens. 
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Ausserdem  gibt  es  noch  für  die  Eisenbahnbeamten  Sparkassen, 
die  mit  der  Staatssparkasse  verbunden  sind  und  bei  den  Eisenbahn- 
ämtern verwaltet  werden.  Ende  1905  gab  es  885  derartige  Kassen 
mit  ca.  130000  Sparern  und  22.8  Mill.  Rb.  Guthaben. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  in  Staatspapieren,  staatlich 
garantierten  Eisenbahnobligationen,  Pfandbriefen  der  staatlichen 
Adelsbank  und  der  staatlichen  Bauernbank,  sowie  in  Pfandbriefen 
privater  Hypothekenbanken.  Die  folgende  Tabelle  zeigt,  in  welchem 
Verhältnis  die  Gelder  Ende  1905  in  diesen  Werten  angelegt  waren: 

Staatspapiere  172,9  Mill.  Rb. 

Eisenbahnobligationen  323,0      »       > 

Pfandbriefe  der  Adels-  und  Bauernbank  486,6      >        » 
Pfandbriefe  privater  Hypothekenbanken  18,2      »        » 

Im  Jahre  1902  wurde  der  Dienst  der  Staatssparkasse  auf  die 
Postämter  ganz  Sibiriens  ausgedehnt,  2  Filialen  wurden  ausserdem 
in  der  mandschurischen  Stadt  Charbin,  eine  bei  der  Russisch- 
Chinesischen  Bank,  eine  bei  dem  russischen  Postamt  errichtet. 
Diese  Massnahme  hat  einen  überraschenden  Erfolg  gehabt,  denn 
schon  Ende  1905  machten  die  auf  Sibirien  entfallenden  Guthaben 
mit  118757662,57  Rb.  über  10%  aller  Spargelder,  über  die  die 
russische  Staatssparkasse  verfügt,  aus. 

Die  Sparer  der  russischen  Staatssparkasse  gehören  zum  über- 
wiegenden Teile  den  ärmeren  Bevölkerungsschichten  an.  Die 
folgende  Tabelle  zeigt  sie  nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen  geordnet 
(Ende  1905): 

Klassen  't  vi  j      c  -     m  Guthaben  ... 

^^  Zahl  der  Sparer  in  0/^  ,^  ^.^^^  ^^  in  0/, 

bis  25  1996500  42,S  Iii7  i»3 

25 — 100  880900  18,8  47,7  5,1 

100 — 500  1 216  600  26,0  273,7  29,7 

über  500  597000  12,7  588,6  63,9 

Die  Sparer  nach  Berufsklassen  geordnet  zeigt  folgende  Tabelle : 

Berufe  Zahl  der  Sparer 

Gutsbesitzer  38  840 
Landwirtschaft  und  landwirtschaftliche  Gewerbe        1208  559 

Städtisches  Gewerbe  584  061 

Fabrikarbeiter  237  786 

Dienstboten  448  282 

Handel  434812 

Geistliche  172479 

Offiziere  68  309 

Soldaten  208  793 

'  Staaubeamte  2 1 6  698 

Kommunal-  und  Privatbeamte  708  678 

Verschiedene  363  720 
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Von  diesen  insgesamt  4691 017  Sparern  waren  1675  861 
(35,7  ^/o)  Analphabeten. 

Die  russische  Staatssparkasse  kauft  für  ihre  Sparer  auf  Ver- 
langen, oder  wenn  ihr  Guthaben  1000  Rb.  übersteigt,  im  Einver- 
ständnis mit  ihnen,  Wertpapiere.  Dieselben  nimmt  sie  auch  in 
Verwahrung  und  versieht,  da  es  sich  bei  den  russischen  Staats- 
papieren meist  um  verlosbare  Papiere  handelt,  die  Verlosungs- 
kontrolle. Das  Guthaben  der  Sparer  an  Wertpapieren,  die  sich 
in  Verwahrung  der  Staatssparkasse  befanden,  belief  sich  für  die 
Jahre   1900— 1905  wie  folgt: 


1900  auf  Rb. 

90 

oil  000 

1903 

auf  Rb. 

16] 

900000 

1901     »     > 

108 

918000 

1904 

>     » 

«9! 

;  106000 

1902      »      c 

136 

104000 

1905 

»      > 

224  035  000 

Die  Entwicklung 

der  russischen  Staatssparkasse  veranschau- 

cht  folgende 

Tabelle 

: 

.,       Zahl  der 
J****^     Kassen 

Zahl  der 

Betrag  der 

Zahl  der 
Kassen 

Zahl  der 

Betrag  der 

Sparer 

Guthaben 

Jahr 

Sparer 

Guthaben 

in    1000 

in  Mill.  Rb. 

in  1000 

in  Mill.  Rb. 

1862            2  ^) 

140 

8.5 

1884 

161 

"71 

18.3 

1863          10 

100 

6.6 

i88s 

326 

219 

26.6 

1864         35 

73 

5.6 

1886 

557 

306 

43,9 

1865         47 

70 

SA 

1887 

595 

417 

68,8 

1866         54 

68 

5.0 

18S8 

622 

524 

93.0 

1867         58 

69 

4.8 

1889 

841 

638 

118,1 

1868         61 

66 

4.7 

1800 

1826 

798 

147.0 

1809         64 

67 

4,8 

1891 

2326 

999 

200.0 

1870         65 

75 

4,9 

1892 

2439 

1194 

250.5 

187 I         67 

78 

4,9 

1893 

2887 

1409 

298,1 

1872         60 

79 

4.8 

1894 

3592 

1664 

347,2 

1873          70 

77 

4.8 

1895 

3876 

1907 

390,7 

1874         72 

79 

5>o 

1896 

4200 

2160 

442,6 

1875         74 

82 

5.5 

1897 

4354 

2448 

510,6 

1876         77 

83 

6.0 

1898 

4577 

2792 

593^3 

1877         78 

87 

Ö.5 

1899 

4781 

3145 

679.9 

1878         76 

90 

7.4 

1900 

5415 

3551 

75^9 

1879         75 

97 

8,1 

190 1 

5652 

3949 

832,2 

1880         7b 

iü4 

9.» 

1902 

6194 

4309 

920,1 

1881         83 

III 

lo.O 

1903 

6417 

4854 

1022,4 

1882         91 

125 

i',9 

1904 

6558 

5127 

1105,7 

1883       106 

14Ö 

*4,5 

1905 

6609') 

4988 

1055.2 

Am  30.  Mai  1905  errichtete  ein  Gesetz  bei  der  Staatsspar- 
kasse eine  Lebens-  und  Rentenversicherungsabteilung,  bei  der 
jeder,  ohne  irgend  einer  ärztlichen  Untersuchung  sich  unterziehen 

i)  Die  offizielle  rusäi>che  Statistik  weist  für  1862  nur  a  Kassen  nach.  Wahr- 
scheinlich wurden  die  50  Kassen,  von  denen  oben  die  Rede  ist,  von  diesem  Jahre 
ab,  wo  sie  unter  die  Kontrolle  des  Finanzministeriums  kamen ,  nur  als  2  gerechnet, 
da  sie  alle  in  Petersburg  und  Moskau  lagen. 

2)  Davon  4351  eigentliche  Postsparkassen. 
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ZU  müssen,  eine  Versicherung  eingehen  kann.  Lebensversiche- 
rungen können  abgeschlossen  werden  auf  Summen  von  25 — 5000 
Rb.  und  Rentenversicherungen  auf  Summen  von  6 — 600  Rb.  Die 
Bedingungen  sind  äusserst  günstig. 

Am  15.  Februar  1906  begann  die  russische  Staatssparkasse 
ihre  neue  Tätigkeit,  vorläufig  nur  in  Petersburg  und  an  den  Zen- 
tralstellen. Da  das  Versicherungswesen  unter  der  russischen  Be- 
völkerung noch  wenig  bekannt  ist,  so  sind  die  Erfolge  dieses 
Geschäftszweiges  im  ersten  Geschäftsjahr  trotz  der  lebhaften  Agi- 
tation von  Seiten  der  Regierung  nur  gering.  Im  Verlaufe  des  Jah- 
res 1906  wurden  Versicherungen  über  eine  Gesamtsumme  von 
1403  915  Rb.  abgeschlossen  und  55000  Rb.  an  Prämien  gezahlt. 

Schweden. 

Die  erste  bekannte  schwedische  Sparkasse  wurde  181 3  in 
Bornio  gegründet,  die  erste  bedeutendere  1820  in  Stockholm. 
Provinzial-  und  Stadtverbände  nahmen  sich  in  den  folgenden  Jahr- 
zehnten des  Sparwesens  an  und  gründeten  weitere  Anstalten,  so- 
dass im  Jahre  1860  bereits  151  vorhanden  waren  mit  187675 
Sparern  und  27,3  Mill.  Kr.  Guthaben.  Die  weitere  Entwicklung 
der  schwedischen  Privatsparkassen  zeigt  folgende  Tabelle*): 


Jahr 

Sparkassen 

Hilfskassen 

Zahl  der  Sparer 

Guthaben  der  Sparer 
Mill.  Kr. 

1870 

235 

? 

354  357 

57.4 

1879 

354 

? 

754004 

136,6 

1890 

388 

? 

I  089421 

281,7 

1895 

372 

? 

I  098  116 

339.3 

1900 

419 

357 

I  261  557 

451,1 

1905 

439 

359 

I  399  029 

613,3 

Dieselben  unterstehen  zwar  der  Regierungskontrolle,  haben 
aber  hinsichtlich  der  Anlegung  ihrer  Gelder  ziemlich  freien  Spiel- 
raum. Sie  nehmen  Einlagen  nur  bis  zu  einer  gewissen  Höchst- 
grenze an,  das  Maximalguthaben  für  eine  Person  ist  bei  den  meisten 
auf  3000  Kr.  festgesetzt.  Die  Verzinsung  der  Gelder  ist  ziemlich 
hoch,  sie  betrug  1905  durchschnittlich  4,291  *^/o. 

Da  in  den  kleinen  und  weit  auseinander  liegenden  Orten  des 
dünn  bevölkerten  Landes  die  Errichtung  selbständiger  Sparkassen 
schwierig   und    unrentabel    und   das    Land   im   Sparwesen   hinter 


l)  Handwörterbach  der  Staatswissenschaften,  Band  6,  Jena  1901 ,  Artikel  Spar- 
kassen Seite  874,  und  Bidrag  tili  Sveriges  Officiella  Statistik  Y)  Sparbankstatistik  I 
Sparbanker  för  ar  1900  und  1905  Stockholm. 

Zeitschrift  für  die  ge«.  Staatswissensch.    Ergänsungsheft  27.  J 
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anderen  Ländern  zurückgeblieben  war,  so  hatte  die  Regierung 
schon  länger  ihr  Augenmerk  auf  die  Postsparkassen  gelenkt.  Die 
günstigen  Erfolge  der  englischen  Postsparkasse  bewogen  sie,  dem 
Parlament  einen  dahingehenden  Entwurf  vorzulegen,  der  am 
22.  Juni  1883  zum  Gesetz  erhoben  wurde.  Am  i.  Januar  1884 
trat  die  neue  Anstalt  dann  mit  1575  Poststellen  ins  Leben,  deren 
Zahl  sich  bis  Ende  1905  auf  2982  =  99,3  %  aller  Postämter  er- 
höht hat.  Den  Privatsparkassen  tat  sie  keinerlei  Abbruch,  die- 
selben entwickelten  sich,  wie  dieses  ja  auch  aus  obiger  Tabelle 
hervorgeht,  stetig  weiter. 

Die  schwedische  Postsparkasse  hat  ihren  Sitz  in  Stockholm 
und  wird  von  einem  Direktorium  von  5  Personen  geleitet,  be- 
stehend aus  dem  Generalpostmeister,  ferner  dem  eigentlichen 
Postsparkassendirektor,  dem  Reichsbankdirektor,  dem  Direktor 
des  Staatsschuldbureaus,  und  einem  vom  Könige  ernannten  Be- 
amten. Die  Verwaltung  ist,  was  die  Kontenführung  anlangt,  de- 
zentralisiert; 25  Provinzämter  sind  die  Zentralpunkte  für  ihre 
Umgebung. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  Kr.  gegenüber  25  Oere,  wie  sie 
vielfach  bei  den  Privatsparkassen  besteht.  Für  kleinere  Summen 
wurde  gleich  bei  der  Gründung  das  Sparmarkensystem  eingeführt, 
das  in  ziemlichem  Umfange  angewendet  wird;  1905  wurden  z.B. 
auf  diese  Weise  123472  Kr.  eingezahlt*).  Die  Höchsteinlage  be- 
trug ursprünglich  locx)  Kr.,  1891  wurde  sie  auf  2000  Kr.  herauf- 
gesetzt. Die  Verzinsung  der  Gelder  betrug  vom  i.  Januar  1884 
bis  I.  Januar  1897  3,6%,  von  da  bis  l.  Juli  1899  3.3%  und 
seitdem  wieder  3,6  ®/o;  sie  ist  für  eine  Postsparkasse  sehr  hoch. 
Die  Verwaltungskosten  haben  sehr  geschwankt;  für  1905  betrugen 
sie  0,48  ^/o  von  den  Guthaben  der  Sparer  oder  37  Oere  pro 
Transaktion. 

Der  technische  Hergang  bei  Einzahlungen  ist  derselbe  wie 
bei  der  belgischen  Staatssparkasse;  es  wird  über  die  Einzahlung 
durch  Wertmarken,  die  in  das  Sparbuch  eingeklebt  werden,  quit- 
tiert *).  Auszahlungen  werden  erst  nach  erfolgter  Kündigung,  die 
unter  Beisendung  des  Sparbuches  zu  geschehen  hat,  geleistet. 
Die  Kündigungsfrist  beträgt  für  Summen  bis  50  Kr.  10  Tage,  für 


i)  Extrait  du  Rapport  au  roi  sur  la  Situation  et  la  gestion  de  la  Caisse  d'l^pargne 
postale  de  Su^de  pendant  Tann^e  1905.     Stockholm  1907,  S.  lO. 

2)  Henry  Wolß^  Savings  Banks  at  home  and  abroad,  in  dem  Journal  of  Royal 
Statistical  Society  Band  60,  Jahrgang  1897,  S.  312. 
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Summen  von  50 — 100  Kr  30  Tage  und  für  Summen  darüber 
60  Tage^). 

Schulsparkassen  bestehen  auch  in  Schweden.  In  welchem 
Masse  jedoch  das  Sparen  unter  der  Schuljugend  verbreitet  ist, 
darüber  geben  die  Berichte  der  Postsparkasse  keine  Auskunft,  da 
hauptsächlich  das  Sparmarkensystem  angewendet  wird. 

Am  15.  Mai  1891  bestimmte  ein  Gesetz,  dass  die  Arbeits- 
prämien für  die  Strafanstaltsgefangenen  bei  der  Postsparkasse  ein- 
zuzahlen und  den  Gefangenen  erst  bei  ihrer  Freilassung  zurück- 
zuzahlen seien.  Ende  1905  gab  es  834  derartige  Konten  bei  der 
Postsparkasse  mit  einem  Guthaben  von  71  830,08  Kr. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgte  ursprünglich  nur  in  Staats- 
papieren, Stadtanleihen  und  Pfandbriefen  der  Allgemeinen  Hypo- 
thekenbank. Seit  1902  sind  dann  noch  Hypothekendarleihen  an 
Städte  und  Einlagen  bei  den  Banken  zugelassen.  Von  den  Be- 
ständen Ende   1905  waren  angelegt  in: 

Kasse  Kr.      331270  Wertpapieren       Kr.  38  657  578 

Bankguthaben  >     2792030  Hypotheken  >     14  050 127 

Die  Sparer  der  schwedischen  Postsparkasse  gehören,  wie  dieses 
auch  bei  den  Anstalten  anderer  Länder  der  Fall  ist,  hauptsächlich 
den  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung  an.  Ende  1900  verteUten 
sich  die  Sparer  nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen  wie  folgt*): 


Klasse 
Kr. 

Zahl  der 
Sparer 

in  % 

Betra  g  der  Guthaben 
Kr. 

in  % 

bis  10 

277  482 

48,96 

I  451  264 

2,57 

10—     50 

133  921 

23,63 

3175683 

5,62 

50 —  100 

42853 

7,56 

2  972  434 

5,26 

IOC—  500 

83737 

M,77 

18776  163 

33.26 

500 — 1000 

16838 

2,97 

12  794  718 

22,66 

über  1000 

II  974 

2,11 

17  291  130 

30,63 

Die  Entwicklung  der  schwedischen  Postsparkasse  zeigt  fol- 
gende Tabelle  (S.  68)»): 

Der  Rückgang  der  Guthaben  vom  Jahre  1899  ab  ist  zurück- 
zufuhren auf  die  in  diesem  Jahre  erfolgte  Erhöhung  des  Zinsfusses 
bei   den  Privatsparkassen  und   auf  die  Massnahmen   der  Banken, 


i)  Zetzsch  y  Ueb erblick  über  die  bestehenden  Postsparkassen,  Archiv  für  Post 
und  Telegraphie  31.  Jahrgang,  Berlin  1903,  S.  497. 

2)  Bidrag  tili  Sveriges  Offidella  Statistik  Y)  Sparbankstatistik  II  Postsparbanken, 
Stockholm  1901,  S.  22. 

3)  Zusammengestellt  aus:  Bidrag  tili  Sveriges  Officiella  Statistik  Y)  Sparbank- 
statistik II  Postsparbanken  for  ar  1900  (S.  19),  for  ar  1903  (S.  17),  for  ar  1905  (S.  21) 
Stockholm. 

5* 
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Jahr 

Zahl  der  Sparer 

Guthaben  der  Sparer 
Kr. 

Dttrchschnittsguthaben 
Kr. 

1884 

79513 

827641 

10,41 

1885 

112724 

I  455  20s 

12,91 

1886 

134769 

2  i  19  395 

15.73 

1887 

152016 

2  885  397 

18,98 

1888 

174747 

4650744 

26,61 

1889 

202  520 

8  482  668 

41,89 

1890 

237060 

13  016  554 

54»9> 

1891 

«71  540 

16264062 

59.90 

1892 

300299 

19  508  440 

64i94 

1893 

325  498 

23417475 

71.94 

1894 

367  337 

29681  630 

80,80 

1895 

408  288 

38  477  499 

94.24 

1896 

451  872 

49  733  810 

110,06 

1897 

495  383 

58  107  483 

117.30 

1898 

535  305 

64  033  596 

119.62 

1899 

556544 

59934156 

107,69 

1900 

566805 

5646139« 

99161 

190 1 

573800 

54  226  354 

94,50 

1902 

577627 

53  916  398 

93.34 

1903 

570  686 

54482233 

95.47 

1904 

570  203 

55410004 

97.18 

1905 

567  023 

54  658  804 

96,40 

die  ihren  Kunden  hinsichtlich  der  Kündigung  von  Geldern  grössere 
Bequemlichkeiten  boten.  Die  Postsparkasse  suchte  dem  zwar  zu 
begegnen,  indem  sie  ihren  Zinsfuss  am  l.  Juli  1899  wieder  auf 
den  alten  Stand  erhöhte,  hatte  aber  damit  keinen  rechten  Erfolg. 

Am  I.  Januar  1903  trat  in  Schweden  eine  staatliche  Kranken- 
kasse und  Rentenversicherungsanstalt  ins  Leben,  deren  gesamten 
Dienst  die  Postsparkasse  ausübt^).  1905  wurden  für  diese  Anstalt 
3183  Einzahlungen  im  Betrage  von  686241,11  Kr.  und  5040  Aus- 
zahlungen im  Betrage  von  105441,39  Kr.  durch  die  Postsparkasse 
vermittelt.  Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  ebenfalls  durch  die 
letztere.  Von  denselben  waren  1905  332  345,53  Kr  in  Hypotheken- 
darleihen an  Städte  und  1047 915.40  Kr  in  Wertpapieren  angelegt. 

Ebenso  vermittelt  die  Postsparkasse  den  Dienst  für  die  am 
I.  Januar  1905  ins  Leben  getretene  staatliche  Rentenversichenings- 
anstalt  für  Hebammen^).  Bis  Ende  1905  waren  469  Hebammen 
beigetreten,  die  714  Einzahlungen  im  Gesamtbetrage  von  9851 
Kronen  machten. 

Finnland. 

In  Finnland  waren  Sparkassen  schon  im  Jahre  1820  bekannt. 
Sie  haben  sich  seit  dieser  Zeit  ständig  ausgebreitet  und  besonders 

1)  Extrait  du  rapport  etc.,  S.  14. 

2)  Ebenda,  S.  15. 
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auf  dem  Lande  als  Kreditinstitute  grosse  Geltung  erlangt.  In  den 
Städten,  in  denen  ungefähr  i6  %  aller  Sparkassen  ihren  Sitz  haben, 
haben  sie  kapitalistischen  Charakter.  Bis  1896  waren  die  Privat- 
sparkassen keinerlei  Zwang  unterworfen,  von  da  ab  kamen  sie 
jedoch  unter  Regierungskontrolle.  Welche  Bedeutung  sie  in  dem 
schwach  bevölkerten  Lande  erlangt  haben,  erhellt  aus  folgenden 
Ziffern  ^) : 

Jahr        Kassen  Sparer  Guthabenbetrag 

1887  127  56019  31478840 

1897  165  112  167  59222307 

1904  ?  190070  121 401 023 

Durch  ein  Gesetz  vom  24.  Mai  1886,  das  durch  Instruktionen 
vom  5.  Oktober  1886  ergänzt  wurde  ^),  wurde  in  Finnland  eine 
Postsparkasse  gegründet,  hauptsächlich  wohl  deshalb,  um  der 
Bevölkerung  in  den  weitverstreuten  kleinen  Orten,  wo  es  keine 
Sparkassen  gab,  Gelegenheit  zum  Sparen  zu  geben.  Die  neue 
Anstalt  trat  am  i.  Januar  1887  mit  189  Poststellen  ins  Leben, 
hat  jedoch  den  Privatsparkassen  gegenüber  fast  keine  Bedeutung 
zu  erlangen  vermocht. 

Die  finnische  Postsparkasse  hat  ihren  Sitz  in  Helsingfors,  und 
wird  von  einem  Direktorium  von  3  Mitgliedern  geleitet,  bestehend 
aus  dem  Postdirektor,  dem  Direktor  des  »Staatskontores«  und 
einem  Beigeordneten  aus  dem  Oekonomiedepartement.  Die  Ver- 
waltung, speziell  die  Kontenfiihrung  ist  dezentralisiert;  16  selb- 
ständige Distriktsämter  besorgen  den  Dienst. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  finnische  Mark ;  fiir  niedrigere 
Summen  wurde  gleich  bei  der  Gründung  das  Sparmarkensystem 
eingeführt;  1906  wurden  auf  diesem  Wege  Mk.  7500  eingezahlt. 
Die  Höchsteinlage  war  ursprünglich  auf  1000  Mk.  bemessen,  die- 
selbe wurde  am  25.  Januar  1906  auf  Mk.  3000  heraufgesetzt.  Die 
Verzinsung  der  Gelder  beträgt  3  %.  Die  Verwaltungskosten  be- 
trugen für  das  Jahr  1906  0,87  %  von  dem  Guthaben  der  Sparer 
oder  66  Penni  pro  Transaktion. 

Die  Technik  bei  Einzahlungen  ist  dieselbe  wie  bei  der  bel- 
gischen Postsparkasse;  über  eine  Einlage  wird  durch  Wertmarken 
quittiert  ').    Rückzahlungen  werden  erst  nach  erfolgter  Kündigung 

i)  Aus :  Statesmans  Yearbook  for  the  year  1890,  for  the  year  1900  und  for  the 
year  1907.    London. 

2)  Storfurstendömet  Finlands  Författnings-Samling,  1886  Nr.  30,  Helsingfors  1886. 

3)  Storfurstendömet  Finlands  Författnings-Samling,  1886  Nr.  15,  Helsingfors  1902, 
Seite  3. 
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geleistet,  die  unter  Beisendung  des  Sparbuches  zu  geschehen  hat. 
Die  Kündigungsfristen  betragen  für  Summen  bis  loo  Mk.  lo  Tage, 
bei  Summen  von  loo — 500  Mk.  30  Tage,  bei  Summen  darüber 
60  Tage. 

Schulsparkassen  in  Verbindung  mit  der  Postsparkasse  be- 
stehen seit  dem  16.  September  1902,  und  zwar  haben  alle  die 
Form  der  Pfennigsparkassen.  1906  gab  es  130,  und  es  wurden 
bei  ihnen  4796  Einzahlungen  von  zusammen  Mk.  21  967  gemacht. 
Ferner  gibt  es  seit  dem  6.  Mai  1897  Fabriksparkassen;  1906  gab 
es  10,  von  denen  375  Einzahlungen  im  Betrage  von  Mk.  18970 
gemacht  wurden. 

Die  einlaufenden  Gelder   werden   von  der  Postsparkasse   an 

das  finnische  Staatskontor    abgeführt,    das  sie  in  Staatspapieren, 

Stadtanleihen,   Pfandbriefen  und  Einlagen  bei  Banken   anzulegen 

hat.     Die  Gelder  waren  im  Jahre  1906  wie  folgt  angelegt: 

Kasse  M.     152255 

Wertpapiere  »    519S786 

Bankguthaben  •       906  63a 

Die  Entwicklung  der  finnischen  Postsparkasse  veranschaulicht 
folgende  Tabelle  *): 

Jahr  Kassen  Zahl  der  Sparer  ^^''^  n'lf  "'^^"' 

8718  338316 

14056  710905 

20  162  I  loi  898 
22  532  I  309  701 
23461  1252789 

21  980  I  106853 

20  935  948  336 
20483  981480 

21  145  I  129  461 

22  421  I  386  236 
24  933  2  000  622 
30  203  2  640  082 
35  347  3056071 
40188  3730637 
42965  4088155 
47  45«  4328324 
53  503  5  084  353 
56  462  5  358  468 
53  455  5204601 
57555  6290015 

Worauf  der  Rückgang  der  Guthaben  in  den  Jahren  1891  bis 
1893  und  1905  zurückzufuhren  ist,  habe  ich  leider  nicht  ermitteln 
können. 


1887 

189 

1388 

223 

1889 

253 

1890 

274 

189 1 

310 

1892 

345 

1893 

366 

1894 

384 

1895 

396 

1896 

420 

1897 

439 

1898 

448 

1899 

550 

1900 

590 

190 1 

614 

1902 

635 

1903 

674 

1904 

698 

»905 

728 

1906 

755 

i)  Bidrag    tili   Finlauds    Ofüciella   Statistik  VII,    6,  Postsparbanken.    Postspar- 
banksstyrelsens  berättelse  för  ar  1906,  Helsingfors  1907,  Seite  2  und  li. 


Klasse 

Sparer 

I-       5  M. 

14607 

5 —      20     > 

16430 

20 lOO     » 

13503 

IOC — lOOO     > 

II  829 

1000—3000    » 

I  128 

über  3000    » 

58 

Rumänien. 
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Die  Sparer  der  finnischen  Postsparkasse  gehören  zum  über- 
wiegenden Teile  den  ärmsten  Schichten  der  Bevölkerung  an.  Die 
folgende  Tabelle  zeigt  sie  nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen  geordnet  ^): 

25i38 
28,54 

23.46 
20,50 

1,96 
0,10 


In  Rumänien  gründete  die  Regierung,  um  die  noch  spar- 
unkundige Bevölkerung  zum  Sparen  zu  erziehen,  durch  Gesetz  vom 
5.  Januar  1880  eine  Staatssparkasse,  die  am  i.  April  1881  ihre 
Tätigkeit  aufnahm.  Zu  Filialen  derselben  wurden  alle  staatlichen 
und  kommunalen  Steuerämter,  die  Distriktskassen  und  die  Post- 
ämter gemacht. 

Die  Verwaltung  ist  nicht  wie  in  England  in  der  Hauptstadt 
konzentriert,  sondern  über  mehrere  Distriktsämter  verteilt. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  Leu ;  für  geringere  Summen  ist 
das  Sparmarkensystem  eingeführt.  Die  Höchsteinlage  beträgt 
300  1-ei  für  8  Tage,  überhaupt  3000  Lei.  Die  Verzinsung  der 
Gelder  erfolgt  zu  4V2  %•  Die  Verwaltungskosten  sind  niedrig, 
sie  stellten  sich  für  1906/7  auf  0,15  %   der  Sparguthaben. 

Der  technische  Hergang  bei  Einzahlungen  ^)  ist  derselbe  wie 
bei  der  englischen  Postsparkasse,  mit  dem  Unterschiede,  dass  der 
Sparer  die  Extraquittung,  die  er  ausser  dem  Vermerk  in  seinem 
Sparbuch  erhält,  nicht  vom  Hauptamt  bekommt,  sondern  sofort 
bei  der  Einzahlung  von  der  betreffenden  Annahmestelle. 

Will  der  Sparer  einen  Betrag  bis  300  Lei  erheben,  so  kann 
er  ihn  bei  dem  Amte,  wo  er  die  Einzahlungen  gemacht  hat,  so- 
fort erhalten  gegen  Abgabe  eines  äquivalenten  Betrages  von  Extra- 
quittungen, die  er  über  frühere  Einzahlungen  erhalten  hat.  Sollte 
sich  der  gewünschte  Betrag  aus  den  Quittungen  nicht  darstellen 
lassen,  dann  wird  eben  ein  höherer  Betrag  zusammengestellt  und 
die  Differenz  als  neue  Einzahlung  angesehen.  Bei  Beträgen  über 
300  Lei   greift   dasselbe  Verfahren  Platz   wie  bei  der  englischen 


i)  Bidrag  tili  Finlands  Officiella  Statistik  etc.,  Seite  12. 

2)  Regulament  pentru  Serviciul  Casei    de  Economie ,    Bucarest ,    Seite  20.     Die 
Uebersetzung  verdanke  ich  der  Freundlichkeit  des  Herrn  Michail  Ditnitresco» 
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Postsparkasse,  wiederum  unter  Abgabe  eines  entsprechenden  Be- 
trages von  Extraquittungen. 

Die  Schulsparkassen  sind  in  Rumänien  sehr  ausgebreitet,  alle 
Lehrer  und  Lehrerinnen  sind  von  Amts  wegen  Beamte  der  Staats- 
sparkasse ^)  und  haben  jeden  Morgen  vor  Schulbeginn  zu  fragen^ 
ob  jemand  Einzahlungen  machen  will.  Das  System  der  Pfennig- 
sparkassen herrscht  vor. 

Auf  Wunsch  der  Sparer,  oder  falls  deren  Guthaben  den  zu- 
lässigen Höchstbetrag  überschritten  hat,  kauft  die  Staatssparkasse 
für  sie  Wertpapiere,  nimmt  dieselben  in  Verwahrung  und  stellt 
darüber  Rentenbücher  aus.  In  welchem  Masse  die  Sparer  von 
dieser  Massregel  Gebrauch  gemacht  haben  ,  liess  sich  nicht 
feststellen. 

Die  Anlegung  der  Sparguthaben  erfolgt  ausschliesslich  in 
Staats-,  Distrikts-,  Stadtanleihen  und  Hypothekenpfandbriefen.  Am 
31.  März  1907  waren  von  den  Geldern  (Reserven  inbegriffen)  an- 
gelegt in  *) 

Staatspapieren                                                           Lei  37  477  001 

Diftriktsanleihcn  und  Hypothekenpfandbriefen       »  28  104  471 

StadUn leihen                                                               »  5  394  997 

Kassenbtständen                                        »  i  245  583 


zusammen  Lei  72  222  052 


Die  rumänische  Staatssparkasse  hat  sich  langsam,  aber  stetig 
entwickelt,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt  *) : 


Jahr 

Guthaben 
Lei 

Jahr 

Guthaben 
Lei 

188 1/2 

I  301  927 

1894/5 

21  183965 

1882/3 

2  476  923 

1895/6 

23281843 

1883/4 

3  511  290 

1896/7 

24  345  965 

1884/5 

4739302 

1897/8 

27354313 

1S85/6 

6  098  263 

1898/9 

31  610763 

1886/7 

7  479  939 

'999/1900 

a8  892  675 

1887/8 

9  049  364 

1900/ 1 

28  926  677 

18S8/9 

10358544 

1901/2 

32404591 

188Q/90 

II  970093 

1902/3 

36  862  089 

1890/ 1 

15011  882 

1903/4 

41  652  642 

1891/2 

17544680 

»904/5 

44906824 

1892/3 

18  133  123 

1905/6 

52  124  975 

1893/4 

20  601  899 

1906/7 

58  733  243 

i)  Lege  pentru  Casa  de  Economie,  Bucarest,  Seite  16.  (Gesetz  und  Reglements 
sind  aus  einem  mir  zur  Verfügung  gestellten  Sparbuche  entnommen.) 

2)  Casa  de  Depuneri  Consemnatiuni  si  Economie,  Bilantul  anului  financiar  1906/7. 

3)  Cont  de  depunerile  si  restituirile  efectuate  pe  seama  Gaset  de  Economie  de 
la  infiintarea  ei  pcinci  la  31  Martie  1907.  (Beides  schriftliche  Mitteilungen  der  Di- 
rektion.) 
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Bulgarien. 

In  Bulgarien  hatte  die  Regierung  bereits  im  Jahre  1884  ^^^ 
Errichtung  einer  Postsparkasse  ins  Auge  gefasst  und  unter  dem 
20.  Januar  1885  ein  dahingehendes  Gesetz  erlassen.  Aber  erst 
am  I.  Januar  1896  trat  die  neue  Anstalt  mit  74  Sparstellen  in 
Tätigkeit,  deren  Zahl  sich  bis  Ende  1906  auf  193  erhöht  bat. 

Die  Verwaltung  der  Postsparkasse,  die  dem  Reichsschatzamt 
und  der  Oberrechnungskammer  unterstellt  ist,  ist  in  Sofia  zentra- 
lisiert; die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  durch  die  bulgarische 
Volksbank. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  Lew ;  für  geringere  Summen  ist 
das  Sparmarkensystem  in  Anwendung.  Die  Höchsteinlage  beträgt 
für  den  einzelnen  2000  Lewa,  für  Wohltätigkeitsanstalten  und  ähn- 
liche Gesellschaften  5000  Lewa.  Die  Verzinsung  der  Gelder  er- 
folgt zu  4  %.  Die  Verwaltungskosten  betrugen  für  1906  0,28% 
der  Sparguthaben  oder  18  Stotinki  pro  Transaktion. 

Was  die  Technik  der  Einzahlungen  anlangt,  so  ist  das  bel- 
gische Quittungsmarkensystem  in  Anwendung.  Die  Einlagen  wer- 
den ebenso  wie  die  Rückzahlungen  in  Silber  berechnet. 

Auch  für  die  Rückzahlungen  hat  das  belgische  System  Gültig- 
keit Die  Kündigungsfristen  waren  ursprünglich  lang,  sie  sind 
jedoch  durch  das  Gesetz  vom  16.  Januar  1906  *)  verkürzt  und  be- 
tragen 

ohne  Kündigung  zahlbar 
Kündigangsfrist  von     5  Tagen  bis 

9  >     10       >        > 

»  >     15       >        > 

>  »     20       »        » 

>  »     25       *        > 

Die  Sparbücher  müssen  bei  Verlust  der  Zinsen  bis  zum  i.  April 
des  nächstfolgenden  Jahres  zwecks  Kontrolle  eingereicht  werden. 
Die  Sparguthaben  sind  frei  von  gerichtlicher  Beschlagnahme. 

Uebersteigt  das  Guthaben  eines  Sparers  den  zulässigen  Höchst- 
betrag, dann  kauft  die  Postsparkasse  Staatspapiere  für  ihn;  das- 
selbe tut  sie  auch  jederzeit  auf  Verlangen  des  Sparers.  Die 
Summe  der  neuen  Anlegungen  belief  sich  für  das  Jahr  1906  auf 
45  icx>  Lewa. 


25 

Lewa 

50 

» 

100 

» 

500 

» 

1000 

> 

aber 

1000 

» 

i)  Gesetz  über  Post-,  Telegraphen-  und  Telephonwesen,  Sofia  1906,  Kapitel 
XII,  Sparkassen,  Seite  31  R.  Ausserdem  standen  mir  noch  die  Ausführungsbestim- 
mungen  zu  diesem  Gesetz  zur  Verfügung. 
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Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  gegen  eine  4Va^/oige  Ver- 
zinsung bei  der  bulgarischen  Volksbank,  die  sie  ursprünglich  nach 
eigenem  Ermessen  verwenden  konnte,  seit  1903  aber  zum  grössten 
Teil  in  Staatspapieren  anlegen  muss.  Ende  1906  waren  Lewa 
19576000  in  Staatspapieren  angelegt,  während  Lewa  8242746.10 
als  Konto-Korrentguthaben  bei  der  Bank  blieben. 

Die  Sparer  gehören  überwiegend  den  ärmeren  Volksklassen 
an.  Die  folgende  Tabelle  gruppiert  sie  für  1905  nach  der  Höhe 
ihrer  Einlagen^): 


bis  20  Lewa 

21 —  100   > 

100 —  500   > 

500 — 1000   » 

über  1000   > 


34886  Sparer 

21  528   » 

26  588   » 

7281   » 

7860   > 


177  866  Lewa 
974  680   » 

5438331   » 

4757166   » 

10691  416   • 


Die  folgende  Tabelle  zeigt  die  Sparer  des  Jahres  1906  nach 
Berufsgruppen  *) : 

Berufe                       Zahl  in  0/^                     Berufe 

Geschäftsleute  26890  I4»73  Arbeiter 

Beamte  25492  13,96  Versch.  Berufe 

Hausfrauen  23  570  12,91  Verein^ 

Dienstboten  I7  ^57  9f40  Gärtner 

Schüler  15  073  8,26  Geistliche 

Militär  1 1  627  6,37  Staatsämter 

Lehrer  10  218  5,60  Kirche  und  Schule 

Händler                             9994  5,48  Wohltätigkeitsges. 

Landwirte                           9  938  5,45  Fischer 

Kinder  unter  7  J.             9  883  5,41  Aktiengesellschaften 

Liberale  Berufe                 7  162  3,92 

Die  bulgarische  Postsparkasse  hat   eine   stetige  Entwicklung 
gehabt,  wie  folgende  Tabelle  zeigt*): 


Zahl 

5825 
4882 

1073 

1043 

885 

594 
552 
398 
»95 
"5 


3.19 
«.67 

o»59 
0,57 
0,48 
0,32 
0,30 
0,22 
0,11 
0,06 


Jahr 

1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 

1905 
1906 


Zahl  der  Stellen 

74 

98 
109 
120 
128 
134 
137 
144 
166 
174 
193 


Sparer 

8186 

17740 

29  290 

40867 

53  «94 

67795 

84098 

loi  038 

124007 

148963 

175630 


Guthaben 
Lewa 

86493» 

2  177  149 

3  270  685 
4083776 

4  911  040 
6  838  635 
8  149  291 

II  060456 
16  133202 
22  019  941 
28  296  929 


1)  Hauptdirektion  der  Post-,    Telegraphen-   und  Telephonämter.    Bericht    über 
die  Sparkassen  für  das  Jahr  1905,  Sofia  1906,  Seite  3. 

2)  Hauptdirektion  der  Post-,    Telegraphen-    und  Telephonämter.     Bericht    über 
die  Sparkassen  für  das  Jahr  1906,  Sofia  1907,  Seite  6  f. 

3)  Ebenda ,    Seite  50  ff.     Die  Uebersetzung    des   gesamten  Materials  danke  ich 
der  Freundlichkeit  des  Herrn  Dr.  Lnvin, 
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Türkei  1). 

1905  ist  auch  die  Türkei  in  die  Reihe  der  Länder  einge- 
treten, die  Postsparkassen  haben. 

Die  türkische  Postsparkasse  ist  nach  österreichischem  Muster 
organisiert  und  hat  ihren  Dienst  bereits  in  Stambul,  Galata, 
Smyrna,  Saloniki,  Beirut,  Damaskus,  Aleppo,  Brussa  und  Bag- 
dad aufgenommen.  Nach  und  nach  ist  die  Einführung  des  Spar- 
kassendienstes bei  allen  Postämtern  des  Reiches  in  Aussicht  ge- 
nommen. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  5  Piaster,  für  Summen  darunter 
ist  das  Sparmarkensystem  eingeführt.  Die  Höchsteinlage  beträgt 
20000  Piaster.  Die  Einlagen  werden  bis  loooo  Piaster  mit  3°/o, 
bis  20000  Piaster  mit  27a  ®/o  verzinst. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  in  4®/o  Türkischen  Staats- 
werten; ausserdem  sind  Einlagen  bei  der  Ottomanbank  und  der 
Postanweisungskasse  vorgesehen. 

Uebersteigt  das  Guthaben  eines  Sparers  den  zulässigen 
Höchstbetrag,  so  wird  die  überschiessende  Summe  ohne  weiteres 
in  Staatspapieren  angelegt. 

Angaben  über  die  Erfolge  der  Türkischen  Postsparkasse  ver- 
mochte ich  leider  nicht  zu  erlangen. 

Kap-Kolonie. 

In  der  Kap-Kolonie  bestanden  im  Jahre  1884  drei  grössere 
Privatsparkassen,  die  Cape  of  Good  Hope  Savings  Bank  zu  Kap- 
stadt mit  Filialen,  die  Kaffrarian  Savings  Bank  zu  King  Williams 
Town,  und  die  Grahams  Town  Savings  Bank,  sowie  eine  Regie- 
rungssparkasse, die  durch  Gesetz  vom  Jahre  1872  gegründet  war. 
Diese  Sparkassen  vermochten  jedoch  bei  weitem  nicht  in  wirk- 
samer Weise  den  Spartrieb  im  Lande  zu  fördern,  (die  Privat- 
sparkassen hatten  1884  £  467060.15.3  Spargelder,  die  Regierungs- 
sparkasse nur  i^  5971. 19. 11)  und  so  entschloss  sich  die  Regierung 
schon  1883  zur  Errichtung  einer  Postsparkasse,  die  fast  genau 
dem  englischen  Muster  nachgebildet  wurde.  Die  Mindesteinlage 
sollte  I  sh,  die  Höchstsumme  £  200,  mit  aufgelaufenen  Zinsen 
£  250  betragen;  nur  Friendly  Societies  konnten  Beträge  ohne 
jede    Begrenzung    einzahlen.     Die    Verzinsung,  deren    Höhe    auf 


i)  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  33.  Jahrgang,  Berlin  1905,  Seite  501. 
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S'/Z/o  festgesetzt  wurde,  sollte  5^0  nicht  übersteigen  *). 

Im  Jahre  1886  wurde  dann  durch  ein  Gesetz  auch  anderen 
Gesellschaften»  Klubs-  und  Fondsverwaltungen  die  Erlaubnis  er- 
teilt, Spareinlagen  ohne  jede  Begrenzung  zu  machen.  Ausserdem 
wurde  in  diesem  Jahre  das  Sparkassengesetz  vom  Jahre  1875 
aufgehoben,  wodurch  die  Postsparkasse  einen  reichen  Zuwachs 
an  neuen  Sparern  erhielt '). 

Im  Jahre  1889  wurde  im  Zusammenhang  mit  einer  neuen 
Bestimmung  (siehe  unten)  durch  Gesetz  die  Höchsteinlage  auf 
£  ICO  jährlich,  £  500  überhaupt,  mit  aufgelaufenen  Zinsen  auf 
£  600  erhöht  Ferner  wurden  Bestimmungen  erlassen,  nach  denen 
ein  Sparer  für  die  Rückzahlungen  von  Spargeldem  den  Tele- 
graphen benutzen  kann"). 

Die  Postsparkasse  der  Kap-Kolonie  hat  sich  von  Anfang  an 
in  aufsteigender  Linie  entwickelt  (siehe  unten)  in  den  letzten 
Jahren  nur  hat  sich  infolge  der  andauernden  kommerziellen  Krisis 
ein  Rückgang  eingestellt,  der  indes  jetzt  zum  Stillstand  gekommen 
zu  sein  scheint.  Mit  der  Postsparkasse  verbunden  sind  25  Pfennig- 
sparkassen, die  von  religiösen  Körperschaften  gegründet  sind. 
Die  Berichte  der  Postsparkasse  klagen  darüber,  dass  ihre  Zahl 
nicht  anwachsen  will,  weil  insbesondere  die  Volksschullehrer  kein 
Verständnis  für  diese  Errichtung  zeigen.  Der  Zinsfuss  ist  auf 
3  7o  ermässigt,  da  die  schlechte  Anlegung  der  Gelder  (siehe 
unten)  der  Postsparkasse  keinen  Nutzen  lässt,  und  da  die  Kosten 
für  die  einzelne  Transaktion  sehr  hoch  zu  nennen  sind,  (i  sh  i  d.) 
Letzteres  mag  teilweise  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  den 
Postbeamten  für  jede  Transaktion  eine  Vergütung  von  iVs  d  zu- 
gebilligt wird. 

Die  Entwicklung  der  Postsparkasse  veranschaulicht  folgende 
Tabelle*): 


Jahr 

Zahl  der  Stellen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

1884 

112 

4  775 

93226 

1890 

167 

21  521 

446000 

1894—95 

241 

41408 

I  179792 

1899 — 00 

313 

70812 

2  034  997 

1900— OJ 

320 

82753 

2510764 

1)  Acts  of  Parliament,  Nr.  6  of  1883,  Cape  Town  1889. 

2)  Acts  of  Parliament,  Nr.  4  of  1886,  Cape  Town  1889. 

3)  Acts  of  Parliament,  Nr.  5  of  1889,  Cape  Town  1889. 

4)  Report    of   the   Postmaster    General    for    the    Year  1906,   Cape  Town  1907, 
Seite  28  ff.  u.  Seite  63  ff. 
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Jahr  Zahl  der  Stellen         Zahl  der  Sparer         ^*^'*S  derJJuthabcn 

1901—02  328  92413  2726074 

1902—03  337  95590  2548410 

1903—04  345  99421  2447712 

1904—05  349  98  328  2  266  946 

'905—06  357  99  961  2  229  608 

Die  Hauptmasse  der  Sparer  stellen  die  Bezirke  der  frucht- 
baren Ostküste  und  der  Gold-  und  Diamantminenindustrie.  Die 
Zusammensetzung  der  Sparer  nach  ihrem  Beruf  zeigt  folgende 
Tabelle : 

Verheiratete  Frauen,  Jungfrauen,  Witwen  und  Minderjährige    31,33% 

Industriearbeiter  22,0     > 

Personen  in  Handel  und  Verkehr  18,66  » 

Beamte  9,34  » 

Lehrer  7,60  » 

Soldaten  und  Matrosen  4,40  > 

Handwerker  2,27  > 

Dienstboten  1,93  » 

Verschiedene  1,27  » 

Bauern  und  Fischer  1,20  » 

Einen  besonderen  Geschäftszweig  der  kapländischen  Post- 
sparkasse, der  durch  Gesetz  vom  Jahre  1889  begründet  und  1890 
aufgenommen  wurde,  bildet  die  Ausstellung  von  Sparcertifikaten  *). 
Jeder  Sparer  kann  Beträge  von  mindestens  £  100  von  seinem 
Sparkonto  auf  ein  besonderes  Konto  übertragen  lassen.  Auf 
Grund  dieses  Separatkontos  werden  ihm  dann  gegen  geringe  Gebühr 
Certifikate  in  Beträgen  von  mindestens  j^  100  ausgestellt,  die 
halbjährliche  Zinsenkoupons  tragen  und  unübertragbar  sind.  Ge- 
wisse Gesellschaften,  Klubs  und  Fondsverwaltungen  können  sich 
bis  £  1000  Certifikate  ausstellen  lassen,  während  ihr  Betrag  beim 
einzelnen  Sparer  £  500  bez.  £  600  mit  dem  regulären  Spar- 
konto zusammen  nicht  überschreiten  darf  (siehe  oben).  Die  Rück- 
zahlung von  solchen  Certifikaten  erfolgt  gegen  dreimonatliche 
Kündigung,  sofort  nur  in  besonders  dringenden  Fällen,  alsdann 
unter  einem  Abzug  von   10  sh  pro  Stück. 

Da  diese  Certifikate  den  Charakter  eines  Namenpapieres 
an  sich  tragen,  das  zwar  einer  Zinsveränderung,  nie  aber  Kurs- 
schwankungen unterworfen  sein  kann,  da  ausserdem  ihre  Verzin- 
sung 3V2  %  beträgt  gegen  3%  beim  regulären  Konto,  so  erfreuten 
sie  sich  einer  immer  grösser  werdenden  Beliebtheit.  Das  Anwach- 
sen   dieses  Geschäftszweiges  veranschaulicht    folgende  Tabelle^): 

i)  Acts  of  Parliament,  Nr.  5  of  1889,  Cape  Town  1889. 

2)  Report  of  thc  Postmaster  General  for  the  Year  1906,  Cape  Town  1907, 
Seite  64. 
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Jahr 
30.  VI. 

Betrag  der  Zertifikate                       Jahr             Betrag  der  Zertifikate 
£                                  30.  VI.                      S 

1890 
1895 
1900 
1901 
1902 

33  400                                   1903                     593  700 
297  500                                   1904                    543  800 
401  500                                   1905                     521  700 
507800                                   1906                     540400 
624300 

Die  Art  der  Anlage  der  Postsparkassengelder  (einschl.  Zertifi 
katkonto)  zeigt  folgende  Tabelle:  (30.  Juni   1906)') 

.   ,                              Nominalbetrag             Kursweit 
AnUge                                   £                            £ 

5%  Regierungsanleihe  11714  12  182 

4V»%  do.  7000  7175 

3V2%  do.  609093  593866 

3%  do-  499500  435199 

2^/«  %  Schatzscheine  i  669  000  i  669  000 

Der  ungewöhnlich  hohe  Betrag  der  niedrig  verzinslichen 
Schatzscheine,  die  die  Postsparkasse  noch  dazu  al  pari  über- 
nehmen musste,  lässt  ihr  naturgemäss  bei  3%,  die  sie  an  die 
Sparer  weiterzahlen  muss,  keinen  Gewinn,  und  so  schloss  sie  am 
30.  Juni   1906  mit  einem  Netto verlust  von  £  9540. — . —  ab. 

TransvaaL 

In  dieser  früheren  Burenrepublik  wurde  am  l.  Januar  1893 
eine  Postsparkasse  ins  Leben  gerufen,  die  in  ihrer  Organisation 
genau  der  benachbarten  kapländischen  nachgebildet  war.  Die- 
selbe hatte  sich  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  langsam, 
aber  stetig  fortentwickelt.  Während  des  Burenkrieges  trat  eine 
Stockung  in  den  Geschäften  ein;  zeitweilig  hörten  dieselben  so- 
gar gänzlich  auf.  Nach  dem  Friedensschluss  kam  das  Land  und 
mit  ihm  die  Postsparkasse  unter  britische  Verwaltung,  unter  der 
sie  sich  kräftig  fortentwickelte  *). 

Die  Mindesteinlage  beträgt  I  sh,  die  Höchsteinlage  £  500, 
mit  aufgelaufenen  Zinsen  £  600.  Die  Verzinsung  der  Gelder  er- 
folgt zu  3%.  Die  Verwaltungskosten  sind  sehr  hohe,  sie  betru- 
gen 1906/7  0,91%  der  Sparguthaben,  oder  i  sh  2*/io  d  pro 
Transaktion. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  ausschliesslich  in  Staatspapieren. 

Das  Anwachsen  der  Postsparkasse  veranschaulicht  folgende 
Tabelle  2): 

1)  Report  of  the  Postmaster  General  for  the  Year  1906,  Cape  Town  1907, 
Seite  82. 

2)  Nach  Mitteilungen ,  die  mir  der  Controllor  of  the  Post  Office  Savings  Bank 
of  the  Transvaal  Colonie  gemacht  hat. 
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I.  Febi 


Jahr 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

I.  Jan.  —  31.  Dez. 

1893 

1853 

48515 

*   >  —  »   » 

1894 

3874 

112  391 

1895 

6339 

172  124 

>   »  —  »   » 

1896 

8  118 

202  832 

>     »    3               » 

1897 

10391 

271  549 

>     »    »      » 

1898 

12544 

331  710 

»      >     »      > 

1899 

9  945 

70957 

*   »  —   I.  Mai 

1900 

9672 

59341 

>r.  1901  —  31.  Dez. 

1901 

"515 

II0457 

I.  Jan.  —  31.  Juni 

1902 

12020 

148  084 

»   »  —  >    > 

1903 

27940 

677871 

»   »  —  »   > 

1904 

35059 

896637 

»   »  —  »   » 

1905 

40844 

I  073  585 

»   *  —  »   » 

1906 

47092 

I  287  120 

>   »  —  »   * 

1907 

51  022 

I  343  644 

Sierra  Leone  *). 

In  der  englischen  Kolonie  Sierra  Leone  wurde  durch  Gesetz 
vom  Jahre.  1877  eine  Regierungssparkasse  ins  Leben  gerufen, 
die  erst  im  Jahre  1881  unter  Oberaufsicht  des  Schatzamtes  ihren 
Geschäftsbetrieb  eröffnete.  Im  Jahre  1896  wurde  sie  in  eine 
Postsparkasse  nach  dem  Vorbilde  des  Mutterlandes  umgewandelt. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  sh,  die  Höchsteinlage  war  ur- 
sprünglich auf  ^  50  jährlich  und  £  2CX)  überhaupt  festgesetzt, 
wurde  aber  durch  Gesetz  vom  9.  Juli  1900  auf  ^  100  jährlich 
und  £  500  überhaupt  erhöht.  Die  Verzinsung  der  Gelder  erfolgt 
zu  272%. 

Zur  Zeit  sind  8  Postämter  zum  Postsparkassendienst  heran- 
gezogen, und  zwar  die  Aemter  zu  Freetown,  Bonthe,  Waterloo, 
Moyamba,  Bandajuma,  Panguma,  Kaballa  und  Kambia. 

Seit  1906  besteht  eine  Vereinbarung  mit  der  britischen  Post- 
sparkasse, nach  der  es  möglich  ist,  Guthaben  aus  der  einen  An- 
stalt in  die  andere  zu  übertragen  und  zwar  Beträge  bis  zu  £  200 
jährlich,  Beträge  bis  zu  £  500  nur  dann,  wenn  damit  Staats- 
papiere gekauft  werden  sollen. 

Die  Regierungs-  bez.  Postsparkasse  Sierra  Leones  hat  sich 
stetig  entwickelt,  wie  folgende  Tabelle  (S.  80)  zeigt: 

In  welcher  Weise  die  Postsparkassengelder,  die  beim  Schatz- 
amt der  Kolonie  eingezahlt  werden,  angelegt  werden,  habe  ich  nicht 
in  Erfahrung  bringen  können;  doch  ist  wohl  anzunehmen,  dass 
ihre  Anlegung  wie   beim  Mutterlande    in    Staatspapieren    erfolgt. 

l)  Die  folgenden  Angaben  stützen  sich  auf  Mitteilungen  und  Drucksachen,  die  ich 
vom  Postmaster  General  of  Sierra  Leone,  Mr.  l/as,  C.  SmiiAy  Freetown,  erhalten  habe. 
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Zahl  der  Konten 
(Regieningssparkatse) 

Betrag  der  Guthaben 

Durchschnittsguthaben 

Jahr 

(Regierungssparkasse) 

(Regierungssparkasse) 

1885 

251 

4946.  16.     7 

19.  14.     2 

1886 

386 

8  304.     8.    8 

21.  10.     3 

1887 

502 

9330.  18.     7 

18.  17.     8 

1888 

690 

12  184.    2.     $ 

17.  13.     2 

1889 

904 

14 179.     3.    8 

15.  13.     8 

1890 

1120 

16489.  — .    6 

14.  14.     4 

1891 

1405 

22  593.     6.  1 1 

16.     I.     7 

1892 

1729 

26  586.     6.     9V* 

15.  10.     2 

1893 

2026 

30724.  13.     2 

»5.    3.    3 

1894 

2689 

35904.     9.    4Vt 

13.    7.  - 

1895 

2039 

36754.  10.     2 

18.  — .     6 

Tfthl   Her   ICont«n 

Betrag  der  Guthaben 

Dnrchschmttsguthabtti 

Jahr 

(Postsparkasse) 

(Postsparkasse) 
£ 

(Postsparkasse) 

1896 

M^t 

39425.  18.     1 

17.     6.     5 

1897 

3246 

40461.    2.  loVi 

12.     9.  — 

1898 

3451 

43  303.  12.  loVi 

12.  10.  — 

1899 

3581 

47830.     3.  11 

13.     7-  — 

1900 

3839 

48924-    4,     6 

12.  14.  — 

1901 

4116 

48904.  12.     iVi 

11.     7.     8 

1902 

4470 

50463.     9.  — 

II.  10.     2 

1903 

5181 

58865.     8.  10 

"•     7.     3 

1904 

5539 

63478.  12.     5V» 

II.     9.    3 

1905 

5680 

63750.  13.    6V« 

II.     4.     7 

1906 

6240 

70309.  18.     8 

II.     5.    4 

Durch  Gesetz  vom  17.  Mai  1907  wurde  bei  der  Postsparkasse 
von  Sierra  Leone  der  Postscheckverkehr  eingeführt;  näheres  da- 
rüber findet  sich  auf  Seite  155. 

Rhodesia  ^). 

In  Rhodesia  wurde  am  i.  Januar  1905  eine  Postsparkasse 
errichtet.  Bis  zum  31.  März  des  Jahres  betrugen  die  Einlagen 
£  8858.  Bis  30.  November  1905  betrugen  die  Einlagen  £  32  148, 
die  Rückzahlungen  j^  1 1  469.  Vom  30.  November  1905  bis  30.  Nov. 
1906  wurden  eingelegt  £  68248,  ausgezahlt  £  36140. 

Aegypten. 

In  Aegypten  hatte  man  schon  im  Jahre  1881  versucht,  eine 
Regierungssparkasse,  und  im  Jahre  1888  eine  Postsparkasse  ins 
Leben  zu   rufen.     Aber  beide  Versuche  waren  fehlgeschlagen*). 

Erst  der  englischen   Verwaltung   blieb  es   vorbehalten,   eine 

i)  The  Statesmans  Year-Book  for  the  Year  1906  und  1907.    London. 
2)  Henry  Wolff,  Savings  Banks  at  bome  and  abroad,  Journal  of  Royal  Statistical 
Society,  Band  60,  Jahrgang  1897,  Seite  320. 
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Postsparkasse  einzuführen;  dieselbe  begann  ihre  Tätigkeit  am 
I.  April  1901. 

lieber  die  Organisation,  Verzinsung,  Einlagebegrenzung  und 
Anlegung  der  Gelder  habe  ich  nichts  erfahren  können. 

Schulsparkassen  bestehen  seit  der  Gründung  der  Postspar- 
kasse, und  zwar  kommt  das  Sparmarkensystem  bei  ihnen  zur 
Anwendung.  In  Cairo  und  Alexandrien  begibt  sich  ein  Post- 
beamter an  festbestimmten  Tagen  in  die  Schulen,  nimmt  die 
Sparkarten  in  Empfang  und  führt  die  notwendigen  Buchungen 
an  Ort  und  Stelle  aus.  Die  Schulsparkassen  bestanden  1906  in 
12  Orten,  sie  hatten, 4225  Sparer,  von  denen  2085  allein  in  Cairo 
wohnten. 

Im  Jahre  1906  wurden  mit  den  Postsparkassen  Englands 
und  Italiens  Abmachungen  getroffen,  nach  denen  Einzahlungen 
und  Rückzahlungen  für  diese  durch  die  ägyptische  Postsparkasse 
bewirkt  werden  können,  und  umgekehrt. 

Von  den  59084  Sparern  Ende  1906  waren  43877  Einge- 
borene, von  den  übrigen  waren: 

993 

444 
994 

Wie  sich  die  Sparer  nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen  verteilen, 
darüber  habe  ich  nichts  ermitteln  können.  Ihre  Verteilung  nach 
Berufen  zeigt  die  folgende  Tabelle'): 

Berufe  Sparer                               Berufe  Sparer 

Beamte  10  214  Schüler  und  Studenten,  Kinder  12274 

Militär  und  Marine  i  556  Handwerker  und  Tagelöhner  2  247 

Liberale  Berufe  1 727  Dienstboten  5  797 

Geistliche,  Lehrer  1287  Verschiedene  3615 

Kaufleute  ii  178  Wohltätigkeitsgesellschaften  18 

Industrielle  8  619  Verschiedene  Gesellschaften  9 

Landwirte  543 

Die  Tabelle  zeigt,  dass  bei  der  ägyptischen  Postsparkasse 
im  Gegensatz  zu  andern  gerade  die  bemittelteren  Kreise  vor- 
herrschen. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  das  stetige  Anwachsen  der  ägyp- 
tischen Postsparkasse :  *) 


Italiener 

5369 

Oesterreich-Ungam 

Griechen 

3890 

Deutsche 

Engländer 

2272 

Andere 

Franzosen 

1245 

1)  Administration  des   postes    d'^gypte,   Rapport  sur   l'exercice  1906,   Le  Caire 
1907,  Seite  21. 

2)  Ebenda,  Seite  23. 

Zeitschrift  fUr  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungaheft  27.  Ö 
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Jahr 

Kassen 

Sparer 

Guthaben 

1901 

28 

6740 

47  979 

1902 

74 

14159 

87452 

1903 

89 

20199 

130842 

1904 

lOI 

29  IS2 

183  326 

1905 

121 

43424 

240904 

1906 

142 

59084 

331  072 

Kanada. 

In  Kanada  war  man  nach  den  ersten  günstigen  Erfolgen  der 
englischen  Postsparkasse  zur  Errichtung  einer  gleichen  Anstalt 
geschritten,  die  am  i.  April  1868  zunächst  in  den  östlichen  und 
mittleren  Provinzen  ihre  Tätigkeit  aufnahm.  Von  Jahr  zu  Jahr 
wurden  dann  mehr  Postämter  zum  Sparkassendienst  herangezogen, 
und  seit  dem  Jahre  1869  ist  der  Betrieb  über  das  ganze  Dominion 
ausgedehnt. 

Die  Organisation  der  kanadischen  Postsparkasse  ist  Zug  für 
Zug  der  englischen  nachgebildet. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  $,  die  Höchsteinlage  30CX>  $. 
Die  Verzinsung  der  Gelder  erfolgte  ursprünglich  zu  4  %,  am 
I.  Oktober  1889  wurde  dann  die  Rate  auf  3V2  ^o,  und  am  i.  Juli 
1897  auf  3  ®/o  herabgesetzt*). 

Die  Spargelder  muss  die  Postsparkasse  an  den  Finanzminister 
abführen,  der  sie  nach  eigenem  Ermessen  verwenden  kann.  Er 
muss  jedoch  den  monatlichen  Stand  der  Gelder  in  der  >Canada 
Gazette«  veröffentlichen  und  ebenso  dem  Parlament  einen  jähr- 
lichen Bericht  vorlegen. 

Die  kanadische  Postsparkasse  nimmt  heute  unter  den  Sparinsti- 
tuten des  Landes  den  ersten  Platz  ein;  sie  hat  ebenso  viele  Spargelder 
wie  die  Regierungs-  und  Privatsparkassen  zusammengenommen. 
1903  hatten  die  Regierungssparkassen  je  3394915  Sparguthaben, 
die  Privatsparkassen  jt' 4366410,  die  Postsparkassen  j^  9096928. 
Aber  während  die  Gelder  der  Regierungssparkassen  sich  in  der 
Periode  1880 — 1903  verzweieinhalbfacht,  die  der  Privatsparkassen 
verdreifacht  haben,  haben  sich  die  Bestände  der  Postsparkasse 
verzehnfacht. 

Das  stetige  Anwachsen  der  kanadischen  Postsparkasse  zeigt 
folgende  Tabelle  ^) : 

i)  Nach  einer  mir  gewordenen  Mitteilung  des  Superintendent  of  thc  Post  Office 
Department,  Canada,  Savings  Bank  Branch,  Mr.    IV.  H,  Harrington. 

2)  6 — 7  Edward  VII,  A.  1907,  Sessional  Paper  Nr.  24,  App.  E,  Transactions 
of  ihe  Post  Office  Savings  Bank. 
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Jahr 

Zahl  der 

Zahl  der 

Betrag  der  Guthaben 

Durchschnittsguthaben 

30.  Juni 

Kassen 

Sparer 

$ 

$ 

1S68 

81 

2  102 

204  589 

97.93 

1869 

213 

7212 

856814 

118,80 

1870 

226 

12  178 

I  588  849 

130,41 

1871 

230 

17  153 

2  497  260 

145,59 

1872 

235 

21  059 

3  096  500 

147,04 

1873 

239 

23526 

3  207  052 

136,32 

1874 

266 

24968 

3  204  965 

128,36 

1875 

268 

24294 

2  926  090 

120,44 

1876 

279 

24415 

2740953 

112,27 

1877 

287 

24074 

2  639  937 

109,60 

1878 

295 

25535 

2  754  484 

107,87 

1879 

297 

27445 

3  105  191 

113,14 

1880 

297 

31365 

3  945  669 

125,80 

1881 

304 

39  605 

6  208  227 

156.75 

1882 

308 

51463 

9  4^73  662 

184,08 

1883 

330 

61  059 

II  976237 

196,13 

1884 

343 

66682 

13  245  553 

198,63 

1885 

355 

73322 

15090540 

205,81 

1886 

392 

80870 

17  159372 

212,18 

1887 

415 

90159 

19  497  750 

216,26 

1888 

433 

101  693 

20  689  033 

203,44 

1889 

463 

113  123 

23  011  423 

203,41 

1890 

494 

112  321 

21990653 

195,78 

1891 

634 

III  230 

21  738648 

195,44 

1892 

642 

HO  805 

22  298  402 

201,24 

1893 

673 

114  275 

24  153  194 

211,36 

1894 

699 

117  020 

25  257  868 

215,84 

1895 

731 

120628 

26  805  542 

222,22 

1896 

755 

126442 

28  932  930 

228,82 

1897 

779 

135  737 

32  380  829 

238,55 

1898 

814 

142  289 

34  480  938 

242,47 

1899 

838 

142  141 

34771605 

244,62 

1900 

847 

150987 

37  507  456 

248,41 

1901 

895 

157368 

39950813 

253,87 

1902 

915 

162  761 

42  320  210 

260,01 

1903 

934 

167  023 

44255327 

264,96 

1904 

961 

168  572 

45  419  706 

269,44 

1905 

989 

165  518 

45  367  761 

274,09 

1906 

lOII 

164542 

45  736  489 

276,75 

Britisch-Guiana. 

In  dieser  englischen  Kolonie  besteht  schon  seit  längerem  eine 
Regierungssparkasse  mit  je  einer  Kasse  in  Georgetown  und  New 
Amsterdam;  sie  hatte  1906  14067  Sparer  mit  einem  Guthaben 
von  $  1076005.  Im  Jahre  1889  wurde  dann  auch  noch  eine  Post- 
sparkasse für  die  kleineren  Orte  errichtet. 

Ueber  deren  Organisation,  sowie  über  Verzinsung  und  Ein- 
lagegrenzen habe  ich  nichts  erfahren  können. 

Die  Gelder  werden  in  Staatspapieren  angelegt.  Seit  dem 
2.   März    1904  wird    die   jährliche  Gewinn-    und  Verlustrechnung 

6* 
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auf  das  Gewinn-  bez.  Verlustkonto  der  Regierungssparkasse 
übertragen. 

Von  den  11192  Sparern  Ende  1906  waren  3032  Indianer, 
364  Portugiesen,  32  Chinesen  und  7764  Creolen  und  andere.  Das 
höchste  Durchschnittsguthaben  hatten  die  Chinesen'). 

Nach  der  Höhe  ihrer  Einlagen  verteilen  sich  die  Sparer 
wie  folgt'): 


Klassen 

•_      AJ 

Guthaben 

l                          •         Af 

• 

Sparer 

in  % 

• 

»n  % 

unter  5 

5886 

52.59 

6755 

1,86 

5—     50 

3779 

33.76 

70614 

19.41 

50—  100 

697 

6.23 

47  444 

13.04 

100— 1000 

790 

7.06 

187  413 

51.53 

über  1000 

40 

0,36 

51505 

14,16 

t  Stetige  Entwicklung  der  Postsparkasse  von  Britisch-G 

haulicht 

folgende 

Tabelle: 

Jahr 

Kassen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

1889 

6 

136 

2  273,56 

1890 

9 

929 

27  648,53 

1891 

10 

I  672 

45  795.84 

1893 

12 

2255 

60  248,35 

1893 

17 

3  134 

79465.81 

1894 

18 

4  200 

99  033.83 

1895 

20 

4853 

124519,03 

1896 

22 

53Ö5 

145  899.96 

1897 

27 

5  995 

164350,15 

1898 

27 

7225 

207826,71 

1899 

25 

7853 

209454,30 

1900 

25 

8263 

222  693,24 

1901 

25 

8262 

235  440.23 

1902 

25 

8678 

259  138.58 

1903 

27 

9189 

260  952,46 

1904 

27 

9158 

264  397.46 

1905 

34 

9966 

321  133.82 

1906 

34 

II  192 

366  072,62 

Hawai '). 

In  Hawai  wurde  am  i.  Juli  1886  eine  Postsparkasse  errichtet 
Die  Guthaben  der  Sparer  wurden  in  Staatspapieren  angelegt 
folgende  Statistik  zeigt  die  Erfolge  der  Postsparkasse: 


Die 


1)  British  Guiana,  Reports  on  the  Government  and  Post  Office  Savings  Banks 
for  the  ycar  1906,  Georgetown  1907,  Seile  18. 

2)  Ebenda,  Seite  19.  Anmerkang :  Den  Betrag  der  Guthaben  habe  ich,  nm  ein 
ungefähres  Bild  geben  zu  können,  aus  den  Ueberschüssen  der  Einlagen  fiber  die 
Rückzahlungen  and  den  gutgeschriebenen  Zinsen  zusammengestellt.  Da  im  Laufe  der 
Jahre  Bücher  über  die  Summe  von  $  1580.38  proscribiert  sind,  so  beträgt  das  Gut- 
haben der  Sparer  Ende  1906  genau  nur  $  364  492.24« 

3)  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  Berlin  1889,  S.  720. 
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Jahr 

Sparer 

Guthaben 

Sparstellen 

1887 

819 

$  134883 

? 

1888 

1860 

»  477  476 

? 

1890 

2641 

»  956999 

72 

Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Postsparkasse  eingegangen  ist, 
seit  das  Inselreich  unter  die  Verwaltung  der  Vereinigten  Staaten 
gekommen  ist. 

Bahamas-Inseln. 

In  dieser  von  nur  58175  Menschen  bewohnten  Insel-Kolonie 
wurde  am  i.  Februar  1886  eine  dem  englischen  Vorbilde  genau 
nachgebildete  Postsparkasse  eingerichtet  Jedermann  kann  bei 
den  Postämtern  zu  Nassau,  Harbour  Island,  Governors  Harbour, 
Rock  Sound,  Bimini  und  Inagua  täglich  von  10 — 2'^  Uhr  (Sonn- 
abend 10— 11®*^  Uhr)  Beträge  von  i  sh  bis  j^  40  jährlich,  von 
£  200  überhaupt  einzahlen.  Die  Kündigungsfrist  für  die  Rück- 
zahlung von  Guthaben  beträgt  für  die  Hauptstadt  Nassau  7  Tage, 
für  die  Ausseninseln,  mit  denen  nur  2-  oder  4wöchentliche  Post- 
verbindung besteht,  2  Monate;  Friendly  Spcieties  erhalten  ihre 
Guthaben  sofort  zurückgezahlt. 

Seit  1886  wurden  auf  Beträge  von  j^  i  an  2^/2  ®/o  Zinsen 
vergütet,  die  Guthaben  von  Friendly  Societies  wurden  dagegen 
nicht  verzinst.  Von  1889 — 1897  wurden  auf  Beträge  über  £  5 
erst  6  Monate  nach  Einzahlung  Zinsen  vergütet.  Seit  1898  werden 
Zinsen  wieder  gleichmässig  auf  alle  Beträge  von  j^*  i  ab  bezahlt, 
auch  Friendly  Societies  erhalten  seit  diesem  Jahre  auf  ihre  Gut- 
haben Zinsen. 

Die  Anlage  der  Spargelder  erfolgt  fast  nur  in  Staatspapieren 
(siehe  unten),  ein  geringer  Teil  wird  als  Kassenbestand  bei  der 
Bank  von  Nassau  gehalten^). 

Seit  1899  besitzen  die  Sparbücher  Freizügigkeit,  es  können 
also  von  diesem  Jahre  an  bei  allen  Postämtern  Einzahlungen  und 
Rückzahlungen  auf  ein  und  dasselbe  Buch  bewirkt  werden*). 

Am  17.  Dezember  1906  wurde  mit  der  englischen  Postspar- 
kasse ein  Abkommen  getroffen,  nach  dem  Beträge  bis  zu  £  200 
jährlich  in  diese  überwiesen  werden  können.  Ausserdem  können 
von  diesem  Zeitpunkt  ab  Beträge  bis  £  500  bei  der  Bahamas- 
Postsparkasse  eingezahlt  werden,  die  der  englischen  Postsparkasse 


i)  Post  Office  Savings  Bank  Rules.     New  Providence  1898. 

2)  Additional  Post  Office  Savings  Bank  Rules.     New  Providence  1899. 
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i/r>crmttelt  vk 

erden 

behufs 

Ankauf 

von  Staatspapieren  ^). 

Lnc  Entwicklung   der 

Postsparkasse  veranschaulicht 

folgende 

Tabelle  ^>: 

fa 

\r 

Zahl  der 

Betrag  der        v-^i«» 
Galhaben         ^^^^ 

Gcwma 

j 

.-parer 

s              * 

f 

I.  IL   - 

31-  XII. 

IX  Vi 

344 

2699 

I.  I.    — 

i^^7 

437 

39»6               134 

>       — 

i^>^ 

4t'3 

5  55« 

»       — 

I^^9 

4.49 

6  I9<»               726 

»      — 

IViO 

5^7 

6  768                656 

*       — 

iv,i 

6.S6 

7  255               559 

»      — 

I».i2 

767 

7  579               453 

»       — 

lH'i5 

839 

8  003               339 

»       — 

1S94 

8^1 

8031               234 

>       — 

iv^5 

950 

8603               137 

»       — 

iS^^ 

10 17 

9208                 29 

>       — 

1897 

1051 

9523 

65 

»       — 

iSoS 

1107 

10416 

108 

1      — 

iS.>9 

1240 

13009 

208 

»       — 

I«KK> 

1350 

15238 

288 

»       — 

1901 

1421 

16435 

407 

I     I.  — 

30.  VI. 

|tKJ2 

I4S0 

16608 

479 

1.  VII.    02    - 

30.  VI. 

1903 

1610 

19303 

654 

.     03  — 

1904 

1700 

19788 

834 

.     04  — 

1905 

1864 

23431 

1034 

>    05  - 

l9o<j 

1971 

25196 

1251 

Das  Defizit  von  j^  726  im  Jahre  1889  ist  auf  Unterschlagungen 
eines  Postbeamten  zurückzuführen.  Die  Gewinne  der  letzten  Jahre 
sind  zu  hoch,  da  in  der  Inventur  die  Effekten  zum  Kostenpreise, 
nicht  zum  Marktwerte  angesetzt  sind,  der  niedriger  ist. 

Die  Art   der  Anlage  zeigt  folgende  Tabelle  (30.  Juni   1906): 


Name  des  Papiers 

Nominal 

3^2%  Canada-Anleihe 

2216 

4  %  Cftpland-Anleihe 

562 

3  %  Goldküsten-Anleihe 

3000 

3%  Natal-Anlcihe 

2300 

3V'i  %  Neu-Süd-Wale«-Anleihc 

3900 

3  %  Ncu-Sccland -Anleihe 

1400 

yi-^%             de. 

1000 

3V2  %  Qutreniland-Anlcihe 

1700 

Name  des  Papiers 

3V«  %  Queensland- Anleihe 
3  %  Süd- Australien- Anleihe 
3'h%  do. 

3  %  Transvaal-Anleihe 
3Vt  %  Viktoria-Anleihe 
3  %  VVestaustralien-Anleihe 
Kassenbestand  bei  der  Bank  von 
Nassau 


Nominal 

600 
2100 

429 
4109 
1000 
1700 

1023 


Britisch- Vorderindien  *). 

In    Indien   gab    es  vor   Errichtung   der  Postsparkasse    (1882) 
Regierungssparkassen,    und    zwar   3   sogenannte    Präsidentschafts- 

i)  Rules  of  ihe  Post  Office  Savings  Bank.     New  Providencc  1906. 

2)  Report  of  the  Postmaster  General  für  1906. 

3)  Die  folgenden  Angaben  beziehen  sich,  wo  nichts  anderes  vermerkt,  auf  Mit- 
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Sparkassen,  die  ihren  Sitz  in  Bombay,  Calcutta  und  Madras 
hatten,  und  197  Eisenbahn-  und  Distriktssparkassen,  deren 
letztere  den  Distriktsschatzämtern  angegliedert  waren.  Aber  der 
Umfang  ihres  Geschäftes  wuchs  nur  langsam  und  stand  in  keinem 
Verhältnis  zur  Grösse  und  Einwohnerzahl  des  Landes.  Die  höchste 
Guthabensumme,  die  die  Distriktssparkassen  je  erreichten,  betrug 
Rs.  75  Lakhs*)  (1884 — 85),  die  der  Präsidentschaftssparkassen 
Rs.  236  Lakhs  (1882 — 83).  Die  Regierung  schritt  daher,  in  dem 
Bestreben,  den  Spartrieb  unter  der  Bevölkerung  in  wirksamerer 
Weise  zu  fördern,  und  angeregt  durch  die  günstigen  Erfolge,  die 
man  in  andern  Ländern  gemacht  hatte,  zur  Errichtung  einer  Post- 
sparkasse. 

Die  neu  gegründete  Anstalt  nahm  am  i.  April  1882  ihren 
Geschäftsbetrieb  an  4046  Plätzen  auf  und  hat  sich  seitdem  immer 
mehr  über  das  ganze  Land  verbreitet,  sodass  die  Zahl  ihrer  Zweig- 
stellen 1904 — 05  bereits  7855  betrug.  Im  Gebiete  der  Präsident- 
schaft Bombay  konnten  Zweigstellen  der  Postsparkasse  erst  vom 
I.Mai  1883  ab  errichtet  werden,  da  die  dortige  Präsidentschafts - 
Sparkasse  erst  zu  diesem  Zeitpunkte  ihre  Privilegien,  nach  denen 
sich  in  ihrem  Gebiete  keine  andere  Sparkasse  niederlassen  durfte, 
aufgab. 

Die  indische  Postsparkasse  ist  im  grossen  und  ganzen  der 
englischen  nachgebildet,  doch  mit  folgenden  Abweichungen:  Ihr 
Betrieb  ist  nicht  in  der  Hauptstadt  des  Landes  zentralisiert, 
sondern  in  einer  Reihe  von  Distriktshauptstädten.  Ferner  nimmt 
die  indische  Postsparkasse  täglich  fällige  Gelder  an  und  solche 
mit  halbjährlicher  Kündigung.  Die  Mindesteinlage  beträgt  4  Annas 
(ca.  50  Pf.),  die  Höchsteinlage  pro  Jahr  Rs.  200.  Der  Höchst- 
betrag eines  Guthabens  überhaupt  war  ursprünglich  auf  Rs.  3000 
festgesetzt,  wurde  aber  1889 — 90  auf  Rs.  2000,  für  Minderjährige 
auf  Rs.  1000  reduziert.  Eine  Reihe  von  im  Gesetz  besonders 
namhaft  gemachten  Gesellschaften,  Vereinen  usw.  können  Gut- 
haben bis  Rs.  10  000  unterhalten,  dürfen  aber  innerhalb  eines 
Jahres  höchstens  Rs.  2000  erheben.  Für  die  Rückzahlung  von 
Summen  besteht  im  Vergleich  mit  der  englischen  Postsparkasse 
insofern  eine  Beschränkung,  als  in  einer  Woche  nur  eine  Rück- 
zahlung stattfinden  kann.  Dieselbe  kann  bei  den  Distriktshaupt- 
teilungen ,  die  mir  der  Deputy  Direktor  General  of  the  Indian  Post  Office  Savings 
Bank,  Mr.   W.  D,  Cockell,  gemacht  hat. 

i)  100  000  Rupien  sind  i  Lakh,  100  Lakhs  i  Crore. 
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ämtern  sofort  gegen  Vorzeigung  des  Sparkassenbuches  erfolgen, 
bei  den  abhängigen  Aemtern  nur  gegen  eine  vom  Hauptamte 
ausgefertigte  Zahlungsanweisung.  Die  Konten  werden  bei  den 
Hauptämtern  für  die  einzelnen  Distrikte  geführt,  es  muss  deshalb, 
w'enn  ein  Sparer  wegzieht,  das  Konto  von  einem  Distrikt  nach 
dem  andern  übertragen  werden. 

Die  Postsparkasse  vermittelt  auch  für  ihre  Sparer  den  Ankauf 
von  Staatspapieren.  Kein  Sparer  kann  jedoch  für  mehr  als  Rs.  looo 
in  einem  Jahre  kaufen,  auch  darf  der  Betrag  eines  Staatspapier- 
guthabens mit  dem  des  regulären  Guthabens  zusammen  die  Summe 
von  Rs.  5000  nicht  überschreiten,  und  wenn  der  Sparer  minder- 
jährig ist,  die  Summe  von  Rs.  40CX).  Staatspapiere  werden  nur 
in  Beträgen  von  Rs.  10  an  aufwärts  gekauft,  und  zwar  stellt  die 
Postsparkasse  bei  Beträgen  unter  Rs.  100  dem  Sparer  Zertifikate 
aus,  während  sie  ihm  bei  Beträgen  darüber  die  Stücke  zur  Ver- 
fügung hält.  Ankauf,  Verkauf  und  Aufbewahrung  der  Stücke 
erfolgt  vollständig  kostenfrei  *). 

Die  indische  Postsparkasse  hat  eine  bemerkenswerte  Ent- 
wicklung gehabt.  Im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  hatte  sie  nur 
Rs.  2^  Lakhs  Guthaben,  aber  das  Publikum  bekundete  sehr  bald 
seine  Vorliebe  für  die  neue  Anstalt,  sodass  1886 — 87,  in  welchem 
Jahre  die  Distriktssparkassen  geschlossen  wurden,  der  Guthaben- 
betrag sich  schon  auf  Rs.  4  Croren  belief.  In  den  folgenden 
Jahren  machte  sich  ein  starker  Aufschwung  bemerkbar,  obwohl 
1889 — 90  die  Summe  des  Höchstguthabens,  wie  bereits  erwähnt, 
reduziert  wurde.  1893 — 94  betrugen  die  Guthaben  Rs.  9  Croren, 
1905 — 06  Rs.   14  Croren,  gleich  ca.  9V2  Mill.  Pfund  Sterling. 

Die  Präsidentschaftssparkassen  blieben  noch  bis  1895 — 9^ 
bestehen,  obwohl  sie  in  demselben  Masse,  wie  die  Postsparkasse 
wuchs,  an  Bedeutung  verloren  hatten,  und  seit  diesem  Jahre  gibt  es 
ausser  der  Postsparkasse  keine  andere  Regierungssparkasse  mehr. 

Die  Höhe  des  Zinsfusses  hat  sehr  geschwankt  und  betrug  in 
den  Jahren 


1867-68  3V4% 

I.  I.  1880-31.  V.  1881  4V6% 

31.  V.  1881-1893/94  3'/*  % 

I.  VI.  i894~Juni  1905  3V8  % 


Von  Juni  1905  30/^  bei  täglich  fälligen 
Geldern,  und  3V4  %  bei  Geldern  mit 
halbjährlicher  Kündigung. 


Die    Entwicklung   der   indischen   Post-    und   Regierungsspar- 
kassen veranschaulicht  folgende  Tabelle; 

I)  Entnommen  aus:  Rules  for  the  Guidance  of  Depositors  in  Post  Oftice Savings 
Banks,  CalcuUa  1906. 
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Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben  in  Rupien 

Jahr 

Europäer 

Eingeborene 

Europäer 

Eingeborene 

1870—71 

13657 

19543 

43.  64,  460 

53,  00,  720 

1874--75 

14299 

35093 

47i  70,  340 

I,  09,  90,  750 

1879—80 

18424 

52147 

61,   12,  030 

I,  42,  81,  060 

1882-83 

20  232 

68604 

78,   15.  880 

2,  33,  21,  120 

1883-84 

28447 

148  382 

87,  07,  240 

2,  90,  89,  070 

1884—85 

33400 

183712 

96,  44,  480 

3.  45.  34,  540 

1885-86 

37235 

197752 

1, 

02,  77,  060 

3.  69,  69,  550 

1886—87 

39684 

220  707 

12,  93,   140 

4,  27,  38,  080 

1887—88 

43585 

256  666 

21,   15,  490 

4.  98,  91.  590 

1888—89 

48660 

301  593 

26,  48,  890 

5,  77.  16,  890 

1889—90 

54405 

343  766 

15.  62,  730 

5,  73,  93.  800 

1890—91 

56338 

39'  180 

09,  42,  640 

6,  26,  81,  670 

1891—92 

61464 

441  134 

20,  85,  790 

6,  91,  19,  250 

1892—93 

64087 

496  279 

30,  58,  580 

7,  62,  03,  330 

1893-94 

66463 

546  742 

28.  79,  550 

8,  06,  08,  290 

1894-95 

67617 

582915 

28,  59,  190 

8,  16,  90,  160 

1895—96 

67939 

616884 

56,  59.  450 

8,  37,  64,  040 

1896—97 

63295 

650  025 

03,  40,  580 

8,  60,  51,  830 

1897-98 

64652 

665  735 

06,  29,  500 

8,  22,  43,  480 

1898-99 

69208 

686  663 

04.  17,  479 

8.  38,  62,  562 

1899—1900 

73750 

711  979 

05,  85,  378 

8,  58,  79,  088 

1900 — Ol 

77438 

739213 

11,  22,  861 

8,  93.  09.  708 

1901—02 

80067 

786  626 

14,  15,  "6 

9.  54,  06,  117 

1902—03 

87987 

834  366 

II,  56,  115 

10,  30,  59,  419 

1903—04 

94024 

893611 

13,  87,  5'4 

11,  19,  49,  203 

1904-05 

98980 

959  833 

18,  83,  001 

12,  21,  87,  129 

1905—06 

loi  638 

1  014  120 

17,  89,  740 

12,  81,  36,  519 

Die  Anlage  der  Gelder  erfolgt  in  der  Hauptsache  in  Staats- 
papieren, eine  Aufstellung  derselben  zu  erhalten,  war  mir  leider 
nicht  möglich. 

Niederländisch  Indien  ^). 

In  Niederländisch-Indien  wurde  am  i.  Juli  1898  eine  Post- 
sparkasse errichtet,  die  der  des  Mutterlandes  nachgebildet  ist. 
1S99  wurde  die  bis  dahin  bestehende  Militärsparkasse  aufgehoben 
und  der  Postsparkasse  angeschlossen.  Der  Sitz  der  Hauptkasse 
ist  in  Batavia. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  25  cents,  die  Höchsteinlage  für 
einzelne  1200  fl.,  für  wohltätige  Vereine  2400  fl.  Die  Guthaben 
der  Sparer  werden  mit  2,4^/0  verzinst. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  in  Staatspapieren  wie  bei 
der  Postsparkasse  des  Mutterlandes,  in  Schatzscheinen  und  Lom- 


1)  Entnommen  aus  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  29.  Jahrg.    Berlin  1901,  S.  156 
und  31.  Jahrg.    Berlin  1903,  S.  369. 
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bardvorschüssen  auf  solche  Papiere,    die  im  Loxnbardverkehr  der 
Niederländischen  Bank  zugelassen  sind. 

Das   Anwachsen   der  niederländisch-indischen   Postsparkasse 
zeigt  folgende  Tabelle: 


Jahr 


Zahl  der  2:ahl  der  Sparer  Betrag  der  Guthaben  in  fl. 


Stellen        Europäer     Eingebor.     Asiaten  Europäer     Eingebor.     Asiaten 

1898  112  61 14  766666 

1899  175  9402  7096  512  1882369     196628        30803 

1900  198  12  731  8916  680  2566605     270742        50956 

Ceylon. 

In  Ceylon  besteht  eine  Postsparkasse  seit  1885.  Ihr  An- 
wachsen veranschaulicht  folgende  Tabelle^): 

,  ,      Guthaben        .  ,      Guthaben       .  .      Guthaben 
Jahr       ^^  Jahr        j^         Jahr       ^ 

"889     233805        1900     1257293       1903     1597  616 

1898  694192        1901     1322  613       1904     1690  215 

1899  736  634        1902     1 454858       1905     I  748  123 

Japan'). 

Bezeichnend  für  die  Anpassungsfähigkeit,  mit  der  Japan  sich 
europäische  Einrichtungen  zu  eigen  gemacht  hat,  ist  die  Tatsache, 
dass  es  schon  seit  dem  Jahre  1875  über  eine  gut  entwickelte 
Postsparkasse  verfügt.  Zur  Zeit  ihrer  Gründung  war  das  Sparen 
etwas  dem  japanischen  Volke  vollständig  Unbekanntes.  Der  echte 
Japaner  gab  das  Erworbene  in  heiterer  Daseinsfreude  schnell 
wieder  aus. 

Doch  sehr  schnell  trat  darin  ein  Wandel  ein.  Die  führenden 
Männer,  denen  das  Land  so  sehr  viel  verdankt,  hatten  unter 
anderem  in  Europa  auch  die  Spareinrichtungen  kennen  gelernt 
und  erkannt,  von  welchem  Segen  das  Sparen  für  die  Bevölkerung 
war.  Den  Spartrieb  bei  ihren  Landsleuten  zu  wecken,  war  fortan 
ihr  eifrigstes  Bemühen,  und  als  geeignetes  Mittel  erschien  ihnen 
dazu  eine  Postsparkasse.  1873  wurde  von  der  Regierung  eine 
Kommission  eingesetzt,  die  die  Angelegenheit  untersuchen  sollte. 
Diese  entschied  sich  sofort  für  die  Postsparkasse,  aber  sie  hatte 
mit  den  Schwierigkeiten  nicht  gerechnet,  die  die  Einfuhrung  eines 

i)  Zusammengestellt  aus  Statesmans  Year-Book,  Jahrgänge  1890 — 1906. 

2)  Die  folgenden  Angaben  sind,  soweit  nichts  anderes  vermerkt,  einem  Artikel 
aus  dem  I5uche:  Entwicklung  des  japanischen  Verkehrswesens,  Sonderausgabe  der 
Zeitung  Taiyo  (The  Sun)  Tokyo  1906,  entnommen,  betitelt:  Die  Entwicklung  der 
Postsparkasse.     Die  Uebersetzung  danke  ich  Herrn  Hikotaro  Nishi, 
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solchen  europäischen  Instituts  für  Japan  haben  musste.  Es  fehlte 
überhaupt  an  der  nötigen  Anzahl  von  Leuten,  die  Buch  zu  führen 
verstanden,  sie  mussten  erst  herangebildet  werden.  Ferner  waren 
die  Meinungen  darüber,  wie  die  Postsparkasse  am  zweckmässigsten 
zu  organisieren  sei,  sehr  geteilt.  Baron  Mayezima^  der  hervor- 
ragendste Mann  der  Kommission,  stimmte  dafür,  sie  dem  Finanz- 
ministerium zu  unterstellen.  Als  sich  dieses  weigerte,  befürwortete 
er,  dass  die  Leitung  von  der  Togyo  Kawase  Kaisha  übernommen 
werden  sollte,  die  dafür  der  Regierung  eine  Kaution  von  loooo 
Yen  stellen  sollte. 

Im  April  1875  ^^^  dann  das  Postsparkassengesetz  zustande, 
nachdem  der  nötige  Buchhalterstamm  herangebildet  war,  und  die 
neue  Anstalt  eröffnete  ihren  Betrieb  zunächst  in  zwei  Orten,  in 
Tokyo  und  Yokohama;  im  Laufe  des  Jahres  erfolgte  dann  die 
Eröffnung  von  Aemtern  in  weiteren  grossen  Städten.  Die  Shinto- 
und  Buddhapriester  wurden  angewiesen,  die  Bevölkerung  anzuhalten, 
dass  sie  ihr  Geld  zur  Post  brächte.  Auf  Vorschlag  Mayezimas  gab 
ferner  die  Regierung  jedem,  der  Sparer  werden  wollte,  eine  Stamm- 
einlage von  10 — 32  Sen  und  belohnte  jeden,  der  einen  neuen  Sparer 
heranbrachte.  Aber  man  hatte  sich  getäuscht,  die  Stammeinlage 
wurde  abgehoben  und  von  allen,  die  gekommen  waren,  blieben 
nur  2,3  %  Sparer.  Viele  waren  auch  deshalb  wieder  gegangen, 
weil  die  Anstalt  nur  3  ®/o  Zinsen  vergütete  im  Gegensatz  zu  dem 
damaligen  Landeszinsfuss  von  ca.  10  ^/q.  Gleichwohl  zeigen  die 
ersten  10  Jahre  ansehnliche  Erfolge  (siehe  unten). 

Im  Jahre  1885  wurde  die  Anzahl  der  Postsparkassenstellen 
von  1469  auf  4338  erhöht  und  die  Zahl  der  Sparer  verdoppelte 
sich.  1890  wurde  die  Postsparkasse  reorganisiert  und  die  Mindest- 
einlage auf  10  Sen,  die  tägliche  Höchsteinlage  auf  50  Yen  und 
die  Höchsteinlage  überhaupt  auf  500  Yen  festgesetzt.  Ausserdem 
konnte  jeder  fortan  sein  Geld  darüber  hinaus  in  Staatsanleihen 
anlegen,  deren  Ankauf  und  Aufbewahrung  die  Postsparkasse 
übernahm. 

1893  kam  ein  Sparkassengesetz  zustande,  und  es  wurden 
daraufhin  viele  Privatsparkassen  gegründet,  ohne  dass  indessen 
dadurch  der  Postsparkasse  viel  Abbruch  getan  worden  wäre. 
1905  gab  es  bereits  435  solcher  Anstalten  mit  521  Filialen  und 
49530200  Yen  Spargeldern  '). 

i)  Unser  Vaterland  Japan,     (beschrieben  von  japanischen  Staatsmännern.     Leipzig 
1904,  Seite  380  f. 
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Im  Jahre  1890  errichtete  Japan  in  Verbindung  mit  der  Post- 
sparkasse Schulsparkassen  und  führte  das  Sparmarkensystem  ein. 
In  diesem  Jahre  wurde  auch  die  Höchsteinlage  auf  iocx>  Yen  er- 
höht. Im  Jahre  1905  wurden  dann  alle  Verbesserungen  und  Neu- 
einrichtungen der  letzten  Jahre  in  einem  einheitlichen  neuen  Gesetze 
zusammengefasst  und  Bestimmungen  getroffen,  nach  denen  man 
bei  der  Postsparkasse  Lebens-  und  Rentenversicherungen  ab- 
schliessen  kann. 

Ueber  den  technischen  Betrieb  der  japanischen  Postsparkasse 
etwas  in  Erfahrung  zu  bringen,  war  mir  leider  unmöglich.  Die 
Leitung  derselben  liegt  vollständig  in  den  Händen  der  Post;  die 
Gelder  werden  dagegen  an  die  Bank  von  Japan  eingezahlt,  die 
frei  darüber  verfügen  kann. 

Die  Verzinsung  der  Gelder  hat  sehr  geschwankt,  sie  betrug 
anfangs,  obwohl  der  Landeszinsfuss  10  ^o  war  und  der  Staat  einen 
Zuschuss  leistete,  nur  3  0/0,  stand  dann  Anfang  der  80er  Jahre 
mit  7,2  «/o  am  höchsten,  und  beträgt  jetzt  5,4%;  die  Privatspar- 
kassen zahlen  durchweg  höhere  Zinsen. 

1891  folgte  die  japanische  Postsparkasse  auch  dem  Beispiel 
ihrer  europäischen  Schwesteranstalten,  indem  sie  für  die  ausser- 
halb Japans  lebenden  Japaner  in  China  und  Korea  bei  ihren 
dortigen  Postämtern  Zweigstellen  eröffnete. 

Die  Hauptmasse  der  Sparer  der  japanischen  Postsparkasse 
rekrutiert  sich,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt,  aus  der  ärmeren 
Bevölkerung,  während  die  meisten  Einlagen  von  dem  besser  ge- 
stellten Teile   des  Volkes  stammen. 

Zahl  der  Summe  des  '  Zahl  der  Summe  des 

Klasse              Sparer  Geldes  in  '  Klasse  Sparer  Geldes  in 

in  1000  1000  Yen  in  1000  1000  Yen 

unter  50  Scn         369  13  1  20 —  30  Yen  21  61 

50  Scn  —  1  Yen         156  14  50 —  50     »  20  92 

1—  2     »           141  24  I  50 — 100     »  18  I41 

2—  3     »            69  20  I  100—200     »  10  158 


3—  5     »  75  35 

5~io     »  67  56 

10 — 20     >  46  76 


200 — 300     »  4  107 

300—500     .  3  153 

über  500     *  I  47 


Die  Zusammensetzung  der  Sparer   nach  Berufen  veranschau- 
licht folgende  Tabelle*)  (im  Jahre   1903): 


i)  Die  Statistik  umfasst  Formosa,   Korea  und  China  nicht  mit. 
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Berufe 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 
Yen 

Landleute 

969  493 

8  028  962 

Gewerbetreibende 

170  III 

2  027  064 

Kaufleute 

381  025 

5  502  663 

Verschiedene  Berufe 

175096 

2  638  477 

Arbeiter 

188  450 

I  581  124 

P'ischer  und  Seeleute 

49678 

495  902 

Zivil-  und  Militärbeamte 

215797 

2  841  842 

Studierende  und  Schüler 

805  570 

805  570 

Andere 

546  133 

6  588  794 

Die   Entwicklung    der  japanischen    Postsparkasse    seit    ihrer 
Gründung  zeigt  folgende  Tabelle^): 


Zahl  der 
Sparer 

Betrag  der 

Betrag  der 

Betrag  der 

Jahr 

Einlagen 
Yen 

Rückzahlungen 
Yen 

Guthaben 
Yen 

1875 

1843 

20043 

5  335 

15224 

1876 

4442 

41  881 

16505 

41845 

1877 

5761 

89589 

33992 

100  139 

1878 

14  137 

301  895 

125632 

286  290 

1879 

26473 

440210 

251  390 

494  115 

1880 

36126 

548117 

410023 

662  092 

1881 

38974 

636  806 

519  401 

821  939 

1882 

46  211 

768  037 

588  561 

I  058  224 

1883 

87014 

I  886  226 

741  377 

2  298  502 

1884 

141  202 

4688184 

I  972916 

5260485 

1885 

293  297 

6770073 

3334792 

9050255 

1886 

490  337 

12425  162 

6  596  040 

15462054 

1887 

568  849 

10  901  420 

8  784  774 

18  213  282 

1888 

706  340 

10  897  613 

9172465 

20  14a  169 

1889 

784  242 

II  191  781 

11357531 

19  976  419 

1890 

813  721 

10575053 

II  353  530 

19  197  942 

1891 

876  722 

12261  713 

IG  114  543 

21  345  121 

1892 

947  934 

12954578 

II  473  639 

22  826  060 

1893 

I  060  235 

15  532  192 

12  202  753 

26155499 

1894 

I  108  712 

14  518  920 

14  773  093 

25  901  325 

1895 

I  223  085 

18327793 

15  263  691 

28  956  427 

1896 

I  273  363 

17081  911 

17830200 

28251  197 

1897 

I  253  638 

14  816  640 

17340705 

25  754  257 

1898 

1  240  892 

II  115677 

14879623 

22  005  105 

1899 

1397  651 

13224643 

II  798871 

23  455  065 

1900 

I  983  798 

14640527 

14028305 

24  088  223 

190 1 

2360845 

17  380002 

15  316  463 

25  879  689 

1902 

2  865  754 

18  586  701 

16234484 

29  692  403 

1903 

3510995 

20  828  641 

18  701  134 

31846399 

1904 

4  928  080 

30  550  359 

20  711  872 

41  720914 

Viktoria  (Australien)  ^). 

Das  Sparkassenwesen   hat  in  Viktoria   eine  ganz  eigenartige 
Entwicklung   genommen.      1842   wurde    in   Melbourne    die    erste 

i)  Entwicklung  des  Verkehrswesens  in  Japan.     Sonderausgabe  der  Zeitung  Taiyo 
(The  San).    Tokyo  1906.     Die  Statistik  umfasst  Formosa,  Korea  und  China  mit 

2)  Die  folgenden  Angaben  stützen  sich  auf  Mitteilungen,   die  mir  der  Inspektor 


—    94    — 

Sparkasse  gegründet.  Obgleich  im  Jahre  1853  die  Zahl  der 
Sparkassen  erst  4  betrug,  setzte  die  Regierung  in  diesem  Jahre 
eine  Kommission  ein«  die  dieselben  zu  überwachen  und  ihre  Spar- 
gelder anzulegen  hatte. 

Im  Jahre  1865  wurde  eine  Postsparkasse  gegründet,  die  von 
entschiedenem  Einfluss  auf  die  weitere  Entwicklung  des  Spar- 
wesens war. 

Um  die  Verwaltung  des  Sparwesens,  die  sowie  so  schon  in 
Händen  der  Regierung  lag,  zu  vereinheitlichen,  >yurde  1897  die 
Postsparkasse  an  die  Privatsparkassen  angeschlossen,  und  wurden 
diese  seitdem  als  einheitliche  Regierungssparkasse,  genannt  >The 
Savings  Bankc  fortgeführt.  Die  folgende  Tabelle  veranschaulicht 
die  allmähliche  Entwicklung  der  Privat-  und  Postsparkassen  zu- 
sammen : 


Jahr 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

«853 
1863 

3  549 
14920 

142654 
701  425 

1873 
1883 
1893 

58547 
136087 

323  274 

1  498618 

2  818  122 
6  707  891 

Die  Regierungssparkasse  hat,  ihre  gewöhnlichen  Filialen  und 
die  Postämter  zusammengerechnet,  388  Zweigstellen.  Dieselben 
hängen  nicht  direkt  vom  Hauptamte  ab,  sondern  von  selbständi- 
gen Distriktsämtern.  Ueber  den  technischen  Betrieb  der  Anstalt 
habe  ich  nichts  in  Erfahrung  bringen  können. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  l  sh.,  die  Höchsteinlage  j^.  250. 
Die  Verzinsung  der  Gelder,  die  oft  geschwankt  hat,  beträgt  augen- 
blicklich 3%  bei  Beträgen  bis  j^.  100,  darüberhinaus  bis  j^.  250 
2^1 2^/0.  Die  Verwaltungskosten  betrugen  für  das  Jahr  1905/68  sh. 
10*^/10  d  oder  6^/10  d  pro  Transaktion. 

Die  Anlage  der  Sparkassengelder  erfolgt  in  Staatspapieren, 
Hypotheken,  Stadtanleihen.  Einlagen  bei  Banken  sowie  in  Pfand- 
briefen und  Schuldscheinen  des  lAdvances  Department«  (siehe 
unten.)  Ende  Juni  1906  waren  die  Gelder  in  diesen  Werten  wie 
folgt  angelegt'): 


General  der  >The  Savings  Bankc  in  Viktoria,  Mr.  Geo.  E.  Emery^  gemacht  hat,  so- 
weit nichts  anderes  vermerkt. 

i)  Viktoria,    Savings  Banks,   Statements   and  Returns    for   the  year  ended  joth 
June  1906.  Melbourne  1906,  Seite  13. 
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Betrag  der  vom  Schatzamt  noch  nicht  gezahlten  Postsparkassen- 
gelder (herrührend  vom  Jahre  1897):  jf  2617310.     5.   ii 


Staatspapiere 

.  *    3  040  560. 

4. 

9 

Bankdepositen 

»    2735  148. 

I. 

II 

Melbourne  Stadtanleihe 

>         31  400. 

— . 

— 

Andere  -Anleihen 

»       720  851. 

8. 

6 

Hypotheken 

>    1559334. 

2. 

4 

Pfandbriefe  und  Schuldscheine  des  »Advances  Departement< 

»      900  928. 

7. 

6 

Die  Sparer  der  Staatssparkasse  gehören  hauptsächlich  den 
ärmeren  Bevölkerungsklassen  an,  wie  das  aus  folgender  Tabelle 
ersichtlich  ist:  (Ende  Juni  1906)^). 


Klassen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

unter  20 

356912 

927  223 

20—  50 

42133 

I  347  658 

50—100 

28376 

2  001  071 

100 — 150 

16  142 

I  933  050 

150—200 

8214 

I  412466 

200—250 

6389 

I  419  842 

über  250 

8586 

2  722  866 

Unter  der  ersten  Kategorie  befinden  sich  sogar  ungefähr 
129000  Personen,  deren  Guthaben  unter  i  £.  ist.  Die  Entwick- 
lung der  Staatssparkasse  seit  ihrer  Gründung  veranschaulicht  fol- 
gende Tabelle*): 


Jahr 
30.  Juni 

Zahl  der 
Sparkassen 

Stellen 
Postämter 

Zahl  der 
Sparer 

Betrag  der 

Guthaben 

£ 

Durchschnittsbetrag 

eines    Guthabens 

£ 

1898 

42 

337 

338  260 

8  099  364 

23.   18.    10 

1899 

45 

329 

356074 

8517006 

23.   18.      5 

1900 

45 

326 

375  070 

9  110792 

24.     5.     9 

190 1 

48 

326 

393  026 

9  662  006 

24.   II.     8 

1902 

52 

323 

410  126 

10  131  604 

24.   14.     I 

1903 

•53 

325 

418  511 

10  341  857 

24.  14.     2 

1904 

54 

327 

432  867 

10  582  808 

24.     8.  II 

1905 

54 

328 

447  382 

10  896  741 

24.     7.     I 

1906 

56 

326 

466  752 

II  764  179 

25.     4.     I 

Mit  der  Staatssparkasse  ist  seit  ihrer  Gründung  das  >  Advan- 
ces Departement«,  eine  staatliche  Hypothekenbank,  verbunden. 
Dieselbe  zahlt  gegen  Eintragung  von  Hypotheken  Vorschüsse  an 
Farmer,  die  zur  Ablösung  von  Kronenrenten  oder  sonstigen  Ver- 
pflichtungen, sowie  zum  Zwecke  landwirtschaftlicher  Melioriationen 
'  dienen  dürfen.  Die  betreffenden  Farmer  zahlen  dafür  an  das 
»Advances  Departmentc  6 7*%  jährlich,  davon  sind  4^4%  Zinsen 
und  iV2%  jährliche  Tilgungsrate.     Das  Geld  zu  diesen  Darlehen 


i)  Viktoria  Savings  Bank  etc.,  Seite  34. 
2)  Ebenda,  Seite  32  f. 
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wird  durch  Pfandbriefe  und  Schuldscheine  aufgebracht,  die  das 
Advances  Departement  an  die  Staatssparkasse  und  an  das  Publi- 
kum verkauft.  Der  Betrag  der  Ende  Juni  1906  an  Farmer  be- 
gebenen Darlehen  belief  sich  auf  £.  I  365  874.  7.  — ,  der  Wert  der 
ausgegebenen  Pfandbriefe  belief  sich  zu  derselben  Zeit  auf  j^475  000, 
der  der  ausgegebenen  Schuldscheine  auf  £  1 119025. — . — 

Neu-Süd-Wales. 

Die  erste  Sparkasse  wurde  in  diesem  Lande  im  Jahre  1832 
gegründet.  Im  Jahre  1871  wurde  eine  Regierungssparkasse  errichtet, 
deren  Zweigstellen  grösstenteils  Postämter  waren ;  auch  stand  die- 
selbe unter  Leitung  des  Postministeriums.  Als  im  Jahre  1901 
die  australischen  Staaten  einen  Bund  schlössen  und  diesem  das 
Postwesen  unterstellt  wurde,  kam  die  Regierungssparkasse  am 
I.  März  d.  J.  unter  Leitung  des  Schatzamtes').  Das  dauerte  so 
fort  bis  zum  Jahre  igo6.  Im  Dezember  dieses  Jahres  schuf  ein 
neues  Gesetz  für  die  Regierungssparkasse  eine  aus  3  Mitgliedern 
bestehende  eigene  Verwaltung.  Gleichzeitig  wurde  die  bis  dahin 
selbständige  staatliche  Hypothekenbank  (Advances  to  Settiers), 
die  Darlehen  an  Farmer  ausgibt,  nach  dem  vom  Staate  Victoria 
gegebenen  Beispiele  mit  der  Regierungssparkasse  verknüpft*). 

Nach  Angabe  von  »Statesmans  Yearbook  of  1907«  hatten 
die  Privatsparkassen  und  die  Postsparkasse  von  Neu-Süd-VVales 
Ende  1905  zusammen  355714  Sparer  mit  £.  13498252  Guthaben. 
Die  unten  folgende  Statistik  der  Regierungssparkasse  weist  fiir 
dieselbe  am  30.  Juni  1904  254331  Sparer  mit  £.  7952885  Gut- 
haben auf  Man  wird  also  mit  einiger  Sicherheit  den  Privatspar- 
kassen NeuSüd- Wales'  für  1905  ungefähr  90 — looooo Sparer  mit 
ca.  £.  5000000  Guthaben  zusprechen  können. 

Die  Verwaltung  der  Regierungssparkasse  ist  nicht  in  einem 
Punkte  centralisiert,  sondern  nach  Distrikten  an  Distriktshaupt- 
ämter verteilt. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  l  sh.,  die  Höchsteinlage,  die  ver- 
zinst wird,  £.  500;  bestimmten  Gesellschaften  werden  Guthaben 
ohne  Begrenzung  verzinst.  Die  Verzinsung  der  Gelder,  die  oft 
Schwankungen  ausgesetzt  war,  beträgt  augenblicklich  3VaVo- 

Einzahlungen  auf  sein  Konto  kann  ein  Sparer  bei  jedem  Amte 

i)  Nach  Mitteilungen,   die  mir  der  Secretary  of  the  Goyernment  Sayings  Banks 
of  New  South  Wales,  Mr.   C.  O,  Bloore,  gemacht  hal. 

2)  Act  Nr.  48,  1906  (Government  Savings  Bank  Act  1906).    Sidaey  1906. 
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leisten,  und  zwar  dürfen  als  solche  gelten :  bares  Geld,  Banknoten, 
Wechsel,  Schecks,  Postanweisungen  und  Postnoten  (Postal  Orders). 
Ebenso  kann  er  auch  überall  Abhebungen  machen,  wenn  er  im  Be- 
sitze einer  Ermächtigung  von  selten  des  Amtes  ist,  bei  dem  sein 
Konto  geführt  wird.  Eine  sofortige  Zurückzahlung  gegen  Vorzei- 
gung des  Sparbuches  wird  dagegen  nur  von  diesem  Amte  ge- 
leistet. Für  die  Erhebung  von  Beträgen  hat  das  neue  Gesetz  von 
1906  auch  die  Benutzung  des  Telegraphen   ermöglicht^), 

Schulsparkassen  bestehen  in  Verbindung  mit  der  Regie- 
rungssparkasse schon  seit  längerer  Zeit ,  sie  hatten  Ende  1906 
£,  8788.  10.  8.  Guthaben.  Auf  dem  Schulschiff  »Sobraon«  ist  auch 
eine  Schiffssparkasse  vorhanden,  die  während  des  Jahres  1904/5 
bei  der  Postsparkasse  £.  18375  einzahlte. 

Die  Anlage  der  Spargelder  erfolgt  zum  grössten  Teil  in  Staats- 
anleihen, Schatzscheinen  und  Einlagen  bei  den  Notenbanken,  zum 
kleineren  Teil  in  Schuldscheinen  der  mit  der  Postsparkasse  ver- 
knüpften Hypothekenbank,  die  dafür  Darlehen  an  Farmer  ausgibt. 

Leider  ist  es  mir  nicht  möglich,  statistisch  die  Entwicklung 
der  Regierungssparkasse  von  ihrer  Gründung  an  zu  zeigen,  ich 
habe  an  der  Hand  der  mir  vorliegenden  Jahresberichte  ^)  die  Sta- 
tistik nur  für  einige  Jahre  zusammenstellen  können : 


Jahr 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

1892/31.  XII. 

2  354  086 

1893 

3  233  289 

1894 

3  633  925 

1895 

4  121  700 

1896 

4  372  965 

1897 

4691834 

1898 

5  026  069 

1899 

5  485  035 

1900 

198  014 

6  045  623 

190 1 

216947 

6  647  289 

1902 

230  755 

7  IOC  108 

1903 

237  389 

7  018  426 

1904/30.  VI. 

243  794 

7  475  058 

1904/5 

254331 

7  952  885 

1905/6 

270982 

8883651 

1906  30.  Dez. 

283401 

9  322  923 

Queensland. 
Queensland  hat  eine  Staatssparkasse,  deren  Aussendienst  von 


i)  Regulations  under  the  Government  Savings  Bank  Act  1906.  Sidney  1907,  S.  2. 

2)  Annual  Report  of  the  Government  Savings  Bank   for  the  years  1901— 1906, 
erschienen  in  Sidney  1901 — 1906. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergäiuungsheft  27.  7 
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der  Post  besorgt  wird.  Im  Jahre  1906  gab  es  1 84  Postämter,  die 
den  Spardienst  versahen. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  sh.,  die  Höchsteinlage  £,  200. 
Die  Verzinsung  stellte  sich  ursprünglich  auf  3Va%»  seit  Juli  1896 
beträgt  sie  3%.  Guthaben  über  £,  zoo  werden  automatisch  in 
Staatspapieren  angelegt  ^). 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  zum  grösseren  Teil  in  Staats- 
papieren, zum  kleineren  in  Bankdepositen. 

Ueber  das  Anwachsen  der  Staatssparkasse  von  Queensland 
gibt  folgende  —  leider  nur  unvollkommene  —  Statistik  Aufschluss  *j: 


Jahr 

Zahl  der  Stellen         Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 
£ 

187 1 

? 

6769 

407  134 

1881 

? 

20  168 

944251 

1890 

126 

43875 

1  597  784 

1891 

f 

46259 

1660753 

1895 

? 

56421 

2286810 

1899 

147 

68126 

2  807  705 

1900 

164 

80748 

3374126 

190 1 

176 

80900 

3  762  206 

1902 

177 

83733 

4013819 

1903 

176 

82465 

3  957  020 

1904 

176 

79958 

3681999 

1905 

176 

83055 

3  767  060 

1906 

184 

86908 

Westaustralien . 

3  992  757 

In  Westaustralien  wurde  eine  Postsparkasse  im  Jahre  1863  er- 
richtet, die  dem  Kolonialschatzamte  unterstellt  und  in  den  90  er 
Jahren  in  eine  Regierungssparkasse  umgewandelt  wurde.  Die 
Postämter  versehen  nach  wie  vor  den  Dienst  für  die  neue  An- 
stalt: ihre  Zahl  betrug  1895  24. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  sh.,  die  Höchsteinlage  £.  150 
im  Jahr  und  £>  600  überhaupt,  es  werden  jedoch  nur  Beträge 
bis  £,  300  verzinst.  Die  Verzinsung  der  Gelder  erfolgte  erst  zu  3*/*% 
und  beträgt  jetzt  3%. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  in  Staatsanleihen,  in  Aktien 
und  Obligationen,  die  vom  Staate  garantiert  sind,  in  Hypotheken 
und  Depositen  bei  Banken.  Von  den  £.  2207296  Guthaben  im 
Jahre   1905   (30.  Juni)  war    der   grösste  Betrag   in  Staatspapieren 


1)  Henry   Wolf,  S.  330. 

2)  Zusammengestellt    aus  Henry  Wolff  und   Statesmans   Year-Book,   Jahrgäoge 
1890 — 1907. 
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angelegt,   £,  84000  in  Hypotheken   und    £,  421000  in  Bar  und 
Bankdepositen  ^). 

Leider  kann  ich  nur  eine  unvollkommene  Statistik  über   das 
Anwachsen  der  westaustralischen  Staatssparkasse  bieten*): 


Jahr 

Betrag  der 

Guthaben 

£ 

Betrag  der 
Jahr          Guthaben 
£ 

Jahr 

Betrag  der 
Guthaben 

1865 
187 1 

188 1 
1888 
1889 

7360 

15583 
14728 

29749 
32146 

1891              46  181 
1895            460610 

1898  I  072  057 

1899  I  116  178 
1901          I  618  359 

Südaustralien. 

1902 
1903 
1904 

1905 
1906 

I  841  022 

1  941  231 

2  079  763 
2  207  296 
2  286  117 

Südaustralien  ist  das  einzige  Land,  wo  die  Postanstalten 
Annahme-  und  Auszahlungsstellen  für  eine  Privatsparkasse 
sind.  Hier  besteht  eine  Trusteesparkasse,  die  einzige  des  Landes, 
die  in  ihrer  Geschäftsführung  von  der  Regierung  beaufsichtigt  wird. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  sh.,  die  Höchsteinlage  £.  250, 
die  Verzinsung  der  Gelder  4%. 

Die  Anlegung  der  Sparguthaben  erfolgt  in  Staatspapieren, 
staatlich  garantierten  Papieren,  Stadtanleihen,  Hypotheken  und 
Einlagen  bei  Banken*). 

Die  Tätigkeit  der  süd australischen  Trusteesparkasse  zeigt 
folgende  Tabelle*): 


Jahr 

Zahl  der  Stellen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

1865 

? 

? 

258  693 

1875 

? 

? 

816828 

1885 

? 

? 

I  571  284 

1889 

128 

69  192 

I  923  292 

1895 

134 

? 

2691273 

1899 

130 

100763 

3  257  838 

1900 

137 

106  122 

3  489  083 

190 1 

137 

"1537 

3  782  575 

1902 

151 

116  436 

3  974  709 

1903 

155 

120349 

4172720 

1904 

154 

141  572 

4217836 

1905 

163 

146366 

4398041 

i)  Robert  Schachner j  Das  australische  Sparkassenwesen,  Jahrbücher  fUr  National- 
ökonomie und  Statistik,  III.  Folge,  34.  Band,  Jena  1907,  Seite  65  ff. 

2)  Zusammengestellt    aus  Wolf  und  Statesmans  Year-Book.  Jahrg.  1890— 1907. 

3)  Henry  Wolffy  Savings  Banks  %t    home    and   abroad.     Journal   of  the  Royal 
Statistical  Society.  Band  60.    London  1897,  S.  330. 

4)  Zusammengestellt  aus :  Robert  Schachner  S.  65  ff.  und  The  Statesmans  Year- 
Book. 

;* 
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Neu-Seeland. 


In  NeU'Seeland  wurde  ein  Postsparkasse  nach  englischem 
Muster  im  Jahre  1867  (i.  Februar)  gegründet.  Dieselbe  hat  einen 
schnellen  Aufschwung  genommen  und  zählt  heute  mit  zu  den  be- 
deutendsten, die  existieren. 

Ueber  die  Organisation  der  neuseeländischen  Postsparkasse 
habe  ich  nichts  in  Erfahrung  bringen  können;  es  ist  wohl  anzu- 
nehmen, dass  diese  im  wesentlichen  dieselbe  ist  wie  bei  der  eng- 
lischen Postsparkasse. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  sh.,  für  geringere  Beträge  ist  das 
Sparmarkensystem  in  Anwendung.  Die  Höchsteinlage  beträgt 
£,  500.  Die  Verzinsung  der  Gelder  erfolgte  ursprünglich  zu  472% 
bis  £,  200  und  4%  bis  £,  500.  Dieselbe  wurde  dann  im  Juli  1893 
auf  4  bez.  3*/«%  »  ^"^  ^-  Januar  1897  auf  3^/a  bez.  3%  und  im 
November  1897  auf  3  bez.  2  7a%  herabgesetzt*).  Die  Verwal- 
tungskosten beliefen  sich  für  das  Jahr  1895  auf  4,45  d  pro  Trans- 
aktion. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  ebenso  wie  bei  den  anderen 
australischen  Postsparkassen  in  mehreren  Werten :  in  Staatspapie- 
ren,  Stadtanleihen,  Obligationen,  Hypotheken  und  Einlagen  bei 
neuseeländischen  Banken. 

Das  Anwachsen  der  neuseeländischen  Postsparkasse  zeigt 
für  die  Jahre  1867— 1890  folgende  Tabelle*): 


Jahr 

Zahl  der  Stellen 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 
£ 

1867 

46 

2  156 

71  198 

1868 

55 

4252 

163  519 

1869 

59 

6290 

2313" 

1870 

70 

8317 

295  372 

187 1 

81 

I0  549 

357655 

1872 

92 

135^6 

490066 

1873 

97 

17  132 

664807 

1874 

103 

21  742 

770837 

1875 

119 

24334 

727  295 

1876 

124 

26  117 

723911 

1877 

138 

28  761 

767  376 

1878 

147 

32132 

819  071 

1879 

165 

34  747 

787006 

1880 

178 

38667 

903766 

188 1 

190 

51  008 

I  232  788 

1)  British  and  foreign  trade  and  industry.    Second  series  of  Memoranda,   Stati- 
stical tables  and  Charts.   London  (?)  S.  189. 

2)  Statistics    of  the  Colony    of  New  Zealand    for    the    year   1890,    Wellington 
1891,  Seite  268. 
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Jahr         Zahl  der  Stellen      Zahl  der  Sparer        ^^^^  de^Guthaben 

1882  207  57517  1470  95  > 

1883  322  61936  1409752 

1884  243  65717  1499  112 

1885  256  69  957  I  638  036 

x886  271  74871  1615979 

1887  283  79724  1 813085 

1888  290  84488  2048442 

1889  294  90745  2  191 452 

1890  296  97  208  2  441 876 

Das  weitere  Anwachsen  der  Guthaben  für  die  Jahre  1890 
bis  1902  veranschaulicht  die  folgende  Tabelle*): 

T  V  Guthaben  .  ,  Guthaben 

Jahr  ^  Jahr  ^ 

1891  2695448  1897  4744925 

1892  2863671  1898  4957771 

1893  3  241  998  1899  5  320  371 

1894  3340880  1900  5809552 

1895  3895543  1901  6350013 

1896  4  3 1 1 635  1902  6  883  787 

Die  Guthaben  der  wenigen  Trusteesparkassen  mit  denen  der 
Postsparkasse  zusammen,  die  1902  j^.  7876877  betragen  hatten, 
sind  für  die  nächsten  Jahre  nach  Statesmans  Year-Book  die  fol- 
genden *) : 

1903  j^  8  432  958 

1904  »  8839307 

1905  »  9  773  954 

Tasmanien. 

Die  erste  Sparkasse,  die  noch  heutigen  Tages  fortbesteht,  wurde 
1845  zu  Hobart  gegründet.  Diese  und  die  später  gegründete 
Sparkasse  zu  Launceston  sind  heute  die  beiden  einzigen  Privat- 
sparkassen des  Landes,  die  den  bei  weitem  grössten  Teil  der  Spar- 
gelder der  tasmanischen  Bevölkerung  an  sich  gezogen  haben,  ob- 
gleich sie  ebenso  wie  die  Staatssparkassen  nur  Einlagen  von  bestimm- 
ter Höhe  verzinsen  (1895  bis  j^.  200).  Am  28.  Februar  1905  hatten 
die  beiden  Sparkassen  zu  Hobart  und  Launceston  zusammen 
32773  Sparer  mit  ^.  851073.3.  11  Guthaben^. 

Im  Jahre  1881  wurde  eine  Postsparkasse  gegründet,  die  1882 
ihre  Geschäfte  aufnahm.     Als  im  Jahre  1901    das  Postwesen  vom 


1)  British  and  foreign  trade  etc.,  Seite  205. 

2)  The  Statesmans  Year-Book,  1904 — 1907.  London. 

3)  Statistics  of  the  State  of  Tasmania  for   the  year  1904 — 05 ;   Tasmania  1906, 
Seite  369. 
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australischen  Staatenbunde  übernommen  wurde,  wurde  sie  —  wenn 
auch  nur  formell  —  in  eine  Staatssparkasse  umgewandelt').  Sie 
steht  unter  der  Leitung  des  Schatzamtes  und  hat  ihren  Sitz  in 
Hobart.  Als  Zweiganstalten  fungieren  die  Postämter  im  Lande, 
deren  Zahl  1905  371  betrug. 

Die  Mindesteinlage  beträgt  i  sh.,  für  kleinere  Summen  ist  das 
Sparmarkensystem  eingeführt.  Der  Höchstbetrag,  der  verzinst  wird, 
beträgt  £.  250,  der  Zinsfuss  3%. 

Der  technische  Hergang  bei  den  Einzahlungen  und  Auszah- 
lungen ist  derselbe  wie  bei  der  englischen  Postsparkasse.  Nur  hat 
das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1902  die  Quittungen  aufgehoben, 
die  der  Sparer  bis  dahin  vom  Hauptamte  in  Hobart  über  jede 
Einzahlung  erhielt^),  der  einfache  Eintrag  ins  Sparbuch  genügt  als 
Quittung.  Für  die  Einzahlungen  sind  ausser  barem  Gelde  auch 
noch  die  Noten  tasmanischer  Banken  und  die  Coupons  von  Staats- 
papieren zugelassen  ^).  Rückzahlungen  kann  sich  jeder  Sparer  in 
einem  Scheck  auf  eine  Regierungsbank  oder  auf  das  Schatzamt 
leisten  lassen;  auch  ist  für  dieselben  wie  in  England  die  Benut- 
zung des  Telegraphen  zulässig. 

Schulsparkassen  in  Verbindung  mit  der  Staatssparkasse  be- 
stehen in  Tasmanien,  und  zwar  herrscht  die  Form  der  Pfennig- 
sparkassen bei  ihnen  vor. 

Die  Anlage  der  Gelder  erfolgt  in  der  Regel  in  Staatspapieren. 
Für  den  Fall,  dass  eine  Anlegung  darin  nicht  angängig  ist,  können 
die  Gelder  auch  bei  den  Banken  eingezahlt  werden. 

Jeder  Sparer,  der  sein  Guthaben  von  den  Zinsveränderungen 
unabhängig  machen  oder  über  den  zulässigen  Höchstbetrag  hinaus 
sparen  will,  kann  ausser  seinem  gewöhnlichen  Sparguthaben  bei 
der  Staatssparkasse  Beträge  von  £,  50^250  auf  längere  Kündi- 
gung einzahlen,  über  die  er  ein  Certifikat  erhält.  Bei  einer  Kün- 
digungsfrist von  I  Jahr  bekommt  er  2^/2%,  bei  2  Jahren  2^4% 
und  bei  3  Jahren  3%   Zinsen. 

Die  Entwicklung  des  Sparwesens  in  Tasmanien  zeigt  die  folgende 
Tabelle:  (Privat-  und  Postsparkassen  zusammen)*). 


1)  Tasmania  1901,  Edward  VII  Nr.  9,  Tasmania  1901. 

2)  Tasmania  1902,  Edward  VII  Nr.  34,  Tasmania  1902. 

3)  Tasmania,  Regulations  of  the  State  Savings  Bank  and  Instruction  to  Officeis, 
Tasmania  1902,  Seite  3. 

4)  Statistics  of  the  State   of  Tasmania  for  the  year  1904 — 05,  Tasmania   1906, 
Seite  9. 
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Jahr 

Zahl  der  Sparer 

Betrag  der  Guthaben 

1871 

— 

217413 

1875 

II  208 

289  223 

1880 

13520 

310081 

1885 

20  166 

436414 

1890 

25324 

521  250 

1895 

30769 

648  084 

1900 

42509 

I  009  098 

1904 

49438 

I  263  685 

Eine  weitere  Tabelle  veranschaulicht  das  Wachstum  der  Post- 
bez.  Staatssparkasse  während  der  Jahre  1895 — 1905^): 


Jahr 

Zahl  der  Sparer 

lUKI 

1895 

6785 

"4  994.  II. 



1896 

8176 

133889.    8. 

2 

1897 

9163 

155750.    6. 

6 

1898 

10607 

186978.    9. 

8 

1899 

12  710 

248  375.  12- 

10 

1900 

14008 

294302.  18. 

2 

190 1 

14  881 

333576.     I. 

10 

1902 

15736 

378  236.  19. 

I 

"903 

16  159 

401  253.    4. 

2 

1904 

16665 

412  611.  10. 

— 

1905 

17045 

455380.     I. 

I 

l)  Statistics  of  the  State  of  Tasmania  for  the  year  1904 — 05 ,  Tasmania  1906, 
S.  370.  Eine  bis  zur  Gründung  der  Postsparkasse  zurückreichende  Statistik  habe  ich 
leider  nicht  erhalten  können. 
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II.    Kapitel. 

Vergleichende  Zusammenfassung. 

a)  Vergleichung  der  Postsparkassen. 

Bei  der  Vergleichung  der  einzelnen  Postsparkassen  soll,  abge- 
sehen von  einigen  Punkten,  die  eine  andere  Form  der  Betrach- 
tung notwendig  machen ,  dasselbe  Schema  beibehalten  werden, 
das  im  ersten  Kapitel  angewendet  wurde. 

Betrachtet  man  die  Ursachen,  denen  die  Postsparkassen  ihre 
Entstehung  verdanken,  so  zeigt  sich,  dass  in  England  die  vielen 
Unterschlagungen,  die  bei  den  Sparkassen  vorgekommen  waren, 
das  Vertrauen  der  Bevölkerung  auf  die  Sicherheit  derselben  er- 
schüttert und  die  Errichtung  einer  staatlichen  Anstalt  notwendig 
gemacht  hatten.  Die  ungenügende  Verteilung  der  Privatsparkassen 
über  das  Land,  ihre  unzureichenden  Bequemlichkeiten,  die  sie  den 
Sparern  darzubieten  vermochten,  Hessen  sie  nicht  als  die  geeigneten 
Filialen  des  neuen  Zentralinstituts  erscheinen;  man  erwählte  da- 
her die  Postanstalten  dazu,  die  überall  vorhanden,  überall  bekannt 
und  den  ganzen  Tag  über  geöffnet  waren.  Für  die  anderen  Länder 
waren  für  die  Gründung  von  Postsparkassen  in  erster  Linie  die 
günstigen  Erfolge  massgebend,  die  man  in  England  erzielt  hatte, 
ferner  wollten  die  betreffenden  Regierungen  der  Bevölkerung  in  sol- 
chen Orten,  wo  keine  Sparkassen  vorhanden  waren  —  und  das  waren 
die  meisten  —  oder  wo  die  Errichtung  selbständiger  Anstalten  schwie- 
rig war,  wie  z.  B.  in  dem  dünnbevölkerten  Schweden  oder  Finn- 
land, Gelegenheit  zum  Sparen  geben ;  vor  allen  Dingen  hofften  sie, 
durch  die  Postsparkasse  die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  zum 
Sparen  erziehen  und  somit  für  ihre  soziale  Besserstellung  sorgen 
zu  können. 

In  Belgien  griff  die  Regierung  auch  deswegen  in  das  Spar- 
wegen ein,  weil  die  politischen  Wirren  der  Jahre    1830  und  1848 
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die  Privatsparkassen  in  eine  ungünstige  Lage  gebracht  hatten, 
während  man  in  Italien  den  Hang  der  Bevölkerung  zum  Lotto- 
spielen durch  die  Postsparkasse  zu  bekämpfen  hoffte.  In  einigen 
Ländern  wie  Japan,  Russland,  Bulgarien,  Rumänien,  Türkei,  Britisch- 
und  Holländisch-Indien,  Ceylon,  Sierra  Leone  usw.  erfüllten  ausser- 
dem die  Postsparkassen  am  besten  den  Zweck,  eine  des  Sparens 
ganz  unkundige  Bevölkerung  überhaupt  erst  daran  zu  gewöhnen. 
Zeitlich  folgen  die  einzelnen  Postsparkassen  wie  folgt  aufeinander : 


England 

i6.  Sept.  i86i 

Schweden 

I.  Jan. 

1884 

West- Australien 

1863 

Hawai 

I.  Jan. 

1886 

Viktoria 

II.  Sept.  1865 

Ceylon 

1885 

Neu-Seeland 

I.  Febr.  1867 

Ungarn 

I.  Febr. 

1886 

Kanada 

I.  April  1868 

Bahamas-Inseln 

I.  Febr. 

1886 

Belgien 

I.  Jan.      1870 

Finnland 

I.  Jan. 

1887 

Neu-Süd-Wales 

I.  Sept.    187 1 

Russland 

7.  Aug. 

1889 

Japan 

I.  April  1875 

Britisch-Guiana 

2.  Dez. 

1889 

Italien 

I.  Jan.     1876 

Transvaal 

I.  Jan. 

1893 

Rumänien 

5.  Jan.     1880 

Bulgarien 

I.  Jan. 

1896 

Holland 

I.  April  188 1 

Sierra  Leone 

1896 

Frankreich 

I.  Jan.     1882 

Niederländisch-Indien 

I.  Juli 

1898 

Britisch-Indien 

I.  April   1882 

Aegypten 

I.   April 

190 1 

Tasmanien 

1882 

Rhodesia 

I.  Jan. 

1905 

Oesterreich 

12.  Jan.     1883 

Türkei 

1905 

Kapland 

I.  Jan.     1884 

Was  die  Organisation  der  Postsparkassen  anlangt,  so  kann 
man  im  wesentlichen  zwei  Systeme  unterscheiden,  das  zentralis- 
tische  und  das  dezentralistische.  Das  erstere  herrscht  in  England 
und  den  Kolonien:  Canada,  Bahamas,  Sierra  Leone,  Kapland, 
Transvaal,  Tasmanien  und  Guiana,  ferner  in  Belgien,  Ungarn,  Oester- 
reich, Holland,  Italien  und  Bulgarien.  Das  dezentralistische  System 
herrscht  in  Indien,  Viktoria,  Neu-Süd-Wales,  Russland,  Schweden, 
Finnland  und  Rumänien.  Im  Uebergang  vom  zentralistischen  zum 
dezentralistischen  System  befindet  sich  die  französische  Postspar- 
kasse. Wenn  ich  hier  von  Dezentralisation  spreche,  so  erstreckt 
sich  dieselbe  natürlich  nur  auf  die  Kontenführung,  die  Abrechnung 
mit  den  Postämtern  und  die  Ermächtigung  zu  Rückzahlungen, 
während  die  Hauptbuchhaltung  naturgemäss  immer  nur  von  einem 
Amte,  dem  Hauptamte,  geführt  werden  kann.  Die  Vorzüge  des 
zentralistischen  Systems  beruhen  darauf,  dass  die  zu  leistende  Ar- 
beit schneller  und  von  weniger  Kräften  durchgeführt  wird,  weil 
das  Prinzip  der  Arbeitsteilung  mehr  zur  Anwendung  kommen  kann. 
Ausserdem  ist  der  ganze  Betrieb  übersichtlicher.  Die  Vorzüge 
des  dezentralistischen  Systems  liegen  dagegen  in  den  Bequemlich- 
keiten,  die   es   für   den  Sparer  hat,  vor  allen  Dingen  hinsichtlich 
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der  Schnelligkeit  bei  Rückzahlungen.  Da  hierauf  doch  schliess- 
lieh  das  meiste  Gewicht  zu  legen  ist,  so  eignet  sich  das  erstere 
System  nur  für  räumlich  kleine  Länder,  in  denen  die  Entfernungen 
vom  Hauptamte  nicht  so  gross  sind,  während  das  letztere  für  die 
räumlich  grossen  Länder  in  Betracht  kommt. 

Die  Verwaltung  der  Gelder  unterliegt  in  den  wenigsten  Staa- 
ten der  Leitung  der  Postsparkasse  selbst,  so  in  Oesterreich,  Un- 
garn, Holland,  Schweden,  meistens  ist  damit  ein  staatliches  Insti- 
tut beauftragt,  das  sich  im  allgemeinen  mit  der  Anlegung  von 
Geldern  befasst,  so  die  Staatsschuldentilgungskommission  in  Eng- 
land, die  Schatzämter  oder  Finanzminister  in  den  englischen  Kolo- 
nien, die  Caisse  des  Ddpots  et  Consignations  in  Frankreich  und 
Belgien,  die  Reichsbank  in  Russland  u.  s.  w. 

Was  den  technischen  Betrieb  anlangt,  so  ist  es  äusserst  inter- 
essant zu  sehen,  wie  die  Postsparkassen  miteinander  um  die  Wette 
bestrebt  gewesen  sind,  denselben  so  einfach  und  billig  wie  mög- 
lich und  doch  auch  wiederum  so  zu  gestalten,  dass  der  Sparer 
vor  Fälschungen  seitens  der  Beamten ,  und  umgekehrt ,  die 
Postsparkasse  vor  Fälschungen  von  seiten  des  Sparers  tunlichst 
geschützt  ist.  Betrachten  wir  zunächst  die  Technik  bei  Einzah- 
lungen :  hier  kann  man  im  wesentlichen  zwei  Systeme  unterscheiden: 

l)  Das  ältere,  englische  :  Der  Sparer  zahlt  unter  Vorzeigung 
des  Sparbuches  das  Geld  beim  nächsten  Postamt  ein.  Der  Be- 
amte schreibt  den  Betrag  in  das  Sparbuch  und  in  sein  Journal 
ein.  Das  letztere  sendet  er  nach  dem  Zentralamt.  Darauf  be- 
kommt der  Sparer  von  diesem  eine  Quittung,  die  ihn  erst  zu  An- 
sprüchen an  das  Amt  berechtigt. 

Das  System  ist  sehr  einfach,  aber  es  erfordert  eine  Menge 
Arbeit,  denn  die  Postämter  müssen  ihre  Nachweisungen  täglich 
an  das  Zentralamt  senden,  und  dieses  muss  die  Quittungen,  die 
die  Sparer  in  ihrem  Sparbuch  bereits  erhalten  haben,  noch  ein- 
mal ausstellen  und  versenden.  Das  System  besteht  in  England, 
dessen  sämtlichen  Kolonien  mit  Ausnahme  Tasmaniens,  wo  der 
einfache  Eintrag  in  das  Sparbuch  genügt,  ferner  in  Oesterreich, 
Ungarn,  Holland  und  Italien.  Um  Sparer  und  Postsparkasse  noch 
mehr  vor  Fälschungen  zu  schützen,  haben  Holland  und  Italien 
noch  weitergehende  Massregeln  eingeführt.  (Siehe  die  betreffen- 
den Länder)  ^). 

i)  Ei|;enartig,   aber  dem  englischen  System  ähnlich  ist  jenes,    welches   bei    der 
rumänischen  Staatssparkasse  in  Anwendung  ist  (siehe  unter  Rumänien). 
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2)  Das  neuere,  belgische  System :  Der  Sparer  zahlt  unter  Vor- 
zeigung des  Sparbuches  das  Geld  beim  nächsten  Postamt  ein. 
Der  Beamte  trägt  die  Zahlung  in  sein  Journal  ein  und  stellt  den 
Betrag  aus  Quittungsmarken  zusammen,  die  er  dann  in  das  Spar- 
buch einklebt  und  durch  Namenszug  und  Datumstempel  kassiert. 
Dieses  System  ist  einfacher  wie  das  erste.  Es  ermöglicht  dabei, 
dass  die  Postanstalten  die  Nachweisungen  nicht  täglich,  sondern 
in  längeren  Zwischenräumen  an  das  Zentralamt  zu  senden  brau- 
chen. Ausserdem  macht  es  die  Zusendung  von  Extraquittungen 
an  die  Sparer  und  die  dadurch  bedingte  Mehrarbeit  unnötig  und 
gibt  dem  Sparer  gleichwohl  eine  genügende  Sicherheit  in  die  Hand. 
Für  Russland  hat  dieses  System  insofern  eine  ganz  besondere 
Bedeutung ,  als  es  der  grösstenteils  aus  Analphabeten  bestehen- 
den Bevölkerung  durch  die  Quittungsmarken/  die  in  ihrer  Farbe 
dem  russischen  Papiergelde  nachgebildet  sind,  ermöglicht  wird, 
den  richtigen  Eintrag  in  das  Sparbuch  zu  kontrollieren.  Das 
System  herrscht  in  Belgien,  Russland,  Finnland,  Schweden,  Bulga- 
rien und  Frankreich;  in  dem  letzteren  Lande  hat  man  es  in  sehr 
einfacher  Weise  zu  einem  jede  Fälschung  ausschliessenden  Kon- 
trollmittel weitergebildet. 

In  der  Technik  der  Rückzahlungen  kann  man  auch  wieder 
unterscheiden : 

1)  Das  englische  System :  Der  Sparer  zeigt  bei  dem  Zentral- 
amte an,  dass  er  bei  irgend  einem  Postamte  einen  Betrag  erheben 
will.  Seine  Unterschrift  wird  mit  der  beim  Amte  liegenden  ver- 
glichen und  der  Stand  seines  Kontos  nachgesehen.  Darauf  be- 
kommt er  eine  Zahlungsanweisung  für  das  gewünschte  Postamt,  das 
gleichzeitig  benachrichtigt  wird.  Dieses  nimmt  die  Abbuchung 
in  dem  Sparbuche  vor,  lässt  sich  von  dem  Sparer  eine  Quittung 
geben,  vergleicht  deren  Unterschrift  mit  der  im  Sparbuch  befind- 
lichen, und  zahlt  das  Geld  aus.  Das  System  herrscht  in  England 
und  dessen  Kolonien,  Frankreich,  Holland,  Italien,  Oesterreich 
und  Ungarn  ^). 

2)  Das  belgische  System,  dessen  Besonderheit  mit  den  in 
einigen  Ländern  für  die  Rückzahlung  getroffenen  Kündigungsbe- 
stimmungen zusammenhängt :  Der  Sparer  kündigt  einen  Betrag 
unter  Einsendung  des  Sparbuches.  Der  Betrag  wird  beim  Haupt- 
amt nach  Vergleichung  der  Unterschriften  im  Sparbuch  abgebucht, 

1)  Wieder   etwas   abweichend   ist  die  Riickzahlungstechnik  bei  der  rumänischen 
Staatssparkasse. 
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worauf  dieses  an  das  gewünschte  Postamt  abgesandt  wird.  Das 
letztere  zahlt  dann  den  Betrag  unter  denselben  Vorsichtsmassre- 
geln wie  oben  aus.  Das  System  herrscht  in  Belgien,  Russland, 
Finnland,  Schweden  und  Bulgarien. 

Beide  Systeme  haben  ihre  Vorteile  und  Nachteile,  auch  ver- 
ursacht das  eine  ebenso  viel  Arbeit  wie  das  andere. 

Um  die  Kontenführung  beim  Hauptamt  zu  kontrollieren,  hat 
man  kein  anderes  Mittel,  als  jährlich  jedes  Konto  mit  dem  zuge- 
hörigen Sparbuch  zu  vergleichen  und  dieses  zu  dem  Zwecke  ein- 
zufordern. Dieses  System  wird  bei  allen  Postsparkassen  mit  Aus- 
nahme der  österreichischen  gehandhabt.  Aber  alle  Postsparkas- 
senberichte klagen  übereinstimmend  über  seine  Unzulänglichkeit, 
da  ein  grosser  Prozentsatz  der  Sparer  die  Bücher  nicht  einschickt. 
In  Oesterreich  hat  man  diese  höchst  umständliche  Massregel  in 
einfacher  Weise  dadurch  unnötig  gemacht,  dass  die  Beamten  bei 
jedem  Umsatz  auch  den  Endsaldo  des  betreffenden  Sparbuches 
in  ihr  Journal  einzusetzen  und  mit  nach  Wien  aufzugeben  haben. 

Die  meisten  Postsparkassen  leisten  eine  Rückzahlung  sofort 
mit  Ausnahme  derer  von  Belgien,  Russland,  Finnland,  Schweden 
und  Italien,  die  eine  längere  Kündigungsfrist  verlangen. 

Alle  oben  geschilderten  Massnahmen  bei  Einzahlungen  und 
Rückzahlungen  waren  für  den  Anfang  wohl  notwendig.  Als  es 
sich  aber  zeigte,  dass  die  Verwaltungskosten  unnatürlich  hohe 
waren  und  Fälschungen  selten  vorkamen,  führte  mit  der  Zeit  eine 
Reihe  von  Postsparkassen  mildere  Bestimmungen  ein,  um  die  Ver- 
waltungskosten zu  ermässigen.  So  fielen,  besonders  in  England, 
die  Extraquittungen  über  die  Einzahlung  kleiner  Beträge,  die  bis 
zu  einer  gewissen  Höhe  gingen,  fort,  ebenso  führte  man  die  Rück- 
zahlung im  kurzen  Wege  ein,  d.  h.  jeder  Sparer  konnte  nunmehr 
ohne  vorherige  Anzeige  beim  Hauptamte  kleinere  Summen  bis  zu 
einem  gewissen  Höchstbetrag,  der  in  der  Regel  zwischen  M.  20 
und  M.  100  lag,  gegen  einfaches  Vorzeigen  des  Sparbuches  er- 
heben. Dieses  System  führten  auch  die  Postsparkassen  ein, 
die  sonst  auf  Kündigung  halten.  Später  gingeh  auch  fast  alle 
Postsparkassen  dazu  über,  es  ihren  Sparern  zu  ermöglichen,  dass 
sie  die  Ermächtigung  zu  grösseren  Rückzahlungen  telegraphisch 
einholen  konnten.  Da  die  Sparer,  deren  Correspondenz  mit  der 
Postsparkasse  in  allen  Staaten  portofrei  ist,  die  Telegrammkosten 
selbst  zu  tragen  hatten,  so  wurden  die  Verwaltungskosten  dadurch 
noch   mehr  vermindert,  zumal  in  verschiedenen  Ländern  die  Be- 
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nutzung  des  Telegraphen  eine  sehr  starke  ist. 

Die  Verwaltungskosten,  im  Prozentverhältnis  zum  Guthaben 
der  Sparer  sowie  für  jede  Transaktion  berechnet,  zeigt  die  fol- 
gende Tabelle. 


Kosten  in  % 

Kosten    pro 

Länder 

Jahr 

der  Spar- 

Transaktion 

guthaben 

M. 

Transvaal 

1907 

0.91 

1.22 

Kapland 

1906 

0,44 

i.ii 

Frankreich 

1905 

0,37 

-.66 

Russland 

1905 

0,32 

-.58 

Viktoria 

1906 

0,45 

—.54 

Finnland 

1906 

0,87 

—.53 

England 

1905 

0,35 

-.46 

Schweden 

1905 

0,48 

—.41 

Neu-Seeland 

1895 

0,00 

-.38 

Belgien 

1906 

0,30 

-.36 

Holland 

1905 

0,39 

-.36 

Italien 

1904 

0,28 

—.34 

Oesterreich 

1906 

0,51 

—.19 

Ungarn 

1904 

0,48 

—.16 

Bulgarien 

1906 

0,28 

—.16 

Rumänien 

1906/7 

0.15 

— . — 

Die  Verwaltungskosten  bei  einer  Postsparkasse  sind  ein  recht 
vager  Begriff.  Gerade  der  Hauptposten,  die  Beamtengehälter, 
lässt  sich  überhaupt  nicht  feststellen  —  ausser  für  jene  geringe 
Zahl  von  Beamten,  die  ausschliesslich  für  den  Sparkassendienst 
angestellt  sind,  —  er  kann  höchstens  geschätzt  werden.  Aber 
schon  eine  einfache  Ueberlegung  sagt,  dass  eine  Postsparkasse 
viel  billiger  arbeiten  muss  als  eine  Privatsparkasse,  weil  sie 
nur  wenig  Beamte  für  den  Sparkassendienst  einzustellen  braucht, 
denn  die  meiste  Arbeit  wird  von  den  Beamten  im  Nebenamt 
erledigt.  Es  ist  z.  B.  geradezu  unmöglich ,  die  Arbeitskraft 
eines  Postbeamten  auf  dem  Lande  voll  auszunutzen;  die  geringe 
Mehrarbeit,  die  diesem  aus  dem  Sparkassendienst  erwächst,  fällt  also 
gar  nicht  ins  Gewicht.  In  der  Tat  sind  denn  auch  die  Kosten  pro 
Transaktion  bei  den  Postsparkassen  geringer  als  bei  den  Privat- 
sparkassen, sie  betrugen  z.  B.  in  Oesterreich  und  Frankreich  nur 
19  bez.  66  Pfennige  gegenüber  M.  2.99  bez.  M.  1.06  bei  den 
letzteren  ^). 

Die  Postsparkassen  sind,  ihrem  ursprünglichen  Zwecke  getreu, 


i)  Die  Verwaltungskosten,  im  Verhältnis  zu  den  Sparguthaben  berechnet,  sind 
bei  den  Postsparkassen  fast  überall  höher  als  bei  den  Privatsparkassen;  das  rührt 
daher,  dass  bei  den  ersteren  der  Umsatz  (Einzahlungen  und  Auszahlungen)  im  Ver- 
hältnis zum  Guthabenbestande  viel  grösser  ist  als  bei  den  letzteren. 
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auf  alle  möglichen  Weisen  bestrebt  gewesen,  das  Sparen  in 
immer  weiteren  Kreisen,  besonders  unter  den  ärmsten  Schichten 
der  Bevölkerung,  auszubreiten  und  neue  Sparer  an  sich  heranzu- 
ziehen. Die  Mittel,  deren  sie  sich  dabei  bedienen,  sind  im  wesent- 
lichen folgende: 

i)  Energische  Propaganda.  Einige  Postsparkassen,  z.  B.  die 
japanische,  zahlten  im  Anfang  jedem,  der  einen  neuen  Sparer 
brachte,  eine  Provision,  in  Oesterreich  zahlte  man  sie  nur  den  Be- 
amten der  Postsparkasse.  Da  jedoch  hierbei  viele  Betrügereien  vor- 
kamen, so  ist  man  davon  abgekommen.  Dagegen  zahlen  heute 
einige  Postsparkassen,  z.  B.  die  kapländische,  ihren  Beamten  eine 
Vergütung  für  jede  von  ihnen  vorgenommene  Amtshandlung  und 
interessieren  sie  auf  die  Weise,  für  die  Anstalt  zu  wirken.  An- 
dere Postsparkassen,  z.  B.  die  englische  und  holländische,  verbreiten 
in  Massenauflagen  Broschüren  unter  dem  Volke,  in  denen  in  kur- 
zen, knappen  Umrissen  ihre  Vorzüge  angegeben  sind.  In  Hol- 
land geht  man  sogar  soweit,  durch  Maueranschläge  für  sie  zu  w^ir- 
ken,  und  in  Belgien  sucht  man  den  Sparer  zu  weiteren  Einlagen  zu 
veranlassen,  indem  man  ihn  auf  der  Rückseite  des  Sparbuches 
vor  den  Gefahren  des  Alkohols  warnt. 

2)  Abholung  der  Spargelder  durch  Boten,  eine  Bequemlich- 
keit, die  nur  eine  Postsparkasse  ohne  viele  Kosten  ihren  Sparern 
bieten  kann.  So  sendet  man  in  England  an  den  Lohnzahlungs- 
tagen Beamte  in  die  Werften  und  F'abriken,  um  Spargelder  in 
Empfang  zu  nehmen,  und  mancher  Arbeiter  wird  dadurch  bewo- 
gen, das  Geld,  das  er  sonst  in  Schnaps  umgesetzt  hätte,  in  die 
Postsparkasse  einzuzahlen.  In  Belgien  und  Aegypten  sendet  man 
Beamte  in  die  Schulen,  um  die  kleinen  Ersparnisse  der  Schüler 
zu  sammeln.  Vor  allen  Dingen  aber  haben  die  meisten  Postsparkassen 
den  Briefboten,  besonders  den  Landbriefboten,  die  Ermächtigung 
gegeben,  Einzahlungen  für  die  Postsparkasse  anzunehmen.  Durch 
diese  Massregel  dringen  sie  bis  in  die  kleinsten  Aederchen  der 
Volkswirtschaft,  bis  in  die  geringsten  Dörfer  und  abgelegenen 
Weiler,  in  denen  keine  Postämter  vorhanden  sind.  Besonders 
erfolgreich  ist  dieses  System  in  Frankreich,  Holland  und  Oester- 
reich. 

3)  Das  Sparmarkensystem ,  das  alle  Postsparkassen  ohne 
Ausnahme  angenommen  haben.  Hierdurch  ermöglicht  es  die 
Postsparkasse  den  ärmsten  unter  den  Armen  und  den  Min- 
derjährigen,    die     kleinsten    Beträge,     die     die     Mindesteinlage 
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nicht  erreichen,  anzusammeln,  bis  sie  fruchtbar  angelegt  wer- 
den können.  Die  grosse  Bedeutung ,  die  dieses  System  für  die 
Postsparkassen  gegenüber  den  Privatsparkassen  hat,  beruht  darauf, 
dass  als  Sparmarken  in  allen  Ländern  mit  geringen  Ausnahmen 
die  gewöhnlichen  Briefmarken  benutzt  werden,  die  jedermann  ver- 
traut sind,  während  die  Privatsparkassen  schon  grosse  Mühe  haben, 
ihre  Wertmarken  überhaupt  erst  bekannt  zu  machen.  Das  Spar- 
markensystem hat  ausserdem  noch  einen  besonderen  Vorteil,  in- 
sofern es  der  Postsparkasse  Mittel  in  die  Hand  gibt,  die  sie  nicht 
zu  verzinsen  braucht.  Das  System  ist  mit  grossem  Erfolg  in  England 
eingeführt,  wo  im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  auf  diesem  Wege 
M.  1,8  Mill.,  in  Russland,  wo  1905  M.  1,6  Mill.,  und  in  Italien, 
wo  M.  0,4  Mill.  eingezahlt  wurden;  für  die  anderen  Länder  sind 
die  Zahlen  geringer.  In  Russland  werden  die  Sparmarken  be- 
sonders von  den  Branntweinmonopolläden  stark  verkauft,  deren 
Geschäftsführer  1%  von  dem  Erlöse  als  Provision  erhalten. 

4)  Schulsparkassen ;  diese  sind  in  allen  Ländern,  mit  beson- 
ders grossem  Erfolge  in  Belgien,  Italien  und  Rumänien  eingeführt ; 
in  letzterem  Lande  ist  jeder  Lehrer  de  officio  Beamter  der  Staats- 
sparkasse. Bei  den  Schulsparkassen  kommen  zwei  Systeme  zur 
Anwendung,  das  Sparmarkensystem,  das  für  die  Lehrer  einfach  ist, 
aber  der  Post  viel  Arbeit  verursacht,  und  das  System  der  Pfen- 
nigsparkasse, das  den  betreffenden  Lehrern  viel  Arbeit  macht, 
aber  vor  dem  anderen  den  Vorzug  hat,  selbst  den  geringsten 
Summen  eine  Verzinsung  zu  ermöglichen.  Im  allgemeinen  herrscht 
das  Sparmarkensystem  vor.  Es  ist  gegen  die  Schulsparkassen 
sehr  viel  eingewendet  worden,  und  zwar  mit  vollem  Recht.  Das, 
was  sie  eigentlich  sein  wollen,  ein  Mittel  zur  Förderung  des  Spar- 
triebes in  der  heranwachsenden  Jugend,  sind  sie  nicht,  denn  die 
Kinder  müssen  sich  das  Geld,  das  sie  sparen,  immer  erst  von  den 
Eltern  geben  lassen.  Dann  sind  auch  die  moralischen  Schäden, 
die  die  Schulsparkassen  im  Gefolge  haben,  grösser  als  der  Nutzen, 
den  sie  stiften.  Sitzen  in  einer  Klasse  reiche  und  arme  Kinder 
zusammen,  so  kann  es  leicht  kommen,  dass  die  Armen  neidisch 
auf  ihre  reichen  Kameraden  werden  und,  um  es  diesen  gleichtun 
zu  können,  ihre  Eltern  ständig  angehen,  ihnen  Geld  zu  geben. 
Die  Schulsparkassen  üben  also  auf  die  Eltern  gewissermassen  einen 
Druck  aus,  der  sich  besonders  bei  den  ärmeren  unter  ihnen  fühl- 
bar macht. 

5)  Fabriksparkassen.     Diese  dienen  dazu,    die  Arbeiter  noch 
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mehr  wie  bisher  zum  Sparen  anzuhalten.     Besondere  Bedeutung 
haben  die,  die  die  russische  Postsparkasse  eingerichtet  hat. 

6)  Schutz  der  Bücher  vor  gerichtlicher  Beschlagnahme.  Die- 
ser besteht  bei  mehreren  Postsparkassen,  z.  B.  bei  der  österreichi> 
sehen,  und  ist  ein  grosser  Vorzug,  den  sie  vor  den  Privatsparkas- 
sen voraus  haben.  Sozialpolitisch  betrachtet,  ist  der  Gedanke 
zweifellos  richtig,  dem  kleinen  Mann  bei  Konkursen  und  dergleichen 
nicht  auch  noch  sein  Letztes,  seine  Ersparnisse,  zu  nehmen.  Aber 
es  ist  zu  bedenken,  dass  eine  solche  Bestimmung  dazu  geeignet 
ist,  dem  Betrug  Tor  und  Tür  zu  öffnen. 

In  dem  Bestreben,  neue  Sparer  an  sich  heranzuziehen,  sind 
die  Postsparkassen  nicht  vor  den  Grenzen  des  eigenen  Landes 
stehen  geblieben ;  sie  haben  sich  überall  dort  festgesetzt,  wo  Un- 
tertanen ihres  Landes  in  grösserer  Anzahl  fern  von  der  Heimat 
wohnen,  oder  sie  haben  Einrichtungen  getroffen,  die  es  denselben 
ermöglichen,  auf  die  einfachste  und  billigste  Weise  der  heimischen 
Anstalt  ihre  Ersparnisse  zuzusenden. 

So  haben  die  Staaten  England,  Frankreich,  Holland,  Italien, 
Oesterreich,  Ungarn,  Russland  und  Neu-Süd- Wales  auf  ihren 
Schiffen,  besonders  den  Kriegsschiff'en,  Schifissparkassen  errichtet, 
die  mit  der  Postsparkasse  verbunden  sind.  Besonders  erfolgreich 
sind  diese  Kassen  bei  der  französischen,  russischen  und  italieni- 
schen Marine. 

Ferner  hat  eine  Anzahl  von  Postsparkassen  Filialen  bei  ihren 
ausländischen  Postämtern  errichtet,  so  England,  Frankreich,  Italien, 
Oesterreich,  Russland  und  Japan. 

Ebenso  hat  man  internationale  Verträge  geschlossen,  nach 
denen  eine  Postsparkasse  Einzahlungen  und  Rückzahlungen  für 
eine  andere  besorgt.  Solche  Verträge  bestehen  zwischen  England 
und  einer  Reihe  Kolonien,  zwischen  Belgien  einerseits  und  Frank- 
reich und  Holland  andererseits,  zwischen  Italien  einerseits  und 
Frankreich  und  Aegypten  andrerseits. 

Zwei  Postsparkassen,  die  Ungarns  und  Italiens,  sind  den  Aus- 
wanderern in  fremde  Erdteile  gefolgt  und  haben  es  ihnen  ermög- 
licht, ihre  Ersparnisse  auf  die  billigste  und  bequemste  Weise  der 
Heimat  zuzusenden;  mit  welchem  Erfolge  zeigen  die  geradezu 
staunenswerten  Ziffern,  die  die  italienische  Postsparkasse  aufzu- 
weisen hat. 

Die  Gelder   der   Postsparkassen  sind  in  den  verschiedensten 
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Werten  angelegt,  hauptsächlich  in  Staatspapieren.  Im  wesentlichen 
kann  .  man  bei  den  verschiedenen  Anstalten  vier  Anlagesysteme 
unterscheiden. 

i)  Der  Staat  ist  überhaupt  nicht  gebunden,  die  Gelder  dauernd 
anzulegen,  er  hat  vollständig  freie  Hand  darüber.  Diese  Art  der 
Anlegung  —  soweit  man  überhaupt  von  einer  solchen  sprechen 
kann  —  besteht  in  Kanada,  wo  die  Gelder  dem  Finanzminister  zu 
freier  Verfügung  übergeben  werden;  sie  ist  die  unsicherste,  denn 
den  Forderungen  der  Sparer  stehen  mit  Ausnahme  des  Staats- 
kredits keine  Wertobjekte  gegenüber. 

2)  Die  Gelder  werden  bis  auf  den  nötigen  Kassebestand  nur 
in  Staatspapieren  angelegt.  Dieses  System  herrscht  in  England, 
in  den  Kolonien :  Kapland,  Transvaal,  Tasmanien,  Guiana,  ferner 
in  Frankreich.  Stehen  hierbei  den  Forderungen  der  Sparer  auch 
anerkannte  Wertobjekte  gegenüber,  so  birgt  doch  die  Beschränkung 
auf  eine  einzige  Wertgattung  die  Gefahr  in  sich,  dass  in  beweg- 
ten Zeiten  die  Anlagebestände  nur  unter  grösserem  Kursverlust 
veräussert  werden  können. 

3)  Die  Gelder  werden  ausser  in  Staatspapieren  noch  in  anderen 
festverzinslichen  Werten  (AnleHien  von  Kommunen  oder  Gesell- 
schaften oder  Banken,  Hypotheken)  angelegt.  Dieses  System 
herrscht  in  Oesterreich,  Ungarn,  Italien,  Russland  und  Rumänien. 
Durch  die  Verteilung  der  Gelder  auf  mehrere  Werte  sind  Kurs- 
verluste, die  in  unruhigen  Zeiten  bei  Verkauf  der  Objekte  ent- 
stehen könnten,  nicht  so  sehr  zu  befürchten. 

4)  Die  Gelder  werden  ausser  in  den  eben  erwähnten  Werten 
in  jederzeit  greifbaren  Objekten  angelegt  (Wechseln  und  vor  allem 
Devisen,  ausländischen  Staatspapieren,  Lombardvorschüssen  und 
Depositen  bei  sicheren  Banken.)  Dieses  System  herrscht  in  Schweden, 
Finnland,  Holland,  Belgien  und  den  australischen  Staaten  mit  Aus- 
nahme Tasmaniens.  Es  ist  ganz  besonders  vorbildlich  in  Belgien 
ausgebildet  und  gewährleistet  den  betreffenden  Postsparkassen, 
beim  ersten  Ansturm  die  Forderungen  ihrer  Sparer  ohne  wesent- 
liche Kurseinbussen  befriedigen  zu  können. 

Es  wäre  nun  aber  falsch,  anzunehmen,  dass  sich  die  Liquidität 
der  Postsparkassen  in  demselben  Masse  erhöht,  je  nachdem,  ob  die 
Spargelder  in  ein  oder  mehreren  Werten  angelegt  werden.  Für  die 
Liquidität  kommen  noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Momente  in 
Betracht,  vor  allen  Dingen  natürlich  die  Liquidität  der  einzelnen 
Otjekte    an   sich,   sodann   die   Fundierung   der   einzelnen  Werte, 

ZeiUchrift  fär  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  27.  8 


—     114     — 

ihre  Beliebtheit  oder  Unbeliebtheit  beim  Publikum,  die  Finan- 
zen und  die  Kapitalkraft  eines  Landes,  die  geographische  Lage 
der  Staaten,  endlich  die  Höhe  der  Einlagen  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  und  das  Vorhandensein  von  Reservefonds. 

Ich  habe  im  folgenden  versucht,  eine  Liquiditätsberechnung 
für  die  Postsparkassen  zu  geben,  deren  vollständige  Bilanzen  mir 
zugänglich  waren.  Ich  bin  mir  vollständig  bewusst,  dass  derartige 
Berechnungen,  noch  dazu  wenn  sie  sich  vergleichend  über  meh- 
rere Länder  erstrecken,  immer  nur  problematischer  Natur  sind 
und  der  Willkür  mehr  oder  minder  freien  Spielraum  lassen.  Meine 
Aufstellung  macht  daher  keinerlei  Anspruch  auf  wissenschaftlichen 
Wert. 

i)  England.  Grosse  Kapitalkraft,  gute  Finanzen,  gesicherte 
geographische  Lage*). 

Verbindlichkeiten  j^  152  2oi  664 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  zu  betrachten : 

95 0'^  der  Staatswerte  £  143  961  39' 

Kasse  *  S06  749 

£  144468140  =  950/0 

2)  Frankreich.  Reiches  Land,  aber  sehr  exponierte 
geographische  Lage. 

Verbindlichkeiten  Frt.  i  283  463  064 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  zu  betrachten: 

goO'j,  der  Siaatspapicrc  Frs.  1  146035  187 

Kasse  »  43  043  050 

Fr^  1189078237  =  930/^. 

3)  Belgien.  Land  mit  schnell  zunehmendem  Reichtum. 
Die    Postsparkassengelder    sind    in    den    verschiedensten  Werten 

angelegt. 

Verbindlichkeiten  Frs.  835  348  595 

Von  den  Anlaj^en  sind  als  flüssig  anzusehen: 

90%  der  Staatsanleihen  Frs.  2321 15  618 

90%  der  Stadt-   und  Gesell- 


schaflbanleihen 

»     230788994 

lo^/y  der  Hypotheken 

8  485  575 

95  ü'^^  ,Jer  Wechsel 

»       83165913 

100^  y^  der   Devisen 

•     125  052  616 

60  ^'y  der  Lombardvorschüsse 

»       24  936  720 

Kas<>e 

14  223  529 

Frs.    718768965  =  86%. 

i)  Wo  bei  den  Postsparkassen  Reserven  vorhanden  sind,   sind   sie    naturlich  in 

die  lierechnung  mit  einbezogen. 
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4)  Holland.     Reiches  Land.     Die  Gelder  sind   in   mehre- 
ren Werten  angelegt,  besonders  in  Stadtanleihen  zahlreicher  Städte. 
Verbindlichkeiten  fl.  129929574 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen: 


90%  der  Staatsanleihen 

fl. 

59  106  086 

95  0/0  der  Stadtanleihen 

» 

46290045 

40%  der  Lombardvorschüsse 

» 

5  225  800 

90%  aufgelaufene  Zinsen 

» 

I  376  436 

Kasse 

> 

726  150 

fl.  112724517=87%- 

5)  Schweden.  Land  mit  gesunden  Finanzen.  Einlagen 
bei  der  Postsparkasse  nicht  hoch. 

Verbindlichkeiten  Kr.  54  658  804 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen : 

90  %  der  StaaUpapiere  Kr.  34  988  978 

10%  der  Städtehypotheken  »       1429000 

Kasse  und  Bankguthaben  »       3  128  559 

Kr.  39546537  =  72%. 

6)  Finnland.  Sehr  geringe  Einlagen  und  gute  Verteilung 
der  Gelder. 

Verbindlichkeiten  FIM.  6  374  668 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen : 

80%  der  Staatspapiere  FIM.  4231  745 

Bankguthaben  >         906  632 

Kasse  »  ^52255 

FIM  5  290  632  =  83  0/0. 

7)  R  u  s  s  1  a  n  d.  Land  mit  wenig  guten  Finanzen.  Unter 
den  Staatspapieren  befinden  sich  sehr  viel  schlechte,  unter  den 
Eisenbahnobligationen  sehr  viel  ungarantierte.  Die  meisten  Hypo- 
thekenpfandbriefe sind  solche  der  Kais.  Adels-  und  Bauernbank, 
beide  Banken  haben  in  Westeuropa  keinen  besonders  guten  Ruf. 

Verbindlichkeiten  Rb.  913  585  607 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen: 

50  %  der  Siaatspapiere  Rb,  133  826  000 
40%  der  Eisenbahnobligationen  »  119  370  000 
70  %  der  Hypothekenpfandbriefe  >  320  755  000 
Kasse  »         i  343  856 

Rb.  575294856=63^/0. 

8)  R  u  m  ä  n  i  e  n.  Aufstrebendes  Land.  Massige  Einlagenhöhe 
und  gute  Verteilung  der  Gelder. 

Verbindlichkeiten  Lei  67  248  381 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen: 

8* 
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80  %  der  Staats-  nnd  Provinzanleihen       Lei  41  727  659 
70  %  der  Hypothekenpfandbriefe  •      9  395  328 

85  0/^  der  Stadtanleihen  >      4  585  747 

Kaaw  »       I  24s  5^3 

L«i  56  954  3«7  =  85^/0- 

9)  Britisch   Guiana.    Geringe  Einlagenhöhe,  aber  weit- 
ab von  den  Geldmärkten. 

Verbindlichkeiten  jp  i 076 004 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen: 

80  %  der  SiaaUpapiere  ^877  985 

Kasftc  >      1 1 1 24 


£  889  1 09  =  83  0/^^. 

10)  Bahamas-Inseln.     Geringe  Einlagenhöhe. 

Verbindlichkeiten  1?  25  168 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen: 

8oO/q  der  Staatsanleihen  j^  19  610 

Kasse  und  Hankguthaben  •      io86 

£  20696  =  820/^ 

11)  K  a  p  1  a  n  d.  Aufstrebendes  Land;  die  Postsparkasse  be- 
sitzt einen  Posten  Schatzscheine,  Act  zu  hoch  in  die  Bilanz  ein- 
gesetzt ist. 

Verbindlichkeiten  £2  778  537 

Von  den  Anlagen  sind  als  flüssig  anzusehen : 


80%  der  Staatsanleihen 

£      869206 

70  %  der  Schatzscheine 

•     1 168  309 

75  %  der  aufgelaufenen  Zinsen 

12  983 

Kasse 

9833 

£  2060322  =  74%. 

12)  Viktoria.  Reiches  Land;  das  Advances- Department 
ist  noch  nicht  alt,  seine  Pfandbriefe  sind  wenig  bekannt. 

Verbindlichkeiten  ;fii  764 179 

Von  den  Anlagen  sind 'als  flüssig  anzusehen: 

80  O/^j  eines  Vorschusses  an  das  Schatzamt  (ey.  weniger)  £  2  093  848 

80  %  der  Staatspapiere  »  2  432  448 

90  %  der  Stadtanleihen  >  28  260 

6678%  andere  Anleihen  »  480566 

10%  Hypotheken  »  155  933 

20  %  Pfandbriefe  des  Advances-Dep.  »  180  186 

Kasse  und  Bankguthaben  »  2  735  148 

;^  8  106  389  =  69  0/j^ 

Die  Liquidität  der  österreichischen  und  ungarischen  Post- 
sparkassen lässt  sich  hier  nicht  zum  Vergleiche  heranziehen, 
da  in  den  Bilanzen  die  Scheck-  von  den  Spargeldem  nicht  ge- 
trennt sind ;  für  die  übrigen  Länder  habe  ich  die  Bilanzen  leider 
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nicht    erhalten    können.     Die    folgende   Tabelle   stellt  die  eben 
gewonnenen  Ergebnisse  noch  einmal  übersichtlich  zusammen: 


Länder 

Jahr 

Liquidität  in  % 
der  Verbindlichkeiten 

England 

1905 

95 

Frankreich 

1905 

93 

Holland 

1905 

87 

Belgien 

1906 

86 

Rumänien 

1906/7 

85 

Finnland 

1906 

83 

Britisch-Guiana 

1906 

83 

Bahamas 

1906 

82 

Kapland 

1906 

74 

Schweden 

1905 

72 

Viktoria 

1906 

69 

Russland 

1905 

63 

Die  Tabelle  zeigt,  wenn  sie  auch  nur  einen  ganz  problema- 
tischen Wert  hat,  immerhin ,  dass  mehr  als  die  Hälfte  aller  An- 
lageobjekte in  kurzer  Zeit  flüssig  zu  machen  ist,  wenn*  einmal 
ein  Run  auf  die  Postsparkassen  stattfinden  sollte.  Im  allgemeinen 
überschätzt  man  diese  Runs,  es  müssen  schon  ganz  ausserge- 
wöhnliche  Verhältnisse  vorliegen ,  wenn  mehr  als  50  •/,  aller 
Sparguthaben  zurückverlangt  werden.  Gelingt  es  der  Verwaltung, 
den  ersten  stürmischen  Bedarf  sofort  zu  befriedigen,  dann  pflegt 
das  Vertrauen  gewöhnlich  bald  wiederzukehren.  Um  hierfür 
stets  gerüstet  zu  sein,  empfiehlt  sich  vor  allem  die  Anlegung 
eines  Teiles  der  Gelder  in  Wechseln  und  Devisen,  die  ohne 
irgend  welche  Einbussen  schnell  veräussert  werden  können,  oder 
in  Einlagen  bei  sicheren  Banken.  Um  Kursverluste,  die  durch 
einen  Verkauf  von  Wertpapieren  entstehen  könnten,  zu  ver- 
meiden, können  die  Postsparkassen  sich  bei  den  Banken  auch 
Lombardvorschüsse  geben  lassen.  Ferner  können  sie  von  ihren 
Sparern  die  Einhaltung  von  Kündigungsfristen  verlangen,  und 
im  Notfalle  ist  immer  noch  der  Staat  da,  der  hinter  der  Post- 
sparkasse steht.  Die  Liquidität  der  meisten  Postsparkassen  ist 
besser ,  als  man  gemeinhin  denkt ,  jedenfalls  bedeutend  besser 
als  die  unserer  deutschen  Sparkassen. 

Ueber  die  Bedeutung  der  Anlagepolitik  der  Postsparkassen 
spreche  ich  im  zweiten  Abschnitte  dieses  Kapitels. 

Um  einen  Teil  der  Verantwortung  fiir  die  Spargelder  auf 
ihre  Sparer  abzuwälzen  und  dieselben  an  den  Kursschwankungen 
der  Anlagebestände  mit  teilnehmen  zu  lassen,  veranlassen  alle 
Postsparkassen  mit  Ausnahme  der  schwedischen  und  flnnischen 
ihre  Sparer,  Staatspapiere  anzukaufen.     Mitbestimmend  ist  dafür 
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das  Bestreben,  das  Ersparen  von  Beträgen  über  die  Höchstsumme 
hinaus,  die  mit  Rücksicht  auf  die  Privatsparkassen  festgesetzt 
ist,  zu  ermöglichen.  Einige  Postsparkassen  kaufen  auch  auto- 
matisch für  ihre  Sparer  Wertpapiere,  sowie  deren  Guthaben  das 
zulässige  Maximum  überschritten  hat.  Die  gekauften  Papiere 
werden  entweder  in  Depot  genommen  oder  an  die  Sparer  ab- 
geschickt. Besonders  erfolgreich  sind  in  diesem  Staatspapier- 
geschäft die  Postsparkassen  Englands,  Frankreichs,  Russlands, 
Italiens,  Oesterreichs  und  Belgiens  gewesen.  Soweit  dieselben 
über  die  bei  ihnen  in  Depot  befindlichen  Wertpapiere  Renten- 
bücher ausstellen,  lässt  sich  ermitteln,  wieviel  davon  sich  noch 
im  festen  Besitze  der  Sparer  befinden.  Die  Summen  sind  in 
den   betreffenden  Ländern    sehr   hoch  und  stellen  sich  wie  folgt: 


Zahl  der 

Betrag  der 

Auf  den  Kopf 

I  «ander 

Jahr 

RentenbUcher 

Wertpapiere 
M. 

der 

Bevölkerung 
M. 

Russland 

1905 

160  704 

483915600 

3.36 

England 

1905 

139  992 

365  419  043 

8.46 

Belgien 

1906 

99  000 

313920000 

43.84 

Oest  erreich 

1906 

23016 

125  695  300 

4.80 

Ungarn 

1906 

1609 

12527042 

-.65 

Kapland 

1906 

— 

11045776 

4-58 

Ganz  abweichend  von  den  anderen  Ländern  handeln  die 
Postsparkassen  Kaplands  und  Tasmaniens.  Auch  sie  wollen  es 
ihren  Sparern  ermöglichen,  über  die  zulässige  Höchstgrenze 
hinaus  zu  sparen.  Aber  sie  nehmen  zu  dem  Zwecke  von  ihnen 
Einlagen  auf  längere  Kündigung  an,  über  die  sie  ihnen  ein  mit 
Coupons  versehenes,  staatlich  garantiertes  Wertpapier  geben. 
(Certifikat.)  Dieses  hat  den  Vorzug,  keinerlei  Kursschwankungen 
unterworfen  7u  sein,  und  nur  den  einen  Nachteil,  dass  es  erst 
nach  längerer  Kündigung  rückzahlbar  ist. 

Mit  dem  Staatspapiergeschäft  haben  die  Postsparkassen 
empfindlich  in  die  Tätigkeit  der  Banken  eingegriffen,  was  um  so 
mehr  hervorzuheben  ist,  als  sich  dieses  Geschäft  auch  auf  die 
Aufbewahrung  der  Stücke,  die  Verlosungskontrolle  und  den  Zinsen- 
einzug erstreckt.  Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  ist 
dieses  nur  zu  begrüssen,  denn  dadurch  ist  es  den  vielen  kleinen 
Leuten,  besonders  der  Bevölkerung  auf  dem  Lande,  wo  es  keine 
Banken  gibt,  erst  ermöglicht,  einen  Teil  ihres  Besitzes  in  Staats- 
papieren anzulegen.  Mit  Ausnahme  der  Postsparkasse  von 
Neu-Süd-Wales,  die  neben  barem  Gelde  auch  noch  Banknoten, 
Postnoten,  Postanweisungen,  Wechsel  und  Schecks  als  Einlagen 
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annimmt,    haben    die    Postsparkassen   sonst  keine  bankmässigen 
Tätigkeiten  aufgenommen. 

Als  die  Staaten  aus  sozialer  Fürsorge  für  die  unteren  Klassen 
der  Bevölkerung  staatliche  Lebens-,  Renten-  und  Invaliditäts- 
versicherungsanstalten ins  Leben  riefen,  da  übertrugen  sie  vielfach 
deren  Dienst  der  Postsparkasse,  einesteils,  weil  die  Post  das 
geeignetste  Instrument  dafür  war,  andernteils,  weil  die  betreflFen- 
den  Regierungen  hofften,  dass  durch  die  Postsparkasse  die  neuen 
Institutionen  am  besten  unter  den  ärmeren  Volksschichten  be- 
kannt würden.  Solche  Versicherungsanstalten  in  Verbindung 
mit  der  Postsparkasse  bestehen  in  England,  Belgien,  Italien, 
Russland,  Schweden  und  Japan.  Da  in  keinem  dieser  Staaten 
ein  Versicherungszwang  besteht,  so  haben  diese  Anstalten  mit 
Ausnahme  der  belgischen  keinerlei  Bedeutung  zu  erringen  ver- 
mocht, obgleich  sie  ihrer  einfachen  Organisation  wegen  vor  allen 
privaten  Versicherungsanstalten  den  grossen  Vorzug  voraus 
haben,  sehr  billig  zu  sein. 

Die  Zahl  der  Kassen  bei  den  einzelnen  Postsparkassen, 
ihr  Verhältnis  zur  Grösse  des  Landes,  zur  Bevölkerungszahl,  zur 
Zahl  der  Sparer  und  zur  Höhe  der  Guthaben  veranschaulicht  die 
folgende  Tabelle  (S.  120): 

Aus  der  Tabelle  geht  evident  hervor,  wie  sehr  England  hin- 
sichtlich der  Zahl  der  Kassen  und  der  Dichtigkeit  ihrer  Ver- 
breitung alle  anderen  Länder  überragt.  Wären  bei  ihm  die 
Postämter  ganz  gleichmässig  über  das  Land  verstreut,  so  be- 
deutete das,  dass  kein  in  England  wohnender  Sparer  mehr  als 
15  km.  d.  h.  3  Stunden  bis  zur  nächsten  Postsparkasse  im  un- 
günstigsten Falle  zu  »gehen  haben  würde.  Schon  diese  Möglich- 
keit ist  ein  Ergebnis,  das  von  Privatsparkassen  nie  erreicht 
werden  kann.  Sehr  dicht  gesät  sind  die  Sparkassen  auch  in 
Holland,  Belgien,  Oesterreich,  Italien  und  Ungarn,  am  dünnsten 
in  Süd-Australien  und  Sibirien,  aber  in  diesen  beiden  Ländern 
muss  man  die  weiten  Wüstengebiete  bez.  die  geringe  Be- 
völkerungsdichte in  Betracht  ziehen.  Betrachtet  man ,  wieviel 
Einwohner  auf  eine  Kasse  kommen,  so  zeigen  Tasmanien  und 
Schweden  die  geringsten  Ziffern,  diese  Länder  sind  aber  dafiir 
schwach  bevölkert ,  dann  folgt  England  ,  d.  h.  obwohl  hier 
wegen  der   dichten   Bevölkerung    die   Zahl    der    Einwohner    pro 
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Wie  Tiel 

Wie  viel 

Wie  Tiel 

Wie   gross 
ist  der  Ein- 
lagenbetrag, 
der  aaf  eine 
Kasse  ent- 

nuit?  M. 

Zahl 

qkm 

Einwohner 

Sparer 

Under 

Jahr 

der 
Kassen 

kommen 
auf  eine 

kommen 
auf  eine 

kommen 
auf  eine 

Kasse? 

Kasse? 

Kasse? 

England 

1905 

14862 

21 

2908 

670 

209202 

Frankreich ») 

1905 

7884 

68 

4978 

580 

13*328 

Indien 

1905 

7«SS 

364 

29545 

«35 

21206 

Oesterreich 

1906 

6479 

46 

4036 

309 

28571 

Italien 

1904 

5931 

48 

5688 

891 

1343U 

Russland  *) 

1905 

5881 

921 

19224 

792 

277515 

Ungarn 

1905 

4395 

74 

4381 

138 

15209 

Japan 

1898 

3576 

"7 

13  218 

347 

12922 

Schweden 

1905 

2982 

147 

1776 

190 

20529 

Holland 

190S 

1408 

23 

3971 

84t 

15687s 

Belgien 

1904 

103s 

29 

6918 

2338 

59053« 

Kanada 

1906 

ICH 

927 

5313 

163 

192  717 

Finnland 

1906 

755 

484 

3831 

76 

6665 

Sibirien 

190S 

728 

21746 

18539 

449 

224  329 

Neu-Süd-Wales 

1906 

604 

«331 

2507 

469 

315498 

Viktoria 

1906 

38» 

596 

3  145 

122 

629476 

Tasmanien 

1905 

371 

184 

507 

46 

25089 

Kapland 

1906 

357 

2009 

6750 

280 

127656 

Niederländ..Indien 

1900 

198 

9633 

181818 

"3 

24507 

Bulgarien 

1906 

193 

517 

20871 

910 

117  293 

Queensland 

1906 

184 

9409 

2870 

472 

443  543 

Süd- Australien 

1905 

163 

U359 

2297 

892 

551509 

Aegypten») 

1906 

142 

237 

68552 

416 

48378 

Brici!»ch  Guiana 

1906 

34 

6877 

8529 

329 

45221 

Sierra  Leone 

1906 

8 

«30 

9582 

780 

179642 

Bahamas 

1906 

6 

235 

9696 

329 

85834 

Kasse  grösser  sein  könnte,  wie  z.  B.  in  Frankreich,  vereinigt 
dieses  Land  doch  mit  Ausnahme  von  Tasmanien  und  Schweden 
die  meisten  Kassen  auf  seine  Bevölkerung,  bietet  ihr  also  die 
grössten  Bequemlichkeiten.  Das  fällt  besonders  auf,  wenn  man 
die  hohe  Zahl  von  Einwohnern  betrachtet,  die  in  dem  dicht- 
bevölkerten Indien,  Japan  und  Aegypten  (d.  h.  nur  Niltal!)  auf 
eine  Kasse  kommen.  Aus  der  Vergleichung  der  letzten  drei 
Zahlenreihen  bekommt  man  einen  Ueberblick  über  die  Intensität 
des  Sparens  bei  den  einzelnen  Postsparkassen.  Allen  anderen 
Ländern  stehen  in  dieser  Beziehung  voran :  Belgien,  England  und 
die  australischen  Staaten. 

Die  Erfolge,  die  die  Postsparkassen  in  den  einzelnen  Ländern 

i)  Die  Zahl  der  Kassen  umfasst  auch  die  von  Algier  und  Tunis,  welch  letztere 
ich  nicht  habe  feststellen  können.  Aber  ich  habe  deswegen  nicht  etwa  die  Raum- 
grosse  und  Bevölkerungsziffer  dieser  beiden  ULndem  mit  in  Rechnung  gezogen,  um 
das  Verhältnis  nicht  zu  sehr  zu  Ungunsten  Frankreichs  zu  verschieben. 

2)  Ganz  Kaukasien  mit  inbegriffen« 

3)  Für  Aegypten  habe  ich  nur  das  bewohnte  Niltal  in  Betracht  gesogen. 
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errungen    haben,    stellt 
sichtlich  zusammen: 


folgende    Tabelle     noch     einmal    über- 


Länder      Jahr 


England 

Russland 

Frankreich 

Italien 

Belgien 

Viktoria 

Holland 

Kanada 

N.S.Wales 

Oesteneich 

Indien 

Sibirien 

N.Seeland 

S.Australien 

Japan 

Queensland 

Ungarn 

Schweden 

Rumänien 

W.Australien 

Kapland 

Transvaal 

Algier  u.  Tunis 

Bulgarien 

Tasmanien 

Aegypten 

Finnland 

Nied.-Indien 

Ceylon 

Guiana 

Sierra  Leone 

Bahamas 


1905 
1905 
1905 
1904 
1906 
1906 

1905 

1906 

1906 

1906 

1906 

1905 

1902 

1905 

1904 

1906 

1906 

1905 

1906/7 

1906 

1906 

1907 

1905 

1906 

1905 

1906 

1906 

1900 

1905 

1906 

1906 

1906 


Zahl  der 
Sparer 

9  963  049 
4  660  569 

4  406  456 

5  283  063 
2  419  710 

466  752 

1  184316 
164  542 
283  401 

2  004  487 
I  115  758 

327431 

? 

146  366 

4  928  080 

86908 

607  456 

677  023 

? 

? 

99961 

51  022 

170934 

175  630 

17045 

59084 

57  555 
22327 

? 

II  192 

6240 

1971 


Auf  1000 
der  Be- 
völkerung 

235 

36 

112 

157 
338 
388 
212 

31 

187 

77 

5 

35 

? 

39« 
104 

165 

31 

107 

? 

? 

41 
25 
27 

44 
96 

6 
24 

0,6 

? 

38 
81 
34 


Betrag  der 
Guthaben 

M. 

3  109  151  702 

I  632  065  328 

loii  334672 

796613343 

657  795  268 

240459819 

220  880  276 

194837443 

190  560  546 

185  HO  364 

166  577  475 

163  31 1552 

140704606 

89895958 

87  196  710 

81  611  953 

66  843  468 

61  217  860 

46  986  594 

46728231 

45  573  188 

27  464  083 

24  054  022 

22  637  543 

9  307  967 

6  869  744 

5032  012 

4852349 
2  272  560 

I  537  507 

I  437  136 

515006 


Durch-  Pro  Kopf 
schnitt  pro  der  Be- 
Sparer völkerung 
M.  M. 


312.07 

350.19 
229.51 
158.78 
271.84 
515.18 

186.55 
1184.12 
672.40 
92.35 
149.29 
498.80 

? 

614.18 

17.69 

939.06 

110.04 

107.97 

? 

? 

45591 
538.28 
140.72 
128.89 
546.08 
116.27 
87.43 
21733 
? 

13737 
230.31 
261.30 


71.94 
14.44 
25.76 
23.62 
91.86 
200.16 
39.50 
36.27 
125.85 

7.07 

—72 

12.10 

150.26 

240.18 

1.84 
15456 

3.47 
11.56 

7.23 

178.46 

18.90 

21.63 

3.78 

5.62 
52.05 
—.70 

1.79 
—.13 
-•57 

5.30 
18.75 

8.85 


Obenan  in  der  absoluten  Zahl  der  Sparer  steht  wieder 
bei  weitem  England.  Betrachtet  man  dagegen  die  Sparer  im 
Verhältnis  zur  Bevölkerung,  so  sieht  man,  dass  Belgien  und  die 
australischen  Staaten  allen  Ländern  voraus  sind;  das  rührt  da- 
her, dass  hier  die  Postsparkassen  fast  die  einzigen  Sparinstitute 
sind.  Dann  folgen  England,  Holland  und  Italien;  da  in  diesen 
Ländern  auch  Privatsparkassen  mit  hohem  Einlagenbestande  be- 
stehen, so  folgt  daraus,  dass  hier  die  Bevölkerung  gut  zum 
Sparen  erzogen  ist.  Sehr  wenig  Sparer  im  Verhältnis  zur  Be- 
völkerung zeigen  die  Länder  mit  unentwickelter  Kultur  wie 
Niederl.-Indien ,  Aegypten ,  Brit.-Indien,  Algier  und  Tunis  sowie 
Russland.  Im  absoluten  Betrage  der  Spargelder  stehen  obenan 
England,  Russland   und  Frankreich,   dann  folgt  in  geringem  Ab- 
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Stande  das  kleine,  aber  industrietüchtige  Belgien.  Die  Ziffern 
für  Russland,  England,  Belgien,  Oesterreicb,  Ungarn  und  Kapland 
erhöhen  sich  noch,  wenn  man  den  Betrag  der  Rentenbücher  in 
Betracht  zieht.  Am  Durchschnittsguthaben  pro  Sparer  kann 
man  deutlich  sehen,  ob  eine  Postsparkasse  wirklich  nur  den 
ärmeren  Klassen  dient  oder  nicht.  Dies  trifft  zu  für  Japan, 
Finnland,  Schweden,  Ungarn  und  Oesterreich,  nicht  dagegen  für 
Canada,  Kapland,  Transvaal  und  die  australischen  Staaten;  der 
letztere  Umstand  ist  wieder  dahin  zu  erklären,  dass  in  diesen 
Ländern  die  Postsparkassen  fast  die  einzigen  Sparinstitute  sind. 
Die  letzte  Spalte  zeigt  vor  allen  Dingen  wieder,  wie  hoch  ent- 
wickelt das  Sparwesen  in  den  australischen  Staaten  ist,  wie  ge- 
ring dagegen  in  den  Ländern  mit  wenig  entwickelter  Kultur, 
Indien,  (britisches  und  holländisches)  Ceylon  und  Aegypten. 

Was  das  Verhältnis  der  Postsparkassen  zu  den  Privatspar- 
kassen anbelangt,  so  hat  sich  überall  gezeigt,  dass  die  letzteren 
durch  die  ersteren  nicht  direkt  geschädigt  werden;  sie  entwickelten 
sich  ruhig  weiter  mit  Ausnahme  derer  Englands  und  Belgiens. 
Aber  hier  lagen  dafür  auch  infolge  des  Zusammenbruchs  einiger 
Sparkassen  abnorme  Verhältnisse  vor.  Dass  die  Konkurrenz 
der  Postsparkassen,  soweit  man  von  einer  solchen  überhaupt 
jemals  reden  konnte,  für  die  Privatsparkassen  nicht  gefährlich 
wurde,  dafür  hat  die  Gesetzgebung  gesorgt,  indem  sie  die  Ver- 
zinsung und  die  Höhe  der  Einlagen  begrenzte  und  bestimmte, 
dass  kein  Sparer  mehr  als  ein  Sparbuch  besitzen  dürfte.  Die 
Begrenzung  der  Einlagen  und  die  Höhe  der  Verzinsung  ist  aus 
der  folgenden  Tabelle  (S.  123)  ersichtlich: 

Die  Höchsteinlagen  sind  in  allen  Ländern  also,  mit  Aus- 
nahme von  einigen,  in  denen  die  Privatsparkassen  wenig  ent- 
wickelt waren  und  in  denen  sich  deshalb  eine  höhere  Normierung 
notwendig  machte,  sehr  massig,  ebenso  der  Zinsfuss,  der  sich 
durchweg,  selbst  in  Japan,  Russland  und  Schweden,  unter  dem 
landesüblichen  und  dem  von  den  Privatsparkassen  gebotenen 
bewegt. 

Ueberflügelt  haben  die  Postsparkassen  die  Privatsparkassen 
in  Europa  nur  in  England  und  Belgien,  wo  die  Privatsparkassen 
den  Vorsprung  der  ersteren  infolge  des  verlorenen  Vertrauens 
der  Bevölkerung  nicht  wiedererlangen  konnten,  sowie  in  Holland. 
Die  Gründe,    dass   auch   in  Holland   die  Privatsparkassen  zurück- 
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Länder 

Verzinsung 

% 

Mindesteinlage 
M. 

Höchsteinlage 
M. 

Bemerkungen 

Japan 

SA 

—  .21 

2093 

Rumänien 

4,5 

—.80 

2400 

Russland 

4,0 

— -54 

2  160 

Bulgarien 

4,o 

.80 

I  600 

S.Australien 

4.0 

1.02 

5  110 

Schweden 

3,6 

1.12 

2  250 

N.S.Wales 

3,5 

1.02 

10220 

Oesterreich 

3,0 

-.85 

I  700 

Ungarn 

3,0 

-.85 

3400 

Indien 

3.0 

—.40 

3200 

Finnland 

3,0 

—.80 

2400 

Belgien 

3,o 

-.80 

unbe- 
grenzt 

Guthaben  über  M.  1600 
mit  2%  verzinslich 

Kanada 

3.0 

4.26 

12870 

Kapland 

3iO 

1.02 

12264 

Transvaal 

3,o 

1.02 

12264 

Tasmanien 

3.0 

1.02 

5  HO 

Viktoria 

3.0 

1.02 

5  110 

von  M.  2044  mit  2, 5  % 

Queensland 

3,o 

1.02 

4088 

W.Australien 

3.0 

1.02 

12264 

N.Seeland 

3,o 

1.02 

10220 

von  M.  4088  mit  2,5% 

Türkei 

3.0 

—.92 

3692 

von  M.  1846  mit  2,5% 

lUlien 

2,64 

—.80 

1600 

Holland 

2,64 

—•43 

2040 

England 

2,5 

1.02 

4088 

Frankreich 

2,5 

—.80 

1200 

Bahamas 

2,5 

1.02 

4088 

Sierra  Leone 

2.5 

1.02 

10220 

Niederl.  Indien 

2,4 

—43 

2040 

geblieben  sind,  sind  nicht  klar  ersichtlich;  ich  glaube  es  darauf 
zurückführen  zu  sollen,  dass  der  grösste  Teil  der  Einlagen  bei 
der  Postsparkasse  von  der  Landbevölkerung,  unter  der  es  wenig 
Privatsparkassen  gibt,  gemacht  wird,  da  diese  im  Verhältnis 
zu  der  anderer  Staaten  sehr  wohlhabend  ist.  In  Canada  und 
Neu-Seeland  sind  die  Privatsparkassen  überflügelt,  weil  sie  bei 
der  Gründung  der  Postsparkasse  wenig  entwickelt  waren.  In  allen 
anderen  Ländern  haben  sie  indes  das  Feld  behauptet.  Das 
Verhältnis  beider  Gattungen  in  den  Hauptländern  zeigt  folgende 
Tabelle  (S.  124): 

Betrachtet  man  die  Dinge  recht  bei  Licht,  so  muss  man 
sagen,  dass  die  Privatsparkassen  von  der  Postsparkasse  im  Laufe 
der  Zeit  sogar  grosse  Vorteile  gehabt  haben.  Die  letztere  zwang 
sie  durch  ihr  Beispiel,  mehr  Filialen  zu  eröffnen,. ihre  Geschäfts- 
stunden länger  auszudehnen  und  auch  sonst  ihren  Sparern  mehr 
Bequemlichkeiten  zu  bieten.  Dass  sie  dadurch  mehr  Zulauf  er- 
hielten, liegt  auf  der  Hand.  Ferner  zogen  die  Postsparkassen 
überall  die  kleinen  Sparer,  die  mehr  auf  Sicherheit  als  auf  hohe 
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Spargelder 
der  Post- 
sparkasse 

Spargelder 

der    PvtvAl» 

Pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

Pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

Länder 

Jahr 

Sparkassen 

bei  den  Post- 
Sparkassen 

bei  den  Privat- 
sparkassen 

M. 

M. 

M. 

M. 

England 

1905 

310915170a 

I  077  667  03a 

71-94 

24.93 

Frankreich 

1902 

904881  212 

2684  191  776 

23.17 

68.72 

Italien 

«903 

710783054 

I  332214957 

21. 48 

40.27 

Belgien 

1901 

601  208  404 

7  996  455 

93.28 

124 

Oesterreich 

190a 

137  903  223 

3  538  903  253 

5.16 

132.47 

Ungarn 

1903 

37136925 

1  236  803  960 

1.88 

62.51 

Holland 

1902 

173  040  911 

140  959  902 

32.10 

26.15 

Kanada 

«903 

185941  208 

158  64 1483 

33-64 

28.70 

Schweden 

1902 

61  225  056 

563354812 

11.78 

108.39 

Neu-Seeland 

1902 

140  704  606 

20  298  760 

174.16 

25.13 

Zinsen  sahen,  an  sich  und  nahmen  den  Privatsparkassen  somit 
die  teure  Kleinarbeit  ab. 

Man  kann  mit  ruhigem  Gewissen  sagen,  dass  die  Postspar- 
kassen überall  die  Privatsparkassen  in  wirksamer  Weise  ergänzen, 
ja  sogar ,  dass  sie  eine  notwendige  Ergänzung  derselben  sind, 
da  sie  es  hauptsächlich  auf  die  armen  Leute  abgesehen  haben, 
während  die  Privatsparkassen  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr 
davon  abgekommen  sind,  die  kleinen  Kapitalien  an  sich  zu  ziehen. 
Die  Tabellen,  in  denen  die  Sparer  der  Postsparkasse  nach  der 
Höhe  ihrer  Einlagen  und  nach  ihren  Berufen  klassifiziert  sind, 
lassen  aufs  deutlichste  diesen  ergänzenden  Charakter  erkennen. 
Die  letzten  Zweifel  werden  aber  schwinden,  wenn  man  die 
folgende  Tabelle  betrachtet,  die  die  Durchschnittsguthaben  der 
Sparer  bei  den  Post>  und  Privatsparkassen  einiger  Länder  zeigt: 


Durchschnitt  bei 

Durchschnitt  bei 

Länder 

Jahr 

den 

Privatsparkassen 
M. 

den 

Postsparkassen 
M. 

Oesterreich 

1904 

1096.12 

98.57 

Belgien 

1905 

941.18 

277.64 

England 

1905 

622.26 

312.07 

Finnland 

1904 

510.97 

75.92 

Schweden 

1905 

490.98 

107.97 

Holland 

1904 

38480 

184.19 

Frankreich 

1904 

350.- 

218.59 

Am    deutlichsten  zeigt  sich   das   Verhältnis    in  Oesterreich, 
Finnland  und  Schweden. 


b)  Bedeutung  der  Postsparkassen. 

Wie  wir  an  der  Geschichte  des  englischen  Sparwesens  ge- 
sehen haben,  verdankten  die  Privatsparkassen  ihr  Dasein  der 
Absicht,  den  kleinen    Mann  zum  Sparen  zu  erziehen,  ihn  für  Fälle 
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der  Not  oder  Krankheit  auf  sich  selbst  zu  stellen  und  ihm  eine 
Verzinsung  seiner  kleinen  Einkommensüberschüsse,  die  zu  einer 
festen  Anlegung  zu  gering  sind,  zu  ermöglichen.  Je  mehr  jedoch 
die  menschenfreundlichen  Gründer  verschwanden  und  Kommunen 
oder  Aktiengesellschaften  sich  der  Sparkassen  bemächtigten,  je 
mehr  das  Gewinnprinzip  hervorgekehrt  wurde,  desto  mehr  ver- 
schwand ihr  sozialer  Charakter.  Man  fand  es  rationell,  wenn  man 
möglichst  grosse  Summen  umsetzen  konnte.  So  kam  es,  dass 
man  die  kleinen  Sparer  immer  mehr  vernachlässigte,  ja  sie  viel- 
fach sogar  als  lästige  Kunden  empfand,  die  nur  viel  Arbeit  ver- 
ursachen. Erst  die  Postsparkassen  haben  den  Zweck,  dem  die 
Privatsparkassen  ihr  Dasein  verdankten,"  den  sie  aber  immer  mehr 
aus  dem  Auge  verloren  hatten,  wieder  zur  reinen  Geltung  gebracht. 
Dank  ihrer  grossen  Vorzüge,  die  sie  vor  allen  anderen  Sparinsti- 
tuten voraus  haben,  ist  es  ihnen  gelungen,  ihre  Aufgabe  im  vollsten 
Masse  zu  erfüllen.  Sie  haben  im  Laufe  der  Zeit  fiir  die  soziale 
Besserstellung  der  unteren  Volksschichten  so  viel  getan,  dass 
Gladstane  einst  ausrufen  konnte,  es  sei  nächst  der  Aufhebung 
der  Kornzölle  dem  englischen  Volke  kein  grösseres  Geschenk 
gemacht  worden  als  mit  der  Einführung  der  Postsparkasse. 

Die  grosse  Bedeutung  der  Postsparkasse  beruhte  ursprüng- 
lich nur  auf  rein  spartechnischem  Gebiete.  Mit  der  Zeit  stellte 
sich  aber  noch  eine  andere,  fast  noch  grössere  Bedeutung  heraus, 
die  sich  aus  dem  Staatspapiergeschäft  der  Postsparkassen  und 
aus  der  Anlegung  der  geradezu  riesigen  Summen  ergab ,  die 
ihnen  zuflössen. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Bedeutung  der  Postsparkasse 
auf  rein  spartechnischem  Gebiete.    Dieselbe  beruht: 

i)  auf  ihrer  Sicherheit.  Der  Staat  haftet  für  die  Gelder,  die 
bei  ihr  eingezahlt  werden.  Gerade  die  Aermsten  sehen  viel  weniger 
darauf,  dass  sie  viel  Zinsen  erhalten,  als  dass  sie  ihre  kleinen  Er- 
sparnisse sicher  angelegt  wissen.  Wie  gerade  die  unteren  Klassen 
erbittert  werden  gegen  die  Reichen  und  die  Staatsordnung,  wenn 
ihnen  ihre  mühsam  erworbenen  Kapitalien  verloren  gehen,  die 
sie  vor  Not  und  Krankheit  schützen  sollten,  das  haben  die  Vor- 
gänge gezeigt,  die  auf  den  Zusammenbruch  der  grossen  Dubliner 
Sparkasse  folgten. 

2)  auf  ihren  Bequemlichkeiten  für  die  Sparer.  Eine  Privat- 
sparkasse an  einem  kleinen  Ort  hat  nicht  so  viel  zu  tun,  dass 
sie  den  ganzen  Tag    über   geöffnet    sein    kann,    es    würde   sogar 
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höchst  unrationell  für  sie  sein;  in  den  meisten  Fällen  wird  sie 
nur  einige  Stunden  in  der  Woche  offen  sein.  Dass  dadurch  viele 
Leute  abgehalten  werden  zu  sparen,  liegt  auf  der  Hand.  Wie 
bequem  ist  dagegen  die  Postsparkasse!  Sie  ist  den  ganzen  Tag 
über  offen;  zu  ihr  kann  der  Sparer  morgens  kommen,  bevor  er 
zur  Arbeitsstätte  geht,  oder  abends,  wenn  er  heimkehrt.  Und 
ist  er  krank  oder  sonst  irgendwie  behindert,  selbst  zum  Postamt 
zu  gehen,  dann  kommt  der  Postbote  zu  ihm  ins  Haus  und  holt 
das  Geld  ab. 

3)  auf  ihrer  Ubiquität.  Es  ist  der  Hauptvorzug  der  Postspar- 
kasse. Sie  schafft  vermehrte  Spargelegenheit,  indem  sie,  um  mit 
Stephan  zu  reden,  mit  ihren  stabilen  Filialen,  den  Postämtern,  und 
ihren  mobilen  Filialen,  den  Briefboten,  bis  in  jedes  Dorf,  in  jeden 
Weiler,  selbst  in  jedes  abgelegene  Gehöft  dringt.  Es  ist  nur 
ihr  möglich,  all  die  kleinen  Kapitalien,  die,  weil  zu  fern  dem 
grossen  Getriebe  der  Volkswirtschaft,  noch  unbenutzt  dalagen, 
ans  Tageslicht  zu  ziehen  und  nützlicher  Verwendung  zuzuführen. 
Eine  Privatsparkasse  kann  das  nie,  weil  es  zu  unrationell  für  sie 
wäre.  Dass  es  die  Postsparkasse  kann ,  beruht  eben  auf  ihrer 
glücklichen  Verbindung  mit  dem  überallhin  dringenden  Verkehrs- 
institut, der  Post. 

4)  auf  der  Freizügigkeit  ihrer  Sparbücher,  dem  sogenannten 
cross-entry-System.  Weil  die  Postsparkasse  an  jedem  Orte 
Filialen  hat,  wie  sie  keine  andere  Sparkasse  haben  kann,  kann 
sie  es  ihren  Sparern  ermöglichen,  auf  ein  und  dasselbe  Sparbuch 
bei  jeder  Postsparkassenstelle  ohne  irgendwelche  Unbequemlich- 
keiten Einzahlungen  zu  machen,  vor  allen  Dingen  aber  Summen 
zu  erheben.  Das  ist  für  die  vielen  Wanderarbeiter,  die  Land- 
arbeiter, die  im  Sommer  auf  die  grossen  Güter  gehen,  die  Leute, 
die  zur  Zuckerkampagne  in  die  Rübengegenden  ziehen,  oder  für 
die  Bauarbeiter  von  äusserster  Wichtigkeit.  Wollten  diese  Leute 
früher  an  irgend  einem  Orte  für  ihre  heimische  Sparkasse  Einzah- 
lungen machen,  vor  allen  Dingen,  wollten  sie  Beträge  erheben, 
so  war  das  äusserst  unbequem,  teilweise  sogar  direkt  schwierig; 
durch  die  Postsparkasse  ist  das  alles  vereinfacht  worden.  Man 
hat  ja  versucht,  auch  den  Privatsparkassen  mit  Hülfe  der  Post  diese 
Vorteile  einzuräumen,  1873  in  Deutschland,  1875  in  Holland 
und  Frankreich,  aber  die  Versuche  sind   kläglich   fehlgeschlagen. 

Um  ihren  Büchern  Freizügigkeit  zu  verschaffen,  sind  eine 
ganze    Reihe    von   Postsparkassen    selbst    vor   den    Grenzen   des 
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eigenen  Landes  nicht  stehen  geblieben,  sie  haben  internationale 
Verträge  geschlossen,  nach  denen  Einzahlungen  und  Rückzah- 
lungen auf  ein  und  dasselbe  Buch  mit  der  grössten  Leichtigkeit 
von  einem  Staate  zum  andern  bewirkt  werden  können. 

Hinsichtlich  des  Staatspapiergeschäfts  hat  die  Postsparkasse 
hauptsächh'ch  für  den  Staat  Bedeutung.  Es  ist  eine  alte  Erfah- 
rung, dass  in  Kriegs-  und  Krisenzeiten  die  Staatsanleihen,  die  bei 
kleinen  Leuten  untergebracht  sind,  am  allerwenigsten  wieder  auf 
dem  Markte  erscheinen.  Weshalb  denn  auch  alle  Staaten,  denen 
an  Stabilität  ihres  Rentenkurses  liegt,  darauf  sehen,  dass  sie  ihre 
Anleihen  in  kleinen  Abschnitten  unter  die  Welt  der  kleineren  Ka- 
pitalisten bringen.  Es  hat  sich  nun  überall  gezeigt,  dass  hierzu  kein 
Institut  so  geeignet  ist,  wie  die  Postsparkasse.  Ursprünglich 
kaufte  sie  die  Staatspapiere  für  ihre  Sparer  nur,  um  diesen  einen 
Teil  des  Risikos  aufzubürden,  das  sie  durch  die  Kursschwankungen 
ihrer  Anlageobjekte  hatte.  Als  sich  jedoch  die  günstigen  Folgen 
fUr  den  Staat  zeigten,  da  hielt  sie  ihre  Sparer,  die  sich  ja 
grösstenteils  aus  kleinen  Leuten  zusammensetzen,  systematisch 
zum  Rentenkaufen  an.  Der  Erfolg,  den  fast  alle  bedeutenderen 
Postsparkassen  mit  dieser  Tätigkeit  hatten,  ist  zum  guten  Teil 
darauf  zurückzuführen,  dass  sie  für  die  kleinen  Leute,  denen  es  an 
einem  sicheren  Behältnis  mangelte,  meistens  auch  die  kostenlose 
Aufbewahrung  der  Stücke  übernahmen. 

Von  grösster  Bedeutung  endlich  für  Staat  und  Volkswirt- 
schaft sind  die  Postsparkassen  hinsichtlich  der  Art,  in  der  die 
von  ihnen  gesammelten  Gelder  angelegt  werden.  Eigentlich  sollte 
es  ja,  wie  bei  jeder  Sparkasse,  auch  bei  der  Postsparkasse  ober- 
ster Grundsatz  sein,  dass  die  Gelder  möglichst  flüssig  angelegt 
werden.  Die  Postsparkassen  haben  zwar  den  selbst  für  allein- 
stehende Privatsparkassen  nicht  zutreffenden  Grundsatz  Leroy- 
Beaulieus,  die  Sparkassen  sollten  ihre  Gelder  den  Kreisen  wieder 
zuführen,  aus  denen  sie  stammen,  nicht  befolgt  —  die  Befolgung 
dieses  Grundsatzes  hat  z.  B.  bei  den  deutschen  Sparkassen  viel 
zu  der  fast  völligen  Festlegung  der  Mittel  beigetragen  — ,  aber 
nur  eine  Postsparkasse  hat  ihre  Mittel  gleich  von  vornherein 
flüssig  angelegt.  Die  meisten  sagten  sich:  Da  der  Staat  die 
Sicherheit  der  Gelder  garantiert  und  somit  schwere  Gefahren  auf 
sich  nimmt,  muss  er  dafür  auch  ein  Aequivalent  haben.  Und  so 
ist  es  gekommen,  dass  fast  alle  Postsparkassen  ihre  Gelder  haupt- 
sächlich in  Staatswerten  anlegen. 
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Dieses  System  hat  zweifellos  grosse  Vorteile  für  den  Staat. 
Die  Staatsanleihen  bekommen  durch  die  Postsparkasse  einen 
stabilen  Kurs,  weil  diese  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  Material  vom 
Markte  nimmt.  Der  Staat  bekommt  dadurch  für  künftige  An- 
leihen bedeutend  bessere  Bedingungen  von  den  Emissionsbanken 
und  kann  im  Interesse  der  Gesamtheit  viel  besser  wirken  als 
bisher. 

Aber  das  System  hat  auch  seine  grossen  Schattenseiten. 
Durch  die  beständigen  Käufe  der  Postsparkassen  können  die 
Kurse  der  Staatspapiere  eine  so  ungesunde  Höhe  erreichen,  dass 
plötzliche  Konjunkturrückschläge  apf  dem  Anleihenmarkt  von  den 
schwersten  Folgen  begleitet  sein  müssen,  und  dass  andrerseits 
die  Rente  der  Anlagebestände  für  die  Postsparkasse  immer  ge- 
ringer wird.  In  England  wurde  z.  B.  der  Kurs  der  Konsols  durch 
die  Käufe  der  Postsparkasse  zeitweilig  bis  auf  114  getrieben,  so- 
dass die  Zeitungen  von  einem  Hungerkurs  sprachen.  Ebenso 
hat  die  Verteuerung  der  Rente  bewirkt,  dass  die  englische  Post- 
sparkasse in  dem  letzten  Jahrzehnt  mit  Verlust  arbeitete,  weil 
sie  ihren  Sparern  mehr  Zinsen  zahlen  musste,  als  sie  selbst  erhielt. 

Ein  weiterer  Nachteil  besteht  darin,  dass  die  Staaten  durch 
die  Leichtigkeit,  mit  der  sie  ihre  Papiere  bei  der  Postsparkasse 
unterbringen  können  ,  leicht  zu  unsinniger  Anleihewirtschaft  ver- 
anlasst werden,  die  dann  der  kommenden  Generation  zur  Last 
fällt. 

Die  schwersten  Nachteile  entspringen  jedoch  für  den  Staat 
aus  seiner  Verantwortung  für  die  Gelder,  wenn  bei  plötzlichen 
Krisen  oder  in  Kriegszeiten  die  Einlagen  in  starkem  Masse  zurück- 
gefordert werden  und  die  Postsparkasse  nicht  gerüstet  ist.  Hat 
auch  die  Erfahrung  gezeigt,  dass  solche  >runs€  selten  so  gefähr- 
lich sind,  wie  man  gemeinhin  denkt,  da  es  gerade  die  kleinen 
Sparer  sind,  die  in  solchen  Zeiten  ihre  Einlage  am  allerwenigsten 
zurückziehen,  so  haben  doch  die  Gelder,  die  von  den  Postspar- 
kassen im  Laufe  der  Zeit  angesammelt  sind,  jetzt  einen  derartigen 
Umfang  erlangt,  dass  eine  einseitige  Beschränkung  der  Anlage- 
objekte auf  eine  Gattung  von  Werten  schwere  Gefahren  für  den 
Staat  in  sich  birgt.  Das  hat  man  in  den  meisten  Staaten  auch 
erkannt^  und  so  sind  die  Postsparkassen  allmählich  dazu  über- 
gegangen, die  Gelder  auf  mehrere  Anlageobjekte  zu  verteilen, 
Kündigungsfristen  einzuführen  und  für  die  Not  aus  den  Ueber- 
schüssen  Reserven  zu  schaffen.    Nur  England,  einige  seiner  Kolo- 
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nien  und  Frankreich  haben  an  dem  alten,  starren  System  des 
Rentenkaufs  festgehalten.  Für  England  ist  das  weniger  gefährlich, 
weil  dieses  Land  wegen  seiner  insularen  Lage  und  fast  unangreif- 
baren Stellung  wenig  Aussicht  hat,  in  gefährliche  politische  Kom- 
plikationen zu  geraten,  während  in  Frankreich  diese  Anlagepolitik 
wegen  der  exponierten  Stellung  des  Landes  zu  schweren  Kata- 
strophen führen  kann.  Der  Krieg  von  1870/71,  während  dessen 
Verlauf  die  Regierung,  die  die  Privatsparkassengelder  verwaltete, 
die  Forderungen  der  Sparer  nur  durch  die  Ausgabe  von  Schatz- 
anweisungen zu  befriedigen  vermochte,  hat  das  bewiesen. 

Dadurch,  dass  sie  gezwungen  waren,  ihre  Gelder  in  mehreren 
Werten  anzulegen,  erhielten  die  Postsparkassen  auch  Gelegenheit, 
dieselben  über  das  Land  zu  verteilen,  vor  allen  Dingen  aber,  sozial- 
politisch zu  wirken.  So  kaufen  eine  Reihe  von  Postsparkassen 
Sjadtanleihen  und  befriedigen  somit  die  kommunalen  Kreditan- 
sprüche; in  besonders  starker  und  gleichmässiger  Weise  tut  dieses 
z.  B.  die  holländische  Postsparkasse.  Andere  Postsparkassen 
kaufen  Pfandbriefe  und  befriedigen  damit  vor  allem  die  Ansprüche 
der  Landwirtschaft;  in  besonders  starkem  Masse  hat  sich  hierin 
die  russische  Postsparkasse  betätigt,  die  die  Hälfte  ihrer  Gelder 
in  landwirtschaftlichen  Pfandbriefen  angelegt  hat,  ebenso  die  Post- 
sparkassen der  australischen  Staaten.  Am  weitesten  geht  in  der 
Verteilung  der  Gelder  und  in  ihrem  sozialpolitischen  Wirken  die 
belgische  Postsparkasse:  Sie  führt  ihre  Gelder  der  Industrie  zu, 
indem  sie  deren  Obligationen  kauft,  der  Landwirtschaft,  in- 
dem sie  ihr  Kredite  gibt,  dem  Handel,  indem  sie  ihm  Wechsel 
und  Devisen  diskontiert,  sowie  Konossements  und  andere  Wert- 
papiere bevorschusst,  und  dem  Arbeiter,  dem  kleinen  Mann,  in- 
dem sie  ihm  die  Mittel  zum  Bau  von  Häusern  gibt.  Gerade 
auf  sozialpolitischem  Gebiete  vermögen  die  Postsparkassen  frucht- 
bar zu  wirken ,  wenn  sie  in  dem  Geiste  geleitet  werden  wie  die 
belgische,  und  sie  können  eines  der  wirksamsten  staatlichen  Mittel 
sein ,  in  positiver  Weise  die  Tendenzen  zu  bekämpfen  ,  die  sich 
aus  der  Unzufriedenheit  der  arbeitenden  Klassen  mit  den  be- 
stehenden wirtschaftlichen  Zuständen  ergeben. 

Für  die  Anlegung  der  Gelder  kann  man  als  Grundsatz  auf- 
stellen, dass  eine  Liquidität,  die  der  Postsparkasse  die 
Deckung  des  in  Kriegs-  oder  Krisenzeiten  auftretenden  stürmischen 
ersten  Bedarfs  sichert,  unter  allen  Umständen  erstrebenswert  ist. 
Es  sollte  daher  nur  ein  so  grosser  Teil  der  Gelder  in  Staats- 
Zeitschrift  fax  die  ges.  Staatawissenach.    Ergänzungsheft  27.  Q 
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werten  angelegt  werden,  als  zu  einer  gesunden  Regulierung  des 
Anleihekurses  durchaus  erforderlich  ist;  ein  weiterer  Teil  sollte 
in  jederzeit  greifbaren  Objekten  Anlage  finden,  wie  Wechseln, 
Devisen,  Lombardvorschüssen  und  ausländischen  Staatspapieren, 
die  eine  ausreichende  Liquidität  des  Status  sichern,  und  erst 
der  Rest  der  Gelder  sollte  anderen,  d.  h.  kommunalen,  landwirt- 
schaftlichen, Handels-  und  sozialpolitischen  Zwecken  dienstbar 
gemacht  werden. 

Abschliessend  kann  man  sagen,  dass,  ganz  abgesehen  von 
der  Bedeutung,  die  die  Anlagepolitik  der  Postsparkassen  für 
Staat  und  Volkswirtschaft  hat,  keine  Anstalt  in  so  uneigennütziger 
Weise  den  Spartrieb  unter  der  ärmeren  Bevölkerung  zu  fördern, 
keine  Anstalt  ihren  Sparern  hinsichtlich  Zeit  und  Ort  so  viel 
Bequemlichketten  zu  bieten  vermag  wie  die  Postsparkasse,  dass 
sie  darum  immer,  auch  in  Ländern  mit  entwickelten  Privatspar- 
kassen, die  notwendige  Ergänzung  der  letzteren  bleiben  wird« 
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III.  Kapitel. 
Postsparkassen  als  Staatsbanken. 

Zwei  der  oben  geschilderten  Postsparkassen  sind  über  ihre 
ursprüngliche  Bestimmung,  Sammelstellen  für  die  Ersparnisse  der 
kleineren  Leute  zu  sein,  hinausgewachsen.  Durch  Angliederung 
eines  Scheck-  und  Clearingverkehrs  sind  sie  eine  Art  Staatsbank 
geworden  und  haben  sich  heute  zu  unentbehrlichen  Faktoren  in 
dem  Wirtschaftsleben  ihrer  Völker  gemacht.  Es  handelt  sich  um 
die  Postsparkassen  Oesterreichs  und  Ungarns;  ein  drittes  Land, 
die  Schweiz,  besitzt  keine  eigentliche  Postsparkasse,  hat  jedoch  ihrer 
Post  seit  kurzem  einen  Scheck-  und  Giroverkehr  angegliedert.  Ge- 
ringe Anfänge  des  Scheckverkehrs  zeigen  sich  endlich  auch  bei 
der  Postsparkasse    der  kleinen   englischen  Kolonie  Sierra  Leone. 

Ich  werde  im  folgenden  zuerst  die  Entwicklung  dieses  Ver- 
kehrs für  die  genannten  Länder  schildern;  um  die  Uebersichtlich- 
keit  der  Darstellung  nicht  zu  erschweren ,  bringe  ich  die  notwen- 
digen Zahlen  und  Tabellen  erst  am  Schluss  jeder  einzelnen  Be- 
sprechung. Sodann  folgt  eine  kurze  Vergleichung  des  öster- 
reichischen und  schweizerischen  Postscheckwesens  und  zum  Schluss 
werde  ich  die  Bedeutung  schildern,  die  die  Postsparkassen  als 
Staatsbanken  haben. 

a)  Die  Entwicklung  des  Postscheck-  und  Giroverkehrs. 

O  esterreich. 

Dass  die  österreichische  Postsparkasse  heute  eine  sich  über 
das  ganze  Land  erstreckende  nationale  Giro-  und  Depositenbank 
geworden  ist,  verdankt  sie  ihrem  ersten  Direktor  Dr.  Georg  Cociu 
Diesem  genialen  Organisator  war  es  nicht  genug,  dass  die  unter 
ihm  stehende  Anstalt  eine  einfache  Sparkasse  war;  er  erkannte, 
dass  kein  Institut   dazu   geeignet  war,    den    Giroverkehr,    wie    er 

9* 
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z.  B.  bei  der  deutschen  Reichsbank  bestand,  über  das  ganze 
Land  —  selbst  bis  in  den  kleinsten  Ort  hinein  —  auszudehnen 
und  die  Zahltechnik  des  Landes  zu  verbessern,  wie  die  Post. 
Da  die  Ausführbarkeit  dieses  Gedankens  wesentlich  erleichtert 
war,  seitdem  der  Post  Gelder  in  Form  von  Spargeldem  gegeben 
waren,  auf  Grund  deren  ein  Giro-  und  Anweisungsverkehr  sich 
ermöglichen  Hess ,  so  war  es  Dr.  Cocks  eifrigstes  Bestreben, 
diesen  Gedanken  in  die  Tat  umzusetzen.  Er  ging  dabei  sehr 
vorsichtig  zu  Werke. 

Am  I.  September  1883  hatte  er  bei  der  Postsparkasse  das 
System  der  Rückzahlungen  in  kurzem  Wege  eingeführt,  d.  h. 
jeder  Sparer  konnte  fortan,  vorläufig  nur  in  Wien,  eine  Rück- 
zahlung gegen  einfache  Vorzeigung  des  Sparbuches  sofort  er- 
halten. Darauf  bezugnehmend  machte  er  unter  dem  25.  Sept. 
1883  eine  Eingabe  bei  dem  Handelsminister  und  erbat  die  Ge- 
nehmigung'): 

i)  zur  Ausdehnung  des  für  Wien  bereits  eingeführten  Ver- 
fahrens der  Rückzahlung  im  kurzen  Wege  auf  die  hierzu  bestimm- 
ten Sammelstellen, 

2)  zur  Einführung  eines  Anweisungsverkehrs  mit  Wien,  wel- 
cher es  ermöglicht,  Geldbeträge,  welche  bei  irgend  einer  Sammel- 
stelle eingelegt  wurden,  zur  Rückzahlung  beim  Postsparkassen- 
amt in  Wien  in  kurzem  Wege  anzuweisen. 

>Was  das  zweite  Verfahren  betrifft«,  so  führte  er  aus,  »so 
wird  dasselbe,  von  dem  Publikum  in  richtiger  Weise  erfasst  und 
benützt,  ganz  ausserordentlich  dazu  beitragen,  den  Geldverkehr» 
namentlich  unter  den  Grossisten  der  Residenz  in  ihrem  Verkehr 
mit  den  kleineren  Geschäftsleuten  der  Kronländer  und  umge- 
kehrt ganz  wesentlich  zu  beeinflussen.  Es  ist  dies  eine  Art  Scheck» 
insoweit  als  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  dessen  Einführung 
gestatten.« 

Die  Eingabe  wurde  unter  dem  29.  Oktober  1883  genehmigt, 
und  am  6.  November  1883  wurde  der  neue  Anweisungsverkehr 
eröffnet.  Derselbe  besteht  seinem  Wesen  nach  darin,  dass  jedem 
Teilnehmer  ein  besonderes  Konto  (Scheckkonto)  eröffnet  wird» 
auf  welches  bei  jedem  Postamte  Geldbeträge  eingelegt  und  von 
dem  durch  den  Kontoinhaber  jederzeit  Beträge  mittels  Scheck 
zur  Auszahlung  angewiesen  werden  können. 

i)  Joseph  Zahner y  Kontrollor  des  Postsparkassenamtes,  Unsere  Postsparkasse  — 
ein  österreichischer  Erfolg,  Wien  1907,  Seite  13. 
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Jeder,  der  am  Scheckverkehr  teilnehmen  wollte,  hatte  dem 
Hauptamt  in  Wien  eine  Unterschriftsprobe  einzusenden  und  eine 
Stammeinlage  von  Kr.  2CX)  zu  leisten,  die  jederzeit  unberührt 
bleiben  musste.  Diese  Stammeinlage  wurde  am  27.  September 
1901  auf  Kr.  100  ermässigt.  Die  Verzinsung  der  Scheckguthaben 
sollte  ohne  Begrenzung  zu  dem  Satze  von  3  %   erfolgen. 

Statt  eines  Kontogegenbuches  erhielten  die  Teilnehmer  am 
Scheckverkehr  für  Einzahlungen  Einlageblätter,  gewöhnlich  in 
Heften  von  50  Stück,  mittels  deren  sie  entweder  selbst  Einlagen 
auf  ihr  Konto  bewerkstelligen  oder  von  ihren  Kunden  machen 
lassen  konnten.  Diese  Einlageblätter,  die  ursprünglich  nur  Quit- 
tungen waren,  die  der  betreffende  Postbeamte  dem  Einleger 
unterschrieben  zurückgab,  wurden  am  i.  Dezember  1883  mit 
einem  Coupon  zu  entsprechenden  Vormerkungen  für  den  Konto- 
inhaber, am  I.  Mai  1884  mit  einem  Erlagschein,  auf  welchem 
Betrag  der  Einzahlung,  Name  und  Adresse  des  Einzahlers  einzu- 
setzen sind,  und  im  Jahre  1900  mit  einem  Buchungsschein,  der 
nur  internen  Zwecken  dient,  versehen,  so  dass  solch  ein  Ein- 
zahlungsschein heute  so  aussieht ,  wie  ihn  die  Anlage  I  (S.  134) ' 
zeigt  ^). 

Der  Zettel  ist  durchgängig  mit  der  Kontonummer  des  Konto- 
inhabers, auf  dem  Teile  »Empfangschein«  auch  mit  dem  Namen 
und  der  Adresse  desselben  versehen.  Der  Einzahler  (Erleger) 
füllt  den  Zettel  in  all  seinen  Teilen  aus  und  überreicht  ihn,  nach- 
dem er  den  Coupon  abgetrennt  und  für  sich  behalten,  nebst  dem 
Einzahlungsbetrage  dem  nächsten  Postschalter.  Der  Beamte 
trennt  darauf  den  Empfangschein  ab,  unterschreibt  und  unter- 
stempelt ihn  und  händigt  ihn  dem  Erleger  als  Quittung  ein, 
während  er  den  Erlag-  und  Buchungsschein  mit  der  Tagesabrech- 
nung nach  Wien  schickt. 

Hier  wird  die  Einzahlung  dem  Konto  des  betreffenden  Teil- 
nehmers gutgebracht,  und  der  Buchungsschein,  der  nur  internen 
Kontrollzwecken  dient,  abgetrennt  und  zurückbehalten,  während 
der  Erlagschein  dem  Kontoinhaber  mit  der  Benachrichtigung 
über  die  erfolgte  Einzahlung  zugeht,  damit  er  aus  ihm  den  Ein- 
zahler ersehen  kann,  soweit  er  es  nicht  selbst  ist.  Die  Benach- 
richtigung   des    Teilnehmers    von  Seiten  des  Hauptamtes  bestand 

l)  Diese  und  die  folgenden  Angaben  über  den  technischen  Betrieb  sind  den 
Bestimmungen  ftir  den  Geschäftsverkehr  der  PosUparkasse ,  2.  Auflage,  Wien  1903, 
entnommen. 
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anfangs  in  einer  förmlichen  Empfangsbestätigung,  ebenso  erhielt 
der  Kontoinhaber  eine  regelrechte  Guthabenbestätigung,  wenn  er 
über  sein  Konto  verfügt  hatte.  Einen  Fortschritt  zur  Verein- 
fachung und  Vervollkommnung  des  technischen  Betriebes  machte 
die  österreichiche  Postsparkasse,  als  sie  Anfang  Mai  1884  diese 
Empfangs-  und  Guthabenbestätigungen  abschaffte  und  fortan  den» 
Kontoinhaber  über  jede  Manipulation  (Gut-  oder  Lastschrift)  durch- 
Zusendung eines  Kontoauszuges  verständigte ,  aus  dem  er  sowohl 
die  erfolgte  Veränderung  auf  seinem  Konto  wie  den  endgültigen 
Stand  des  Kontos  selbst  ersehen  konnte.  Mit  der  Verordnung 
des  Handelsministers  vom  25.  August  1884  wurde  hinsichtlich  der 
Einzahlungszettel  ein  weiterer  Fortschritt  erzielt,  insofern  der  Ein- 
zahler die  Rückseite  des  Erlagscheins  gegen  Anbringung  einer 
5-Hellermarke  zu  schriftlichen  Mitteilungen  an  den  Kontoinhaber 
benutzen  konnte.  Der  Preis  eines  Einzahlungszettels  beträgt  seit 
dem  I.  September  1884  2  Heller.  Um  den  Einzahlern  noch  mehr 
Bequemlichkeiten  zu  bieten^  verordnete  der  Handelsminister  unter 
dem  19.  Oktober  1884,  dass  vom  15.  November  1884  ab  die 
Landbriefträger  gegen  eine  Gebühr  von  10  Hellern  Einlagen  an- 
nehmen durften. 

Das  Bestreben,  den  Kreis  der  Kontoeingänge,  die  vorläufig 
nur  aus  geldlichen  Einzahlungen  und  Ueberweisungen  von  Konto 
zu  Konto  (dem  sog.  Clearingverkehr,  von  dem  nachher  noch 
die  Rede  sein  wird)  bestanden,  zu  erweitern,  führte  dazu,  dass 
die  österreichische  Postsparkasse  ausser  dem  Scheckdienst  immer 
mehr  rein  bankmässige  Geschäfte  übernahm.  •  So  besorgt  sie 
auf  eine  Verordnung  des  Handelsministers  vom  27.  August  1884 
hin  seit  dem  i.  September  1884  auf  Wunsch  die  Einkassierung 
aller  für  ihre  Teilnehmer  einlaufenden  Postanweisungen.  Die 
Kontoinhaber  bekommen  nur  die  Postanweisungsabschnitte  zu- 
gestellt, während  die  Beträge  ihrem  Konto  gutgeschrieben  wer- 
den. Am  28.  September  1884  wurde  diese  Tätigkeit  auch  auf 
die  Nachnahmepostanweisungen  und  am  8.  November  1885  ^^^ 
die  Postauftrags -Postanweisungen  ausgedehnt.  Für  die  Ein- 
kassierung wurde  vom  15.  Dezember  1885  ab  eine  Gebühr  von 
2  Heller  pro  Postanweisung  erhoben.  Seit  dem  i.  Oktober  1885 
übernimmt  die  Postsparkasse  auch  den  Einzug  von  verfallenen 
Coupons  der  österreichischen  Staatspapiere,  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Erlös  dem  Scheckkonto  gutzubringen  ist.  End- 
lich  befasst   sie   sich   seit   dem   i.  Dezember  1897  auch  mit  dem 
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Inkassogeschäft^).  Sie  übernimmt  von  ihren  Teilnehmern  seit- 
dem Wechsel,  Schecks,  Anweisungen,  Akkreditive,  Coupons,  Rech- 
nungen und  andere  Forderungsdokumente  zum  kommissionsweisen 
Inkasso,  unter  der  Voraussetzung,  dass  dieselben  in  Wien  zahl- 
bar sind,  und  dass  der  Erlös  wiederum  dem  Scheckkonto  gutzu- 
bringen ist;  ausserdem  wechselt  sie  für  ihre  Klienten  fremdländische 
Geldmünzen  um.  Die  Höhe  aller  Einzahlungen  und  des  Gut- 
habens unterliegt  keiner  Beschränkung. 

Jeder  Kontoinhaber  kann  über  sein  Guthaben  jederzeit  mit- 
tels Scheck  verfugen,  der  eine  Umlaufsfähigkeit  von  14  Tagen  hat 
(s.  Anlage  II,  S.  134). 

Der  Scheck  ist  mit  einem  Coupon  verbunden,  den  der  Konto- 
inhaber zu  eigenem  Gebrauch  mit  Bemerkungen  versehen  kann 
und  zurückbehält,  sowie  mit  Zahlenreihen  für  die  Einer  bis 
Zehntausender.  Von  diesen  Zahlenreihen  schneidet  der  Conto- 
inhaber die  den  Scheckbetrag  überschiessenden  Zahlen  ab,  wo- 
durch es  vermieden  wird,  dass  der  letztere  von  Fälschern  er- 
höht werden  kann.  Der  Kontoinhaber  kann  den  Scheck  aus- 
stellen : 

i)  als  Cassascheck  (Inhaberscheck).  In  diesem  Falle  füllt  er 
den  für  die  Adresse  des  Zahlungsempfängers  bestimmten  Raum 
nicht  aus,  sondern  sendet  ihn  so  an  seinen  Gläubiger,  der  ihn 
ohne  Indossament  weiter  in  Zahlung  geben  kann.  Jeder  In- 
haber kann  den  Scheck  bei  der  Postsparkasse  zur  Zahlung  vor- 
legen, die  ihn  ohne  weiteren  Avis,  nur  auf  die  Vergleichung  der 
Unterschriften  hin,  bezahlt.  Zahlung  wird  sofort  geleistet,  wenn 
die  Vorlegung  in  Wien  erfolgt  und  der  Kontostand  des  Einlegers 
dieselbe  zulässt,  bei  anderen  Poststellen  dagegen  erst  nach  Verlauf 
einiger  Tage.  Der  Inhaber  kann  den  Scheck  aber  auch  nach 
Wien  senden ,  und  sich  den  Betrag  einschicken,  oder  falls  er 
selbst  ein  Konto  hat,  gutschreiben  lassen. 

2)  als  Namenscheck  (Ordrescheck).  Auf  ihm  muss  eine  be- 
stimmte Person,  die  der  Aussteller  selbst  sein  kann,  als 
Empfänger  angegeben  sein.  Der  Namenscheck  ist  immer  an  das 
Hauptamt  in  Wien  zu  richten,  das  ihn  begleicht 

a)  durch  Gutschrift  auf  einem  anderen  Konto  (Clearing),  in 
dem  Fall  nämlich,  wenn  auch  der  Empfänger  ein  Konto  be- 
sitzt und  dem   Clearingverkehr  beigetreten  ist 

I)  Joseph  Zahner,  S.  20. 
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b)  durch  Zahlungsanweisung,  wenn  der  Empfänger  kein  Konto 
besitzt. 

Im  letzteren  Falle  wird  dem  Empfänger  von  Wien  aus  eine 
Zahlungsanweisung  zugestellt,  gegen  die  er  bei  dem  darin  be- 
zeichneten Postamt  das  Geld  erheben  kann;  gleichzeitig  wird 
das  betreffende  Postamt  von  Wien  aus  zu  der  Zahlung  ermäch- 
tigt. Seit  Anfang  Dezember  1888  werden  diese  Zahlungsan- 
weisungen mittels  Schreibmaschinen  geschrieben,  die  ausschliesslich 
von  Damen  bedient  werden. 

Wie  man  den  Kreis  der  Kontoeingänge  zu  erweitern  suchte, 
so  geschah  es  auch  mit  den  Kontoausgängen.  Seit  dem  i.  Sep- 
tember 1884  kann  ein  Kontoinhaber  verlangen,  dass  die  Scheck- 
summe, die  Kr.  loop  nicht  überschreiten  darf,  an  den  Scheck- 
empfanger  mittels  Postanweisung  gesandt  wird.  Ebenso  besorgt 
die  Postsparkasse  die  Ausstellung  von  Postanweisungen  ins  Aus- 
land, nur  muss  in  dem  Falle  der  Scheckbetrag  in  der  Valuta  des 
Bestimmungslandes  angegeben  werden.  Uebersteigt  die  Summe 
einer  Auslandsremittierung  den  für  eine  Postanweisung  zulässigen 
Höchstbetrag,  dann  remittiert  die  Postsparkasse  den  Betrag  in 
einem  Geldbrief  Seit  dem  6.  November  1884  kann  der  Scheck 
zu  einem  Zwecke  benutzt  werden,  der  den  Kreis  der  bank- 
mässigen  Tätigkeiten  der  Postsparkasse  erweiterte.  Es  ist  seit 
dieser  Zeit  jedem  Kontoinhaber  gestattet,  Wechsel  oder  andere 
Urkunden  bei  dem  Hauptamt  in  Wien  zahlbar  zu  stellen^).  Zur 
Deckung  hat  er  einen  Scheck  über  die  Höhe  des  Betrages  mit 
vollständiger  Bezeichnung  der  domizilierten  Urkunde  an  das 
Postsparkassenamt  einzusenden. 

Die  wichtigste  Neuerung,  die  der  österreichischen  Postspar- 
kasse erst  ihre  eigentliche  Bedeutung,  die  sie  heute  hat,  gab, 
geschah  am  i.  September  1884  ™t  ^^r  Einführung  des  Clearing- 
verkehrs. Dieser  besteht  darin,  dass  sich  zwei  in  den  entferntesten 
Ecken,  in  den  kleinsten  Orten  des  Reiches  wohnende  Konto- 
inhaber gegenseitig  Zahlungen  leisten  können,  ohne  dass  ein 
Heller  Bargeld  dazu  in  Bewegung  gesetzt  wird.  Der  eine 
braucht  nur  einen  Scheck  auszuschreiben  und  darauf  die  Worte 
zu  setzen:  »Zur  Gutschrift  auf  dem  Conto  No.  . . .  des  A.  B.  in  N.«, 
worauf  beide  Kontoinhaber  vom  Hauptamt  in  Wien  mittels  Konto- 
auszug von  der  erfolgten  Transaktion  in  Kenntnis  gesetzt  werden. 


i)  Joseph  Zahner,  S.  17. 
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Zur  Teilnahme  an  dem  Clearingverkehr  ist  eine  besondere 
Beitrittserklärung  notwendig. 

Die  Teilnehmer  wurden  anfangs  in  alphabetischer  Reihenfolge 
in  einer  Liste  aufgenommen,  die  ursprünglich  allen  Kontoin- 
habern  umsonst,  von  1886  ab  gegen  Abonnement  zugestellt 
wurde.  Seit  1887  werden  die  Teilnehmer  nicht  mehr  in  alpha- 
betischer Reihenfolge,  sondern  nach  Städten  und  Ortschaften 
—  alphabetisch  geordnet  ^~  verzeichnet.  Die  Schecks,  die  im 
Clearingverkehr  gutgeschrieben  und  belastet  werden,  haben  den 
Vorzug,  dass  die  Summen,  über  die  sie  lauten,  keiner  Be- 
schränkung unterliegen,  während  für  alle  anderen  Schecks  eine 
Höchstgrenze  von  Kr.  20,000  festgesetzt  ist. 

Der  ganze  Scheck-  und  Clearingverkehr  mit  seinen  mannig- 
fachen im  Laufe  der  ersten  Jahre  erfolgten  Verbesserungen  war 
von  dem  Direktor  Dr.  CocA  im  Einverständnis  mit  dem  Handels- 
minister eingeführt  worden.  Im  Jahre  1886,  als  die  neue  Ein- 
richtung alle  Erwartungen  hinsichtlich  ihrer  Lebensfähigkeit 
bereits  weit  übertroffen  hatte,  schritt  die  Regierung  daran,  diesen 
Verkehr  gesetzlich  zu  regeln  *).  Sie  arbeitete  einen  Entwurf  aus, 
der  von  den  Kammern  angenommen  und  am  19.  November  1887 
zum  Gesetz  erhoben  wurde.  Das  neue  Gesetz  sanktionierte  die 
bereits  bestehenden  Zustände  und  bestimmte  im  wesentlichen 
noch  folgendes: 

1.  Der  Scheckverkehr  ist  vom  Sparverkehr  zu  trennen. 

2.  Die  Teilnahme  am  Scheckverkehr  ist  auch  solchen  Per- 
sonen gestattet,  die  nicht  am  Sparverkehr  teilnehmen. 

3.  Der  Zinsfuss  soll  2  %   nicht  übersteigen. 

4.  Für  jede  Manipulation  ist  eine  Gebühr  zu  entrichten. 

5.  Aus  den  Ueberschüssen  ist  ein  Reservefond  in  der  Höhe 
von  5  %  des  Einlagensaldos  zu  bilden. 

6.  Die  Anlegung  der  Gelder  hat  zu  erfolgen:  Im  Ankauf 
von  Staatspapieren  und  Salinenscheinen,  in  Einlagen  bei  Banken, 
in  Lombardvorschüssen,  im  Ankauf  von  Coupons  und  Diskont 
von  Wechseln. 

Das  Gesetz  trat  am  i.  Dezember  1887  in  Kraft  und  hatte 
zur  Folge,  dass  die  Beträge,  die  lediglich  zur  Fruktifizierung  ein- 
gezahlt waren,  wegen  der  Herabsetzung  des  Zinsfusses  von  3  % 
auf  2  %   zurückgezogen  wurden. 

i)  yose/>A  Zahner,  S.   i8. 
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In  dem  Bestreben,  das  System  der  geldlosen  Zahlung 
immer  weiter  auszubilden  und  auf  Wunsch  vieler  Scheckkonto- 
inhaber hat  die  österreichische  Postsparkasse  1889  mit  der 
Oesterreich-Ungarischen  Bank  und  1896  mit  der  ungarischen 
Postsparkasse  ein  Abkommen  getroffen,  wodurch  die  Clearing- 
(Giro-)-Teilnehmer  aller  drei  Anstalten  sich  gegenseitig  Zahlungen 
im  Buchungswege  leisten  können.  Im  März  1898  trat  die  Post- 
sparkasse dem  Wiener  Saldierungsverein  (Clearinghaus)  bei,  um 
den  Bargeldverkehr  in  Wien  auf  ein  Minimum  einzuschränken. 
Um  sich  für  diese  Abrechnungsstelle  genügend  Compensations- 
material  zu  schaffen,  hatte  das  Postsparkassenamt  am  i.  Dezem- 
ber 1897  das  schon  erwähnte  Inkasso  von  Wechseln  und  anderen 
Forderungsdokumenten  übernommen. 

Da  die  österreichische  Postsparkasse  mit  all  diesen  Ab- 
kommen grosse  Erfolge  erzielt  hatte,  so  Hess  sie  es  nicht  beim 
Inlande  allein  bewenden,  sie.  strebte  nunmehr  darnach,  ihren 
Klienten  auch  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  die  denkbar  besten 
Bequemlichkeiten  zu  gewähren.  So  wurden  am  i.  August  1902 
die  österreichischen  Postämter  zu  Beirut,  Constantinopel,  Salonich 
und  Smyrna  in  den  Scheckverkehr  einbezogen,  am  i.  Mai  1903 
folgten  die  Aemter  von  Jaffa,  Janina.  Scutari  und  am  i.  Juli  1904 
das  Postamt  zu  Jerusalem.  Für  Deutschland,  wo  um  diese  Zeit 
schon  nahezu  1000  Klienten  der  Postsparkasse  wohnten,  schloss 
dieselbe  unter  dem  i.  Mai  1906  ein  Abkommen  mit  der  Deutschen 
Bank  in  Berlin^),  nach  dem  bei  dieser  und  ihren  Filialen  ^)  Einlagen 
und  Auszahlungen  für  Rechnung  von  österreichischen  Konto- 
inhabern bewirkt  werden  können.  Indirekt  ist  dadurch  die  öster- 
reichische Postsparkasse  an  den  Giroverkehr  der  Deutschen 
Reichsbank  angeschlossen.  Ein  gleiches  Abkommen  wurde  am 
16.  Januar  1907  für  Italien  mit  der  Banca  Commerciale  Italiana 
in  Mailand,  am  i.  Februar  1907  fiir  Grossbritannien  und  Irland 
mit  der  Oesterreichischen  Länderbank  in  London,  und  im  Juli 
1907  mit  der  Schweizerischen  Creditanstalt  in  Zürich^)  für  die 
Schweiz  getroffen.  Dass  das  letztere  Abkommen  nicht  mit  der 
neugegründeten  schweizerischen  Postsparkasse  getroffen  wurde, 
ist  darauf  zurückzuführen,  dass  diese  erst  in  den  Anfangen  steckt 
und  über  einen  zahlreichen  Kundenkreis  noch  nicht  verfügt. 

1)  Joseph  Zahner t  S.  22. 

2)  Als  Filialen  gelten  hierbei  auch  die  Kommanditen  der  Deutschen  Bank. 

3)  Frankfurter  Zeitung  Nr.  197  vom  18.  Juli  1907. 
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Im  Jahre  1889  wurde  eine  wichtige  Neuerung  eingeführt, 
nach  der  die  Arbeiterunfallversicherungsanstalten  die  an  die 
Arbeiter  zu  zahlenden  Renten  mittels  Postscheck  leisten.  Dieser 
Verkehr  hat  bei  der  Postsparkasse  bereits  einen  derartigen  Um- 
fang erreicht,  dass  dafür  ein  eigenes  Bureau  errichtet  werden 
musste. 

Eine  andere  für  den  Staat  und  die  Bevölkerung  gleich  wich- 
tige Neuerung  betrifft  die  Bezahlung  von  Steuern  mit  Hülfe  der 
Postsparkasse.  Das  System  wurde  am  i.  Mai  1896  versuchs- 
weise für  die  Steuerämter  Niederösterreichs  eingeführt  und  durch 
die  Verordnungen  vom  26.  November  1897  und  i.  Januar  1898 
auf  ganz  Oesterreich  ausgedehnt.  Jedermann  kann  bei  der  Post- 
sparkasse mittels  Einzahlungszettel  seine  Steuern  in  bar  bezahlen, 
Kontoinhaber  können  statt  der  Barzahlung  einen  Scheck  aus- 
schreiben. Ebenso  können  vom  l.  Juli  1903  ab  zivilgerichtUche 
Bardepositen  an  die  Aemter  in  Wien,  Prag,  Graz  und  Triest  so- 
wie Einlagen  von  Waisenkassengeldern  an  das  Amt  in  Brunn 
durch  die  Postsparkasse  gemacht  werden. 

Mit  der  Einführung  der  Steuerzahlungen  durch  die  Post- 
sparkasse waren  die  staatlichen  Kassen  in  grösserem  Massstabe 
dem  Postscheck-  und  Clearingverkehr  angeschlossen.  Als  erste 
staatliche  Kasse  war  diesem  Verkehr  die  Bergdirektionskasse  in 
Pribram  im  Jahre  1885  beigetreten,  ihr  folgten  1891  die  Forst- 
und  Domänendirektionen,  ferner  die  Kassen  für  Landeskultur  und 
Bergwesen,  1887  die  Eisenbahnbetriebsdirektionskassen.  Einen 
grösseren  Umfang  nahm  die  Benutzung  der  Postsparkasse  von 
Seiten  des  Staates  an,  als  in  den  Jahren  1896  und  1897  ^^^ 
Finanz-  und  Justizministerium  den  Beitritt  der  ihnen  unterstehen- 
den Kassen  verfügten.  1901  folgte  dann  auch  der  Beitritt  der 
Militärkassen  und  Heeresanstalten.  Die  folgende  Tabelle  zeigt 
das  Ansteigen  in  der  Zahl  der  Kassen  ^) : 

Zahl  Zahl  Zahl  Zahl 


1896 

120 

1899 

1296 

1902 

1788 

1905 

2084 

1897 

878 

1900 

1328 

1903 

1882 

1906 

2106 

1898 

1284 

I90I 

1489 

1904 

2039 

Die  grosse  Bedeutung  des  Beitritts  der  staatlichen  Kassen 
liegt  weniger  im  Gebrauche  des  Schecks  bei  der  internen  Kassen- 
gebarung selbst,  als  vielmehr  in  der  grossen  Bequemlichkeit, 
die  dieser  Verkehr  für  das  Publikum  hat. 


I)  Joseph  Zahner,  S.  32. 
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Die  Zahl  der  Teilnehmer  am  Scheckverkehr  betrug  Ende  1906 
73  313-  Ihr  stetiges  Anwachsen  seit  der  Gründung  zeigt  die 
folgende  Tabelle^): 


Jahr 

Zahl 

Jahr 

Zahl 

Jahr 

Zahl 

Jahr 

Zahl 

1883 

167 

1889 

16046 

1895 

28363 

190 1 

46345 

1884 

2  520 

1890 

17808 

1896 

30837 

1902 

51853 

1885 

6877 

1891 

19391 

1897 

34209 

1903 

57038 

1886 

10533 

1892 

21365 

1898 

37489 

1904 

62  329 

1887 

12  981 

1893 

23471 

1899 

40271 

1905 

67804 

1888     14296        .1894     25834        1900     42658         1906     73313 

Von  den  73  313  Kontoinhabern  Ende  1906  wohnten  70  870 
in  Oesterreich  selbst,  icx)8  in  Deutschland,  1224  in  Ungarn,  55  in 
der  Türkei,  40  in  der  Schweiz,  der  Rest  verteilte  sich  auf  die 
anderen  Länder,  unter  denen  Amerika,  selbst  Japan,  China  und 
Transvaal  sich  befanden. 

Ueber  die  Berufe  der  Teilnehmer  geben  die  Jahresberichte 
der  österreichischen  Postsparkasse  sehr  genauen  Aufschluss.  In 
der  folgenden  Tabelle  habe  ich  die  Teilnehmer  nach  grossen 
Berufsgruppen  zusammengestellt : 


Berafsklassen 

Einleger 

in  0/0 

Geschäftsleute 

26619 

36,30 

Industrielle  Grossbetriebe 

10213 

13.93 

Gewerbsleute 

8267 

11,28 

Vereine  und  Korporationen 

7287 

9.94 

Liberale  Berufe 

5912 

8,06 

Privatpersonen 

2462 

3.36 

Beamte 

2375 

3.24 

Behörden  und  Aemter 

2  106 

2,87      . 

Geistliche,  Lehrer,  Militärs  etc. 

1561 

2.13 

Grundbesitzer 

I  351 

1,84 

Sparkassen 

I  169 

1,60 

Zeitungen 

873 

1,19 

Landwirte 

775 

1,06 

Banken 

727 

0,99 

Oeffenlliche  Anstalten 

667 

0,91 

Versicherungsanstalten 

582 

0,79 

Rent-  und  Forstkassen 

367 

0,51 

73313  100,00 

Bemerkenswert  ist  der  hohe  Prozentsatz  der  Grossbetriebe, 
die  am  Scheckverkehr  teilnehmen,  sowie  die  hohe  Zahl  von  Ban- 
ken, Sparkassen  und  Versicherungsanstalten.  Die  Tabelle  zeigt 
überhaupt,  dass  die  österreichische  Postsparkasse  keinen  Stand 
besonders  bevorzugt,  sondern  dass  sie  gleichmässig  den  Interessen 
aller  Glieder  der  österreichischen  Volkswirtschaft  dient. 


1)  23.  Rechenschaftsbericht   des   k.  k.  Postsparkassenamtes    für    das  Jahr  1906, 
Wien  1907,  Seite  27. 
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Im  Jahre  1906  wurden  33  366 173  Einlagen  gemacht  im  Be- 
trage von  Kr.  9  223  079  469.82,  seit  dem  Bestände  der  Postspar- 
kasse überhaupt  297  031  657  im  Betrage  von  Kr.  84  835  630  842.44, 
Die  Einzahlungen  im  Jahre  1906  verteilen  sich  ihrer  Art  nach 
wie  folgt*): 

Einzahlungsart  Betrag  in  Kr.  in  % 

Erlagscheine  4859121832,15  52,68 

Postanweisungen  97402700,53  1,06 

Gutschriften  im  Clearing  4099484966,51  44*45 

Koupons  I  81 1  160,07  0,02 

Ueberweisungen  der  Ungarischen  Postsparkasse  162  271  755,88  1,76 

Ueberweisungen  der  Deutschen  Bank  2  987  054,68  0,03 

9  223  079  469,82  100,00 

Unter  den  Einlagen  durch  Erlagscheine  befinden  sich  auch 
die  Eingänge  aus  den  der  Postsparkasse  zum  kommissionsweisen 
Inkasso  übergebenen  Forderungsdokumenten. 

Im  Jahre  1906  wurden  7  946  508  Rückzahlungen  geleistet 
im  Betrage  von  Kr.  9  145  540  176.12,  seit  dem  Bestände  der  Post- 
sparkasse überhaupt  75  146076  im  Betrage  von  Kr.  84451  561  581.02. 
Die  Rückzahlungen  des  Jahres  1906  wurden  bewirkt  durch: 

Rückzahlungsart 
Inhaberschecks 
Zahlungsanweisungen 
Postanweisungen 
Einlösung  von  Domizilen 
Ankauf  von  Effekten 
Lastschriften  im  Clearing 
Ueberweisungen  an  die  Oesterr. -Ungar.  Bank 
Ueberweisungen  an  die  Deutsche  Bank 

'~  9  145  540  176,12  100,00 

Die  Gesamtzahl  aller  Transaktionen  im  Jahre  1906  betrug 
41  312681,  d.  h.  113  185  pro  Tag.  Der  Umsatz  belief  sich  auf 
Kr.  18  372  580415.02,  d.  h.  das  Ende  1906  mit  Kr.  388030030.50 
ausgewiesene  Guthaben  der  Einleger  wurde  im  Laufe  des  Jahres 
48  mal  umgesetzt.  Seit  der  Gründung  der  Postsparkasse  belief 
sich  die  Zahl  der  Transaktionen  auf  372  177733,  die  Höhe  des 
Umsatzes  auf  Kr.  169287  192323.46;  das  sind  für  das  im  Ver- 
hältnis zu  anderen  Ländern  wirtschaftlich  noch  wenig  entwickelte 
Oesterreich  gewaltige  Ziffern. 

Was  den  Clearingverkehr*)  anlangt,  so  gehörten  diesem  von 
73313  Kontoinhabern   im    Jahre    1906  72246,    das  sind  98,5  %, 


Betrag  in  Kr. 

in% 

2442801490,31 

26.71 

2164347898.92 

23167 

11794056,70 

0,13 

70  891  738,69 

0,78 

8470059,19 

0,09 

4099484966,5  t 

44.82 

336037  108,40 

3^67 

II  712857,40 

0,13 

1)  Rechenschaftsbericht  Seite  54. 

2)  Diese   und   die   folgenden  Zahlenangaben   sind    alle    dem    sehr    eingehenden 
Rechenschaftsberichte  für  das  Jahr  1906  entnommen. 
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an.  Von  der  Gesamtzahl  der  Transaktionen  wurden  nur  6  303  270, 
d.  i.  15,26%,  von  der  Höhe  des  Gesamtumsatzes  dagegen 
Kr.  8198969933.02,  das  sind  44,8  %  oder  nahezu  die  Hälfte, 
im  Buchungswege,  ohne  Bargeldumsatz^  beglichen. 

Die  Zahl  der  Transaktionen  zwischen  der  österreichischen 
und  ungarischen  Postsparkasse  belief  sich  1906  auf  107  494, 
der  Umsatz,  der  ganz  im  Rechnungswege  vor  sich  ging,  (der 
Saldo  wird  jedesmal  durch  die  Oesterreichisch- ungarische  Bank 
ausgeglichen)  auf  Kr.  198844940.48.  Der  bei  weitem  grösste 
Teil  der  Summe  wurde  von  Ungarn  nach  Oesterreich  überwiesen. 

Der  Umsatz  zwischen  der  österreichischen  Postsparkasse  und  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  belief  sich  auf  Kr.  365  779321.62, 
die  Zahl  der  Transaktionen  auf  56341. 

Von  den  während  1906  im  Wiener  Saldierungsverein  ein- 
gelieferten 365  367  Dokumenten  hat  die  Postsparkasse  181,299 
d.  i.  50  %  ausgeglichen,  der  Betrag  belief  sich  auf  Kr.  i  524980 125.36 
d.  i-  33i3%  der  Gesamtsumme  aller  Einlieferungen  von 
Kr.  4579417770.43. 

Die  Zahl  der  Transaktionen  mit  den  Levantepostämtern  be- 
lief sich  1906  auf  2499,  der  Umsatz  auf  Kr.  3699278.84,  davon 
wurde  der  bei  weitem  grösste  Betrag  von  Oesterreich  nach  der 
Levante  remittiert. 

Der  Umsatz  mit  der  Deutschen  Bank  belief  sich  auf 
Kr.  14699912.08  bei  18  142  Transaktionen,  eine  für  das  erste 
Geschäftsjahr  (8  Monate)  sehr  erfreuliche  Ziffer.  Die  grössere 
Summe  wurde  von  Oesterreich  nach  Deutschland  überwiesen. 

Von  der  Erlaubnis,  die  Steuern  durch  die  Postsparkasse  be- 
zahlen zu  können,  hat  die  österreichische  Bevölkerung  in  reich- 
lichem Masse  Gebrauch  gemacht.  Im  ersten  Jahre  nach  der 
Einführung  dieses  Systems  (1898)  belief  sich  die  Zahl  der  Ein- 
lagen auf  139475  i"^  Betrage  von  Kr,  38229759. — ,  1906  waren 
es  bereits  821  926  Einzahlungen  im  Betrage  von  Kr.  160  209  429.36. 

Neben  der  grossen  Bedeutung,  die  die  österreichische  Post- 
sparkasse für  das  gesamte  österreichische  Wirtschaftsleben  be- 
sitzt, verdient  vor  allen  die  Wichtigkeit  hervorgehoben  zu  werden, 
die  diese  Anstalt  infolge  ihrer  staatswirtschaftlichen  Tätigkeit  für 
den  Staat  selbst  hat.  Von  einer  solchen  Tätigkeit  kann  man 
nach  drei  Richtungen  hin  sprechen,  insofern  sie 

I.  ihre  Bestände  zum  grössten  Teil  in  Staatspapieren  anlegt, 
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2.  für  Rechnung  ihrer  Klienten  Staatspapiere  kauft, 

3.  an  staatlichen  Emissionen  und  Konversionen  teilnimmt. 
Was   die  Anlegung    der  Bestände  anlangt,    so  erfolgte  diese 

ursprünglich  fast  ausschliesslich  in  Staatspapieren.  Je  mehr  je- 
doch der  Scheckverkehr  wuchs  und  den  Sparverkehr  überflügelte, 
desto  mehr  musste  die  Postsparkasse  auf  Liquidität  ihres  Status 
sehen,  um  jederzeit  allen  Ansprüchen  voll  genügen  zu  können, 
war  ja  doch  in  Krisenzeiten  eine  viel  stärkere  Zurückziehung  der 
Scheckgelder,  die  nur  aus  Kassenüberschüssen  bestanden,  zu  be- 
fürchten, als  dies  bei  den  Spargeldern  jemals  anzunehmen  wäre. 
So  wurde  der  Kreis  der  ursprünglichen  Anlagen  durch  die  Be- 
fugnis zum  Ankauf  von  Hypothekenbank-,  Kommunal-,  Eisen- 
bahnkredit- und  Bankenobligationen  erweitert;  ferner  wurde  der 
Postsparkasse  gestattet,  Salinenscheine  (eine  Art  Schatzscheine) 
zu  kaufen,  Lombarddarlehen  zu  gewähren  und  geloste  Staats- 
papiere zu  eskomptieren.  Endlich  steht  ihr  noch  der  Diskont- 
markt offen.  Die  österreichische  Postsparkasse  hat  es  jedoch 
bis  jetzt  vermieden,  auf  dem  letzteren  in  grösserem  Massstabe 
direkt  einzugreifen,  so  hatte  sie  Ende  1906  von  6v^S,8  Millionen 
Kr.  Einlagen  nur  30,9  Millionen  Kr.  selbst  in  Wechseln  ange- 
legt. Dagegen  zahlt  sie  einen  bei  weitem  grösseren  Teil  ihres 
Einlagenbestandes  bei  Banken  ein,  die  ihn  wegen  der  kurzen 
Kündigungsfristen  ausschliesslich  im  Privatdiskont  verwenden 
können.  Sind  diese  Einlagen  bei  den  Banken  auch  mitunter 
Schwankungen  ausgesetzt,  so  bleibt  doch  der  Wiener  Markt 
durch  die  Postsparkasse  vor  so  schweren  Störungen  bewahrt, 
wie  sie  das  Vorgehen  der  Seehandlung  und  der  Zentralgenossen - 
schaftskasse  an  der  Berliner  Börse  häufig  zur  Folge  hat.  Die 
ständige  Verbesserung  der  Liquidität  der  Postsparkasse  ver- 
anschaulicht folgende  Tabelle  : 

1893  1901  1903  1906 

Millionen  Kr.     Millionen  Kr.     Millionen  Kr.     Millionen  Kr. 
Verbindlichkeiten  174,5  420,0  478,0  680,1 

Wertpapiere  (80 0/^)  133,9  254,8  288,0  390.0*) 

Kasse  5,0  6,0  14,7  8,1 

Bankguthaben  (100%)  13,6 H2,i 120,9 214,2*) 

Summe  152.5  372,9  423,6  612,3 

In  0/0  der  Verbindlichkeiten  87,4  88,8  88,6  90,0 

Welche  Wirkungen    die  sich  stetig  steigernde  Ausgestaltung 


i)  Hierin  sind  5,1  Mill.  Kr.  LombardvorschUsse  inbegriflfen. 
2)  Hierin  sind  30,9  Mill.  erstklassige  Wechsel  inbegriffen. 
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des  Clearingverkehrs  hat,  zeigt  die  starke  Abnahme  der  Kassen- 
bestände zwischen  1903  und  1906,  die,  trotz  der  starken  Steigerung 
der  Verbindlichkeiten  von  478  auf  680,1  Millionen  Kr.,  doch  um 
6,6  Millionen  Kr.  herabgesetzt  werden  konnten. 

An  Wertpapieren  besass  die  Postsparkasse  Ende  1906 
43,2  Mill.  Kr.  Partialhypothekaranweisungen ,  ferner  411,2  Millio- 
nen Kr,  verschiedene  Effekten,  unter  denen  sich,  wie  schon  früher 
erwähnt,  22,6  Millionen  Kr.  nominal  Oesterreichische  Investitions- 
rente befinden,  ein  in  Oesterreich  ebenso  wie  in  Deutschland 
gleich  gefürchteter  Ladenhüter.  Dann  besitzt  die  Postsparkasse 
ein  Effektenlager  von  2,7  Millionen  Kr.,  aus  dem  sie  ihren  Kunden 
Stücke  ablässt.  Den  Rest  der  Wertpapiere  bilden  20,3  Millionen 
Kr.  Anlagen  für  den  Reserve-  und  1,9  Millionen  Kr.  Anlagen 
für  den  Alters-  und  Invaliditätsversorgungsfonds. 

Dass  die  Postsparkasse  für  ihre  Klienten  Staatspapiere 
kauft,  in  Verwaltung  nimmt  und  ins  Staatsschuldbuch  eintragen 
lässt,  dass  sie  ferner  die  Verlosungskontrolle  über  die  Papiere 
übernimmt,  war  in  dem  über  den  Sparverkehr  handelnden  Ab- 
schnitte schon  gesagt  worden.  Rechnet  man  die  Summe  der 
Staatspapiere,  die  die  Postsparkasse  für  ihre  Sparer  insgesamt 
gekauft  hat,  zusammen  mit  dem  Betrage,  den  sie  selbst  für  ihre 
Zwecke  besitzt,  so  ergibt  sich  eine  Gesamtsumme  von  768,5 5  Mil- 
lionen Kr.  nominal,  die  sie  seit  ihrer  Gründung  dem  Anleihen- 
markte entzogen  hat.  Dem  Umstände,  dass  die  Postsparkasse 
die  österreichischen  Staatspapiere  so  popularisiert  hat,  ist  es  nicht 
zum  wenigsten  zuzuschreiben,  dass  der  Kurs  der  einheitlichen 
Rente  von  TJ  im  Jahre  1883  bis  Januar  1907  auf  99,35  %  ge- 
stiegen ist. 

Ihre  öffentliche  Anerkennung  als  Bank  erhielt  die  Postspar- 
kasse, als  sie  im  Jahre  1897  zum  ersten  Male  als  Mitgli^  des 
Konsortiums  Rothschild- Kreditanstalt- Bodenkreditanstalt  an  der 
Emission  der  3^/2  %  Investitionsanleihe  mit  500  Sammelstellen 
teilnahm^).  Der  Erfolg  war  so  zufriedenstellend,  dass  sie  1901 
zur  Emission  von  125  Millionen  Kr.  4%iger  Kronenrente  wieder 
hinzugezogen  wurde,  diesmal  mit  allen  Postämtern,  den  Steuer- 
ämtern und  Landeskassen  als  Zeichnungsstellen.  Die  Postspar- 
kasse hatte  dazu  an  ihre  Klienten  Einladungen  ergehen  lassen, 
und    der  Erfolg    war,    dass   fast    die   gesamte   Anleihe   bei    ihren 


i)  Joseph  Zahner y  Seite  27. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  27.  lO 
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Eiiih';4^*"  "'^'1  kleinen  K.pitalislen  unlciycbrachl  wurde.  Auch 
in  (It-n  ft»!.c;uln  Jahren  nahm  sii*  an  den  Emis.sionen  witder 
l' ii.  El)' I.  i)  wiiktc;  i;'c  P(»slsiiarkassc  1902  und  1903  s'.hr 
tiln'^rtich  an  den  KoiAcisioncn  der  GaHzischen  Karl  Lnuwi^s- 
baluKiKli«  n   l  ez.   der  eir/m  iliichen  Staatsschuld  mit. 

Die  fuMr./iellen  I'r'Lbnisse  der  Pü^tsparkns^c  sind  sehr 
Ijui.hti^e.  Xa  h  Rürkei>iattun^'  cim  s  Vorschuhscs  in  Höhe  von 
I  ^  77  522.' 4  Kr.,  iWn  se  von  der  K«  _;i<.rung  zir  Deckun^^  der 
er>ten  lU»li.:l"i.i-.se  erhalten  hatte,  hat  sie  bis  ICndo  1906  einen 
Ke^.irvel\in'ls  lur  den  Sparvtrkehr  in  Ht)he  von  4  OOO  000  Kr., 
u:r  den  Schockverkelir  in  Hohe  von  16  2<3o  326.64  Kr.  aul^ehäuft, 
und  aus>eriie:n  «lie  SuüMue  viui  4128IC61.75  Kr.  als  Gewinn 
an  die  F(  slverw  altun  (  al- geführt.  Dit  se  Summen  mu>>.sen  um 
so  ni'hr  uhcira.-chen,  als  die  (iebulucn,  die  sie  für  ihre  Dienste 
erl.-bt,  sehr  rJediij^e  zu  nennen  sind.  Sie  erhebt:  für  jede 
Transaktion  eine  (jiiind.;,  bühr  von  4  Heller,  ausserdem  von 
jedri  Last^chriit  eine  Piovi'-i'on  V(n  W  ^/oa  bis  GwOO  Kr.;  bei 
Summen  d.uiibcr  hinaus  bcliayt  die  Provision  \k  o'^^o-  Befreit 
von   der  Piovi*^  on  sind: 

1.  Die  La-.t>cliriften  im   Clearing vei kehr, 

2.  I)ie  m.ttels  Pos:an\veisun<^  zur  Versendung;  kommenden 
Pel:a:'e, 

3.  D:t»  durch  Ankauf  von  Slaatspapieren  zur  Abschreibung 
^eiai;<^(  ndm   15et:äj^u\ 

Au-<tr  lern  kosten  d:e  Erlaj.-sMuir.e  das  Stuck  2  Heller,  so- 
dass si<  h  die  K('Sl<M  [üv  eine  l-.ii./ah]un<y  auf  0  Heller  stellen. 
Stl^cks  k'>sa  n  6  Htüjr  das  Stuck,  wm  denen  4  Heller  auf  den 
Scluxk^tunpv"!  eutfailen.  Die  Ko.-t;  n  eir.er  Erhebung  stellen  sich 
son.^t   auf  10  Ibller  /u/u  Ji-h  eint  r  ttwai^^en  Pioxi^ion. 

Diese  Cjcküiiren  mu^  <.  n  nicdiig  ei  scheinen,  wenn  man  be- 
dt-ulwt  .  d  •.s>,  der  Veik'^'.ir  /.wischen  d<.r  Postsparl:a>se  und  ihren 
Klienten  vo.ilvoinmen  pt)[tt)fiei  i>t  uikI  dass  die  vom  Po<tspar- 
kas>en:.uit  in  \\':en  la  :!icii  zur  Ve:sendun^  ^ekuic^enden  Konto- 
ati-^zir^e  der  ^,  Inäuciiiit  li/n  Sten)[)elal)yabe  von  lO  Heller  nicht 
untcilie-^c.!. 

Die    f-, 'si.de  Tab.!lj\)    verai'.^cl  auhcht  die  stete  Steigerung 

l)  Aus  <.Kn  Tabellen  des  R;.ciicnschafibbcr.cljtes  S.  76  f.  zusammcngestelU. 
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der  Zahl  der  Transaktionen 
des  Guthabens  der  Sparer: 


und  der  Hohe  des  Umsatzes,  sowie 


Jahr 

1SS3 
18S4 
1S85 
ISS6 
1SS7 
iS^8 
1889 
1S90 
1S91 
1892 
1893 
iSq4 
1805 

IS  .0 

iSq7 
1808 

1899 
19CO 
1901 
1902 
1003 
1904 
11)05 

ICCO 


Transaktionen 

I  861 

269  406 

I  849797 

3  694  464 

4  918  161 

5  519924 
.6467  533 

7  650  690 

S671  808 

9  809  268 

10907  474 

12  283  893 

13740  172 

15  273  CÜO 

16  4^1,  127 
18216870 
19938  579 
21  721  223 
23  024  885 
20818939 
30653  179 
34  174908 

37'So5^'*3i 
41  312  ö8i 


Umsatz 
Kr. 

I  071  665 
17497348Ü 
032  501  459 
890  590  967 
445  526032 
576213652 
012392954 
518  282  057 

000  463  369 
475420839 

01  I  387  484 
461  904547 
940  340  099 
620  105  0^0 

540  980  88 2 
^^04973837 

541  407  316 
412  930  373 
370091  7U2 
437  800  7-48 
562  049  042 
860  884  843 
220  iL.0  29  \. 
372580415 


Neltoguthaben 
Kr. 

218  490 
10254259 

33  805  3S3 
57  167  161 
55S51  0C3 
55941  48S 
63  327  992 
68  021  549 
74  9So3;i 
85  369  050 
98824742 
105  749^51 
109083837 

128  309  OQO 

177  79S  690 

203  135  246 

205  899  486 

219  I393I5 

236  99^  5S7 
257^^54564 
270  533665 
258  766  02S 
306  529  90 S 
388030030 


Ungarn. 

Ungarn  folgte  dem  Beispiele  Ocsterreichs,  indem  es  auch  bei 
seiner  Postsparkasse  1889  den  Scheel:-  und  Clcarii\i(verkehr  einführte, 
der  im  Jahre  1890  begann.  In  ihrer  Ür^Miiisation  ist  die  unga- 
rische Postsparkasse,  was  den  Scheckverkehr  anlangt,  genau  der 
österreichischen  nachgebildet,  mit  der  Ausnahme,  dass  dem  lei- 
tenden Direktor  ein  aus  mehreren  Mitgliedern  bestehender  Auf- 
sichtsrat mit  lediglich  beratender  Stimme  beigegeben  ist. 

Die  Stammeinlage  betrug  ursprünglich  200  Kr.,  dieselbe  wurde 
am  I.  August  1903  nach  dem  Beispiele  Oesterreichs  auf  100  Kr. 
herabgesetzt^),  im  Gegensatz  zur  österreichischen  Postsparkasse 
wurde  aber  dabei  die  Einschränkung  getroffen,  dass  die  Stamm- 
einlage für  Personen,  die  ihr  Konto  reichlich  umsetzen,  erhöht 
werden  kann.     Die  Vcrzinsurg  der  Guthaben  beträgt  2%. 

Der  technische  Betrieb^)  bei  den  Einzahlungen  und  Auszah- 

i)  La  Caisse  d'6p.irgne  Portale  de  Ilongiie   et  soii  Oeuvre  1886 — 1905.   Public 
par  la  Direction  de  la  Caisse  d'Kpargne  Po-tale    de  Ilongrie,  Budapest  1906,  S.  25. 

2)  Zu  ersehen  aus:    Der  Check-   und  Clearingverkehr    der  Kön.  Ung.  Postspar- 
kasse, dessen  P>cnülzung  und  Vorteile.     (Amilich).     Biul.ipebt  1906. 

10* 
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lungen  ist  in  all  seinen  Einzelheiten  dem  bei  der  österreichischen 
Postsparkasse  genau  nachgebildet,  so  dass  es  sich  erübrigt,  hier 
noch  einmal  darauf  einzugehen. 

Die  Anlegung  der  Gelder  erfolgt  durch  Ankauf  von  Staatspapie- 
ren und  Pfandbriefen,  sowie  in  kurzfristigen  Einzahlungen  bei  den 
Banken. 

Im  Jahre  1891  schloss  die  ungarische  Postsparkasse,  um  das 
System  der  geldlosen  Ausgleichung  weiter  auszubreiten,  ein  da- 
hin gehendes  Abkommen  mit  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
und  1896  mit  der  österreichischen  Postsparkasse.  Zu  demselben 
Zwecke  trat  sie  1902  dem  Budapester  Saldierungsverein  bei.  Mit 
den  Banken  anderer  Staaten  hat  die  ungarische  Postsparkasse, 
wie  es  die  österreichische  getan,  keine  Abkommen  getroffen. 

Infolge  des  Gesetzes  vom  Jahre  1901  vermittelt  die  ungarische 
Postsparkasse  den  Verkehr  zwischen  den  Arbeiterkrankenkassen, 
die  zu  diesem  Zweck  an  den  Scheckverkehr  angeschlossen  sind, 
und  ihren  Klienten,  indem  durch  sie  die  Beiträge  eingezahlt  und 
die  Krankengelder  ausgezahlt  werden  können.  In  derselben  Weise 
handhabt  sie  seit  1902  den  Dienst  zwischen  der  1900  gegründeten 
nationalen  Invaliditäts-  und  Renten- Versicherungskasse  für  länd- 
liche Arbeiter  und  ihren  Klienten. 

Auf  mehrere  Eingaben  bei  dem  Handels-  und  bei  dem  Finanz- 
minister gelang  es  der  Postsparkasse,  auch  die  staatlichen  Kassen 
in  grösserem  Massstabe  ihrem  Scheckverkehr  anzugliedern.  So 
traten  im  Juni  1900  die  Staatsbahnen*)  mit  ihren  Kassen  bei, 
1901  die  Militärkassen,  für  die  die  Postsparkasse  seit  1905  auch 
die  Pensionen  an  ausgediente  Militärs  zahlt,  1904  die  dem  Mini- 
sterium des  Innern  untergeordneten  Kassen,  und  vom  i.  Oktober 
desselben  Jahres  ab  sind  auch  die  Zoll-  und  Steuerämter  dem 
Scheckverkehr  angeschlossen.  1905  folgten  endlich  die  staatlichen 
Kassen  von  Kroatien  und  Slavonien. 

Dass  die  ungarische  Postsparkasse  nicht  die  Bedeutung  hat 
erringen  können,  wie  die  österreichische,  liegt  daran,  dass  ihr  die 
Oesterreichisch-ungarische  Bank  in  einer  weiteren  Ausgestaltung 
des  Giroverkehrs  zuvorgekommen  war.  So  hat  sie  nur  ungefähr 
den  fünften  Teil  der  Scheckkontoinhaber,  die  die  österreichische 
Postsparkasse  hat,  nämlich  14928  Ende  1906.     In  den  ersten  Jahren 


i)  La  Caisse  d'Epargne  Postale  de  Hoogrie  et  son  Oeuvre,  Seite  23. 
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war  der  jährliche  Zuwachs  gleichmässig,  erst  die  letzten  6  Jahre 
brachten  infolge  der  Herabsetzung  der  Stammeinlage  ein  schnel- 
leres Anwachsen.  Von  den  14928  Kontoinhabern  wohnten  in 
Ungarn  66,8%,  Oesterreich  31,1%  und  anderen  Ländern  2,1%. 
Nach  ihren   Berufen   verteilen    sich    die  Einleger  wie  folgt  ^): 

Kaufleute  39»5%  Finanzinstitute  "16% 

Industrielle  25,6  »  Verschiedene  23,3  > 

Auch  bei  der  ungarischen  Postsparkasse  zeigt  sich,  dass  die 
kleineren   Geschäftsleute   keineswegs   überwiegen. 

Die  Zahl  der  Einzahlungen  betrug  Ende  1890  373964  im 
Betrage  von  126093831.35  Kr.,  dieselbe  ist  Ende  1906  auf  9  345  573 
im  Betrage  von  2671296047.54  Kr.  gestiegen.  Von  diesem  Betrage 
entfielen  auf 

Einzahlungszettel  61,29  % 

Postanweisungen  0,86  > 

Coupons  0,01   > 

Verkauf  von  Staatspapieren  0,01    » 

Gutschriften  im  Clearing  '   36,45   » 

Ueberweisungen  der  österreichischen  Postsparkasse   1,38   » 

Die  Zahl  der  Rückzahlungen  belief  sich  1890  auf  51372  im 
Betrage  von  122308252.82  Kr.,  dieselbe  stieg  1906  auf  1624590 
im  Betrage  von  2666196826.87  Kr.  Von  diesem  Betrage  entfie- 
len auf 

Kassaschecks  3it42  % 

Zahlungsanweisungen  14169  » 

Postanweisungen  0,47   > 

Ankauf  von  Staatspapieren  0,02  > 

Lastschriften  im  Clearing  36, S^  * 

Ueberweisungen  an  die  Oesterreichisch-ungar.  Bank  10,79  » 

Ueberweisungen  an  die  österreichische  Postsparkasse  6,09  > 

Der  Gesamtumsatz  belief  sich  1906  auf  5337070427.50  Kr. 
bei  10970  163  Transaktionen.  Das  Ende  1906  mit  69  292 106.29  Kr. 
ausgewiesene  Guthaben  der  Kontoinhaber  wurde  im  Verlaufe  des 
Jahres  77mal  umgesetzt. 

An  dem  Clearingverkehr  nahmen  von  14928  Einlegern  11049  = 
74,02%  teil.  In  den  Jahren  vor  1906  wurden  von  dem  Umsatz 
25 — 30%  im  Clearingwege  beglichen,  1906  stieg  der  Prozentsatz 
auf  36,48%. 

Die  staatswirtschaftliche  Tätigkeit  der  ungarischen  Postspar- 
kasse bewegt  sich  nach  denselben  Richtungen  wie  die  der  öster- 

i)  Extrait  du  Rapport  sur  la  gestion  de  la  Caisse  d'Epargne  Postale  de  Hongrie, 
Ezercice  de  1906,  publik  par  la  direction  Budapest  1907,  Seite  14.  Diesem  Berichte 
sind  auch  die  folgenden  Angaben  entnommen. 


reich  i  c\i'U.  Was  (l--;  Au\t"^\]p.[  d:r  I>»-^tan*.*e  an'anjjt,  so  sind  %'on 
(jr-n  1479  I  179  82  Kr.  (iirii  i'h-  n  der  Einio^jt^r  im  Spar-  «md  Scheck- 
vrrk'hi  i:I4joo-"j  Ki.  in  S'nrit  wcrt^rn  ap.gclc;4t.  Für  die  Ein- 
Ic^'.T  ^"l.a  itt  \s.i:  n  Li-^  Mr.-Jj  19-jo  von  denselben  Werten 
38610.-52  Kr.,  So  i  i-s  s'cii  d^r  Gesimiijcira  ;  der  von  der  i:ngari- 
.sr  hcn  ro-.S[>  ifkas-.^  d  :n  Ani' ili'-riruarkte  entzogenen  Werte  auf 
150.; 46 '.5 2  Kl.  s"  !!:. 

H'ji  d'.r  im  J  lii'-j  I702  eif'^l^ten  ungarischen  Rentenkonver- 
sion tiat  d.c  Po'-t-;  a:k-i-s»e  zum  ersten  Male  sehr  erfolgreich  als 
Mit^.i«  d  'l'*.-5  Em  ui/l.<»r.-oriiMnis  auf. 

l>it;  111,  ^.irLsch'.'  I^-'tsparka^^^ic  hat  mit  Ausnahme  der  ersten 
Jahre  it»ts  mit  Uro  {-,'  iij^scn  gcar bellet.  Na-^hdem  sie  der  Re- 
j^ierui.j^  du'  cr-^t'-n  Vo"«chüs-r  zuiricker>tatlet  hatte,  ging  sie  an 
die  An:f  i.I'iT.<^  eiii's  Kv^'.•|  v«*fonds,  de^^en  Höchstgrenze  iS/~)  auf 
6  Mili.  K:.  Ie^t^"'-^t/t  uurde.  S.illi^m  diese  Grenze  I«i03  erreicht 
ist,  \v.*rl'-n  (i:e  Uti-i^rhussc,  der-n  Ict/ier  .si^h  auf  I  857  326.9S  Kr. 
(1906)  stillte,  an  d- n  I'^kus  ab,<luhrt.  Die  Gebühren,  die  die 
P(>stsparl:.i--tr  eih  bt,  .^ind  tlir^clljt  n  wie  b-ji  der  österreichischen 
Pü«'tsj)arKa  — e,  mit  d.*r  eiiKm  A^i^nahme,  da<s  der  Preis  eines 
Schedes  s''h  nur  auf  4  Hvlier  st';Ih  ^e^en  6  He'Ier  bei  der  letz- 
teren. 

l).is  stt'ii;^e  Anva'  li^en  in  d»r  Zahl  der  Transakt'onen.  der 
llolie  d' r  Umsätze  und  N\  tto».  iiili^cn  veranschaulicht  die  folgende 
Tabelle  »)  : 

Tm-atz  NcHoeiiilaqen 

Kr.  Kr 

2.jS.to2(.S4  37V5  57., 

3M  ^y^o  3:5  t)ö44  503 

;    o  07-!  310  i)Sitj  ^3^ 

.^^    31^^>43  II  I8i.»r^ 

I    IJ4   I.S')  o  )s  13  502  60  1 

'  3f'.)  *^^7  4**5  M  5  )t>  4;  5 

I  512  y-;  cAo  is  i<ti  743 

1  .V2>  su  )  Stij  21  370  004 
j  117  '■'oS2'^2  234.--  125 

2  J7^  371  092  25  2^S273 
2  ^N«:  70S  i>>6  3^  5;2  071 

2  ^  'v;  570  656  30      »)  670 

3  21 1  41S  0^6  ^2  42S  04^ 
30^012034)1  J^  10031)2 

4  j  ;o  551  015  z2  S74  455 

4  t>;»3  5«>i  700  ^4  192  8S6 

5  3">7  492  S74  tu  292  106 
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Schweiz^;. 

In  der  Schweiz  hatten  schon  vor  Jahrzehnten  das  zersplitterte 
Notenbankwesen  und  die  rückständige  Zahltechnik,  die  eben  we- 
gen dieser  Zersplitterung  nur  schwer  zu  verbessern  war,  dazu  ge- 
führt, dass  ein  verhältnismässig  grosser  Teil  des  Bargeldes  ins 
Ausland  abfloss ,  das  die  Notenbanken  nur  unter  grossen  Ko- 
sten wieder  einführen  konnten.  Die  Rufe  nach  Reformen  wurden 
darum  immer  lauter.  Im  Jahre  1886,  als  an  eine  Centralisation 
des  Notenbankwesens  noch  nicht  zu  denken  war,  befürwortete  der 
Züricher  Nationalökonom  Julius  Wolf  die  Errichtung  einer  natio- 
nalen Girostelle.  Aber  seine  Vorschläge  blieben  unbeachtet;  erst 
im  Anfang  des  neuen  Jahrhunderts,  als  die  Reformen  immer  dringen- 
der wurden,  wurde  das  Notenbankwesen  zentralisiert  und  die  Zahl- 
technik durch  die  Errichtung  eines  Postscheck-  und  Giroverkehrs 
erheblich  verbessert. 

Als  sich  in  Deutschland  Bestrebungen  für  einen  Scheckverkehr 
bei  der  Post  geltend  machten,  brachte  1900  der  Abgeordnete 
Köchlin  in  der  Bundesversammlung  einen  Antrag  auf  Einführung 
desselben  in  der  Schweiz  ein,  der  von  der  Versammlung  für  er- 
heblich erklärt  wurde.  Beamte  des  Post-  und  Finanzdepartements 
wurden  darauf  nach  Wien  und  Berlin  geschickt,  um  die  dortigen 
Verhältnisse  zu  studieren  und  Bericht  darüber  zu  erstatten.  Diese 
Berichte  bildeten  dann  die  Grundlage  zu  dem  Entwürfe  vom 
2.  April  1904,  den  das  Post-  und  Finanzdepartement  einbrachte. 
Derselbe  wurde  nach  einigen  Abänderun^.^cn  am  19.  Dezember  1904 
vom  Nationalrat  und  am  6.  Juni  1905  v^m  Ständerat  angenom- 
men. Am  12.  Juli  1905  wurde  er  dann  zum  Gesetz  erhoben  mit 
der  Bestimmun^^^s  dass  die  neue  Einrichtung  am  l.  Januar  1906 
in  Kraft  treten  sollte.  Dieses  Gesetz''^),  das  nur  ganz  allgemein 
die  Einführung  dieses  neuen  Dienstzwei^^c^s  bei  der  Post  beschloss, 
wurde  durch  eine  Verordnung  des  Bun-lcsrats  vom  3.  Nov.  1905 
ergänzt,  in  der  die  Organisation  festgt:l(^.;t  wurde. 

Das  Zentralamt  des  schweizerischen  Postschcckoienstes,  das 
»Inspei:torat  d"s  Postscheck-  und  Giroverkehrs*,  hat    seinen  Sitz 


i)  Vergl.  hierüber  auch:  Georges  Gariel ^  Les  cLeques  et  viremciits  postaux  en 
Suisse,  in  der  Revue  Kconomiqiie  Internationale,  4.  J.iVir  \in^,  Bar  d  IV,  Nr.  i,"  Hrü--sel 
1907,  Seite  80  ff. 

2.\  Bundesgesc'z,  b;indesräilichc  Verordnung  und  Instruktion  b(  treffend  den  Post- 
scheck- und  Girovcikcbr,  Bern  19^5. 
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in  Bern  und  steht  unter  der  Aufsicht  der  dortigen  Oberpostdirek- 
tion. Es  hat  jedoch  nur  die  Aufgabe,  die  allgemeinen  Dienstvor- 
schriften zu  erlassen,  die  Hauptbücher  zu  führen,  auf  Grund  der 
monatlich  eingesandten  Contokarten  die  Zinsen  zu  berechnen  und 
die  Teilnehmerliste  herauszugeben.  Im  übrigen  ist  die  Verwaltung, 
besonders  was  die  Kontenführung  anlangt,  decentralisiert.  Es 
bestehen  il  Hauptämter^),  sogenannte  Postscheckbureaus,  und 
zwar  in :  Genf,  Lausanne,  Bern,  Neuenburg,  Basel,  Aarau,  Luzem, 
Zürich^  St.  Gallen,  Chur  und  Bellinzona.  Gewöhnlich  wird  das 
Konto  eines  Teilnehmers  an  dem  Orte  geführt,  in  dessen  Bezirk 
er  wohnt.  Auf  Wunsch  kann  jedoch  dasselbe  auch  bei  einem  an- 
deren Bureau  geführt  werden^  besonders  wenn  es  sich  um  mehrere 
Niederlassungen  einer  F*irma  handelt. 

Die  Stammeinlage,  die  unberührt  bleiben  muss,  beträgt  looFrs., 
die  Verzinsung  der  Guthaben  bis  loocoo  Frs.  i,8%,  während  Be- 
träge darüber  hinaus  nicht  verzinst  werden. 

Die  Arten  der  Kontoeingänge  sind  dieselben  wie  bei  der 
österreichischen  Postsparkasse.  Zu  Einzahlungen  in  bar,  die  von 
jedermann  auf  das  Konto  eines  Teilnehmers  bewerkstelligt  werden 
können,  sind  kostenlos  erhältliche  Einzahlungszettel  zu  benutzen, 
die  im  wesentlichen  den  österreichischen  entsprechen*).  Ursprüng- 
lich sandte  das  Scheckbureau  die  daran  befindlichen  Abschnitte, 
die  zur  Benachrichtigung  des  Teilnehmers  dienen,  nur  zweimal 
monatlich  an  diesen.  Da  sich  jedoch  hierdurch  in  der  Geschäfts- 
welt mancherlei  Unzuträglichkeiten  herausstellten,  wurde  durch 
Verordnung  vom  9.  Februar  1906  verfügt,  dass  die  Zustellung 
täglich  zu  erfolgen  habe.  Die  Einzahler  können  übrigens  diese 
Abschnitte  zu  Mitteilungen  an  den  Kontoinhaber  benutzen,  ohne 
dafür  Porto  entrichten  zu  müssen.  Die  Höhe  der  Kontoeingänge 
ist  mit  Ausnahme  der  Einzahlungen  in  bar,  die  den  Betrag  von 
lOOOO  Frs.  nicht  überschreiten  dürfen,  unbegrenzt. 

Die  Kontoausgänge  erfolgen  durch  Schecks  von  einmonatlicher 
Umlaufsfrist,  die  das  bezogene  Scheckbureau  begleicht.  Die  Be- 
gleichungsarten sind  dieselben  wie  bei  der  österreichischen  Post- 
sparkasse. Barauszahlungen,  die  nur  an  den  Schaltern  eines 
Scheckbureaus  erfolgen  können,  dürfen  den  Betrag  von  10  000  Frs. 
pro  Person  täglich  nicht  überschreiten.     Eine  neue  Verwendungs- 


1)  Postcheck-  und  Giroverkehr,  Anleitung  für  die  Rechnungsinhaber,  3.  Auflage. 
(Amtlich.)    Bern  1901,  Seile  i. 

2)  Ich  konnte  das  aus  den  mir  übermittelten  Formularen  ersehen. 
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art  von  Schecks  ist  durch  Verfügung  vom  i6.  Januar  1906  zuge- 
lassen ;  danach  kann  jeder  Teilnehmer  den  Briefträgern  oder  Post- 
beamten einen  Scheck  in  Zahlung  geben  beim  Ankauf  von  grös- 
seren Posten  von  Wertzeichen,  bei  der  Einlösung  von  Nachnahmen 
und  Einzugsmandaten  sowie  bei  der  Bezahlung  hoher  Portobe- 
träge. Eine  Neuerung  wurde  durch  die  Verfügung  vom  27.  Fe- 
bruar 1906^)  eingeführt,  nach  der  jeder  Teilnehmer  die  zur  Be- 
gleichung eines  Schecks  dienenden  Zahlungsanweisungen  anstatt 
des  Scheckbureaus  selbst  schreiben  und  zu  schriftlichen  Mitteilungen 
an  den  Zahlungsempfänger  benutzen  kann. 

Die  Benachrichtigungen  der  Teilnehmer  von  seiten  des  Scheck- 
bureaus über  die  durch  Lastschrift  bewirkten  Veränderungen  des 
Kontos  erfolgen  kostenlos  nur  zweimal  monatlich.  Auf  Wunsch 
können  dieselben  aber  öfters  erfolgen,  und  zwar  betragen  die  Ge- 
bühren dafür  50  ct.  für  wöchentliche  Zustellung. 

Der  Clearingverkehr  ist  derselbe  wie  bei  der  österreichischen 
Postsparkasse,  nur  verursacht  er  mehr  Arbeit  und  einen  Tag 
Verzögerung,  wenn  die  Buchung  desselben  Schecks  (Gutschrift  und 
Lastschrift)  bei  zwei  verschiedenen  Scheckbureaus  erfolgen  muss. 

Das  Inspektorat  für  den  Postscheck-  und  Giroverkehr  in  Bern 
bekommt  täglich  von  den  Scheckbureaus  die  Nachweisungen  über 
die  Tagesumsätze  *).  Mit  den  Monatsabschlüssen,  auf  Grund  de- 
ren es  die  jährlichen  Bilanzen  aufstellt,  erhält  es  auch  die  Konten 
aller  Sparer,  die  auf  Karten  geführt  und  monatlich  neu  aufge- 
macht werden,  damit  es  für  den  verlaufenen  Monat  die  Zinsen 
berechnet. 

Für  die  Anlage  der  Gelder  ist  vorgeschrieben,  dass  7*  ^" 
schweizerischen  Staatspapieren  (Bund,  Bundesbahnen,  Kantone, 
Gemeinden)  angelegt,  ^/s  bei  den  Banken  eingezahlt  werden  sollen. 

Die  Post  sollte  dem  Gesetz  nach  ihre  Gebühren  so  bemessen, 
dass  sie  gerade  ihre  Verwaltungskosten  damit  decken  konnte. 
Dieselben  waren  ursprünglich  sehr  hoch.  Bei  Einzahlungen  wur- 
den 15  ct.  für  je  100  Frs.  (ungefähr  ^jz^loo)  erhoben,  bei  Auszah- 
lungen 

a)  am  Schalter  der  Scheckbureaus  5  ct.  für  100  Frs.  bis  zum 
Betrage  vom  Frs.   5000,  darüber  hinaus  5  et  für  je  200  Frs. 

b)  bei  dem  Clearing  10  ct.  für  je   1000  Frs. 

1)  Schweizerische  Postvenvahung,  Verfügungen,  Nr.  26    vom    27.  Februar  1906. 

2)  Ersichtlich  aus  der  Instruktion   für  die  Poststellen  betreffend  den  Postscheck- 
und  Giroverkehr  vom  8.  November  1905.  (Amtlich.) 
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c)  bei  AnwriMMv^cn  die  (kbuhrcn  unter  a  plus  5  ct.  Be- 
steil i;cid. 

Auf  die  j^ün^tij^'cii  lut;<'l)nis>o  des  ersten  Geschäft »^quartals 
hin  wurden  die  (nhiihren  für  Au^zahlunj^en  vom  l.  Mai  1906  ab 
crma.s^i.;l   und   wie  t'^l^^t  best  im mt 

a)  bei   K(ici;zahlunj;en  am  Sclialter  5   ct.  für  je  400  Frs. 

I))  b«-i  dem  C'i' ann^  eine   MaiiipulationsL^ebühr  von   10  ct. 

c)  bei  Anweisnii^^cn  die  (k  hidiien  unter  a  plus  5  cl  Bestell- 
geld. 

Im  (le-ensat/  zur  (»terreichi^chen  Postsparkasse  unterlagen 
alle  K(>r^e^p()nd' n/cn  zwisclun  d<'n  Postscluci.bureaus  und  ihren 
Klirnim  antai);^l.ch  der  Forlopflichl.  Auf  die  leider.schaft- 
liche  r>  kampfuni»-,  die  diese  Mas^r(<:el  von  seiten  der  Presse  er- 
fuhr, i^l  \C)ni  I.  J.uuiar  1907  ab  die  Portoptlicht  aufgehoben,  da 
die  P('<1  nach  *^]  :n  P.r^ebni^sen  d<s  ersten  Jahres  dazu  auch  in 
der  LaLjc  war. 

Im  ci.stcn  Cie-(  lu.fi>jahr*i  (hi  6)  waren  den  Postscherkbureaus 
3190  M'*;^!ud(T  h  'tntrelen,  wahrend  man  höchstens  a'if  2500 
^erechr.t-t  luitw.  L'c  ii.T  liit^B«:  le  der  rjnle.:er  sayt  der  lahres- 
beri(  i.t  leider  nif^lit  ^. 

I).e  Zahl  diM  Koiitoeinijan  e  wahrend  des  ersten  Jaiires  be- 
trug i^<^2  77i  ini  H"tra:^e  von  2  2i^>^C)64^g,</)  Frs.,  davon  entfie- 
len auf: 

I'in/ i't'u;»-^in   und   Fi^i'r^A--«  «•riinj»en  ^^^i^O^/^ 

Die  Zahl  drv  K»-iiloaus^änL:e  betrug  3?9772  im  Betrage  von 
222  \(^^2J2J>)  Vi<.,  davon  enlt'icli-n   auf: 


K  -  a^ 

.'.r.ks 

47.06  <'o 

/al.... 

J-^   iTlW  fis'Jll. 

(  n 

.^i.?s7   » 

1.     .-     . 

,;:t..u   im   ( 

r^ 

2^K4:     • 

I)'i'  Z.tl.l  d'T  T:.  i>  ilf.ei  '  !)  L  Llrug  dcuji  ach  166J545,  der 
(jesaüiViin-at/.  4-1  u^I  76-?.5f>  Vi<.  ,  d.  h.  duS  Ende  1906  mit 
6  507^  .;.S  L>3  r^rs.  a>^rwifSM.e  (i:t.)aben  der  'i'eilnehmer  wurde 
im   Wiia'if  des  Ja*:w^  iKj  mal   i.n:.u\setzt. 

\\>n  dem  (j  •-..'!. t.im^alz  w  :d'n  91  0()3  824.78  Frs.  im  Clea- 
ring\V'.,i;t:  :.u>>_;(\  !:•  li' ü,   das  .-iiil  i"'\i9°o.     Dieser  Prozentsatz  er- 

i)  1  !•  f^i'^<Mri(M»  A'  !  'tcn  siiil  rt/i.  'i.nicn  dem  Au^i-ig  aus  dem  Ikricht  der 
Fchwe./  .;-  ),  :i  roslve-ru.i  i  .  ^  über  il,rj'i'<-.  ;ifisf  ilirur.^  »m  Jahre  1906.  ro.-tscheck- 
und  (iir     .    •  ^t.    Bnn   1;   7. 
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scheint  im  Verhältnis  zu  dem  österreichischen  niedrig,  aber  man 
muss  bedenken,  dass  Oesterreich  20  Jahre  gebraucht  hat,  bis  sich 
der  Clearingverkehr  von  22^0  auf  44,8 %  des  Umsatzes  gehoben  hat. 
Von  den  6507048.03  Frs.  Guthaben  der  Einleger  wurden 
2  lOOOOO  Frs.  in  Staatspapieren  angelegt,  im  Kontokorrent  bei  Ban- 
ken 3650000  Frs.  Die  Banken  waren  so  ausgewählt,  dass  jedes 
Scheckbureau  im  Notfalle  auf  eine  am  Platze  befindliche  zurück- 
greifen konnte.  Der  Rest  von  757048.03  Frs.  war  Kassenbestand. 
In  Prozenten  ausgedrückt  ergibt  die  Veranlagung  folgendes  Bild: 

Betrag  in  Frs.  in  % 

Guthaben  der  Einleger  6  507  048,03  100 

Wertpapiere  2  100  000, —  32,27 

Bankguthaben  36500CO, —  56,09 

Kasse  757048,03  11,64 

Die  Liquidität  ist  also  sehr  günstig. 

Sierra  Leone. 

Bei  der  Postsparkasse  dieser  kleinen  englischen  Kolonie  wurde 
durch  eine  Verfügung  vom  17.  Mai  1907  vom  15.  Juli  1907^)  ab 
der  Postscheckverkehr  eingeführt.  Jeder  Sparer  kann  fortan  mit- 
tels Scheck  zu  Gunsten  eines  anderen  über  sein  gewöhnhches 
Sparguthaben  verfügen.  Das  Verfahren  ist  vorläufig  noch  inso- 
fern ein  sehr  umständliches,  als  jedesmal  bei  "Ausstellung  eines 
Schecks  das  Sparbuch  mit<^ebracht  werden  muss.  Zahlenmäs- 
siges  liegt  über  diesen  Scheckverkehr  noch  nicht  vor. 

b)  Vergleich    der  Postscheck-    und  Giroeinrichtungen    Oester- 
reichs,  Ungarns  und  der  Schweiz. 

Vergleicht  man  die  Postscheck-  und  -Giroeinrichtunj^'en  Oester- 
reichs,  Ungarns  und  der  Schweiz,  so  cr.^tbcii  sich,  ab'^csehen  von 
der  Höhe  der  Gebühren  und  der  Organisation,  keine  wesentlichen 
Unterschiede.  Die  österreichische  Postsparkasse  i^t  von  vorn- 
herein so  vollkommen  angeleimt,  dass  sie  nicht  leicht  übertroffen 
werden  konnte;  die  anderen  sind  ihr  nur  nachgebildet. 

Die  folgende  Tabelle  vergleicht  kuiz  die  HauptzilTcrn  für  alle 
drei  Länder  (1906) : 


i)  Post    Office   Savings   Bank   Notice ,   Withdiawal    of   Deposits    by    means    of 
Cheque,  Freetown  1907. 
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Länder 


Oesterreich 

Ungarn 

Schweiz 


Zahl  der 

Teil- 

nehmer 

73313 

14928 

3190 


Umsatz  in 
Tausend 

Mark      I 

I 

15  616  693 

4  536  509 

366  463 


Galhaben 
pro  Ein- 
leger 
M. 

4499 

3946      I 
1657      I 


in% 


271 
232 
100 


Das  Gut- 
haben ist 
umgesetzt 

48  mal 

77  *       I 
69  »       I 


in% 


xoo 

160 

U3 


Vom  Um- 
satz wurden 
abgecleart 

44,80 
36.48 
20,19 


Dass  die  österreichische  Postsparkasse  bei  weitem  die  meisten 
Teilnehmer  hat,  beruht  darauf,  dass  sie  zuerst  gegründet  und  bei 
der  Bevölkerung  weit  mehr  bekannt  ist  als  die  der  anderen  Lan- 
der. Für  die  ungarische  Postsparkasse  lagen  die  Verhältnisse 
bei  der  Gründung  insofern  ungünstiger ,  als  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  kurz  vorher  ihren  Giroverkehr  in  Ungarn  weiter 
ausgebreitet  hatte.  Dieselben  Gründe  sprechen  auch  dafür,  dass 
sich  Oester  reich  hinsichtlich  des  Prozent  Verhältnisses ,  in  dem 
die  im  Clearingverkehr  beglichenen  Summen  zum  Gesamtumsatz 
stehen,  obenan  befindet.  Hinzu  kommt,  dass  die  Möglichkeit,  Zah- 
lungen im  Buchungswege  zu  leisten,  mit  der  Höhe  der  Teilnehmer- 
zahl wächst.  Hinsichtlich  der  Intensität  des  Umsatzes  steht  Oester- 
reich  dagegen  untenan.  Das  ist  einesteils  darauf  zurückzuführen, 
dass  die  österreichische  Postsparkasse  mehr  als  die  anderen  als 
Kassenhalterin  benutzt  wird  und  darum  das  Durchschnittsguthaben 
eines  Einlegers  bei  ihr  höher  ist  wie  bei  den  anderen,  anderen- 
teils darauf,  dasS  ihre  Klienten  an  kaufmännischen  Fähigkeiten 
denen  der  anderen,  besonders  der  ungarischen  Postsparkasse,  nach- 
stehen *). 

Die  Verschiedenheiten  der  Gebühren  veranschaulicht  folgende 
Tabelle  ^) : 

Bei  Einzahlungen  von 

IOC  Kr.           500  Kr.  1000  Kr.           5000  Kr.  lo  000  Kn 

6  h                  6h                 6h                    6h  6h 

6>                   6>                  6>                     6>  6> 

5  et                25  et               50  et                2,50  Frs.  5  Frs. 


Länder 

Oest  erreich 
Ungarn 

Schweiz 


Länder 

Ocslerrcich 

Ungarn 

Schweiz 


IOC  Kr. 
15  h 
13   » 

IG    et 


Bei  Auszahlungen  durch  Postanweisungen 
500  Kr,           1000  Kr.  5000  Kr. 

23^  35  h  «.35  Kr. 

21   »  33  »  «»33    » 


15  et 


20  et 


70  et 


10  000  Kr. 
1.35  Kr. 
1.33    » 
1,30  Frs. 


i)  Es  zeugt  von  grosser  kaufmännischer  Begabung,  wenn  ein  Bankguthaben 
möglichst  oft  umgesetzt  wird. 

2)  Ich  habe  hier,  um  die  Tabelle  zu  vereinfachen,  100  Kr.  =  loo  Frs.  ange- 
nommen. 
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Länder 

100  Kr. 

500  Kr. 

Bei 

Barauszahlungen  von 
1000  Kr.             5000  Kr. 

IG  000  Kr. 

Oesterreich 

Ungarn 

Schweiz 

15  h 

13  > 

5  et 

23  h 
21   » 
10  et 

35  h 

33  » 
15  et 

1,35  Kr. 

1,33    » 

65  et 

1,35  Kr. 
1.33    » 
1,25  Frs. 

iJinder 

100  Kr. 

Bei  Lastschriften  im 
500  Kr.           1000  Kr. 

Clearing 
5000  Kr. 

10  000  Kr. 

Oesterreich 

Ungarn 

Schweiz 

10  h 
8  > 
10  et 

10  h 
8  > 

IG    et 

10  h 
8  » 
10  et 

10  h 
8  » 
10  et 

10  h 
8  » 
10  et 

Es  fällt  zunächst  auf,  dass  alle  drei  Postverwaltungen  für  die 
Lastschriften  im  Clearingverkehr  sehr  niedrige  Gebühren  angesetzt 
haben;  sie  verfolgen  damit  den  Zweck,  diese  Form  von  Verfü- 
gungen über  das  Scheckguthaben  am  meisten  zu  fördern.  Was 
die  anderen  Formen  der  Kontoausgänge  anlangt,  so  sind  die  Ge- 
bühren, die  die  Schweiz  erhebt,  am  niedrigsten,  bei  Einzahlungen 
am  höchsten.  Gerade  für  Einzahlungen  so  hohe  Gebühren  zu 
erheben,  wie  es  die  Schweiz  tut,  ist  entschieden  ein  Fehler,  denn 
dadurch  wird  der  Kreis  der  Leute,  die  sich  der  Postsparkasse 
bedienen,  immer  nur  auf  die  Teilnehmer  selbst  beschränkt  blei- 
ben; denn  um  Summen  von  5000—10000  Frs.  zu  begleichen,  gibt 
es  billigere  Wege  wie  der  mit  Hülfe  des  Postscheck-  und  Girover- 
kehrs. Berücksichtigt  man  ausserdem,  dass  die  Schweiz  auf  Ein- 
lagen 0,02%  weniger  Zinsen  gibt  wie  die  anderen  Länder,  und 
dass  sie  für  tägliche  Zusendung  von  Kontoauszügen  eine  beson- 
dere Gebühr  beansprucht,  so  muss  man  sagen,  dass  sie  vorläufig 
noch  die  höchsten  Gebühren  erhebt. 

Der  Hauptunterschied,  der  sich  zwischen  den  einzelnen  Post- 
scheckeinrichtungen der  drei  Länder  ergibt,  liegt  in  der  Organisa- 
tion. In  Oesterreich  (die  ungarische  Postsparkasse  können  wir 
hierbei  aus  der  Betrachtung  ausscheiden,  da  sie  in  diesem  Punkte 
der  österreichischen  gleicht)  laufen  alle  Fäden  in  der  Stadt  Wien 
zusammen,  in  der  Schweiz  dagegen  in  11  Zentralämtern,  die  über 
das  ganze  Land  verteilt  sind.  Die  Vorzüge,  die  das  schweizeri- 
sche System  hat,  liegen  in  der  grossen  Bequemlichkeit  für  den 
Kunden.  Will  der  Kontoinhaber  z.  B.  Geld  erheben,  so  kann  er 
es  bei  den  geringen  Entfernungen  bis  zum  nächsten  Scheckbureau 
meist  schon  innerhalb  eines  halben  Tages,  höchstens  innerhalb 
eines  Tages  in  Händen  haben.  Dagegen  trifft  dies  in  Oesterreich 
nur  für  die  Kunden  zu,  die  im  nächsten  Umkreise  von  Wien  woh- 
nen, während  die  Dauer  der  Zustellung  sich  vergrössert,  je  weiter 
die   Kontoinhaber  von    der   Hauptstadt   abwohnen.     Die  längere 
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Dauer  der  ZiM(lluri;.j  ist  j^cci^^iut,  Leute,  c:c  >\eitab  \on  der 
H.rij)t-taclt  \\(  liucn,  \on  der  IV-  i|Mfka>>e  fernzuhalten.  Die 
Vi  iliallnib^c  I;..  (U  in  Oc.^terrcich  ^j  Ilh-le  im^j  tal-achiich  i>o,  dass 
v<'n  de/  7^3I>  K(»htui.,'...L:  rin  in  u.r  iiacli^tcn  Nalic  W.ens,  in 
Ni-(1<  r<)^t<Tieh'li,  26 1'  S  \\(. hüten,  es  Ifli^len  dann  Böhmen  mit 
Uj\2j,  Miiiien  Ulli  ^55'»,  i'i.d  Steicimark  nnt  ^^.411  Teilnehmern, 
w.i.rciid  <i:"  Zalil  der  .imi  ahnai.ii:,  je  weiter  d'c  betrettefiden 
Ljiii'ler  \on  W'st  n  aUiv^;tn  So  Kamen  auf  Gaüzien  nur  3049, 
a'if  I.strit-n   1573   und  a'.f  <!ic  B!jkr)\\ii.a  259  Kontt)inhaber. 

Die  ;;rc'S.'n  Vor/i.^e.  die  da-je  .lU  da^  österreichische  System 
hat,  he*^en  ei.teiis  in  t'.i.en  dei  Zentralisation  iiherhaupi:  der 
B<liu'b  J^t  b:!':..er»  die  K'i.trole  eir.l..cher.  und  die  Situation  der 
ganzen  Anstalt  i  t  (il)eis:<.l.thcher;  yu^.tens  in  der  Vereinfach unt;, 
die  der  C'lev.i  :y,vefkehr  erlaint.  I.s  i-t  klar,  dass  die  Ciearing- 
bnchun^en  eii.Uicher  >ind,  wenn  s:c  l  r\  ein  und  dern^^eibwn  Amt 
eifol^en.  D:e  St  hn'ü:^'.' it,  der  W  i/M;.;  des  schweizerischen  Post- 
S'.hf'ckwrvfi.s,  i.-t  übrigenb  im  Clean.  i^verkehr  bei  der  österreichi- 
sclien  Post.vj)  .{i:.is^o  ;.M'-ser,  da  s:e  einen  Scheck  zur  zweiten 
Hurliun^  iii.  i.l  eist  an  e.:i  anderes  Amt  zu  senden  braucht,  wie 
d'a'ses  in  d«  r  ^  liw«'!/  1.  ^ti^  vorkomnit. 

Man  mu^s  erst  abwarten,  wie  das  .schweizerische  Postscheck- 
\\es(n  sich  wt!t'r  tntwirkell,  ob  niclit  etwa  der  Clearingverkehr, 
auf  (It-n  es  ;a  lianj)l>a.. l.üch  ankommt,  durch  die  Dezentralisation 
i^  i'itt,  um  ti.ir.n  c  ntsrhe.dcn  zu  k<Miiun,  welchem  System  der  Vor- 
zuj^  zu  [\-  lu  n  i>t. 

c)  Die  Bedeutung  des  Postscheck-  und  Clearingverkehrs. 

Die  Dedciilunf^  des  Po'-tschcck-  und  Clearii.<4verkehrs  muss 
man  vt>n  zwei  Stan(ii)unktcn  aus  barachten  :  vom  Standpunkt  der 
KiL/clwiilsciiaft  und  \om  Standpunkt  der  Gesamtwirtschaft  sowie 
des  Sl.iatcs. 

15eli  achten  wir  zunächbt  die  Kin/xhvirtschaft  und  ihr  Ver- 
hiilmis  ;^i.r  l\>  tspaika^se.  Wir  kumnuMi  dabei  am  besten  zum 
Ziele,  wenn  wir  ( inze'.ne  \V:ilschaflbi;riippen  aus  der  Volkswirt- 
schaft hernii^f  reilen  ur.d  r.r.>  die  Bedeutung  klar  machen,  die  die 
Poi-nsp.iik.iv  e  für  sie  hat. 

Da  kcmml  7una^  hst  die  Reihe  all  der  kleinen  Geschäftsleute, 
Landwirte,  Ilardwciker  u.  s.  w.  in  Betracht,  die  ihren  Gläubigern 

ii  -13.  R  ^Ij.u  <.lnft»bciiciit  des  k.  k.  ro-t>j»arkahbenamtcs  für  das  Jalir  1906. 
N\  10»  1007,  St  Lc  30. 
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häufig  Zaiilungen  zu  leisten  haben  und  gezwungen  sind,  stets 
kleine  Kassenbestände  zu  halten.  Aus  Unkenntnis  oder  Abnei- 
gung, aus  Bequemlichkeit  oder  Scheu  vor  Provisionen  vermeiden 
sie  es»  mit  einer  Bank  in  Verbindung  zu  treten.  Vielf^ich  ist  die- 
ses auch  zu  unbequem,  besonders  für  all  die  Leute,  die  in  kleinen 
Orten  leben,  wo  es  keine  Banken  gibt.  Oder  die  Banken  lieben 
es  nicht,  solche  Leute  als  Kunden  zu  haben,  die  nicht  viel  zu 
verdienen  geben  und  doch  viel  Arbeit  verursachen.  Für  all  diese 
Leute  ist  die  Postsparkasse  das  einzige  Bankinstitut,  das  überall, 
an  den  kleinsten  Orten  vorhanden  ist,  das  ihnen  billig  und  schnell 
ihre  kleinen  Zahlun^^en  vermittelt  und  ihnen  dabei  die  Gefahren 
abnimmt,  denen  ihre  bisherige  Zahlvveise  mitunter  ausgesetzt  war, 
das  ihnen  ihre  kleinen  Kassenbestände  verzinst  und  sicher  auf- 
bewahrt. Die  geringe  Stammeinlage  sichert  jedem,  selbst  dem 
kleinsten  Geschäftsmann,  den  Zuttitt. 

Dann  kommen  aber  auch  die  Leute  in  Betracht,  die  eine 
Bankverbindung  bereits  haben.  Der  Verkehr  zwischen  Bank  und 
Geschäftsmann  wird  durch  die  Postsparkasse  ganz  anders  gestaltet. 
Manchem  Kunden,  besonders  dem  auf  dem  Lande  wohnenden, 
war  es  früher  vielfach  nicht  anders  möglich,  seiner  Bank  eine 
Anschaffung  zu  machen,  als  durch  Wertbriefe  oder  direkte  Ver- 
sendung von  gemünztem  Gelde.  Jetzt  geht  er  einfach  zum  nächsten 
Postamt  und  zahlt  das  Geld  auf  das  Konto  seiner  Bank  ein.  Da 
ist  ferner  ein  Kunde,  ein  Aengstlicher,  der  seine  Kassenbestände 
nicht  gern  unverzinslich  lässt,  aber  der  seinem  Bankier  nicht  über 
den  Weg  traut.  Für  ihn  ist  die  Postsparkasse  die  sicherste  Bank, 
denn  der  Staat  haftet  für  die  Sicherheit  der  Gelder.  Da  ist  ein 
anderer,  dem  seine  Bank  zu  teuer  ist,  er  geht  zur  Postsparkasse, 
die  seine  Zahlungen  billig  vermittelt;  und  wieder  ein  anderer, 
dessen  Bank  den  Zahluienst  zu  langsam  ausübt;  auch  er  geht  zur 
Postsparkasse,  hat  sie  doch  vor  allen  anderen  Banken  das  voraus, 
dass  sie  zugleich  im  Ik-sitz  der  schnellsten  Verkehrsmittel  ist. 

Eiidlich  kommen  die  Banken  selbst.  Tut  ihnen  auch  die 
Postsparkasse  mancherlei  Abbruch,  indem  sie  ihnen  wegen 
der  eben  geschilderten  Vorzüge  viele  Kunden  direkt  entzieht  und 
von  den  ihnen  vei bleibenden  einen  grossen  Teil  des  Zahlungs- 
verkehrs an  sich  zieht,  so  kann  sie  ihnen  doch  den  Hauptstamm 
ihrer  Kunden  nicht  nthmen,  denn  die  Tätigkeit  einer  Bank  be- 
steht nicht  allein  im  Kreditnehmen,  sondern  hauptsächlich  im 
Kreditgeben,    und  hierbei  versagt    die  Postsparkasse.     Die  Nach- 
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teile,  die  die  Banken  durch  die  letztere  haben,  werden  aber  mehr 
als  aufgewogen  durch  die  Vorteile,  die  sie  ihnen  bietet  Zunächst 
hat  die  Postsparkasse  die  Fähigkeit  der  Banken,  für  ihre  Kunden 
Zahlungen  zu  vermitteln,  sehr  gesteigert.  War  es  früher  dem 
Bankier  nur  unter  Aufwand  grosser  Kosten  und  durch  Vermitt- 
lung mehrerer  Zwischenmänner  möglich,  Zahlungen  nach  kleineren 
Orten  zu  leiten,  —  waren  die  Banken,  um  mit  Rauchberg  zu  re- 
den, gleichsam  ohne  Hinterland').  —  so  kann  er  jetzt  mit  Hilfe 
der  Postsparkasse,  unter  geringen  Kosten,  in  schnellster  Zeit, 
Ueberweisungen  in  jedes  kleine  Dorf  besorgen.  Dann  führt  die 
Postsparkasse  den  Banken,  wenn  auch  indirekt,  viel  neue  Kunden 
zu.  Viele  Leute,  die  ihrem  Geschäftsumfang  nach  sehr  wohl  eine 
Bankverbindung  haben  könnten,  werden  durch  die  Postsparkasse 
mit  den  Vorteilen  einer  solchen  überhaupt  erst  bekannt  gemacht; 
vor  allen  Dingen  erzieht  die  Postsparkasse  die  Bevölkerung  für 
den  Scheckverkehr.  Die  Zahl  der  auf  diese  Weise  den  Banken 
neu  zugeführten  Kunden  ist  keineswegs  gering  zu  veranschlagen. 
Und  die  österreichischen  Banken  sehen  denn  auch  in  der  Post- 
sparkasse nicht  die  unbequeme  Konkurrentin,  sondern  betrachten 
sie  als  eine  Anstalt,  von  der  sie  selbst  die  grössten  Vorteile 
haben. 

Manche  Vorgänge  im  Wirtschaftsleben  können  durch  die  Post- 
sparkasse vereinfacht  und  umgestaltet  werden.  So  kann  ein  Ge- 
schäftsmann durch  einfaches  Beilegen  eines  Einzahlungszettels  dem 
Kunden  einen  freundlichen  Wink  geben,  die  zugesandte  Rechnung 
bald  zu  bezahlen.  Das  lange  Kreditieren  kann  unter  Umständen 
hierdurch  wesentlich  eingeschränkt  werden. 

Geschäftsreisende,  die  mit  dem  Inkasso  betraut  sind,  können 
jeden  Abend  die  einkassierten  Beträge  bei  dem  nächsten  Postamt 
einzahlen  und  ihrer  Firma  gutschreiben  lassen. 

Vereine,  deren  Mitglieder  weit  über  das  Land  verstreut  woh- 
nen, können  die  Jahresbeiträge  auf  einfache  Weise  durch  die 
Postsparkasse  einkassieren. 

Versicherungsanstalten  lassen  bei  ihr  die  Prämien  einzahlen 
und  vermeiden  auf  die  Weise  die  teuren  Zahlstellen.  Ebenso  kön- 
nen Zeitungen  mit  ihren  Abonnementsgeldern  und  Insertionsge- 
bühren  verfahren. 

Hypothekenschuldner  zahlen  ihre  Zinsen  bei  der  Postsparkasse 

i)  Rauchberg ^  Der  Clearing-   und  Giroverkehr   in  Oesterreich-Ungam   und   dem 
Auslande.     Wien  1S97. 
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auf  das  Konto  des  Gläubigers  ein  oder  begleichen  sie  durch 
Postscheck.  Das  ganze  Zahlungswesen  im  Hypothekenverkehr, 
ein  leidiges  Kapitel  aus  der  deutschen  Volkswirtschaft,  kann  durch 
die  Postsparkasse  vollständig  umgestaltet  werden, 

Krankenkassen  und  Berufsgenossenschaften  lassen  ihren  ge- 
samten Gelddienst  am  besten  durch   die  Postsparkasse  vermitteln. 

Die  Steuerzahler  bezahlen  ihre  Steuern,  die  Kaufleute  die 
Zölle  durch  einfachen  Postscheck,  oder  sie  zahlen  die  Summen 
beim  nächsten  Postamte  ein. 

Die  Privatsparkassen  endlich  können  durch  eine  Postscheck- 
rechnung, wenn  auch  in  beschränktem  Sinne,  jedes  Postamt  zu 
ihrer  Filiale  machen,  die  Einzahlungen  annimmt  und  Rückzahlungen 
auf  Grund  einer  einfachen  Zahlungsanweisung  leistet. 

Kurz  zusammengefasst  beruhen  die  Vorzüge  der  Postsparkasse 
für  die  Einzelwirtschaft  auf  folgendem: 

i)  sie  ist  überall»  vorhanden  und  bequem  zugänglich, 

2)  sie  ist  sicher, 

3)  sie  ist  schnell  in  der  Ausführung  von  Aufträgen, 

4)  sie  ist  billig. 

Den  letzteren  Punkt  mag  die  folgende  Tabelle  noch  kurz  be- 
leuchten, die  die  Kosten  einer  Postanweisung  und  die  Kosten  der 
Ueberweisungen  im  Scheckverkehr  für  die  Schweiz  mit  einander 
vergleicht : 


Betrag 
Frs. 

Post- 
anweisung 
Frs. 

Lastschrift  im 

Clearingverk. 

Frs. 

Auszahlung 

am  Schalter 

Frs. 

Anweisung  auf 

ein  Postamt 

Frs. 

100 

—,20 

— ,10 

-»05 

— ,10 

500 

-,60 

— ,10 

— ,10      . 

--"5 

I  000 

1,10 

— ,10 

—  15 

—,20 

5000 

5,40 

—,10 

-,65 

—,70 

10  000 

n,— 

— ,10 

1.25 

1,30 

Um  auch  die  Billigkeit  der  Postsparkasse  im  Verkehr  mit  dem 
Auslande  darzutun,  sei  kurz  erwähnt,  dass  eine  Postanweisung 
von  Oesterreich  nach  Deutschland  im  Betrage  von  200  M.  zum 
festen  Umrechnungskurse  von  117.80  =  235.60  Kr.,  plus  i  Kr. 
Porto,  also  236.60  Kr.  kostet.  Dagegen  stellt  sich  eine  Ueber- 
weisung  der  Postsparkasse  durch  die  Deutsche  Bank  in  Berlin 
auf  234.81  Kr.  (M.  200. —  zum  mittleren  Jahresdevisenkurse  von 
117.30  umgerechnet^)  =  Kr.  234.60  plus  21  Heller  Gebühren). 

Von  wesentlicher  Bedeutung  ist  der  Postscheck-  und  Girover- 
kehr sodann  für  die  Volkswirtschaft. 


i)  Die  Umrechnung  bei  der  Postsparkasse  geschieht  zum  täglichen  Börsenkurse. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   Ergänzungsheft  27.  1 1 
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Er  fuhrt  dem  Geldmarkt  neue  Mittel  zu  und  ist  dadurch  in 
hohem  Masse  geeignet,  die  Banknotenemission  einzuschränken  so- 
wie die  Gefahr  von  Geldteuerungen  in  Zeiten  hochgehender  Kon- 
junktur wesentlich  abzuschwächen.  Er  erreicht  dieses  auf  zweier- 
lei Weise. 

Einmal,  indem  er  alle  die  Kassenüberschüsse  der  kleineren 
Geschäftswelt,  die  bisher  brach  lagen,  ans  Tageslicht  zieht  und  sie 
nützlicher  Verwendung  zufuhrt,  sodann,  indem  er  die  Zahltechnik 
verbessert,  d.  h.  die  alten  unwirtschaftlichen  Zahlungsformen,  bei 
denen  viel  Bargeld  gebraucht  wird,  zurückdrängt,  und  bessere 
an  ihre  Stelle  setzt,  bei  denen  der  Gebrauch  von  barem  Gelde 
eingeschränkt  oder  ganz  unnötig  gemacht  wird.  So  wird  durch 
den  Postscheck-  und  Giroverkehr  der  Gebrauch  von  Postanweisungen, 
die  in  der  Regel  einen  zweimaligen  Bargeldumsatz  erfordern,  so- 
wie der  Gebrauch  von  Geldbriefen,  Banknoten  und  dergl.  wesent- 
lich eingeschränkt*)  und  an  deren  Stelle  der  Gebrauch  von  Schecks, 
für  die  die  weitgehendsten  Abrechnungsmöglichkeiten  geschaffen 
werden,  und  Girozahlung  gesetzt.  Durch  diese  Einschränkung 
des  Barverkehrs  werden  für  den  Geldmarkt  Mittel  freigemacht, 
die  natürlich  wesentlich  zur  Verbilligung  des  allgemeinen  Zinsfus- 
ses  beitragen  können. 

Ueber  die  Bedeutung,  die  der  Postscheck-  und  Giroverkehr 
für  die  Zahltechnik  eines  Landes  besitzt,  werde  ich  im  zweiten 
Teil  des  vierten  Kapitels  noch  weiter  sprechen. 

Auch  für  den  Staat  ist  die  Postsparkasse  mit  ihrem  Scheck- 
und  Giroverkehr  von  höchster  Bedeutung.  Auf  der  einen  Seite 
regelt  sie  seine  interne  Kassenführung  und  vereinfacht  den  geld- 
lichen Verkehr  zwischen  ihm  und  dem  Publikum,  besonders  den 
Steuerzahlern.  Auf  der  anderen  Seite  erleichtert  sie  ihm  die  Be- 
friedigung seiner  Kreditansprüche,  denn  sie  macht  ihm  ausser  den 
Sparkapitalien  auch  einen  grossen  Teil  der  Gelder  nutzbar,  die 
vorher  fast  gar  nicht  für  seine  Zwecke  in  Betracht  kamen : 
nämlich  der  Betriebskapitalien  im  Geschäftsverkehr.  Ausserdem 
vermag  der  Staat  bei  Emissionen  seine  Anleihen  am  besten  und 
erfolgreichsten,  wie  die  Erfahrung  in  Oesterreich  lehrt,  mit  Hilfe 
der  Postsparkasse  unterzubringen.  Er  erspart  dadurch  die  teuren 
Bankprovisionen  und  hat  obendrein  den  Vorteil,  dass  seine  An- 
leihen bei  kleineren  Kapitalisten  untergebracht  sind,    die  sie   bei 

i)  So  berechnet  z.  B.  die  Schweiz   den   durch  EinfQhnmg  des  Postscheck-  und 
Giroverkehrs  hervorgerufenen  Ausfall  von  PosUnweisongen  auf  971  255  Stück. 
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Kriegs-  oder  Krisenzeiten  erfahrungsgemäss  am  wenigsten  wieder 
auf  den  Markt  bringen. 

Die  Postsparkasse  vermag  somit  für  die  Stabilität  der  An- 
leihekurse zu  wirken,  ohne  selbst  ihre  Mittel  in  Staatspapieren 
anlegen  zu  müssen. 

Für  die  Gefahren,  die  der  Staat  mit  der  Annahme  der  Scheck- 
gelder auf  sich  nimmt,  gilt  auch  hier  das  im  zweiten  Kapitel,  beson- 
ders über  die  Anlegung  der  Gelder  Gesagte.  Nur  muss  auf  eine 
noch  grössere  Liquidität  als  bei  den  Spargeldern  Bedacht  genom- 
men werden,  da  die  Scheckgelder  viel  beweglicherer  Natur  sind 
als  die  letzteren.  Das  Problem  der  Anlegung  halte  ich  in  allen 
drei  Staaten  für  glücklich  gelöst. 


ir 
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IV.    Kapitel, 

Die  Bestrebungen  zur  Einführung  einer  Postsparkasse 
sowie  des  Postscheck-  und  Giroverkehrs  im  Deut- 
schen Reiche. 

a)  Die  Bestrebungen  zur  Einfuhrung  einer  Postsparkasse. 

In  Deutschland  verdankten  die  Sparkassen  ihre  Einführung 
ebenso  wie  in  den  anderen  Ländern  dem  Bestreben,  dem  kleinen 
Mann  Gelegenheit  zur  Kapitalbildung  zu  geben  und  ihn  auf 
sich  selbst  zu  stellen.  Die  nachweislich  erste  Sparkasse  war  die 
im  Jahre  1765  zu  Braunschweig  gegründete  »Herzogliche  Leih- 
kasse •.  Die  erste  bedeutendere  Kasse  jedoch  war  die  1778  zu 
Hamburg  errichtete  Ersparungskasse,  die  in  ihrem  Statut  ganz 
deutlich  sagte,  dass  nur  kleine  Leute  ihr  als  Sparer  beitreten 
dürften. 

Das  Sparwesen  nahm  dann  in  Deutschland  im  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  einen  raschen  Aufschwung;  meist  lehnten  sich 
die  Sparkassen  an  Orts-,  Kommunal-  und  Kreisverbände  an,  teil- 
weise wurden  sie  auch  von  Vereinen,  wie  z.  B.  in  Württemberg, 
oder  von  Privaten  ins  Leben  gerufen. 

Es  würde  nun  zu  weit  führen,  wollte  ich  die  gesamte  Ent- 
wicklung des  deutschen  Sparwesens  hier  noch  einmal  schildern, 
diese  muss  ich  als  bekannt  voraussetzen.  Ich  beschränke  mich 
daher  im  folgenden  auf  die  Angabe  der  Zahlen  für  die  drei 
Hauptländer  und  verweise  im  übrigen  auf  den  Artikel  »Spar- 
kassen« von  Seidel  im  Handwörterbuch  der   Staatwissenschaften. 

In  Preussen  gab  es  bereits  1835  80  Sparkassen.  Ein  Regle- 
ment vom  12.  Dezember  1838  machte  die  Errichtung  neuer  An- 
stalten von  der  regierungsseitigen  Genehmigung  abhängig  und 
bestimmte,  dass  die  Gelder  in  Hypotheken,  Staat3papieren,  Pfand- 
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briefen  und  anderen  sicheren  Werten  anzulegen  seien.  Seitdem 
nahmen  die  Sparkassen  sowohl  an  Zahl  wie  an  Geschäftsumfang 
ständig  zu,  wie  folgende  Tabelle  zeigt: 


Jahr 

Sparkassen 

Filialen 

Sparer 

Guthaben  in  MiU.  M. 

1835 

80 

? 

99645 

16 

1855 

323 

? 

423  542 

97 

1865 

517 

? 

919  513 

268 

1875 

1004 

? 

2  209  lOI 

1112 

1885 

1318 

1485 

4209453 

2261 

In  Bayern  entwickelte  sich  das  Sparwesen  nicht  so  schnell 
wie  in  Preussen.  Die  erste  Sparkasse  wurde  1806  in  Lauf  er- 
richtet. Bis  zum  Jahre  182 1  erfolgte  die  Gründung  weiterer  An- 
stalten langsam,  von  da  ab  schneller.  Anfangs  mussten  die  baye- 
rischen Sparkassen  ihre  Gelder  an  die  Staatsschuldentilgungs- 
anstalt abführen,  die  dieselben  anlegte  und  mit  5  %  verzinste. 
Da  der  Staat  jedoch  nicht  daran  gedacht  hatte,  dass  die  Gelder 
so  reichlich  zufliessen  würden,  und  er  sich  keine  zu  grosse  Last 
aufbürden  wollte,  so  setzte  er  anfangs  den  Zinsfuss  auf  3Va^/o 
herab,  und  als  das  nichts  fruchtete,  zahlte  er  vom  i.  Oktober 
1843  ab  die  Gelder  zurück  und  überliess  die  Sparkassen  sich 
selbst.  Dieselben  entwickelten  sich  dann  stetig  weiter,  wenn 
auch  längst  nicht  in  dem  Masse  wie  in  Preussen ;  ihr  Anwachsen 
zeigt  folgende  Tabelle: 

Jahr  Kassen  Sparer  Guthaben  in  Mill.  M. 

1839  104  98  119                         19,6 

1856  225  180  202                         30,3 

1869  260  279872                         50,6 

1880  264  320246                         89,2 

In  Sachsen  haben  die  Sparkassen  dagegen  wieder  mehr  Be- 
deutung erlangt.  In  einem  Reskript  vom  2.  Febr.  1822  empfahl 
die  Regierung  lebhaft  die  Errichtung  solcher  Anstalten',  ebenso 
agitierten  in  den  folgenden  Jahrzehnten  landwirtschaftliche  und 
andere  Vereine  sehr  lebhaft  für  sie.  Dem  ist  es  zu  danken,  dass 
das  sächsische  Sparwesen  einen  lebhaften  Aufschwung  nahm,  wie 
folgende  Ziffern  beweisen: 


Jahr 

Kassen 

Sparer 

Guthaben  in  Mill.  M. 

1850 

57 

94800 

14 

1870 

142 

475300 

116 

1880 

175 

1472000 

339 

Da  die  deutschen  Sparkassen  nicht  so  wie  die  anderer 
Staaten,  z.  B.  Englands  und  Frankreichs,  gezwungen  waren,  ihre 
Gelder  ausschliesslich  in  Staatspapieren  anzulegen,  so  waren  sie 
mit  der  Zeit  für  ihre  Bezirke  segensreiche  Kreditinstitute  gewor- 
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den;  insbesondere  pflegten  sie  eifrig  den  Hypothekarkredit.  Das 
war  im  Vergleich  mit  den  englischen  und  französischen  Spar- 
kassen entschieden  ein  grosser  Vorzug.  Hinsichtlich  ihrer  Sicher- 
heit hielten  sie  ebenfalls  einen  Vergleich  mit  den  ausländischen 
Sparkassen,  selbst  den  Postsparkassen,  aus,  und  was  die  Höhe 
der  von  ihnen  gesammelten  Gelder  anbelangte,  so  standen  sie 
unter  den  Sparkassen  der  europäischen  Länder  schon  längst  an 
der  Spitze. 

Allein  als  Anfang  der  70er  Jahre  sich  die  grossen  Erfolge 
der  englischen  Postsparkasse  zeigten,  da  ergab  sich,  dass  dem 
deutschen  Sparkassenwesen   doch  recht  viele  Mängel   anhafteten. 

Da  die  meisten  Sparkassen  mit  Ausnahme  der  Berliner  teil- 
weise überhaupt  nur  sehr  hohe  Einlagegrenzen,  teilweise  keine 
festgesetzt  hatten,  und  da  sie  von  der  Gesetzgebung  hierin  wenig 
behelligt  wurden,  so  kam  es,  dass  sie  ihren  ursprünglichen  Zweck 
immer  mehr  aus  den  Augen  verloren  und  den  besitzenden  Klassen 
dienten.  Die  kleinen  Sparer  hatten  im  Verhältnis  zu  den  grossen 
immer  mehr  abgenommen,  wie  das  die  folgende  Tabelle  für 
Preussen  zeigt*): 


Bücher  mit 

Bücher  mit 

Bücher  mit 

Bücher  mit 

Bücher  mit 

Jahr 

1—60  M. 

60—150  M. 

150—300  M. 

300— 600  M. 

über  600  M. 

% 

% 

% 

% 

% 

1870 

30»95 

21,92 

17,90 

15.37 

13.86 

187 1 

29,64 

21,49 

17.74 

15.71 

15.42 

1872 

28,41 

21,54 

'8,33 

16,16 

15.56 

1873 

26,70 

20,60 

18,24 

16,80 

17.66 

1874 

2SA7 

20,60 

18,24 

17.05 

18,64 

1875 

24,00 

20,28 

18.03 

17.59 

20,10 

1876 

23.96 

19.81 

18,07 

17.60 

20,56 

1877 

25.71 

18,60 

17.86 

16,84 

20,99 

1878 

24,96 

19.84 

17,44 

16,44 

21,32 

1879 

24,99 

19.62 

17,30 

16,45 

21,64 

1880 

25,22 

«9.45 

17,09 

16,29 

21,95 

1881 

25.48 

19.25 

16,89 

16,15 

22,23 

1882 

27.20 

18,36 

16,43 

16,11 

21,90 

1883 

28,34 

"7.90 

'5.94 

15.79 

22,03 

Wie  man  sieht,  hat  sich  das  Verhältnis  sehr  zu  Ungunsten 
der  kleinen  Sparer  verschoben  (M.  i — 300).  Nicht  viel  anders 
waren  die  Dinge  in  den  anderen  deutschen  Staaten. 

Dabei  war  das  Durchschnittsguthaben  pro  Sparer  sehr  hoch ; 
dasselbe  stellte  sich  1882  für  das  Reich  auf  ungefähr  500  ML,  in 
Bayern  war  die  Zahl  geringer,  höher  dagegen  in  Preussen,  wo 
sie   544,13  M.,    in  Hessen,    wo  sie  620  M.,    in   Bremen,    wo   sie 


i)  Zeitschrift  des  Preussischen  Statistischen  Bureaus  für  die  Jahre  187 1 — 1906. 
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660  M.,  und  in  Baden,  wo  sie  sogar  785  M.  betrugt).  Das  be- 
weist deutlich,  dass  die  grossen  Sparer  schon  zu  sehr  das  Ueber- 
gewicht  erlangt  hatten. 

Sehr  ungünstig  lagen  die  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Ver- 
teilung der  Sparkassen  über  das  Land.  Im  Durchschnitt  kamen 
1882  noch  155  qkm  auf  eine  Kasse.  Dieses  Verhältnis  war  gün- 
stiger im  Westen  Deutschlands,  wo  im  Regierungsbezirk  Düssel- 
dorf 47  qkm  auf  eine  Sparstelle  entfielen,  sehr  ungünstig  dagegen 
im  Osten,  wo  z.  B.  im  Regierungsbezirk  Gumbinnen  1221  qkm 
auf  eine  Kasse  kamen. 

Dabei  waren  die  Bequemlichkeiten,  die  die  Sparkassen  ihren 
Sparern  hinsichtlich  der  Zeit  zu  bieten  vermochten,  sehr  gering. 
Nach  Elster^)  waren  1878  von  den  im  Reichspostgebiet  bestehen- 
den 1886  Sparkassen 

230  täglich  287  wöchentlich  an  einem  Tage 

831  an  jedem  Wochentage  58  monatlich  an  zwei  Tagen 

48  wöchentlich  an  drei  Tagen  104  »  >    einem  Tage 

186  »  »    zwei       »  18  nur  bei  Bedürfnis 

geöffnet.  Die  dem  Volke  gebotene  Spargelegenheit,  die  so  wie  so 
schon  gering  war,  wurde  hierdurch  nur  noch  mehr  herabgedrückt. 

Ein  Ueberweisungsverkehr  zwischen  den  einzelnen  Sparkassen, 
der  es  einem  Wanderarbeiter  z.  B.  ermöglicht  hätte,  durch  jede 
Sparkasse  für  seine  heimische  Anstalt  Einzahlungen  oder  Rück- 
zahlungen zu  bewirken,  bestand  überhaupt  noch  nicht. 

Unter  solchen  Umständen  war  es  nur  natürlich,  dass  die 
Reichsregierung  auf  den  Gedanken  kommen  konnte,  eine  Post- 
sparkasse zu  errichten,  nachdem  man  mit  dieser  im  Auslande  so 
gute  Erfahrungen  gemacht  hatte. 

Bereits  im  Jahre  1873  hatte  die  Postverwaltung  den  Spar- 
kassen Rheinland-Westfalens  ihre  dortigen  Postämter  als  Ver- 
mittlungsstellen für  die  Annahme  und  Auszahlung  von  Geldern 
zugänglich  gemacht;  allein  dieser  Versuch  war  vollständig  fehl- 
geschlagen. So  ging  sie  dann  an  die  Ausarbeitung  eines  Post- 
sparkassengesetzes. Bevor  dieses  an  den  Reichstag  kam,  hatte 
die  württembergische  Regierung  den  Kammern  einen  dahingehen- 
den Entwurf  vorgelegt"),    der    aber    von    der   Kommission   nicht 


i)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlangen  des  Reichstags,   i.  Session 
1884/85,  Anlage-Band  V,  Seite  313. 

2)  Elster,  Die  Postsparkassen,  Jena  1881,  Seite  51. 

3)  G^  Krämer,  Das  Postbankwesen,  in  Conrads  Jahrbüchern  für  Nationalökono- 
mie und  Statistik,  III.  Folge,  Band  33,  Jena  1907,  Seite  225. 
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angenommen  und  bald  darauf  auch  von  der  Regierung  zurück- 
gezogen wurde ,  als  verlautete ,  dass  die  Reichsregierung  ein 
ähnliches  Gesetz  plane. 

Der  reichsdeutsche  Entwurf,  der  für  das  Reich  mit  Aus- 
nahme Bayerns,  das  eine  Schmälerung  seiner  Reservatrechte  be- 
fürchtete, bestimmt  war,  kam  in  der  Session  1884/5  an  den 
Reichstag.  Die  neue  Anstalt  sollte  nach  dem  dezentralistischen 
System  organisiert  werden.  Um  die  Privatsparkassen,  deren  hohe 
Bedeutung  für  den  Lokalkredit  rückhaltlos  anerkannt  wurde,  nicht 
zu  schädigen,  wurde  das  Höchstguthaben  mit  800  M.  und  die 
Verzinsung  der  Gelder  mit  3*^/0  in  Aussicht  genommen*).  Die 
Spargelder  sollten  in  Staatspapieren,  mit  staatlicher  Garantie  ver- 
sehenen Schuldverschreibungen,  Hypotheken,  Darlehen  an  Kom- 
munen und  sogar  Darlehen  an  die  Privatsparkassen  angelegt 
werden;  man  hatte  also  auf  die  letzteren  ganz  ungewöhnliche 
Rücksicht  genommen  und  den  ergänzenden  Charakter  der  neu 
einzuführenden  Anstalt  scharf  hervorgehoben. 

Leider  kam  der  Regierungsantrag  zu  Falle.  Die  Gründe  für 
die  Nichtannahme  waren  mannigfacher  Art.  Vor  allen  Dingen 
waren  partikularistische  Einflüsse  im  Spiel,  die  sich  besonders 
im  Zentrum  geltend  machten,  dann  hatten  die  zahlreichen  Agi- 
tationen in  Wort  und  Schrift  die  Befürchtung  wachgerufen,  die 
Privatsparkassen  könnten  Schaden  leiden  und  das  Reich  könnte 
durch  die  Uebernahme  der  Postsparkassengelder  in  schwierige 
Lagen  kommen.  Nicht  ohne  Einfluss  war  dann  ferner  ein  schar- 
fer Zusammenstoss  des  Poslministers  Stephan  mit  dem  Zentrums- 
führer Windthorst,  der  das  Zentrum  in  seinem  Entschlüsse  zur 
Nichtannahme  bestärkte. 

Die  Reichsregierung  hat  seitdem,  sehr  zum  Nachteile  Deutsch- 
lands, die  Bestrebungen  zur  Einführung  einer  Postsparkasse  nicht 
wieder  aufgenommen,  da  diese  viele  einflussreiche  Feinde  hatte, 
unter  anderen  den  verstorbenen  Finanzminister   von  Miquel. 

Wie  Hegen  nun  heute  die  Verhältnisse? 

Unsere  Sparkassen  haben  sowohl  an  Zahl  wie  an  Geschäfts- 
umfang  seit  1885  bedeutend  zugenommen.  Ihre  Zahl  betrug  Ende 
1904  8854,  der  Betrag  der  bei  ihnen  hinterlegten  Spargelder 
M.  II  896 3 56 OCX)*).     Ferner  muss  man  sagen,   dass   sie   für    ihre 

i)  Stenographische  Berichte  über  die  Verbandlungen   des  Reichstags,    i.  Session 
1884/85,  Anlage-Hand  V,  Berlin  1885,  Seite  309  flF. 

2)  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich.    Jahr  1907,  Berlin  1907,  S.  232  f. 
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Bezirke  durch  den  von  ihnen  gepflegten  Hypothekar- ,  neuerdings 
auch  Personalkredit,  erhöhte  Bedeutung  erlangt  haben,  ebenso 
für  die  Kommunen,  Kreise  u.  s.  w.,  an  die  sie  in  der  Regel  ihren 
Reingewinn  abführen. 

Aber  gegenüber  den  Fortschritten,  die  die  ausländischen 
Sparkassen,  besonders  die  Postsparkassen,  in  der  Verfolgung  des 
ursprünglich  gesteckten  Zieles  gemacht  haben,  sind  sie  doch  sehr 
zurückgeblieben.  Marschieren  sie  auch  mit  11,89  Millarden  M. 
Spargeldern  an  der  Spitze  der  Sparkassen  aller  europäischen 
Länder,  so  besagt  das  gar  nichts.  Unsere  Sparkassen  haben  in 
noch  schärferem  Masse  wie  die  der  meisten  anderen  Länder 
ihren  ursprünglichen  Zweck  aus  den  Augen  verloren,  Sammel- 
becken für  die  kleinen  Einkommensüberschüsse  zu  sein,  die  zu 
selbständiger  Anlegung  zu  gering  sind.  Man  muss  sogar  sagen, 
dass  sie  sich  zu  Verzinsungsanstalten  für  grössere  Kapitalien 
entwickelt  haben.  [Man  kann  die  Sparer  bei  den  deutschen  Spar- 
kassen in  drei  grosse  Gruppen  einteilen :  i)  in  die  wirklichen  Sparer, 
die  heute  wenig  mehr  als  die  Hälfte  umfassen,  2)  die  bemittel- 
teren Leute,  die  statt  ihr  Geld  in  Hypotheken,  Wertpapieren 
oder  dergleichen  anzulegen,  die  Sparkasse  als  die  sicherste  und 
bequemste  Zinsenquelle  betrachten  ;  ihre  Zahl  hat  sowohl  absolut 
als  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Sparern  dauernd  zugenommen, 
3)  die  Kontokorrentgläubiger,  die  durch  die  Sicherheit  der  Spar- 
kassen angelockt,  nur  eine  vorübergehende  Fruktifizierung  ihrer 
Guthaben  suchen.  Wie  sehr  seit  1884  die  kleinen  Sparer  im 
Verhältnis  abgenommen  haben,  lehrt  folgende  Tabelle  ^)  (Fort- 
setzung der  obigen,  s.  S.  170): 

Die  kleinen  Bücher  unter  300  M.  haben  also  im  Verhältnis 
zu  den  grossen  stetig  abgenommen,  die  mittleren  SparkapitaUen 
von  300 — 600  M.  in  den  letzten  Jahren  sogar  auch.  Dass  dieser 
Vorgang  nicht  etwa  nur  auf  die  zunehmende  Wohlhabenheit  der 
Bevölkerung  zurückzuführen  ist,  infolge  deren  eine  Menge  Sparer 
aus  den  Klassen  unter  600  M.  in  die  Klasse  über  600  M.  aufge- 
stiegen sind,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  das  Durchschnitts- 
guthaben eines  Sparers  im  ganzen  Reich  sich  Ende  1904  auf  un- 
gefähr 685  M.  stellte ;  in  Bayern  und  Sachsen  waren  die  Zahlen 
niedriger,  und  zwar  500  M.  bez.  467  M. ;  höher  dagegen  in 
Preussen,   wo   745  M.,    in    Hessen,    wo   978  M.,    in    Baden,    wo 

l)  Inwieweit  die  Zunahme  der  Klasse  über  600  Mk.  auf  die  Einlagen  von  Stif- 
tungen oder  juristischen  Personen  zurückzuführen  ist,  Hess  sich  leider  nicht  feststellen. 
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Bücher  mit     Bücher  mit      Bflcher  mit        Bucher  nut        Bücher  mit 


Jahr 

1-60  M. 

60  - 150  M. 

150— 300  M. 

300— 600  M. 

über  600  M 

% 

% 

% 

% 

% 

1884 

28.86 

18,06 

15.59 

15.37 

22,12 

1885 

29." 

17.93 

15.38 

15.35 

22,23 

1886 

28,92 

17.66 

15.26 

15.42 

22.74 

18S7 

28.94 

•7.4<^ 

15.13 

15.42 

23,05 

1888 

28,78 

17.12 

15.10 

15.44 

23.56 

1889 

28.73 

16.85 

14.79 

15.68 

23,95 

1890 

29,04 

16,64 

14.64 

15,60 

24,08 

1891 

29.35 

16,42 

14,39 

15.54 

24.30 

1892 

29,54 

16,24 

14.31 

15,50 

24,41 

1893 

29.44 

16,20 

14,22 

15.44 

24,70 

1894 

29.16 

16.04 

14.12 

15,41 

25.26 

1895 

28.87 

15.89 

14.06 

15,31 

25,87 

1896 

28,65 

15.77 

13.99 

15.32 

26,28 

1897 

28,49 

15.64 

13.94 

15,37 

26,56 

1898 

28,36 

15.56 

13.83 

15,33 

26,92 

1899 

28,22 

15.48 

13.81 

15.40 

27,08 

1900 

28.07 

15.35 

13.77 

15.44 

27,38 

1901 

27.97 

15.05 

13.46 

15.27 

28,25 

1902 

28,00 

14.69 

13.22 

15.12 

28,97 

1903 

27.91 

14.59 

13.04 

14.98 

29,48 

1904 

27.67 

14.50 

12.90 

14,96 

29.97 

1090  M.  auf  den  Sparer  kamen.  Dass  die  deutschen  Sparkassen 
sich  nicht  intensiv  genug  mit  den  ärmeren  Klassen  befassen, 
rührt  besonders  daher,  dass  sie  zumeist  leider  das  Interesse  haben, 
einen  möglichst  hohen  Reingewinn  für  die  Kommune  zu  erzielen, 
und  dass  sie  daher  ihr  Augenmerk  mehr  auf  die  hohen  Kapi- 
talien richten,  die  wenig  Arbeit  und  somit  wenig  Verwaltungs- 
kosten verursachen.  Wie  geradezu  unsozial  ist  es  z.  B.,  wenn 
so  viele  Sparkassen  für  die  erste  Einlage  einen  gewissen  Mindest- 
betrag, der  in  der  Regel  50 — 150  M.  beträgt,  festsetzen !  Es  wird 
dadurch  vielen  Leuten  unmöglich  gemacht,  kleine  Einkommens- 
Überschüsse  oder  Erbschaften  sicher  anzulegen,  manche  lassen 
sich  dadurch  dann  bestimmen,  ihr  Geld  kleinen  Banken  anzuver- 
trauen, bei  denen  es  weniger  sicher  aufgehoben  ist. 

Was  die  Verteilung  der  Sparkassen  über  das  Land  anlangt, 
d.  h.  die  Bequemlichkeiten  für  den  Sparer  hinsichtlich  des  Ortes, 
so  hat  sich  ja  darin  seit  1884  viel  gebessert.  Ende  1904  gab  es 
2821  Sparkassen  mit  6033  Filialen.  Das  heisst,  eine  Sparstelle 
kommt  auf  61  qkm,  oder  ein  Sparer  hat  bei  gleichmässiger  Ver- 
teilung der  Kassen  über  das  Land  im  ungünstigsten  Falle  43  km, 
d.  h.  8V2  Stunden  bis  zur  nächsten  Kasse  zu  gehen.  Hiermit 
steht  das  dichtbevölkerte  Deutschland  hinter  anderen  Ländern 
weit  zurück,  wie  folgende  Tabelle  zeigt: 


Länder 

Jahr 

Zahl  der  Kassen 

England 

1905 

14862 

Holland 

1905 

I  408 

Belgien 

1904 

1035 

Oesterreich 

1906 

6479 

Italien 

1904 

5931 

Deutschland 

1904 

8  854 

Frankreich 

1905 

7884 
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Eine  Kasse  entfällt 
auf  wie  viel  qkm? 
21 

23 
29 
46 
48 
61 
68 

In  dieser  Tabelle  sind  nur  die  Postsparkassenstellen  für  die 
anderen  Länder  angegeben,  durch  Hinzufügen  der  Privatsparkassen 
würde  sich  das  Bild  noch  mehr  zu  Ungunsten  Deutschlands  ver- 
schieben. Ferner  kann  man  alle  8854  Sparkassen  Deutschlands 
gar  nicht  einmal  mit  denen  anderer  Länder  in  Vergleichung  setzen, 
da  in  ihnen  6033  Filialen  enthalten  sind,  von  denen  die  meisten 
nur  Annahmestellen  sind,  während  Rückzahlungen  nur  bei  der 
zugehörigen  Hauptkasse  erfolgen.  Im  Vergleich  mit  den  anderen 
Ländern  ist  Deutschland  also  hinsichtlich  der  Spargelegenheit 
nach  dem  Orte  noch  sehr  weit  zurück. 

Dabei  liegen  die  Verhältnisse  innerhalb  Deutschlands  selbst 
sehr  ungünstig.  Während  im  Westen,  in  der  Rheinprovinz,  1904 
nur  31  qkm  auf  eine  Sparstelle  kamen,  in  Sachsen  nur  36  qkm, 
entfielen  in  Ostpreussen  167  qkm,  in  Oldenburg  sogar  1284  qkm 
auf  eine  Kasse.  Das  sind  Zustände,  die  nur  durch  eine  Post- 
sparkasse wirksam  ausgeglichen  werden  können.  Es  ist  ja  richtig, 
dass  die  Bevölkerungsdichte  in  der  Rheinprovinz  und  in  Sachsen 
grösser  ist  als  in  Ostpreussen  oder  Oldenburg ,  aber  diese  Ver- 
schiedenheit ist  —  wenigstens  für  Oldenburg  —  nicht  so  gross, 
um  solche  Unterschiede  entschuldigen  zu  können. 

Was  die  Zeit  anbelangt,  während  welcher  die  Sparkassen 
offen  sind,  die  Bequemlichkeiten  für  den  Sparer  hinsichtlich  der 
Zeit,  so  hat  sich  darin  seit  1884  wenig  geändert.  Von  den  1904 
in  Preussen  bestehenden  1508  Sparkassen  waren  geöffnet: 

täglich  46  3  mal  wöchentlich  54 

6  mal  wöchentlich  1049  2    >              »  83 

5    »             »  39  I    >             »  74 

4    >              >  26  nach  Bedürfnis  68 

hatten  Amtsstunden: 

48  Amtsstunden  23  18—24  Amtsstunden  238 

42  —  48           »  109  6—18           »  183 

36—42           »  158  I —  6           >  121 

30 — 36           »  233  nach  Bedürfnis  119 

24—30           »  255 
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hatten  monatlich  Amtstage : 

3  Tage  2  Kassen ,  2  Tage  32  Kassen,  i  Tag  33  Kassen, 

hatten  monatlich  Amtsstunden: 

6 — 12  Stunden  12  Kassen,  i — 6  Stunden  22  und  nach  Bedürfnis  23  Kassen'). 

Nicht  viel  besser  werden  die  Verhältnisse  in  den  anderen 
deutschen  Staaten  liegen,  über  die  Material  nicht  vorliegt. 

Günstiger  gestaltet  sich  ja  das  Bild,  wenn  man  die  Filialen 
hinzunimmt,  die  gewöhnlich  von  Kaufleuten  im  Nebenamte  ge- 
führt werden  und  den  ganzen  Tag  über,  meistens  auch  am  Sonn- 
tage geöffnet  sind.  Vom  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  sind 
diese  Filialen  zu  verwerfen,  da  der  Sparer  immer  einen  gewissen 
Druck  empfinden  wird,  bei  dem  Kaufmann,  bei  dem  er  seine 
Sparsumme  einzahlt,  gleichzeitig  etwas  zu  kaufen.  Ein  Üebel- 
stand  im  deutschen  Sparwesen  ist  es,  dass  die  meisten  Spar- 
kassen zum  Zwecke  der  Zinsabrechnung  am  Anfange  des  Jahres, 
wo  erfahrungsgemäss  die  meisten  Einlagen  gemacht  werden,  oder 
bei  Gelegenheit  eines  Scheuerfestes  und  dergl.  überhaupt  ge- 
schlossen sind.  Dann  liegen  die  Geschäftsstunden  häufig  so  un- 
günstig, und  sind  die  Schaltereinrichtungen  häufig  so  ungenügend, 
dass  man  mitunter  eine  Viertelstunde  und  länger  warten  muss, 
ehe  man  an  die  Reihe  kommt,  Zustände,  die  bei  einer  Postspar- 
kasse ausgeschlossen  sind. 

Am  grössten  ist  der  Zeitverlust  in  den  grossen  Städten  für 
einen  Sparer,  der  einen  Betrag  erheben  will.  Wie  schon  erwähnt, 
dürfen  die  bei  einem  Kaufmanne  eingerichteten  Filialen  —  und 
das  sind  fast  alle  —  keine  Rückzahlungen  leisten,  dieses  besorgt 
das  Hauptamt.  Da  die  meisten  Sparer  zwischen  12  und  2  Uhr 
kommen,  dauert  es  gewöhnlich  sehr  lange,  bis  jeder  Einzelne 
an  die  Reihe  kommt,  am  Anfang  und  am  Ende  des  Monats  sehr 
häufig  eine  Stunde,  sodass  es  vorkommen  kann,  dass  ein  Sparer, 
der  an  der  Peripherie  der  Stadt  wohnt  und  '/a  Stunde  zu  gehen 
hat,  einen  Gesamtzeitverlust  von  i'/a — 2  Stunden  hat. 

Man  kann  es  unseren  Sparkassen  ja  schliesslich  nicht  übel 
nehmen,  dass  sie,  was  die  Bequemlichkeit  für  den  Sparer  hin- 
sichtlich der  Zeit  anlangt,  längst  nicht  die  Forderungen  erfüllen,  die 
man  im  Hinblick  auf  die  Sparkasseneinrichtungen  anderer  Länder 
stellen  muss,  da  es  für  viele  von  ihnen,  besonders  in  den  kleine- 


i)  Dr.  Paul  Heidemann^  Zur  Entwicklung  des  deutschen  Sparkassenwesens  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Postsparkassenfrage.    Halle  a.  Saale,  1907,  Tabelle  4. 
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ren  Orten,  direkt  verlustbringend  wäre,  wollten  sie  ihre  Räume 
den  ganzen  Tag  über  offen  halten.  Das  sind  alles  Uebelstände, 
denen  sich  nur  durch  eine  Postsparkasse  abhelfen  lässt. 

Hinsichtlich  des  Ueberweisungsverkehrs,  der  1884  noch  nicht 
bestand,  haben  sich  die  Verhältnisse  seitdem  gebessert.  Als  die 
Reichsregierung  1884  den  Postsparkassengesetzentwurf  einbrachte, 
da  bildete  sich  zur  Abwehr  der  deutsche  Sparkassenverband,  der 
einen  Ueberweisungsverkehr  zwischen  den  Sparkassen  einführte. 
Demselben  traten  sofort  424  Sparkassen  bei,  deren  Zahl  sich  bis 
heute  auf  554  Sparkassen  oder  19,84^/0  aller  Sparkassen  erhöht 
hat.  Der  Verband  bemüht  sich  zwar  lebhaft,  diesen  Verkehr 
auszubreiten,  aber  er  scheint  damit  nicht  viel  Erfolg  zu  haben, 
wenigstens  lassen  das  die  Ziffern  für  den  Ueberweisungsverkehr 
der  sächsischen  Sparkassen,  die  einzigen,  die  zu  erhalten  waren, 
erkennen.  Die  von  und  nach  Sachsen  überwiesenen  Summen 
haben  den  Betrag  von  je  einer  Million  noch  nicht  erreicht. 
Neuerdings  bemüht  sich  der  in  diesem  Sommer  neugegründete 
sächsische  Sparkassenverband,  mit  Hilfe  der  Sparkassen  einen 
grossen  Giroverband  zu  schaffen  ^).  Ich  glaube  aber  kaum,  dass 
dem  Ueberweisungsverkehr  der  Sparkassen  unter  sich  noch  eine 
Zukunft  bevorsteht,  da  es,  ganz  abgesehen  von  der  technischen 
Schwierigkeit,  nicht  leicht  sein  wird,  die  Kenntnis  von  seinem 
Bestehen  in  ausreichender  Weise  unter  dem  Volke  zu  verbreiten ; 
ausserdem  wird  er  vermutlich  so  teuer  sein,  dass  die  meisten 
Sparer  dadurch  abgehalten  werden,  ihn  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Ich  glaube,  hinreichend  dargetan  zu  haben,  dass  es  mit 
unserem  Sparwesen  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern  keines- 
wegs so  gut  steht,  wie  man  gemeinhin  denkt,  dass  vielmehr 
unsere  Sparkassen  ihrem  vornehmsten  Zweck,  Sammelbecken  für 
die  Ersparnisse  der  kleinen  Leute  zu  sein,  nicht  mehr  aus- 
reichend entsprechen,  und  dass  eine  Reform,  die  sowohl  die 
Spargelegenheit  nach  Zeit  und  Ort  vermehrt  als  einen  allgemei- 
nen, billigen  Ueberweisungsverkehr  einführt,  dringend  erforder- 
lich  ist. 

Die  Ueberzeugung  von  dieser  Notwendigkeit  hat  sich  ja  in 
dem  letzten  Jahrzehnt  immer  mehr  Bahn  gebrochen,  und  es  sind 
Vorschläge  aufgetaucht,  die  Reformen  bei  den  bestehenden  Privat- 
sparkassen befürworteten,    ohne   die  Notwendigkeit  einer   Ergän- 

i)  Einführung  des  Giroverkehrs  bei  den  sächsischen  Sparkassen.  Artikel  in  der 
3,  Beilage  von  Nr.  282  der  Leipziger  Neuesten  Nachrichten    vom   ii.  Oktober  1907. 
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zung  derselben  durch  ein  neues  Institut,  z.  B.  eine  Postsparkasse, 
anzuerkennen.  Unter  diesen  Vorschlägen  verdient  noch  am 
meisten  Erwähnung  der  von  dem  Zeitungsunternehmer  August 
Schert  gemachte,  das  sogenannte  5^//^r/sche  Sparsystem*). 

Seine  Grundidee  besteht  darin,  dass  durch  Boten  Sparbe- 
träge von  50  Pfg.,  I  M.,  2  oder  4  M.  wöchentlich  von  den  Spa- 
rern abgeholt  werden,  die  dafür  Quittungsmarken  zum  Einkleben 
in  ein  Buch  erhalten.  Die  vollgeklebten  Bücher  werden  am  Jahres- 
schluss  von  jeder  beliebigen  Sparkasse  gegen  regelrechte  Sparbücher 
eingetauscht.  Von  den  Zinsen  des  Erlöses  der  verkauften  Marken 
wird  eine  Lotterie  veranstaltet,  an  der  jeder  Sparer,  der  ein  Buch 
voll  beklebt  hat,  ohne  weiteres  teilnimmt. 

Dieses  System  hat  entschieden  seine  Vorzüge,  indem  es  die 
Leute  weit  mehr,  als  es  eine  Postsparkasse  tun  kann,  zum  Sparen 
anhält.  Aber  es  geht  meines  Erachtens  viel  zu  weit;  es  muss 
dem  Sparer  beim  Sparen  die  freie  Selbstbestimmung  unter  allen 
Umständen  gewahrt  werden.  Das  ist  nun  beim  Seherischen 
System  keineswegs  der  Fall,  da  es  die  Leute,  falls  sie  an  der 
Lotterie  teilnehmen  wollen,  zwingt,  einen  gewissen,  im  voraus 
festbestimmten  Jahresbetrag  zu  sparen. 

Ausserdem  bleibt  bei  diesem  System  immer  noch  die  Un- 
bequemlichkeit des  Abhebens  und  die  mangelnde  Uebertragung 
von  Ort  zu  Ort  bestehen;  es  ist  ausserdem  sehr  teuer,  da  die 
ganze  Organisation  erst  ad  hoc  geschaffen  werden  muss. 

Die  Mängel  unserer  Privatsparkassen  auszugleichen,  gibt  es 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  vorläufig  noch  kein  besseres 
Mittel  als  die  Postsparkasse.  Zu  den  8854  Sparkassen,  die  jetzt 
in  Deutschland  bestehen,  würden  bei  Einführung  einer  Postspar- 
kasse auf  einmal  39052  Postämter,  die  noch  dazu  den  ganzen 
Tag  über  geöffnet  wären,  treten,  d.  h.  bei  gleichmässiger  Ver- 
teilung der  Kassen  über  das  Land  würde  ein  Sparer  bis  zur 
nächsten  Sparkasse  im  ungünstigsten  Falle  nur  J.y  km  gleich 
1^/2  Stunden  zu  gehen  haben.  Die  weiteren  Folgen  zu  schildern, 
die  die  Einführung  einer  Postsparkasse  haben  würde,  wäre  nach 
der    in  Kapitel  II  erfolgten  Aufzählung  ihrer  Vorteile  müssig. 

Dass  die  Privatsparkassen  durch  die  Postsparkasse  benach- 
teiligt werden,  hat  sich,  wie  wir  in  den  beiden  ersten  Kapiteln 
gesehen  haben,  in  den  wenigsten  Fällen  gezeigt,  dem  Hesse  sich 

i)  August  Seherin   Das  Ministerium  Eulenburg   und  das  Seherische  Sparsystem, 
Berlin  1894. 
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ausserdem  durch  eine  niedrige  Normierung  der  Höchstguthaben 
und  des  Zinsfusses  begegnen.  Ebenso  ist  jede  Gefahr,  die  dem 
Reiche  aus  seiner  Verantwortung  für  die  Sparguthaben  erwachsen 
könnte,  ausgeschlossen,  sobald  die  Gelder  nicht  ausschliesslich 
im  fiskalischen  Interesse,  sondern  nach  rein  kaufmännischen  Ge- 
sichtspunkten, wie  z.  B.  bei  der  belgischen  und  holländischen 
Postsparkasse,  angelegt  werden. 

Man  sollte  sich  in  Deutschland  endlich  einmal  von  den  klein- 
lichen Bedenken  frei  machen,  die  man  gegen  die  Einführung  einer 
Postsparkasse  hegt,  und  ihre  Errichtung  ernstlich  ins  Auge  fassen. 
Die  Fortschritte  des  ausländischen  Sparkassenwesens  und  die 
vielen  Mängel  in  dem  unsrigen  zwingen  dazu  und  lassen  eine 
Postsparkasse  als  die  notwendige  Ergänzung  unserer  jetzigen  Spar- 
kassen erscheinen. 

b)  Die  Bestrebungen  zur  Einführung  des  Postscheck-  und 

Giroverkehrs. 

Es  ist  eine  allgemein  bekannte  Erfahrung,  dass  in  Zeiten 
hochgehender  Konjunktur  häufig  eine  scharfe  Geldteuerung  auf- 
tritt. Das  ist  nun  nicht  etwa  darauf  zurückzuführen,  dass  ein 
tatsächlicher  Mangel  an  Geld  vorhanden  ist,  sondern  dass  der 
Geldumlauf  sich  in  diesen  Zeiten  dem  gesteigerten  Warenumlauf 
nicht  anzupassen  versteht.  Es  ist  daher  notwendig,  den  Geld- 
umlauf intensiver  zu  gestalten,  d.  h.  die  Zeit,  während  welcher 
ein  Geldbetrag  zur  Begleichung  einer  Forderung  gebraucht  wird, 
auf  ein  Minimum  zu  beschränken  oder  das  Geld  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Zahlungsmittel  überhaupt  zu  entlasten. 

Unter  den  vielen  Mitteln,  die  Zahltechnik  eines  Landes  zu 
verbessern,  haben  sich  nun  im  Laufe  der  Zeit  zwei  Systeme  als 
die  bedeutendsten  herausgestellt,  die  ich  kurz  das  Scheckclearing- 
und  das  Girosystem  nennen  will. 

Das  Scheckclearingsystem  besteht  darin,  dass  möglichst  viele 
Privatwirtschaften  mit  Banken  in  Verbindung  stehen,  und  dass 
alle  Banken  eines  Landes  direkt  oder  indirekt  mit  einer  zentralen 
Abrechnungsanstalt,  einem  sogenannten  Clearinghouse,  verbunden 
sind.  Die  Begleichung  von  Forderungen  erfolgt  nun  zum  gröss- 
ten  Teile  durch  Schecks,  und  die  bezogenen  Banken  rechnen 
dieselben  im  Clearinghouse  ab,  sodass  der  Barverkehr  möglichst 
ausgeschaltet  wird.  Wird  ein  Kaufmann,  der  keine  Bankver- 
verbindung hat,  von  einem  anderen  durch  einen  Scheck  bezahlt, 
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dessen  Gegenwert  er  sich  von  der  bezogenen  Bank  erst  schicken 
lassen  muss,  dann  hat  diese  Form  der  Scheckzahlung  für  die 
Volkswirtschaft  gar  keine  Bedeutung,  da  sie  wie  eine  Barzahlung 
wirkt.  Nutzen  für  die  Volkswirtschaft  hat  der  Scheck  erst  dann, 
wenn  er  durch  mehrere  Hände  geht,  d.  h.  also,  wenn  er  mehr- 
mals das  bare  Geld  ersetzt,  vor  allem  aber,  wenn  er  schliesslich 
nicht  bar  ausgezahlt,  sondern  abgerechnet  wird. 

Das  andere  System,  das  Girosystem,  besteht  darin,  dass 
sich  Kontoinhaber  bei  ein-  und  derselben  Bank  gegenseitig 
Zahlungen  im  Buchungswege  leisten  können.  Der  Giroverkehr 
wird  hauptsächlich  von  den  grossen  Notenbanken  gepflegt  und 
umfasst  nicht  allein  die  Kontoinhaber,  sondern  auch  die  Kunden 
aller  an  ihn  angeschlossenen  Banken. 

Das  Scheckclearingsystem  ist  besonders  in  England  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  ausgebildet,  das  Girosystem  in  Deutschland, 
Frankreich,  Oesterreich-Ungarn,  Russland  und  Schweden.  Beide 
Systeme  stehen  sich  ziemlich  gleichwertig  gegenüber.  Volle 
Bedeutung  vermögen  beide  für  die  Volkswirtschaft  erst  dann  zu 
erlangen,  wenn  es  gelingt,  möglichst  viele  Einzelwirtschaften  an 
den  Bankverkehr  anzuschliessen.  Das  ist  aber  keineswegs  leicht, 
und  ein  wesentlicher  Mangel  beider  Systeme  besteht  darin,  dass 
sie  eigentlich  über  kein  wirksames  Mittel  verfügen,  neue  Kunden 
heranzuziehen.  Ein  weiterer  Mangel  beider  Systeme  besteht 
darin ,  dass  ihre  Wirksamkeit  im  allgemeinen  dort  ihre  Grenzen 
findet ,  wo  es  keine  Banken  oder  bankähnliche  Gebilde  mehr 
gibt,  d.  h.  bei  der  Mehrzahl  der  kleinen  Orte. 

Eine  Einrichtung,  die  in  glücklicher  Weise  beide  Systeme, 
das  Scheckclearing-  und  das  Girosystem  miteinander  verbindet, 
und  die  dabei  diese  eben  erwähnten  Mängel  beider  Systeme 
nicht  hat,  ist  nun  der  Postscheck-  und  Giroverkehr. 

Der  Postscheck-  und  Giroverkehr  ist  insofern  als  das  be- 
deutsamste Mittel  zur  Verbesserung  der  Zahltechnik  anzusehen, 
als  er  in  weitgehendstem  Masse  die  Barzahlungen  zugunsten  der 
geldlosen  Zahlungsarten  d.  h.  der  Scheckclearing-  und  der  Giro- 
zahlung einschränkt,  als  er  bis  in  die  kleinsten  Orte  eines  Landes 
zu  dringen  vermag,  was  Banken  in  dem  Masse  nicht  können, 
vor  allen  Dingen  aber,  als  er  infolge  der  Beliebtheit  und  allge- 
meinen Zugänglichkeit  der  Post  die  Bevölkerung  eines  Landes 
in  systematischer  Weise  überhaupt  erst  zum  Bankverkehr  er- 
zieht und  dauernd  an  ihn  gewöhnt. 
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Wie  liegen  nun,  unter  diesem  Gesichtswinkel  betrachtet,  die 
Verhältnisse  hinsichtlich  der  Zahltechnik  in  Deutschland  ? 

Unsere  Zahltechnik  ist  im  Vergleich  zu  der  Englands,  Nord- 
amerikas und  Oesterreich-Ungarns  noch  sehr  rückständig;  wir 
haben  einen  ungenügend  entwickelten  Giro-  und  einen  noch 
viel  weniger  entwickelten  Scheckverkehr.  Betrachten  wir  zu- 
nächst den  ersteren. 

Unsere  Reichsbank  setzte  1906  im  Girodienst  245,64  Mil- 
liarden Mark  um,  das  ist  gewiss  eine  Ziffer,  die  sich  z.  B.  gegen- 
über den  Zahlen  der  beiden  österreichisch- ungarischen  Institute, 
56,21  Milliarden  Kronen  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  *) 
und  23,71  Milliarden  Kronen  bei  den  beiden  Postsparkassen  wohl 
sehen  lassen  kann.  Eine  solche  Gegenüberstellung  besagt  aber 
rein  gar  nichts.  Deutschland  verfügt  über  eine  ganz  andere  wirt- 
schaftliche Kraft  wie  Oesterreich-Ungarn,  hat  einen  viel  bedeuten- 
deren Verkehr  und  Güterumlr  f  wie  dieses  Land,  muss  deshalb 
auch  einen  viel  grösseren  Geldumlauf  zeigen.  In  Wirklichkeit 
sind  unsere  Giroeinrichtungen  viel  schlechter  als  die  Oesterreich- 
Ungarns.  In  diesen  beiden  Ländern  ist  die  Oesterreichisch-un- 
garische  Bank  augenblicklich  an  259  Plätzen  vertreten,  dazu 
kommen  dann  die  beiden  Postsparkassen,  die  bis  in  jeden  Ort 
dringen,  sodass  bis  in  jedes  kleine  Dorf  der  Gesamtmonarchie 
Ueberweisungen  geleitet  werden  können.  Unsere  Reichsbank 
kann  dagegen  Uebertragungen  nur  nach  448  Orten  bewirken, 
d.  h.  bei  76959  Orten  im  Deutschen  Reich  kommt  erst  auf 
172  Orte  eine  Girostelle,  und  dabei  ist  der  Giroverkehr  bei 
263  Orten  noch  beschränkt  und  umständlich.  Ferner  ist  unsere 
Reichsbank  ausgesprochen  plutokratisch,  d.  h.  ihrem  Giroverkehr 
können  nur  solche  Personen  beitreten,  die  eine  Stammeinlage 
von  mindestens  1000  M,  leisten ;  letztere  ist  dabei  unverzinslich 
und  wird  je  nach  der  Höhe  der  bewirkten  Umsätze  erhöht, 
so  beträgt  sie  z.B.  für  die  Berliner  Grossbanken  i — 2  Millionen  M.*). 
Es  kommen  daher  für  den  direkten  Giroverkehr  der  Reichsbank 
nur  verhältnismässig  wenig  Firmen  in  Betracht,  und  zwar  die 
grössten  und  kapitalkräftigsten.  Während  in  Oesterreich-Ungarn 
die     drei    Giroanstalten     1906    zusammen    88  777    Kontoinhaber 

i)  Rechnungsabschlüsse  der  Oeslerreich-Ungarischen  Bank  für  das  Jahr  1906, 
Wien  1907,  Seite  12. 

2)  Artikel:  Geldlose  Zahlung,  aus  Nr.  262  der  Leipziger  Neuesten  Nachrichten 
vom  Jahre  1907. 
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zählten  (1,95  auf  icxx>  der  Bevölkerung,  gab  es  deren  bei  der 
Reichsbank  nur  23  387  (0,41  auf  looo  der  Bevölkerung).  Zu 
diesen  direkten  Girokunden,  die  die  grössten  Einzelwirtschaften 
des  Deutschen  Reiches  repräsentieren,  treten  noch  die  indirekten, 
die  den  mittleren  Kreisen  von  Handel  und  Gewerbe  angehören- 
den Kunden  von  Privatbanken,  deren  Zahl  in  Deutschland  sehr 
hoch  zu  veranschlagen  sein  dürfte ,  jedenfalls  grösser  ist  als  in 
Oesterreich-Ungarn. 

Ein  weiterer  Giroverkehr  besteht  in  Deutschland  bei  den 
Privat-Noten-  und  anderen  Banken.  Da  bei  uns  im  Gegensatz 
zu  Oesterreich-Ungarn  das  Filialsystem  der  letzteren  stark  ent- 
wickelt ist,  dürfte  ihr  Giroverkehr  nicht  zu  gering  zu  veran- 
schlagen sein ;  zahlenmässig  lässt  er  sich  nicht  feststellen. 

Femer  besteht  in  Deutschland  ein  Giroverband  der  >Schulze- 
Delitzsch'schen  Genossenschaften«,  dessen  Geschäfte  heute  von  der 
Dresdner  Bank  geführt  werden.  Derselbe  umfasste  1904  629  Giro- 
und  731  Inkassoplätze.  Die  deutschen  Kreditgenossenschaften 
agitieren  aus  Furcht  für  ihren  Scheck*  und  Giroverkehr  am 
meisten  gegen  die  Einführung  des  Postscheck-  und  Giroverkehrs. 
Und  sie  haben  dazu  absolut  keine  Veranlassung,  denn  sie  haben 
es  mit  ihren  Scheck-  und  Giroeinrichtungen  noch  auf  keine  hohen 
Umsatzziffem  gebracht,  werden  es  auch  niemals  tun,  da  es  nicht 
jedermanns  Sache  ist,  mit  seinem  Vermögen  für  etwaige  Verluste 
der  Genossenschaften  aufzukommen,  nur  um  an  ihrem  Scheck- 
bez.  Giroverkehr  teilnehmen  zu  können. 

Betrachtet  man  die  Ausdehnungsfähigkeit  unseres  Girover- 
kehrs, so  erkennt  man  ohne  weiteres,  dass  dieser  da  enden 
muss ,  wo  es  keine  Banken  bez.  bankähnliche  Gebilde  mehr 
gibt,  und  das  ist  bei  der  grossen  Mehrzahl  der  bewohnten  Orte 
Deutschlands  der  Fall.  Alle  Personen,  die  ihren  Wohnsitz  an 
einem  Giroplatz  nicht  haben,  werden  in  den  meisten  Fällen  sich 
ruhig  der  alten  rückständigen  Zahlformen,  der  Postanweisung 
oder  des  Geldbriefes,  weiter  bedienen,  weil  diese  Art  zu  zahlen 
schneller  zum  Ziele  führt.  Ein  Giroverkehr,  der  bis  in  die  klein- 
sten Orte  dringt,  der  durch  Schnelligkeit  und  Billigkeit  die  alten 
unwirtschaftlichen  Zahlformen  mit  Erfolg  zu  bekämpfen  vermag, 
lässt  sich  nach  den  Erfahrungen,  die  bis  jetzt  gemacht  sind,  nur 
mit  Hilfe  der  Post,  nur  durch  Einführung  des  Postgiros  erreichen. 

Noch  viel  unvollkommener  als  unser  Giroverkehr  ist  unser 
Scheckverkehr,  der  von  den  Banken,   Kreditgenossenschaften  und 
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teilweise    auch    den    Sparkassen    gepflegt    wird.      Dass    derselbe 
bisher  so  wenig  Fuss  gefasst  hat,  hat  mancherlei  Gründe. 

Den  Hauptgrund  sehe  ich  darin,  dass  unsere  sonst  so  in- 
telligente Bevölkerung,  besonders  die  mittleren  und  unteren 
Schichten  unserer  kaufmännischen  und  gewerbtätigen  Welt,  wie 
für  den  Bankverkehr  überhaupt^  so  besonders  für  den  Scheck- 
verkehr viel  zu  wenig  erzogen  ist,  ein  Uebel,  das  sich  nicht  so 
leicht  beseitigen  lässt.  Der  Bankier  ist  in  den  Augen  des  mitt- 
leren und  kleinen  Geschäftsmannes  nicht  der  bequeme  Kassen- 
halter und  Geldvermittler,  sondern  der  gefürchtete  Mann,  der  an 
allen  Ecken  und  Enden  Provisionen  und  Spesen  berechnet.  Da- 
her fehlt  bei  uns,  z.  B.  England  und  den  Vereinigten  Staaten 
gegenüber,  die  für  einen  grosszügigen  Scheckverkehr  notwendige 
Voraussetzung,  dass  eine  möglichst  grosse  Zahl  von  Einzel- 
wirtschaften an  den  Scheck-  bez.  Bankverkehr  angeschlossen  ist. 

Ferner  ist  es  mit  den  Einzugsmöglichkeiten  eines  Schecks, 
mit  einem  verbilligenden  Abrechnungsverkehr  bei  uns  noch 
ausserordentlich  schlecht  bestellt.  Es  bestehen  ja  Abrechnungs- 
stellen in  13  grösseren  Städten,  die  1906  42,04  Milliarden  Mark 
abrechneten,  in  Berlin  besteht  ferner  die  Bank  des  Berliner 
Kassenvereins,  die  21,93  Milliarden  Giroumsatz  hatte  ^),  aber  diese 
Institute  haben  doch  nur  ganz  lokale  Bedeutung.  Ausserdem 
sind  ihnen  an  den  betreffenden  Plätzen  nur  Banken,  und  nicht 
einmal  alle,  angeschlossen.  Mustergültig  ist  der  Scheck-  und  Ab- 
rechnungsverkehr nur  in  Hamburg  organigiert.  Der  Betrag  aller 
Schecks,  die  bei  uns  im  Clearingwege  beglichen  werden,  wird 
kaum  die  Hälfte  von  der  Gesamtsumme  aller  in  Deutschland 
ausgestellten  Schecks  ausmachen.  Unsere  Grossbanken  haben 
sodann  die  sogenannten  > Einzugschecks«  geschaffen,  die  bei  all 
ihren  Filialen  und  Kommanditen  kostenlos  eingelöst  werden. 
Aber  die  Anzahl  der  Plätze,  an  denen  sie  eingelöst  werden 
können,  ist  noch  sehr  gering,  ausserdem  muss  der  Empfanger 
noch  3 — 5  Tage  warten,  ehe  er  über  sein  Geld  verfügen  kann. 
Die  meisten  Schecks,  die  heutzutage  ausgestellt  werden,  sind 
nur  bei  der  betreffenden  Bank  selbst  einziehbar,  und  der  Einzug 
ist  für  den  Empfänger,  ganz  abgesehen  von  dem  Zinsverlust, 
den  er  erleidet,  mit  hohen  Kosten  verknüpft.  Aus  diesem  Grunde 
ist   es   leicht  erklärlich,  dass  dieses  Zahlungsmittel  nicht  populär 

I)  Bericht   der  Bank  des  Berliner  Kassenvereins    über    das  Geschäftsjahr  1906, 
Berlin  1907,  Seite  12. 
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zu  werden  vermag,  dass  die  mittlere  und  kleine  Geschäftswelt 
es  meistens  nur  ungern  sieht,  wenn  sie  mit  Schecks  bezahlt  wird. 
Zur  Erläuterung  mag  folgendes  >Eingesandt«  dienen,  das  ich  vor 
nicht  allzu  langer  Zeit  in  den  >Leipziger  Neuesten  Nach- 
richten« fand: 

Scheckverkehr. 

»Wenn  man  jetzt  wieder  mal  die  Vorzüge  des  Checks  in 
allen  Tonarten  preisen  hört,  dann  möchte  man  glauben,  es  könne 
für  die  Geschäftswelt  kein  idealeres  Zahlungsmittel  geben.  Dem- 
gegenüber behaupte  ich  —  N.  B.  vom  Standpunkte  des  mitt- 
leren Geschäftsmannes  aus:  Der  Check,  wie  er  uns  z.  Zt.  ge- 
boten wird,  ist  derartig  mit  Mängeln  behaftet,  dass  er  uns 
keinerlei  Vorteile,  im  Gegenteil  nur  Scherereien  bringt  und  un- 
nötige Kosten  macht;  und  ehe  man  nicht  die  ganze  Einrichtung 
auf  eine  andere  bessere  Grundlage  stellt,  möge  man  uns  lieber 
damit  verschonen. 

Dieser  Tage  erhielt  ich  von  einem  Kunden  in  Delitzsch 
einen  Check  einer  dortigen  Genossenschaftsbank  über  einen 
kleinen  Betrag.  Laut  Aufdruck  ist  derselbe  noch  an  3 — 4  Zahl- 
stellen einlösbar,  in  Berlin,  Magdeburg,  Dessau  u.  s.  w.  In 
Leipzig  gibt  es  keine  Zahlstelle.  Was  nützt  mir  denn  nun 
eine  solche  Zahlungsanweisung?  Einen  Bankier  habe  ich  nicht, 
weil  ich  keinen  brauche,  meine  Lieferanten  verweigern  die  An- 
nahme, ich  bin  also  darauf  angewiesen,  ihn  zu  Gelde  zu  machen, 
und  das  wird  mir  unter  allen  Umständen  einige  Tage  Zeit  und 
mindestens  50  Pf.  Spesen  kosten.  Ich  habe  deshalb  meinem 
Kunden^  geschrieben:  Bitte,  behalten  Sie  künftig  ihre  Checks 
und  schicken  Sie  mir  ihre  Schuld  durch  Postanweisung,  ich  will 
gern  das  Porto  tragen  und  event.  auch  noch  ein  paar  Wochen 
warten. 

Derartige  Fälle  passieren  täglich,  Grosskaufleute  und  Banken 
haben  vielleicht  andere  Erfahrungen  gemacht.  Aber  auch  manche 
der  letzteren  scheinen  einer  Förderung  des  Checkverkehrs  nicht 
sehr  geneigt  zu  sein.c  J.  O. 

Die  Uncoulanz  unserer  Banken  beim  Einzug  von  Schecks 
und  im  Scheckverkehr  überhaupt  ist  endlich  auch  sehr  daran 
schuld,  dass  der  letztere  so  wenig  an  Ausdehnung  gewinnt.  So 
suchen  die  Banken,  wie  ich  das  aus  meiner  eigenen  Bankpraxis 
weiss,    nur    zu    gern    am    Einzug    zu    verdienen,   indem   sie   Auf- 
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schlage  auf  die  tatsächlichen  Spesen  machen,  oder  indem  sie  die 
Schecks  später  valutieren ;  sie  verleiden  somit  den  Scheckverkehr 
dem  Empfänger.  Sehr  viele  Banken,  vor  allen  Dingen  die  Kredit- 
genossenschaften, erschweren  den  Gebrauch  von  Schecks  vielfach 
auch  dem  Aussteller  dadurch,  dass  sie  ihm  dieselben  nicht  erst 
bei  Vorkommen,  sondern  beim  Avisieren^)  belasten,  um  einen 
Zinsenzwischengewinn  zu  machen.  Das  führt  dann  zu  der  so 
häufig  zu  beobachtenden  Unsitte  des  Vordatierens   von  Schecks. 

All  diese  Mängel,  die  unserem  Scheckverkehr  anhaften, 
bewirken,  dass  der  Scheck  bei  uns  noch  weit  entfernt  ist,  ein 
für  die  Volkswirtschaft  brauchbares  Zahlungsmittel  zu  sein.  Nur 
zu  einem  geringen  Teil  fuhrt  sein  Gebrauch  zu  Clearingzahlungen, 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  wirkt  er  nicht  anders  als  eine 
Barzahlung. 

Soll  der  Scheckverkehr  in  Deutschland  je  an  Ausdehnung 
gewinnen,  so  ist  es  zunächst  erforderlich,  dass  diese  Mängel  ver- 
schwinden. Ob  unsere  Banken  je  von  ihrer  üblen  Gepflogenheit, 
im  Scheckverkehr  an  Zinsen  und  Spesen  verdienen  zu  wollen,  ab- 
gehen, bevor  sie  durch  eine  starke  Konkurrenz,  z.  B.  den  Post- 
scheckverkehr, dazu  gedrängt  werden,  bezweifle  ich  sehr.  Ebenso 
scheinen  mir  die  Aussichten  auf  ein  möglichst  zentralisiertes  Ab- 
rechnungswesen  gering;  unsere  Abrechnungsstellen,  die  doch  ge- 
wissermassen  in  der  Absicht  gegründet  waren,  Mittelpunkte  für 
ihre  Bezirke  zu  sein,  sind  über  eine  wesentlich  mehr  als  lokale 
Bedeutung  nicht  hinausgekommen.  Ein  gewisser  Fortschritt  in 
dieser  Richtung  ist  ja  zu  verzeichnen,  insofern  die  Reichsbank 
durch  das  neue  Scheckgesetz  in  die  Lage  gekommen  ist,  Schecks 
zu  diskontieren,  dass  also  dadurch,  dass  der  Scheckverkehr  an 
den  Giroverkehr  der  Reichsbank  angeschlossen  ist,  eine  gewisse 
Clearingmöglichkeit  für  die  Schecks  geschafften  ist,  aber  die  billige 
und  bequeme  Einzugsmöglichkeit  der  Schecks  bleibt  doch  dabei 
nur  auf  die  Reichsbankplätze  beschränkt.  Vor  allen  Dingen 
wird  es  schwer  sein,  das  geringe  Verständnis  der  mittleren  und 
unteren  Kreise  unserer  kaufmännischen  und  gewerbetätigen  Be- 
völkerung für  den  Scheckverkehr  zu  heben,  oder  noch  besser 
gesagt,    diese  Klassen  zum  Scheckverkehr  zu  erziehen. 


l)  Im  allgemeinen  lösen  die  deutschen  Banken  im  Gegensatz  zu  denen  anderer 
Länder  die  Schecks  ihrer  Kunden  erst  dann  ein,  wenn  sie  von  deren  Ausstellung 
vorher  schriftlich  benachrichtigt  sind,  wenn  >die  Schecks  —  wie  es  in  der  Banksprache 
heisst  —  vorher  avisiert  sind.« 
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Das  einzige  wirklich  erfolgreiche  Mittel,  das  Verständnis  für 
den  Scheck  zu  heben  —  und  darauf  kommt  es  hauptsächlich  an  — 
für  ihn  die  weitgehendsten  Einzugs-  und  Abrechnungsmög- 
lichkeiten zu  schaffen,  die  Gelegenheit  zum  Gebrauch  des 
Schecks  bis  in  die  entferntesten  Dörfer  unseres  Landes  zu 
tragen,  ist  nach  den  glänzenden  Erfahrungen,  die  man  in  Oester- 
reich  gemacht  hat,  der  Postscheck.  Seine  Erfolge  verdankt  dieser 
seiner  Billigkeit  und  Bequemlichkeit,  sowie  der  grossen  Popularität 
der  Post. 

Ich  glaube  mit  den  vorstehenden  Ausführungen  gezeigt  zu 
haben,  dass,  mag  man  die  Notwendigkeit  der  Verbesserung  der 
deutschen  Zahltechnik  vom  Standpunkte  eines  Anhängers  des 
Scheck-  oder  des  Giroverkehrs  aus  betrachten,  die  Postsparkasse 
mit  ihren  Scheck-  und  Giroeinrichtungen  doch  das  am  meisten 
erstrebenswerte  Ideal  ist,  dass  sie  sowohl  die  Mängel  des  Scheck- 
ais auch  des  Girowesens  zu  beseitigen  und  jedes  Dorf  im  Reiche 
in   den  geldersparenden   Zahlungsverkehr   einzubeziehen   vermag. 

Die  fortschreitende  wirtschaftliche  Entwicklung  Deutsch- 
lands in  den  letzten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  hatte  die 
Verbesserung  der  deutschen  Zahltechnik  immer  notwendiger  ge- 
macht. Im  Jahre  1899  brachte  darum  der  damalige  Staats- 
sekretär für  das  Postwesen  Podbielski  eine  Denkschrift  zum 
Etat  vor  den  Reichstag^),  die  zur  Veredlung  des  Geldverkehrs 
dem  Reichstage  die  Einführung  des  Postscheck-  und  Giroverkehrs 
in  Deutschland  empfahl.  Der  Gesetzentwurf  war  im  grossen  und 
ganzen  eine  Nachahmung  des  österreichischen  Postsparkassen- 
gesetzes. Die  neue  Einrichtung  sollte  allerdings  nach  dem 
dezentralistischen  System  organisiert  werden,  und  zwar  sollten 
in  den  9  Städten  Berlin,  Breslau,  Cöln,  Danzig,  Frankfurt,  Ham- 
burg, Hannover,  Karlsruhe  und  Leipzig  (für  Bayern  und 
Württemberg  war  die  Einführung  nicht  beabsichtigt)  selbständige 
Scheckämter  errichtet  werden.  Ein-  und  Auszahlungen  waren 
ganz  nach  österreichischem  Muster  gedacht,  die  Stammeinlage 
sollte  100  M.,  die  Verzinsung  1,2  %  betragen.  Vollständig  neu 
war  die  Bestimmung,  dass  ein  Kontoinhaber  mittels  Schecks  einen 
Teil  seines  Guthabens  vom  Hauptamte  nach  dem  Postamte  seines 
Wohnortes  zur  ratenweisen  Abhebung  abzweigen  konnte  und  so- 
mit der  häufig  in  Oesterreich  als  lästig  und  zeitraubend  empfun- 


I)  Reichshaushalt-Etat  für  das  Rechnungsjahr  1900,  Berlin  1899,  Anlage  XIV  a. 
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denen  Bestimmung  überhoben  war,  sich  bei  Rückzahlungen  immer 
erst  an  das  Hauptamt  wenden  zu  müssen,  ein  durchaus  prak- 
tischer und  origineller  Gedanke.  Die  Gebühren  iur  die  Benutzung 
der  neuen  Anstalt  waren  fast  genau  so  hoch  angesetzt  wie  bei 
der  österreichischen  Postsparkasse,  sie  sollten  betragen:  Für  Ein- 
zahlungszettel und  Briefumschläge  1,5  Pf.,  für  Schecks  3  Pf.,  (in 
Oesterreich  2 ,  bez.  0,6  bez.  6  Heller)  die  Grundgebühr  pro 
Transaktion  sollte  sich  auf  5  Pf.  bei  Beträgen  bis  5  Mark  und 
10  Pf.  bei  Beträgen  darüber  stellen  (in  Oesterreich  unterschieds- 
los 4  Heller) ;  ausserdem  sollte  für  Rückzahlungen  (ausgenommen 
Postanweisungen  und  Belastungen  im  Giroverkehr)  eine  Provision 
von  7*  **/oo  bei  Beträgen  bis  3000  M.  erhoben  werden,  von  den 
3000  M.  überschiessenden  Beträgen  ^a  ®/oo.  (In  Oesterreich  ist 
diese  Grenze  6000  Kr.)  Die  Einzahlungs-  und  Rückzahlungs- 
gebühren sollten  also  in  Deutschland  geringer  sein,  die  Grund- 
gebühr dagegen  ein  wenig  höher  als  in  Oesterreich.  Praktisch 
wären  die  Kosten  in  beiden  Staaten  ganz  gleich  gewesen. 

Der  Entwurf,  der  sehr  sorgfältig  durchdacht  und  ausge- 
arbeitet war,  krankte  nur  an  einem  Uebel.  Man  hatte  offenbar 
gefürchtet  —  ohne  dass  dazu  irgend  ein  Grund  vorhanden  ge- 
wesen wäre  —  dass  der  Reichsbank  durch  die  neue  Einrichtung 
in  bedeutendem  Masse  Girogelder  entzogen  würden,  die,  bei- 
läufig gesagt,  Ende  1906  519,9  Millionen  M.  betrugen,  und  wollte 
ihr  darum  die  Postscheckgelder  samt  und  sonders  zu  1,2  %  Ver- 
zinsung lassen.  Dadurch  musste  es  den  Anschein  gewinnen,  als  wolle 
die  Post  ihre  Verwaltungskosten  durch  »hohe«  Gebühren  decken, 
und  man  zog  nun  im  Reichstage  gegen  die  hohen  Gebühren  zu 
Felde,  die  alle  Leute  gleich  von  vornherein  abschrecken  würden, 
die  neue  Einrichtung  zu  benutzen,  ohne  die  österreichischen 
Verhältnisse  studiert  zu  haben  und  sich  bewusst  zu  sein,  dass 
diese  Gebühren  überhaupt  nicht  hoch  zu  nennen  waren,  weder 
im  Hinblick  auf  die  Gebühren  für  Postanweisungen  noch  im 
Hinblick   auf  die   Gebühren    der  österreichischen    Postsparkasse. 

Der  Entwurf  kam  am  29.  Januar  1900  im  Reichstage  zum  ersten 
Male  zur  Beratung  ^).  Wenn  man  die  stenographischen  Berichte 
liest,  muss  man  die  betrübende  Wahrnehmung  machen,  dass  hier 
eine  für  die  Lebensinteressen  der  deutschen  Volkswirtschaft 
wichtige  Vorlage  zu  Falle  kam,  weil  von  all  den  Debatterednern 

i)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags,  X.  Legis- 
laturperiode, I.  Session  1898/1900.  V.  Band,  Berlin  1900,  Seite  3807  ff. 
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nur  die  wenigsten  wussten,  worum  es  sich  bei  dem  Entwurf 
eigentlich  handelte.  Die  meisten  Abgeordneten  hielten  ihn  nur 
für  einen  verkappten  Vorläufer  der  eigentlichen  Postsparkasse, 
ein  Abgeordneter  verstand  sogar  den  Unterschied  nicht  zwischen 
momentanen  Kassenüberschüssen  und  den  eigentlichen  Spar- 
geldern, wieder  andere  fürchteten  für  das  Fortbestehen  des  Spar- 
und  Scheckverkehrs  der  Genossenschaften.  Am  meisten  wurden 
sodann,  wie  schon  erwähnt,  die  Gebühren  bemängelt. 

Wie  man  es  nach  der  ersten  Debatte  nicht  anders  erwarten 
konnte,  wurde  der  Entwurf  von  der  Budgetkommission  am 
6.  März  ohne  jede  Sachkenntnis  umgemodelt,  ja  geradezu  zer- 
pflückt und  der  Regierung  wieder  überreicht.  Man  hatte  mit 
Rücksicht  auf  die  Sparkassen  und  Genossenschaften  jegliche 
Verzinsung  der  Konten  gestrichen,  dafür  die  Gebühren  fallen 
gelassen  und  der  Regierung  empfohlen,  sie  sollte  die  Stamm- 
einlage nach  der  Höhe  der  Umsätze  erhöhen  und  für  die  Gelder 
von  der  Reichsbank  eine  höhere  Verzinsung  zu  erlangen  suchen. 
Am  21.  März  fand  die  zweite  Lesung  statt  und  am  28.  März 
machte  der  Reichstag  die  Kommissionsbeschlüsse  zu  den  seinen. 
Es  war  selbstverständlich,  dass  die  Regierung  unter  den  da- 
maligen Verhältnissen  die  Vorlage  überhaupt  zurückzog. 

Die  Verhältnisse  haben  sich  seitdem  wenig  gebessert.  Unter 
dem  Einfluss  der  andauernden  Geldknappheit  ist  die  Frage,  wie 
unsere  Zahltechnik  verbessert  werden  kann,  wieder  in  den  Brenn- 
punkt des  öffentlichen  Interesses  getreten.  Man  hat  unter  dem 
Zwange  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eine  Vorlage  zum  Ge- 
setz erhoben,  durch  die  die  Reichsbank  ermächtigt  ist,  kleine 
Banknoten  auszugeben.  Dieses  Gesetz  dürfte  aber  wohl  nur 
geringe  Wirkung  haben.  Ferner  hat  man  zur  »Hebung  des  Scheck- 
verkehrst  ein  Scheckgesetz  erlassen.  Dieses  Gesetz  hat  zwar 
für  den  Gebrauch  von  Schecks  eine  rechtliche  Grundlage  ge- 
schaffen, die  bislang  fehlte,  wird  aber  nur  wenig  dazu  beitragen, 
den  Scheckverkehr  zu  heben.  Sein  Einfluss  auf  die  Verbesserung 
der  Zahltechnik  besteht  lediglich  darin,  dass  es  durch  einige 
Bestimmungen  (Haftpflicht  sämtlicher  Indossanten  und  begrenzte 
Umlaufsfähigkeit)  die  Reichsbank  in  die  Lage  setzt,  Schecks  zu 
diskontieren  ,  dass  es  also  eine  bessere  Einzugs-  bez.  Ciearing- 
möglichkeit  für  die  letzteren  schafft. 

Inzwischen  hatte  man  in  den  beteiligten  Kreisen  die  Erfolge 
des  österreichischen  und  schweizerischen  Postscheckverkehrs  mit 
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Aufmerksamkeit  verfolgt  und  war  sich  klar  geworden,  dass  eine 
gleiche  Einrichtung  zur  Verbesserung  der  deutschen  Zahltechnik 
das  einzig  erfolgreiche  Mittel  sei.  Presse,  Handelskammern, 
wirtschaftliche  Verbände  und  andere  Korporationen  traten  immer 
lebhafter  für  den  Postscheck  ein.  Die  Regierung  hat  sich  dem 
denn  auch  nicht  verschliessen  können  und  hat  dem  Reichstag  in 
einer  Denkschrift  zum  Etat  für  das  Jahr  1908  wiederum  die 
Einführung  des  Postscheck-  und  Giroverkehrs  empfohlen  *).  Leider 
hat  sie  den  Forderungen,  die  der  Reichstag  im  Jahre  1900  auf- 
gestellt hat,  nur  zu  sehr  Rechnung  getragen,  und  so  ist  eine 
Vorlage  entstanden,  die  uns  nur  dem  Namen  nach  einen  Post- 
scheck- und  Giroverkehr,  m  Wirklichkeit  dagegen  nur  einen  Post- 
anweisungsverkehr in  anderem  Gewände  und  mit  niedrigeren 
Gebühren  bringen  wird. 

Der  Entwurf  wurde  am  31.  März  1908*)  vom  Reichstage  zum 
ersten  Male  durchberaten  und  der  Budgetkommission  überwiesen, 
die  sich  in  ihren  Sitzungen  vom  7.  und  8.  April  1908  damit  be- 
fasst  und  ihn  angenommen  hat*). 

Der  Reichstag  hielt  dann  am  i.  Mai  1908*)  die  erste  und 
am  7.  Mai*)  die  zweite  Lesung  über  den  Entwurf  ab  und  nahm 
ihn  an.  Der  Postscheck-  und  Giroverkehr  wird  somit  am  i.  Januar 
1909  in  ganz  Deutschland  eingeführt,  da  auch  Bayern  und  Würt- 
temberg sich  zum  Erlasse    gleicher   Gesetze   entschlossen   haben. 

Die  Bestimmungen  über  den  Postscheck-  und  Giroverkehr 
stellen  eine  wesentliche  Verschlechterung  gegenüber  denen  der 
Vorlage  vom  Jahre  1899  dar.  Die  Organisation  des  neuen 
Dienstzweiges  der  Post  soll  zwar  dieselbe  bleiben,  wie  sie  1899 
gedacht  war.  Eine  Verzinsung  der  Konten  soll  dagegen  nicht 
stattfinden.  Die  Gebühren  vollständig  fallen  zu  lassen,  wie  es 
der  Reichstag  1900  verlangt  hatte,  hat  man  sich  nicht  entschliessen 
können,  aber  dieselben  sind  so  niedrig  angesetzt,  dass  sie  mit 
den  Zinseinnahmen  zusammen  zur  Not  die  Selbstkosten  der  Post 


i)  Verhandlungen  des  Reichstags,  XII.  Legislaturperiode,    I.  Session.    Anlagen 
zu  den  stenographischen  Berichten.    No.  664 — 820.  Berlin  1908.    No,  747. 

2)  Verhandlungen  des  Reichstags,  XII.  Legislaturperiode,  I.  Session,  Band  232, 
Berlin  1908,  Seite  4486  ff. 

3)  Verhandlungen  des  Reichstags,   XII.    Legislaturperiode,   I.  Session.     Anlagen 
zu  den  stenographischen  Berichten  No.  821—985,  Berlin  1908,  Seite  5310  f.  (No.  873). 

4)  Desgl.  Seite  4980  ff. 

5)  Desgl.  Seite  5224. 
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decken    und    gar    nicht    ins   Gewicht   fallen;    es   sollen    erhoben 
werden 

I)  bei  Bareinzahlungen  für  je  500  M.  oder  einen  Teil  dieser 
Summe  5  Pfg. 

II)  für  jede  Barrückzahlung 

a)  Vio  Voo  von  den  auszuzahlenden  Beträgen, 

b)  ausserdem  eine  feste  Gebühr  von  5  Pfg. 

III)  für  jede  Ueberweisung  von  einem  Konto  auf  ein  an- 
deres Postscheckkonto  3  Pfg. 

IV)  Erheischt  der  Kontoverkehr  eines  Kontoinhabers  jährlich 
mehr  als  600  Buchungen,  so  wird  ausser  den  I — III  aufgeführten 
Gebühren  für  jede  weitere  Buchung  eine  Zuschlaggebühr  von 
7  Pfg.  erhoben. 

Eine  gleichmässige  Stammeinlage  von  100  M.  hat  man  zwar 
beibehalten,  hat  dagegen  aber  für  Kunden,  die  ihr  Konto  stark 
benutzen,  die  obige  Zuschlaggebühr  von  7  Pfg.  festgesetzt,  die 
sich  geradezu  wie  eine  Strafprämie  für  reichliche  Benutzung 
einer  wirtschaftlichen  Zahlform  ausnimmt. 

Die  einzige  Verbesserung,  die  die  neue  Vorlage  gegenüber 
der  vom  Jahre  1899  bietet,  betrifft  die  Anlegung  der  Gelder. 
Dieselben  sollen  der  Reichsbank  nicht  zur  freien  Benutzung 
und  gegen  festen  Zinssatz  übergeben  werden,  wie  man  es  1899 
beabsichtigt  hatte,  sondern  sollen  von  dieser  selbständig  in  Schatz- 
scheinen, Staatspapieren,  in-  und  ausländischen  Wechseln,  Fonds 
zur  Förderung  von  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft  an- 
gelegt werden.  Ein  Teil  der  Gelder  soll  ferner  zur  Verstärkung 
der  Betriebsmittel  der  Post-  und  der  Reichskasse  dienen.  Die 
gesamten  Zinsen  fallen  dabei  der  Postverwaltung  anheim  unter 
Abzug  einer  Provision  von  V*  %•  ^*^  ^'^  Reichsbank  von  den 
von  ihr  verwalteten  Beträgen  erhebt. 

Es  ist  sehr  bedauerlich,  dass  die  Regierung  —  die  mit  der 
Vorlage  allem  Anscheine  nach  nur  eine  Verstärkung  der  Betriebs- 
mittel der  Postverwaltung  und  Reichskasse  im  Auge  hatte  — 
auch  trotz  der  schlechten  Erfahrungen  im  Jahre  1900  nicht  eine 
massige  Verzinsung  der  Konten,  vielleicht  in  Höhe  von  1,5 — 2%, 
vorgeschlagen  hat,  denn  ohne  eine  solche  wird  die  neue  Einrichtung 
nur  dem  Namen  nach  ein  Postscheck-  und  Giroverkehr  sein  und  die 
Bedeutung,  die  sie  sonst  für  Deutschland  haben  müsste,  auch  nicht  im 
entferntesten  zu  erlangen  vermögen.  Die  niedrigen  Gebühren,  wie  sie 
gegenüber  dem  Postanweisungsverkehr  bestehen,  werden  ja  natür- 
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lieh  eine  ganze  Menge  von  Personen  bewegen,  sich  ein  Konto 
eröffnen  zu  lassen,  ab.er  die  Zahl  der  Teilnehmer  wird  doch 
immer  nur  relativ  gering  bleiben,  denn  es  wäre  zu  naiv,  zu 
glauben,  dass  jemand,  der  über  keinen  allzugrossen  Zahlungs- 
verkehr verfügt,  der  Post  auch  noch  eine  unverzinsliche  Stamm- 
einlage von  loo  M.  belassen  sollte.  Und  dabei  ist  doch  eine 
möglichst  grosse  Teilnehmerzahl  überhaupt  erst  die  Grundlage, 
auf  der  sich  ein  wirksamer  Postscheck-  bez.  Ueberweisungsver- 
kehr  aufzubauen  vermag.  Dann  —  und  das  ist  der  wichtigste 
Einwand,  den  man  gegen  den  Entwurf  ins  Feld  führen  muss  — 
wird  die  Zinslosigkeit  der  Konten  bewirken,  dass  die  Summe  der 
Gelder,  die  die  Post  an  sich  ziehen  wird,  sich  nicht  viel  über 
den  Gesamtbetrag  der  Stammeinlagen  erheben  wird,  dass  die 
Summen,  die  eingezahlt  werden,  stets  bald  wieder  abgehoben 
werden.  Der  Post  fehlt  also  jede  Möglichkeit,  durch  grosse  Geld- 
mengen ,  die  sie  aus  den  Kassenschränken  der  mittleren  und 
kleineren  Geschäftswelt  herausziehen  und  dem  Markte  zuführen 
könnte ,  oder  durch  Ausgestaltung  des  Ueberweisungsverkehrs 
auf  den  Geldmarkt  einzuwirken,  denn  der  Ueberweisungsverkehr 
besteht  so  lange  nur  dem  Namen  nach ,  solange  die  zur  Ueber- 
weisung  gelangenden  Summen  nicht  auf  dem  Konto  vorhanden 
sind,  sondern  erst  eingezahlt  werden,  um  dann  sofort  wieder  ab- 
gehoben zu  werden. 

Die  Postscheckfrage  darf  für  Deutschland  durch  die  neue 
Einrichtung  keineswegs  als  gelöst  betrachtet  werden,  eine,  wenn 
auch  massige  Verzinsung  der  Konten  muss  trotz  des  —  meiner 
Meinung  nach  völlig  grundlosen  —  Widerstandes  der  Sparkassen 
und  Genossenschaften  unter  allen  Umständen  gefordert  werden, 
denn  erst  dadurch  vermag  der  Postscheckverkehr  Bedeutung  zu 
erlangen. 

Wie  schon  erwähnt,  herrscht  in  Deutschland  bei  den  kleineren 
Geschäftsleuten  in  weitem  Umfange  die  Unsitte,  dass  sie,  wenn 
sie  nicht  gerade  Kredit  brauchen,  mit  einer  Bank  am  liebsten 
nichts  zu  tun  haben,  sondern  meistens  ihre  eigenen  Kassenhalter 
sind.  Das  letztere  trifft  auch  auf  die  Landbewohner  zu,  die  mit 
einer  Bank  nicht  in  Verbindung  stehen,  weil  eben  keine  am  Platze 
vorhanden  ist.  Das  hat  zur  Folge,  dass  eine  grosse  Menge  Bar- 
geld tot  in  den  Kassenschränken  liegt  und  dem  Verkehr  entzogen 
ist.  Diese  Gelder  an  sich  zu  ziehen,  ist  nichts  so  geeignet,  wie 
der  Postscheck-  und  Giroverkehr,  aber  nur   unter  der  einen  Be- 


—     i88    — 

dingung,  dass  die  Konten  der  Teilnehmer  verzinst  werden. 

Vor  allem  wird  aber  der  geldlose  Zahlungsverkehr  durch  den 
Postscheck-  und  Giroverkehr  erst  dann  gefördert  werden  können, 
wenn  eine  Verzinsung  der  Konten  stattfindet. 

Nach  welchen  Richtungen  hin  die  Form  des  geldlosen  Zah- 
lungsausgleichs bei  uns  noch  von  nöten  ist,  ist  zu  bekannt,  sodass 
ich  hier  nur  einige  Punkte  herauszugreifen  brauche: 

i)  Postanweisungsverkehr.  Da  in  Deutschland  die 
Zahltechnik  noch  so  wenig  entwickelt  ist,  so  ist  es  nicht  verwun- 
derlich, dass  die  unwirtschaftliche  Zahlform  der  Postanweisung 
bei  uns  noch  am  verbreitetsten  ist,  wie  folgende  Tabelle  zeigt 
(1903)  0: 


Wie  man  sieht,  übertrifft  Deutschland  hinsichtlich  der  Höhe 
des  Postanweisungsbetrages  pro  Kopf  der  Bevölkerung  alle  Länder 
mit  Ausnahme  der  Schweiz,  das  hat  sich  aber  geändert,  seit  auch 
in  diesem  Lande  der  Postscheck  eingeführt  ist.  Bei  den  anderen 
Ländern^  vor  allem  England  und  Frankreich,  sind  die  geringen 
Ziflfern  auf  die  im  Gebrauch  befindlichen  Postnoten  (Postal  Order, 
bon  de  poste)  zurückzuführen ,  allein  es  bleibt  zu  bedenken» 
dass  diese  Geldsurrogate  indossierbar  sind  und  in  Zahlung  gege- 
ben werden  können,  somit  ein  bei  weitem  edleres  Zahlungsmittel 
darstellen  als  die  Postanweisung.  Unsere  Post  ist  ja  zwar  be- 
strebt gewesen,  die  doppelten  Bargeldumsätze  im  Postanweisungs- 
verkehr nach  Möglichkeit  einzuschränken,  indem  sie  es  ermöglicht 
hat,  dass  Ein-  und  Auszahlungen  auf  Grund  von  Postanweisungen 
über  Reichsbankgirokonto,  sogar  über  das  Konto  anderer  Personen, 
bewirkt  werden  können.  Der  Erfolg  ist  jedoch  nicht  gross ;  1906 
wurden  von  22,5  Milliarden  Mark  Umsatz  rund  ^/i  Milliarde  auf 
diese  Weise  ein-  und  2,2  Milliarden  Mark  ausgezahlt,  der  Rest 
wurde  dagegen  bar  ein-  und  ausgezahlt,  d.  h.  die  Geldbriefträger 
trugen  jeden  Tag  ca.  20  Millionen  Mark  in  ihren  Taschen  herum. 

i)  G.  Kriim<ry  Das  Postbankwesen    in   Conrads  JahrbQchern  für  Nationalökono- 
mie und  Statistik,  III.  Folge,  Band  33,  Jena  1907,  Seite  213. 


T  Hnder 

Stücke  in 

Betrag  in 

Pro  Kopf  der  Bevölkerung 

1000 

1000  Frs. 

Stück         Betrag  in  Frs. 

Deutschland 

'74752 

12870469 

2,9                   219,6 

Ocstcrreich 

35  434 

I  765  126 

1.3                     65,4 

Belgien 

4190 

290  828 

0.9                     67,0 

Frankreich 

48359 

I  817  178 

1,2                     46,5 

England 

104  505 

I  940  826 

2,4                     44,8 

Italien 

17  165 

I  147752 

0.5                     34,5 

Schweiz 

8744 

787  869 

2,6                   231,6 
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Der  Postscheck-  und  Giroverkehr  würde  zweifellos  den  rückständigen 
Postanweisungsverkehr  ganz  gewaltig  einschränken,  wenn  eine 
Verzinsung  der  Konten  stattfände. 

2)  Hypothekenverkehr.  Mit  diesem  Punkte  berühre 
ich  eines  der  leidigsten  Kapitel  aus  der  deutschen  Volkswirtschaft. 
Es  ist  bei  uns  Gewohnheit  geworden,  dass  an  den  Quartalstermi- 
nen mit  der  Bezahlung  der  Anleihezinsen,  Beamtengehälter,  Mieten 
und  Börsenverpflichtungen  die  Bezahlung  der  Hypotheken  und 
Hypothekenzinsen  erfolgt.  Da  es  sich  bei  den  letzteren  um  ganz 
gewaltige  Summen  handelt,  die  zum  grössten  Teil  bar  bezahlt 
werden,  so  wird  der  Geldmarkt  an  diesen  Zeitpunkten  immer  in 
empfindlicher  Weise  gestört.  Man  hat  die  Notwendigkeit  von  Re- 
formen auf  diesem  Gebiete  schon  längst  erkannt,  und  unsere 
Reichsbank  ist  dabei,  einen  Hypothekenabrechnungsverkehr  zu 
schaffen;  aber  sie  wird  dabei  immer  nur  einen  geringen  Teil  des 
Hypothekenverkehrs  an  sich  ziehen  können.  Meiner  Ansicht  nach 
würde  der  Postscheck-  und-  Giroverkehr  mit  seinem  das  ganze 
Land  umfassenden  Abrechnungswesen  hierin  gründlich  Wandel 
schaffen,  wenn  die  Bevölkerung  durch  Verzinsung  der  Einlagen 
dazu  angelockt  würde,  sich  seiner  zu  bedienen. 

3)  Steuerzahlung.  Auf  diesem  Gebiete  ist  es  in 
Deutschland  noch  ausserordentlich  traurig  bestellt,  anderen  Län- 
dern, .besonders  Oesterreich  gegenüber.  Der  grösste  Teil  aller 
Steuern  wird  noch  in  bar  an  die  Steuerkassen  abgeführt,  ja  es 
kommt  sogar  immer  wieder  vor,  dass  die  Steuerämter  die  Be- 
zahlung mit  Schecks  in  fast  unglaublicher  Kurzsichtigkeit  ablehnen. 
Der  Postscheck  ist  geeignet,  die  Barzahlung  auf  diesem  Gebiete 
vollständig  zu  verdrängen,  wenn  durch  Verzinsung  der  Konten 
dafür  gesorgt  wird,  dass  die  Postgiro -Ueberweisung  nicht  nur 
dem  Namen  nach,  sondern  tatsächlich  besteht. 

4)  Beamtengehälter.  In  der  Zahlung  der  Beamten- 
gehälter, die  früher  ausschliesslich  in  bar  erfolgte,  ist  ja  seit 
einiger  Zeit,  insonderheit  von  seiten  der  Kommunen,  schon  ein 
erfreulicher  Wandel  eingetreten,  insofern  die  Barzahlung  durch 
Banküberweisung  oder  Scheck  jetzt  schon  reichlich  vorkommt^). 
Aber  es  bleibt  hierin  noch  viel  zu  tun.  Würden  im  Postscheck- 
und  Giroverkehr  Zinsen   bezahlt,    so  wäre  es  denkbar,   dass  sich 


i)  Vergl.  hierüber  Siegfried  Buff^  Die  bargeldlose  Zahlung  und  die  deutschen 
Behörden,  in  den  Anoalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Volkswirtschaft,  München  1907,  S.  788  flf. 
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eine  grosse  Reihe  von  Beamten,  insonderheit  solcher,  die  auf 
dem  Lande  wohnen,  ein  Postscheckkonto  eröffnen  Hessen,  auf 
das  dann  die  Gehälter  einfach  überwiesen  würden. 

Damit  will  ich  es  genug  sein  lassen.  Wird  auch  der  Post- 
scheck- und  Giroverkehr  in  der  Gestalt,  wie  er  am  i.  Januar  1909 
in  Deutschland  in  Kraft  tritt,  von  nur  geringem  Einfluss  auf  die 
Verbesserung  unserer  Zahltechnik  sein,  so  ist  doch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  er  für  die  Erziehung  unserer  Bevölkerung  zum 
Scheckverkehr  grosse  Bedeutung  hat,  und  man  muss  sich  somit 
freuen,  dass  überhaupt  ein  Anfang  gemacht  ist 


Veblao  von  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  in  Tübingen. 

Der  Postscheck. 

Eine  volkswirtschaftliche  und  juristische  Studie. 

Mit  Berücksichtigung 

der  österreichischen,  deutschen  und  schweizerischen 

Verhältnisse. 

Von 

Dr  jur.  Manfred  Kirschberg. 

8.     1906.     M.  5.40.     Gebunden  M.  6.40. 

Ein  Prospekt,   in  welchem  eine  Anzahl  Rezensionen  abgedruckt  sind, 
steht  zur  Verfügung. 


Einführung 


in  die 

Versichenings-Praxis. 

Eine  Sammlung  von  Formularen  und  Aktenstücken  aus  dem 
Betriebe  aller  Zweige  der  Privat-  und  der  Sozial- Versicherung. 

In  zwei  Bänden. 

Erster  Band:  Privat-Versicherung. 

Lex.  8.   1908.   M.  5.60.   Gebunden  M.  6.60. 

Zweiter  Band :  Sozial-Versicherung. 
Lex.  8.      xgo8.      M.  2.40.      Gebunden  M.  3.40. 

»Dieses  Buch  ist  geeignet,  aufklärender  und  belehrender  zu  wirken,  als  die 
besten  theoretischen  Lehrbücher  über  das  Versicherungswesen.  Was  ist  in  der 
Assekuranz  die  Theorie?  Ein  blosser  Gedanke.  Hier  aber  steht  der  reiche  Baum 
des  Lebens,  mit  den  tausendfachen  goldenen  Früchten  der  Erfahrung  behangen  vor 
uns  und  zeigt  allen,  wie  tief  durchdacht,  organisch  gewachsen  und  voll  gereift  die 
heutigen  Einrichtungen  des  Privat-Versicherungswesens  sind  und  wie  eng  sie  sich 
den  Anforderungen  und  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens  angepasst  haben. c 

Allgemeine  Versicherungspresse  1907  No.  48. 

»Wir  kommen  umso  lieber  auf  die  Herausgabe  dieser  Sammlung  zurück,  als 
damit  einem  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswissens  noch  herrschenden  Mangel 
abgeholfen  wird.  In  erster  Linie  wird  der  Band  ja  als  Hilfsmittel  beim  versiche- 
rungswissenschaftlichen Unterricht  dienen,  dann  aber  auch  denen  ein  angenehmes 
Nachschlagewerk  sein,  die  Beruf  oder  Neigung  mit  der  Materie  in  Berührung  kom- 
men lässt So  ist  hier  ein  wirklich  nützliches  Hilfsmittel  für  das  Erfassen 

des  Versicherungsgedankens  und  für  das  Eindringen  in  die  fein  verästelten  Zweige 
des  Versicherungswesens  geschaffen,  dessen  Nutzen  ein  unverkennbarer  ist.« 

Deutsche  Versicherungspresse   1907  Nr.  45. 


Berlag  ber  1^.  I  a  u  p  p  *  ft^en  Bud^^anblung  ttt  lubingert. 


33orträfle  uub  .3Jetfu(ä&e. 

SBon 

Dr.  ^.  ^IfitQer, 

orb.  9rof(ffor  an  bcr  Untoerfitftt  Sei)}|i0. 

8.     1908.     ®ebunbcn  Tl.  7.20. 


Veblao  von  J.  C.  B.  M  o  h  b  (Paul  Siebeck)  in  Tübinobn. 


Die  Hilfskassen  in  Gegenwart  und  Zukunft. 

Von 

Dr.  Franz  Leyers. 

Qross  8.     1908.    Im  Einzelverkauf  M.  5.—. 

(Abbandlungen  aus  dem  Staats-,  Yerwaltnngs-  und  Völkerrecht,  Band  IV,  Heft  1.) 


Rechtsbeziehungen  zwischen 

Krankenkassen  und  Berufsgenossenschaften 

nach  §  25  des  Gewerbe-Unlallversiohenmgsgesetzes. 

Von 

Dr.  Josef  Esters. 

Gross  8.     1908.    Im  Einzelverkauf  M.  3.80. 

(Abhandlungen  aus  dem  Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht,  Band  IV,    Heft  2.) 

Vergeltungsstrafe  und  Schutzstrafe. 
Die  Lehre  Lombrosos. 

Zwei   Vorträge 
von 

Reinhard  Frank. 

8.    1908.    M.  —.80. 

Die  Grundlagen 
des   revolutionären  Pacifismus. 

Von 

Alfred  H.  Fried. 

8.  1908.  M.  1.-. 

Die  Schrift  des  bekannten  Wiener  Vorkämpfers  der  Friedensidee  ist  f ftr 
alle  Freunde  einer  besonnenen  Frledenspropasranda  von  hohem  In- 
teresse. 

Druck  von  H.  Laupp  jr  in  Tübingen. 
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.\n  dieser  Stelle  mochte  ich  schliesslich  den  Hcfrren  Dr.  Fuchs,  Archivar  der 
Denischen  Bank  in  Berlin,  sowie  Herrn  August  Stern  meinen  herzlichen  Dank 
für  die  Unterstützung  aussprechen,  welche  diese  Herren  durch  Beschaffung  von  wert- 
vollem Material    und    durch  Aufklärung    einiger  Punkte    mir    zuteil    werden    liessen. 


Einleitung. 


Innerhalb  der  letzten  Jahrzehnte  ist  in  Deutschland  eine  An- 
zahl von  Gesellschaften  entstanden,  welche  die  alte  Einrichtung 
der  Treuhand  auf  Verhältnisse  anwenden  wollen,  die  durchaus 
Erzeugnisse  des  modernen  Kapitalismus  sind.  Durch  diese  eigen- 
artigen Gebilde  haben  die  uralten  Rechtsbegriffe  der  Treuhand 
und  des  Treuhänders  eine  Neubelebung  erfahren.  Infolge  der 
Rechtsentwicklung  waren  diese  Institutionen  in  Deutschland  zwar 
nicht  ausgerottet,  wohl  aber  sehr  zurückgedrängt  worden.  Forscht 
man  der  Tätigkeit  jener  Gesellschäften  nach,  so  lassen  sich  deut- 
lich 3  Hauptfunktionen  unterscheiden: 

I.  Die  eigentliche  Treuhändertätigkeit  be- 
stehend in  der  Anlage  und  Verwaltung  von  Vermögen  oder  Ver- 
mögensteilen   im    eigenen    Namen    zu    Gunsten   dritter  Personen. 

II.  Fürsorge  für  bedrängte  Gläubiger  durch 
Schutzvereinigung  gegenüber  fremden  Staaten  und  Unterneh- 
mungen, durch  Sanierung  und  Pfandhalterschaft  gegenüber  in- 
ländischen Schuldnern. 

III.  Revision  von  Büchern  und  Bilanzen  an- 
derer   Unternehmungen. 

Untersucht  man  im  einzelnen  diese  drei  Hauptfunktionen,  so 
ergibt  sich,  dass  überall  englische  und  amerikanische  Vorbilder 
wirksam  gewesen  sind.  Es  gliedert  sich  daher  die  vorliegende 
Arbeit  folgendermassen :'    ' 

Das  I.  Kapitel  enthält  eine  Schilderung  des  Wesens  und  der 
Bedeutung  des  englischen  Treuhänders,  des  Trustee,  der  im 
wesentlichen  die  Verwaltung  fremden  Vermögens  zu  erledigen  hat. 

Kapitel  II  stellt  die  Ausbildung  und  Weiterentwicklung  des 
Trustee  zu  den  Trust  Companies  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nord-Amerika  dar. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  28.  I 
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In  Kapitel  III  wird  der  Haupttypus  der  Schutzvereinigung, 
der  Council  of  Foreign  Bondholders  in  London  geschildert. 

Sodann  wird  zu  den  deutschen  Treuhandgesellschaften  über- 
gegangen, die  in  Kapitel  IV  zur  Darstellung  gelangen,  das  in 
4  Abschnitte  zerfällt. 

Abschnitt  I  enthält  zunächst  die  eigenartige  Geschichte  des 
ersten  in  Deutschland  gegründeten  Unternehmens:  Die  deutsche 
Treuhandgesellschaft. 

In  Abschnitt  II  werden  die  Funktionen  der  deutschen  Treu- 
handgesellschaft im  einzelnen  systematisch  dargestellt  Bei  der 
Darlegung  des  Wesens  und  der  Bedeutung  der  Bücherrevision 
ist  auch  ein  besonderer  Abschnitt  den  britisch-amerikanischen 
Revisoren,  den  Auditors  und  Accountants  gewidmet. 

Abschnitt  III  beschäftigt  sich  mit  den  anderen  deutschen 
Treuhandgesellschaften. 

In  Abschnitt  IV  wird  die  Stellung  und  Bedeutung  der  Treu- 
handgesellschaften im  deutschen  Wirtschaftsleben  untersucht. 
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I.    Kapitel. 

Das  englische  Treuhandrecht  und  seine  Bedeutung. 
A.  Treuhänder  und  Trustee  als  Rechtsbegriffe. 


Der  Treuhänder  des  deutschen  Rechts  hat  mit  dem  englischen 
Trustee  als  Rechtsinstitution  den  gemeinsamen  Boden  des  alt- 
germanischen Volksrechts.  Heusler^)  führt  das  ganze  Rechts- 
verhältnis auf  den  Salmann  des  langobardischen  Rechtes  zurück. 
Als  solcher  ist  der  Treuhänder  von  wesentlicher  Bedeutung  als 
Mittelsmann  beim  Erbübergang  eines  Gutes  (der  Sala  oder  Säle). 
Der  Salmann  erhält  das  Gut  vom  Erblasser  zu  treuen  Händen,  »in 
fidem  ei  committitur,  in  fidei  suae  manum,  in  fidelem  manum 
traditur,  delegaturc  *),  d.  h.  das  Gut  wird  einer  Person  übergeben, 
»deren  Gewalt  über  die  Sache  von  vornherein  im  Sinne  einer 
solchen  Vertrauensstellung  rechtlich  normiert  ist«.  Durch  die 
Tradition  des  Gutes  entsteht  >eine  Herrschaft  des  Salmanns  über 
das  Gut  und  damit  ein  dingliches  Recht«,  Heusler  stellt  dieses 
Recht  dem  des  Vormundes  am  Mündelgut  gleich.  Ebenso  be- 
steht aber  für  den  Salmann  eine  obligationenrechtliche  Ver- 
pflichtung gegenüber  dem  Erblasser  oder  Tradenten  des  Gutes. 
Denn  dieses  wird  nicht  der  Willkür  des  Salmanns  überantwortet, 
sondern  jener  verspricht  mit  Annahme  des  Amtes,  dass  er  sich 
streng  an  den  ihm  erteilten  Auftrag  halten  werde  zu  Gunsten 
des  Destinatars. 

Die  Fälle  der  Anwendung  dieser  Rechtsform  sind  besonders 
zahlreich   bei  den  im  Mittelalter  häufigen  Vermächtnissen  an  die 


i)  A.  Heusler ,    Institutionen  des  deutschen  Privalrechts.    Leipzig  1885.    Bd.  I, 
S.  215  ff. 

2)  Derselbe,  S.  220. 

I* 
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Kirche,  freilich  auch  bei  solchen  an  weltliche  Erben*). 

Nach  der  Rezeption  des  römischen  Rechtes  trat  der  deutsche 
Treuhänder  mehr  und  mehr  zurück.  Doch  ist  die  Institution 
nie  völlig  untergegangen,  vielmehr  kam  sie  wieder  stärker  zum 
Durchbruch  im  neuesten  deutschen  Recht  ^). 

Alfred  Schnitze  fasst  in  seiner  Schrift  »Treuhänder  im  gelten- 
den bürgerlichen  Rechte  S.  103  das  Wesen  des  deutschen  Treu- 
händers in  seiner  modernsten  Gestalt  folgendermassen  zusammen: 

»Wer  Rechte  als  Eigenrechte  empfangen  hat  mit  der  Be- 
stimmung, sie  nicht  im  eigenen  Interesse  zu  gebrauchen,  ist  nach 
einem  aus  der  älteren  deutschen  in  die  moderne  Rechtssprache 
übergegangenen  Ausdruck  ein  Treuhänder.  Man  erwartet  von 
ihm  Uneigennützigkeit  und  Treue  im  Gebrauch  seiner  Rechte. 
Die  empfangende  Hand  wird  als  treue  Hand  (manus  fidelis)  ver- 
mutet. Die  Kennzeichnung  der  Rechtsmacht  des  Treuhänders  ist 
eine  dreifache: 

1.  Der  Treuhänder  hat  eigene  d.  h.  im  eignen  Namen 
ihm  zustehende  Rechte.  (Den  Gegensatz  hierzu  bildet  die  Rechts- 
macht des  »Vertreters«,  die  Vertretungsmacht.) 

2.  Der  Treuhänder  hat  diese  Rechte  nicht  im  eigenen 
Interesse. 

3.  Er  hat  sie  empfangen  entweder  durch  privates  Rechts- 
geschäft oder  durch  obrigkeitlichen  Akt  oder  unmittelbar  durch 
das  Gesetz,  und  zwar  in  allen  Fällen  mit  der  Bestimmung  des 
Nichtgebrauchs  im  eigenen  Interesse«. 

Dem  deutschen  Treuhänder  entspricht  vollkommen  der  eng- 
lische »Trustcec,  Das  Rechtsverhältnis  der  Treuhand  ist  der 
Trust.  Derjenige,  zu  dessen  Gunsten  ein  Trust  errichtet  wird, 
heisst  in  der  englischen  Rechtssprache  >cestui  que  trust«  oder 
»beneficiary«  ^). 

Dieser  Trust  hat  sich  unter  der  Herrschaft  des  englischen 
Gewohnheitsrechtes,  gänzlich  ungestört  vom  römischen  Rechts- 
gedanken, entwickeln  können.  Heute  ist  er  ein  wichtiger  Be- 
standteil des  britischen  Familien-  und  Sachenrechtes.  Derzeit 
können  Trusts    für  alle   Arten    von   Vermögen   errichtet  werden. 


\\  H.  Bruntter,  Quellen  und  Geschichte  des  deutschen  Rechts,  bei  v,  Holtun^ 
dorff,  Enzyklopädie  der  Kechtswis'^enscliaft,  6.  Aufl.    Leipzig  u.  Berlin  1904.    S.  261. 

2)  Ä'.  Gurke,  Grund/üge  des  deutschen  Privatrechts,  bei  v.  Holttendcrff ^  Enzy- 
klopädie  I,  S.  452. 

3)  IVhartcn-i,  Law-Lexicon,  10.  Ed.  by  J.  M.  Lely.  1902.  London,  s.  v.  »Truste. 
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Dies  ist  das  Ergebnis  eines  jahrhundertelangen  rechtshistorischen 
Entwicklungsprozesses*).  Die  einzelnen  Phasen  desselben  zu  ver- 
folgen, kann  nicht  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein.  Hier  genüge  die  Fest- 
stellung, dass  an  der  Ausbildung  dieses  Rechtsinstitutes  beson- 
ders die  Rechtssprechung  des  High  Court  0/ CAancer}^  ^)  beteiligt 
gewesen  ist.  In  neuerer  Zeit  hat  sich  die  Gesetzgebung  vielfach 
mit  den  Trusts  und  Trustees  beschäftigt.  R.  Benny  Urlin  führt 
in  seinem  »The  Law  of  Trustees«  (S.  103 — 106)  nicht  weniger 
als  33  verschiedene  Gesetze  von  1796  bis  1892  an,  die  sich 
entweder  ganz  oder  teilweise  mit  dieser  Materie  beschäftigt 
haben.  Zu  einem  gewissen  Abschluss  und  einer  Art  Kodifizierung 
ist  die  Treuhandgesetzgebung  in  England  durch  den  Trustee  Act 
von  1893,  56  und  57  Vict  c.  53  und  den  Judicial  Trustees  Act 
von  1896,  59  und  60  Vict.  c.  35  gekommen.  Aus  diesem  heute 
geltenden  Recht  ist  das  Wesen  und  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
des  Trust  in  Grossbritannien  deutlich  zu  erkennen,  weshalb  im 
folgenden  auf  diese  Gesetze  näher  eingegangen  wird. 

B.  Das  heutige  englische  Treuhänder-Recht  nach  dem  Trustee 
Act  von  1893  und  dem  Judicial  Trustees  Act  von  1896^). 

§  2.    Arten   von  Trusts. 

Der  Trustee  Act  von  1893  und  der  Judicial  Trustees  Act 
von  1896  gelten  in  Grossbritannien  für  Trusts  aller  Art.  Der 
Trust  selbst  hat  in  neuerer  Zeit  eine  immer  weitere  Ausbildung 
erhalten.  Für  sehr  verschiedene  Zwecke  hat  man  diese  Rechts- 
form gewählt.  Schliesslich  ist  nur  noch  der  Name  Trust  das 
letzte  Verbindungsglied  zwischen  der  ursprünglichen  Einrichtung 
und  den  neuen  Gebilden  geblieben,  deren  wirtschaftliche  und 
rechtliche  Bedeutung  aber  eine  ganz  andere  geworden  ist. 

Trusts  werden  z.  B.  sehr  oft  in  England  für  religiöse  und 
Kultuszwecke  errichtet.  Besonders  die  Kirchen,  Kapellen  und 
Bethäuser  der  Nonconformistischen  Gemeinden  und  Sekten  bilden 


i)  E.  Hey  mann  y  Ueberblick  über  das  englische  Privalrecht,  bei  z/.  Holtzendorffy 
Enzyklopädie,  I.  S.  811— 812. 

2)  Ueber  denselben  s.  Heymann  a.  a.  O.  S.  801—803. 

3)  Für  die  folgende  Darstellung  wurden  benutzt :  K,  Denny  Urlin  ,  The  Law 
of  Trustees,  their  Duties  and  Liabilities  ;  with  the  Trustee  Act,  1893.  London  1904, 
ferner  von  demselben:  The  Investment  of  Trust-Funds.  London  1906.  Zitiert  »In- 
vestment«. 


—    6     — 

meist  Gegenstand  einer  Truststiftung.  Zwar  ist  mit  ihnen  oft 
die  Verwaltung  eines  nicht  unbeträchtlichen  Vermögensbesitzes 
verbunden.  Doch  haben  hier  die  Trustees  vor  allem  auch  reli- 
giöse Pflichten.  Doch  sind  solche  nicht  allein  massgebend. 
Unter  den  Gründen,  die  für  Absetzung  von  religious  trustees  als 
gültig  anerkannt  werden,  nennt  Urlin  (S.  48)  neben  »opinions 
widely  differing  from  those  of  the  congregationc  besonders  lob- 
stinacyc  und  »misconduct«.  Aehnlich  steht  es  mit  den  soge- 
nannten charitable  Trusts  für  wohltätige  Zwecke,  für  die  be- 
sondere gesetzliche  Bestimmungen  bestehen. 

Eine  sehr  eigentümliche  und  wichtige  Weiterbildung  der 
Trusts  sind  die  sogenannten  Investment  Trusts,  Trust  Companies, 
auch  >omnibus€  genannt,  für  die  Max  Törgens^)  als  Unterschied 
zur  >Treuhand-Gesellschaft*  den  Begriff  »Finanzielle  Trust-Ge- 
sellschaft« geprägt  hat.  Hier  handelt  es  sich  zunächst  um  die 
Vereinigung  der  Anteile  vieler  kleiner  Kapitalisten.  Für  diese 
Anteile  werden  von  der  Gesellschaft  unter  Leitung  ihrer  Trustees 
Obligationen  ausgegeben,  während  das  Kapital  in  verschiedenen 
höher  verzinslichen  Wertpapieren  angelegt  wird  und  zwar  in  be- 
stimmten Verhältnissen,  um  Verluste  in  einem  Papier  durch  Ge- 
winne in  anderen  auszugleichen,  und  damit  eine  höhere  Ge- 
samtverzinsung der  Obligationen  zu  erzielen.  Allmählich  ver- 
wandelten sich  diese  Investment  Trusts  in  Aktiengesellschaften 
und  wurden  wirtschaftlich  mehr  und  mehr  zu  den  Hauptemis- 
sions-Instituten  Englands,  da  ja  bis  vor  wenigen  Jahren  diese 
Tätigkeit  von  den  englischen  Banken  nicht  ausgeübt  wurde.  Be- 
sonders wichtig  wurde  die  Tätigkeit  dieser  Gesellschaften  bei  der 
Gründung  und  Kontrollierung  der  südafrikanischen  Goldminen- 
Gesellschaften. 

Aus  AktienkontroU- Gesellschaften  haben  sich  schliesslich 
auch  die  grossen  Industrietrusts  der  Vereinigten  Staaten*)  ent- 
wickelt. Selbstverständlich  ist  es  jedoch  nicht  Aufgabe  dieser 
Arbeit,  diesen  Umbildungen  und  Abzweigungen  der  ursprünglichen 
Trustform  nachzugehen. 

§  3.    Errichtung   des   Trust'). 
Das  Gesetz  definiert  nirgends  den  Trust.     Doch  wird  in  der 

i)  Af,   Jorf^eris,  Finnnzielle  Trustgescllschaftcn.  St uUgart  u.  Berlin  1902,  S.  I— la 

2)  Af.  Ktmpin,  Die  amerikanischen  Trusts.  Archiv  f.  bürgcrl.  Recht,  Bd.  VII 
S.  334  ff. 

3)  i'rlin,  S.   18,  19,   21. 
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Praxis  angenommen:  »ein  Trust  ist  errichtet,  wo  die  Absicht  des 
Errichters  deutlich  ausgedrückt  ist,  dass  er  ihn  sogleich  und  nicht 
erst  in  der  Zukunft  errichten  wolle«.  Diese  allgemeine  Regel 
wird  jedoch  durch  das  >Statute  of  Frauds«  erheblich  einge- 
schränkt. Dieses  Gesetz  verlangt  für  die  Gültigkeit  eines  Trust 
über  unbewegliches  Vermögen  (real  property)  ausdrücklich  eine 
schriftliche  Urkunde.  Dagegen  genügt  für  bewegliches  Ver- 
mögen (personal  property)  zur  Trusterrichtung  eine  nur  münd- 
liche Erklärung,  vorausgesetzt,  dass  der  Trust  noch  zu  Lebzeiten 
des    Stifters  in  Kraft   treten    solP). 

Grundsätzlich  kann  jede  Art  von  Vermögen  Gegenstand  einer 
Trustverwaltung  werden,  mag  es  nun  in  Geld  oder  Effekten, 
Grundbesitz  oder  Pachtungen  bestehen,  sei  es  schon  im  Besitz 
des  Stifters  oder  habe  er  und  seine  Rechtsnachfolger  erst  An- 
wartschaft darauf.  Natürlich  kann  ein  Trust  für  null  und  nichtig 
erklärt  werden,  wenn  er  gegen  das  Gesetz,  die  guten  Sitten  oder 
die  öffentliche  Sicherheit  verstösst.  Auch  sind  Trusts  mit  be- 
trügerischen Hintergedanken  nicht  erlaubt,  z.  B.  um  die  An- 
sprüche von  Gläubigern  zu  beseitigen.  —  Es  fragt  sich  nun,  wer 
kann  Trustee  werden? 

Im  allgemeinen  kann  zum  Trustee  bestellt  werden  jede  Person, 
welche  die  Volljährigkeit  erlangt  hat  und  sich  im  Besitze  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  befindet.  Für  verheiratete  Frauen,  die 
sich  während  ihrer  Ehe  in  England  durch  Verträge  nicht  ver- 
pflichten können  und  für  Ausländer  bestehen  gewisse  Ein- 
schränkungen. Da  das  Gesetz  nichts  über  die  Trusteefähigkeit 
juristischer  Personen  enthält,  können  auch  diese  zu  Trustees 
ernannt  werden. 

§4.    Zahl   der   Trustees^). 

Die  Zahl  der  gesetzlich  erlaubten  Trustees  ist  unbeschränkt; 
eine  tatsächliche  Ausnahme  nur  ist  vorhanden.  Wo  nämlich  das 
Trustvermögen  aus  Effekten  besteht,  werden  diese  gewöhnlich 
bei  der  Bank  of  England  deponiert  und  zwar  auf  den  Namen 
der  Trustees.  Von  diesen  aber  kann  die  Bank  nach  ihren  Grund- 
sätzen nicht  mehr  als  vier  auf  ein  Konto  eintragen. 

Es  ist  vorteihaft,  mehrere  Personen  gleichzeitig  als  Trustees 
einzusetzen.      Die  Ernennung    eines    einzigen  Trustee,    selbst  bei 

i)    Wharton\  Law-Lexicon,  s.  v.  >Trust€   S.  769. 
2)   Urlin,  S.  17—18,    20 — 21. 
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geringem  Vermögen,  ist  zwar  rechtlich  möglich,  ein  solcher 
würde  aber  tatsächlich  eine  unbeschränkte  Verfügungsgewalt  be- 
sitzen, da  er  nicht  unter  der  Kontrolle  von  Co-Trustees  steht. 
Dieser  Umstand  kann  ihn  leicht  verführen,  das  Trustvermögen 
zu  unerlaubten  Spekulationen  zu  benutzen. 

Durch  den  Conveyancing  Act  von  1882  (Gesetz  betr.  Eigen- 
tumsübertragungen) ist  in  dieser  Beziehung  noch  eine  besondere 
Neuerung  geschaffen  worden:  »besondere  Trustees  für  besondere 
Vermögensanteile«.  Vorher  konnten  Trustees  nur  für  das  ge- 
samte Trustvermögen  bestellt  werden.  Dies  erwies  sich  in  vielen 
Fällen  als  unbequem,  z.  B.  wo  Töchter  des  Erblassers  oder 
Truststifters  gestorben  und  dadurch  ganz  neue  Interessen  und 
Verbindungen  entstanden  waren.  In  solchen  Fällen  ist  es  offen- 
bar viel  praktischer,  dass  jedes  Kind  des  Trust-Enichters  einen 
besonderen  Trustee  für  seinen  Vermögensanteil  erhält. 

§  5.    Annahme,   Ablehnung   und    Niederlegung 
des    Trusteeamtes^). 

Auch  für  die  rechtsgültige  Annahme  einer  Trustverwaltung 
durch  einen  Trustee  bestehen  keine  festen  gesetzlichen  Vor- 
schriften. Es  ist  sogar  schwierig,  genau  zu  sagen,  welche  Hand- 
lungen eine  solche  Annahme  in  sich  schliessen.  Gewöhnlich  ge- 
schieht die  Annahme  durch  die  Vollziehung  d.  h.  Unterzeichnung 
der  Trusturkunde.  Bei  einem  Testament  würde  die  Vollziehung 
einer  Annahmebestätigung  (taking  out  of  a  probate)  genügen. 
Aber  auch  jede  direkte  Beteiligung  an  der  Inventarisierung  und 
Verwaltung  der  Erbmasse  oder  die  Unterzeichnung  irgend  eines 
Dokumentes  in  der  Eigenschaft  eines  Testamentsvollstreckers 
oder  Trustee  seitens  der  vom  Erblasser  bezeichneten  Person  gilt 
als  Annahme.  Mit  anderen  Worten,  konkludente  Handlungen 
begründen  die  Uebernahme  eines  Trust  in  ausreichender  Weise, 
Was  diese  unter  Umständen  für  den  Trustee  bedeuten,  welche 
Gefahren  er  durch  leichtherzige  Annahme  heraufbeschwören 
kann,  wird  später  dargelegt  werden. 

Es  gibt  jedoch  einen  gewissen  Unterschied    zwischen  schrift- 
licher   und    stillschweigender  Annahme    für    den  Benefiziar.     Hat 
sich  der  Trustee  nämlich  durch  schriftliche  Vertragsurkunde  (co 
venant)  verpflichtet,  so  kann  er  mit  seinem  Vermögen  bei  Trust- 


i)  Urlin,  S.  8  u.   12. 
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bruch  (breach  of  trust)  mit  der  strengeren  Haftung  belastet 
werden,  welche  für  eine  schriftlich  beurkundete  Schuld  gilt,  so- 
genannte specialty  debt.  Im  andern  Falle  besteht  für  diese 
Deliktsschuld  nur  ein  Vorrecht  des  Gläubigers,  wie  für  eine  Ver- 
tragsschuld. Formell  beurkundete  Schulden,  sogenannte  obli- 
gations  under  seal,  haben  aber  ein  Vorrecht  vor  einfachen  For- 
derungen. Dieser  Fall  kann  für  den  Benefiziar  natürlich  sehr  be- 
deutungsvoll werden,  wenn  das  Vermögen  des  Trustee  sich  als 
ungenügend  gegenüber  den  gesamten  Forderungen  erweist. 

Für  den  Trustee  selbst  besteht  durchaus  dieselbe  Verantwort- 
lichkeit und  Haftbarkeit,  mag  er  den  Trust  durch  Annahmebe- 
stätigung übernommen  oder  sich  stillschweigend  durch  sein  Ver- 
halten mit  dem  Trustee-Amte  identifiziert  haben. 

Niemand  ist  aber  zur  Annahme  verpflichtet,  selbst  nicht  die 
nächsten  Verwandten  des  Stifters.  Hat  der  zum  Trustee  Er- 
nannte die  Absicht,  die  Stellung  abzulehnen,  so  genügt  eine 
schriftliche  Erklärung,  sogenannte  Deed  of  Disclaimer,  worin  er 
seine  Ablehnung   ohne  weitere  Angabe   von  Gründen  kund  gibt. 

Dagegen  ist  die  Niederlegung  des  Trusteeamtes  nach  er- 
folgter Annahme  nicht  ohne  weiteres  möglich.  Hat  ein  Trustee 
einmal  sein  Amt  übernommen,  so  muss  er  den  Trust  verwalten, 
bis  alle  damit  verbundenen  Pflichten  erfüllt  sind.  Nur  unter  be- 
sonderen Umständen  kann  er  zurücktreten.  Natürlich  kann  ein 
Trustee  seinen  Rücktritt  nicht  rechtlich  mit  der  Begründung  er- 
zwingen, dass  er  dieser  Stellung  überdrüssig  sei  oder  nicht  ge- 
nug Zeit  dafür  habe.  Wollen  ihn  die  Benefiziare  und  Co-Trustees 
nicht  gutwillig  entlassen,  selbst  wenn  triftige  Gründe  dafür  geltend 
gemacht  werden,  so  bleibt  ihm  nur  die  Anrufung  des  High  Court 
übrig.  Die  Kosten  dieses  Verfahrens  fallen  dem  Trustee  zur  Last. 
Ergeben  sich  jedoch  bei  der  Trustverwaltung  Umstände,  die  in 
der  Trusturkunde  nicht  vorausgesehen  waren,  so  kann  er  leicht 
mit  Hilfe  des  Gerichtes  seine  Entlassung  aus  seinem  Amt  er- 
reichen, wobei  für  die  Kosten  des  Verfahrens  das  Trustvermögen 
aufzukommen  hat. 

§6.    Pflichten    des    Trustee    im    allgemeinen*). 

Ganz  allgemein  gilt  der  Rechlsgrundsatz,  dass  der  Trustee 
bei    der  Erfüllung   der   mit   der  Trust-Vermögensverwaltung   ver- 


l)   Urlin,  S.  23 — 24. 
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bundenen   Pflichten   dieselbe  Sorgfalt   walten  lassen  soll,   wie  er 
es  bei  der  Verwaltung  seines  eigenen  Vermögens  tun  würde. 

Das  Gebiet  der  Pflichten  eines  Trustee  ist  also  ausserordent- 
lich weit.  Deutlich  wird  hier  der  Charakter  des  gesamten  eng- 
lischen Rechtes  sichtbar.  Nirgends  sind  die  Grenzen  fest  ge- 
zogen, die  Verfügungsfreiheit  ist  verhältnismässig  gross.  Aber 
es  ist  auch  ein  gefährliches  Gebiet,  da  überall  Schlingen  und 
Fallstricke  verborgen  sind,  die  sich  über  dem  Trustee  unver- 
sehens zusammenziehen  und  ihn  in  schwere  Bedrängnis  bringen 
können. 

Natürlich  hängt  die  Verfügungsgewalt  und  damit  die  Haft- 
barkeit des  Trustee  in  erster  Linie  von  den  Bestimmungen  der 
Trusturkunde  ab.  Sind  diese  sehr  ins  Einzelne  gehend  in  Be- 
zug auf  die  Vermögens- Verwaltung  und  -Anlage,  so  ist  dem 
Trustee  die  Aufgabe  natürlich  sehr  erleichtert.  Er  hat  dann 
eine  feste  Richtschnur,  an  die  er  sich  halten  kann.  Selbst  die 
ausführlichsten  Anweisungen  können  indes  Lücken  enthalten, 
die  zu  schwierigen  Bedenken  besonders  bei  der  Vermögensanlage 
zu  führen  vermögen.  In  sehr  vielen  Fällen  fehlen  aber  solche 
genaue  Anweisungen  ganz  und  gar.  Die  Trusturkunde  begnügt 
sich  dann  mit  ganz  allgemein  gehaltenen  Ausdrücken,  und  über- 
lässt  es  dem  Gutdünken  des  Trustee,  »nach  eigenem  besten  Er- 
messen zu  handeln«,  wie  es  gewöhnlich  heisst.  Hier  hat  nun 
der  Act  von  1893  ziemlich  eingehende  Bestimmungen  getroffen, 
und  das  Gewohnheitsrecht  hat  ebenfalls  gewisse  Normen  hierfür 
geschaffen. 

Zunächst  hat  ein  Trustee  die  Pflicht,  alle  Aussenstände,  die 
auf  Personalkredit  gestellt  sind,  innerhalb  Jahresfrist  einzutreiben. 
Vielfach  findet  sich  eine  dementsprechende  Klausel  in  der  Trust- 
urkunde oder  dem  Testament.  Es  wird  hierbei  von  dem  Trustee 
die  Sorgfalt  erwartet,  welche  ein  gewöhnlicher  Gläubiger  in  sol- 
chen Fällen  zeigen  würde.  Er  darf  bei  grösseren  Schuldfor- 
derungen nicht  akkordieren  und  Kompromisse  schliessen,  wenn 
er  nicht  berechtigten  Grund  zur  Annahme  hat,  dass  sonst  die 
Forderung  überhaupt  nicht  zu  realisieren  wäre.  Hat  der  Erb- 
lasser oder  Truststifter  ein  Gewerbe  betrieben,  so  darf  es  der 
Trustee  nur  fortführen,  wenn  die  Trusturkunde  dies  ausdrücklich 
vorschreibt.  Doch  steht  es  ihm  frei,  Verträge  zum  Abschluss 
zu  bringen,  in  die  sich  der  Erblasser  vor  seinem  Tode  einge- 
lassen hat. 
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Der  Trustee  hat  vor  allem  peinlichst  jede  Handlung  zu  ver- 
meiden, durch  welche  er  sich  und  seinem  Vermögen  eine  tat- 
sächliche Begünstigung  verschafft.  Dies  gilt  besonders  für  den 
noch  später  zu  behandelnden  »Trustee  for  sale«.  Während  näm- 
lich die  Trustees  for  sale  unter  keinen  Umständen  berechtigt 
sind,  an  einen  aus  ihrer  Mitte  oder  an  sich  selbst  das  Trust- 
vermögen oder  Teile  davon  zu  verkaufen,  ist  dies  dem  gewöhn- 
lichen Trustee  nicht  durchaus  unmöglich  gemacht.  Er  kann 
vom  Benefiziar  kaufen,  vorausgesetzt,  dass  er  als  Trustee  einen 
der  Sache  entsprechenden  Preis  zahlt  und  keine  Verheimlichungen 
oder  Kunstgriffe  dabei  anwendet.  Selbst  wenn  er  nicht  den 
wirklichen  Wert  des  Gutes  kennt,  und  dadurch  die  Benefiziare 
beim  Verkauf  übervorteilt  werden,  so  kann  dieser  Verlust  von 
ihnen  leicht  eingeklagt  werden. 

Sonst  aber  kann  der  Trustee  vom  Benefiziar  kaufen,  wie 
der  Agent  von  seinem  Auftraggeber  oder  der  Rechtsanwalt  von 
seinem  Klienten.  Hauptbedingung  ist  nur,  wie  es  ein  berühmter 
englischer  Jurist,  Lord  St,  Leonards^  ausgedrückt  hat:  >dass  er 
mit  ihm  auf  Armeslänge  verhandele  und  nach  Eröffnung  alles 
dessen,  was  er  selbst  hinsichtlich  des  Vermögens  weiss«.  In 
einem  von  Urlin  erwähnten  Falle  kaufte  jemand,  der  zu  einem 
anderen  in  einem  Vertrauensverhältnis  stand,  nachdem  er  sich 
für  das  Objekt  eine  besondere  Schätzung  hatte  anfertigen  lassen. 
Dies  erklärte  der  Gerichtshof  für  mala  fides  und  den  Verkauf 
für  nichtig. 

Eine  weitere  Hauptpflicht  des  Trustee  ist  die  rechtzeitige 
Auszahlung  der  Trusteinkünfte  an  die  Benefiziare  zu  den  dafür 
festgesetzten  Terminen. 

Der  Trustee  hat,  wenn  die  Aussenstände  eingegangen  sind, 
und  der  Zeitpunkt  der  Verteilung  des  Trustvermögens  unter  die 
Benefiziare  noch  nicht  gekommen,  oder  das  Vermögen  in  dauernde 
Trustverwaltung  übergegangen  ist,  dasselbe  in  gesetzlich  erlaubten 
Werten  anzulegen,  falls  die  Trusturkunde  nicht  andere  Anwei- 
sungen gibt.  Werden  durch  die  Anlage  in  unerlaubten  Werten 
Verluste  herbeigeführt,  so  haftet  dafür  der  Trustee  mit  seinem  eige- 
nen Vermögen. 

§7.    Anlage   von  Trusfv  er  mögen   nach    der  Inves- 
tierungsklauseP). 

Wie  schon  oben  angedeutet  wurde,  hat  sich  der  Trustee  bei 

i)  Urlifty  Investment  S.  i — 27. 
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der  Anlage  des  Vermögens  zu  richten  entweder: 

a)  nach  den  Bestimmungen  des  Trust  oder 

b)  falls  solche  mangeln,  nach  den  dafür  bestehenden  ge- 
setzlichen Vorschriften  des  Act  von  1893,  die  also  nur  subsidiär 
wirken. 

Die  Trusturkunde  enthält  vielfach  die  sogenannte  »Inves- 
tierungsklausel c  (»Investment  Clause«).  Für  den  Trustee  ist  es 
natürlich  sehr  wichtig,  diese  wie  überhaupt  die  ganze  Urkunde 
im  Wortlaut  genau  zu  kennen  und  womöglich  in  beglaubigter 
Abschrift  zu  besitzen.  Kr  muss  dabei  beachten,  nicht  nur  was 
die  Investierungsklausel  gestattet,  sondern  auch  vor  allem,  was 
sie  direkt  oder  indirekt  verbietet.  —  Es  gibt  nur  eine  Ausnahme, 
wo  eine  Gesetzesvorschrift  die  Trustbestimmungen  bricht:  Trustees 
dürfen  englische  Consols  verkaufen  und  den  gewonnenen  Erlös 
wieder  anlegen,  wenn  auch  die  Trusturkunde  dies  verbietet^). 

Die  Investierungsklauseln  gestatten  vielfach  die  Anlage  in 
auswärtigen  Staatspapieren,  fremden  Eisenbahn  werten,  kolonialen 
Wertpapieren,  für  die  das  Gesetz  gewisse  Beschränkungen  be- 
stimmt hat.  Zuweilen  findet  sich  die  Ermächtigung  zum  An- 
kauf von  Grundbesitz.  Manchmal  gestattet  die  Klausel  den  Er- 
werb von  Aktien  ganz  allgemein,  zuweilen  werden  bestimmte 
Gesellschaften  genannt. 

Andererseits  kann  die  Klausel  ein  Verbot  sowohl  direkter 
wie  indirekter  Art  enthalten.  Urlin  führt  als  Beispiel  eines  in- 
direkten Verbotes  an,  wenn  die  Anlage  in  Eisenbahnpapieren 
»nur  innerhalb  Grossbritanniens«  gestattet  wird,  wodurch  Irland 
indirekt  aus^^eschlossen  wird.  Dagegen  finden  sich  häufig  in 
einer  Klausel  betr.  sogenannte  »real  securities«  d.  h.  Hypo- 
theken die  bezeichnenden  Worte:  »aber  nicht  in  Irland«.  Hier 
wird  ein  direktes  Verbot  ausgesprochen. 

Häufig  finden  sich  in  Truslurkunden  Ausdrücke,  welche  die 
Anlage  des  Trustvermögens  betreffen,  deren  Bedeutung  aber 
nicht  ganz  klar  ist.  Ks  gibt  deren  zwei  Gattungen,  solche,  die 
durch  die  Praxis  der  Gerichte  und  Rechtsanwälte  einen  deutlich 
und  scharf  umgrenzten  Sinn  erlangt  haben,  und  solche,  die  von 
Natur  vieldeutig  sind  und  daher  besondere  Auslegung  von  Fall 
zu  Fall  erfordern.  Unter  die  erstere  Gattung  gehört  z.  B.  der 
sclion   erwälinte  Ausdruck    »real   securities«.     Hierunter  sind  nur 

I)   51  Vict.  c.  6.   27  sogen.   *Gosi/itN's  Act.« 
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Hypotheken  auf  Grundeigentum  (real  property)  zu  verstehen, 
keinesfalls  ermächtigt  der  Ausdruck  zum  Ankauf  von  Grund  und 
Boden  oder  Häusern.  Dies  kann  nur  durch  besondere  Trust- 
anweisung geschehen. 

Schwierigkeiten  können  sich  auch  ergeben,  wenn  die  Trust- 
urkunde den  Ankauf  von  »Eisenbahn werten c  (»railway-securities«) 
empfiehlt.  Darunter  gehören  nicht  Stocks  und  Shares,  während 
Debentures  wohl  dazu  gerechnet  werden^). 

Wird  die  Anlage  in  Papieren  von  Public  Companies  ge- 
wünscht, so  hat  der  Trustee  auf  die  besonderen  Eigentümlich- 
keiten und  Bedingungen  ihres  Charter-Briefes,  ihrer  Gründungs- 
urkunde, und  ihrer  Statuten  zu  achten.  So  dürfte  es  z.  B.  nicht 
ratsam  sein,  Trustgelder  in  nicht  voll  eingezahlten  Aktien  anzu- 
legen, da  hier  jederzeit  leicht  Nachschuss  gefordert  werden  kann. 
Urlin  nimmt  nur  alte  solide  Lebensversicherungsgesellschaften  mit 
hohen  Reserven  von  dieser  Regel  aus,  bei  denen  solche  Nach- 
schüsse höchst  unwahrscheinlich  sind. 

Es  ergeben  sich  aus  solchen  allgemeinen  Ausdrücken,  die 
in  den  Trusturkunden  üblich  sind  und  oft  den  Spielraum  für  den 
Trustee  sehr  weit  halten,  gewisse  praktische  Regeln  für  die  In- 
vestierung: 

Durchaus  zu  vermeiden  ist  die  Anlage  in  Bergwerksanteilen, 
in  südamerikanischen  Papieren  und  in  Papieren  neu  gegründeter 
Gesellschaften,  überhaupt  in  allen  Spekulationswerten.  Unter 
den  Bankaktien  sind  solche  von  Banken,  deren  Aktienkapital 
nicht  voll  eingezahlt  ist,  nicht  ratsam.  Fast  alle  erstklassigen 
englischen  Banken  haben  merkwürdiger  Weise  kein  voll  einge- 
zahltes Aktienkapital.  Nur  die  Bank  of  England,  die  Bank  of 
Ireland,  die  National  Bank  of  Scotland  und  die  Royal  Bank  of 
Scotland  unter  den  Clearing  Banks  besitzen  voll  eingezahltes 
Aktien-Kapital.  Dagegen  sind  z.  B.  bei  der  London  and  Westminster 
Bank  und  bei  Parr's  Bank  nur  £  20.  — / —  auf  £  100  — / —  sterl. 
nominal  eingezahlt,  bei  der  Union  of  London  &  Smiths  Bank  sogar 
nur  j^  15. 10. —  auf  ^  100.  — / — .  Im  übrigen  können  natürlich  eng- 
lische Banken  als  durchaus  empfehlenswert  gelten.  Doch  weigern 
sich  gerade  viele  der  besten  englischen  Depositenbanken,  Trustees 
als  Aktionäre  anzuerkennen.      Hier    bleibt   dem  Trustee   oft   nur 


i)  Ueber  die  Begriffe  »Stock«,  »Stocks«,  »Shares«  und  »Debentures«  siehe  die 
betr.  Artikel  bei  R,  H,  Inglis  Palgrave  ^  Dictionary  of  Political  Economy.  London 
1894.     Debentures  entsprechen  im  wesentlichen  den  deutschen  Obligationen. 
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übrig,  entweder  etwa  im  Trustbesitz  vorhandene  Bankaktien  zu 
verkaufen  oder  sich  sonstwie  persönlich  als  Aktionär  selbst  nach- 
schusspflichtig  zu  machen. 

Wo  jedoch  das  hinterlassene  Vermögen  des  Erblassers  zum 
Teil  aus  Bankaktien  besteht,  und  der  Trustee  ausdrücklich  Voll- 
macht hat,  die  Papiere  eine  beliebige  Zeit  lang  nach  eigenem 
Ermessen  zu  behalten  oder  sie  abzustossen,  brauchen  die  Aktien 
nicht  sofort  verkauft  zu  werden,  wenigstens  nicht  binnen  eines 
Jahres.  Dies  gilt  nach  einem  Gerichtsurteil  auch  für  Aktien  mit 
sehr  bedeutender  Nachschusspflicht. 

Häufig  finden  sich  in  der  Investierungsklausel  die  Worte: 
»Schuldverschreibungen  und  Wertpapiere  irgend  einer  europäischen 
oder  sonstigen  auswärtigen  Regierunge.  Hier  steht  dem  Gut- 
dünken des  Trustee  ein  besonders  weites  Feld  offen.  Es  ist 
nicht  uninteressant,  zu  sehen,  welche  Papiere  für  den  Trustee  als 
empfehlenswert  gelten  und  welche  nicht.  In  erster  Linie  sind 
gute  Trustanlagen  die  Anleihen  kleinerer  Staaten  wie  Holland, 
Schweden  und  Norwegen  wegen  der  geordneten  inneren  Verhält- 
nisse und  der  äusseren  Sicherheit  dieser  Staaten.  Auch  öster- 
reichische und  ungarische  Werte  werden  empfohlen.  Französische 
und  deutsche  Reichsanleihen  gelten  zwar  als  solide  Papiere,  aber 
nicht  als  sicher  genug  für  Trustanlagen  wegen  der  vermeintlich 
grösseren  Kriegsgefahr. 

Italienische  W^erte  werden  schon  geringer  geschätzt  wegen 
der  Armut  der  Bevölkerung  des  Landes  und  der  schweren  Steuer- 
belastung, die  sich  sogar  auf  die  Zinsen  für  auswärtige  Gläubiger 
('3^3  %  Couponsteuer!)  ausdehnt.  Dass  griechische  und  por- 
tugiesische Papiere  verworfen  werden,  erscheint  natürlicher. 

Dagegen  sind  gewisse  ägyptische  und  türkische  Werte  so- 
gar gesetzlich  als  sichere  Anlagepapiere  anerkannt,  soweit  sie 
nämlich  von  England  garantiert  sind.  Sonstige  orientalische  und 
vor  allem  auch  russische  Papiere  sind  streng  verpönt.  Anleihen 
englischer  Gemeinden  und  öffentlicher  Verbände  sind  in  der 
Wertschätzung  seitens  des  Publikums  in  neuester  Zeit  immer 
mehr  gestiegen.  Sie  werden  oft  in  Investierungsklauseln  er- 
wähnt. Manchester  hat  sich  sogar  für  seine  Anleihen  durch 
Parlamentsakt  gesetzliche  Anerkennung  zu  diesem  Zwecke  ver- 
schafft. Andere  Städte  sind  diesem  Beispiele  gefolgt.  Doch 
ist  für  englische  Kommunalanleihen  gar  keine  solche  offizielle 
Empfehlung  notwendig.  • 
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Fremde  Gemeindeanleihen  kommen  wenig  in  Betracht,  höch- 
stens soweit  sie  an  der  Londoner  Börse  gehandelt  werden,  wie 
die  Schuldverschreibungen  von  New  York  und  Washington,  solche 
von  Wien,  Rom  und  einigen  anderen  Städten,  die  römischen 
Munizipalanleihen,  weil  sie  von  der  erwähnten  italienischen  Cou- 
ponsteuer befreit  sind. 

Schwierig  ist  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  zu  den  vom 
Truststifter  genehmigten  Anlagen  in  Aktien  und  Obligationen 
von  englischen  Joint-Stock  Companies  auch  die  Obligationen  der 
oben  erwähnten  Finanziellen  Trust- Gesellschaften  gerechnet  wer- 
den können  ^).  Einige  dieser  Gesellschaften  haben  allerdings  den 
Ruf,  sehr  solide  zu  sein.  Manche  sind  jedoch  Jetzt  zu  Speku- 
lationsinstituten geworden,  die  den  privaten  Interessen  ihrer  mit 
recht  erheblichen  Machtbefugnissen  ausgestatteten  Leiter  sehr 
leicht  dienstbar  werden  können.  —  Andere  Joint-Stock  Companies 
sind  sicherer.  Allerdings  weisen  manche  Klassen  unter  ihnen, 
z.  B.  Dampfschiffahrts- Gesellschaften,  sehr  schwankende  Ergeb- 
nisse auf  wegen  der  grossen  Konkurrenz  und  des  starken  Risi- 
kos, das  naturgemäss  ihrem  Betriebe  anhaftet. 

Von  allen  Joint-Stock  Companies  und  anderen  Gesellschaften 
werden  als  am  meisten  geeignet  zur  Trustanlage  die  Aktien  der 
bedeutenderen  Eisenbahngesellschaften  Englands  betrachtet. 

§8.    Vom    Gesetz    ausdrücklich    genehmigte    In- 
vestierungen^). 

In  dem  Trustee  Act  von  1893  im  ersten  Teile,  sections 
I — 9  sind  hinsichtlich  der  Trustanlagen  klar  bestimmte  Anwei- 
sungen gegeben.  Sie  treten  indes,  wie  erwähnt,  nur  subsidiär 
in  Kraft,  nämlich  wenn  derartige  Bestimmungen  in  der  Trust- 
urkunde fehlen. 

See.  I  a)  gestattet  die  Anlage  »in  any  of  the  parliamentary 
Stocks  or  public  funds  or  Government  securities  of  the  United 
Kingdom«  d.  h.  alle  Anleihen  öffentlicher  Körper,  die  mit  Ge- 
nehmigung des  Parlaments  oder  der  Regierung  ausgegeben  wer- 
den. Zu  den  Government  securities  gehören  auch  Schatzan- 
weisungen und  die  Mehrzahl  der  Kommunalanleihen,  während 
im  gewöhnlichen  Leben  von  den  Trustees  darunter  nur  die  2^/4  % 


1)  yörgens  a.  a.  O.  S.  37  ff. 

2)  Urlin,  Investment  S.  28—58. 
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»Goschen«   Consols   verstanden  werden  und   die   neuen  Consols 
von   19CX). 

b)  »Real  or  heritable  securities«.  Wie  schon  erwähnt,  ist 
darunter  nie  zu  verstehen,  dass  Ankauf  von  Land  gestattet  ist. 
Eine  solche  Anlage  kann  nur  durch  die  Trusturkunde  anempfoh- 
len werden.  Es  sind  hier  immer  nur  erste  Hypotheken  gemeint 
von  »real  or  heritable  property«  d.  h.  Grundeigentum.  Damit 
sind  Hypotheken  auf  leasehold  d.  h.  in  diesem  Falle  Erbpacht 
bis  auf  gewisse  Fälle  ausgeschlossen.  Der  Trustee  ist  dabei  im 
wesentlichen  auf  seinen  Rechtsanwalt  angewiesen,  der  in  England 
fast  der  einzige  Hypothekenvermittler  ist.  Die  Kosten  dieser 
Vermittlung  trägt  der  Hypothekcnschuldner. 

In  England  ist  eine  gute  erste  Hypothek  mit  weitgehender 
Haftung  des  Schuldners  meist  sehr  schwierig  zu  erlangen.  Die 
Anwälte,  die  eine  solche  zur  Verfügung  haben,  werden  oft  von 
Bewerbern  geradezu  bestürmt.  Ein  Trustee  kann  daher  oft  lange 
warten,  ehe  er  Trustgelder,  wie  er  es  wünscht,  in  Hypotheken 
anlegen  kann.  Es  bleibt  ihm  in  dieser  Zwischenzeit  oft  nur 
eine  kurzfristige  Anlage  in  Schatzanweisungen  oder  bei  einer 
Bank  als  Depositum  übrig.  Derartige  Wartefristen  können  na- 
türlich nicht  unbegrenzt  sein.  Durch  Gerichtsentscheidung  ist 
eine  Frist  von  6  Monaten  als  vernünftig,  eine  solche  von  14  Mo- 
naten als  unvernünftig  bezeichnet  worden. 

Doch  sind  in  solcher  Lage  vom  Trustee  Angebote  von 
ersten  Hypotheken  auf  minderwertige,  unfertige  oder  unvermietete 
Häuser,  ruinierte  Mühlen  und  ähnliche  zweifelhafte  Objekte,  be- 
sonders auf  dem  flachen  Lande,  strikt  abzulehnen.  Für  ihn 
kommen  vor  allem  Grundstücke  im  Zentrum  grosser  Städte  in 
Betracht,  die  als  Geschäfts-  und  Warenhäuser  dienen  können. 
Erste  Hypotheken  auf  Grundstücke  mit  langen  Pachtfristen,  ferner 
auf  sogenannten  Copyhold-  oder  Customary-Besitz  ^),  sowie  auf  fee- 
farm^)  gelten  ebenfalls  als  erstklassig. 

Früher    galt   eine  Beleihung  von  zwei   Dritteln    des    Wertes 
als    übermässig    hoch,    soweit    es    sich    um  Hausbesitz    handelte. 
Doch   der  Act   stellt  jetzt   allen   Grundbesitz   in   dieser   Hinsicht  • 
gleich. 

Seit  neuerer  Zeit  werden  auch  Hypotheken  auf  persönliche 

1)  Mit  besonderen  dinglichen  Rechten  belastetes  Grundeigentum  im  Gegensau 
zu  freehoKl,   dem   freien   Eigentum.   —  Hnmafw,  a.  a.  O.  S.  815. 

2)  Eine  besonilere  Ait  der  Erbpacht.  —  Heymann,  S.  815. 
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Erbpachten  als  unter  diese  Liste  fallend  gerechnet.  Doch  sind 
auch  jetzt  noch  die  Bedingungen  so  scharf,  dass  solche  Hypo- 
theken nur  selten  Anwendung  finden. 

c)  »Stock  of  the  Bank  of  England  or  the  Bank  of  Ireland«. 
Diese  Aktien  erfreuen  sich  grosser  Beliebtheit  bei  Trustees. 

d)  »India  Three  and  a  half  percent.  stock  and  India  Three 
percent.  stock,  or  in  any  other  capital  stock  which  may  at  any 
time  hereafter  be  issued  by  the  Secretary  of  State  in  Council 
of  India  under  the  authority  of  Act  of  Parliament,  and  charged 
on  the  revenues  of  India«.  —  Indische  Staatsanleihen  haben  jetzt 
beinahe  eben  so  hohe  Kurse  wie  englische. 

e)  »Any  securities  the  interest  of  which  is  for  the  time  being 
guaranteed  by  Parliamentt.  —  Es  sind  dies  vom  englischen  Par- 
lament garantierte  Werte.  Sie  sind  nicht  zahlreich  und  meist 
von  kleinem  Umfange.     Die  amtliche  Liste  weist  folgende  auf: 

1.  Canada  Government,  einige  kleinere  4%  ige  Anleihen,  die 
nach  gegenwärtigen  Kursen  ungefähr  3%  abwerfen. 

2.  Jamaica,  eine  kleine  4% ige  Anleihe. 

3.  Red  Sea  and  Telegraph  Annuity,  erlischt  1908,  sehr  gering. 

4.  Turkish  Loan  of  1855,  ein  4%  Papier,   das  über  pari  steht. 

5.  Egyptian  3  percent.  Loan,  im  Betrage  von  9  Millionen 
mit  kleinem  Agio. 

f)  »Consolidated  stock  created  by  the  Metropolitan  Board 
of  Works,  or  by  the  London  County  Council,  or  in  debenture 
stock  created  by  the  Receiver  for  the  Metropolitan  Police 
District.«  Es  sind  dies  alles  Londoner  Kommunalanleihen.  Keine 
von  ihnen  gewährt  einen  höheren  Zins  als  3%. 

g)  »Debenture  or  Rentcharge*),  or  guaranted  or  preference 
stock  of  any  Railway  Company  in  Great  Britain  or  Ireland  in- 
corporated  by  special  Act  of  Parliament«.  —  Bedingung  der 
Trustfähigkeit  dieser  Eisenbahnobligationen  ist,  dass  eine  Divi- 
dende von  mindestens  3%  zehn  Jahre  hindurch  vor  dem  Datum 
der  betr.  Investierung  auf  das  gewöhnliche  Aktienkapital  ausge- 
zahlt worden  ist. 

Dies  ist  die  wichtigste  Gattung  der  gesetzlich  erlaubten  An- 
lagearten der  Liste. 

h)  »Stock  of  any  Railway  or  Canal  Company  in  Great  Bri- 
tain or  Ireland  whose  undertaking   is  leased  in  perpetuity  or  for 


i)  Durch  Hypothek  gedeckte  Obligation. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  28. 
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a  term  of  not  less  than  200  years  at  a  fixed  rental  to  any  such 
railway  Company  as  is  mcntioned  in  sub-sec.  g),  either  alone  or 
jointly  with  any  other  railway  Companyc.  —  Hier  ist  also  auch 
die  Anlage  in  Kentenobligationen  von  Bahn-  sowie  von  Kanal- 
gesellschaften  gestattet,  die  eine  Konzession  von  mindestens 
200  Jahre  Dauer  haben. 

Es  folgen  nun  die  drei  Gattungen  indischer  Werte: 

i)  »Debenture  stock  of  any  railway  Company  in  India  the 
interest  on  which  is  paid  or  guaranteed  by  the  Secretary  of 
State  in  Council  o(  India«. 

j)  >*B'  annuities  of  the  Eastern  Bengal,  the  East  Indian,  and 
the  Scinde  Punjaub  and  Delhi  Railways,  and  any  like  annuitiesc. 

k)  »Stock  of  any  railway  Company  in  India  upon  which 
a  fixed  minimum  dividend  in  Sterling  is  paid  or  guaranteed  by 
the  Secretary  of  State  in  Council  of  India,  or  upon  the  capital 
of  which  the  interest  is  so  guaranteed«. 

Hierdurch  werden  zunächst  alle  Obligationen  indischer  Eisen- 
bahngesellschaften, deren  Zinszahlung  durch  die  Regierung  ge- 
schieht, oder  gewährleistet  wird,  in  den  Kreis  der  Trustanlagen 
aufgenommen.  Sie  geben  nach  neueren  Kursen  eine  Verzinsung 
von  3V4%  bis  3Va  %. 

Die  in  j)  aufgeführten  Annuitäten  und  Obligationen  in  Form 
von  Leibrenten  werden  durch  einen  sinking  fund  amortisiert,  der 
unter  der  Aufsicht  der  Bank  of  England  angesammelt  wird.  Es 
sind  darunter  auch  sogenannte  deferred  annuities  d.  h.  gewöhn- 
liche Obligationen  im  Gegensatze  zu  den  preferred  annuities,  den 
Prioritätsobligationen. 

Die  letzte  Gattung  besteht  aus  Obligationen  von  indischen 
Bahngesellschaften  und  Aktien  derselben,  denen  eine  gewisse 
Minimaldividende  von  der  Regierung  garantiert  ist.  Sie  stehen 
meist  weit  über  pari.  Doch  kann  der  Trustee  nicht  in  allen 
derartigen  Obligationen  investieren.  See.  2,2  des  Act  schliesst 
nämlich  solche  aus,  die  innerhalb  von  15  Jahren  nach  ihrem 
Ankauf  zum  Parikurse  ausgelost  werden. 

Ueberhaupt  muss  der  Trustee  sehr  vorsichtig  im  Ankauf 
von  amortisierbaren  Papieren  verfahren.  Besondere  Schwierig- 
keiten bietet  dabei  die  unklare  Fassung  der  Worte  »zu  einem 
andern  festen  Kursec  in  sec.  2,2.  Im  früheren  Recht  war  der 
Ankauf  über  pari  für  Trustees  bei  solchen  Werten  ganz  ver- 
boten  und    nur   hin    und   wieder   »unter    Ausübung    des    eigenen 
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besten  Ermessens  in  gutem  Glauben«  gestattet.  Jetzt  sind  solche 
Erwerbungen  amortisierbarer  Papiere,  die  über  pari  stehen,  aus- 
drücklich genehmigt.  Um  den  etwaigen,  den  Benefiziaren  daraus 
erwachsenden  Schaden  zu  ersetzen,  könnte  der  Trustee  vielleicht 
einen  sinking  fund  aus  den  jährlichen  Ueberschüssen  der  Papiere 
absondern  und  aus  den  Zinsen  nähren.  Doch  hat  der  High 
Court  ein  solches  Verfahren  nicht  gebilligt. 

Die  Anlage  in  indischen  Werten  erfolgt  oft  bei  Trusts  für 
Familien,  die  in  Indien  selbst  ansässig  sind.  Hier  gelten  dann 
besondere  lokale  Bestimmungen. 

1.  »Debenture  or  guaranteed  or  preference  stock  of  any 
Company  in  Great  Britain  or  Ireland,  established  for  the  supply 
of  water  for  profit,  and  incorporated  by  special  Act  ofParliament 
or  by  Royal  Charter,  and  having  during  each  of  the  last  ten 
years  past  before  the  date  of  investment  paid  a  dividend  of 
not  less  than  five  pounds  per  cent  on  its  ordinary  stock«. 

Hier  werden  Prioritäten  von  Wasserleitungsgesellschaften  ge- 
nehmigt, die  IG  Jahre  hindurch  mindestens  5  %  Dividende  ge- 
zahlt haben  müssen,    ehe   der  Trustee  Geld   darin   anlegen    darf. 

Auch  können  gewöhnliche  Obligationen  jeder  inkorporierten 
Wasserwerksgesellschaft,  die  aber  Orte  von  über  50000  Ein- 
wohnern mit  Wasser  versehen  müssen  und  während  der  letzten 
IG  Jahre  ^/s  der  oben  erwähnten  Minimaldividende  gebracht 
haben  müssen,  als  gute  Anlagen  gelten. 

Die  älteste  dieser  Londoner  Gesellschaften ,  die  New  River 
Co.,  hat  z.  B.  für  i  Million  Pfund  St.  4%  ige  Obligationen  aus- 
gegeben, die  jetzt  über  13G  %  im  Kurse  stehen,  sodass  ihre 
tatsächliche  Verzinsung  nur  3  %  beträgt.  Aehnliche  Papiere  be- 
handelt der  nächste  Absatz. 

m)  »Nominal  or  inscribed  stock  issued,  or  to  be  issued  by 
the  Corporation  of  any  municipal  borough  having,  according  to 
the  returns  of  the  last  census  prior  to  the  date  of  investment, 
a  Population  exceeding  SGOOG,  or  by  any  county  Council,  under 
the   authorithy   of  any  Act   of  Parliament  or  Provisional  Order«. 

Hierin  wird  die  grosse  Menge  englischer  Kommunalanleihen 
den  Trustanlagen  zugeführt,  allerdings  mit  der  Einschränkung, 
dass  nur  Gemeinden  mit  über  5GOGG  Einwohnern  hier  in  Be- 
tracht kommen  dürfen. 

Der  letzte  Absatz  o)  dieser  Sektion  ist  besonders  wichtig. 
Er  lautet:  »In  allen  Stocks,    funds  und  securities,  welche  für  die 

2* 
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betreffende  Zeit  zur  Anlage  von  Kassenüberschtissen  unter  der 
Kontrolle  des  High  Court  stehen  oder  seiner  Beschlussfassung 
unterworfen  sind.« 

Dies  bedeutet,  dass  von  Zeit  zu  Zeit  der  High  Court  so- 
genannte Rules  of  Court,  Urteile  mit  rechtschaffender  Kraft,  ver- 
öffentlicht, welche  eine  Liste  der  von  dem  Court  sanktionierten 
Werte  enthalten.  Eine  solche  Liste  ist  zuletzt  in  der  Rule  of 
Court  vom  November  1888  erlassen  worden.  Sie  nimmt  im 
Gegensatz  zur  Liste  des  Act  von  1893  auch  »Anleihen  kolonialer 
Regierungen,  garantiert  von  der  Reichsregierung«  auf.  Es  be- 
steht also  hier  ein  Gegensatz  zwischen  Gerichtspraxis  und  Ge- 
setzgebung. Diese  schliesst  noch  immer  alle  kolonialen  Anleihen, 
so  gut  sie  auch  sein  mögen,  von  der  Trustanlage  bis  auf  ganz 
wenige  Ausnahmen  aus.  Nur  einige  Anlagen  von  Canada,  Vic- 
toria und  Neu-Seeland  sind  durch  den  Colonial  Stock  Act  von 
1900  zugelassen  worden.  Das  Parlament  hat  sich  bisher  noch 
immer  gegen  die  weitere  Ausdehnung  der  offiziellen  Liste  ge- 
wehrt. Doch  scheint  tatsächlich  die  Gerichtsliste  stärkere  Wir- 
kung zu  haben ,  denn  manche  koloniale  Werte  sind  gerade  bei 
Truststiftern  und  Erblassern  sehr  beliebt.  Zuletzt  bestimmt  noch 
Sektion  i,  dass  »in  allen  diesen  Anlagen  von  Zeit  zu  Zeit  ge- 
wechselt werden  darf«.  Doch  ist  nach  Sekt.  3  hierzu  die  schrift- 
liche Genehmigung  der  am  Trust  interessierten  Person  nötig, 
Avie  dies  meist  die  Trusturkunde  schon  vorschreibt.  Fehlt  eine 
solche  Ermächtigungsklausel  in  der  Urkunde  oder  dem  Testament, 
so  muss  sich  der  Trustee  sehr  im  Wechsel  von  Anlagen  vor- 
sehen. Denn  wenn  auch  die  sehr  allgemein  gehaltene  Sektion  3 
dem  freien  Ermessen  der  Trustees  ziemlich  weiten  Spielraum 
lässt,  so  bedrohen  ihn  doch  noch  so  viele  Gefahren,  wenn  er 
ohne  ausdrückliche  Genehmigung  der  Benefiziare  handelt,  dass 
er  gut  tut,  in  solchen  Fällen  an  den  Richter  des  High  Court  zu 
appellieren. 

In  den  sects.  5 — 7  werden  noch  einige  andere  Anlagearten, 
hauptsächlich  in  Meliorationshypotheken,  gestattet. 

Die  wichtige  Sekt.  8  bestimmt  in  den  Absätzen  2  und  3, 
dass  ein  Trustee,  der  eine  falsche,  d.  h.  dieser  Liste  wider- 
sprechende Anlage  macht,  noch  nicht  als  eines  Trustbruches 
schuldig  befunden  werden  soll,  soweit  sich  die  Anlage  als  sicher 
und  vorteilhaft  erweist.  Nur  für  tatsächliche  erlittene  Verluste 
ist  er  schadenersatzpflichtig. 
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Zum  Schlüsse  ist  an  dieser  Stelle  noch  zu  erwähnen,  dass 
dem  >Trustee  of  a  settled  estatec  d.  h.  dem  für  ein  Fideikom- 
missgut  eingesetzten  Trustee  nach  dem  Settled  Land  Act  von 
1882,  sec.  21  für  in  seiner  Hand  befindliche  Kapitalien  eine  be- 
sondere Liste  offen  steht  ^),  die  besonders  Renten  enthält,  aber 
auch  den  Ankauf  von  Grund  und  Boden  oder  Bergwerken  unter 
gewissen  Bedingungen  gestattet. 

§  9.    Trustees  für  Grundbesitz  und  Pachtungen*). 

Eine  besondere  Betrachtung  erfordern  die  Trustees  für  Grund- 
besitz (Freehold)  und  Pachtungen  (Leasehold). 

Bei  der  Verwaltung  von  Trusts  mit  Grundbesitz  ist  es  für 
den  Trustee  notwendig,  sich  gewärtig  zu  halten,  dass  gewisse 
Abgaben  nach  dem  Act  von  1853  an  die  Regierung  gezahlt 
werden  müssen  beim  Todesfall  von  Personen,  die  lebensläng- 
lichen Grundbesitz  (life  estate),  Leibrenten  oder  andere  zeitlich 
begrenzte  Nutzungen  an  Grundbesitz  haben.  Das  Erbsteuerge- 
setz macht  den  Trustee  persönlich  der  Krone  haftbar  hinsicht- 
lich des  tatsächlich  von  ihm  übernommenen  Vermögens.  Pacht- 
güter sind  unter  dieser  Bestimmung  inbegriffen.  Wenn  nun  der 
Trustee  die  Renten  einnimmt  und  ein  Fall  eintritt,  wodurch  die 
Erbschaftssteuer  zahlbar  wird,  muss  der  Trustee  den  Beamten 
der  inländischen  Steuereinnahme  (Inland  Revenue)  die  übliche 
Nachricht  davon  geben,  sonst  kann  er  selbst  gewisse  Geldstrafen 
erleiden. 

Ein  Trustee,  dem  Grundbesitz  übergeben  ist,  wird  als  dessen 
gesetzmässiger  Eigentümer  angesehen  und  darf  als  solcher  die 
Eigentumsurkunden  verwahren,  in  vielen  Fällen  Pachtverträge  ab- 
schliessen  und  Pachtrenten  vereinnahmen,  Pfändungen  vornehmen. 
Aus  Weisungsklagen  einbringen  usw.  Doch  ist  sein  >  Eigentums- 
rechte keineswegs  unbeschränkt,  sondern  der  Kontrolle  des  High 
Court  unterworfen. 

Ein  Trustee  eines  Trust,  der  mehreren  Personen  successive 
zu  Gute  kommen  soll,  kann  möglicherweise  finden,  dass  das 
ganze  oder  ein  Teil  des  Vermögens  nur  eine  kurze  Reihe  von 
Jahren  bestehen  kann,  oder  dass  es  sich  rasch  im  Werte  ver- 
mindern muss.  Schreibt  nun  die  Trusturkunde  nicht  vor,  dass 
das  Vermögen    in    specie    erhalten    werden   muss,   so   muss   der 

i)  Urliity  Investment,  Anhang  C. 
2)  Urlin,  S.  54-58. 
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Trustee  es  verkaufen  und  den  Erlös  wieder  derartig  anlegen, 
dass  alle  Benefiziare  nacheinander  einen  möglichst  gleichartigen 
Genuss  davon  haben. 

Findet  ein  solcher  Trustee  im  Trustbesitz  ein  wertloses  Pacht- 
gut vor,  so  tut  er  am  besten,  es  so  bald  wie  möglich  dem  Eigen- 
tümer zur  Uebergabe  anzubieten.  Der  Trustee  hat  das  Recht, 
wenn  es  keinen  andern  Weg  gibt,  ein  unrentables  Pachtgut  los 
zu  werden,  es  jedem  zu  übergeben,  der  die  Pacht  übernehmen  will. 

Bei  jeder  Uebertragung  eines  Pachtgutes  aus  dem  Trustbe- 
sitz sollte  sich  der  Trustee  zu  seiner  eignen  Deckung  gegen  alle 
Bedingungen  und  Klauseln  des  Pachtvertrages  eine  Indemnität 
von  den  Benefiziaren  geben  lassen. 

Wo  der  Erneuerung  bedürftige  Pachten  Gegenstand  des 
Trust  sind,  kann  der  Trustee  manchmal  in  Verlegenheit  geraten, 
wie  er  die  zur  Deckung  der  hiermit  verbundenen  Kosten  und 
Ausgaben  nötigen  Mittel  beschaffen  soll.  Ist  bei  einem  Ehe- 
vertrag ein  Trust  errichtet,  so  gilt  die  Annahme,  dass  der  Trustee 
zur  Erneuerung  des  Pachtvertrages  verpflichtet  ist  und  dass  die 
Kosten  aus  den  zu  erwartenden  Gewinnen  zu  bestreiten  sind. 

Die  Erneuerung  von  Pachten  und  die  Erhebung  von  Geldern 
zu  diesem  Zweck  wird  jetzt  durch  den  Trustee  Act  v.  1893,  sec.  19 
geregelt.  Danach  sind  Trustees  für  Pachten,  deren  Erneuerung 
von  den  Benefiziaren  gewünscht  wird,  verpflichtet,  deren  Erneue- 
rung nach  »den  üblichen  und  vernünftigen  Bedingungen  €  vorzunehmen. 
Doch  ist  diese  Sektion  nicht  anwendbar,  wo  nach  den  Bedingungen 
des  Vertrags  oder  Testaments  der  Nutzniesser  (tenant-for-life)  das 
Recht  hat,  das  Vermögen  zu  geniessen,  ohne  jegliche  Verpflichtung, 
zur  Erneuerung  der  Pacht  oder  zu  den  Kosten  derselben  beitragen 
zu  müssen. 

Der  Act  berechtigt  weiterhin  die  Trustees,  die  durch  solche 
Erneuerung  sich  ergebenden  Kosten  aus  den  in  ihrem  Besitze 
befindlichen  Trustvermöjen  zu  decken,  oder  wenn  nötig,  diese 
Mittel  durch  Hypothekenaufnahme  flüssig  zu  machen.  Sollte  der 
Trustee  Zweifel  hegen  über  seine  Erneuerungs Verpflichtung  und 
die  dazu  nötigen  Mittel,  so  kann  er  sich  an  den  Richter  um  Rat 
wenden. 

Ein  Trustee,  der  die  Erneuerung  einer  Pacht  oder  die  An- 
wartschaft auf  ein  Pachtgut  in  eigenem  Namen  erhält,  wird  als 
ein  Trustee  für  das  neue  Pachtgut  angesehen.  Diese  Regel  gilt 
selbst  da,  wo  der  Eigentümer  des  Pachtgutes  sich  weigert,   dem 
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Benefiziar  die  Pachtung  zu  gewähren,  und  keinerlei  betrügerische 
Handlung  von  seiten  des  Trustee  gegen  den  Eigentümer  vorliegt. 
Es  wurde  in  diesem  Sinne  bereits  vor  mehr  als  einem  Jahrhundert 
entschieden  aus  Gründen  des  allgemeinen  Wohls.  Jetzt  gilt  diese 
Entscheidung  als  unverbrüchliche  Regel  für  Vormünder,  Agenten, 
Testamentsvollstrecker  und  vor  allem  für  Trustees. 

Ein  Trustee  ist  berechtigt,  Geld  auszugeben  für  Wiederher- 
stellungen und  Meliorationen  des  Pachtgutes  von  nützlichem  und 
dauerndem  Charakter.  Der  Trustee  darf  auch  Holz  schlagen 
lassen  zu  Bauarbeiten.  Er  darf  Versicherungen  jeder  Art  vor- 
nehmen und  alle  sonstigen  vernünftigen  Schritte  zum  Schutze  und 
zur  Erhaltung  des  Gutes  tun.  Doch  kann  er  keinerlei  Rechte  und 
Pflichten  wirksam  ausüben,  die  sich  aus  der  blossen  Tatsache  des 
Gutsbesitzes  ergeben  z.  B.  Stimmabgabe  bei  einer  Wahl  oder 
Vorschlagsrecht  zu  einem  Niessbrauch. 

Ein  Trustee  eines  gepachteten  Gutes  kann  in  grosse  Schwierig- 
keiten geraten,  wenn  der  Nutzniesser  des  Trust  oder  der  Benefiziar, 
der  selber  wirtschaftet,  gegen  die  Vertragsbestimmungen  verstösst 
oder  sich  über  offenbare  Pflichten  hinwegsetzt  z.  B.  durch  Ver- 
nachlässigung des  Gutes.  Urlin  citiert  einen  Fall  Fowler,  wo  der 
Nutzniesser  das  Gut  in  Verfall  geraten  liess,  bis  der  Trustee  zu 
seinem  eigenen  Schutze  bei  dem  Gerichtshofe  um  die  Einsetzung 
eines  Gutsverwalters  einkam.  Das  Verfahren  des  Trustee  wurde 
unter  diesen  Umständen  vom  Gericht  durchaus  gutgeheissen. 

Der  Settled  Land  Act  v.  1882  mit  mehreren  Amendements 
vermindert  den  Einfluss  der  Trustees  bei  Fideikommissen  (Settled 
Estates),  indem  er  den  Einfluss  des  Nutzniessers  wesentlich  ver- 
mehrt. Dieser  wichtige  Act  ermächtigt  den  letzteren,  selbständig 
Pachtverträge  jeder  Art  zu  gewähren.  Nur  das  Haus  und  die  sog. 
demesne  d.  h.  der  Teil  des  Gutes,  den  der  Fideikommissstifter  zu 
seinem  eigenen  Gebrauch  ausgesondert  hat,  sind  ausgenommen. 
Der  Tenant-of-life  kann  sogar  das  Gut  mit  obiger  Ausnahme  ver- 
kaufen, doch  muss  er  davon  dem  Trustee  Kenntnis  geben.  Auch 
darf  der  Erlös  vom  tenant-of-life  nicht  selbst  vereinnahmt  werden, 
sondern  muss  entweder  dem  Trustee  oder  dem  High  Court  über- 
wiesen werden. 

§  IG.   Trustees  für  verheiratete  Frauen  und  Kinder^). 
Nachdem  bisher  die  Pflichten  und  Vollmachten  der  Trustees 


I)  UrliH,  S.  50—53. 
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von  der  Seite  der  Vermögensverwaltung  aus  betrachtet  worden 
waren,  muss  auch  in  einem  Punkte  der  Frage  Beachtung  geschenkt 
werden,  für  welche  Personen  der  Trust  errichtet  ist.  Wenn  es 
sich  nämlich  um  einen  Trust  zugunsten  verheirateter  Frauen  und 
Kinder  handelt,  sind  dem  Trustee  schon  von  Gesetzes  wegen 
grössere  Vollmachten  als  sonst  eingeräumt. 

Nach  englischem  Recht  kann,  wie  schon  erwähnt,  eine  ver- 
heiratete Frau  gewisse  Handlungen  nicht  rechtskräftig  vollziehen. 
Es  ist  sehr  notwendig  für  den  Trustee,  dessen  zu  gedenken,  wenn 
er  von  einer  verheirateten  Frau  gebeten  wird,  bestimmte  Wert- 
papiere zu  verkaufen  und  das  Vermögen  gewinnbringender  anzu- 
legen. Keine  Garantie  oder  Indemnität,  die  ihm  in  solchem  Falle 
von  der  betr.  Frau  ausgestellt  wird,  kann  ihm  hier  etwas  nützen, 
da  eine  solche  Bescheinigung  rechtlich  wertlos  sein  würde.  Nur 
wenn  tatsächlich  ein  Vermögensteil  zu  ihrem  >Sondergebrauchc 
(»separate  use«)  ausgesetzt  ist,  liegt  der  Fall  anders. 

Es  gibt  auch  sonst  auf  diesem  Gebiete  schwierige  und  zum 
Teil  noch  ungelöste  Fragen  für  den  Trustee,  z.  B.  die,  ob  eine 
verheiratete  Frau  ihr  Sondervermögen  belasten  darf  oder  nicht. 
Dies  liegt  vor  allem  daran,  dass  die  Gesetze  über  diese  Materie 
sich  in  den  letzten  Jahren  sehr  schnell  hintereinander  geändert 
haben,  und  dass  daher  jetzt  sehr  wenige  Leute  genau  wissen, 
welches  die  gesetzlichen  Rechte  und  Pflichten  einer  verheirateten 
Frau  sind.     Es  genügt  hier,  zu  sagen: 

1.  dass  dies  sehr  von  dem  Zeitpunkt  der  Eheschliessung  ab- 
hängt d.  h.,  nach  Erlass  welchen  Gesetzes  die  Ehe  geschlossen 
worden  ist, 

2.  dass  so  viel  Unsicherheit  über  einige  Punkte  herrscht,  dass 
es  für  keinen  Trustee  ratsam  erscheint,  sich  auf  das  Versprechen 
oder  die  Garantie  einer  verheirateten  Dame  zu  verlassen,  ohne 
juristischen  Beirat  zu  haben,  und  dass  er,  wenn  er  diesen  Beirat 
verlangt,  darauf  vorbereitet  sein  muss,  das  Datum  der  Eheschlies- 
sung der  betr.  Frau  nachzuweisen.  Es  kommt  nämlich  sehr 
häufig  vor,  dass  eine  verheiratete  Benefiziarin  durch  Angebot 
ihrer  Garantie  den  Trustee,  wenn  auch  unabsichtlich,  zu  dem  ver- 
leitet, was  man  technisch  einen  Trustbruch  nennt. 

Befindet  sich  ein  Trustee  oder  Testamentsvollstrecker  im 
Besitze  einer  Geldsumme,  die  das  Eigentum  einer  verheirateten 
Frau  und  nicht  beschränkt  zu  deren  Sondergebrauch  ist,  so  hat 
er   vor  Auszahlung    der  Summe    sich  darüber  Gewissheit  zu  ver- 
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schaffen,  ob  sie  das  Geld  ihrem  Manne  übertragen  oder  sonst 
irgend  welche  Bestimmung  darüber  bei  ihrer  Heirat  getroffen  hat. 
Liegt  nichts  derartiges  vor,  so  kann  ihr  Gatte  berechtigt  sein 
oder  auch  nicht,  je  nach  dem  Datum  der  Eheschliessung,  das 
Geld  in  Empfang  zu  nehmen.  Doch  treten  dabei  folgende  Be- 
schränkungen ein. 

Kann  das  Geld  nicht  sofort  zur  Auszahlung  gelangen,  sondern 
wird  es  durch  die  Chancery  Division  zurückgehalten,  so  kommt 
eine  besondere  Rule  of  Court  zur  Anwendung.  Danach  steht  der 
Ehefrau  das  Recht  oder  ein  sogen.  »Billigungsrecht  zur  Verfügung! 
(»equity  to  a  settlement«)  für  sie  selbst  und  ihre  Kinder  auf  einen 
Teil  des  Vermögens  zu.  Dadurch  werden  der  Gatte  und  dessen 
Gläubiger  verhindert,  mehr  als  den  andern,  nicht  ausgesonderten 
Teil  des  Vermögens  anzugreifen.  Wird  der  Gatte  bankerott,  so 
kann  auf  diese  Weise  die  Hälfte  des  Vermögens  der  Frau  über- 
tragen und  dadurch  unangreifbar  sein.  Der  Trustee  kann  aber 
unter  diesen  Umständen  in  ein  Dilemma  geraten  zwischen  Forde- 
rungen der  Frau  und  des  Mannes  und  vielleicht  gar  noch  dessen 
Vertretern,  Schwierigkeiten,  die  für  den  Trustee  durch  das  Vor- 
handensein einer  schlecht  ausgearbeiteten  Rule  of  Court  betr.  das 
Recht  der  Verfügung  über  einen  Vermögensteil  nicht  beseitigt 
werden.  Der  Trustee  kann  sich  höchstens,  wenn  der  Ehemann 
sich  in  pekuniären  Schwierigkeiten  befindet,  dadurch  aus  der  Lage 
ziehen,  dass  er  das  vorschlägt,  was  der  Court  hier  tun  würde, 
nämlich  die  eine  Vermögenshälfte  der  Ehefrau  zuweisen  und  die 
andere  Hälfte  dem  Manne  oder  dessen  Vertretern  übertragen. 
Einfacher  ist  die  Sache,  wenn  die  Frau  auf  den  Anspruch  auf 
ihren  Sonderanteil  verzichtet.  Werden  die  Vorschläge  des  Trustee 
verworfen,  so  bleibt  noch  immer  der  Ausweg,  das  Geld  beim 
High  Court  zu  deponieren,  um  damit  der  Sache  ledig  zu  werden. 

Neben  dem  Trust  für  verheiratete  Frauen  erfordert  derjenige 
für  Minderjährige  die  besondere  Aufmerksamkeit  des  Trustee. 
Und  dies  nicht  nur,  weil  der  High  Court  sich  mit  besonderer 
Strenge  als  Obervormundschaftsgericht  um  das  Eigentum  Un- 
mündiger kümmert,  sondern  weil  auch  ein  Trustee,  der  sich  auf 
Veranlassung  eines  Benefiziars  unter  21  Jahren  von  seiner  Pflicht 
hat  abdrängen  lassen,  von  einem  solchen  Benefiziar  niemals  eine 
gültige  Indemnität  erlangen  kann. 

Auch  kommt  in  Betracht,  dass  der  Trustee  für  Kinder  gewöhn- 
lich sehr  weitgehende  Befugnisse  hat.     So  kann  er  vielfach  nach 
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eigenem  Ermessen  einen  Teil  des  Vermögens  auf  die  Erziehung 
und  den  Unterhalt  der  Kinder  verwenden.  Oft  findet  sich  in  den 
Urkunden  zur  Bestimmung  der  Verfügungsgewalt  ein  Ausdruck 
wie  > unkontrollierte  oder  »unverantwortlich«.  Worte  von  dieser 
und  ähnlicher  Art  werden  vom  High  Court  dahin  verstanden, 
dass  ein  Trustee  tun  kann,  was  er  will,  solange  er  nur  »ordent- 
lich* (»fairly«),  »aufrichtig«  (»uprightly«)  und  »ehrliche  (»honestlyc) 
handelt.  Nie  können  diese  Worte  bedeuten,  dass  der  Trustee 
sich  der  Aufsicht  des  High  Court  entziehen  kann. 

§11.  »Tr  ustees  for  Sal  ec.  Zah  lung  von  Trustschulden '). 

Wurden  im  Vorhergehenden  die  Pflichten  eines  Trustee  aus- 
einandergesetzt, der  ein  Vermögen  zu  verwalten  und  anzulegen 
hat,  so  sind  andererseits  noch  die  Aufgaben  eines  Trustee  zu 
betrachten,  der  ein  Vermögen  aufzulösen  und  zu  verkaufen  hat. 
Ein  solcher  Trustee  heisst  »Trustee  for  salec  Er  hat  meist  das 
Vermögen  aufzulösen  und  den  Wertbetrag  unter  die  Benefiziare 
zu  verteilen.  Dies  dürfte  für  den  Testamentsvollstrecker  wohl 
der  häufigste  Fall  sein.  Doch  kann  auch  der  Trustee  for  sale, 
wenn  es  die  Trusturkunde  so  vorschreibt,  nach  erfolgtem  Ver- 
kauf des  Vermögens  den  Erlös  wieder  anzulegen  und  weiter  zu 
verwalten  haben. 

Trustees  for  sale  sind  verpflichtet,  zum  grösstmöglichen  Vor- 
teil der  Benefiziare  zu  verkaufen.  Sie  müssen  den  Verkauf  ord- 
nungsgemäss bekannt  machen  und  das  höchste  Angebot,  das  sie 
erhalten,  annehmen.  —  Auf  keinen  Fall  darf  ein  Trustee  for  sale 
an  sich  selbst  oder  an  einen  Co-Trustee  verkaufen.  Es  würde 
dies  einen  der  schwersten  Fälle  von  Trustbruch  darstellen. 

Vor  dem  Verkauf  hat  der  Trustee  for  sale,  wenn  er  nicht 
selbst  sachverständig  ist,  eine  genaue  Abschätzung  des  Wertes 
der  zu  verkaufenden  Sachen  durch  besondere  Taxatoren  auf 
Kosten  des  Vermögens  vornehmen  zu  lassen.  Gelingt  es  ihm 
nicht,  das  Vermögen  ohne  Wertverlust  loszuschlagen,  so  darf  er 
es  nicht  ohne  weiteres  verpachten  oder  verpfänden,  sondern  muss 
in  diesen  Dingen  richterliche  Entscheidung  einholen. 

Sind  mehrere  Trustees  for  sale  bestellt,  so  haben  sie  nach 
vollzogenem  Verkaufe  eine  Uebertragungsurkunde  auszustellen, 
welche    die   sehr   wenigen    vertraglichen  Verpflichtungen    zu  ent- 

I  )   l'rlin,  S.   59-63. 
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halten  hat,  die  von  Trustees  in  solchem  Falle  verlangt  werden 
können.  Die  gemeinschaftlichen  Trustees  for  sale  haben  gemein- 
sam das  durch  den  Verkauf  gewonnene  Geld  einzunehmen,  in 
ihrem  gemeinsamen  Namen  Quittung  darüber  zu  erteilen  und 
auf  ihr  gemeinsames  Konto  als  Trustees  bei  einer  Bank  zu  de- 
ponieren. 

Dagegen  hat  nach  dem  Act  von  1893  der  Trustee  for  sale 
folgende  Vollmachten.  Er  kann  Vermögen  ganz  oder  in  einzelnen 
Teilen  verkaufen,  auf  dem  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung 
wie  durch  privaten  Vertrag,  alles  auf  einmal  oder  zu  verschiedenen 
Zeiten.  Er  kann  auch  Grundstücke  gegen  andere  von  demselben 
Werte  in  England,  Wales  oder  Irland  austauschen,  falls  die  Trust- 
urkunde dies  zulässt,  dabei  darf  er  zum  Ausgleiche  etwaiger  Wert- 
unterschiede Geld  sowohl  auszahlen  wie  einnehmen. 

Trustees  for  sale  dürfen  ferner  Spezialbestimmungen  und  -Be- 
dingungen beim  Verkauf  erlassen,  können  bei  der  Versteigerung 
zugunsten  des  Trust  zurückkaufen  und  Angebote  zurückziehen, 
nach  ihrem  Gutdünken  Verträge  rückgängig  machen,  wieder  ver- 
kaufen, ohne  für  hierbei  entstandene  Verluste  haftbar  zu  sein. 

Bestimmt  die  Trusturkunde,  dass  der  Erlös  wieder  angelegt 
wird,  so  gelten  hierfür  entweder  deren  Anweisungen  oder  der 
erste  Teil   des  Act  von  1893    und   die  Rule  of  Court    von  1888. 

Trusts  for  sale  sind  im  allgemeinen  von  ziemlich  spezieller 
Art,  und  es  ist  daher  unratsam  für  einen  nicht  sachverständigen 
Trustee,  beim  Verkauf  von  Grundbesitz  ohne  sachverständige  An- 
weisung zu  handeln. 

Dem  Trust  for  sale  verwandt  sind  solche  zur  Bezahlung  von 
Schulden  einer  Erbmasse  oder  eines  sonstigen  Trustvermögens. 
Nach  Stat.  22  u.  23  Vict.  c.  35,  sec.  14  (im  Jahre  1859  erlassen) 
besteht  eine  besondere  Vorschrift  für  Testamente ,  die  nach  dem 
13.  August  1859  in  Geltung  treten,  und  in  denen  der  Erblasser 
Grundbesitz  mit  der  Bezahlung  von  Schulden  oder  einem  beson- 
deren Legat  belastet.  Ueberweist  er  dabei  den  Grundbesitz  an 
gewisse  Personen  (devisees),  trifft  aber  keine  Vorkehrungen,  die 
Schulden,  Legate  usw.  auszuzahlen,  so  ist  hier  tatsächlich  ein 
Trust  aber  ohne  ausdrückliche  Erklärung  eingesetzt.  Trotzdem 
dürfen  solche  Trustees  durch  öffentliche  Versteigerung  des  Ver- 
mögens oder  privaten  Verkaufsvertrag,  oder  durch  hypothekarische 
Belastung,  oder  teils  auf  die  eine,  teils  auf  die  andere  Weise  die 
zu  dem  genannten  Zwecke  nötigen  Summen  flüssig  machen. 
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See.  IS  des  Gesetzes  dehnt  diese  Vollmachten  auf  alle  Per- 
sonen aus,  die  ein  derartig  belastetes  Vermögen,  sei  es  als  Ueber- 
lebende  oder  als  Deszendenten  oder  als  Legatare  übernehmen. 
Nach  See.  17  sind  dabei  Käufer  oder  Hypothekengläubiger  nicht 
verpflichtet,  nachzuforschen,  ob  solche  Vollmachten  ordnungs- 
gemäss und  richtig  von  den  betr.  Personen  ausgeübt  werden. 
Dies  hat  Bezug  auf  ein  gleichzeitiges  Gesetz,  den  sog.  Lord  Cran- 
worth's  Act  V.  1860,  wonach  derartige  skrupulöse  Nachforschungen 
Käufern  und  Gläubigern  bei  Trusts  for  sale  zur  Pflicht  gemacht 
wurden.  Dieses  Gesetz  ist  jedoch  durch  den  Act  von  1893  hin- 
fölhg  geworden. 

§12.     Haftbarkeit    des    Trustee    im    allgemeinen. 
Trustbrueh  (Breach  of  Trust)  ^). 

In  einzelnen  Fällen  ist  schon  die  Haftung  des  Trustee  für 
seine  Handlungen  berührt  worden.  Sie  soll  hier  im  allgemeinen 
und  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  behandelt  werden. 

Prinzipiell  haftet  der  Trustee  für  alle  seine  Handlungen,  die 
er  bei  der  Verwaltung  des  Trustvermögens  vollzieht,  mit  seinem 
ganzen  Vermögen.  Die  Ausnahme  beim  Trust  for  sale  wurde 
schon  erwähnt.  Der  Trustee  ist  vor  allem  verantwortlich  für  die 
richtige  Anlage  des  Trustkapitals. 

Auch  die  Dauer  der  Haftbarkeit  ist  fast  unbeschränkt.  Ein 
Trustee,  der  sich  von  einem  Trust  zurückgezogen  hat,  kann  noch 
lange  danach  für  seine  Handlungen  wie  für  die  seiner  Co-Trustees 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden. 

Sehr  wichtig  ist  besonders  die  Gesamthaftung  mehrerer 
Trustees,  Jeder  Trustee  ist  zunächst  persönlich  haftbar  für  jede 
Handlung  seines  Co-Trustee.  Dadurch  wird  eine  vielfach  ver- 
breitete irrige  Meinung  ganz  und  gar  hinfällig,  dass  bei  mehreren 
Trustees  nur  einer  von  ihnen,  als  sogen,  »acting  Trusteec,  allein 
sieh  um  die  Verwaltung  des  Trust  zu  kümmern  brauche,  weil  er 
vielleicht  »mehr  Geschäftsmann  sei  als  die  anderen«,  während  die 
übrigen  nur  aus  formellen  Gründen  ihre  Unterschrift  zu  allen  die 
Verwaltung  betreffenden  Handlungen  hergeben  müssten,  ohne  von 
der  Sache  etwas  wirklich  zu  verstehen.  Das  Gesetz  kümmert  sich 
durchaus  nicht  um  die  mehr  oder  weniger  grosse  Geschäftskenntnis 
des  einzelnen  Trustee.    Dadurch  dass  ein  Trustee  die  tatsächliche 

I)   Ürtin,  S.  34—35.  42—45- 
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Geschäftsführung  einem  Co-Trustee  überlässt,  wird  er  nicht  im 
geringsten  seiner  eigenen  Verantwortlichkeit  ledig.  Als  einzige 
Ausnahmen  von  dieser  Regel  gelten  folgende  zwei: 

1.  Wenn  der  Erblasser  oder  Truststifter  ausdrücklich  jeman- 
den bestimmt  hat,  der  als  Agent,  Bankier  usw.  bei  der  Vermögens- 
verwaltung dienen  soll.  Dann  ist  der  Trustee  für  Verluste,  die 
dabei  entstehen,  nicht  haftbar. 

2.  Wenn  nach  dem  üblichen  Geschäftsgebrauch  eine  Zahlung 
zwar  an  mehrere  Trustees  erfolgt,  aber  nur  einer  von  ihnen  die 
Verantwortlichkeit  tatsächlich  haben  kann.  Z.  B.  kann  die  Ver- 
wahrung von  Besitzurkunden  nur  einem  Trustee  zustehen,  während 
ein  anderer  das  jährliche  Einkommen  oder  die  Dividende  aus  dem 
betr.  Vermögensstück  einzukassieren  hat. 

Indemnitätsklauseln  des  Inhaltes:  >dass  ein  Trustee  nicht 
verantwortlich  sein  soll  für  die  Handlungen,  Beurkundungen  oder 
Vergehungen  seiner  Co-Trustees«,  finden  sich  häufig  in  Trust- 
urkunden. Diese  Klauseln  haben  jedoch  nach  dem  Trustee  Act 
von  1893,  sec.  24  keinerlei  rechtsverbindliche  Kraft. 

Dagegen  gibt  es  eine  gesetzliche  Indemnität.  Nach  der  er- 
wähnten sec.  24  wird  nämlich  von  jeder  Trusturkunde  von  vorn- 
herein angenommen,  dass  sie  eine  der  alten  Indemnitätsklauseln 
ähnliche  Klausel  eo  ipso  enthalte,  wodurch  ein  Trustee  nur  ver- 
antwortlich gemacht  wird  für  alles,  was  mit  dem  Gelde  und  Ver- 
mögen mit  Wissen  und  Zustimmung  seinerseits  geschieht.  Danach 
ist  der  Trustee  nur  haftbar,  wenn  ein  Schaden  durch  seine  Fahr- 
lässigkeit entstanden  ist,  weil  er  sich  nicht  genügend  um  seine 
Co-Trustees  gekümmert  hat.  Die  Gesamthaftung  wird  dadurch 
keineswegs  aufgehoben,  wohl  aber  in  vernünftiger  Weise  beschränkt. 

Ferner  liegt  ein  Fall  vor,  wo  zwei  Trustees  einem  dritten 
eine  Summe  zur  Anlage  in  bestimmten  Werten  übergeben  hatten. 
Dieser  aber  trieb  sogleich  nach  Empfang  des  Geldes  Missbrauch 
damit.  Die  beiden  andern  Trustees  wurden  unter  den  Umständen 
nicht  für  haftbar  gehalten.  Zwar  befand  sich  in  dem  betr.  Testa- 
mente eine  Indemnitätsklausel,  welche  die  Verantwortlichkeit  jedes 
Trustee  nur  auf  seine  eigenen  Handlungen  beschränkte ,  doch 
würde  ihnen  diese  wenig  geholfen  haben,  hätte  nicht  das 
Gericht  in  dem  »sofortigen <  Missbrauch  des  Geldes  den  Haupt- 
grund flir  ihre  Entlastung  erblickt. 

Der  Trustee  befindet  sich  in  ganz  anderer  Stellung  gegenüber 
seinen  Co-Trustees.     Er  hat  keine  gesonderte  rechtliche  Existenz. 
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Hat  er  einem  anderen  Trustee  eine  Vertretungsvollmacht  über- 
geben, Wertpapiere  zu  verkaufen,  so  läuft  er  ausserordentlich 
grosse  Gefahr,  dass  er  deren  Wert,  falls  der  andere  Trustee  Miss- 
brauch mit  ihnen  treibt,  ersetzen  muss. 

Ks  ist  auch  nicht  erlaubt,  dass  die  Tnistees  das  Vermögen 
zur  Verwaltung  unter  sich  verteilen.  Tun  sie  es  dennoch,  so 
bleibt  ihre  Gesamthaftung  unverändert  bestehen.  Anders  ist  es 
natürlich,  wenn  durch  die  Trusturkunde  über  die  einzelnen  Ver- 
möjjensteile  besondere  Trustees,  sogen,  separated  trustees  einge- 
setzt sind. 

Es  kann  aber  auch  ausnahmsweise  nach  dem  Act  von  1893, 
sec.  42  die  Mehrheit  der  Trustees  in  gewissen  Fällen  berechtigt 
sein,  die  Trustwerte  beim  High  Court  zu  deponieren.  Alle  folgen- 
den Handlungen  werden  dann  ebensoviel  gelten,  als  ob  die  Depo- 
nierung seitens  aller  Trustees  gemeinsam  erfolgt  sei. 

Können  mehrere  Trustees  nicht  zur  Einigkeit  über  eine  vor- 
zunehmende Massregel  gelangen,  so  müssen  sie  an  einen  Equity- 
Richter  appellieren.  Befindet  sich  em  Trustee  in  völliger  Uneinigkeit 
mit  seinen  Kollegen,  so  muss  er  gewöhnlich  seinen  Rücktritt  an- 
bieten, der  ihm  auch  meist  in  solchem  Falle  gewährt  werden  wird. 
Doch  muss  jeder  zurücktretende  Trustee  seinem  Nachfolger  jegliche 
Beihilfe  und  Aufklärung  über  die  Trustangelegenheiten  zukommen 
lassen.  Auch  muss  er  ihm  sogleich  das  Vermögen  übertragen. 
Weigert  er  sich  oder  macht  er  seinem  Nachfolger  andere  Schwierig- 
keiten, so  kann  er  kostenpflichtig  zur  Herausgabe  des  Vermögens 
verurteilt,  und  wenn  durch  sein  Verhalten  Verluste  entstanden 
sind,   zum  Schadenersatz  gezwungen  werden. 

Stirbt  ein  Trustee,  so  bleibt  die  volle  Trustvollmacht  nach 
Sec.  22  des  Act,  falls  nicht  anderes  bestimmt  ist,  bei  dem  oder 
den  überlebenden  Trustees. 

Nicht  haftbar  ist  ein  Trustee  für  Geldverluste,  die  im  gewöhn- 
lichen Geschäftsleben  (»ordinary  course  of  business«)  vorkommen, 
ein  allerdings  sehr  weiter  Begriff.  Hierunter  würden  demnach 
alle  durch  den  allgemeinen  Niedergang  der  Konjunktur  verursachten 
Verluste  fallen.  Es  ist  der  Trustee  aber  auch  nicht  verantwortlich, 
wenn  eine  Bank  oder  ein  Bankier,  bei  dem  Gelder  zeitweilig 
deponiert  waren,  zusammenbricht,  sofern  vorher  an  der  Sicherheit 
der  betrefifenden  Bank  oder  des  Bankiers  begründete  Zweifel  nicht 
aufkommen  konnten. 

Schliesslich    ist    der    Trustee    nicht    haftbar   für    gestohlenes 
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Trustgeld,  wenn  er  die  üblichen  Vorsichtsmassregeln  zu  dessen 
Verwahrung  angewandt  hat. 

Verstösst  ein  Trustee  gegen  eine  dieser  Regeln,  so  liegt 
Trustbruch  vor.  Wird  dieser  durch  blosse  Fahrlässigkeit  verschuldet, 
so  trifft  den  Trustee  nur  die  zivilrechtliche  Verlusthaftung.  Wird 
dagegen  ein  Verlust  am  Trustvermögen  durch  böswilliges  und 
verbrecherisches  Verhalten  des  Trustee  verursacht ,  so  tritt  der 
Fraudulent  Trustees  Act  v.  1858,  20  und  21  Vict.,  c.  54  in 
Wirksamkeit.  Er  wirkt  gegen  den  betrügerischen  Trustee  und 
nach  der  Interpretationsklausel  des  Act  auch  gegen  seinen  Ver- 
treter und  sogar  gegen  seine  Erben,  falls  diese  um  den  Betrug 
wussten,  und  unterwirft  den  Trustee  der  Rechtsprechung  des 
Criminal  Court. 

Wird  ein  Trustee  überführt,  dass  er  mit  der  Absicht,  sich 
am  Trustvermögen  zu  bereichern  oder  es  sich  ganz  anzueignen, 
über  dasselbe  verfügt  oder  es  zerstört  hat,  so  soll  er  als  eines 
.schweren  Vergehens  (misdemeanour)  für  schuldig  befunden  werden. 
Die  Strafe  dafür  beträgt  je  nach  der  Schwere  des  Falles  3  Jahre 
Zuchthaus  (penal  servitude)  oder  irgend  eine  Gefängnisstrafe,  die 
aber  nicht  länger  als  2  Jahre  sein  darf  und  unter  Umständen  mit 
Zwangsarbeit  verbunden  sein  kann.  Nach  Wharton's  Law  Lexicon 
s.  V.  »Trustees,  Fraudulent«  S.  771  sind  sogar  für  einen  Fall 
5  Jahre  Zuchthaus  vorgesehen.  Auch  können  Geldstrafen  vom 
Gerichtshof  verhängt  werden.  Doch  dürfen  Verfolgungen  nach 
diesem  Act  nicht  ohne  die  Genehmigung  des  Oberstaatsanwaltes 
(Attorney  General)  begonnen  werden.  Ebenso  darf  ein  Zivilver- 
fahren nicht  ohne  Zustimmung  des  zuständigen  Gerichtes  auf- 
genommen werden. 

§  13.     Rechtsansprüche  des  Trustee^). 

War  im  bisherigen  Verlaufe  der  Darstellung  hauptsächlich 
von  den  Pflichten  des  Trustee  die  Rede,  allerdings  auch  von  den 
Vollmachten,  welche  diesen  Pflichten  entsprechen  und  oft  sehr 
weit  gehen  können,  so  sollen  hier  noch  die  Rechte  des  Trustee 
behandelt  werden.  Es  handelt  sich  im  wesentlichen  um  die  An- 
sprüche desselben  auf  Entschädigung  für  seine  Tätigkeit  und  auf 
Ersatz  gehabter  Kosten. 

Als    ganz   allgemeiner   Grundsatz    des    gesamten    englischen 

i)  Urlin,  S.  36—41. 
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Trustrechtes  gilt,  dass  ein  Trustee  oder  Testamentsvollstrecker 
keinen  festen  Gehalt  für  seine  Tätigkeit  und  den  damit  verbundenen 
Zeitaufwand  erhalten  darf.  Die  Stellung  eines  Trustee  gilt  durchaus 
als  Ehrenamt.  Selbst  wenn  der  Trustee  Rechtsanwalt  oder  berufs- 
mässiger Versteigerer  oder  Agent  ist  und  in  seiner  Eigenschaft 
als  Trustee  berufliche  Dienste  leistet,  ist  es  ihm  an  sich  nicht 
gestattet,  Gebühren  dafür  zu  berechnen. 

Doch  wird  dieser  Grundsatz  von  mannigfachen  Ausnahmen 
durchlöchert.  Wenn  nämlich  die  Verwaltung  des  Vermögens 
grosse  Schwierigkeiten  bietet,  kann  der  Trustee  die  Verwaltung 
niederlegen,  wenn  ihm  nicht  ein  bestimmter  Gehalt  oder  eine 
Provision  von  den  Gewinnen  und  Einkünften  des  Vermögens 
vertragsmässig  zugestanden  wird.  Doch  ist  hierzu  stets  die  besondere 
Genehmigung  des  High  Court  erforderlich. 

Eine  andere  Ausnahme  —  wenn  man  sie  so  nennen  kann  — 
von  der  Regel  besteht  für  Besitzungen  in  Ost-  oder  Westindien, 
für  deren  Verwaltung  Trustees,  Testamentsvollstrecker  und  Vor-, 
münder  einen  Rechtsanspruch  auf  eine  bestimmte,  aber  massige 
Provision  haben. 

Es  kann  auch  jeder  Trustee ,  bevor  er  das  Amt  annimmt, 
sich  eine  solche  Vergütung  ausbedingen.  Es  ist  dann  ratsam, 
eine  derartige  Bedingung  gleich  in  die  Trusturkunde  aufzunehmen, 
um  jede  Streitigkeit  darüber  zu  vermeiden.  Dies  geschieht  ge- 
wöhnlich, wenn  der  Erblasser  oder  Truststifter  seinen  Rechtsanwalt 
zum  Trustee  ernennt,  der  dann  die  üblichen  Gebühren  fordern  darf. 

Wie  der  Verfasser  der  Arbeit  durch  persönliche  Erkundigung 
erfährt,  geschieht  dies  meist  bei  Testamenten  dadurch,  dass  der 
Testamentsvollstrecker  mit  einem  Legat  bedacht  wird,  während 
der  Trustee,  der  bei  einem  Konkurse  als  Konkursverwalter  fungiert, 
eine  Provision  für  realisierte  Aktiva  und  dazu  eine  solche  für 
verteilte  Forderungsquoten  erhält.  Der  Prozentsatz  dieser  Provisionen 
wird  von  einer  Gläubigerversammlung  festgesetzt. 

Doch  bleibt  von  allen  diesen  Ausnahmen  die  Grundregel 
unberührt,  dass  Trustpflichten  unentgeltlich  zu  erfüllen  sind. 
Sucht  der  Trustee  für  seine  Mühewaltung  sich  zu  entschädigen, 
indem  er  aus  dem  Trustvermögen  vereinnahmte  Geldsummen  in 
eigenen  Geschäften  und  Spekulationen  verwendet,  so  liegt  zwar 
noch  nicht  Trustbruch  vor,  aber  er  wird  mit  einer  empfindlichen 
Strafe  getroffen,  die  über  die  blosse  Verzinsung  jener  vereinnahmten 
Ueberschüsse  weit  hinausgeht.     In  diesem  Falle   haben  dann  die 
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Benefiziare  das  Recht,  genaue  Rechenschaft  über  solche  Gewinne 
zu  verlangen.  Es  ist  jedoch  üblich,  lange  und  mühsame  Berech- 
nungen hierbei  zu  vermeiden,  indem  man  die  Gelder  mit  einer 
festgesetzten  Zinsquote  ablöst.  In  einem  Falle,  wo  es  ungewöhnlich 
schwer  war,  den  unerlaubten  Profit  des  Trustee  herauszurechnen, 
ordnete  der  High  Court  an,  dass  der  Trustee  5  Proz.  vom  Trust- 
geld nebst  Verzugszinsen  zu  zahlen  habe. 

Nach  demselben  Grundsatz  haben,  wenn  ein  Trustee  oder 
Testamentsvollstrecker  in  eigenem  Namen  eine  neue  oder  erneuerte 
Pachtung  von  dem  Stifter  oder  dem  Erblasser  gehörigen  Grund- 
stücken erhält,  die  Benefiziare  das  Recht,  den  Gewinn  aus  einer 
solchen  Pacht  zu  fordern.  Doch  müssen  die  Benefiziare  ihre  Forde- 
rungsklage rasch  und  energisch  einbringen,  da  das  Gesetz 
nicht  die  Wiederaufnahme  alter,  halb  vergessener  Forderungen 
begünstigt. 

Hat  der  Trustee  grundsätzlich  nicht  das  Recht,  Ersatz  für 
den  bei  der  Trustvervvaltung  gemachten  Aufwand  an  Zeit  und 
Arbeit  zu  beanspruchen,  so  erlaubt  ihm  dagegen  das  Gesetz, 
sich  für  tatsächlich  geleistete  und  notwendige  Auslagen  schadlos 
zu  halten.  Dieses  Recht  wird  von  dem  Trustee  Act  v.  1893  in 
See.  24  anerkannt.  Für  Sachverständige  und  Rechtsbeirat  in 
schwierigen  Fällen  darf  der  Trustee  das  Trustvermögen  mit  an- 
gemessenen Kosten  belasten.  Doch  muss  er  sich  später  darauf 
gefasst  machen,  beweisen  zu  müssen,  dass  die  Schwierigkeit  sich 
aus  dem  Falle  selbst  ergeben  hat  und  nicht  entstanden  ist  durch 
blosse  Aengstlichkeit  und  Unlust  seinerseits,  die  richtigen  Schritte 
zu  tun. 

Ist  der  Trustee  selbst  Rechtsanwalt,  so  braucht  er,  wenn 
berufsmässige  Arbeit  zu  leisten  ist,  und  er  nicht  dafür  entlohnt 
wird,  diese  nicht  selbst  zu  verrichten,  sondern  darf  sich  dazu 
eines  anderen  Rechtsanwaltes  bedienen. 

Kein  Trustee  ist  verpflichtet,  Arbeiten  zu  übernehmen,  die 
gewöhnlich  von  einem  Buchhalter,  Agenten,  Verwalter  oder  Pacht- 
bez,  Mietseinnehmer  geleistet  werden.  In  einem  Falle,  wo  der 
Erblasser  den  im  Testament  genannten  Trustees  sogar  eine  kleine 
Leibrente  ausgesetzt  hatte,  und  es  sich  herausstellte,  dass  das 
Vermögen  in  einer  grossen  Anzahl  von  Mietshäusern  mit  wöchent- 
licher Mietzahlung  bestand,  entschied  der  High  Court,  dass  die 
Trustees  unter  gleichzeitig  fortdauerndem  Bezüge  der  Leibrenten  be- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  28.  3 
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rechtigt  seien,  auf  Kosten  des  Trustvermögens  einen  Mteteinnehmer 
anzustellen. 

Ein  Trustee  kann  sich  schliesslich  oft  in  der  Lage  befinden, 
selbst  Geldvorschüsse  zu  Gunsten  des  Trustvermögens  z.  B.  für 
Mietzahlung,  Bezahlung  von  Versicherungsprämien  und  dergL  zu 
machen.  Hierbei  ist  es  ihm  gestattet,  Zinsen  zu  4  Proz.  zu 
berechnen. 

Jeder  Trustee  ist  verpflichtet,  zu  allen  angemessenen  Zeiten 
den  Benefiziaren  Rechenschaft  abzulegen  über  seine  Unkosten 
und  Auslagen.  Er  ist  daher  im  eigenen  Interesse  zu  genauer 
Buchführung  gezwungen. 

Für  seine  rechtmässig  und  in  gutem  Glauben  gemachten 
Ausgaben  behält  der  Trustee  so  lange  eine  Sicherheit,  als 
das  Trustvermögen  in  seinen  Händen  bleibt.  So  kann  er 
eine  Versicherungspolice  als  Pfand  für  die  von  ihm  selbst  aus- 
gelegten Prämien  halten.  Doch  ehe  er  solche  Vorschüsse  macht, 
muss  er  sich  vergewissern,  ob  es  nicht  andere  verfügbare  Ver- 
mögensfonds gibt.  Immerhin  können  ihn  die  Benefiziare  nicht 
dazu  zwingen,  das  Trustvermögen  vor  Bezahlung  der  Auslagen 
herauszugeben.  Für  jene  Auslagen  hat  er  ein  Retentionsrecht 
(>lien<)  oder  eine  »Billigkeitsforderungc  (»equitable  claimc),  welche 
vom  Gericht  anerkannt  wird. 

§  14.     Die    Entlastung    des    Trustee    durch    den 
Judicial  Trustees  Act  v.  1896  ^). 

Aus  den  vorhergehenden  Darstellungen  dürfte  zur  Genüge 
klar  geworden  sein,  wie  schwierig  und  unter  Umständen  gefährlich 
das  Amt  des  Trustee  für  einen  Privatmann  in  England  werden 
kann.  Die  Folge  ist,  dass  die  meisten  Leute  sich  einer  solchen 
Bürde  zu  entziehen  suchen,  und  dass  es  schwer  ist,  Trustees  zu 
finden.  Dies  hat  zunächst  zu  einem  merkwürdigen  Hilfsmittel 
geführt,  dem  Judicial  Trustees  Act  v.  1896,  einem  Notgesetz  im 
wahrsten  Sinne  des  Wortes. 

Dieser  Act  ist  sehr  kurz.  Er  enthält  nur  6  Sections.  Die 
weitere  Ausführung  überlässt  er  den  Rules  of  Court. 

See.  I  des  Act  ermächtigt  den  High  Court,  auf  die  Apellation 
jeder  an  einer  Trusterrichtung  interessierten  Person  hin  einen 
sogen.  > judicial   trustee«,  sei  es  als  einzigen  Trustee  oder  gemein- 


l)   Crlitt,  S.  71—75. 
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sam  mit  anderen  oder  an  Stelle  eines  schon  vorhandenen  aber 
ungeeigneten  Trustee,  zu  ernennen.  Ist  ein  ungeeigneter  Trustee 
im  Amt,  so  kann  an  seine  Stelle  ein  Beamter  des  High  Court 
als  Judicial  Trustee  eingesetzt  werden.  Auf  jeden  Fall  untersteht 
der  Judicial  Trustee  der  besonderen  Oberaufsicht  des  High  Court, 
und  ist  verpflichtet,  Anweisungen  aller  Art  dieses  Gerichtshofes 
entgegenzunehmen. 

Da  jeder  Trustee  nur  eine  administrative,  nicht  eine  richterliche 
Tätigkeit  ausübt,  so  ist  der  Titel  Judicial  Trustee  etwas  irreführend 
und  scheint  nichts  mehr  zu  besagen,  als  dass  der  Judicial  Trustee 
sich  von  anderen  Trustees  dadurch  unterscheidet,  dass  er  vom 
Gericht  ernannt  und  besonders  beaufsichtigt  wird. 

Nach  See.  i,  5  des  Act  kann  der  Judicial  Trustee  aus  dem 
Trustvermögen  eine  Remuneration  erhalten.  Doch  darf  diese 
nicht  die  vom  Gerichtshof  in  jedem  einzelnen  Falle  vorgeschriebenen 
Grenzen  überschreiten.  Dies  ist  für  England  zum  ersten  Male 
eine  gesetzliche  Durchbrechung  des  Prinzipes  der  Ehrenamtlichkeit 
des  Trust. 

Einmal  im  Jahre  (See.  i,  6)  werden  die  Trustbücher  geprüft 
und  es  wird  darüber  in  vorschriftsmässiger  Weise  Bericht  erstattet. 

In  See.  2  wird  die  Rechtsprechung  über  Judicial  Trustees 
auch  auf  die  Palatine  Courts,  Gerichtshöfe  in  Lancaster  und 
Durham,  ausgedehnt  und  auch  für  gewisse  Fälle  auf  die  Grafschafts- 
gerichte, um  das  Verfahren  zu  erleichtern. 

See.  3,  I  erweitert  die  Vollmacht  des  High  Court  in  Bezug 
auf  Befreiung  eines  Trustee  von  persönlicher  Haftbarkeit,  wenn 
sein  Verhalten  »vernünftig«  gewesen  ist,  und  er  einen  triftigen 
Entschuldigungsgrund  vorbringen  kann. 

See.  4  sieht  vor,  dass  Rules  of  Court  für  verschiedene  Zwecke 
erlassen  werden  sollen,  und  bezeichnet  als  Behörde  für  den 
Erlass  dieser  Rules  den  Lord-Kanzler  unter  Hinzuziehung  des 
Schatzamtes  in  allen  Angelegenheiten,  welche  Gebühren  betreffen. 

See.  6  schliesst  Trusts  in  Schottland  und  Irland,  sowie  chari- 
table  trusts  von  dem  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  aus. 

Es  sind  nun  zu  diesem  Act  35  Rules  of  Court  am  31.  Aug. 
1897  erlassen  worden,  die  zum  Teil  sehr  ins  einzelne  gehen. 
Hier  sollen  nur  besonders  wichtige  Bestimmungen  erwähnt  werden. 

Nach  Rule  4  muss  für  den  Gebrauch  des  Gerichtshofes  ein 
schriftlicher  Bericht  (statement)  eingeliefert  werden,  der  mit  der 
grössten   Vollständigkeit    alle    Einzelheiten    bezüglich    des    Trust 

3* 
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und  des  Wertes  des  gesamten  Trustvermögens  und  Einkommens 
darstellt,  also  ein  Gesamtinventar.  Dieses  Inventar  ist  ein  sehr 
wichtiges  Dokument  und  ist  unter  berufsmässigem  Beistand  zu 
verfassen.  Es  wird  in  Rule  8  genauer  geregelt,  besonders  dass 
es  immer  auf  dem  Laufenden  erhalten  werden  muss. 

Rule  5  erweitert  den  Kreis,  aus  dem  Trustees  bisher  genommen 
werden  konnten,  und  erlaubt,  dass  auch  Benefiziare  und  verheiratete 
Frauen  zu  Trustees  ernannt  werden  können.  Doch  ist  es  nicht 
wahrscheinlich,  dass  dies  oft  geschehen  wird.  Ein  vorhandener 
Trustee  kann  in  einen  Judicial  Trustee  verwandelt  werden 
(Rule  6). 

Rule  IG  bestimmt,  dass,  wo  immer  ein  Judicial  Trustee  er- 
nannt ist,  .ein  Konto  von  dessen  Einnahmen  und  Auszahlungen 
bei  einer  vom  Gerichtshof  anerkannten  Bank  geführt  werden  muss. 
Sie  verordnet,  dass  zur  sicheren  Verwahrung  der  Urkunden, 
Zertifikate  und  anderer  Dokumente  eine  Liste  davon  beim  Gerichts- 
hof deponiert  werden  muss.  Auszahlungen  des  Einkommens  aus 
dem  Trustvermögen  können  besorgt  werden  mittelst  einer  ständigen 
Anweisung  (standing  order)  an  die  Bank. 

Rule  14  bezieht  sich  auf  die  jährliche  Revision  (audit)  der 
Buchführung  des  Trustee,  die  gewöhnlich  durch  einen  Beamten 
des  Gerichtshofes  geschieht.  Im  Falle  besonderer  Schwierigkeit 
kann  ein  berufsmässiger  Revisor  herangezogen  werden. 

Rule  17  ordnet  die  Remuneration  des  Judicial  Trustee,  wobei 
der  Gerichtshof  Vollmacht  hat,  von  Zeit  zu  Zeit  ihren  Betrag  zu 
fixieren  und  abzuändern.  Eine  besondere  Summe  kann  für  die 
Abfassung  des  oben  erwähnten  Inventars  ausgesetzt  werden. 
Ferner  kann  eine  Provision  für  die  Realisierung  und  Wiederanlage 
der  Trustgelder  eingeräumt  werden.  Im  Falle,  dass  ein  Beamter 
des  Gerichtshofes  eingesetzt  wird,  fällt  die  Remuneration  unter 
die  Kontrolle  des  Schatzamtes.  Der  Gerichtshof  kann  im  übrigen 
die  ganze  oder  einen  Teil  der  Remuneration  verwerfen,  falls  sie 
zu  hoch  gegriffen  ist. 

Die  Haftbarkeit  für  Trustbruch  oder  in  Bezug  auf  Entfernung 
vom  Amte  bleibt  unberührt  von  den  Rules.  Die  Vollmacht  des 
Gerichtshofes  in  Bezug  auf  diese  Disziplinarangelegenheiten  wird 
durch  Rules  20  und  21  bestätigt.  Die  weiteren  Rules  22  bis  31 
beziehen  sich  grösstenteils  auf  prozessualische  Angelegenheiten 
und  auf  die  erwähnte  gerichtliche  Registrierung  des  Trustvermögens. 

Rule  32  regelt  die  bei  solchem  Verfahren  falligen  Gebühren, 
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die  aus  dem  Ertrag  des  Trustvermögens  zu  erlegen  sind.  Es 
genügt  hier  zu  bemerken,  dass  bei  der  Registrierung  des  Inventars 
die  Gebühr  lo  sh.  beträgt  und  dass  bei  jeder  Aenderung  desselben 
oder  bei  Registrierung  der  jährlichen  Abrechnung  des  Trustee 
je  5  sh.  zu  bezahlen  sind.  Bei  der  jährlichen  Revision  beträgt 
die  Gebühr  2  sh.  6  d.  auf  je  loo  Pfd.  St.  von  dem  Bruttoeinkommen 
des  Trustvermögens.  Andere  Gebühren  bestehen  für  Registrierung 
von  Dokumenten  und  für  Einsichtnahme  in  solche  Dokumente. 

C.  Allgemeine  Bedeutung  des  Trust  in  Grossbritannien. 
Trustee-Not  und  Trust  Companies*). 

§15. 
Bei  der  Betrachtung  des  englischen  Trustrechtes  treten  Vor- 
züge und  Nachteile  des  gesamten  englischen  Rechtes  deutlich  zu 
Tage.  Zwar  gewährt  das  Gesetz  dem  Trustee  eine  sehr  grosse 
Verfügungsfreiheit  über  das  Trustvermögen,  wodurch  ihm  die  in- 
dividuelle Behandlung  des  einzelnen  Falles  sehr  erleichtert  wird. 
Dem  stehen  aber  als  erhebliche  Nachteile  gegenüber  die  Viel- 
deutigkeit und  stellenweise  Unklarheit  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, das  schwankende  Moment,  das  dem  Gewohnheitsrecht 
bei  aller  Stetigkeit  der  Rechtsentwicklung  innewohnt.  Es  gibt 
hier  keine  allgemeinen  Grundsätze,  die  nicht  von  zahlreichen  Aus- 
nahmen durchbrochen  würden.  Vielfach  fehlt  es  ganz  an  fest 
bestimmten  und  sicher  umgrenzten  Rechtsbegriffen,  deren  Defi- 
nierung auch  durch  die  Praxis  nur  ungenügend  erfolgt  ist.  Aus- 
drücke, wie  »vernünftig«,  »ordentlich«,  »gebührend«  und  ähnliche, 
spielen  eine  grosse  Rolle  und  kehren  allenthalben  wieder.  Doch 
dieses  weitmaschige  Netz  von  Rechtsbestimmungen  kann  sich  nur 
allzu  leicht,  von  schlauen  Advokaten  und  habsüchtigen  oder  übel- 
wollenden Benefiziaren  gehandhabt,  in  eine  enge  Falle  zusammen- 
ziehen, in  der  sich  selbst  der  redlichste  Trustee  verfangen  kann, 
der  sich  eine  wirtschaftlich  vielleicht  durchaus  berechtigte,  aber 
gegen  irgend  eine  obskure  Gesetzesvorschrift  verstossende  Hand- 
lung   hat   zu  Schulden    kommen    lassen.     Eine   Schranke  gegen 


l)  Die  wichtigsten  Unterlagen  für  diesen  Paragraphen  hat  der  Verfasser  durch 
einen  Fragebogen  erhalten,  der  mehreren  englischen  Solicitors,  Chartered  Accountants 
und  höheren  Bankbeamten  zugegangen  ist.  Die  Herren  haben  in  liebenswürdiger 
Weise  die  Fragen,  soweit  es  möglich  war,  beantwortet.  Jene  Fragen  betrafen  in 
der  Hauptsache  den  gegenwärtigen  Zustand  des  englischen  Trustwesens. 
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derartige  Chikanen  wird  ja  wohl  meist  die  Rechtsprechung  des 
High  Court  errichten.  Aber  englische  Prozesse  sind  bekanntlich 
ausserordentlich  teuer  und  langwierig.  Wenn  auch  durch  Ein- 
führung des  >Originating  Summonst  >)  eine  gewisse  Beschleunigung 
und  Verbilligung  des  Verfahrens  erzielt  worden  ist,  so  hat  doch 
noch  immer  ein  Zivilprozess  in  England  mehr  als  anderswo  eine 
gewisse  Aehnlichkeit  mit  einem  Hasardspiel,  und  der  hat  dabei 
auch  in  diesem  Falle  die  besten  Gewinnaussichten,  der  am  läng- 
sten die  Partie  halten  d.  h.  in  diesem  Falle  Advokaten  besolden 
kann,  die  durch  allerlei  Einreden  und  KnifTe  seine  Sache  durch 
die  einzelnen  Instanzen  hindurchfechten. 

Man  gewinnt  im  ganzen  den  Eindruck,  als  sei  der  Trustee 
vom  Gesetz  zu  ungünstig,  mindestens  zu  unsicher  gestellt.  Das 
kann  aber  auch  für  die  Benefiziare,  überhaupt  für  das  ganze  Trust- 
wesen nicht  vorteilhaft  sein,  wenn  man  bedenkt,  welche  grosse 
wirtschaftliche  Bedeutung  und  Ausdehnung  die  Trustvermögens- 
verwaltung in  ganz  Grossbritannien  gewonnen  hat. 

Es  ist  zwar  bisher  nicht  gelungen,  gründliches  Material  über 
die  Anzahl  und  den  Umfang  der  in  Trustverwaltung  befindlichen 
Vermögen  zu  erlangen.  Eine  solche  Statistik  aufzustellen,  dürfte 
wohl  überhaupt  unmöglich  sein.  Wohl  aber  ist  anerkannt,  dass 
der  grössere  Teil  des  gesamten  in  Grossbritannien  vorhandenen 
Privatvermögens  sich  in  Händen  von  Trustees  befindet. 

Bei  Eheschliessungen  wird,  wenn  überhaupt  Vermögen  vor- 
handen ist,  gewöhnlich  ein  bestimmter  Teil  des  Vermögens  bei- 
der Ehegatten  (Grundstücke,  Geld  oder  auch  eine  Lebensver- 
sicherungspolice) als  sogenanntes  Settlement  abgesondert  (s.  §  lo) 
und  unter  Trustverwaltung  gestellt.  Als  Trustees  fungieren  ge- 
wöhnlich die  Familienrechtsanwälte.  Das  Einkommen  aus  dem 
Settlement  wird  dann  von  den  Trustees  in  der  geschilderten 
Weise  an  die  Benefiziare  ausgezahlt.  In  der  Regel  wird  nach 
dem  Tode  der  Nutzniesser  des  Settlement  der  Trust  aufgelöst, 
und  das  Vermögen  unter  die  Kinder  oder  sonstigen  Erben  ver- 
teilt. Doch  kann  der  Trust  für  die  Familie  auch  weiter  bestehen 
bleiben. 

Zu  den  privaten  Trusts  kommt  noch  die  grosse  Masse  der 
Stiftungen  zu  religiösen  und  gemeinnützigen  Zwecken,  deren  oft 
recht  beträchtliche  Vermögen  einer  Trustverwaltung  unterstehea. 

i)   W/iarton's  Law-Lexicon,  s.  v.  »Originating  Summons«.  —  Prozessbefehl  des 
High  Court. 
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Von  solchen  grossen  Stiftungen  in  Trustform  sind  zu  nennen: 
«Rhodes  Wille,  eine  Stiftung  des  berühmten  Finanzmannes  und 
imperialistischen  Schöpfers  von  Britisch-Südafrika,  Cecil  Rhodes, 
zu  Studienzwecken,  ferner  »Whiteley  Homes«  und  >Peabody's 
Model  Dwellingsc,  zwei  Stiftungen  zum  Zwecke  der  Erbauung 
von  Arbeiterwohnungen. 

Weniger  sind  die  grossen  Fideikommissgüter  in  Grossbri- 
tannien, die  sog.  entailed  properties,  in  Trusts  umgewandelt. 
Dies  ist  selbstverständlich,  da  sie  meist  noch  unter  der  persön- 
lichen Verwaltung  der  Fideikommissbesitzer  selbst  stehen. 

Schliesslich  ist  zu  erwähnen,  dass  es  auch  Trustees  gibt,  die 
als  Pfandhalter  zur  Sicherung  der  Ansprüche  von  Obligationsin- 
habern fungieren.  So  wird  stets  für  Debenture  Stock  ^),  der  von 
einer  Gesellschaft  emittiert  wird,  ein  Trustee  eingesetzt,  der  im 
Interesse  der  Obligationäre  ein  Zertifikat  über  die  Obligatio- 
nenausgabe zu  verwahren  und  über  die  regelrechte  Zinszahlung 
und  Amortisierung  der  Obligationen  zu  wachen  hat. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  die  Familientrusts  überhaupt 
heute  noch  wirtschaftlich  gerechtfertigt  sind.  Ist  diese  ganze 
Art  der  Vermögensverwaltung  nicht  viel  zu  kostspielig  und  um- 
ständlich, als  dass  sie  durch  die  Vorzüge  der  Sicherung  des  Ver- 
mögens und  einer  geordneten  Verwaltung  desselben  aufgewogen 
werden  könnte?  Diese  Frage  scheint  zunächst  nicht  leicht  zu 
entscheiden  zu  sein.  Sicherlich  spielt  noch  heute  im  ganzen 
Trustwesen  der  konservative  Nationalcharakter  des  Engländers 
eine  wichtige  Rolle.  Es  ist  einmal  von  altersher  Sitte  —  ob 
altbewährt  oder  nicht,  ist  gleichgültig  — ,  das  Familienvermögen 
oder  wenigstens  einen  Teil  davon  einem  Trustee  anzuvertrauen, 
und  so  wird  bei  jedem  Vermögensübergang  immer  wieder  ein 
neuer  Trust  errichtet. 

Es  liegt  ferner  der  Vermutung  nahe,  dass  der  mächtige  Ein- 
fluss  des  englischen  Solicitors  sich  zu  Gunsten  einer  Einrichtung 
geltend  macht,  die  ihm  direkt  und  indirekt  Vorteile  bringt  und 
seine  wirtschaftliche  wie  soziale  Stellung  verstärkt. 

Aber  im  ganzen  dürfte  die  Frage,  ob  solche  Trusts  heute 
noch  wirtschaftlich  berechtigt  und  vernünftig  seien,  entschieden 
zu  bejahen  sein.  Durch  die  Trustverwaltung  wird  eine  grosse 
Gruppe  von  Vermögensbesitzern  der  Sorge  für  eine  sichere  und 
solide  Anlage  ihres  vielleicht  oft  massigen  Kapitals  enthoben. 

i)  Palgravty  s.  v.  »Debenture  Slockc. 
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Zu  dieser  Klasse  von  Kapitalisten  gehören  nicht  bloss  Un- 
mündige, sondern  auch  vor  allem  diejenigen  Personengattungen, 
welche  nicht  inmitten  des  Erwerbslebens  stehen,  und  die  daher 
vielfach  der  zur  Vermögensanlage  und  -Verwaltung  nötigen  Kennt- 
nisse entbehren:  alleinstehende  Frauen,  Witwen,  viele  Angehö- 
rige der  liberalen  Berufe.  Aber  auch  Viele,  die  nicht  zu  dieser 
Gruppe  gehören,  werden  durch  einen  Trust  wirtschaftlich  in  er- 
heblichem Masse  gesichert.  Durch  den  besonders  starken  ge- 
setzlichen Schutz  wird  dem  Benefiziar  die  Möglichkeit  gewährt, 
ein  gewisses  Einkommen  in  verhältnismässiger  Ruhe  gemessen  zu 
können,  ohne  dass  das  Vermögen  allzu  grossen  Konjunkturschwan- 
kungen ausgesetzt  ist.  Natürlich  gibt  der  gesetzliche  Schutz 
keine  absolute  Sicherheit.  Die  Freiheit,  die  dem  Truststifter  bei 
Abfassung  der  Trusturkunde  und  zumal  der  Investierungsklausel 
zusteht,  kann  sicherlich  auch  zur  Errichtung  von  unrationellen, 
ja  sogar  verderblichen  Trusts  führen.  Theoretisch  lässt  das  eng- 
lische Trustrecht  menschlicher  Schwäche  und  Willkür  einen  recht 
weiten  Spielraum,  wenn  gleich  wohl  praktisch  völlig  verfehlte 
Trusts  selten  vorkommen  mögen.  Auch  kann  in  besonders  krassen 
Fällen  die  Rechtsprechung  hier  eine  wohltätige  Hemmung  be- 
reiten. 

Es  soll  ferner  nicht  der  Umstand  verkannt  werden,  dass  viel 
Ursache  zu  unerquicklichen  Familienstreitigkeiten  durch  einen 
Trust  geschaffen  werden  kann.  Ferner  kann  ein  Trust  für  Er- 
werbstätige zu  einer  lästigen  Fessel  werden,  wenn  ihnen  dadurch 
ein  Teil  ihres  Kapitals  festgelegt  wird,  das  sie  vielleicht  zu  ra- 
tionellerer Anlage  in  ihrem  eigenen  Gewerbebetriebe  besser 
brauchen  könnten.  Es  gilt  eben  auch  hier  das  Wort:  »Vernunft 
wird  Unsinn,  Wohltat  Plage.« 

In  dem  Falle  des  Separate  Estate  ist  sogar  die  Zweischnei- 
digkeit der  Einrichtung  deutlich  zu  erkennen.  Einerseits  stellt 
sich  hier  der  Trust  als  eine  Art  Selbstversicherung  gegen  Ver- 
mögensverlust, der  durch  eigenes  Verschulden  verursacht  ist,  dar. 
Andererseits  könnte  gerade  ein  solcher  vom  übrigen  Vermögen 
abgetrennter  Bestandteil  den  Nutzniesser  vor  dem  Zusammen- 
bruch retten.  Wird  auch  er  und  seine  Familie  durch  einen  Se- 
parate Estate,  der  für  seine  Gattin  ausgesetzt  ist,  vielleicht  wirt- 
schaftlich noch  über  Wasser  gehalten,  so  wird  doch  durch  eine 
solche  Massregel  der  Schutz  vor  der  sozialen  Schmach  eines 
Bankerotts  erheblich  gemindert. 
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Alle  diese  Mängel  und  Nachteile  des  Trusts  werden  jedoch 
von  seinen  wirtschaflichen  Vorzügen  bei  weitem 
übertroffen.  Dadurch  dass  er  ein  vortreffliches  Mittel  zur  dau- 
ernden Wahrung  des  Familienvermögens  bilden  kann,  wirkt  er 
in  hohem  Grade  als  ein  erhaltender  Faktor  des 
sozialen  Lebens.  Er  gewährleistet  ein  sicheres  Familien- 
leben und  standesgemässe  Erziehung  der  Kinder.  Er  kann  ferner 
dem  unwirtschaftlichen  Treiben  von  Verschwendern  und  Speku- 
lanten, die  ohne  Trust  ihr  Vermögen  vergeuden  würden,  einen 
festen  Damm  entgegensetzen  und  damit  auch  volkswirtschaftlich 
ausserordentlich  günstig  wirken. 

Durch  diese  ihm  tatsächlich  innewohnenden  Vorzüge  ist  es 
schliesslich  zu  erklären,  dass  der  Trust  noch  gegenwärtig  sich 
so  grosser  Beliebtheit  in  England  erfreut.  Der  Einfluss  des  So- 
licitors  und  stark  konservatives  Festhalten  an  einer  veralteten 
Einrichtung  können  unmöglich  als  zureichende  Ursachen  einer 
derartigen  Massenerscheinung  hingestellt  werden.  Es  ist  ein  ge- 
sunder Zug  des  konservativen  englischen  Volkscharakters,  der 
sich  hierin  äussert,  und  der  im  Trust  ein  wichtiges  Mittel  zur 
materiellen  Begründung  und  Erhaltung  eines  gesunden  Familien- 
lebens, der  Quelle  aller  nationalen  Wohlfahrt  und  Gesittung, 
sieht.  Damit  dürfte  der  Trust  schon  allein  genügend  gerecht- 
fertigt sein.  Seine  Bedeutung  ist  ebenso  sehr  eine  soziale  als 
eine  rein  ökonomische. 

Volkswirtschaftlich  wichtig  ist  vor  allem  die  Tatsache,  dass 
durch  die  Rule  of  Court  von  1888  und  den  Trustee  Act  von 
1893  die  Anlage  des  Trustvermögens  eingehend  geregelt  wird. 
Wenn  auch  diese  Vorschriften  nur  subsidiär,  mangels  einer  ent- 
sprechenden Anweisung  in  der  Trusturkunde,  wirken,  so  ist  doch 
anzunehmen,  dass  sie  von  grossem  Einfluss  auf  die  Anlage  der 
Privatvermögen  auch  bei  Vorhandensein  einer  solchen  Urkunde 
sein  müssen.  Tatsächlich  werden  die  meisten  Trusturkunden 
unter  Zuziehung  eines  Rechtsanwaltes  abgefasst,  und  von  diesem 
werden  wohl  meist  die  gesetzlich  erlaubten  Anlagen  dem  Trust- 
stifter empfohlen  werden.  Es  ist  also  durch  das  Gesetz  eine 
Gruppe  bestimmter  bevorrechteter  Anlagen  geschaffen  worden, 
die  man,  um  einen  naheliegenden  Vergleich  zu  gebrauchen,  als 
»trustsicher«  bezeichnen  kann.  Soweit  nun  die  Trustver- 
mögen aus  beweglichem  Kapital  bestehen,  dürften  sie  in  der 
grossen    Mehrzahl   sich   diesen  trustsicheren    Anlagen  zugewandt 
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haben.  Für  die  Wertpapiere  unter  ihnen  ist  somit  durch  das 
Trustrecht  ein  verhältnismässig  grosser  und  sicherer  Markt  ge- 
schaffen worden.  Natürlich  herrscht  nicht  für  alle  Trustwertpa- 
piere die  gleiche  Nachfrage.  Wie  schon  erwähnt,  erfreuen  sich 
besonderer  Gunst  der  Trustees  die  Aktien  der  Bank  of  England, 
Obligationen  von  britischen  Eisenbahngesellschaften  und  die  An- 
leihen der  grösseren  autonomen  Kolonien. 

Sind  nun  zwar  durch  die  Trustgesetzgebung  gewisse  Schwie- 
rigkeiten der  Trustverwaltung  für  den  Trustee  erleichtert  worden, 
so  haben  doch  diese  Massregeln  in  keiner  Weise  eine  Abhilfe 
gegen  die  tatsächlich  bestehende  Trustee-Not  bringen  können. 
Immer  schwieriger  wird  es,  Privatpersonen  zu  finden,  die  das 
mühselige  und  gefährliche  Amt  eines  Trustee  übernehmen  wollen. 

Es  könnte  nun  merkwürdig  erscheinen,  warum  in  England 
nicht  schon  längst  Trust  Companies  entstanden  sind,  wie  sie  in 
den  Vereinigten  Staaten  in  ausgedehntem  Masse  die  Funktionen 
*des  privaten  Treuhänders  übernommen  haben  und  dabei  zu 
grosser  Bedeutung  innerhalb  des  Bankwesens  der  Union  gelangt 
sind.  Von  den  objektiven  Vorzügen,  die  solche  korporative  und 
permanente  Trustees  vor  privaten  voraushaben,  wird  noch  im 
nächsten  Kapital  zu  reden  sein.  Aber  der  Wirksamkeit  einer 
Trust  Company  stand  bislang  in  England  der  Rechtsgrundsatz 
als  Haupthemmnis  im  Wege,  dass  der  Trustee  ein  unentgeltliches 
Ehrenamt  zu  versehen  habe,  und  dass  daher  eine  Trustverwal- 
tung nicht  Gegenstand  eines  Erwerbsgeschäftes  sein  könne. 

Dieser  Grundsatz  wurde  zwar  von  dem  Judicial  Trustees 
Act  von  1896  prinzipiell  durchbrochen,  der  ja  eine  Bezahlung 
der  Trustees  zulässt.  Dieser  Act  hat  sich  jedoch  als  Fehlschlag 
erwiesen.  Er  macht  die  Trustverwaltung  umständlich  und  be- 
lastet den  Trust  ausserdem  mit  höheren  Ausgaben,  da  er  nicht 
nur  die  Trusteekosten,  sondern  auch  noch  Gerichts-  und  Anwalts- 
kosten vielfach  zu  tragen  hat.  Tatsächlich  wird  daher  von  der 
Einrichtung  des  Judicial  Trustee  nur  ein  sehr  geringer  Gebrauch 
gemacht.  Nur  in  Fällen,  wo  sich  niemand  anderes  finden  lässt, 
oder  der  Gerichtshof  einen  vorgeschlagenen  Trustee  nicht  ge- 
nehmigt oder  einen  vorhandenen  abgesetzt  hat,  werden  Judicial 
Trustees  eingesetzt.  Alsdann  sind  es  meist  Privatpersonen,  nur 
selten  Beamte  des  High  Court. 

Emen   letzten  Versuch,   den   privaten  Trustee   zu   entlasten. 
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stellt  der  Public  Trustee  Act  von  1906  dar  ^).  Der 
Public  Trustee  ist  Staatsbeamter  und  übernimmt  Treuhandver- 
waltungen aller  Art.  Für  ihn  bestehen  etwas  geringere  Gebühren- 
sätze als  wie  beim  Judicial  Trustee,  von  dem  er  sich  sonst  nicht 
wesentlich  unterscheidet.  Zum  ersten  Public  Trustee  wurde  Ende 
1907  ein  Londoner  Barrister  ernannt.  Die  Erwartungen,  welche 
Kiep  an  diese  neue  Einrichtung  knüpft,  dürften  etwas  zu  opti- 
mistisch sein. 

Freie  Bahn  für  den  korporativen  Trustee  wurde  aber  erst 
durch  den  Bodies  Corporate  (Joint  Tenancy)  Act  von 
1899  geschaffen. 

Der  Hauptzweck  dieses  Gesetzes  war,  die  Möglichkeit  zu 
schaffen  und  zu  erleichtern,  dass  ein  Trustvermögen  gemeinsam 
von  einer  juristischen  Person  und  einzelnen  Individuen  verwaltet 
werden  kann.  Charakteristisch  ist  hierbei,  dass  man  sich  noch 
immer  nicht  von  dem  Begriffe  des  einzelnen  Trustee  losmachen 
konnte.  Allerdings  muss  man  dabei  des  Umstandes  eingedenk 
sein,  dass  der  Trust  nicht  nur  eine  wirtschaftliche  Funktion,  son- 
dern vielfach  einen  Vertrauensposten  darstellt,  der  grosse  Dis- 
kretion erfordert.  Daher  neigt  man  in  England  jetzt  zu  einer 
gemischten  Methode.  Eine  Trust  Company  übernimmt  das  Ver- 
mögen und  besorgt  dessen  Verwahrung  und  sichere  Anlage.  Da- 
gegen stehen  die  gesamte  Verfügung  über  das  Einkommen  und 
dessen  Verteilung  sowie  alle  sonstigen  Trusteerechte  einem  ein- 
zelnen Trustee,  gewöhnlich  einem  Familienfreunde,  zu.  Durch 
diese  Verbindung  einer  Gesellschaft  mit  einem  Individualtrustee 
wird  erreicht,  dass  das  Vermögen  einerseits  besser  gesichert  ist, 
und  dass  andererseits  die  Vorteile  des  privaten  Trustee  bestehen 
bleiben.  Ausser  dem  erwähnten  Act  gibt  es  keine  besonderen 
Gesetze  über  Trust   Companies  in  England. 

Nach  Heaton,  >The  Trust  Company  Idea  and  its  Develop- 
mentc  S.  45  gab  es  1904  in  England  3  Trust  Companies,  die 
sich  aber  durchaus  nicht  allein  auf  Trustgeschäfte  beschränken, 
vielmehr  diese  Funktion  als  Nebenaufgabe  ansehen.  Ihre  Namen 
sind : 

Law  Guarantee  and  Trust  Society,  London 
Trustee,  Executors  and  Securities  Co.,  London 


i)  ö.  C  Kiep  ,  Das  neue  staatliche  Treiihänderamt  in  England.  —  Jahrb.  f. 
Gesetzg.,  Verwaltung  u.  Volksw.  herausg.  von  Schmoller^  32.  Jahrg.  1908,  III.  Heft 
S.  89—49.     S.  bes.  S.  47  ff. 
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Public  Trustee,  Limited,  Edinburgh. 

Die  LawGuarantee  andTrustSociety,  die  schon 
1888  als  Lebensversicherungs-Gesellschaft  gegründet  wurde,  hatte 
1904  ein  Aktienkapitel  von  £  20000CO  sterl.  nominal,  wovon 
aber  nur  10  Proz.  eingezahlt  waren,  und  einen  Reservefonds  von 
£  180000.  Drei  Viertel  des  eingezahlten  Kapitals  sind  als  Trust- 
kapital auf  die  Namen  der  Richter  vom  Supreme  Court  angelegt. 
Die  Gesellschaft  hat  eine  besondere  Trustabteilung  und  unterhält 
für  diesen  Zweck  Filialen  in  Dublin,  Edinburgh,  Birmingham, 
Glasgow,  Liverpool,  Manchester  und  Newcastle-on-Tyne.  Die 
Gesellschaft  garantiert  auch  als  Pfandhalter  die  Bezahlung  und 
Verzinsung  von  Hypotheken  und  Obligationen. 

Ferner  liegt  mir  der  Prospekt  der  »C  o  r  p  o  r  a  t  i  o  n  of 
the  Royal  Exchange  Assurance«  vom  März  1905  vor. 
Diese  Gesellschaft  ist  schon  1720  hauptsächlich  zu  Zwecken  der 
Seeversicherung  gegründet  worden.  Auch  jetzt  betreibt  sie  noch 
in  erster  Linie  Versicherungsgeschäfte  aller  Art.  Daneben  hat 
sie  sich  in  neuester  Zeit  ein  Trustdepartement  angegliedert.  Nach 
ihrem  Prospekt  haben  ihre  23  Direktoren  durch  Parlamentsact 
die  Genehmigung  erhalten,  als  Testamentsvollstrecker  eingesetzt 
zu  werden  sowie  als  Trustees  und  als  Pfandhalter  zu  fungieren. 
Die  Gesellschaft  verfährt  bei  Eingehung  eines  solchen  Geschäftes 
folgendermassen. 

Zunächst  wird  ihr  ein  Antrag  zur  Uebernahme  einer  Testa- 
mentsvollstreckung oder  eines  Trust  eingereicht.  Das  Testament 
und  die  Trusturkunde  müssen  natürlich  beigefügt  werden.  In 
dem  Antrag  müssen  jegliche  Einzelheiten  und  Bedingungen  des 
Trust  inbetreff  des  Vermögens  und  seiner  Verwaltung  angegeben 
sein.  Für  die  Eintragung  des  Antrags  erhebt  die  Gesellschaft 
eine  Eintragungsgebühr.  Nach  Zahlung  dieser  Gebühr  stellt  sie 
einen  Uebernahmevertrag  aus.  Hierin  bedingt  sie  sich  vor  allem 
aus  : 

1.  dass  ihr  für  ihre  Mühewaltung  eine  entsprechende  Ent- 
schädigung gewährt  werde; 

2.  dass  sie  bei  der  Testamentsvollstreckung  Rechtsanwälte 
nach  ihrem  Gutdünken  für  besondere  Aufgaben   anstellen    dürfe; 

3.  dass  sie  zurücktreten  kann  von  dem  Trust,  wenn  es  sich 
herausstellt ; 

a)  dass  das  Testament  nicht  mit  dem  im  Antrag  angegebenen 
übereinstimmt; 
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b)  dass  sich  der  Wert  des  Vermögens  als  tatsächlich  ge- 
ringer erweist,  als  es  im  Antrag  angeführt  wurde; 

c)  dass  die  Pflichten  des  Trustee  von  Natur  schwieriger  und 
vielseitiger  sind,  als  sie  der  Antrag  voraussah; 

d)  dass  das  Testament  über  die  Remuneration  keine  Be- 
stimmungen enthält  oder  derartige  Bestimmungen  in  einem  Kodi- 
zill geändert  oder  widerrufen  werden. 

Tritt  die  Gesellschaft  von  dem  Geschäft  zurück,  so  zahlt  sie 
natürlich  die  Eintragungsgebühr  zurück.  Nimmt  sie  dagegen  die 
Trustverwaltung  endgültig  an,  so  sind  als  einmalige  Gebühren  zu 
zahlen :  bei  einem  Gesamtwert  des  betreffenden   Vermögens 

bis  zu  £2. 000  £  10.—/ —  insgesamt, 

von  über  »      2000—20000  10  sh.  o  d.  pro  £  100.—/ —  d.  Vermögens 

>  •  »    20000 — 50®®^  15    >o»»»         »  >  > 

>  •  >    5^  000  17    »6>»*  *  *  * 

Dieselben  Gebührensätze  gelten  für  alle  Trusteefunktionen, 
nur  dass  bei  der  Verwaltung  von  Settlements  von  über  £  50000. — / — 
18  sh.  3  d.  pro  £  100. — / —  zu  zahlen  sind. 

Die  Gebühren  sind  zahlbar,  sobald  die  Gesellschaft  ihre 
Trustpflichten  definitiv  übernommen  hat.  Sie  können  ratenweise 
gezahlt  werden,  wenn  die  Trustgeschäfte  in  bestimmten  Fristen 
abzuwickeln  sind.  Für  die  mit  der  Einkommensverwaltung  ver- 
bundene Müheleistung  fordert  die  Gesellschaft  eine  jährliche  Pro- 
vision von  2^/a  Proz.  des  gesamten  Einkommens  aus  dem  Trust- 
vermögen. 

Im  Falle  der  Pfandhalterschaft  wird  die  Gebührenfrage  den 
Umständen  entsprechend  von  Fall  zu  Fall  geregelt. 

Sollen  von  der  Gesellschaft  in  ihrer  Eigenschaft  als  Trustee 
Veränderungen  in  der  Anlage  des  Vermögens  vorgenommen 
werden,  so  wird  eine  kleine  Provision  von  ^/«  Proz.  bis  ^/s  Proz. 
der  in  Betracht  kommenden  Summe  erhoben. 

Testamente  können  gegen  eine  Gebühr  von  10  sh.  6  d.  feuer- 
sicher bei  der  Gesellschaft  verwahrt  werden. 

Mit  der  Trustverwaltung  verbundene  Spesen  werden  dem 
Beneflziar  zur  Last  geschrieben.  Wichtig  ist  schliesslich  die  Be- 
dingung der  Gesellschaft,  dass  sie  als  Testamentsvollstrecker  nur 
allein  handeln  kann.  Indem  sie  sich  auf  einen  gerichtlich  ent- 
schiedenen Präzedenzfall  beruft,  weist  sie  hier  jede  Verbindung 
mit  einem  einzelnen  Testamentsvollstrecker  ab. 

Ob  der  Gedanke  der  Trust  Co.  in  England  schon  grössere 
Erfolge  erzielt  hat,  ist  vorläufig  nicht  mit   Sicherheit   anzugeben. 
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Zur  Zeit  scheint  die  Trust  Co.  sich  noch  in  einem  gewissen 
Entwicklungsstadium  zu  befinden.  Aus  den  angeführten  Bestim- 
mungen des  Prospekts  der  Royal  Exchange  Assurance  geht  offen- 
bar hervor,  dass  es  sich  noch  um  eine  etwas  unsichere  Einrich- 
tung handelt,  daher  die  vielen  Kautelen.  Zugleich  ist  zu  be- 
merken, dass  die  Trustverwaltung  durch  die  Gesellschaft  den  Be- 
nefiziaren  nicht  gerade  nahe  gebracht  wird.  Es  sind  noch  zu 
viele  Bedingungen  und  Kosten  damit  verknüpft.  Andererseits 
scheint  sich  das  Publikum  noch  nicht  an  den  korporativen  und 
unpersönlichen  Trustee  gewöhnen  zu  können.  Es  dürfte  daher 
auch  der  Vorschlag,  den  Urlin  gemacht  hat,  die  Bank  of  Eng- 
land zum  gesetzlichen  Trustee  für  Vermögen,  das  aus  Wertpa- 
pieren besteht,  zu  ernennen,  nicht  gerade  grosse  Aussichten  auf 
Erfolg  haben.  Durch  eine  solche  Verwaltung  würden  ja  noch 
grössere  Kosten  verursacht  werden,  und  in  den  ganzen  Trust  würde 
ein  gewisses  bureaukratisches  Element  eingeführt  werden.  Ge- 
rade aber  hieran  scheint  man  sich  noch  in  England  zu  stossen, 
indem  man  auch  den  Trust  Cos.  in  dieser  Beziehung  eine  Art 
Vorurteil  entgegenbringt.  Wie  Zuschriften,  die  der  Verfasser  aus 
England  erhalten  hat,  beweisen,  vertraut  man  in  vielen  Kreisen 
lieber  einem  Privatmann  eine  Trustverwaltung  an  als  einer  Kor- 
poration. Man  traut  ihm  noch  immer  mehr  Initiative  und  grösseres 
Interesse  für  die  Benefiziare  zu.  Merkwürdigerweise  wird  sogar 
der  Ehrlichkeit  einer  Trust  Co.  ein  gewisses  Misstrauen  entgegen- 
gebracht. Man  glaubt,  dass  die  Gesellschaft  mit  dem  Kapital 
des  Trust  spekulieren  und  es  zu  ihrem  Vorteil  und  zum  Schaden 
des  Benefiziares  verwalten  könne.  Der  einzelne  Trustee  dagegen 
setze  als  solcher  seine  gesamte  bürgerliche  Ehre  zum  Pfände, 
wenn  er  eine  Trustverwaltung  annehme.  Auch  scheint  sich  das 
Selbständigkeitsgefühl  des  Engländers  dagegen  zu  sträuben,  eine 
so  persönliche  Sache,  wie  sie  ein  Trust  darstellt,  unter  die  Kon- 
trolle einer  Korporation  zu  stellen.  Doch  dürfte  sich  die  Trust 
Co.  auch  in  England  mehr  und  mehr  durchsetzen.  Ihre  Vorteile 
gegenüber  dem  privaten  Trustee,  die  noch  im  nächsten  Kapitel 
näher  zu  besprechen  sein  werden,  sind  zu  offensichtlich. 

In  zwei  englischen  Kolonien,  Kanada  und  Australien 
haben  sich  Trust  Cos.  schon  seit  längerer  Zeit  und  stärker  ent- 
wickelt als  im  Mutterlande  ^).     Es  bestanden  im  Jahre  1904 

i)  E.  Heaton,  9The  Trust  Company  Idea  and  its  Development«.    Baffalo  1904, 

s.  15—33. 
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in  Australien :  14  Trust  Cos. 

in  Kanada:   11  Trust  Cos. 

Diese  kolonialen  Trust  Cos.  sind  im  wesentlichen  den  Trust 
Cos.  der  Vereinigten  Staaten  nachgebildet.  Die  kanadischen  Trust 
Cos.  betreiben,  wie  die  entsprechenden  Gesellschaften  des  Nach- 
barlandes auch  Depositen-  und  sonstige  Bankgeschäfte. 
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II.  Kapitel. 

Die  amerikanischen  Trust  Companies. 

I.  Entstehung  der  Trust  Company. 

§  '• 

Im  vorigen  Kapitel  ist  das  Recht  des  englischen  »Trust«  in 
seinen  Hauplzügen  geschildert  worden.  Dieses  Recht  gilt  im 
wesentlichen  auch  für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 
Nur  ein  sehr  bedeutsamer  Unterschied  hat  sich  hier  frühzeitig 
geltend  gemacht.  Das  britische  Recht  hatte  bis  vor  kurzem  eine 
entschiedene  grundsätzliche  Abneigung  gegen  den  korporativen 
Trustee.  Diese  Auffassung  entsprach  nicht  dem  amerikanischen 
Volksempfinden.  So  entstanden  schon  in  den  ersten  Jahrzehnten 
des  19.  Jahrhunderts  »Trust  Companiesc  Nach  Heaton  ')  ist  die 
Trust  Comp,  eine  Schöpfung  »der  Gewandtheit  und  des  organi- 
satorischen Genies  des  amerikanischen  Volkes«  gewesen.  Wenn 
man  nun  diesem  Faktor  besonders  für  die  spätere  Entwicklung 
ein  gewisses  Daseinsrecht  nicht  absprechen  kann,  so  dürften  doch 
andere,  gewissermassen  elementare,  Entstehungsursachen  in  weit 
höherem  Grade  wirksam  gewesen  sein. 

Das  englische  Trustwesen  ist  aus  einer  Jahrhunderte  langen 
Entwicklung  hervorgegangen.  Seine  Voraussetzungen  sind:  eine 
alteingesessene,  ziemlich  dicht  wohnende  Bevölkerung,  altgewohnte 
Sitten  und  Anschauungen,  sowie  besonders  eine  verhältnismässig 
grosse  Stabilität  der  Vermögens-  und  Grundbesitzverhältnisse. 
Demgegenüber  vergegenwärtige  man  sich  den  Zustand  der  Ver- 
einigten Staaten  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts:  Auf 
einem  ungeheuren  Territorium,  das  sich  noch  beständig  erweitert, 
eine,  trotz  raschen  Zuwachses,  dünne  Bevölkerung  in  fortwähren- 

i)  a.  a.  O.  S.  7. 
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der  Bewegung  nach  Westen  hin.  In  der  Landwirtschaft  noch  viel- 
fach Raubbau,  daher  der  Grund  und  Boden  häufigem  Besitzwechsel 
unterworfen.  In  Industrie  und  Handel  zwar  ein  ungemein  rasches 
Emporblühen,  aber  auch  gleichzeitig  starkes  Schwanken  der  Privat- 
vermögensverhältnisse. Alles  also  noch  im  Zustande  einer  sehr 
jungen,  kaum  erst  werdenden  Kultur.  In  den  Boden  dieser 
jungen  Gesellschaft  hatte  man  trotzdem  von  Anfang  an  die  vom 
Mutterlande  her  gewohnte  Einrichtung  des  Trustee  verpflanzt. 
Für  deren  Anwendung  war  an  sich  reichlich  Bedürfnis  vorhanden. 
Nur  waren  die  Grundbedingungen  hier  ganz  andere  als  dort.  Gerade 
weil  das  Wirtschaftsleben  noch  in  stürmischen  Bahnen  sich  be- 
wegte, war  häufig  der  Fall  gegeben,  Privat  vermögen  durch  Trust- 
Errichtung  sicher  zu  stellen.  Dieses  Bedürfnis  nach  Trusts  machte 
sich  naturgemäss  zuerst  in  den  älteren  Neu-Englandstaaten  stärker 
geltend.  Nur  war  hier  das  Amt  des  Trustee  als  Vermögens- 
verwalter für  den  Privatmann  noch  viel  schwieriger  und  mühseliger 
zu  versehen  als  in  England,  weil  auch  in  diesen  Staaten  die 
erwähnte  Stabilität  des  Wirtschaftslebens  noch  immer  weit  ge- 
ringer war  als  in  England.  Es  trat  demnach  viel  früher  als  in 
England  selbst  ein  Bedürfnis  nach  Ersatz  des  Individual-Trustee  ein. 

Dabei  lag  es  nahe,  dass  man  schon  bestehenden  Korpora- 
tionen, die  sich  des  nötigen  Vertrauens  erfreuten,  das  Recht 
verlieh,  Trust-Verwaltungen  zu  übernehmen.  Man  übertrug  aber 
diese,  viel  Vertrauen  erfordernde  Funktion  nicht  Banken,  sondern 
Versicherungsgesellschaften.  Die  amerikanischen  Banken  sind 
somit  vom  Beruf  als  Trustees  geradezu  ausgeschlossen  geblieben. 
Es  ist  sogar  soweit  gekommen,  dass  die  Trust  Companies,  nach- 
dem sie  sich  zu  selbständigen  Gebilden  ausgewachsen  hatten,  in 
den  Geschäftskreis  der  Banken  übergriffen  und,  besonders  im 
Depositenverkehr,  gefürchtete  Konkurrenten  der  Banken  geworden 
sind.  Die  Banken  sind  nicht  Trust  Companies  sondern  die  Trust 
Companies  sind  Banken  geworden. 

Typisch  für  diesen  Verlauf  ist  die  Entwicklung  der  ersten 
Trust-Con^panies  ^).  Die  älteste  von  ihnen  ist  die  im  Jahre  1812 
gegründete  »Pennsylvania  Company  for  Insurance  on  Lives  and 
Granting  Annuities«,  also  eine  Gesellschaft,  deren  Geschäftskreis 
die  Lebensversicherung  und  Beschaffung  von  Leibrenten  umfasste. 
Im  Jahre  1830  wurde  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  sogen.  »Agency 


I)  Heaton,  S.  9  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungshefc  28. 
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Housesc  in  Englisch  Ost-Indien  gelenkt.  Diese  waren  Unter- 
nehmungen, welche  als  Agenten  für  Trustees  und  andere  Privat- 
personen auftraten,  in  deren  Namen  Depositen  annahmen  und 
ihr  Vermögen  verwalteten.  Am  4.  Februar  1830  wurde  von  den 
Direktoren  der  Gesellschaft  eine  Kommission  eingesetzt,  die  darüber 
beraten  sollte,  ob  es  für  die  Gesellschaft  angebracht  sei,  sich  mit 
derartigen  Geschäften  zu  befassen.  Erst  im  Jahre  1836  erhielt 
die  Gesellschaft  vom  Staate  Pennsylvania  einen  Zusatz  zu  ihrem 
Charter-Brief,  der  ihr  das  Recht  verlieh,  bewegliches  nnd  unbe- 
wegliches Vermögen  in  Trust-Verwaltung  zu  nehmen  und  über- 
haupt Trusts  jeder  Art  zu  übernehmen.  Gleichzeitig  erhielten  die 
Gerichte  des  Staates  die  Erlaubnis,  die  Gesellschaft  zum  Trustee 
und  zum  Vormund  sowohl  für  Unmündige  wie  für  Schwachsinnige 
zu  ernennen. 

Heute  existieren  ausser  dieser  Gesellschaft  nur  3  andere,  die 
vor  1836  gegründet  sind: 

The  Farmers  Fire  Insurance  and  Loan  Co.  of  New  York, 
gegr.   1822, 

The  New  York  Life  and  Trust  Co.,  gegr.  1830. 

The  Girard  Life  Insurance  Annuity  and  Trust  Co.  of  Philadel- 
phia, gegr.  1836. 

Nachdem  die  Entwicklung  der  Trust  Cos.  anderthalb  Jahr- 
zehnte gestockt  hatte,  wurden  1851  in  Providence,  Rhode  Island, 
die  Union  Trust  Co.  und  1853  in  New  York  die  United  States 
Trust  Co.  gegründet. 

Von  der  Gründung  der  letztgenannten  Gesellschaft  an  datiert 
eine  neue  Aera  der  Trust  Company.  Sie  war  die  erste  Gesell- 
schaft, die  ausschliesslich  zur  Besorgung  von  Trust-Geschäften 
gegründet  wurde.  Ihr  Charterbrief  bildet  die  Grundlage  für  alle 
weiteren  vom  Staate  New  York  verliehenen  Sonder-Charter-Briefe 
und  vor  allem  für  das  im  Jahre  1887  angenommene  Staatsgesetz 
betr.  die  Gründungen  von  Trust  Companies.  Es  wird  davon 
noch  später  zu  reden  sein.  Vorläufig  soll  hier  eine  Uebersicht 
über  die  weitere  Entwicklung  der  Trust  Cos.  folgen;  bis  zum 
Jahre  1880  wurden  auch  die  Gründungsorte  angeRihrt  ^). 

i)  Für  diese  Tabelle  wie  für  alle  folgenden  statistischen  Angaben  dieses  Ka- 
pitels wurde  benutzt :  »Trust  Companies  of  the  United  Statesc  1906.  Herausg.  von 
der  > United  States  Mortgage  &  Trust  Company«  in  New  York.  Enthält  eine  Auf- 
stellung der  Bilanzen,  Dividenden,  Direktoren  und  sonstigen  Beamten  von  1315  Trust 
Cos.  im  Jahre  1906. 
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Gründungsort  ^^^  ^^    Jahr 

Chicago  1  1857 

Baltimore,  New  York  2  1864 

Philadelphia  i  1865 

Syracuse  (New  York),  Philadelphia  2  1866 

Washington,  Chicago,  Pittsburg,  Georgetown  (Kentucky),  4  1867 
New  York  (2),  Hartford  (Conn.),  Worcester  (Mass.),  Cleveland  (Ohio) 

(2),  Toledo  (Ohio),  Providence  8  1868 
Chicago,  Savannah  (Georgia),   Philadelphia,  New  Orleans,  Charleston 

(S.  Car.)  5  1869 
Monticello  (111.),  Muscatine  (Iowa),  Galveston  (Texas)  3  1870 
Boston,  Hartford  (Conn.),  New  York  (3),  Thompsonville  (Conn.),  Bur- 
lington (Vermont),  Montpelier  (Verm.),  Owensford  9  187 1 
Philadelphia  (3),  Hawkinville  (Geo.),  Moline  (111.)  Des  Moines  (Iowa)  6  1872 
Chicago  (4),  Philadelphia  (3),  Giant  City  (N.  Y.)  8  1873 
Tomales  (Cali formen),  Boston,  New  York,  Richford  (Vermont)  4  1875 
Wichita  (Kansas),  Philadelphia  2  1876 
Chicago,  Boston  2  1879 
Rutland  (Vermont)  i  1880 
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Diese  Trust  Cos.  befanden  sich  also  noch  wesentlich  im  Osten 

der  Union. 

In  den  nächsten  10  Jahren  wächst  die  Zahl  der  neugegründeten 

Gesellschaften  stärker  an  und  in  den  letzten  15  Jahren  ist  dieses 

Wachstum  geradezu  rapid  gewesen. 

Jahr        Zahl  der  gegründeten  T.  Cos. 


188 1 

3 

1882 

5 

1883 

10 

1884 

9 

1885 

12 

1886 

25 

1887 

30 

1888 

16 

1889 

43 

1890 

50 

189 1 

36 

1892 

18 

1893 

25 

Cos.                 Jahr 

Zahl  der 

gegründeten  T.  Cos. 

1894 

12 

1895 

15 

1896 

15 

1897 

13 

1898 

27 

1899 

45 

1900 

55 

190 1 

84 

1902 

139 

1903 

184 

1904 

99 

1905 

135 

1906 

148 

Summa 

"53 

dazu  die  4  ältesten 

T.  Cos. 

4 

>       »    bis  1880  gegründeten 
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I3I5 
Der   Vollständigkeit   halber   sei   erwähnt,   dass   Kirkbride  u. 
Sterrett  die  Gesamtzahl  der  Trust  Cos.  etwas  höher,  mit  1429,  an- 
geben, jedoch  die  Einzelbelege  nicht  beifügen. 

Diese  1429  Trust  Companies  verteilten  sich  folgendermassen 
auf  die  verschiedenen  Staaten  der  Union  ^). 


i)  Kirkbride  and  Sterrett,  S.  2—3. 

4* 
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Nordatlantische   Staaten. 


Staaten 

Einwohnerzahl 

Zahl  der  T.  Cos.        Auf  l  T.  Co.  Einwohn. 

New  York 

7  268  894 

83                              87  577 

Pennsylvania 

6302  115 

281                              22427 

Massachusetts 

2  805  346 

48                              58445 

New  Jersey 

I  883  669 

66                              28  540 

Connecticut 

908  420 

22                              41  292 

Maine 

694  466 

26                              26710 

Rhode  Island 

428  556 

13                              32966 

New  Hampshire 

411  588 

6                              68  598 

Vermont 

343641 

20                               17  182 

Zusammen  9  Staaten 

21  046  69s 

565                               37251 

=  27,65  %  der  Einwohnerzahl  = 

etwa 

39  %  sämtlicher  T.  Cos.  der  Union. 

Südatlantisch 

e    Staaten. 

Staaten 

Einwohnerzahl 

Zahl  der  T.  Cos.        Auf  i  T.  Co.  Einwohn. 

Georgia 

2216331 

22                                 100  742 

Nord-Carolina 

1  893810 

28                                  67  636 

Virginia 

1  854  184 

35                                  52  976 

Süd-Carolina 

1340  316 

23                                 58  274 

Maryland 

I  1 88  044 

24                                  49  502 

West-Virginia 

958800 

23                                  41  687 

Flori<ia 

528  542 

6                                  88090 

District  Columbia 

278718 

4                                  69  679 

Delaware 

185735 

18                                   10319 

Zusammen  9  Staaten 

10444480 

183                                57  074 

39}^  38109 


=  13.72  %  der  Emwohnerzahl  =  etwa  13  %  sämtlicher  T.  Cos. 

Südliche    Zentralstaaten. 

Staaten  Einwohnerzahl  Zahl  d.  T.  Cos.         Auf  I  T.  Co.  Einwohn, 

Texas  und  3048  710 

Indianer  Terrilor. 
Kentucky  2  147  I47  26  82  582 

Tennessee  2020616  45  44  902 

Alabama  I  828  007  24  76  196 

Mississippi  I  551  270  18  86  182 

Louisiana  I  381  625  12  115  ^35 

Arkansas  i  311  564  21  62455 

Oklahoma  790  39' 5  158078 

Zusammen  8  .Staaten       14080020  231  60952 

=  18,49  %  der  Emwohnerzahl  =  etwa  16  %  sämtlicher  T.  Cos.  der  Union. 
Nördliche    Zentralstaaten. 

Staaten  Einwohnerzahl         Zahl  d.  T.  Cos.         Auf  I  T.  Co.  Einwohn. 

Illinois  4  82 1550  69  69878 

Ohio  4157545  61  68156 

Missouri  3  106  665  29  107  126 

Indiana  2516462  65  38715 

Michigan  2  420  982  6  403  497 

Jowa  2231853  45  49  597 

Wisconsin  2  069  042  9  229  893 

Minnesota  I  75^  394  8  218924 

Kansas  I  470  495  8  183  8i2 

Nebraska  I  066  300  I4  76  164 

Süd-Dakota  401  570  lo  40  157 

Nord-Dakota  319  146 5 63  829 

Zusammen  12  Staaten      26  333  004  329  80  040 

=  34,58%  der  Einwohnerzahl  =  etwa  23%  sämtlicher  T.  Cos.  der  Union. 
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Westliche    Staaten. 
Staaten  Einwohnerzahl         Zahl  d.  T.  Cos.         Auf  i  T.  Co.  Ein  wohn. 


California 

1485053 

49 

30307 

Colorado 

539  700 

15 

35980 

Washington 

518  103 

15 

34540 

Oregon 

413  536 

9 

45948 

Utah 

276  749 

3 

92249 

Montana 

243  329 

6 

40555 

New  Mexiko 

195  310 

3 

65003 

Idaho 

161  772 

6 

26962 

Hawaii 

154  001 

3 

51333 

Arizona 

122  931 

9 

13659 

Wyoming 

92531 

2 

46265 

Nevada 

42335 

I 

42335 

isammen  12  Staaten 

4  245  350 

121 

35086 

und  Territor.  =  5,56%  der  Gesamtzahl  der  Einwohner  =  90/^  sämtlicher  T.  Cos. 

Vereinigte    Staaten. 

Staaten  Einwohnerzahl  T.  Cos.  ^^^J.  ^'  ^' 

Emw. 

1.  Nordall ant.       Staaten  21  046  695  =  27,65  0/^  565  =  39%  37251 

2.  Südatlant.              »  10  444  480  =  13,72  %  183  =  13  %  56  806 

3.  Nördl.   Zentral     .  26  333  004  =  34,58  %  329  =  23  %  80  550 

4.  Südl.          »            >  14080020=18,49%  231  =  16%  58423 

5.  Westl.  4245350=    5,560/0  121=    9  0/0  35086 

Zusammen     76  149  549  =100       %       1429  =100%  53  288 

II.  Organisation  der  Trust  Company. 

§2.     Gründung    von    Trust  Companies. 

Wie  schon  erwähnt,  war  es  der  Staat  New  York,  der  zuerst 
von  allen  Staaten  der  Union  im  Jahre  1887  ^i^  Gesetz  betr.  die 
Gründung,  Organisation,  Vollmachten,  Rechte  und  Pflichten  der 
Trust  Cos.  erliess.  Es  war  dies  ein  Teil  des  allgemeinen  Bank- 
gesetzes dieses  Staates  und  bildete  Artikel  IV  §  150 — 163  des 
Gesetzes.  Auch  finden  auf  Trust  Cos.  die  allgemeinen  Bestim- 
mungen des  Artikel  I  §  i — 33  Anwendung.  Dieses  Bankgesetz 
wurde  im  Jahre  1892  revidiert  und  erhielt  fast  jedes  Jahr  bis  1905 
neue  Zusätze,  die  auch  vielfach  die  Trust  Cos.  betrafen.  Ferner 
kommen  in  Betracht  das  General  Corporation  Law  von  1896  und 
der  Penal  Code.  Im  folgenden  sollen  die  Hauptzüge  dieses  Ge- 
setzes, soweit  sie  Gründung  und  Organisation  der  Trust  Cos. 
betreffen,  kurz  dargestellt  werden.  Da  das  Gesetz  von  New  York 
auch  für  alle  anderen  Unionstaaten  vorbildlich  geworden  ist,  werden 
nur  Abweichungen  hier  angegeben. 

Artikel  I,  §  2,  4  definiert  zunächst  als  Trust  Co.  »jede  ein- 
heimische (domestic)  Korporation,  gebildet  zu  dem  Zwecke,  Trusts 
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und  Trust- Vermögen  zu  übernehmen,  anzunehmen  und  zu  ver- 
walten, soweit  solche  Trusts  ihr  gesetzmässig  anvertraut  werden, 
um  als  Trustee  in  den  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Fällen  zu 
handeln,  ferner  Gelder  und  sonstiges  bewegliches  Vermögen  als 
Depositen  zu  empfangen  und  Geld  gegen  unbewegliche  und  be- 
wegliche Sicherheiten  auszuleihenc. 

Für  die  Gründung  einer  Trust  Co.  schreibt  das  Gesetz 
§§  150 — 155  folgendes  vor:  Zur  Gründung  einer  Trust  Co.  sind 
mindestens  13  Personen  erforderlich,  zur  Gründung  einer  State- 
wie  einer  National-Bank  dagegen  nur  mindestens  5  (§  40),  einer 
Savings  Bank,  einer  eigentlichen  Sparkasse  ebenfalls  13,  von  denen 
^/s  am  Sitze  der  Bank  ansässig  sein  müssen  (§  100). 

Die  Gründer  einer  Trust  Co.  haben  eine  Gründungsurkunde 
in  zwei  Exemplaren  auszustellen,  deren  eines  dem  Grafschafts- 
sekretär (County  Clerk)  und  deren  anderes  dem  Oberaufseher  der 
Banken  (Superintendent  of  Banks)  zur  Registrierung  (filing)  zu 
übergeben  ist. 

Diese  Urkunde  hat  ausser  dem  Namen,  dem  Sitz  der  Gesell- 
schaft, der  Höhe  des  Kapitals  und  der  Anzahl  der  Aktien  auch 
Namen  und  Wohnung  jedes  Mitgliedes  und  die  Dauer  der  Gesell- 
schaft, deren  gesetzliche  Existenz  50  Jahre  nicht  überschreiten 
darf,  zu  enthalten.  Ferner  müssen  die  Gründer  darin  erklären, 
dass  sie  die  Verantwortung  und  getreuliche  Erfüllung  der  Pflichten 
eines  Direktors  übernehmen  wollen,  wenn  sie  dazu  gewählt  werden. 

Vor  der  Eintragung  muss  von  den  Gründern  die  Gründungs- 
absicht 4  Wochen  lang  wöchentlich  einmal  in  einem  vom  Superin- 
tendent bestimmten,  in  dem  betr.  Orte  erscheinenden  Blatte  öffent- 
lich bekannt  gegeben  werden.  Besonders  wichtig  und  nur  für 
Trust  Cos.  geltend  ist  jedoch  die  Bestimmung,  dass  mindestens 
14  Tage  vor  der  Eintragung  der  Urkunde  je  eine  Kopie  derselben 
an  alle  in  der  betr.  Stadt  ansässigen  Trust  Cos.  gesandt  werden 
muss.  Man  will  also  hier  eine  allzuplötzliche  Ueberraschung  durch 
neue  Konkurrenz  verhindert  wissen. 

Genehmigt  der  Superintendent  die  Form  der  Urkunde,  so 
hat  er  sie  mit  dem  Vermerk  »Eingetragen  zur  Prüfung«  (»Filed 
for  Examination«)  zu  versehen;  danach  hat  er  sich  aus  den  besten 
ihm  zur  Verfügung  stehenden  Erkundigungsquellen  zu  versichern : 

I.  ob  die  allgemeine  Eignung  zur  Erfüllung  der  mit  einem 
Trust  verbundenen  Pflichten  bei  den  in  der  Urkunde  genannten 
Personen  eine  derartige  ist,  wie  sie  das  Vertrauen  der  Gemeinde 
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erfordert,  in  der  sich  eine  Trust  Co.  niederzulassen  beabsichtigt,  und 

2.  ob  die  öffentliche  Wohlfahrt  (»public  convenience  and 
advantagec)  durch   die  Niederlassung  gefördert  werden  würde. 

Wie  man  sieht,  sind  die  beiden  Bedingungen  sehr  weit  ge- 
halten und  geben  dem  freien  Ermessen  des  Superintendent  grossen 
Spielraum.  Die  erste  ist  besonders  charakteristisch  für  ameri- 
kanische Verhältnisse.  Man  legt  verhältnismässig  sehr  geringen 
Wert  auf  die  Höhe  des  Kapitals  einer  Gesellschaft,  dafür  aber 
um  so  grösseren  auf  die  persönlichen  Eigenschaften  ihrer  Leiter, 
eine  Erscheinung,  die  noch  öfter  hier  wiederkehren  wird. 

Der  strengeren  Auslese  der  Direktoren  entsprechen  weit- 
gehende Rechte  der  Gesellschaft.  Aehnliche  Bestimmungen  gelten 
für  Savings  Banks,  nicht  aber  für  andere  Banken. 

Die  zweite  Bedingung  ist  wieder  aus  der  Absicht,  eine  allzu- 
grosse  örtliche  Konkurrenz  zu  verhindern,  zu  erklären.  Inwiefern 
etwa  bei  der  Gesetzgebung  das  Interesse  der  bestehenden  Trust 
Cos.  hineingespielt  hat,  entzieht  sich  der  Beurteilung,  doch  lassen 
diese  und  ähnliche  Bestimmungen  solche  Einflüsse  vermuten. 

Sieht  der  Superintendent  die  Bedingungen  als  erfüllt  an, 
so  muss  er  die  Gründungsurkunde  in  ein  Register  eintragen  und 
seinerseits  eine  Urkunde  ausfertigen,  in  welcher  er  genehmigt,  dass 
die  Gründer  (incorporators)  eine  Trust  Co.  werden.  Diese  Urkunde 
hat  er  dem  County  Clerk  zuzustellen,  der  sie  samt  seinem  Exem- 
plar der  Gründungsurkunde  in  sein  Register  einzutragen  hat. 

Verweigert  dagegen  der  Superintendent  seine  Genehmigung, 
so  muss  er  innerhalb  von  60  Tagen  nach  Empfang  der  Gründungs- 
urkunde dem  County  Clerk  von  seiner  Weigerung  Mitteilung 
machen,  der  diese  ebenfalls  mit  der  bei  ihm  befindlichen  Gründungs- 
urkunde zu  registrieren  hat.  Der  Superintendent  darf  seine  Ge- 
nehmigungsurkunde nicht  eher  ausstellen,  als  bis  er  sich  durch 
persönliche  Prüfung  versichert  hat,  dass  das  Kapital  voll  einge- 
zahlt ist.  Der  Geschäftsbetrieb  darf  nicht  aufgenommen  werden, 
solange  nicht  beim  Superintendent  eine  beglaubigte  Liste  der 
Aktionäre  eingetragen  ist,  die  deren  Namen,  Wohnsitze,  Post- 
adressen und  Anzahl  der  Aktien  enthält.  Die  erste  Liste  muss 
von  2  Hauptleitern  der  Gesellschaft  beglaubigt  werden. 

Mit  der  Eintragung  der  Genehmigungsurkunde  beim  County 
Clerk  beginnt  die  rechtliche  Existenz  der  Gesellschaft.  Die  letzteren 
Bestimmungen  gelten  auch  für  alle  anderen  vom  Banking  Law 
betroffenen   Gesellschaften:    State   und  National   Banks,   Savings 
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Banks,  Coopcrative  Loan  Associations,  Mortgage-Loan,  Building 
and  Mutual  Loan  Corporations,  Investment  Corporations,  Safe 
Deposit  Companics. 

Die  privilegierten  Trust  Cos.,  d.  h.  solche,  die  vom  gesetz- 
gebenden Körper  des  Staates  eine  Sonder-Charter  erhalten  haben, 
haben  dieselben  Rechte  wie  die  auf  Grund  des  Gesetzes  gegrün- 
deten, unterliegen  dessen  Vorschriften  aber  nur,  soweit  es  sich 
mit  ihrer  Charter  verträgt  (§  163);  die  Charter  verleiht  unter  anderem 
der  Gesellschaft  meist  dauernde  Existenz.  Wie  die  anderen 
im  Banking  Law  genannten  Gesellschaften,  unterliegen  auch  die 
Trust  Cos.  einer  Kontrolle  des  Superintendent  of  Banks,  die 
mindestens  2  mal  im  Jahre  stattzufinden  hat  {§  8).  Inwieweit 
diese  Prüfung  über  blosse  formelle  Feststellungen  hinausgeht,  ist 
aus  dem  Gesetz  nicht  ersichtlich.  Es  hängt  dies  von  dem  Gut- 
dünken des  betreffenden  Beamten  ab. 

Mindestens  einmal  innerhalb  3  Monaten  ist  ein  Bericht  an  den 
Superintendent  einzusenden,  dessen  Datum,  Inhalt  und  Form  von 
diesem  bestimmt  wird.  Das  Gesetz  schreibt  vor,  dass  jedenfalls 
der  Betrag  der  vorhandenen  Depositen  genau  angegeben  werden 
muss.  Geht  der  Bericht  nicht  innerhalb  von  10  Tagen  nach  dem 
festgesetzten  Datum  ein,  so  hat  die  Gesellschaft  für  jeden  ver- 
säumten Tag  $  100  Strafe  zu  zahlen  (§  20). 

Innerhalb  30  Tagen  nach  der  Registrierung  aller  dieser  Be- 
richte hat  der  Superintendent  eine  Zusammenstellung  davon  im 
Staatsanzeiger  von  Albany  zu  veröffentlichen,  während  jede  Gesell- 
schaft einen  Auszug  ihres  Berichts,  ebenfalls  in  einer  vom  Superin- 
tendent vorgeschriebenen  Form ,  in  einer  Tageszeitung  zur 
öffentlichen  Kenntnis  bringen  muss  (§  22). 

Der  Superintendent  muss  wieder  der  Volksvertretung  des 
Staates  bei  Beginn  der  ersten  Session  jährlich  einen  Bericht  vorlegen. 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  die  Bestimmung  des  Banking  Law 
§  1 56,1 1 :  »Keine  solche  Korporation  soll  ihr  gewöhnliches  Geschäft 
durch  ein  Zweiggeschäft  in  einer  Stadt  betreiben,  die  nicht  in  der 
Gründungsurkunde  oder  dem  Charter  Brief  genannt  ist«.  Hier 
kommt  eines  der  wichtigsten  Prinzipien  der  ganzen  amerikanischen 
Gesetzgebung  zum  Ausdruck :  Möglichste  Erschwerung,  wenn  nicht 
Verhinderung,  des  Zweigniederlassungssystems.  Das  hat  zu  der 
grossen  Zersplitterung  des  Trust  Co. -Wesens  geführt,  in  derselben 
Weise  wie  bei  anderen  Banken  und  Gesellschaften. 

Aus    demselben    Geist    heraus    zu   verstehen   ist   die  weitere 
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Bestimmung  des  §  156,  11,  dass  keine  auswärtige  (d.  h.  ausser- 
staatliche)  Korporation  ein  Geschäft  innerhalb  des  Staates  unter- 
halten darf. 

In  Pennsylvania  ^),  dem  Sitze  der  meisten  Trust  Cos.  in  der 
ganzen  Union,  gilt  für  diese  seit  1889  ^^^  Incorporation  Law  mit 
einem  Amendement  von  1905.  Von  den  vor  1889  gegründeten 
Trust  Cos.  hat  jede  eine  ihr  vom  Parlament  des  Staates  verliehene 
Sonder-Charter,  welche  einer  solchen  Gesellschaft  zuweilen  grössere 
Rechte  gewährt,  als  sie  das  erwähnte  Gesetz  von  1889  den  andern 
Trust  Cos.  zuerkennt.  Nach  dem  Gesetze  von  1889  kann  eine 
Gesellschaft  schon  durch  freiwillige  Vereinigung  von  drei  Personen 
gebildet  werden. 

Die  Gründungsurkunde  und  die  Statuten  müssen  von  mindestens 
2  Personen  unterschrieben  sein,  von  denen  wenigstens  eine  »Bürger« 
von  Pennsylvania  sein  muss.  —  Im  Gegensatz  zum  Gesetz  von 
New  York  ist  zur  rechtlichen  Existenz  der  Gesellschaft  keine  Voll- 
einzahlung des  Kapitals  nötig,  es  genügt  eine  Barzahlung  von 
10  Proz.  des  Aktien-Kapitals.  Doch  dürfen  nicht  weniger  als 
$  25  000  eingezahlt  werden.  —  Für  Registrierung  und  Kontrolle  sind 
die  Vorschriften  ganz  ähnlich  wie  in  New  York. 

Aus  dieser  Erleichterung  der  Gründungen  ist  grossenteils  die 
höhere  Anzahl  von  Trust  Cos.  in  Pennsylvania,  258,  gegenüber 
New  York,  86,  zu  erklären. 

Massachusetts  ^)  hat  ein  besonderes  Trust  Cos.  Gesetz,  zuletzt 
revidiert  im  Jahre  1904.  Hier  sind  mindestens  15  Gründer  er- 
forderlich. 

Illinois ')  unterscheidet  Trust  Cos.,  gegründet  gemäss  den 
General  Incorporation  Laws  von  1899  und  nach  den  General 
Banking  Laws  von  1899.  Nur  die  letzteren  haben  das  Recht,  auch 
Bankgeschäfte  zu  betreiben.  —  Jede  beliebige  Anzahl  von  Per- 
sonen genügt  hier  zur  Gründung  einer  Trust  Co.,  die  Erlaubnis 
zur  Gründung  einer  Trust  Co.  hängt  vom  State  Auditor  ab. 

Bei  etlichen  der  Vereinigten  Staaten  gibt  es  überhaupt  keine 


i)  »Digest  of  Laws  relating  to  Trust  Companies  of  ihe  United  Statesc.  New 
York  1905.  Hcrausg.  v.  George  W.  Youngk  Company.  S.  74—75.  —  /^  B.  Kirk- 
bride  and  J,  E.  Sterrett  ^  »The  Modern  Trust  Company,  its  Functions  and  Organi- 
zationc.    New  York  1906,  S.  15  —  16. 

2)  Digest  etc.  S.  38 — 39.  —  Kirkbridc  and  Sterrett,  S.  16. 

3)  Digest,  S.  22—23.  —  Kirkbride,  S.  18. 
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gesetzlichen  Bestimmungen  betreffend  Trust  Cos.;  in  diesen  Fällen 
wird  jeder  einzelnen  Trust  Co.   die  Charter  erteilt. 

§  3.     Kapital   und  Reserven. 

Alle  amerikanischen  Aktiengesellschaften  haben,  man  kann 
fast  sagen  grundsätzlich,  ein  geringes  Aktienkapital.  Dies  gilt 
auch  für  die  Trust  Cos.  Solange  sie  noch  reine  Treuhänder  waren, 
war  dieser  Umstand  unbedenklich  und  sogar  berechtigt.  Man 
brauchte  eben  zur  Verwaltung  der  Trustgeschäfte  kein  grosses 
Betriebskapital.  Sobald  aber  die  Entwicklung  zum  Bankbetriebe 
hindrängte,  waren  grössere  Kapitalkräfte  erforderlich.  Man  ge- 
wann diese  aber  nicht  durch  Erhöhung  der  eigenen  Kapitalien, 
sondern  hauptsächlich  durch  Heranziehung  von  Depositen.  Das 
Gesetz  hat  überall  diese  Tendenz  begünstigt,  indem  es  verhältnis- 
mässig kleine,  manchmal  fast  winzige  Minima  an  Kapitalien  vor- 
schrieb, welche  die  Trust  Co.  zu  ihrem  rechtlichen  Dasein  nötig 
hatten. 

Meist  wird  nach  dem  Beispiel  von  New  York  die  Kapitals- 
höhe von  der  Grösse  des  Niederlassungsortes  abhängig  gemacht. 
New  York,  (Banking  Law  §  150,6)  verlangt  als  Minimum: 

in  Orten  von  ein  Kapital  von 

unter  25000  Einwohnern  100  000  $ 

25000 — 100000             >  150000  > 

100  000 — 250000              •  200000  » 

über  250000              >  500000  > 

Das  Minimum  von  looooo  $  wiesen  im  Jahre  1906  14  Ge- 
sellschalten auf.  Die  höchste  Kapitalsziffer  bei  einer  Trust  Co. 
war  4375000  $. 

Pennsylvania  fordert,  wie  schon  erwähnt,  125000  $  als  Mi- 
nimum. 

Massachusetts  setzt  ein  Minimum  von  500000  $  fest;  es  hat 
aber  in  seinen  Trust  Cos.  Laws  auch  die  merkwürdige  Bestim- 
mung, dass  das  Aktienkapital  einer  Trust  Co.  nicht  mehr  als 
I  ocoooo  $  betragen  darf,  um  einer  Ueberkapitalisation  vorzu- 
beugen. Aehnliche  Maxima  bis  zu  looooooo  $  weisen  Missouri, 
Ohio,  Indiana,  Texas,  Georgia,  Minnesota,  Wisconsin,  Montana, 
Kansas  und  Oklahoma  auf. 

Illinois  setzt  für  Orte  bis  zu  5000  Einwohnern  25000  $,  bis 
200000  $  für  solche  bis  zu  50000  Einwohner  fest. 

New  York  verlangt  volleingezahltes  Kapital. 

Dasselbe   tun  Arkansas,  Illinois,    Louisiana,    Michigan,    New 
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Hampshire,  Nord  Dakota,  Oklahoma,  Washington. 

Die  Verhältnisse  der  Minima  und  Maxima  in  den  verschiede- 
nen Staaten  werden  ersichtlich  aus  Tabelle  No.  i  ^),  die  nach  der 
Höhe  der  Gesamtsummen  der  volleingezahlten  Kapitalien  jedes 
Staates  geordnet  ist. 

Wie  man  aus  der  Tabelle  sieht,  werden  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  das  Kapitalminimum  keineswegs  allzu  ängstlich 
eingehalten.  In  mehreren  Staaten  bleiben  manche  Trust  Cos.  ganz 
erheblich  im  Rückstande,  so  in  Missouri,  wo  ein  Minimum  von 
lOOOOO  $  verlangt  wird,  während  9  Gesellschaften  nur  50000  $, 
je  eine  55000  $  und  62500  $  und  eine  75000  $  Kapital  auf- 
weisen. Dabei  bestehen  diese  Gesellschaften  bis  auf  3  schon 
mehrere  Jahre,  mindestens  seit  1903.  Trotz  der  Bestimmung, 
dass  das  Geschäft  nicht  vor  Volleinzahlung  des  Minimums  be- 
gonnen werden  darf,  machen  sie,  wie  ihre  Bilanzen  ausweisen, 
schon  regelrechte  Geschäfte,  nehmen  Depositen  an,  gewähren 
Darlehen  und  auch  Hypotheken.  Aehnliche  Spannungsverhältnisse 
zwischen  gesetzlichem  und  tatsächlichem  Minimum  weisen  ausser- 
dem noch  auf: 


GesetzlTMinimum 

Tatsächl. 

Minimum 

New  Jersey 

Michigan 

Süd-Carolina 

100  000  $ 
150000  > 
25  000  > 

50000  $  bei 
50000   »     » 
10  000   »     » 

2  Gesells 
I              i 
I              ] 

»ehalten 

14000   » 

2             ) 

West  Virginia 

Texas 

Mississippi 

25  000  » 
50000  » 
50000  > 

20000   » 
16000    » 
15000   » 
18000    9 
20000    » 
27  000   » 
25  000    » 

I 

I              ' 

1  1 
I 

2  > 
I              > 

Sieht  man  von  den  erst  in  neuester  Zeit  (1906)  gegründeten 
Gesellschaften  ab,  so  wird  wohl  dieses  Zurückbleiben  hinter  den 
gesetzlichen  Anforderungen  hier  wie  in  anderen  Fällen  mit  der 
Charter  zusammen  hängen. 

Auch  wird  in  manchen  Staaten  die  Aufsicht  über  Banken 
und  Trust  Cos.  ziemlich  lax  gehandhabt.  Besonders  gegenüber 
den  Trust  Cos.  lässt  man  gern  Nachsicht  walten,  zumal  in  solchen, 
verhältnismässig  formalen  Dingen. 

Mit  wie  geringen  Kapitalien  vielfach  gearbeitet  wird,  sollen 
nur  einige  Beispiele  zeigen.  —  Das  kleinste  Aktienkapital   weist 


i)  Tabellen  am  Schluss  der  Arbeit. 
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die  Capital  Trust  u.  Investment  Company  in  Jacksonville  in  Flo- 
rida auf.  Ihr  Kapital  beträgt  $  2,899. — »  d'^  Reserve  $  1,901.49. 
Dennoch  weist  ihre  Bilanz  $  28,372.62  Depositen  auf.  Bei  der 
West  Oakland  Bank  and  Trust  Company  in  Oakland  (Cal.)  stehen 
einem  Aktienkapital  von  $  21,616. —  $  66,832.40  an  Depositen 
gegenüber. 

In  den  grossen  Handels-  und  Industriestaaten  New  York, 
Pennsylvania,  Ohio  sind  auch  die  Kapitalien  grösser,  wie  die 
Durchschnittsziffern  der  Tabelle  zeigen. 

Die  Höhe  der  Reserve  wird  von  den  Gesetzen  meist  von  der- 
jenigen der  Depositen  abhängig  gemacht.  Diese  Bestimmungen 
sollen  daher  erst  im  Zusammenhang  mit  den  Depositen  behandelt 
werden. 

Mit  dem  Aktienwesen  hängt  dagegen  die  eigentümliche  Er- 
scheinung des  Surplus  zusammen.  In  amerikanischen  Bilanzen 
findet  man  nämlich  als  Reserven  zwei  verschiedene  Kategorien 
aufgeführt : 

1.  Surplus 

2.  Undivided  Profits. 

Die  letzteren  sind,  wie  schon  def  Name  besagt,  nicht  zur 
Verteilung  gelangender  Gewinn,  d.  h.  tatsächliche,  jährliche  Rück- 
stellungen. 

Der  Surplus  dagegen  entsteht  meist  dadurch,  dass  die  Aktien 
der  Gesellschaften  über  pari  ausgegeben  werden.  Dieses  Agio 
(premium)  wird  dann  als  Surplus  ^)  sofort  bei  der  Gründung  ge- 
bucht, um  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Schaffung 
von  Reserven  möglichst  bald  nachzukommen  und  besonders,  um 
möglichst  viele  Depositen  an  sich  ziehen  zu  können.  Tabelle 
Nr.  2  veranschaulicht  das  Verhältnis  zwischen  Undivided  Profits 
und  Surplus. 

Aus  dieser  Tabelle  ist  deutlich  zu  ersehen,  wie  stark  der 
Surplus  die  eigentlichen  Reserven  überwiegt.  Die  Trennungslinie 
gibt  die  Grenze  an,  bis  zu  welcher  der  Surplus  bis  zu  50%  der 
Gesamtreserven  beträgt.  Danach  wiesen  im  Jahre  1906  von  970 
Trust  Cos.,  die  überhaupt  einen  Surplus  besassen,  547  Gesell- 
schaften mit  einer  Gesamtreserve  von 

$  319  103613.73  (=  718%  aller  Reserven) 
einen  Surplus  von 

$  231  135694.15  (=69,3%  d.  Res.  d.  T.  Cos.) 

I)  Kirkbriäty  S.  19. 
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auf.    Bei  den  anderen  423  Trust  Cos.  mit  Surplus   betrug  dieser 
im  ganzen 

$     43667890.63  (=  34,8%  d.  Res.  d.  T.  Cos.) 
Demgegenüber  betrugen  die  Undivided  Profits  der  660  Trust 
Cos.,  die  überhaupt  eine  Reserve  besassen,  und  deren  Surplus  bis 
zu  50  %   dieser  Reserve  betrug,  nur 

$     95  519  161.82  (=  31,7%  d.  Res.  d.  T.  Cos.). 
während  bei  der  zweiten  Gruppe,  576  Trust  Cos.,  die  Undivided 
Profits  in  Höhe  von  $  84,398,399.42  den  Surplus  um  65,2  %  über- 
trafen. 

§4.     Die   Organe   der  Trust  Company. 

Den  drei  Hauptorganen  der  deutschen  Aktiengesellschaft 
entsprechen  im  wesentlichen  auch  die  drei  der  amerikanischen 
Aktien-Gesellschaften,  also  auch  der  Trust  Cos. : 

1.  Der  Präsident,  der  dem  Direktor  entspricht, 

2.  Der  Board  of  Directors  (entspricht  im  allgemeinen  dem 
Aufsichtsrat), 

3.  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre. 

I.  Der  Präsident^):  —  Der  Präsident  der  Trust  Com- 
pany ist  überall  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr  wenig  beschränkt 
in  seinen  Rechten.  Soweit  nicht  über  den  Geschäftskreis  der 
Trust  Cos.  und  die  Anlage  ihrer  Mittel  gesetzliche  Vorschriften 
bestehen,  gibt  es  nirgends  gesetzliche  Bestimmungen,  die  seine 
Rechte  und  Pflichten  näher  begrenzen.  Er  hat  die  alleinige  ver- 
antwortliche Leitung  der  Geschäfte  in  der  Hand.  Daher  hängt 
der  Kredit  der  Gesellschaft  ganz  wesentlich  von  dem  Ansehen, 
das  ihre  Leiter  geniessen,  ab.  Dadurch  dass  die  Trust  Cos.  über 
die  ganze  Union  hin  verstreut  und  dazu  noch  durch  das  Gesetz 
meist  an  einen  einzigen  Niederlassungsort  gebunden  sind,  ist  es 
auch  möglich,  dass  die  Präsidenten  Männer  sein  können,  deren 
persönliche  Eigenschaften  am  Sitze  der  Gesellschaft,  womöglich 
in  der  Grafschaft,  gut  bekannt  sind. 

Immer  steht  dem  Präsidenten  ein  Vizepräsident  zur  Seite 
nach  Art  unseres  stellvertretenden  Direktors.  Bei  grösseren  Ge- 
sellschaften aber  besteht  ein  ganzer  Stab  von  Vizepräsidenten, 
von  denen  jeder  eine  besondere  Geschäftsabteilung  zu  leiten  hat. 
Auch  sie  sind  meist  wohlbekannte  Persönlichkeiten. 

Wichtigere  Beamte    sind  ferner    der  Treasurer   und   der  Se- 


i)  Kirkbride,  S.  31—42. 
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kretär.  Der  Treasurer  ist  mehr  als  ein  blosser  Kassierer.  Er  hat 
gewissermassen  die  Leitung  der  Bankabteilung  in  ihren  technischen 
Einzelheiten  unter  sich,  während  der  Präsident  bez.  Vizepräsident 
die  allgemeinen  Direktiven  gibt.  Für  deren  Ausführung  ist  der 
Treasurer  den  Präsidenten  verantwortlich.  Bei  kleineren  Trust 
Cos.  versieht  meist  der  Vizepräsident  die  Funktionen  des  Trea- 
surer. 

Der  Sekretär  hat  im  wesentlichen  die  Leitung  der  Korrespon- 
denz zu  versehen. 

2.  Der  Board  of  Directors^)  wird  gleich  bei  der 
Gründung  gebildet  und  zwar  von  den  Gründern  selbst;  die  Min- 
destzahl der  Direktoren  wird  in  einer  Reihe  von  Staaten  durch 
die  gesetzlichen  Gründungsvorschriften  normiert.  Sie  schwankt 
zwischen  5  und  13.  Die  grossen  Gesellschaften  streben  darnach, 
möglichst  viele  Direktoren  zu  haben.  In  New  York,  Massachusetts, 
Ohio  und  Illinois  findet  sich  eine  ganze  Anzahl  mit  25 — 30  und 
mehr  Direktoren.  Die  geringste  Zahl  von  Direktoren  im  Einzel- 
fall beträgt  3. 

Von  einem  Direktor  wird  verlangt,  dass  er  eine  bestimmte 
Mindest- Anzahl  yon  Aktien  besitzen  muss.  Das  New  Yorker  Ge- 
setz normiert  dieses  Minimum  auf  10  Aktien.  In  anderen  Staaten, 
wo  keine  solche  Bestimmung  vorhanden  ist,  hängt  der  Mindest- 
besitz des  Direktors  an  Aktien  von  den  Statuten  der  Gesellschaft 
ab.  Man  begnügt  sich  oft  mit  weniger  als  10  Stück.  An  per- 
sönlichen Leistungen  liegt  den  Direktoren  hauptsächlich  die  Prü- 
fung des  Standes  der  Gesellschaft  ob. 

So  fordert  das  Gesetz  von  New  York  *),  dass  der  Board  of 
Directors,  zweimal  jährlich,  im  April  und  Oktober,  selbst  oder 
mittels  eines  Ausschusses,  bestehend  aus  mindestens  3  Mitgliedern, 
die  Bücher,  Papiere  und  Geschäfte  der  Gesellschaft  prüfen  und 
besonders  sich  bei  Darlehen  und  Diskonten  von  deren  Wert  und 
Sicherheit  und  der  Sicherheit  der  Bürgschaft  überzeugen  soll. 
Innerhalb  von  10  Tagen  nach  Vollendung  dieser  Prüfung  soll  dem 
Board  of  Directors  ein  beschworener  Bericht  darüber  zugestellt 
werden  und  eine  Kopie  davon  in  der  Bankabteilung  der  Gesell- 
schaft eingetragen  werden. 

Dieser  Bericht  hat  zu  enthalten : 

I.  Eine    Aufstellung    der    durch    die    Bücher  ausgewiesenen 

i)  Kirkbridc,   S.  23—27. 
2)  Digest,  S.  62. 
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Aktiva  und  Passiva,  und  alle  Abzüge   und    Zusätze,    welche    die 
Direktoren  oder  ihr  Ausschuss  dazu  machen. 

2.  Eine  genaue  Zusammenstellung  der  als  wertlos  oder  zweifel- 
haft angesehenen  Forderungen^  und  die  Gründe  dafür. 

3.  Eine  Zusammenstellung  von  Darlehen  auf  Bürgschaft  (col- 
lateral),  die  als  ungenügend  gesichert  angesehen  werden,  wobei 
ihr  Betrag,  etwaiger  Marktwert  und  mit  möglichster  Annäherung 
ihr  tatsächlicher  Wert  angegeben  werden  müssen. 

4.  Eine  Zusammenstellung  von  überzogenen  Checkguthaben 
(»overdraftsc),  mit  Angabe  der  Aussteller  und  der  von  ihnen  er- 
hobenen Beträge  soweit ,  als  solche  Konten  als  wertlos  oder 
zweifelhaft  gelten. 

5.  >Eine  genaue  Zusammenstellung  aller  andern  Dinge,  welche 
die  Zahlungsfähigkeit  und  Gesundheit  des  Instituts  beeinflussen,  c 

Wie  man  sieht,  könnte  danach  der  Board  of  Directors  stets 
in  alle  Geschäfte  der  Gesellschaft  eingeweiht  sein,  wenigstens,  so- 
weit dies  das  Gesetz  vorschreibt.  Tatsächlich  ist  dies  höchstens 
bei  dem  Ausschuss  der  Fall,  der  in  den  meisten  grösseren  Ge- 
sellschaften für  diese  Prüfung  besteht.  Im  übrigen  kann  sich  die 
Mitwirkung  des  Aufsichtsrates  nur  auf  die  allgemeine  Politik  der 
Gesellschaft  erstrecken.  Er  berät  gemeinschaftlich  mit  dem  Prä- 
sidenten über  Massnahmen  zur  Erweiterung  des  Geschäftskreises, 
zur  Bekämpfung  der  Konkurrenz.  Er  hat  vor  allem  mitzuwirken 
bei  der  Propaganda  unter  dem  Publikum  im  Interesse  der  Ge- 
sellschaft. 

Doch  ist  ein  Teil  des  Aufsichtsrates^  besonders  bei  grossen 
Trust  Cos.,  kaum  anders  tätig  als  ein  deutscher  Aufsichtsrat  und 
daher  für  die  Geschäfte  der  Gesellschaften  von  ebenso  geringer 
Bedeutung  wie  dieser.  Es  besteht  auch  hier  das  System,  dass 
einflussreiche  Kapitalisten  und  grosse  Bankiers  sich  in  das  Direk- 
torium von  Trust  Cos.  wählen  lassen,  an  denen  sie  interessiert 
sind  ^). 

Die  Frage,  ob  es  erlaubt  oder  nicht  erlaubt  ist,  dass  ein 
Direktor  einer  Trust  Co.  gleichzeitig  dieselbe  Stelle  bei  einer 
oder  mehreren  Trust  Cos.  bekleiden  kann  (also  das  Problem  der 
Aufsichtsratsstellen-Akkumulation)  ist  nirgends  vom  Gesetz  ent- 
schieden. 

Vom  dritten  Organ  der  Trust  Company,  der  Generalver 

i)  H.  C.  Emery ^  Bank-  und  Börsenwesen  bei  E,  von  Hallte  Amerika  etc.  — 
Hamburg  1905,  S.  335. 
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Sammlung  der  Aktionäre^),  ist  nichts  Bemerkenswertes 
hervorzuheben.  Wichtig  für  die  Aktionäre  ist  der  Unterschied 
der  Haftung  für  Schulden  der  Gesellschaft,  der  zwischen  National 
Banks  u.  Trust  Cos.  besteht.  Nach  dem  National  Banking  Act 
haften  nämlich  die  Aktionäre  der  National  Banks  für  den  dop- 
pelten Betrag  ihres  in  Aktien  der  Bank  angelegten  Kapitals.  — 
Diese  Beschränkung  galt  nicht  für  die  älteren  Trust  Cos.,  die 
noch  eine  besondere  Charter  hatten.  Daher  waren  diese  Aktien 
viel  begehrt.  Doch  besteht  neuerdings  in  manchen  Staaten  die 
Tendenz,  solche  Trust  Cos.,  welche  die  vollen  gesetzlichen  Vor- 
teile einer  Trust  Co.  besonders  im  Bankbetriebe  geniessen  wollen, 
denselben  Bestimmungen  über  die  Haftung  der  Aktionäre  wie 
bei  den  National  Banks  zu  unterwerfen. 

III.  Funktionen  der  Trust  Companies. 

Es  lassen  sich  bei  den  Trust  Cos.  zwei  Hauptfunktionen 
scheiden : 

A.  Das  eigentliche  Trust-Geschäft, 

B.  Das  Hankgeschäft. 

§  5.     A.  Die   Funktionen   der  Trust  Companies 
als  Truste  e. 

Diese  Funktion  ist  die  eigentliche  Grundfunktion  der  Trust 
Cos.  Noch  immer  spielt  sie  eine  grosse  Rolle.  Als  Trust  Com- 
panies im  engsten  Sinne  des  Wortes  haben  sie  ja  zuerst  das  Ver- 
trauen des  Publikums  erworben').  Eine  derselben,  die  allerdings 
vor  kurzem  zeitweilig  in  Zahlungsstockungen  gewesene  Knicker- 
bocker Trust  Co.  in  New  York,  fasst  in  einem  Prospekt  die  Vor- 
teile der  Trust  Company  über  den  privaten  Trust  in  folgenden 
Punkten  zusammen : 

»Eine  Trust  Co.  ist  den  Individual-Trustees  vorzuziehen,  weil 
sie  Eigenschaften  besitzt,  welche  dem  Individuum  abgehen,  näm- 
lich : 

1.  Ihre  beständige  Dauer;  sie  kann  nicht  sterben.  Diesem 
Gesichtspunkt  dürfte  ohne  weiteres  zuzustimmen  sein,  ebenso  den 
beiden  folgenden: 

2.  Sie  kann  nicht  verreisen. 

3.  Sie  kann  nicht  krank  werden. 

1 1  KirkOriäty   S.  23. 
2)  Heaton,  S.  40  ff. 
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Die  weiteren  Sätze  sind  dagegen  nicht  ohne  einigen  Vorbe- 
halt anzunehmen. 

4.  Sie  gefährdet  den  Trust  nicht  durch  Bankerott  oder  Un- 
ehrlichkeit. 

5.  Ihre  Erfahrung  und  ihre  Urteilsfähigkeit  in  Trust-Ange- 
legenheiten sind  über  allem  Zweifel  erhaben. 

6.  Sie  vernachlässigt  niemals  ihre  Arbeit,  noch  überlässt  sie 
diese  nichtvertrauenswürdigen  Leuten. 

7.  Sie  weigert  sich  nicht  aus  blosser  Willkür  oder  wegen 
Unerfahrenheit,  den  Trust  zu  übernehmen. 

8.  Sie  ist  unveränderlich  zur  Hand  während  der  Geschäfts- 
stunden und  kann  zu  jeder  Zeit  befragt  werden. 

9.  Ihre  weite  Erfahrung  im  Trust-Geschäft  und  in  Trust-Sicher- 
heiten ist  unschätzbar  für  das  Trust- Vermögen. 

10.  Sie  ist  absolut  diskret. 

11.  Sie  hat  weder  Sympathien  noch  Antipathien  und  treibt  keine 
Politik. 

12.  Man  kann  sich  auf  sie  verlassen,  wenn  man  nach  ihrer 
Anleitung  verfährt. 

13.  Sie  tritt  nicht  vom  Trust  zurück. 

14.  Alle  neuen  Anlagewerte,  die  sich  für  ein  Trust- Vermögen 
eignen,  werden  in  erster  Linie  Trust  Companies  angeboten  und 
auf  diese  Weise  hat  sie  die  Wahl  unter  wertvollen  Sicherheiten; 
und  da  ihre  Käufe  in  grossem  Massstabe  stattfinden,  kann  sie  zu 
billigerem  Kurse  kaufen  als  der  Individual-Trustee.« 

Man  kann  diese  Leitsätze  eines  Reklameprospektes  immerhin 
als  das  Ideal  einer  guten  Trust- Verwaltung  durch  eine  Trust  Co. 
bezeichnen.  Dass  eine  Trust  Co.,  wie  es  in  Punkt  5  behauptet 
wird,  gewissermassen  unfehlbar  sei,  wird  wohl  nicht  einmal  der 
Verfasser  jenes  Prospektes  selber  geglaubt  haben.  Dieser  Pro- 
spekt sollte  auch  nur  als  charakteristisch  für  diese  Gattung  der 
Reklame-Literatur  angeführt  werden,  mit  welcher  die  Trust  Cos. 
das  Publikum  in  grosser  Masse  überschwemmen. 

Trotz  mancher  Missgriffe  und  Verfehlungen,  die  natürlich  auch 
von  Trust  Cos.  in  ihrer  Verwaltungstätigkeit  begangen  worden 
sind,  kann  man  ruhig  behaupten,  dass  das  Prinzip  des  korpora- 
tiven Trustee  sich  durchaus  bewährt  hat,  und  dass  in  jenen  Leit- 
sätzen ein  gut  Teü  Wahrheit  steckt.  Besonders  ist  ihre  Erfah- 
rung in  Trustdingen  sowie  die  bessere  Möglichkeit,  Trustsicher- 
heiten wohlfeil  zu  erwerben,    als   wirklich    vorhanden    anzusehen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergäncungsheft  28.  C 
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Diesen  Vorzügen  verdanken  auch  die  Trust  Cos.  ihren  guten  Ruf 
und  damit  ihren  grossen  Erfolg   beim   amerikanischen    Publikum. 

Es  soll  nun  in  kurzen  Zügen  die  Tätigkeit  des  sogenannten 
Trustdepartement  der  Trust  Cos.,  das  sich  fast  überall  gleicht, 
geschildert  werden. 

Die  Tätigkeit  eines  Trustee  kann  sein: 

1.  Die  eines  sogen.  »Individual  Trustee«,  d.  h.  zu  Gunsten 
von  Privatpersonen  und 

2.  Die  eines  »Corporate  Trustee«,  zu  Gunsten  von  Korpo- 
rationen. 

Für  beide  Funktionen  haben  grössere  Trust  Cos.  getrennte 
Abteilungen  unter  einem  besonderen  Beamten,  dem  Manager  of 
Individual  Trust  Department  und  dem  Manager  of  Corporate  Trust 
Department*).     Meist  sind  diese  Trust-Beamten  Juristen. 

Die  Geschäfte  des  Individual  Department  bestehen 
hauptsächlich  in  der  dauernden  Uebernahme  und  Anlage  der 
Trust- Vermögen.  Es  kann  sowohl  bewegliches  wie  unbe- 
wegliches Vermögen  sein.  Für  die  Anlage  des  beweglichen  Ver- 
mögens, soweit  die  Trust-Urkunde  nichts  anderes  vorschreibt, 
bestehen  in  der  Union  ähnliche  Vorschriften  wie  in  England. 
Auch  hier  gibt  es  trustsichere  Anlagen,  zu  denen  hauptsächlich 
United  States  Bonds,  Staaten-  und  Kommunalanleihen  sowie  erste 
Hypotheken  gehören  *).  Viele  Trust  Cos.  nehmen  die  Vermögens- 
werte ihrer  Benefiziare  als  besondere  Trust  Deposits  an,  die  sie 
in  feuersicherem  Gewahrsam  verwahren.  Sie  sind  streng  unter- 
schieden von  den  anderen  Depositen. 

Die  Geschäfte  des  Individual  Trustee  sind  die  Grundlage  aller 
Trust  Cos.  gewesen.  Auch  heute  noch  werden  sie  von  den 
meisten  Gesellschaften  betrieben.  Allmählich  hat  sich  ein  neuer 
Zweig  des  Trustgeschäftes  herausgebildet,  der  Corporate 
Trustee. 

Der  Hergang  ist  meist  folgender: 

Die  Trust  Co.  übernimmt  für  eine  andere  Gesellschaft,  die 
eine  Obligations-  oder  Hypothekenschuld  aufnehmen  will,  die 
Pfandhalterschaft,  d.  h.  die  Trust  Co.  erhält  die  Originalschuld- 
dokumente, die  sie  als  Pfand  in  Verwahrung  hält.  Dafür  stellt 
sie  der  betreffenden  Korporation  ein  Zertifikat  aus.  Mit  der  Ueber- 

i)  Kirkbride,  S.  39—42' 

2)  > Investment  of  Trust  Funds  in  the  New  England  and  Middle  Atlantic  Statesc. 
—  New  York  1902. 
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nähme  der  Pfandhalterschaft  übernimmt  die  Trust  Co.  auch  die 
Pflicht  der  genauen  Prüfung  der  Schulddokumente  auf  ihre  formelle 
und  materielle  Richtigkeit  hin,  gegenüber  den  Obligationären  oder 
Hypothekengläubigern. 

Eine  weitere  Ausgestaltung  dieser  Funktion  ist  die  Tätigkeit 
der  Trust  Cos.  als  Fiscal  Agent  für  andere  Korpora- 
tionen. Diese  besteht  darin,  dass  die  Trust  Co.  für  auswärtige 
Korporationen  aller  Art,  Staat,  Gemeinde  und  private  Korporationen, 
alle  Zinsen  und  Dividenden  auszahlt,  sowie  Summen,  die  für 
Amortisation  der  Schulden  dieser  Korporation  reserviert  sind,  in 
Empfang  nimmt. 

Verwandt  damit  ist  das  Amt  eines  Registrar,  das  die 
Trust  Cos.  vielfach  für  andere  Gesellschaften  bekleiden.  —  Nach 
dem  Muster  der  New  Yorker  Fondsbörse  verlangen  die  meisten 
amerikanischen  Börsen,  dass  alle  bei  ihnen  zugelassenen  Aktien 
oder  Obligationen  in  ein  Register  eingetragen  sein  müssen,  haupt- 
sächlich um  eine  irrtümliche  oder  betrügerische  Mehrausgabe, 
als  sie  dem  von  der  emittierenden  Gesellschaft  festgesetzten  und 
von  der  Börse  zugelassenen  Betrage  entspricht,  zu  verhindern. 
Diese  Registerführung  wird  von  der  emittierenden  Gesellschaft 
einer  Trust  Co.  übertragen.  Gleichzeitig  stellt  die  Trust  Co.  über 
jede  eingetragene  Obligation  oder  Aktie  ein  Zertifikat  aus,  während 
sie  die  Originalexemplare  derselben  behält,  um  sie  gegen  Verlust 
oder  Diebstahl  zu  schützen. 

Dieser  Tätigkeit  als  Registrar  entspricht  die  des  Transfer 
Agent.  Als  solcher  vermittelt  die  Trust  Co.  Eigentumsüber- 
tragungen von  registrierten  Zertifikaten  über  Aktien  oder  Obli- 
gationen. 

Es  geschieht  dies  dadurch,  dass  die  Trust  Co.  ein  neues 
Zertifikat  auf  den  Namen  des  neuen  Eigentümers  ausstellt. 

Dieses  Geschäft  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  wegen  der 
grossen  Ausbreitung,  welche  die  Namensaktie  in  der  Union 
gefunden  hat. 

Bei  Emissionen,  die  durch  Konsortien  statt- 
finden, übernehmen  Trust  Cos.  vielfach  als  Managers  die 
technische  Durchführung  der  Emission,  die  Konsortial-Buchführung 
und  die  Verteilung  der  Gewinne.  Die  Trust  Cos.  selbst  sind 
dabei  niemals  als  Konsortialmitglieder  beteiligt,  sondern  handeln 
auch  hier  nur  als  blosse  Treuhänder  *). 

i)  Emery  a.  a.  O.  S.  340. 

5*    • 
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Ein  ähnlicher  Dienst  wird  ihnen  häufig  als  Liquidator  oder 
Reorganisator  anderer  Korporationen  übertragen. 

Einige  Trust  Cos.  haben  schliesslich  in  den  Staaten  New 
Jersey  und  Maine  eine  ganz  eigentümliche  Funktion  übernommen, 
die  man  fast  als  Ausartung  dieses  Corporate  Trustee-Systems 
bezeichnen  kann.  Es  handelt  sich  um  die  sogen.  Corporation 
TrustCompanies.  Diese  haben  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht, 
Gründungen  von  anderen  Korporationen,  besonders  aber  von 
Trusts  auszuführen,  und  zwar  wird  ihnen  das  ermöglicht  durch  die 
nachsichtige  Gesetzgebung  dieser  Staaten.  Diese  gestattet  nämlich, 
dass  Gesellschaften,  die  ihr  Geschäft  in  anderen  Staaten  betreiben, 
sich  in  den  beiden  genannten  Staaten  niederlassen  können  und 
dadurch  die  Vorteile  von  deren  Gesetzgebung  geniessen  können. 
Es  genügt  dazu  die  Eintragung  in  das  Register  der  betr.  Staaten, 
sowie  die  Haltung  eines  Bureaus  mit  wenigen  Beamten.  Diese 
werden  womöglich  von  der  Corporation  Trust  Co.  gestellt,  die 
auch  alle  für  die  Niederlassung  der  fremden  Korporationen  vor- 
geschriebenen Formalitäten  erfüllt.  Dem  Verfasser  liegen  mehrere 
Prospekte  vor,  worin  die  staatsgesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Niederlassung  und  Gründung  von  Korporationen  dargestellt  sind. 
Danach  vertritt  die  Corporation  Trust  Co.  of  New  Jersey  über 
1400  Korporationen. 

Bezeichnend  ist  die  Bemerkung: 

»Furnishes  registered  offices  and  residents  agents  for  foreign 
and  domestic  corporations  in  New  Jersey,  New  York,  Maine  and 
Connecticut«. 

Am  weitesten  aber  geht  wohl  die  Corporation  Trust  Co.  of 
Maine  in  ihrem  >Business  Corporations  under  the  Laws  of  Maine« 
betitelten  Prospekt.  Hierin  werden  am  Schluss  die  Vorteile  dieser 
Gesetze  genannt,  die  sie  für  Gründungen  neuer  Gesellschaften 
bieten. 

Es  seien  daraus  nur  folgende  Sätze  hervorgehoben: 

»Keine  Oe  ff  entlichkeit.  In  dem  Jahresbericht  wird 
weder  Auskunft  über  die  finanziellen  Zustände  der  Gesellschaft 
noch  über  die  durchgeführten  Geschäfte  verlangt. 

Keine  Beschränkungen  in  Bezug  aufden  Besitz 
von  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen,  noch 
in  Bezug  auf  den  Betrag  der  Schulden,  welche 
aufgenommen  werden  können. 

KeineBeschränkung  in  Bezug  auf  den  Besitz  von 
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Werten  anderer  Korporationen. 

Ein  ansässiger  Direktor  ist  nicht  erforderlich  und  Versamm- 
lungen des  Direktoriums  können  ausserhalb  des  Staates  abgehalten 
werden.« 

Das  ist  tatsächlich  nichts  anderes  als  Reklame  für  eine  laxe 
Gesetzgebung  1 

In  diesem  Zusammenhange  soll  auch  erwähnt  werden,  dass, 
wie  der  Verfasser  aus  guter  Quelle  erfährt,  die  »liberalen«  Gesetze 
des  Staates  New  Jersey  zu  einem  eigenartigen  Manöver  benutzt 
werden.  Um  nämlich  der  in  New  York  bestehenden  Vermögens- 
steuer zu  entgehen,  übergeben  viele  New  Yorker  Bürger  ihr  Vermögen 
einer  Trust  Co.  in  New  Jersey  zur  Verwaltung.  Einige  Trust  Cos. 
in  New  Jersey  sollen  derartigen  Gepflogenheiten  geradezu  ihre 
Existenz  verdanken. 

§  6.     B.  Die  Trust  Companies  als  Banken^). 

Schon  die  im  vorigen  Paragraphen  geschilderte  Ausdehnung 
der  Trustee-Tätigkeit  der  Trust  Cos.  hatte  sie  von  dem  ursprüng- 
lichen Treuhandwesen  ziemlich  weit  abgeführt.  Dennoch  ist  allen 
jenen  Funktionen  ein  wesentlicher  Charakterzug  gemeinsam.  Es 
sind  alles  Geschäfte  auf  fremde  Rechnung.  Ein  Risiko  ist  fast 
nur  vorhanden,  soweit  es  überhaupt  mit  Trust-Geschäften  verknüpft 
sein  kann,  d.  h.  soweit  die  Trust  Co.  für  die  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Trustee  haftet.  Ausnahmen  sind  nur  dann  vorhanden, 
wenn  die  Trust  Cos.  sich  bei  den  geschilderten  Emissionen  und 
Gründungen  mit  eigenen  Mitteln  beteiligen,  was  aber  nur  selten 
zu  geschehen  pflegt.  Eine  reine  Trust  Co.  hätte  ja  auch  nicht 
das  dazu  nötige  Kapital.  —  Die  Gewinne  aus  den  Trustgeschäften 
entspringen  sämtlich  aus  Provisionen. 

Nun  sind  aber  schon  Ende  der  70  er  und  Anfang  der  80  er 
Jahre  einzelne  Trust  Cos.  dazu  übergegangen,  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  eigene  Bankgeschäfte  zu  betreiben.  Andere  folgten 
ihnen,  und  hauptsächlich  aus  diesem  Grunde  beginnt  seit  jener  Zeit 
jenes  gewaltige  Steigen  der  Neugründungen  von  Trust  Cos.,  dessen 
schon  im  Anfang  Erwähnung  geschah. 

Die  Bedingungen  für  eine  solche  Tätigkeit  lagen  dabei  für 
die  Trust  Cos.  sehr  günstig.    Sie  unterstanden  nicht  der  Bundes- 

i)  KirUride  and  SUrrett ,  S.  43—112.  —  Emtry  a.  a.  O.  S.  332—345-  — 
A.  Stubbe  > Organisation  des  amerikanischen  Bankwesens c  Jahrb.  f.  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volkswirtschaft.  31.  Jahrg.  1907.  III,  S.  321 — 362. 
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gesetzgebung  wie  die  State-  und  National-Banks  und  damit  den 
für  diese  bestehenden  Beschränkungen.  Eine  einzelstaatiiche 
Gesetzgebung  existierte  nicht  für  sie.  Sie  waren  ja  alle  durch 
besondere  Charter  privilegierte  Gesellschaften.  Es  gab  aber  keine 
Trust  Co.,  deren  Charter  ihr  den  Betrieb  von  Bankgeschäften 
verboten  hätte.  Man  hatte  überhaupt  an  diesen  Fall  gar  nicht 
gedacht.  So  wurden  die  einzelstaatlichen  Gesetzgebungen  von 
dem  fait  accompli  geradezu  überrascht.  Das  erste  Gesetz,  das 
sich  mit  Trust  Cos.  befasste ,  das  Gesetz  des  Staates  New  York 
vom  Jahre  1887,  erkennt,  soweit  es  die  Banktätigkeit  betrifft, 
einfach  den  bestehenden  Zustand  an.  Alle  Staaten  und  Territorien, 
die  Gesetze  über  Trust  Cos.  besitzen,  sind  diesem  Beispiel  gefolgt. 

Danach  ist  den  Trust  Cos.  in  der  ganzen  Union  der  Betrieb 
aller  Bankgeschäfte  gestattet  mit  Ausnahme  der  Notenausgabe, 
die  ja  nach  dem  Bundesgesetz  den  National  Banks  vorbehalten 
ist.  Natürlich  erregten  so  grosse  Privilegien  die  Besorgnis  und 
Eifersucht  der  anderen  Banken,  die  mit  Recht  in  den  Trust  Cos. 
gefahrliche  Konkurrenten  erblickten^).  Man  behauptete  von  dieser 
Seite,  dass  Trust  Cos.  zwar  nützlich  seien,  aber  nur  für  ganz 
bestimmte  Zwecke.  Jetzt  sei  ihr  Name  ein  teilweis  völlig  irre- 
führender, wenn  sie  unter  dem  Deckmantel  der  Trustorganisation 
Bankgeschäfte  betrieben.  Ihre  Zahl  sei  weit  über  das  Bedürfnis 
des  Staates  hinausgewachsen.  Das  war  sogar  die  Meinung  des 
Superintendent  of  Banks  des  Staates  New  York  im  Jahre  1885. 

Doch,  die  Gesetzgeber  Hessen  sich  durch  solche  Bedenken 
nicht  einschüchtern.  Die  Trust  Cos.  hatten  sich  beim  Publikum 
schon  seit  lange  einen  ausgezeichneten  und  wohlverdienten  Ruf 
geschaffen.  Sie  hatten  sich  höchst  selten  Verfehlungen  zu  Schulden 
kommen  lassen.  Grössere  Zusammenbrüche  waren  bei  ihnen 
bisher  nicht  vorgekommen  ^).  So  ist  es  nicht  weiter  verwunderlich, 
dass  die  Staaten  den  Trust  Cos.  weitgehende  Rechte  einräumten. 
Nur  muss  die  eine  Bedingung  erfüllt  sein,  dass  das  Bankgeschäft 
streng  von  dem  Trustgeschäft  getrennt  gehalten  wird.  Vor  allem 
müssen  Trustdepositen  von  den  Bankdepositen  absolut  fern  gehalten 
werden.     Diese  Vorschriften    haben    die    Trust    Cos.    auch    stets 


i)  Heaton,  S.  13. 

2)  BradstreeU  Journal,  6.  Febr.  1904,  weist  nach,  dass  in  den  Jahren  1893  bis 
1903  nur  41  Trust  Cos.  in  Bankerott  geraten  seien.  Dies  sei  ein  sehr  günstiger  Zu- 
stand verglichen  mit  dem  der  State  und  National  Banks  während  der  gleichen  Periode. 
Zitiert  bei  Heaton   S.  12. 
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genau  eingehalten.  In  ihren  Bilanzen  findet  man  höchst  selten 
etwas,  das  sich  auf  das  ihnen  anvertraute  Trustvermögen  bezieht. 

Die  anderen  Banken  haben  es  natürlich  auch  nicht  an  prak- 
tischen Versuchen  fehlen  lassen,  ihren  Konkurrenten  hindernd 
in  den  Weg  zu  treten.  Zu  diesen  Versuchen  gehören  besonders 
die  unter  dem  Einfiuss  der  State-  und  National  Banks  zu  Stande 
gekommenen  Statuten  der  Clearinghouses  von  New  York,  Chicago, 
Boston  und  Pittsburg.  Durch  diese  Statuten  werden 
nämlich  die  Trust  Cos.  von  dem  gesamten  Clea- 
r  i  n  g-V  erkehr  ausgeschlossen^).  Sie  haben  sich  not- 
dürftig dadurch  zu  helfen  versucht,  dass  sie  sich  durch  Agenten, 
hauptsächlich  durch  Privatbankiers  beim  Clearing- Verkehr  vertreten 
lassen.  Im  Westen  der  Union  ist  der  Konkurrenzkampf  zwischen 
Banken  und  Trust  Cos.  nicht  so  scharf,  daher  die  Stellungnahme 
jener  zu  diesen  auch  nicht  so  feindlich. 

Die  stärkste  Konkurrenz  haben  die  Trust  Cos.  gegenüber  den 
anderen  Banken  auf  dem  Gebiete  des  Depositenwesens  entfaltet. 
Das  Depositengeschäft  ist  bei  den  meisten  Trust  Cos.  sogar  das 
Hauptpassivgeschäft  geworden.  Um  einen  Begriff  von  der  Aus- 
dehnung dieses  Geschäftszweiges  zu  geben,  sei  hier  angeführt, 
dass  nach  Kirkbride  and  Sterret  S.  3  Mitte  des  Jahres  1904  die 
Gesamtzahl  der  Depositen  in  der  Union 

bei    den   54 12  National  Banks  4  400  900  000. —  $ 

•       >     1429  Trust  Companies  2351000000.—   » 

betrug. 

Die  Gesamtzahl  der  Depositen  in  den  einzelnen 
Staaten  im  Jahre  1906  wird  ersichtlich  aus  der  Tabelle  Nr.  3, 
die  nach  der  Höhe  der  Depositensummen  geordnet  ist.  Es  betrug 
danach  die  Gesamtzahl  der  Depositen  der  Trust  Cos.  im  Jahre 
1906:  $  2929406609.01,  die  sich  auf  1204  Gesellschaften  verteilte, 
da  100  Trust  Cos.  keine  Depositen  hatten.  Den  höchsten  Durch- 
schnitt mit  $13051000. —  wies  New  York  auf.  Die  meisten 
Depositen  ($  93966029.40)  hatte  die  Illinois  Trust  &  Savings 
Bank  mit  einem  Kapital  von  $4000000. —  und  einer  Gesamt- 
reserve von  $6871128.13  =  7,  3  Proz.  der  Depositen. 

Die  Tabelle  zeigt  in  Spalte  8  das  Verhältnis  der  Re- 
serven zu  den  Depositen.  Dieses  wird  in  einigen  Staaten 
gesetzlich  bestimmt.     Es    wird  ein   Mindestprozentsatz   von  meist 


1)  Emery,  S.  339. 
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15  Proz.,   in  einigen  Staaten  von   2$  Proz.   verlangt.     In   Massa 
chusetts  betrug  das  tatsächliche  Verhältniss  7,3  Proz.  anstatt  15  Proz 
in  Kalifornien    13,2  Proz.    anstatt  25  Proz.,    in   Maine   10,4  Proz 
anstatt  15  Proz.,  in  Kentucky  14,2  Proz.  anstatt  15  Proz.,  in  Michl 
gan  16,5  Proz.  statt  20  Proz.,  in  Alabama  5,8  Proz.  statt  15  Proz, 
in  Texas  10,4  Proz.  statt  25  Proz.,  in  Idaho  5,1  Proz.  statt  15  Proz. 
in   Süd-Dakota  7,5  Proz.   statt   10  Proz.,   in  Utah   6,0  Proz.   statt 
15  Proz.,  in  Haway  5,9  Proz.  statt  15  Proz.,   und  in  Neu-Mexiko 
12,9  Proz.  statt  25  Proz.     Diese   Minimalreserve   muss  nach   der 
Vorschrift  des  Gesetzes   mindestens  zur   Hälfte  aus  Bargeld,   zur 
anderen   Hälfte   aus    gewissen   Effekten-Gattungen,    hauptsächlich 
United  States   Bonds   sowie  in   sofort    kündbaren    Bankguthaben 
bestehen. 

Die  Depositen  sind  grösstenteils  sofort  kündbare.  Es  ist  da- 
her wichtig,  den  tatsächlichen  Kassenbestand  und  die  Liquidität 
der  Trust  Cos.  im  ganzen  zu  betrachten.  In  Tabelle  Nr.  4  ist 
unter  Spalte  2  der  bare  Kassenbestand  mit  den  sofort 
kündbaren  Bankguthaben  vereinigt.  Er  betrug  1906: 
560321912.04  =  19,2  Proz.  der  Depositen.  Darnach  war  die 
Liquidität  der  Trust  Cos.  im  ganzen  nicht  ungünstig.  Das 
Bild  ändert  sich  jedoch  einigermassen,  wenn  man  die  Staaten  mit 
den  meisten  Trustdepositen  heraushebt.     Es  sind  dies: 


Depositen 

Barbestand 

in  100  000  $ 

in  %  der  Depositen 

New  York 

1109 

16,0 

Pennsylvania 

414 

17,2 

Massachusetts 

182 

15^4 

Ohio 

166 

14,8 

New  Jersey 

122 

14. 1 

Rhode  Island 

108 

14.3 

Zusammen     2101  ca.  15,3 

=  68,9  %  aller  Trustdepositen. 

Es  waren  also  68,9  Proz.  aller  Trustdepositen  nur  zu 
ungefähr  15,3  Proz.  bar  gedeckt. 

Die  Spalten  4,  5  und  6  enthalten  eine  zweite  Liquiditätsauf- 
stellung. Unter  dem  Ausdruck  »Gesamte  flüssige  Mittele 
sind  zu  verstehen:  i.  Kasse  und  Bankguthaben,  2.  Effekten, 
3.  Wechsel,  4.  andere  Aktiva,  sehr  gering,  in  der  Hauptsache 
aussenstehende  Zinsen.  Auch  die  Wechsel  spielen  eine  geringe 
Rolle.  Was  sich  unter  Effekten  verbirgt,  lässt  sich  nicht  erkennen, 
da  nirgends  eine  genaue  Aufstellung  der  Effekten  gegeben  wird. 

Unter  den  Aktivgeschäften  der  Trust  Cos.  treten  am  meisten 


—    73     - 

die  sogen.  Loans  hervor.  In  dieser  einzigen  sehr  summarischen 
Rubrik  fasst  die  von  der  United  Staates  Mortgage  and  Trust 
Company  herausgegebene  Statistik  Darlehen  aller  Art  zusammen : 
Darlehen,  die  sofort  kündbar  sind,  befristete  Darlehen,  Lombar- 
dierungen. Die  letzteren  spielen  unter  den  Loans  die  grösste 
Rolle. 

Die  Gesetze  der  meisten  Staaten  enthalten  Vorschriften  über 
die  Höhe  dieser  Darlehen.  Gewöhnlich  dürfen  sie  nicht  die  zehn- 
fache Höhe  der  Depositen  überschreiten.  Darlehen  an  eine  ein- 
zige Person  oder  Firma  dürfen  nicht  20  Proz.,  meist  nicht  10  Proz. 
des  Aktienkapitals  und  der  Reserven  übersteigen.  Verboten  ist 
fast  überall,  Darlehen  an  Beamte  und  Direktoren  der  eigenen  Ge- 
sellschaft zu  geben.  Wo  dies  dennoch  gestattet  ist,  wie  z.  B.  in 
Maine,  ist  die  Genehmigung  seitens  der  Mehrheit  des  Board  of 
Directors  oder  seitens  dessen  Ausschusses  erforderlich.  Ueberall 
ist  verboten,  eigene  Aktien  zu  beleihen.  Nur  um  eigene  Verluste 
an  Schuldnern  zu  vermeiden,  ist  der  Erwerb  eigner  Aktien  ge- 
stattet. Doch  müssen  diese  innerhalb  von  6  Monaten  nach  dem 
Erwerb  wieder  verkauft  werden. 

Ueber  die  Höhe  dieser  Loans  und  ihr  Verhältnis  zu 
den  Depositen  gibt  Tabelle  Nr.  5  Auskunft.  Danach  betrug 
die  Gesamtsumme  der  Darlehen  der  Trust  Cos.  im  Jahre  1906: 
$  I  812  530628.05  =61,9  Proz.  aller  Depositen.  In  den  4  Staaten: 
New  York,  Pennsylvania,  Illinois  und  Massachusetts  erreichten 
die  Loans  insgesamt  eine  Höhe  von  ca.  $  1  306000000. —  72,1 
Prozent  aller  Loans. 

Einige  genauere  Angaben  über  das  Verhältnis  der  verschie- 
denen Darlehensgattungen  liegen  nur  in  einer  in  einem  Prospekt 
der  Windsor  Trust  Co.,  New  York  am  26.  Februar  1907  ver- 
öffentlichten Bilanz  vor.  Diese  Bilanz  lautet  folgendermassen : 

Aktiva  Passiva 

New  York  City  Bonds  $      597  080. —  Kapital  $  i  000  000. — 

Andere  Effekten  >  3500936.72  Reserven  >      581595-25 

Hypoth.  auf  New  Yorker  Grundst.  »      515000. —  Reserve  f.  Steuern  »         u  235. — 

Sofort  kündbare  Darlehen  >  4405116.68  Depositen  »  ii  947  601.26 

Befristete  Darlehen  >  1821685.86 

Fällige  Zinsen  »        69  737.— 

Safe  Deposit  Vaults  «        60000. — 

Von  Banken  geschuldet  >      868674.70 

Kasse  und  Bankguthaben  »  x  702  200.55 

«  13  540  431.51  $  13540431-51 

Bei  der  Berechnung  der  Liquidität  würden  demnach  auch  die  so- 
fort kündbaren  Darlehen  (36,9  Proz.  der  Depositen)  mitzurechnen 


—    74     — 
sein.     Die  Liquidität  würde  sich  daher  folgendermassen  gestalten: 

Depositen  ii  947  601.26 

Flüssige  Mittel  ii  143746.51  =  93,2%  der  Depositen, 

wenn  man  als  flüssige  Mittel  sämtliche  Effekten,  die  sofort  künd- 
baren Darlehen,  fällige  Zinsen,  Schulden  anderer  Banken  und  den 
Barbestand  annimmt.  Aber  wenn  man  auch  nur  den  Barbestand 
und  die  sofort  kündbaren  Darlehen  für  die  Liquidität  in  Betracht 
zieht,  so  beträgt  diese  noch  immer  39,7  Proz. 

Freilich  darf  diese  Bilanz  nicht  als  typisch  angesehen  wer- 
den. Es  soll  daran  nur  gezeigt  werden,  wie  verschieden  die  Loans 
beurteilt  werden  müssen. 

Wie  hoch  zuweilen  die  Lombardierungen  bei  einer 
Trust  Co.  sind,  beweist  die  Bilanz  der  Union  Trust  Co., 
New  York  vom  31.  Dezember  1906. 

Diese  Gesellschaft  hatte  danach  bei  einer  Gesamtsumme  der  Ak- 
tiven und  Passiven  von  $  58676807.09  ein  Kapital  von  $  i  ccoocx). — , 
Reserven  von  $  8092662.44  und  Depositen  von  $  49299858.70. 
Dem  gegenüber  stand  ein  Barbestand  von  $  4363  237.38  (==  S,S  % 
der  Dep.)  und  »Loans  on  Collateral«  d.  h.  im  wesent- 
lichen Lombardierungen  in  Höhe  von  $  38254541.25  (=  88,8% 
der  Dep. 

Viele  Trust  Cos.  sind  auch  gleichzeitig  Hypotheken- 
banken. Dass  dieses  Geschäft  nicht  unbedeutend  ist,  ersieht 
man  aus  Spalte  6  und  7  der  Tabelle  5.  Doch  scheinen  diesen 
Geschäftszweig  mehr  die  west-  als  die  oststaatlichen  Trust  Cos. 
zu  pflegen. 

Die  Trust  Cos.  sind  also  imLaufe  derEnt- 
wicklung  zu  Banken  geworden.  Auch  in  dieser  Eigen- 
schaft haben  sie  sich  im  allgemeinen  bewährt.  Ihr  Gesamt-Ruf 
ist  gut  geblieben.  Ihre  Bank-  und  Anlagepolitik  galt  bis  1907 
sogar  als  ausnahmslos  konservativ,  doch  ist  diese  Beurteilung  in 
ihrer  Allgemeinheit  eine  zu  günstige  gewesen,  wie  die  immerhin 
belangreichen  Zahlungseinstellungen  und  -Stockungen  von. Trust 
Cos.  im  Vorjahre  zeigten. 

Ihre  Dividenden  waren  nicht  übermässig  hoch. 
Im  Jahre  1905  zahlten  die  meisten  Trust  Cos.  eine  Dividende 
von  6 — 12%.  Die  höchsten  Dividenden  betrugen  50%  bei  der 
United  States  Trust  Co.  in  New  York  und  60  %  bei  der  Union 
Trust  Co.  of  Philadelphia. 

Grosse   Zusammenbrüche    von  Trust  Cos.    hatten    sich  auch 
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in  deren  Bankperiode  nicht  ereignet.  Erst  im  Jahre  1907  er- 
folgten einige  grössere  Störungen.  Am  27.  Oktober  1907 
brach  ein  Run  gegen  die  sehr  angesehene  Knicker- 
bocker Trust  Co.  in  New  York  aus  und  verursachte  eine 
Monate  dauernde  Schliessung  der  Gesellschaft.  1906  hatte  dieses 
Unternehmen  die  meisten  Depositen  im  Staate  New  York  und 
zwar  nicht  weniger  als  $  6710084.581.  Als  Depositenbank  kam 
sie  unter  den  gesamten  Trust  Cos.  an  zweiter  Stelle.  Ihren  De- 
positen standen  gegenüber  ein  Barbestand  von  $  13020922.33 
(=19,40/0  der  Dep.)  und  Loans  in  Höhe  von  $  47637754.88 
(=  71,1 0/0  der  Dep.).  Die  Gesellschaft  war  am  Clearing  House 
vertreten  durch  die  National-Bank  of  Commerce.  Im  Anschluss 
an  die  Kupferkrisis  und  die  Krisis  in  der  Elektrizitätsindustrie 
machte  diese  National-Bank  bekannt,  dass  sie  nicht  mehr  für  die 
Knickerbocker  Trust  Co.  abrechnen  werde.  Gleichzeitig  erfuhr 
man,  dass  die  Knickerbocker  Trust  Co.  bei  der  National-Bank 
of  Commerce  einen  Debetsaldo  von  $  7000000. —  zu  begleichen 
habe.  Es  erfolgte  daraufhin  ein  Run,  welcher  die  zeitweilige 
Stockung  herbeiführte.  Am  26.  März  1908  eröffnete  die  Knicker- 
bocker Trust  Co.  ihre  Kassen  wieder.  Auch  andere  Trust  Cos. 
sind  zusammengebrochen.  Im  Herbst  und  Winter  1907  stellten 
die  Zahlungen  ein: 


Kapital 

Reserven 

Depositen 

Loans  1906 

$ 

$ 

$ 

$ 

I.  Jenkins     Trust      Co., 

Brooklyn 

500000.— 

278000.— 

I  358  000. — 

553000.— 

2.  Williamsburg  Trust  Co. 

700  000. — 

594  000.— 

7  941  000.— 

2  880  000.— 

3.  Glcnville    Banking   & 

T.Co.,Clevcland,Ohio 

25000. — 

2000.— 

110  000  — 

? 

4.  Knickerbocker    Trust 

Co.,  New  York 

I  200  000. — 

5  504  000.— 

62  883  000.— 

47  638  000.— 

5.  West-Texas  Trust  Co., 

San  Antonio,  Tex. 

200  000.— 

20000.— 

I  300  000.— 

741  000.— 

6.  Bankers     Trust     Co., 

Kansas  City,  Mo. 

500  000. — 

15000.— 

844  000.— 

838  000.— 

7.  BathT.Co.,Bath,Maine 

100  000. — 

28  000.— 

604  000.— 

450  000. — 

8.  Union  Trust  Co  ,  Phi- 

ladelphia, Pa. 

500000. — 

105  000. — 

2066000. — 

949  000.— 

9.  Iron    City  Trust    Co., 

Pittsburg,  Pa. 

2  000  000.— 

753000.— 

2  140000. — 

I  97 1  000.— 

10.  Union  Trust  Co.,  Pro- 

vidence,  R.  I. 

500  000.— 

2  000  000. — 

28721  000.— 

19674000. — 

II.  State  Bank  &  Trust  Co., 

Carson  City,  Nev. 

200  000.— 

7 1  000. — 

I  974  000. — 

I  212000.— 

12.  Mye    &   Ornisby  Co., 

Bank,  Carson  City,Nev. 

500  000. — 

192  000.— 

I  121  000.— 

p 

12  Gesellschaften 

6  925  000.— 

9  562  000.— 

III  062  000.— 

76  506  000. — 
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Gleichzeitig  stellten  29  Banken  ihre  Zahlungen  ein 

mit  einem  GenmCktpiUl  von        9     5  062  000.  — 
mit  einer  Gesamtreterve  von  >     5  965  700. — 

mit  Getamtdepodten  von  >  67069000. — 

Ein   Run    vollzog   sich   auf: 

Kapital  Reserven  Depositen         Loans  1906 

$  •  •  i 

1.  T.Co,  of  America,  N.Y.  2  000  000.  —   10921  000. —  49  105  000.—  43  9x9000.— 

2.  Uncoln  T.  Co.,       »       l  000000.—     i  123000.--  21384000. —  9063000  — 

3.  Broadway  T.  Co.,   »         700000.—        450000—  4  35SOOO—  1424000.— 

4.  Cotooial  T.  Co. ,     •       1000  000. —    2268000. —  25204000.—  17746000  — 

5.  Kifth  AvuenneT.C.,  »       l  000  000.  ~     i  642  000.—  18  190 000.—  10  767  00a— 

6.  New  England  T.  Co., 

Providence,  R.  I.  140000.—         35000.—  374000.—  171 000.— 

7.  California  Safe    Depo- 
sit &  Trust   Co.,   San 

Frandaco,  Cal. 2500000. —       627000. —       8953000.—       4470000.— 

7  Gesellschaften     8  340  000.—   1 7  066  000. —  1 27  565  000. —     87  560  000  — 

Diese  Runs  wurden  jedoch  erfolgreich  ausgehalten  und  an- 
scheinend überwunden.  Dasselbe  geschah  bei  einer  grossen 
Reihe  von  Banken. 

Natürlich  haben  sich  aus  Anlass  dieser  Katastrophen  wieder 
Stimmen  erhoben,  die  für  eine  Beschränkung  der  Rechte  der 
Trust  Cos.  und  besonders  für  eine  schärfere  Beaufsichtigung  sind. 
Auch  wünscht  man  in  manchen  Kreisen,  besonders  in  denen  der 
Banken,  ein  Bundesgesetz  für  Trust  Cos.  Doch  bleibt  noch  ab- 
zuwarten, ob  sich  die  Anklagen,  die  man  jetzt  wieder  gegen  die 
Trust  Cos.  schleudert,  bewahrheiten  werden.  In  ihrer  grossen 
Masse  scheinen  sie  durchaus  gesund  zu  sein  und  haben  sich 
jedenfalls  nicht  schlechter  bewährt  als  die  Banken. 

Vielleicht  werden  sie  sich  selbst  durch  engeren  Anschluss 
untereinander  zu  helfen  suchen.  Die  Schaffung  eines  direkten 
Trust-Clearing- Verkehrs,  dessen  Mangel  ihnen  bereits  so  gefähr- 
lich geworden  ist,  tut  dringend  not. 
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III.   Kapitel. 
Die  Schutzvereinigung. 

Im  bisherigen  Verlaufe  der  Darstellung  sind  die  Hauptzüge 
des  Treuhandwesens  geschildert  worden,  wie  es  sich  in  den 
angelsächsischen  Ländern  entwickelt  hat.  Es  gibt  jedoch  noch 
einen  Punkt,  der  eine  besondere  Betrachtung  erfordert:  Der 
Schutz  für  Inhaber  ausländischer  Staatspapiere.  Logisch  be- 
trachtet ist  dies  nur  eine  Unterkategorie  der  allgemeinen  Treu- 
händerfunktion. Diese  versetzt  ja  vielfach  den  Treuhänder  in  die 
Lage,  die  Interessen  seiner  Benefiziare  gegenüber  deren  Schuld- 
nern —  seien  es  Privatpersonen  oder  private  Körperschaften  — 
zu  vertreten.  Die  >Schutzvereinigung«,  »Gläubiger-Komitees« 
etc.  sind  ihrem  Wesen  nach  auch  Treuhänder,  für  einen  bestimm- 
ten Zweck  gebildet,  wenn  ein  fremder  Staat  seinen  Verpflich- 
tungen gegenüber  seinen  auswärtigen  Gläubigern  schlecht  oder 
gar  nicht  nachkommt. 

Es  ist  an  dieser  Stelle  nicht  die  Aufgabe,  eine  erschöpfende 
Schilderung  auch  nur  der  wichtigsten  dieser  Vereinigungen,  ihrer 
Tätigkeit  und  ihrer  Erfolge  zu  geben.  Das  hiesse  zwar  eines  der 
interessantesten  aber  auch  umfangreichsten  Probleme  der  neueren 
Finanzgeschichte  aufrollen.  Es  soll  hier  nur  auf  den  Ursprung 
dieser  Organisationen  hingewiesen  werden. 

Eine  wirksame  Verfechtung  der  Ansprüche  fremder  Staats- 
gläubiger kennt  erst  das  19.  Jahrhundert.  Es  ist  bekannt,  wie 
ohnmächtig  im  Grunde  die  grossen  Kapitalisten  des  16.  Jahr- 
hunderts —  die  Fugger  und  Welser  —  gegenüber  ihren  Staats- 
schuldnem  waren,  als  die  grossen  Staatsbankerotte  Spaniens  und 
Frankreichs  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  eintraten.  Lange  hat 
es  gedauert,  bis  sich  der  eigene  Staat  seiner  Bürger  annahm, 
wenn  diese  sich  durch  einen  fremden  Schuldnerstaat  mit  dem 
Verluste  ihres  Kapitals  bedroht  sahen.     Nur  zögernd  und  wider- 
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strebend  haben  die  Regierungen  eine  Verpflichtung  zur  Unter- 
stützung ihrer  eigenen  Untertanen  in  solchen  Fällen  anerkannt. 
Lacombe^)  zitiert  eine  hierfür  charakteristische  Depesche  Lord 
Palmerstons  vom  Januar  1848:  »Es  kann  für  die  englische  Re- 
gierung keine  rechtliche  Verpflichtung  bestehen,  die  Rechte  und 
Interessen  von  Untertanen  der  Königin  gegenüber  bankerotten 
Staaten  zu  verteidigen.  Solches  ist  ausschliesslich  dem  Wohlbe- 
finden der  englischen  Regierung  anheim  zu  stellen,  der  es  frei 
steht,  zu  gunsten  englischer  Untertanen,  welche  durch  den  Ban- 
kerott oder  finanzielle  Massnahmen  eines  fremden  schuldnerfschen 
Staates  in  ihren  Interessen  verletzt  sind,  diplomatische  Schritte 
zu  unternehmen.  In  diesem  Falle  wird  sich  die  Regierung  aus- 
schliesslich durch  Rücksicht  britischer  oder  heimischer  Politik 
leiten  lassen.«  —  Hier  wird  also  scharf  der  rein  fakultative  Cha- 
rakter einer  solchen  Intervention  betont,  immerhin  aber  ein  Recht 
der  britischen  Regierung  aufgestellt,  zu  intervenieren  auch  im 
Falle  der  blossen  Zahlungsunfähigkeit  des  fremden  Staates. 

Den  Inhabern  fremder  Staatspapiere  steht  Lord  Palmerston 
nicht  sehr  freundhch  gegenüber,  wie  folgende  Sätze  derselben 
Depesche  beweisen:  ' 

> Seine  Kapitalien  einer  fremden  Regieruug  anvertrauen  heisst 
eine  Spekulation  eingehen.  Eine  von  einer  fremden  Regierung 
aufgelegte  Anleihe  zu  zeichnen,  fremde  Obligationen  an  der  Börse 
zu  kaufen,  ist  ein  Handels-  oder  Finanzgeschäft.  Die  Gefahr,  die 
mit  allen  Geschäften  dieser  Art  verbunden  ist,  ist  gleicherweise 
von  der  Beteiligung  bei  Staatsanleihen  untrennbar.  Die  Gläubiger 
dürfen  die  Möglichkeit  eines  Bankerotts  nicht  aus  den  Augen 
verlieren  und  haben  es  sich  ausschliesslich  selbst  zuzuschreiben, 
wenn  sie  ihr  Geld  verlieren.  < 

Diese  Ansicht  wurde  ausgesprochen  zu  einer  Zeit,  in  der 
England  bereits  der  grösste  Gläubigerstaat  der  Welt  war.  Auch 
heute  noch  ist  das  Problem  der  Intervention  gegenüber  saum- 
seligen und  böswilligen  Schuldnerstaaten  nicht  gelöst.  Im  wesent- 
lichen ist  es  noch  immer  eine  Frage  der  poütischen  Macht.  Tat- 
sächlich ist  man  ja  auch  bisher  nur  eingeschritten  gegen  schwächere 
und  bedrängte  Staaten:  Türkei,  Griechenland,  Portugal,  Süd- 
und  Zentralamerikanische  Staaten*). 

i)  E,  Lacombe^  »Ueber  den  Schutz  der  Inhaber  fremdländischer  Staatspapiere c. 
Jahrb.  f.  Nat.Oek.  u.  Stat.,  herausg.  v.   Conrad,  III.  F.  Bd.  20.  S.  792—793. 

2)  A,  Sartorius  Frhr.  von   Waltershausen  ^    Das  volkswirtschaftliche  System  der 
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Es  ist  nun  in  England  zuerst  eine  Einrichtung  entstanden, 
die  auf  die  Initiative  von  privaten  Staatsgläubigern  zurückging, 
die  Schutzvereinigung.  Ehe  die  Gläubigeransprüche  bei  der 
fremden  Regierung  auf  diplomatischem  Wege  geltend  gemacht 
werden  können,  müssen  sich  die  Gläubiger  selbst  zusammenfinden. 
Dieser  Zusammenschluss  einer  oft  sehr  grossen  Anzahl  von  Indi- 
viduen, die  unter  einander  nur  geringen  oder  gar  keinen  Zu- 
sammenhang haben,  ist  mit  grossen  Schwierigkeiten  verknüpft. 
Es  bedarf  eines  energischen  und  einflussreichen  Aktionsaus- 
schusses, der  zunächst  durch  öffentliche  Bekanntmachungen  in 
der  Presse  die  zerstreuten  Gläubiger  zu  beratenden  Versamm- 
lungen zusammenruft;  die  nötigen  Organe  müssen  geschaffen 
werden,  die  das  erforderliche  Material  zu  sammeln  und  zu  sichten 
haben,  die  daraus  die  zu  erhebenden  Ansprüche  formulieren  und 
der  eigenen  Regierung  zur  Vertretung  bei  dem  fremden  Staat 
übergeben.  Auch  dann  bedarf  es  fortwährender  Tätigkeit  des 
Ausschusses,  wenn  bereits  die  Angelegenheit  der  diplomatischen 
Unterhandlung  unterliegt.  Es  muss  auf  die  eigne  Regierung  ein- 
gewirkt werden,  damit  die  Verhandlungen  energisch  und  erfolg- 
reich durchgeführt  werden.  Ein  Zusammenwirken  der  Tatkraft, 
des  Einflusses  und  des  Wissens  auf  Seiten  der  leitenden  Persön- 
lichkeiten verbunden  mit  einer  beträchtlichen  Kapitalkraft  auf 
Seiten  dieser  Treuhänder  ist  nötig,  um  einen  guten  Erfolg  zu  er- 
zielen. 

In  England  bildeten  sich  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts, 
als  die  sich  immer  mehr  häufenden  Fälle  von  Tilgungseinstel- 
lungen oder  Zinsreduktionen  seitens  vieler  amerikanischer  Staaten 
den  englischen  Kapitalisten  grossen  Schaden  zufügten,  eine  Menge 
kleiner  Comitös,  welche  die  Inhaber  fremdländischer  Staatspapiere 
vertraten.  Ihre  Bemühungen  blieben  jedoch  ziemlich  fruchtlos, 
bis  sich  alle  diese  kleinen  Comites  zu  einem  einzigen  »Coun- 
cil of  foreign  bondholders«  im  Jahre  1868  in  London  ver- 
einigten^). Dieser  Council  ist  vorbildlich  geworden  für  alle  an- 
deren Schutzvereinigungen  sowohl  in  seiner  Organisation  wie  in 
seiner  Tätigkeit.  Er  ist  —  und  das  ist  wesentlich  —  nicht  ad 
hoc  für  irgend  einen  besonderen  Fall,  sondern  als  dauernde  In- 
stitution, und  zwar  als  Gesellschaft  mit  eigenem  Vermögen,  ge- 
gründet worden.     Diese  Vereinigung  soll  stets  bereit  sein,  einzu- 

Kapitalanlagen  im  Auslande.    Berlin  1907.  S.  284  ff. 
i)  Sartorius  von  Waltershausen  a.  a.  O.  S,  295  ff. 
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greifen,  wenn  ein  Fall  eintritt,  der  ihre  Mitwirkung  nötig  macht. 
Im  Jahre  1873  erhielt  der  Council  vom  Board  of  Trade  seine  Be- 
stätigung, d.  h.  er  wurde  als  berechtigte  Vertretung  der  Inhaber 
fremder  Staatspapiere  offiziell  anerkannt.  Ein  Parlamentsakt  von 
1898  verlieh  ihm  das  Korporationsrecht  als  gemeinnützige  Ver- 
einigung. Seitdem  heisst  die  oberste  Vertretung  der  Vereinigung : 
»Council  of  the  Corporation  of  Foreign  Bondholders.« 

Die  Organisation  der  Korporation  ist  bemerkenswert*). 

Die  Vereinigung  umfasst  3  Klassen  von  Mitgliedern: 

1.  permanente:  sie  zahlen  £  100  ein,  welche  als  Dar- 
lehen betrachtet  und  mit  5  Proz.  Zinsen  zurückgezahlt  werden. 
Wann  solche  Rückzahlungen  erfolgen  sollen,  bestimmt  die  Kor- 
poration selbst; 

2.  lebenslängliche:  sie  leisten  eine  einmalige  Zahlung 
von  20  £\ 

3.  beitragende  Mitglieder:  zahlen  jährlich  £  2.2 — 
Die  Beiträge  von    Klasse   2  und  3   können    durch  Beschluss 

einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  erhöht  oder  herab- 
gesetzt werden. 

Die  Leitung  der  Geschäfte  der  Korporation  liegt  völlig  in 
den  Händen  des  Council  of  the  Corporation*). 

Dieser  Council  besteht  aus  21  Mitgliedern,  davon  werden  je 
6  von  der  Central  Association  of  Bankers  und  ebenfalls  je  6  von 
der  Londoner  Handelskammer  ernannt.  So  wird  die  Mehrheit 
dieses  leitenden  Ausschusses  von  unabhängigen  und  aussenstehen- 
den  Korporationen  gebildet.  Die  9  übrigen  Mitglieder  des  Coun- 
cils ernennt  dieser  durch  Kooptation.  Jährlich  findet  Neuwahl 
der  Mitglieder  statt.  Ein  Drittel  der  ausscheidenden  Mitglieder 
darf  wiedergewählt  werden.  Der  Vorsitzende  erhält  fiir  seine 
Tätigkeit  jährlich  £  1000. — / — ,  der  stellvertretende  Vorsitzende 
£  500. — / — ,  die  übrigen  Mitglieder  £  100. — / — . 

Diesem  leitenden  Ausschuss  haben  stets  die  bedeutendsten 
Männer  der  englischen  Handels-  und  Bankwelt  angehört.  Lord 
Avebury  (gehört  dem  Council  seit  1873  an),  Sir  Samuel  Montagu 
(1873 — 1878),  ferner  Grossindustrielle  (Sir  Robert  Fowler  1873  bis 
1878)  und  hohe  Staatsbeamte  Judge  Sir  Thomas  Snagge  (seit 
1882),  Admiral  Field  (seit  1891),  General  Sir  J.  Luther  Vaughan 

i)  »Deutscher  Oekonomistc  Jahrg.  1887,  S.  243. 

2)  »Thirty-third  Annual  Report  of  the  Council   of  the  Corporation  of  Foreign 
Bondholders,  for  1905 — 1906«.  —  London  1907,  S.  I — IX. 
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(seit  1876),  Männer  von  grossem  socialen,  geschäftlichen  und  po- 
litischen Einfluss.  Viele  von  ihnen  sind  gleichzeitig  Parlaments- 
mitglieder. 

Als  Hauptzweck  der  Corporation  bezeichnet  der  Council 
selbst  »den  Schutz  der  Interessen  der  Inhaber  fremder  Staatspa- 
piere«. Ausserdem  hält  er  sich  ständig  auf  dem  Laufenden  über 
die  öffentlichen  Angelegenheiten  aller  der  Staaten,  deren  aus- 
wärtige Anleihen  für  den  britischen  Kapitalmarkt  von  Bedeutung 
sind.  Jährlich  wird  ein  umfangreicher  Bericht  herausgegeben,  der 
genaue  und  sehr  ins  Einzelne  gehende  Angaben  über  die  wirt- 
schaftliche und  finanzielle  Lage  jener  Staaten  enthält.  Ferner 
berichtet  darin  der  Council  über  seine  Tätigkeit  in  der  verflossenen 
Periode.  Zu  diesem  Zwecke  verfügt  derselbe  über  eine  stattliche 
Bibliothek. 

Seine  Tätigkeit  übt  der  Council  meist  indirekt 
aus.  Er  setzt  sich  direkt  nur  für  einzelne  von  einer  fremden  Re- 
gierung geschädigte  Personen  ein.  Ausserdem  ernennt  der  Coun- 
cil selbst  den  britischen  Vertreter  in  der  Verwaltung  der  Dette 
Publique  Ottomane. 

In  allen  anderen  Fällen  jedoch  arbeitet  der  Council  mit  einer 
Reihe  von  Ausschüssen.  Diese  sind  nicht  dauernder 
Natur,  sondern  werden  jedesmal  gebildet,  wenn  ein  ausländischer 
Staat  irgendwie  die  Rechte  von  britischen  Staatspapierbesitzern 
verletzt.  Diese  geschädigten  Gläubiger  pflegen  sich  dann  an  den 
Council  zu  wenden,  worauf  eine  öffentliche  Versammlung  der 
Wertpapierinhaber  einberufen  wird.  In  dieser  wird  über  die  An- 
gelegenheit Bericht  erstattet  und  ein  Arbeitsausschuss  gewählt. 
Den  einzelnen  Comit^s  stellt  der  Council  die  Räume  seines  eigenen 
Hauses  zu  Sitzungen  und  Beratungen  zur  Verfügung. 

Jedem  solchen  Arbeitsausschuss  gehören  ex  officio  der  erste 
und  zweite  Vorsitzende  des  Council  an.  Ferner  kann  der  Coun- 
cil, wenn  es  ihm  wünschenswert  erscheint,  i — 2  seiner  eigenen 
Mitglieder  in  diese  Ausschüsse  delegieren,  damit  die  Ausschüsse 
in  enger  Berührung  mit  dem  Council  bleiben.  Dieser  selbst  ist 
den  einzelnen  Comites  übergeordnet.  Die  Ausschüsse  verrichten 
die  Kleinarbeit,  führen  Verhandlungen,  schlagen  Massregeln  vor. 
Der  Council  hat  dann  in  seinen  Sitzungen  über  die  von  den  Ein- 
zelausschüssen gemachten  Vorschläge  zu  entscheiden. 

Im  ganzen  scheint  dieser  Organismus  gut  zu  arbeiten,  denn 
der  Council  bemerkt  in  seinem  33.  Jahresbericht  vom  Januar  1907 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    ErgänzuDgsheft  28.  6 
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mit  Stolz,  dass  glücklicherweise  niemals  irgend  eine  wesentliche 
Meinungsverschiedenheit  sich  in  dem  Verkehr  des  Council  mit 
den  Ausschüssen  ergeben  hat,  vielmehr  seien  die  Beziehungen 
des  übergeordneten  Körpers  zu  den  untergeordneten  während 
der  vergangenen  30  Jahre  durchaus  harmonischer  Natur  ge- 
wesen. 

Gewöhnlich  sind  der  Corporation  15 — 20  solcher  Gläubiger- 
ausschüsse angegliedert  mit  einer  durchschnittlichen  gesamten 
Mit  gliederzahl  von  200  Personen.  Jeder  dieser  Aus- 
schüsse besteht  aus  5 — 12  Mitgliedern.  Unter  ihnen  müssen  stets 
der  erste  und  zweite  Vorsitzende  des  Council  sein.  Ausserdem 
gehören  tatsächlich  jedem  Einzelausschuss  2 — 3  Mitglieder  des 
Council  an.  Diese  sind  zumeist  von  den  interessierten  Gläubigern 
selbst  in  die  Comit^s  hineingewählt  worden,  ein  Zeichen,  welches 
Vertrauen  der  Council  bei  den  Interessenten  geniesst. 

Die  Kosten,  welche  die  Tätigkeit  der  Einzelausschüsse  er- 
fordert, werden  durch  Umlagen  von  den  Interessenten  aufge- 
bracht. Der  Council  spricht  im  33.  Jahresbericht  die  Hoffnung 
aus,  dass  dies  einmal  unnötig  sein  wird,  wenn  nämlich  die  Ein- 
künfte seines  eigenen  Vermögens,  die  gegenwärtig  jährlich  jff  6000. — 
bis  £  7000. —  betragen,  dazu  ausreichen  werden.  Grosse  Um- 
lagen sind  den  Wertpapierinhabern  direkt  bisher  nicht  erwachsen, 
da  in  den  meisten  Fällen  die  Schuldnerstaaten  jene  Kosten  zu 
tragen  hatten. 

Die  Tätigkeit  des  Council  ist  eine  höchst  wirksame  seit  sei- 
nem Bestehen  gewesen.  Er  hat  dabei  ein  doppeltes  Ziel  im  Auge 
gehabt,  einmal  die  Besitzer  notleidender  Staatspapiere  vor  Kapi- 
talverlusten zu  schützen,  andererseits  den  Markt  für  auswärtige 
Wertpapiere  überhaupt  zu  stützen  und  dem  englischen  Handel 
und  der  englischen  Industrie  damit  in  ihren  Ausdehnungsbestre- 
bungen wirksamen  Rückhalt  zu  verleihen  *).  §  61  der  Geschäfts- 
ordnung des  Council  besagt  ausdrücklich,  dass  die  Hauptzwecke 
der  Korporation  der  Schutz  der  Rechte  der  Bondholder,  sowie 
die  A  uf  r  e  cht  er  h  al  t  u  n  g  des  öffentlichen  Kredits 
auswärtiger  Staaten  seien.  Aus  diesen  entgegengesetzten 
Richtungen  der  Tätigkeit  der  Corporation  ergibt  sich  auch  die 
Politik  derselben.  Die  Corporation  hat  ihr  Hauptgewicht  auf  die 
finanzielle  Beratung  fremder  Staaten,  sowie  auf   den    eventuellen 


i)  »Deutscher  Oekonomist«  Jahrg.  1887,  S.  243. 
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Abschluss  sogenannter  »Arrangements«  bei  finanziellen  Schwie- 
rigkeiten jener  Staaten  gelegt.  Selten  hat  der  Council  in  schroffer 
Form  die  Rechte  der  Gläubiger  geltend  gemacht.  Vielmehr  sucht 
er  den  hilfsbedürftigen  Staaten  einen  geeigneten  Markt  für  ihre 
Anleihen  an  der  Londoner  Börse  zu  verschaffen.  Der  Einfluss 
englischer  Grossindustrieller  und  Exporteure  auf  den  Council 
wird  hierbei  stark  geltend  gemacht.  Die  Beschaffung  der  Anleihe 
bewirkt  eine  gewisse  Abhängigkeit,  dank  welcher  die  Schuldner- 
staaten geradezu  gezwungen  werden,  ihre  grossen  Bestellungen 
der  Industrie  und  dem  Exporthandel  des  Gläubigerstaates  zuzu- 
weisen. Dadurch  erklärt  sich  auch  die  Aufmerksamkeit,  welche 
der  Council  dem  auswärtigen  Handel  jener  Staaten  widmet.  Die 
Jahresberichte  enthalten  hierüber  eingehende  Statistiken.  Aus 
diesen  Verhältnissen  ergibt  sich  für  den  Council  die  Aufgabe, 
einen  Ausgleich  der  durch  ihn  zu  vertretenden  Interessen  der 
Gläubiger  mit  denen  des  Handels  und  der  Industrie  zu  finden. 
Dies  ist  ihm  in  der  Tat  auch  gelungen. 

Der  Council  of  Foreign  Bondholders  hat  die  britischen  Sparer 
vor  sehr  erheblichen  Verlusten  behütet.  Er  beobachtet  gegen- 
wärtig dauernd  die  Finanzverhältnisse  folgender  Staaten :  Grie- 
chenland, Türkei,  Spanien,  Portugal,  Argentinien,  Columbia,  Uru- 
guay, Paraguay,  Venezuela,  Guatemala,  Mexico,  Nicaragua,  Costa 
Rica,  Honduras,  San  Domingo.  Die  Corporation  hat  ihre  grössten 
Erfolge  in  Südamerika  erzielt  bei  der  Regulierung  der  argenti- 
nischen Staatsschulden,  ferner  bei  der  der  türkischen,  griechischen 
und  ägyptischen  und  besonders  im  Jahre  1906  bei  der  Erledigung 
der  sogenannten  Cedula-Frage^).  Die  argentinische  Provinz  Bue- 
nos Ayres  verstand  sich  dazu,  den  Gläubigern  ihrer  Cedulaschul- 
den  in  einer  Gesamthöhe  von  fast  $  100,000,000  ein  günstiges 
Abkommen  zu  gewähren. 

In  jedem  Jahresbericht  der  Korporation  findet  sich  eine  so- 
genannte schwarze  Liste,  welche  sämtliche  notleidende  Anleihen 
enthält : 

Danach  betrug  die  ungefähre  Gesamthöhe  dieser  Anleihen^), 
ungerechnet  die  Zinsrückstände: 

Im  Jahre  1876  £  300000000 

»        >      1886  »  88  000  000 

>        >      1896  »  54000000 

»        »      1906  •  16000000 


0  33.  Report,  S.  75—87- 
2)  Ibid.  S.  II— 12. 
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Davon  entfielen  auf  die  südamerikanischen  Staaten 


m  Jahre  1876 

£  84000000 

•      1886 

»    76000000 

.      1896 

»    44000000 

•        »      1906 

»     9000000 

Die  oben  erwähnten  ^  i6,0(X),ooo  sind  als  das  auf  ab- 
sehbare Zeit  unreduzierbare  Minimum  solcher 
rückständiger  Schulden  anzusehen.  Es  verteilte  sich  auf  folgende 
Staaten'): 

^  Getchaldetes  Kapital     Räckstlndige  Zinsen 

Costa  Rica                                                                    2000000  750000 

Ehemalige  konföderierte  Staaten  von  Nordamerika  2418  800  7  026  614 

(;uatema]a                                                                        I  482  800  474496 

Honduras                                                                       5  398  570  15  7S4  399 

I^uisiana                                                                            184  432  — 

Mississipi                                                                             I  400  000  4  884  000 

West-Virginia  3  047  874 — 

Zusammen         15  932  476  28  889  509 

Davon  dürften  als  vollkommen  hoffnungslos  die  Schulden 
der  ehemaligen  konföderierten  Staaten  zu  bezeichnen  sein,  da 
diese  überhaupt  nicht  mehr  existieren.  Schwierig  dürfte  auch  die 
Eintreibung  der  Schulden  von  Louisiana,  Mississipi  und  West- 
Virginia  sein.  Dagegen  ist  Aussicht  vorhanden,  wenn  auch  wohl 
erst  nach  langer  Zeit,  auf  Eintreibung  der  Schuldrückstände  von 
Costa  Rica,  Guatemala  und  Honduras. 

Wie  man  aus  der  ersten  Tabelle  ersieht,  haben  sich  die  ge- 
samten Anleihen,  mit  denen  sich  der  Council  zu  beschäftigen 
hatte,  von  1876  an  um  94,3  Proz.  vermindert,  die  von  den  süd- 
amerikanischen Staaten  um  89,3  Proz.  Natürlich  ist  diese  ge- 
waltige Verminderung  nicht  ohne  Opfer  auf  Seiten  der  Gläubiger 
von  statten  gegangen.  Im  ganzen  aber  kann  der  Council  mit  Be- 
friedigung auf  die  von  ihm  geleistete  Arbeit  blicken.  Von  allen 
Schutzvereinigungen  ist  er  die  leistungsfähigste  gewesen, 

Angriffe  gegen  den  Council  sind  auch  weniger  von  englischer 
als  vielmehr  von  auswärtiger  Seite  gerichtet  worden.  Sie  be- 
haupten, dass  er  die  nichtenglischen  Gläubiger,  die  sich  seinem 
Schutze  unterstellt  haben,  verschiedene  Male,  z.  B.  bei  der  Re- 
gelun<j  der  griechischen  und  türkischen  Anleihen  im  Jahre  1880, 
erheblich  geschädigt  habe  und  zwar  zu  Gunsten  seiner  englischen 
Schutzbefohlenen. 

Hier  kommt  eben  der  eigenüiche  Charakter  des   Council  of 


l)  Report,  S.  447. 
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the  Corporation  of  Foreign  Bondholders  zum  Ausdruck.  Er  ist 
keineswegs  ein  philanthropischer  Verein,  welcher  den  gesamten 
bedrängten  Staatsgläubigern  der  ganzen  Welt  helfen  will,  son- 
dern eine  Interessenvertretung  des  grössten 
Gläubigerstaates  der  Welt.  Nur  insofern  die  Interessen 
der  britischen  Kapitalisten  mit  denen  fremder  Kapitalisten  paral- 
lel laufen,  wird  er  für  letztere  nützlich  wirken.  Als  rein  britische 
Treuhandvereinigung  und  zwar  mit  stark  plutokratischem  Charak- 
ter ist  der  Council  zu  bewerten.  Als  solche  ist  er  tatsächlich 
vorbildlich  geworden  für  andere  Länder. 

Von  anderen  Schutzvereinigungen  sind  zunächst  2  belgische 
zu  erwähnen,  die  eine  mit  dem  Sitz  in  Brüssel,  die  andere  in 
Antwerpen.  Die  Organisation  der  letzteren,  der  Corporation» 
nachgebildet,  schildert  Lacombe  folgendermassen  :  »Die  Besitzer 
jenes  notleidenden  Wertpapieres  werden  aufgefordert,  ein  Comit^e 
zu  ernennen,  die  Mitglieder  dieser  verschiedenen  Bureaus  bilden 
das  Zentralcomitde  der  Vereinigung,  in  welchem  sie  Sitz  und 
Stimme  auch  nach  Beendigung  der  Arbeiten  ihres  Spezialcomit^e 
behalten.«  Lacombe  hebt  bei  dieser  mehr  »föderativ«  gestalteten 
Organisation  als  Vorzug  hervor,  dass  sie  den  Beteiligten  grössere 
Bewegungsfreiheit  lässt  als  der  Council  of  the  Corporation  of 
Foreign  Bondholders.  —  Die  Antwerpener  Vereinigung  beschäf- 
tigt sich  hauptsächlich  mit  südamerikanischen,  spanischen,  portu- 
giesischen und  türkischen  Werten. 

Die  Brüsseler  Vereinigung  ist  mehr  nach  deutschem  Vorbild 
organisiert.  In  Deutschland  haben  sich  Schutzvereinigungen,  so- 
weit sie  nicht,  wie  es  oft  der  Fall  gewesen  ist,  blosse  »Lamen- 
tiervereine« gewesen  sind,  meist  um  die  Bankkonsortien  herum 
gruppiert,  die  an  der  Emission  der  betreffenden  Staatsanleihen 
beteiligt  waren,  wobei  dann  die  beteiligten  Banken  eine  Art 
Zentralkomitee  bildeten.  So  z.  B.  die  im  Jahre  1899  gegründete 
»Schutzvereinigung  der  deutschen  Besitzer  spanischer  Wertpapiere«, 
zu  welcher  die  Vertreter  der  Deutschen  Bank,  der  Nationalbank 
für  Deutschland,  der  Deutschen  Effekten-  und  Wechselbank,  des 
Berliner  Maklervereins  und  einige  andere  grosse  Bankhäuser  ge- 
hörten. 

Ungefähr  zu  gleicher  Zeit  entstand  in  Deutschland  die 
»Schutzvereinigung  derBesitzer. von  Aktien  und 


i)  Lacombe  a.  a.  O.  S.  805  ff. 
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Debentures  von  Goldminen  und  anderen  indu- 
striellen Unternehmungen  am  Witwatersrand.c 
In  dieser  Organisation  waren  diejenigen  Banken  und  Bankhäuser 
vertreten,  welche  am  meisten  an  der  Emission  dieser  Minenwerte 
in  Deutschland  beteiligt  gewesen  waren:  Deutsche  Bank,  Berliner 
Handelsgesellschaft,  Diskontogesellschaft,  Nationalbank  für  Deutsch- 
land, Norddeutsche  Bank  in  Hamburg,  Württembergische  Vereins- 
bank und  verschiedene  Privatbanken. 

In  Frankreich  besteht  seit  1899  die  >  Association  Nationale 
pour  la  Defense  des  Porteurs  de  Valeurs  Etrangeresc 

In  diesem  Zusammenhange  muss  schliesslich  eine  Institution 
erwähnt  werden,  die  in  neuerer  Zeit  auf  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Finanzwesens  eine  grosse  Bedeutung  erlangt  hat :  d  i  e 
internationale  Finanzkontrolle. 

Ihr  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  der  Schutzvereinigung 
besteht  darin,  dass  sie  nicht  wie  diese  durch  Zusammenschluss 
privater  Individuen  und  privater  Gesellschaften  zu  einem  privat- 
rechtlichen Verein  entsteht,  sondern  vielmehr  durch  völkerrecht- 
liche Verträge  verschiedener  Staaten  unter  einander,  deren  An- 
gehörige durch  die  Finanzgebarung  eines  anderen  Staates  ge- 
schädigt worden  sind.  Vorbedingung  zum  Gelingen  eines  solchen 
Unternehmens  ist,  dass  die  betreffenden  Staaten  auch  die  politische 
Macht  besitzen,  um  dem  Schuldnerstaat  eine  solche  Kontrolle 
nötigenfalls  mit  Gewalt  aufzudrängen.  Denn  sie  bedeutet  prak- 
tisch für  den  kontrollierten  Staat  stets  einen  erheblichen  Eingriff 
in  seine  politische  Selbständigkeit.  Er  muss  sich  gefallen  lassen, 
dass  über  einen  Teil  seiner  Einnahmen  —  gewöhnHch  sind  es 
für  ihn  gerade  die  wichtigsten  und  ertragreichsten,  z.  B.  Zölle, 
inländische  Verbrauchsabgaben,  Monopole  —  von  Fremden  für 
Fremde  verfügt  wird.  Eine  permanente  Kontrollkommission  sitzt 
im  Lande  und  hat  womöglich  das  Recht  und  die  Macht,  bei 
Lebensfragen  des  Staates  ihre  Entscheidung  in  die  Wagschale 
zu  werfen.  Allerdings  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  unter  Um- 
ständen ein  heilsamer,  sozusagen  pädagogischer  Einfluss  auf  die 
Finanzgebarung  eines  Staates  durch  solche  Kontrolle  ausgeübt 
werden  kann.  Es  handelt  sich  hier  also  nicht  allein  um  ökonomische 
sondern  um  Fragen  der  Machtpolitik  und  der  Diplomatie.  Die 
ausübenden  Kontrollorgane  sind  daher  stets  Beamte  der  Kontroll- 
staaten. 

Tatsächlich    sind    auch    solche   Finanzkontrollen    immer   nur 
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gegenüber  politisch  schwachen  oder  in  zeitweiligen  Verfall  gera- 
tenen Staaten  zur  Anwendung  gekommen.  Als  wichtigste  Or- 
ganisationen dieser  Art  sind  zu  nennen: 

1.  Die  Dette  PubliqueOttomane,  von  der  Pforte 
anerkannt  durch  das  Dekret  vom  28.  Muharrem  1299  =  20.  De- 
zember 1881^).  In  dem  Vorstand  dieser  Verwaltungskommission 
sind  die  6  Grossmächte  Deutschland,  Frankreich,  Grossbritannien, 
Italien,  Oesterreich  und  Russland  offiziell  vertreten. 

2.  Die  internationale  Finanz-Kontrollkom- 
mission für  Aegypten")  seit  1880,  unter  dem  Vorsitz  der 
6  europäischen  Grossmächte. 

3.  Die  internationale  Finanz-Kommission 
für  Griechenland^),  errichtet  im  Jahre  1898  ebenfalls  unter 
dem  Vorsitz  der  6  Grossmächte. 


i)  Du  Velay    »Essay  sur  l'Histoire   Financifere   de    la  Turquicc.  —  Paris  1903, 
S.  421  ff. 

2)  »The  Statesmans  Year-Bookc  1908,  S.  1694  und  1131. 
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IV.  Kapitel. 
Die  deutschen  Treuhandgesellschaften. 

I.  Entstehung  der  deutschen  Treuhandgesellschaft. 

In  Deutschland  war  die  Entwicklung  des  Treuhandwesens 
eine  ganz  andere  als  in  den  angelsächsischen  Ländern.  Als  Insti- 
tution des  deutschen  Privatrechts  existiert  der  Treuhänder  ebenso 
lange  wie  in  England.  Aber  aus  Gründen  wirtschaftlicher  und 
rechtlicher  Natur,  die  noch  weiterhin  zu  erörtern  sind,  hat  sich 
das  Treuhandwesen  in  Deutschland  bisher  noch  nicht  zu  der  ge- 
waltigen Ausdehnung  aufschwingen  können,  die  es  in  England 
und  Amerika  erreicht  hat.  Vielmehr  hat  es  bisher  eine  verhält- 
nismässig recht  bescheidene  und  fast  nebensächliche  Rolle  gespielt. 
Erst  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  sind  Ansätze  zu  einer  stär- 
keren Entwicklung  zu  beobachten.  Eine  korporative  Ausgestal- 
tung des  Treuhandwesens,  und  damit  verbunden,  ein  stärkeres 
Hervortreten  desselben  hat  daher  erst  in  neuester  Zeit  stattge- 
funden. Charakteristischer  Weise  fällt  diese  Entwicklung  zusammen 
mit  der  Periode  der  stärkeren  kapitalistischen  Expansion  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  seit  dem  Anfang  des  letzten  Jahr- 
zehnts des  19.  Jahrhunderts.  Die  Gründung  der  ersten  deutschen 
Treuhandgesellschaft  steht  im  engen  Zusammenhange  mit  der 
Geschichte  der  Deutschen  Bank.  Dieser  Vorgang  war  von  eigen- 
tümlichen Umständen  begleitet.  Es 'ist  daher  notwendig,  hierauf 
einzuziehen,  ehe  an  eine  Erörterung  der  Funktionen  der  deut- 
schen Treuhänder  herangetreten  wird. 

Quellen  und  Literatur  stehen  nur  in  äusserst  beschränktem 
Masse  zur  Verfügung  ,  da  sehr  wenig  authentisches  gedrucktes 
Material  über  diese  Vorgänge,  sowie  über  die  ersten  Geschäfts- 
jahre bis  1897,  veröffentlicht  worden  ist.  Das  Material  beschränkte 
sich  auf: 
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1.  Das  Statut  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  in  der 
Fassung  der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  vom  i8.  No- 
vember 1892. 

2.  Das  Statut  vom  25.  Januar  1899. 

3.  Das  Statut  vom  9.  Dezember  1901. 

4.  Einige  verstreute  Notizen  im  »Deutschen  Oekonomisten« 
aus  den  Jahren  1890/93. 

Immerhin  genügt  dieses  dürftige  Material,  um  den  Ursprung 
der  ersten  deutschen  Treuhandgesellschaft  und  die  Vorgänge 
innerhalb  der  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  in  ihren  Umrissen  zu 
erkennen. 

Die  am  27.  März  1890  in  Form  einer  Aktiengesellschaft  ge- 
gründete »Deutsch-Amerikanische  Treuhandge- 
sellschaft (German  American  Trust  Company)« 
stellt  sich- in  ihrem  Anfangsstadium  als  ein  merkwürdiges  Zwitter- 
gebilde dar. 

Von  Seiten  der  Gründer  wurden  die  Zwecke  der  Gesellschaft 
folgendermassen  öffentlich  bekanntgegeben: 

»Die  Zwecke  der  Gesellschaft  sind  vornehmlich  die  Erwer- 
bung und  Verwaltung  nordamerikanischer  Wertpapiere 
aller  Art,  Ausgabe  verzinslicherObligationen, 
für  welche  der  Gegenwert  in  nordamerikanischen  Wertpapieren 
sich  im  Besitz  der  Gesellschaft  befindet,  Ausgabe  von  Zertifikaten 
für  bei  der  Gesellschaft  deponierte  Werte,  wie  Aktien  etc.  Ganz 
besonderen  Wert  wird  das  neue  Institut  auf  die  Vertretung 
und  Wahrung  der  Interessen  deutscher  Eigen- 
tümer von  nordamerikanischen  Wertpapieren  legen.  Das  neue 
Institut  verdankt  seinen  Ursprung  der  Erwägung,  dass  eine  sach- 
kundige und  kräftige  Vertretung  deutscher  Interessen  auf  dem 
oben  bezeichneten  Gebiete  mehr  und  mehr  Bedürfnis  geworden 
ist,  und  dass  es,  wie  in  anderen  europäischen  Staaten  auch  in 
Deutschland  sich  empfehle,  für  diesen  Zweck  eine  ständige  Or- 
ganisation zu  schaffen.« 

Aus  diesen  Worten  geht  klar  hervor,  dass  es  sich  eigentlich 
um  einen  ganz  anderen  Zweck  handelte,  als  um  den,  dem  eine 
wirkliche  Treuhandgesellschaft  dient.  Es  sollte  unter  dem  Namen 
Treuhandgesellschaft  das  gegründet  werden,  was  Max  Jörgens  in 
seinem  Buche  über  »Finanzielle  Trustgesellschaften«  sowohl  als 
»Investment  Trusts«  wie  als  »Financial  Trusts«  bezeichnet  (S.  Kap.  I 
§  2  dieser  Arbeit).     Beides  sind  in  England  zwar  verwandte  aber 
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in  einem  Punkte  verschiedene  Begriffe. 

Gemeinsam  ist  beiden  Gesellschaftsformen  der  Zweck:  »Er- 
werb von  Wertpapieren,  vorwiegend  zur  Beteiligung  an  Aktien- 
gesellschaften, und  zur  Ausgabe  von  Aktien  und  Obligationen 
auf  Grund  der  im  Besitz  befindlichen  Effekten.« 

Bei  den  ilnvestments  Trusts«  oder  »Investment  Trust  Com- 
paniesc  liegt  der  Schwerpunkt  in  einer  möglichst  günstigen 
Kapitalanlage  für  gemeinsame  Rechnung  der  Gesellschafter. 
Dieser  Zweck  wird  dadurch  erreicht,  dass  »eine  grosse  Anzahl 
hochverzinslicher  aber  dafür  riskanter  Wertpapiere«  angekauft 
wird.  Das  damit  verbundene  Risiko  soll  durch  eine  planmäs- 
sige  Verteilung  dieser  Ankäufe  auf  verschiedene  Effektensorten 
möglichst  verringert  werden.  Jörgens  bezeichnet  diese  »Invest- 
ment Trusts«  als  »Trusts  zur  Kapitalsanlagec.  Sie  sind  im  wesent- 
lichen eine  englische  Institution,  und  haben  in  England  eine  grosse 
Entwicklung  erfahren. 

Der  andere  Typus,  die  »Financial  Trusts«  (»Finanzgesell- 
schaften« Lexis)  y  von  Jörgens  »Finanzierungstrustsc  oder  »Trust- 
gesellschaften« genannt,  hat  seinen  Hauptzweck  nicht  in  der  Ka- 
pitalanlage für  die  Mitglieder,  »sondern  in  gewissen  Effek- 
tengeschäften und  dem  hieraus  zu  ziehenden  Ge- 
winne, in  der  Finanzierung  anderer,  besonders  Aktienunterneh- 
mungen. Dies  geschieht  entweder  durch  »Erwerb  von  Effekten 
zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  mit  Gewinn  d.  h.  durch  börsen- 
mässige  Emissionc  oder  durch  dauernden  Besitz  der  Effekten 
unter  gleichzeitiger  Ausgabe  eigener  Aktien  und  Obligationen  an 
deren  Stelle.  Es  rührt  dann  der  Gewinn  aus  der  Differenz  zwi- 
schen dem  eingenommenen  Ertrag  der  Effekten  und  dem  zu  be- 
zahlenden Zins  der  dafür  in  Umlauf  gesetzten  Schuldverschrei- 
bungen her. 

Diese  Form  der  finanziellen  Trustgesellschaften  fasst  Jörgens 
als  eine  Entartung  der  ersten  Form,  der  Investment  Trusts,  auf. 
Aus  ihnen  sind  zuletzt  die  AktienkontroUtrustgesellschaften  ge- 
worden, die  in  England  besonders  bei  der  Emission  von  südafrika- 
nischen Minenwerten  zu  grosser  Bedeutung  gelangt  sind.  —  Auch 
in  Deutschland  gibt  es  solche  » Trustgesellschaften c  Ihr  Zweck 
besteht  in  erster  Linie  in  der  Kapitalbeschaffung  für  solche  Unter- 
nehmungen, deren  Anteile  nur  eine  beschränkte  Absatzmöglich- 
keit besitzen  und  durch  Ausgabe  von  Aktien  oder  Obligationen 
der  Trustgesellschaft  indirekt  umlaufsfähig  gemacht  werden.     Zu 
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ihnen  gehören  z.  B.  etliche  deutsche  Kleinbahn-  sowie  die  Elek- 
trizitätsgesellschaften. 

Die  Deutsch-Amerikanische  Treuhandgesellschaft  stellte  zu- 
nächst eine  Vermischung  dreier  Prinzipien  dar : 

1.  Trustgesellschaft  im  Sinne  von  Jörgens, 

2.  Treuhänder-  und  Pfandhalterschaft  mit  Aktien-Registrie- 
rung, also  Erfüllung  von  Funktionen,  welche  in  Amerika  den  Trust- 
companies  zufallen. 

3.  Schutzvereinigung. 

Die  eigentümliche  Vermischung  dieser  drei  Prinzipien  ist  mit 
Leichtigkeit  aus  dem  »Statut  der  Deutschen  Treuhand-Gesell- 
schaft« vom  18.  November  1892  herauszulesen,  das  im  wesent- 
lichen eine  nur  in  wenigen  Punkten  veränderte  zweite  Auflage 
des  Gründungsstatuts  zu  sein  scheint.  (Seit  jenem  Datum  nennt 
sich  die  Unternehmung  »Deutsche  Treuhand-Gesellschaft«.)  Sehen 
wir  uns  dieses  Statut  einmal  nach  jenen  Gesichtspunkten  an.  §  2 
desselben  lautet: 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

1.  Die  Uebernahme  des  Amtes  als  Pfandhalter  oder  Treu- 
händer (Trustee). 

2.  Die  Ausstellung  von  Certifikaten  oder  Hinterlegungsscheinen 
von  Wertpapieren,  welche  bei  der  Gesellschaft  hinterlegt  werden. 

3.  Die  Vertretung  inländischer  und  ausländischer  Gesell- 
schaften zum  Zwecke  von  Aktienregistrierungen  und  zur  Vornahme 
von  Aktienumschreibungen. 

Dies  sind  die  echten  Trustee-Funktionen,  nach  Art  der  ameri- 
kanischen Trust-Companies. 

§  2,  4:  »Die  Vertretung  der  Besitzer  in-  und  ausländischer 
Wertpapiere.«    Schutz  Vereinigung  1 

§  2,  5  :  »Die  Ausgabe  verzinslicher  Obligationen,  für  welche 
der  Gegenwert  in  Wertpapieren  der  in  §  10  bezeichneten  Art 
sich  im  Besitze  der  Gesellschaft  befindet.« 

Hier  kommt  der  Charakter  der  Trustgesellschaft  zum  Aus- 
druck. 

Im  übrigen  berechtigt  §  2,  5  die  Gesellschaft  zu  allen  Arten 
von  Bank-  und  Finanzgeschäften,  sowohl  für  eigene  wie  für  fremde 
Rechnung.  Es  braucht  dies  nicht  als  besonderes  Prinzip  erwähnt 
zu  werden,  da  ja  die  amerikanischen  Trust-Companies  ebenfalls 
Bankgeschäfte  aller  Art  treiben. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  den  eigentümlichen  Charakter 
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der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft  sind  die  ^§  lo  und  ii  des 
Statuts, 

§  to  lautet: 

»Bei  Ausgabe  von  Obligationen  muss  der  Gegenwert  für  die- 
selben in  Wertpapieren  der  nachbezeichneten  Gattungen,  zum 
Anschaffungspreise  berechnet,  sich  im  Besitz  der  Gesellschaft  be- 
finden, nämlich: 

1.  Schuldverschreibungen  von  Staaten,  Städten, 
Kommunen  und  Kommunalverbänden, 

2.  durch  Hypothek,  Faustpfand  oder  Mortgage  gesicherte 
Schuldverschreibungen  von  juristischen  Personen,  Korporationen, 
Aktiengesellschaften,  Kommandit-Gesellschaften  auf  Aktien,  Ge- 
nossenschaften, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  usw. 

3.  Aktien  von  Verkehrs-,  Transport-  und  elektri- 
schen Unternehmungen  aller  Art,  z.  B.  Eisenbahnen,  Hafenan- 
la^en,  elektrischen  Kraft-  und  Lichtanlagen,  sofern  denselben  be- 
stimmte Zinsen  von  Staaten,  Städten,  Kommunen  und  Kommu- 
nalverbänden oder  juristischen  Personen  gesichert  sind. 

Zu  keiner  Zeit  sollen  jedoch  mehr  als  25  Proz.  des  ge- 
samten je  weil  igen  Grundkapitals  in  Werten  eines  Unter- 
nehmens angelc<jt  werden. 

Auf  Grund  notleitender  Wertpapiere  dürfen  Obligationen  nicht 
ausgegeben  werden. c 

§i;  II — 15  enthalten  noch  einige  Bestimmungen  über  das 
Zahlen-Verhältnis  der  Obligationen  zu  den  als  Gegenwert  dienen- 
den Effekten,  ferner  über  Ausgabe  und  Kündigung  von  Obliga- 
tionen. 

Wichtig  bei  diesen  Bestimmungen  ist  vor  allem,  dass  hier 
deutlich  der  eigentliche  Charakter  der  Deutschen  Treu- 
hand-Gesellschaft  zutage  tritt,  und  zwar  liegt  den  in  §  10 
ad  I  und  ad  2  enthaltenen  Bestimmungen  der  Gedanke  des  In- 
vestment Trust  zugrunde.  Es  sollen  Wertpapiere  zum  Zwecke 
möglichst  guter  Kapitalanlage  gekauft  werden.  Dagegen  ist  in 
§  10  ad  3  eine  Tendenz  zur  Trustgesellschaft  nicht  zu  verkennen. 
Hier  handelt  es  sich  um  Finanzierung  von  Verkehrsinstituten, 

Tatsächlich  haben  die  Gründer  der  Gesellschaft  auch  das 
Hauptgewicht  auf  diese  beiden  letzten  Funktionen  gelegt.  Das 
geht  aus  allem  hervor,  was  über  die  Anfangszeiten  der  Gesell- 
schaft öffentlich  bekannt  geworden  ist.  Zunächst  ist  auffallig, 
dass  im  Gründungsstatut    das   Aktienkapital  in    einer  Höhe   von 
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Mk.  20  000  0CX). —  festgesetzt  wurde,  wovon  Mk.  50000CX). — 
=  25  Proz.  sofort  eingezahlt  wurden.  Im  Statut  von  1892,  §  4, 
ist  dieses  Kapital  schon  auf  Mk.  16000000. —  ermässigt,  doch 
bleibt  vorläufig  die  Einzahlung  von  Mk.  5  000  000. —  bestehen. 
Dieses  Kapital  erscheint  für  eine  blosse  Treuhand-Gesellschaft 
die  nicht  mit  einem  grossen  Geschäftsrisiko,  sondern  im  wesent- 
lichen nur  mit  Geschäftsspesen  zu  rechnen  hat,  viel  zu  hoch. 
Dagegen  dürfte  es  für  die  Zwecke  einer  Trustgesellschaft  ange- 
messen erscheinen,  die  ja  ihrem  Wesen  nach  riskantere  Geschäfte 
treiben  und  durch  geschickte  Effektendispositionen  das  Risiko 
möglichst  auszugleichen  hat. 

Noch  klarer  wird  jene  Tatsache,  wenn  man  die  Gründer  der 
Gesellschaft  ins  Auge  fasst^).  Es  ist  dies  hauptsächlich  die  Deut- 
sche Bank  gewesen,  verbunden  mit  dem  ihr  nahestehenden  Pri- 
vatbankhause Jacob  S.  H.  Stern  in  Frankfurt  a.  M.  Die  mass- 
gebenden Persönlichkeiten  im  Aufsichtsrate  der  neuen  Gesell- 
schaft waren  daher  auch  Dr.  Georg  von  Siemens,  damaliger  Leiter 
der  Deutschen  Bank  und  Mitglied  des  Reichstages,  Adolf  vom 
Rath,  Vorsitzender  des  Aufsichtsrates  der  Deutschen  Bank,  und 
Otto  Braunfels,  Teilhaber  der  genannten  Firma  Stern. 

Die  ersten  Direktoren  der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft 
waren  der  Reichstagsabgeordnete  und  frühere  Eisenbahndirektor 
Karl  Schrader  und  Bernhard  Dernburg,  der  bisher  Privatsekretär 
von  Siemens  gewesen  war. 

Die  ganze  Gründung  hängt  mit  den  wichtigsten  Unterneh- 
mungen zusammen  ,  in  welche  sich  die  Deutsche  Bank  zu  jener 
Zeit  eingelassen  hatte :  der  gross  angelegten  Emission  von  Aktien 
und  Bonds  der  Nordamerikanischen  Eisenbahnen,  besonders  der 
Northern  Pacific  Railway,  in  welchen  Geschäften  die  Deutsche 
Bank  die  leitende  Rolle  spielte. 

In  dem  Geschäftsbericht  der  Deutschen  Bank  über  das  Jahr 
1890  heisst  es^):  »Mit  verschiedenen  amerikanischen  und  Frank- 
furter Freunden  errichteten  wir  die  Deutsch- Amerikanische  Treu- 
handgesellschaft. Dieselbe  soll  einesteils  durch  Ausgabe  eigener 
Obligationen  für  den  Absatz  guter  nordamerikanischer  Werte 
wirken,  andernteils  ein  Concentrationspunkt  werden,  um  welchen 
sich  die  europäischen  Besitzer  amerikanischer  Aktien  und  Bonds 
gruppieren  können,  wenn  es  sich  um  juristische  und  finanzielle  Ver- 

i)   »Deutscher  Oekonomist«  12.  April  1890,  S.  209. 
2)  »Deutscher  Oekonomist«  21.  März  1891,  S.  154. 
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tretung  ihres  Besitzes  im  regelmässigen  Geschäft  oder  in  Notlagen 
handelt.« 

Es  liegt  hier  ein  interessantes  Experiment  vor.  Die  Deutsche 
Bank,  welche  sich  offenbar  nicht  zu  stark  in  die  nordamerikanischen 
Geschäfte  verwickeln  wollte,  benutzte  die  in  Deutschland  bisher 
wenig  bekannte  Form  der  finanziellen  Trustgesellschaft,  um  ein 
Tochterinstitut  zu  gründen,  das,  ganz  von  ihr  abhängig,  ihre  ameri- 
kanischen Geschäfte  weiter  betreiben  und  doch  zugleich  das  eigene 
Risiko  der  Bank  vermindern  sollte. 

Da  aber  schon  damals  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
Vereinigten  Staaten  und  besonders  diejenigen  im  Eisenbahnwesen 
einen  bedenklichen  Charakter  angenommen  hatten,  wollte  man 
gleichzeitig  vorbauen  und  eine  Schutzorganisation,  ungefähr  nach 
Art  der  Corporation  of  Foreign  Bondholders,  schaffen.  Zu  diesem 
Zwecke  sollte  der  Aufsichtsrat  das  Recht  haben  ^),  jährlich  zur 
Prüfung  und  Begutachtung  einschlägiger  amerikanischer  Verhält- 
nisse ein  Spezial-Comite  zu  ernennen,  dessen  Mitglieder  sämtlich 
oder  zum  Teil  in  den  Vereinigten  Staaten  ihren  Wohnsitz  haben 
durften.  Zur  besonderen  Aufgabe  dieses  Comitds  sollte  gehören, 
»hinsichtlich  solcher  nordamerikanischer  Werte  oder  Immobilien, 
deren  Erwerb  in  Frage  kommt,  und  in  sonstigen  die  Gesellschaft 
interessierenden  Beziehungen  dem  Aufsichtsrat  und  der  Direktion 
beirätig  und  behilflich  zu  sein.  Ohne  Einholung  des  Votums 
dieses  Spezial-Comitds  sollen  für  gewöhnlich  Anlagen  in  nord- 
amerikanischen Werten  nicht  vorgenommen  werden,  c  In  New 
York  hatte  bereits  1890  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft  ein 
solches  Comitd  gebildet.  Es  bestand  aus  den  Herren  Henry 
Villard,  Präsident  der  Northern  Pacific  Eisenbahn, 
Karl  Schurz,  dem  früheren  Senator  und  Staatssekretär  des  Innern 
der  U.  S.  A.  und  Mr.  Marcus,  Direktor  der  Louisville 
u.  Nashville  Eisenbahn-Gesellschaft. 

Aus  allen  diesen  Darlegungen  dürfte  wohl  der  sehr  enge  Zu- 
sammenhang der  Anfänge  der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft 
mit  den  amerikanischen  Operationen  der  Deutschen  Bank  klar 
genug  hervorgehen.  Es  lässt  sich  der  ganze  Vorgang,  wie  schon 
erwähnt  wurde,  nicht  anders  als  ein  interessantes  Experiment 
bezeichnen,  das  wahrscheinlich  dem  schöpferischen  Geiste  Georg 
von  Siemens'  entsprungen   war.     Als  solches  ist  diese  Gründung 


i)  »Deutscher  Oekonomistc   12.  April  1890,  S.  209. 
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anfänglich  auch  nur  als  ein  Glied  in  der  Kette  weitangelegter 
kapitalistischer  Unternehmungen  jenes  bedeutenden  Mannes  anzu- 
sehen. Man  braucht  jene  Verbindung  von  spekulativem  Geschäft 
mit  gut  organisierten  Schutzmassregeln  nicht  als  wirtschaftlich 
bedenklich  zu  verurteilen.  Nur  darf  man  sich  nicht  verhehlen, 
dass  das  eigentliche  Treuhandprinzip  mit  einem  derartigen  Institut 
nur  sehr  geringe  Berührungspunkte  haben  konnte.  Tatsächlich 
war  die  Treuhändereigenschaft  auch  als  Nebenwerk  gedacht 
worden. 

Doch  im  Laufe  der  Entwicklung  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
ist  jenes  Experiment  nie  zur  Ausführung  gelangt. 
Die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  kam  gar  nicht  dazu,  Effekten- 
geschäfte in  grossem  Stile  auszuführen,  denn  es  trat  bald  nach 
ihrer  Geschäftseröffnung  die  grosse  amerikanische  Krise  vor  allem 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnmarktes  im  Jahre  1893  ein.  Schon 
vorher  hatte  die  Gesellschaft  nur  sehr  vorsichtig  operiert.  Das 
beweisen  verschiedene  kurze  dem  »Deutschen  Oekonomist«  ent- 
nommene Notizen,  z.  B.  vom  20.  Februar  1892,  wo  der  Geschäfts- 
bericht der  Deutschen  Bank  für  das  Jahr  1891  angeführt  wird: 
>Die  Tätigkeit  der  Deutsch-Amerikanischen  Treuhand-Gesellschaft 
hat  sich  mit  Rücksicht  auf  die  Marktlage  auch  im  Jahre  1891  in 
bescheidenen  Grenzen  gehalten.« 

Interessant  ist  auch  eine  Angabe  über  die  ursprüngliche  An- 
lage des  Grundkapitals  noch  vom  29.  November  1890,  die  von  der 
Gesellschaft  selbst  zur  Abwehr  gegen  verschiedene  gegen  ihr 
Geschäftsgebahren  gerichtete  Angriffe  veröffentlicht  wurde.  Darin 
heist  es:   »Unser  Effekten-  und  Consortialbesitz  besteht  aus: 

£  204000  Northern  Pacific  5  Proz.  Consolidated  Mortgage 
Bonds, 

£  200000  Chicago  Terminal  5  Proz.  First  Mortgage  Gold 
Bonds,  im  Gesamtwert  von  M.  1429000,  worauf  wir  erheblichen 
Gewinn  erwarten  dürfen.«  Also  waren  Ende  1890  noch  nicht 
30  Proz.  des  eingezahlten  Kapitals  und  nur  7,1  Proz.  des  gesamten 
Aktienkapital  derart  angelegt. 

Charakteristisch  für  diese  Stockung  im  Hauptgeschäftszweige 
der  Gesellschaft  war  auch  die  Herabsetzung  der  Höhe  des  Aktien- 
kapitales von  20  Millionen  auf  10  Millionen  Mark,  die  nach  der 
Generalversammlung  vom  18.  November  1892  vorgenommen  wurde. 

Die  weitere  Entwicklung  der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft 
soll   in    diesem  Kapitel  nur  kurz  angedeutet  werden.     Nach  dem 
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Jahre  1893  scheint  die  Gesellschaft  mehrere  Jahre  hindurch  ein 
zwar  sicheres  aber  höchst  verborgenes  Dasein  geführt  zu  haben. 
Von  einer  energischen  Betätigung  des  Treuhandgedankens  ist 
nichts  zu  spüren.  Zwar  ist  sie  noch  bei  der  nach  1893  erfolgten 
Reorganisation  der  Northern  Pacific  beteiligt  gewesen,  doch  war 
sie  auch  hier  nur  ein  Werkzeug  der  Deutschen  Bank.  Noch  in 
dem  durch  die  Generalversammlung  vom  25.  Januar  1899  abge- 
änderten Statut  von  1900  finden  sich  jene  Bestimmungen  über 
Obligationsausgabe  und  Effektengeschäfte,  welche  ursprünglich 
der  Gesellschaft  ihren  besonderen  Charakter  verliehen.  (Statut 
§  I,  5  und  §§  9—15.)  Gleichzeitig  aber  wurden  4  Millionen  Mark 
von  den  eingezahlten  5  Millionen  Kapital  zurückgezahlt,  und  das 
Grundkapital  wurde  auf  M.  1000  000  festgesetzt.  In  dem  letzten 
Statut  vom  9.  Dezember  1901  fehlen  jene  Bestimmungen  ganz. 
Das  Aktienkapital  war  wieder  auf  M.  i  500000  erhöht  worden  und 
auch  voll  eingezahlt. 

Seitdem  aber  hat  sich  der  Charakter  der  Gesellschaft  voll- 
ständig geändert.  Im  Jahre  der  grossen  deutschen  Wirtschafts- 
krisis 1901  trat  sie  zum  ersten  Male  selbständig  in  grösserem 
Massstabe  auf.  Der  äussere  Anlass  bot  sich  dazu  in  den  damals 
zu  Tage  getretenen  Missständen  im  Hypothekenbankwesen.  Hier 
setzte  sie  unter  Dernburgs  Leitung  mit  einer  sehr  erfolgreichen 
Sanierungsarbeit  ein.  Durch  diese  Tätigkeit  war  wieder  die  Auf- 
merksamkeit weiterer  Kreise  auf  die  Deutsche  Treuhand-Gesell- 
schaft gelenkt  worden.  Seitdem  entfaltete  sie  eine  energische 
Propaganda  für  ihre  weiteren  Treuhänderfunktionen. 

Gleichzeitig  entschloss  sich  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft 
zu  einem  höchst  wichtigen  Schritt.  Sie  nahm  nämlich,  offenbar 
angeregt  durch  ihre  erfolgreichen  Sanierungen,  in  ihren  Geschäfts- 
bereich eine  ganz  neue  Funktion  auf  »die  Uebernahme  dauernder 
oder  vorübergehender  Ueberwachungs-  und  Revisionsfunktionen, 
insbesondere  auch  von  Bilanzprüfungen,  Abrechnungen  und  ähn- 
lichen Tätigkeiten«.  Es  war  ein  völliges  Novum  in  der  bisherigen 
Geschichte  des  Treuhandwesens  und  es  scheint  ein  glücklicher 
Griff"  gewesen  zu  sein.  Denn  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft 
legt  seit  den  letzten  Jahren  ganz  augenscheinlich  den  Schwerpunkt 
ihrer  Tätigkeit  auf  diese  Funktion.  Seitdem  hat  sie  auch  Nach- 
folger in  Deutschland,  Oesterreich  und  der  Schweiz  gefunden,  in 
Gestalt    ähnlicher  Gründungen,    die    ebenfalls    fast  sämtlich   ihre 
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Hauptaufgabe   in   der  Revisionstätigkeit   sehen.     Von  ihnen  wird 
noch  weiterhin  die  Rede  sein. 

Geschäftlich  ist  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft  von  Er- 
folg begleitet  gewesen,  das  beweisen  die  Dividenden,  die  sie  ver- 
teilt hat.     Diese  betrugen  nach  den  Geschäftsberichten: 
für  die  Jahre  1897  bis  1899 :  10  Proz. 
1900  bis  1907  :  15  Proz. 

In  demselben  Zeitraum  (1897 — 1906)  wurde  der  Reservefond 
von  M.  58909,17  (=  5,9  Proz.  vom  Aktienkapital)  auf  M.  i  SCX)000 
(=  100  Proz.  vom  Aktienkapital)  erhöht. 

An  sich  erleichterte  ja  schon  das  verhältnismässig  geringe 
Aktienkapital  eine  gute  Verzinsung.  Dazu  kommt  aber  noch  der 
Umstand,  dass  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft  gewisse  Ge- 
schäftszweige spekulativen  Charakters  weitergepflegt  hat.  Lehr- 
reich hierfür  ist  folgende  Tabelle,  nach  den  Gewinn-  und  Verlust- 
Konten  aufgestellt: 


Gewinn  auf 

Gewinn 

auf  Effekten-  und  Konsortial- 

Jahr 

Provisionskonto 

geschäfte,  auf  Zinses-  und  Devisenkonto 

M. 

M. 

1897 

56381.05 

92  390.58 

1898 

55  996.10 

134727.33 

1899 

84253-05 

503518.34 

1900 

49  895-95 

174412.33 

1901 

7971411 

237  863.65 

1902 

215684.45 

240659.95 

1903 

273731-35 

211  238.20 

1904 

17544725 

312026.04 

1905 

14994490 

346  879.46 

1906 

203  645-93 

204539.73 

Danach  ist  der  Gewinn  aus  Provisionen,  der  eigentlich  bei 
einem  Treuhandunternehmen  besonders  hervortreten  müsste,  noch 
bis  in  die  letzte  Zeit  von  dem  Gewinn  aus  Effekten-  und  Kon- 
sortialgeschäften  usw.  —  also  Geschäften  mehr  spekulativen  Cha- 
rakters —  bei  weitem  übertroffen  worden. 

II.  Die  Funktionen    der  Deutschen  Treuhandgesellschaft   und 
deren  wirtschaftliche  Bedeutung. 

Im  Folgenden  soll  der  Geschäftskreis  der  Treuhandgesell- 
schaften systematisch  dargestellt  werden,  soweit  er  die  Treuhand 
und  Revision  umfasst.  Zu  Grunde  gelegt  werden  dabei  die  Er- 
fahrungen der  Deutschen  Treuhandgesellschaft,  einmal  weil  sie 
das  älteste  aller  ähnlichen  in  Deutschland  bestehenden  Institute 
ist,  andererseits,  weil  ihr  Geschäftsbereich    der   umfassendste    ist. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  28.  *J 
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Die  anderen  deutschen  Treuhandgesellschaften  werden  in  ihren 
Besonderheiten  im  nächsten  Kapitel  behandelt  werden. 

Das  Statut  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  vom  9.  De- 
zember 1901  gibt  als  Geschäfte,  die  von  der  Gesellschaft  betrieben 
werden  dürfen,  in  §  2  folgende  an: 

»I.  die  Uebernahme  des  Amtes  als  Pfandhalter  oder  Treu- 
händer (Trustee); 

2.  die  Ausstellung,  Mitausstellung  oder  Gegenzeichnung  von 
Zertifikaten  oder  Quittungen  an  Stelle  hinterlcgter  Wertpapiere ; 

3.  die  Vertretung  inländischer  und  ausländischer  Gesellschaf- 
ten zum  Zweck  von  Aktien-Registrierungen  und  zur  Vornahme 
von  Aktien-Umschreibungen ; 

4.  die  Vertretung  der  Besitzer  in-  und  ausländischer  Wert- 
papiere; insbesondere  die  Uebernahme  von  Vertretungen  im  Sinne 
des  Reichsgesetzes  vom  4.  April  1899,  betreffend  die  gemeinsamen 
Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen,  sowie  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  §  11 89;  ferner  die  Errichtung  von  Schutz- 
vereinigungen, die  Beteiligung  an  solchen  und  die  Uebernahme 
von  deren  Sekretariatsgeschäften ; 

5.  die  Uebernahme  dauernder  oder  vorübergehender  Ueber- 
wachungs-  und  Revisions-Funktionen,  insbesondere  auch  von  Bi- 
lanzprüfungen, Abrechnungen  und  ähnlichen  Tätigkeiten; 

6.  die  Uebernahme  der  Reorganisation  von  Gesellschaften  und 
verwandten  Transaktionen ; 

7.  die  Uebernahme  des  Amtes  als  Testamentsvollstrecker, 
von  Vermögensverwaltungen  auf  Grund  testamentarischer  oder 
anderer  Bestimmungen  und  Verträge,  sowie  die  Ausübung  anti- 
chretischer  und  antichrese-ähnlicher  Verwaltungen; 

8.  die  Uebernahme  der  Funktion  als  Fiskal-Agent  für  fremde 
Staaten,  Gesellschaften  und  Korporationen.« 

Punkt  9  gestattet  der  Gesellschaft  ausserdem  noch  Bankge- 
schäfte aller  Art  mit  Ausnahme  der  Acceptierung  von  Wechseln 
und  die  Gewährung  von  Blanco-Krediten. 

Für  die  Zwecke  der  vorliegenden  Arbeit  ist  das  angeführte 
Schema  der  Gesellschaftsstatuten  nicht  brauchbar,  es  sollen  die 
Funktionen  vielmehr  folgendermassen  gegliedert  werden: 

1.  Treuhändertätigkeit. 

2.  P  f  a  n  d  h  a  Iter  s  c  h  af  t  un  dS  c  hu  tz  v  e  r  e  i  n  i  gung. 

3.  Revision. 
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I.  Tre  u  h  ä  nd  e  r  t  ä  t  i  g  ke  i  t.    Vermögensverwaltung 

und  Testamentsvollstreckung  durch  die 
Treuhandgesellschaft. 

Diese  mehr  familien-  und  erbrechtliche  Funktion  der  Treu- 
handgesellschaften ist  zwar  keineswegs  ihre  wichtigste  in  Deutsch- 
land, doch  bildet  sie  gleichsam  die  Wurzel  aller  Treuhänderschaft, 
den  geeigneten  Ausgangspunkt  für  eine  systematische  Betrach- 
tung. 

Dass  die  Vermögensverwaltung  und  Testamentsvollstreckung 
durch  besondere  Organe,  wie  sie  die  Trustees  in  England  und 
die  Trust-Companies  in  Amerika  darstellen,  in  Deutschland  bis- 
her nicht  in  grossem  Umfange  stattfinden  konnte,  dürfte  leicht  zu 
erklären  sein. 

Die  Rechtsentwicklung  ist  in  Deutschland  eine  ganz  andere 
gewesen  als  die  englische  und  die  amerikanische.  In  diesen 
Ländern  hat  sich  der  rein  familienrechtliche  Trustee  ungestört 
entwickeln  und  spezialisieren  können,  zu  einem  auch  im  nationalen 
Wirtschaftsleben  höchst  bedeutsamen  Faktor. 

Dazu  kommt  noch  die  ganze  Eigentümlichkeit  eines  lang  be- 
stehenden Gewohnheitsrechts,  das  naturgemäss  eine  solche  Insti- 
tution viel  unbeschränkter  sich  selbst  überlässt  als  ein  kodifizier- 
tes Recht.  In  Kapitel  I  ist  dargelegt  worden,  wie  allgemein  so- 
gar noch  das  englische  Law  of  Trustees,  das  gewissermassen  eine 
Kodifizierung  dieses  Rechtszweiges  bildet,  gehalten  ist,  wie  gross 
seine  Lücken  sind. 

In  Deutschland  dagegen  hat  —  wenigstens  in  einem  grossen 
Teile  des  Reichsgebietes  —  lange  das  römische  Recht  geherrscht 
und  die  verschiedenen  Partikularrechte,  die  in  einzelnen  Staaten 
vor  Einführung  des  B.  G.  B.  galten,  wesentlich  beeinflusst.  Das 
römische  Recht  kennt  aber  den  Treuhänder  so  gut  wie  gar  nicht. 
An  dessen  Stelle  traten  in  Deutschland  einzelne,  durch  Gesetz 
und  Rechtsprechung  sehr  genau  bestimmte  Organe,  der  Vormund, 
wenn  es  sich  um  Vermögensverwaltung  zu  Gunsten  Unmündiger 
handelte,  unter  Aufsicht  des  Obervormundschaftsgerichtes.  Der 
Fall,  dass  wie  in  England  neben  dem  Guardian,  dem  Vormund, 
noch  ein  besonderer  Trustee  für  die  Vermögensverwaltung  be- 
stellt wird,  dürfte  bisher  in  Deutschland  nur  höchst  selten  vor- 
gekommen sein.     Dasselbe  gilt   für   die    Testamentsvollstreckung. 

Wo  es  sich  aber  um   die  Vermögensverwaltung  zu   Gunsten 

7* 
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mündiger,  aber  durch  technische  Unkenntnis  dazu  unfähiger  Per- 
sonen handelt,  ist  diese  Arbeit  in  Deutschland  bisher  zum  grossen 
Teile  von  Rechtsanwälten  und  Notaren  besorgt  worden.  Es  sei 
hier  nur  erinnert  an  die  in  Leipzig  ausserordentlich  verbreitete 
Gewohnheit,  Grundstücke,  besonders  Mietshäuser,  durch  Rechts- 
anwälte verwalten  zu  lassen. 

Ausserdem  haben  in  grossem  Massstabe  Banken  und  beson- 
ders Privatbankiers  solche  Vermögensverwaltungen  bisher  in  Hän- 
den gehabt,  wenn  das  Vermögen  hauptsächlich  in  Wertpapieren 
angelegt  war. 

Hier  dürfte  nun  die  geeignete  Stelle  sein,  wo  die  deutschen 
Treuhandgesellschaften  in  diesem  Geschäftszweig  mit  Erfolg  ein- 
setzen könnten.  Einerseits  wird  durch  das  moderne  kapitalistische 
Wirtschaftsleben  mit  seinen  zahlreichen  Komplikationen  und  Ver- 
wickelungen für  eine  grosse  Anzahl  von  Privatpersonen,  besonders 
solche,  die  auf  ihr  Renteneinkommen  ganz  oder  teilweise  ange- 
wiesen sind,  eine  selbständige  Vermögensverwaltung  immer  schwie- 
riger. 

Andererseits  sind  aus  unserer  heutigen  Volkswirtschaft  viele 
Organe  verschwunden,  die  früher  dieses  Bedürfnis  befriedigten, 
die  Privatbankiers  und  die  kleineren  Provinzbanken*).  Gerade 
der  Privatbankier  war  in  vielen  Fällen  bisher  der  gegebene  Ver- 
mögensverwalter seiner  Kunden  oder  Depositengläubiger,  wenn 
auch  vielleicht  weniger  als  Treuhänder,  als  vielmehr  als  deren 
Berater.  Was  besonders  wichtig  für  solche  Verbindungen  ist, 
ihn  verband  ein  vielleicht  seit  Jahrzehnten  bestehendes  Vertrauens- 
verhältnis mit  dem  Einzelnen.  Nun  ist  infolge  der  im  letzten 
Jahrzehnt  eingetretenen  Konzentration  auf  dem  Gebiete  des  Bank- 
wesens ein  grosser  Teil  der  bisher  bestehenden  Privatbankhäuser 
von  den  deutschen  Gross-  und  Mittelbanken  durch  Fusion  oder 
Interessengemeinschaft  aufgenommen  worden.  In  dem  ganzen 
Geschäftscharakter  und  der  Organisation  dieser  grossen  Institute 
liegt  es  begründet,  dass  sich  jene  engen  persönlichen  Beziehungen, 
wie  sie  zwischen  den  vormaligen  Privatbankiers  und  deren  Kund- 
schaft bestanden,  immer  mehr  lockern.  Daran  haben  die  zahl- 
reichen Filialen  und  Depositenkassen  der  Grossbanken  bisher  wenig 
geändert. 

Diese  Lücke  können  die  Treuhandgesellschaften  sehr  vorteil- 

i)  Riesser  »Zur  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Grossbankenc  2.  Aufl. 
Jena  1906.    S.  296. 
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haft  ausfüllen,  wenn  sie  für  diesen  Geschäftszweig  eine  leistungs- 
fähige Organisation  schaffen.  Als  Vorbild  könnte  hier  das  Indi- 
vidual  Trust  Department  der  amerikanischen  Trust  Companies 
dienen.  Katüriich  sind  die  besonderen  deutschen  Verhältnisse 
zu  berücksichtigen.  Vor  allem  müsste  hier,  da  bei  Vermögens- 
verwaltungen viele  juristische  Fragen  zu  lösen  sind,  für  eine  gute 
juristische  Vertretung  gesorgt  werden. 

Tatsächlich  scheint  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  in 
neuerer  Zeit  nach  dieser  Richtung  hinzuarbeiten.  Vorerst  hat  sie 
allerdings  auf  dem  Gebiete  der  Vermögensverwaltung  noch  keine 
grossen  Fortschritte  gemacht.  Das  beweisen  ihre  Geschäftsbe- 
richte, sowohl  durch  die  kurzen  Hinweise  auf  diesen  Teil  der 
Tätigkeit  als  auch  durch  diesbezügliches  beredtes  Schweigen. 
Noch  in  dem  Geschäftsbericht  von  1904  heisst  es:  »Von  unserer 
statutarisch  vorgesehenen  Befugnis  des  Amtes  als  Testaments- 
vollstrecker und  von  Vermögensverwaltungen  auf  Grund  testa- 
mentarischer Bestimmungen  ist  bisher  nur  vereinzelt  Gebrauch 
gemacht  worden.« 

Interessant  ist  das  mehrfache  Eingreifen  der  Treu- 
hand-Gesellschaft bei  Liquidation  von  Unter- 
nehmungen. (Nicht  zwangsweise  oder  im  Wege  des  Bank- 
rotts.) Im  Jahre  1905  z.  B.  wurde  durch  die  Vermittlung  der 
Gesellschaft  den  Aktionären  einer  liquidierten  Gesellschaft  schon 
während  des  Sperrjahres  die  eigene  nutzbringende  Verwendung 
der  verfügbaren  Mittel  ermöglicht.  Ein  ähnlicher  Fall  trat  1907 
ein  bei  der  Liquidation  des  Bankhauses  Friedländer  u.  Pollack 
in  Berlin.  Hier  trat  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  als  Treu- 
händer der  gesamten  Gläubiger  auf.  Nach  ihrer  Angabe  über- 
nahm sie  die  Liquidation,  um,  wenn  möglich,  das  kostspielige 
Konkursverfahren  zu  vermeiden.  Dabei  waren  Geschäfte  stark 
spekulativen  Charakters  abzuwickeln.  Auch  bei  Grundstückge- 
schäften hat  die  Gesellschaft  bereits  fiduziarische  Dienste  geleistet ; 
u.  a.  wurde  Grundbesitz  auf  ihren  Namen  eingetragen. 

Man  sieht,  einzelne  Ansätze  sind  da,  aber  von  einer  erheb- 
lichen Tätigkeit  auf  diesem  Gebiete  kann  man  noch  nicht  reden. 
Charakteristisch  dafür  ist,  dass  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft 
niemals  zahlenmässige  Angaben  über  die  ihr  zur  Verwaltung  oder 
Liquidation  übergebenen  Vermögen  weder  nach  deren  Umfang 
noch  Zahl  veröffentlicht  hat. 

Mittels  persönlicher   Anfrage  konnte    der    Verfasser   nur    er- 
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fahren,  dass  die  Mehrzahl  der  Personen,  welche  ihre  Dienste  auf 
diesem  Gebiet  in  Anspruch  genommen  haben,  »vorwiegend  männ- 
lichen Geschlechts  waren  und  in  reifem  oder  vorgerücktem  Alter 
standenc.  Also  sind  Vermögensverwaltungen  zu  Gunsten  Un- 
mündiger oder  Frauen  bisher  sehr  selten  gewesen. 

Was  die  Organisation  dieses  Geschäftszweiges  der  Gesell- 
schaft anlangt,  so  lässt  sich  vorläufig  nur  sagen,  dass  Fragen  all- 
gemein kaufmännischer  und  juristischer  Art  in  der  Regel  von  den 
betreffenden  kaufmännischen  und  juristi3chen  Mitgliedern  der  Di- 
rektion und  des  Beamtenstabes  erledigt  werden.  In  besonderen 
Fällen  behält  sich  die  Gesellschaft  vor,  juristischen  Beirat  oder 
technische  Sachverständige  herbeizuziehen. 

lieber  die  Grundsätze,  welche  die  Deutsche  Treuhandgesell- 
schaft bei  Festsetzung  ihrer  Provision  zu  befolgen  pflegt,  war  zu 
erfahren,  dass  die  Gesellschaft  ihre  Gebühren  bei  Vermögensver- 
waltungen und  Erbschaften  von  Fall  zu  Fall  ansetzt,  je  nach  der 
Kompliziertheit  der  Verwaltungen  und  der  von  ihr  beobachteten 
Vorschriften. 

Dieses  Verfahren  steht  im  Gegensatz  zu  dem  der  amerika- 
nischen Trust  Companies.  Diese  berechnen  z.  B.  bei  Testaments- 
vollstreckungen im  allgemeinen  l  Proz.  vom  Vermögen  und  3 — 5 
Proz.  von  dem  Ertrage,  welches  dasselbe  abwirft.  Für  Amerika 
bedeutete  dies  eine  Erleichterung  gegenüber  früheren  Gepflogen- 
heiten, da  hier  2  und  oft  3  zu  Trustees  bestellte  Personen,  jede 
einzeln  für  sich,  ähnliche  Gebühren  beanspruchen  konnten. 

Für  Deutschland,  bemerkt  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft 
ausdrücklich,  war  dieses  Verfahren  nicht  anwendbar,  >da  man 
hier  nur  ungern  die  von  den  amerikanischen  Gesellschaften  be- 
rechneten Sätze  zugeben  will«. 

Als  Grund  für  die  bisherige  geringe  Benutzung  des  Treu- 
händerinstitutes in  Deutschland  führt  die  Deutsche  Treuhand-Ge- 
sellschaft allgemein  die  Unkenntnis  des  grossen  Publikums  in 
diesen  Dingen  an.  Erinnert  man  sich  der  erwähnten  Gründe  ju- 
ristischer Art,  die  für  die  geringe  Entwicklung  des  deutschen 
Treuhandwesens  geltend  gemacht  wurden,  dann  erscheint  dieser 
Umstand  nicht  überraschend.  Wenn  auch  auf  den  meisten  Gebieten 
nationalen  Lebens  Rechtsinstitutionen  der  Niederschlag  sozialer 
und  wirtschaftlicher  Vorgänge  zu  sein  pflegen,  so  erscheint  hier 
einmal  der  Vorgang  umgekehrt.  Infolge  des  Fehlens  oder  des 
Zurücktretens  einer  Rechtsinstitution,  hat  sich  auch  ein  Wirtschaft- 
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liches  Organ  nicht  recht  entwickeln  können. 

Wirksame  Mittel,  dieser  allgemeinen  Unkenntnis  zu  steuern, 
sind  von  der  Treuhandgesellschaft  bisher  nicht  angewandt  worden. 
Zwar  weist  sie  in  ihren  Geschäftsberichten  auf  die  bekannten  Vor- 
teile dieser  Funktion  hin,  —  grössere  Gewähr  für  Ehrlichkeit, 
Fähigkeit,  beständige  Dauer,  —  aber  es  geschieht  dies  längst 
nicht  mit  der  eindrucksvollen  Reklame  der  amerikanischen  Trust 
Companies.  Wenn  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  unter  Ver- 
meidung von  Geschmacklosigkeiten  amerikanischer  Art  mehr  für 
ihre  Treuhandabteilung  Propaganda  machen  würde,  dürfte  sich 
wohl  ihr  Geschäftskreis  in  dieser  Richtung  bald  ausdehnen. 

Offenbar  aber  legt  man  das  Hauptgewicht  gegenwärtig  auf  die 
Revisionstätigkeit,  wohl  mit  der  Absicht,  von  hier  aus  später  auch 
die  alten  Treuhand-Aufgaben  stärker  zur  Anwendung  zu  bringen. 
Denn  durch  gute  Revisionen  und  Reorganisationen,  bei  denen  die 
Erfolge  der  breiten  Oeffentlichkeit  vielleicht  stärker  ins  Auge  fallen, 
können  die  Treuhandgesellschaften  ihre  einmal  gewonnenen  Kunden 
leichter  zur  Uebergabe  derartiger  Aufgaben  veranlassen  als  durch 
ihre  bisher  ausgeübten  Verwaltungen.  Wird  einmal  dieser  Ge- 
schäftszweig zu  grösserer  Blüte  gelangen,  so  werden  auch  die 
organisatorischen  Probleme  sich  geltend  machen. 

Vor  allem  dürfte  dann  der  Zeitpunkt  gekommen  sein,  wo 
die  Abteilung  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft,  welche  die 
Geschäfte  mehr  spekulativen  Charakters  zu  be- 
treiben hat,  schärfer  von  der  eigentlichen  Treu- 
hand-Abteilung getrennt  werden  muss,als  dies 
jetzt  der  Fall  zu  sein  scheint. 

In  Bezug  auf  diesen  Punkt  hat  Georg  Bernhard  einige  inter- 
essante Bemerkungen  gemacht.  In  einer  kurzen  Besprechung 
des  Geschäftsberichtes  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  für 
1905  kommt  er  auch  auf  die  Spekulationsgeschäfte  der  Gesell- 
schaft zu  sprechen  und  schreibt  ^) : 

»Die  Bilanz  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  weist,  wie 
in  jedem  Jahre,  so  auch  diesmal  einen  Bestand  an  eigenen  Effek- 
ten und  Konsortialeinzahlungen  von  fast  3  Millionen  Mark  auf. 
Dieser  Bestand  ist  grösser  als  ihr  Aktienkapital  und  ihre  Reser- 
ven zusammen  und  bringt  ein  Erträgnis,  das  den  Gesamtgewinn 
auf   Provisionen    und    Zinsen   beinahe   übersteigt.     So   erfreulich 


1)  »Plutus«,  24.  März  1906,  S.  220 — 221. 
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dieses  Engagement  und  sein  Erträgnis  für  die  Aktionäre  des  In- 
stitutes sonst  sein  mag,  es  fragt  sich  doch,  ob  man  nunmehr 
nicht  daran  gehen  sollte,  die  Zwittergestalt,  die  die  Deutsche 
Treuhandgesellschaft  mit  der  Zeit  angenommen  hat,  zu  ändern. 
Man  muss  sich  daran  erinnern,  dass  die  Gesellschaft  seinerzeit 
von  der  Deutschen  Bank  gegründet  war,  um  ihr  wirksame  Unter- 
stützung bei  der  Durchführung  der  Northern  Reorganisation  zu 
leisten.  Sie  wurde  dadurch  in  kleinem  Umfange  eine  Finanz- 
Trustgesellschaft.  Als  man  nun  später,  nachdem  die  Gesellschaft 
jahrelang  ein  Scheindasein  geführt  hatte,  sie  unter  der  Flagge 
der  Revisionen  und  der  Vermögensverwaltungen  zu  neuem  Leben 
erweckte,  da  musste  die  neue  Geschäftstätigkeit  in 
den  altenRahmen  hineingepresst  werden  und  daraus 
folgte,  dass  sie  auf  der  einen  Seite  Geschäfte  für  eigene 
Rechnung  macht,  auf  der  anderen  Seite  für  sich  das  unbe- 
dingte Vertrauen  als  unparteiische  Sachwalterin 
in  Anspruch  nimmt.  Insoweit  es  sich  bei  dieser  Art  von  Tätig- 
keit lediglich  um  die  Vornahme  von  Revisionen  handelt,  spielt 
das,  was  die  Gesellschaft  sonst  treibt,  nicht  die  geringste  Rolle. 
Denn  solange  die  Gesellschaften  nicht  für  Revisionen  zivilrecht- 
lich haften,  spielen  ihr  Aktienkapital  und  ihre  Reserven  für  ihre 
Klientele  gar  keine  Rolle. 

Etwas  anderes  aber  ist  es  mit  der  Vermögensverwaltung.  Die 
Treuhandgesellschaft  weist  selbst  darauf  hin,  welche  grosse  Be- 
deutung die  Treuhandgesellschaften  für  die  Uebernahme  von 
Testamentsvollstreckungen  haben.  Diese  Bedeutung  liegt  doch 
wohl  hauptsächlich  in  zwei  Punkten.  Zunächst  kommt  hier  das 
Kapital  der  Gesellschaften  in  Betracht.  Denn  natürlich  können 
die  Unternehmungen  für  Versehen  bei  diesen  Verwaltungen  ju- 
ristisch in  Anspruch  genommen  werden.  Deshalb  ist  es  unbe- 
dingt nötig,  dass  ein  ganz  er  heblicher. Teil  des  Ka- 
pitals in  greifbaren  Werten  angelegt  wird.  Es  kommt 
nicht  einmal  so  sehr  darauf  an,  dass  diese  Werte  sofort  realisier- 
bar sind,  als  vielmehr  darauf,  dass  sie  sicher  sind.  Freilich  ist 
es  eine  Frage,  ob  mit  solchen  Kapitalsanlagen  eine  iSprozentige 
Dividende  zu  erzielen  ist.  Aber  was  hindert  denn  z.  B.  eine  Ge- 
sellschaft wie  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft,  die  i  V»  Millio- 
nen Reserven  hat,  ihr  Aktienkapital  zurückzuzahlen  und  eventuell 
Genussscheine  auszugeben. 

Noch  wichtiger  scheint  mir  die  Enthaltung  von  Spekulations- 


—     I05    — 

geschäften,  wenn  man  sich  denjenigen  Vorteil  vor  Augen  hält, 
der  das  Publikum  wesentlich  beeinflusst,  einer  Aktiengesellschaft 
die  Testamentsvollstreckung  zu  übertragen.  Sehr  oft  entstehen 
bei  der  Testamentsvollstreckung  dadurch  Schwierigkeiten,  dass 
eine  Person,  die  manchmal  vor  langen  Jahren  schon  von  dem 
Erblasser  mit  diesem  Posten  betraut  worden,  bei  der  Testaments- 
eröffnung nicht  mehr  lebt.  Diese  Gefahr  liegt  in  der  Regel 
bei  der  juristischen  Person  nicht  vor.  Aber  sie  rückt  natürlich 
in  dem  Masse  näher,  wie  die  genannte  juristische  Person  sich  an 
spekulativen  Unternehmungen  beteiligt  und  damit  unter  Umstän- 
den ihre  Existenz  gefährdet.  Ich  kenne  die  Engagements  der 
Treuhandgesellschaft  nicht,  bin  also  auch  nicht  in  der  Lage  zu 
beurteilen,  ob  sie  solider  oder  riskanter  Natur  sind.  Aber  auf  alle 
Fälle  glaube  ich,  dass  es  für  die  Entwicklung  der  Treuhandgesell- 
schaft nicht  förderHch  sein  kann,  derartige  Erwägungen  im  Pub- 
likum überhaupt  entstehen  zu  lassen.« 

Diesen  Ausführungen  dürfte  im  Prinzip  durchaus  zuzustimmen 
seiin.  Sicherlich  sollte  das  spekulative  Element  bei  einer  Treu- 
haivdgesellschaft  möglichst  zurückgedrängt  werden.  Ob  es  nötig 
ist,  dasselbe  ganz  zu  beseitigen,  ist  eine  andere  Frage. 

Es  lassen  sich  auch  einige  Gründe  zurVerteidigung 
dieserGepflogenheit  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft 
anführen. 

Betrachtet  man  das  Verhältnis  der  einzelnen  Hauptposten 
der  Aktiva  der  Gesellschaft  zur  Gesamtsumme  derselben,  so  erhält 
man  folgendes  Bild  : 

Gesamte  Eigene  Beteiligung  an  Kasse  und  Bankguthaben 

Jahr             Aktiva  Effekten  Konsortialg.  =  %  aller  Aktiva 

M.  M.  M.  M. 

1897  1192491.45  766466.40  172657. —  235258.22=19,7 

1898  1212530.58  721  201.10  120  162. —  133828.21  =  11,0 

1899  1643078.98  1089122.25  451495.92  81401.03=    4,9 

1900  1  694  956.15  738  378-75  480  142.03  466  37«-83  =  27.5 

1901  3082755.85  1714416.31  8916.21  1322288.55  =  42,9 

1902  3099031.03  2463112.09  118852.61  489540.61  =  15,8 

1903  3089085.42  1951582.16  689890.31  409387.91  =  13,3 

1904  3233831.71  2510199.91  78076.96  615954.68=19,1 
»905  3  644  J45-*3  2  916  238.74  613  504.39  =  16,8 
1906  3646485.79  2683808.29  883376.01=24,2 

Aus  diesen  Ziffern  lässt  sich  allerdings  deutlich  der  spekula- 
tive Charakter  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  erkennen.  Be- 
sonders auffällig  ist  das  starke  Schwanken  in  den  Ziffern  der 
Konsortialbeteiligung.     Worin  dieselben  bestanden  haben,  ist  aus 
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den  dem  Verfasser  allein  vorliegenden  Geschäftsberichten  und 
Bilanzen  nicht  zu  entnehmen. 

Dem  gegenüber  steht  allerdings  ein  im  Verhältnis  zu  den 
anderen  Aktiven  recht  niedriger  Bestand  an  Kasse  und  Bank- 
guthaben. 

Nun  sind  aber  ausserdem  noch  die  Effekten  vorhanden,  und 
zwar  in  recht  beträchtlicher  Höhe.  Ihr  Prozentualverhältnis  zu 
den  Gesamtaktiven  war  folgendes: 

1807  63.0%  190 1     56,5%  1905     79,8%!  Effekten-  and  Kon- 

1808  60,0  >  1902     79,5   »  1906     73,5  »  )       ioitialgeschäft. 
I8g9     66.1    •               1903     63,0  » 

>900    43.S  *  «9*>4     77.6  » 

Die  Geschäftsberichte  der  Gesellschaft  enthalten  stets  bei 
dem  Posten  Eflfekten  die  Bemerkung,  dass  ein  erheblicher  Betrag 
derselben  in  deutschen  Staatspapieren  und  Pfandbriefen  angelegt 
sei.  Von  den  anderen  Effekten  heisst  es,  dass  der  Bestand  1901: 
II,  1902:  25,  1903:  28.  1904:  41,  1905:  44  und  1906:  42  ver- 
schiedene Gattungen  von  Aktien,  Obligationen  und  anderen  Wert- 
papieren aufwies.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  diese  letztere 
Art  von  Effekten  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft,  die  bisher 
sehr  vorsichtig  geleitet  worden  ist,  nichts  als  unsichere  Spekula- 
tionspapiere seien,  die  in  dem  von  Bernhard  aufgestellten  Falle 
überhaupt  nicht  zu  realisieren  wären. 

Man  dürfte  wohl  nicht  zu  weit  gehen,  wenn  man  annimmt, 
dass  "3  aller  Effekten  der  Gesellschaft  sichere  Werte  sind.  Dann 
gestaltet  sich  das  Verhältnis  zwischen  Gesamtaktiven  und  greif- 
baren Werten  wesentlich  anders: 

1807    40.7^0  «901    61,7%  1905    43.4% 

|S«>S      31,0   »  1002      42,3    »  1906     48,7   » 

iSu«)     26,9  »  i<)o3     34,3  » 

1000     42,0  *  1904     41.6  > 

Die  Gesellschaft  durfte  bei  einer  sehr  schwierigen  Verwaltung 
nach  den  Voraussetzungen  Bernhards^  wo  es  sich  womöglich  um 
grosse  Summen  handelt,  kaum  so  unvorsichtig  oder  mit  solcher 
Unkenntnis  vorgehen,  dass  sie  in  die  Lage  käme,  zivilrechtlich 
haftbar  gemacht  zu  werden.  Die  bisherige  Erfahrung  bietet  wenig- 
stens kein  Beispiel  für  solche  Annahme.  Für  solche  schwierige 
Fälle  hat  sie  ja  besonderen  juristischen   und   technischen    Beirat. 

Sollte  aber  wirklich  einmal  ein  solcher  Fall  eintreten,  so  sind 
dennoch  fürs  erste  genügend  flüssige  Mittel  vorhanden,  um  schon 
recht  weitgehende    Ansprüche    zu    befriedigen.     Wenn    aber    ein 
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ungewöhnlich  schwerer  Verlust  durch  Fahrlässigkeit  der  Deutschen 
Treuhandgesellschaft  eintreten  sollte,  so  dürften  auch  die  gesamten 
Aktiva  von  1906  in  Höhe  von  rund  3,6  Millionen  Mark  unter 
Umständen  nicht  ausreichen,  um  diesen  Verlust  zu  decken. 

Wenn  ferner  das  Publikum  sich  durch  die  Erwägung  bestim- 
men Hesse  deswegen,  weil  die  Gesellschaft  auch  spekulative  Ge- 
schäfte betreibt,  ihr  geringeres  Vertrauen  zu  schenken,  so  dürfte 
wohl  eine  Verkennung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  vorliegen. 
Ein  Individualtreuhänder,  wie  ein  Rechtsanwalt,  der  ein  grosses 
Vermögen  zu  verwalten  hat,  ist  doch  viel  leichter  und  ungestörter 
in  der  Lage  zu  spekulieren,  als  eine  Aktiengesellschaft,  die  der 
öffentlichen  Kontrolle  unterworfen  ist. 

Gerade  bei  den  amerikanischen  Trust  Companies  ist  ja  im 
IL  Kapitel  nachgewiesen  worden,  dass  sie  neben  ihrem  Treuhand- 
geschäft in  weitestem  Masse  Bank-  und  Spekulationsgeschäfte  be- 
treiben dürfen  und  dies  auch  tun,  viel  mehr  als  die  Deutsche 
Treuhandgesellschaft.  Wenn  dies  auch  sicherlich  von  einem  ande- 
ren Standpunkt  aus  zu  Bedenken  Anlass  gibt,  so  ist  doch 
niemals  durch  solche  Geschäftsgebarung  ihr 
Trustee-Geschäft  weder  moralisch  noch  tat- 
sächlich erschüttert  worden.  Das  Individual  Trust 
Department  der  im  Jahre  1907  vorübergehend  geschlossenen 
Knickerbocker  Trust  Co.  in  New  York  hat  ruhig  weiterbestanden, 
auch  während  der  Zeit,  als  die  Schalter  der  Bankabteilung  ge- 
schlossen waren.  Es  kommt  einmal  darauf  an,  dass  das  Treu- 
handgeschäft selbst  streng  vom  Spekulationsgeschäft  getrennt 
bleibt,  und  dass  diejenigen  leitenden  Persönlichkeiten,  welche  die 
Vermögensverwaltungen  in  Händen  haben,  als  solche  allgemein 
Vertrauen  verdienen. 

Im  übrigen  wird  eine  Ausdehnung  des  eigentlichen  Treuhand- 
geschäftes der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  auch  allmählich 
eine  immer  weitere  Verdrängung  spekulativer  Geschäfte  aus  ihrem 
Bereiche  mit  sich  bringen.  Denn  wenn  es  ihr  gelingt,  durch  ver- 
mehrte Provisionen  den  Gewinn  aus  diesen  zu  erhöhen,  dürfte 
sich  auch  ihr  Interesse  an  derartigen  Geschäften  vermindern. 
Schon  die  Berichte  der  letzten  Jahre  zeigen  ein  Wachsen  des 
Provisionsgewinnes  gegenüber  dem  Effekten-  und  Konsortial- 
gewinn. 
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2.  S  c  hu  tzver  e  inig  u  ng  ,    P  f  a  n  d  ha  1 1  e  r  s  c  h  af  t   und 
verwandte  Funktionen, 

Es  fallen  unter  diese  Kategorie  eine  grosse  Anzahl  sehr  wich- 
tiger Funktionen,  die  im  Statut  der  Deutschen  Treuhandgesell- 
schaft in  §  2  aufgezählt  sind.  Sie  alle  sind  dem  Treuhandprinzip 
entsprossen  oder  nahe  verwandt.  Dass  die  Schutzvereinigung 
weiter  nichts  als  eine  Art  partieller  Treuhandgesellschaft  darstellt, 
ist  ja  schon  im  III.  Kapitel  nachgewiesen  worden.  Das  allen 
diesen  Funktionen  gemeinsame  Kriterium  ist  hier,  dass  eine  Treu- 
handtätigkeit im  Interesse  von  Gläubigern  ausgeübt  wird. 

Die  Funktionen  stehen  zu  einander  in  Wechselbeziehungen, 
sodass  es  unmöglich  ist,  sie  systematisch  scharf  von  einander  zu 
sondern.  Das  einzige  brauchbare  Unterscheidungsmerkmal  besteht 
darin,  dass  einmal  der  Schutz  gegenüber  ausländischen,  das  andere 
Mal  gegenüber  inländischen  Schuldnern  in  Wirksamkeit  tritt.  Diese 
zunächst  etwas  äusserlich  erscheinende  Gliederung  hat  ihre  Be- 
gründung darin,  dass  in  vielen  Fällen  die  besonderen  Umstände 
der  Schutztätigkeit  Einrichtungen  erzeugen,  die  stark  von  einander 
abweichen.  Es  soll  hier  die  Schutzfunktion  zu  Gunsten  der  In- 
haber ausländischer  Werte  kurzweg  als  fremdländischer  Schutz 
und  die  andere  Funktion  als  inländischer  Schutz  bezeichnet  wer- 
den. Eine  weitere  systematische  Gliederung  ist  bei  dem  Inein- 
andergreifen der  Funktionen  nicht  möglich.  Es  soll  daher  in 
diesem  Falle  chronologisch  vorgegangen  und  bei  jeder  einzelnen 
Funktion  deren  Wesen  und  Bedeutung  erläutert  werden. 

A.  Der   fremdländische    Schutz. 

Diese  Hauptfunktion  betätigte  sich  sehr  bald  nach  der  Grün- 
dun^',  in  Verbindung  mit  den  hier  nur  kurz  zu  skizzierenden  Er- 
eit^nissen  in  den  Vereinigten  Staaten.  Es  war  bekanntlich  eine 
Zeit  heftiger  Gahrung  im  amerikanischen  Wirtschaftsleben.  Die 
damals  drohende  Einführung  der  Silberwährung  hatte  alle  Ge- 
schäftsverhältnisse schwer  erschüttert.  Besonders  hart  getroffen 
wurden  die  amerikanischen  Eisenbahnen,  die  zu  jener  Zeit  einen 
sehr  grossen  Kapitalbedarf  hatten,  zu  dessen  Befriedigung  in 
grossem  Masse  deutsche  Gelder  herangezogen  wurden. 

In  einem  Zeitraum  von  5  Jahren  gelangten  von  1886  bis  1891 
amerikanische  Bahnwerte  in  einer  Höhe  von  fast  150  Millionen 
Dollar  Nominal  (=  rund  M.  600,000,000)  in  Deutschland  zur 
Emission.    (Ein  Vergleich  der  Emissionskurse  mit  dem  Kurs  gegen 
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Ende  des  Jahres  1892  zeigt  einen  Minderwert  von  nicht  weniger 
als  52  Millionen  Mark.) 

An  dieser  Krise  hat  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  für 
ihre  Schutzfunktionen  ihre  Erfahrungen  gemacht. 

An  dem  Reorganisationswerk,  das  nach  1893  hauptsächlich 
von  der  Deutschen  Bank  an  der  Northern  Pacific  vor- 
genommen wurde,  hat  sie  beträchtlichen  Anteil  gehabt.  Die  Ab- 
wicklung der  damit  verbundenen  Geschäfte  dauerte  bis  1897. 

Die  nächsten  Jahre  gaben  der  Deutschen  Treuhandgesell- 
schaft mehrfach  Gelegenheit,  ihre  junge  Organisation  als  Geschäfts- 
führer von  Schutzvereinigungen  zu  erproben. 

Im  Jahre  1898  war  sie  in  dieser  Eigenschaft  beteiligt  an  der 
Sanierung  der  schon  im  III.  Kapitel  erwähnten  äusseren  Schuld 
der  argentinischen  Provinz  Buenos  Ayres,  der  so- 
genannten Cedula-Schuld  im  Interesse  der  deutschen  Gläu- 
biger, die  mit  über  38  Millionen  $  Kapital  in  der  von  Georg  von 
Siemens  (gleichzeitig  Vorsitzender  des  Aufsichtsrats  der  Deutschen 
Treuhandgesellschaft)  geleiteten  Schutzvereinigung  vertreten  waren. 

Es  war  damals  Siemens  —  eine  diplomatische  Intervention 
war  in  diesem  Falle  nicht  möglich  gewesen  —  nach  langen  und 
schwierigen  Verhandlungen  gelungen,  mit  der  Provinzialregierung 
von  Buenos  Ayres  einen  Vertrag  zu  schliessen,  der  unter  den 
vorhandenen  Umständen  die  grösstmöglichen  Vorteile  für  die 
deutschen  Gläubiger  brachte.  Diese  nahmen  den  Vertrag  ein- 
stimmig an.  Die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  empfing  für  ihre 
Tätigkeit  eine  ausserordentliche  Provision. 

In  demselben  Jahre  erhielt  die  Gesellschaft  die  Besorgung 
der  Sekretariatsgeschäfte  für  die  Schutzvereinigung  der  Besitzer 
der  Obligationen  der  in  Bedrängnis  geratenen  SocietäGene- 
rale  Immobiliare  in  Rom.  Die  Rekonstruierung  des  Unter- 
nehmens gelang. 

Diese  Erfolge  der  Gesellschaft  lenkten  die  öffentliche  Auf- 
merksamkeit stärker  auf  sie.  Der  Geschäftsbericht  für  1899  enthält 
folgende  Bemerkungen :  »Der  den  Schutzvereinigungen  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  hat  insofern  einen  erfreulichen  Fortschritt  ge- 
macht, als  die  früheren  in  Berlin  errichteten  Veranstaltungen. dieser 
Art  —  bei  den  meisten  wirkte  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft 
mit  —  lediglich  den  Schutz  bereits  notleidend  gewor- 
dener Interessen  zum  Gegenstand  hatten,  während  die  beiden 
neuen  Schutzvereinigungen  errichtet  wurden,  als  eine  Gefährdung 
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des  deutschen  in  den  betreffenden  Werten  angelegten  Kapitals 
noch  nicht  zu  besorgen  war.  Wir  haben  keinen  Zweifel, 
dass  auch  diese  Schutz  Vereinigungen  vor  wichtigen  Aufgaben 
stehen,  und  dass  sie  die  richtige  Form  sind,  derselben  Herr  zu 
werden.  € 

Die  beiden  neuen  Schutzvereinigungen,  deren  Geschäftsfüh- 
rung die  Gesellschaft  erhielt,  waren 

1.  Die  »Schutzvereinigung  der  Besitzer  von  Aktien  und  De- 
bentures  von  Goldminen  und  anderen  industriellen  Unternehmungen 
am  Witwatersrand«  (s.  Kap.  III.  S.  85/86.) 

2.  Die  »Schutzvereinigung  der  deutschen  Besitzer  spanischer 
Staatspapiere  €. 

Es  liegt  also  hier  ein  Versuch  vor,  eine  Art  deutschen  Coun- 
cil of  Foreign  Bondholders  zu  gründen. 

Die  Erwartung  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft,  dass 
diese  Vereinigungen  bald  Gelegenheit  haben  würden,  handelnd 
einzugreifen,  ging  auch  in  Erfüllung. 

In  den  südafrikanischen  Minenwerten  trat  bekanntlich  bald 
nach  dem  Transvaalkriege  eine  starke  Depression  ein.  Hier  scheint 
nun  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  weniger  vom  Glück  be- 
günstigt gewesen  zu  sein.  Ihre  Geschäftsberichte  sind  in  Bezug 
auf  diesen  Punkt  ausserordentlich  schweigsam.  Mit  der  trockenen 
Bemerkung:  >Die  Schutzvereinigung  der  Besitzer  von  Aktien  und 
Debentures  etc.  ist  im  Berichtsjahr  zur  Auflösung  gelangt,  nach- 
dem angesichts  der  Entwicklung,  welche  die  südafrikanischen 
Verhältnisse  angenommen  haben.  Gründe  für  deren  Weiterbestehen 
nicht  vorhanden  waren, t  wird  diese  Schutzvereinigung  zu  Grabe 
getragen. 

Für  die  andere  Schutzvereinigung,  die  Vertretung  spanischer 
Staatsgläubiger,  wurde  im  Juli  1900  in  Verbindung  mit  den  in 
anderen  Ländern  zu  dem  gleichen  Zweck  bestehenden  Vereini- 
gungen eine  Konvention  mit  Spanien  vorbereitet,  welche  die  An- 
gelegenheiten der  damals  schwebenden  Zin^reduktion  der  äusse- 
ren Schuld  Spaniens  regeln  sollte.  Diese  Konvention  kam  jedoch 
nicht  zum  Abschluss,  da  sie  vom  spanischen  Senat  verworfen 
wurde.  Trotzdem  wurde  die  Schutzvereinigung  nicht  aufgelöst. 
Man  hat  aber  seitdem  wenig  von  ihr  gehört. 

Die  letzte  grössere  Aktion  der  Deutschen  Treuhandgesell- 
schaft auf  dem  Gebiete  des  äusseren  Schutzes  bestand  in  der 
Führung  der  Geschäfte  der  i  902  entstandenen  »Vereinigung 
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der  Deutschen  Besitzer  Türkischer  Staatspa- 
pier ec  *).  Den  Anlass  gab  das  damals  schwebende  Projekt  der 
Unifikation  der  Türkischen  Konsolidierten  Schuld.  An  dieser 
Vereinigung  waren  eine  Anzahl  der  wichtigsten  deutschen  Banken 
und  Bankhäuser  beteiligt,  mit  einem  angemeldeten  Interessenten- 
kapital von  insgesamt  120,000,000  M.  nominal.  Hier  wurde  der 
Erfolg  erzielt^  dass  am  14.  September  1903  die  türkische  Regie- 
rung ein  sogen.  Zusatz-Dekret  zu  dem  Muharrem-Dekret  erliess, 
das  die  Unifikation  im  wesentlichen  nach  den  Wünschen  der 
deutschen  Interessenten  regelte. 

Wenn  man  dieses  Gebiet  der  Tätigkeit  der  Deutschen  Treu- 
handgesellschaft überblickt,  so  kann  man  wohl  erkennen,  dass 
hier  ganz  verheissungsvoUe  Ansätze  zu  einer  Entwicklung  vor- 
handen sind.  Im  ganzen  aber  spielen  diese  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft so  wichtigen  Dinge  in  dem  Gefüge  der  Deutschen  Treu- 
handgesellschaft noch  eine  sekundäre  Rolle.  Es  dürfte  dies  we- 
niger ihre  Schuld  sein,  vielmehr  muss  man  es  ausserhalb  der 
Grenzen  ihres  Wirkungskreises  liegenden  Umständen  allgemein 
wirtschaftlicher  und  politischer  Natur  zuschreiben. 

Vielleicht  dürfte  zu  erwägen  sein,  ob  nicht  diese  AbteUung 
der  Gesellschaft  einmal  zu  einem  Zentralausschuss  ausgebaut  wird, 
an  den  sich  alle  deutschen  Inhaber  fremder  Staatsschuldverschrei- 
bungen wenden  können.  Denn  das  von  der  Gesellschaft  ange- 
strebte Ideal  eines  deutschen  Council  of  Foreign  Bondholders 
scheint  noch  in  weitem  Felde  zu  stehen. 

B.  Der  inländische  Schutz.  Sanierung  und 
Pfandhalterschaft. 

Bedeutsamer  bislang  als  die  Beteiligung  der  Deutschen  Treu- 
handgesellschaft an  Schutzvereinigungen  ist  ihre  Sanierungstätig- 
keit in  Deutschland  gewesen.  Hierdurch  hat  sie  dauernd  ihren 
Ruf  in  Deutschland  begründet.  An  sich  ist  ja  die  Sanierung  eines 
notleidenden  Betriebes  eine  Handlung,  die  schon  lange  vor  dem 
Bestehen  einer  Treuhandgesellschaft  von  anderen  Unternehmungen 
ausgeübt  worden  ist.  Die  Treuhandgesellschaft  hat  sich  nur  als 
ein  für  solche  Zwecke  wohlgeeignetes  Werkzeug  erwiesen.  Zwei 
Umstände  sind  ihr  dabei  zu  Gute  gekommen:  das  Reichsgesetz 
vom  4.  Dezember  1899  und  die  deutsche  Wirtschaftskrisis  von 
1901.    Zunächst  muss  daher  in  diesem  Zusammenhang  die  Gesetz- 


1)  »Geschäftsberichte  für  1902,  S.  4  u.  für  1903,  S.  4. 
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jjebung  betrachtet  werden,  soweit  sie  für  die  Treuhänder  von  Be- 
deutung ist. 

Das  Reichsgesetz  betreffend   die   gemeinsamen 

Rechte  der  Besitzer   von   Schuldverschreibungen 

vom  4.  Dezember  1899'). 

Dieses  Gesetz  stellt  für  Deutschland  den  ersten  Versuch  dar, 
die  Besitzer  von  »Schuld-  oder  Teilverschreibungen«  zu  schützen. 
Der  Schutz  der  Gläubiger  ist  der  ausschliessliche  Zweck  des  Ge- 
setzes. Dies  soll  geschehen  durch  die  möglichst  selbständige  Tätig- 
keit der  Gläubiger  selbst.  Das  Gesetz  gibt  diesen  nur  die  Rechts- 
mittel an  die  Hand,  sich  zu  organisieren,  wenn  nötig  einen  ge- 
meinsamen Vertreter  (Treuhänder!)  zu  bestellen  und  den  Schuldner 
diesem  organisierten  Gläubiger- Willen  zu  unterwerfen.  Es  soll 
in  Folgendem  keineswegs  eine  eingehende  Erläuterung  des  Ge- 
setzes gegeben,  sondern  nur  auf  die  Bestimmungen  hingewiesen 
werden,  die  diesen  Gläubigerschutz  rechtlich  begründen. 

Als  Schuldverschreibung  gelten  nach  BGB.  §  79  Ur- 
kunden, in  denen  eine  Leistung  versprochen  wird.  Das 
Gesetz  vom  4.  Dezember  1899.  §  i  bestimmt  näher,  dass  diese 
Schuldverschreibungen  im  Inlande  von  jemand,  der 
im  Inlande  seinen  Wohnsitz  oder  seine  gewerbliche 
Niederlassung  hat,  ausgestellt  sein  müssen.  Als  Schuldner 
kommen  also  nur  in  Deutschland  ansässige  Unternehmungen  in 
Betracht.  Die  Schuldverschreibungen  müssen  auf  im  voraus  be- 
stimmte Nennwerte  lauten,  die  nach  dem  Verhältnisse  dieser 
Werte  den  Gläubigern  gleiche  Rechte  gewähren. 

Dadurch  wird  der  Begriff  der  deutschen  Schuldverschreibung 
um[;renzt.  Es  fallen  im  wesentlichen  darunter  Obligationen 
und  Hypothekenpfandbriefe,  nicht  aber  Aktien  und 
Kuxe.  Nicht  unterworfen  sind  ferner  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  nach  Jj  24  :  Schuldverschreibungen  des  Reiches,  eines 
Bundesstaates  oder  einer  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechts; 
doch  können  in  Bezug  auf  letztere  die  Landesgesetze  Ausnahme- 
bestimmungen treffen. 

Schliesslich  wird  das  Anwendungsgebiet  des  Gesetzes  vorher 
insofern    beschränkt ,    als    die    Gesamtsumme    der    ausgegebenen 

1)  Fr.  von  Zimmermann  ,  »Die  Teilschuldverschreibung  und  das  Reichsgeselr, 
betr.  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen,  vom  4.  Der. 
1899«.     Berlin   1901.  —  Reichsgcsetzblatt,  Jahrg.  1899,  Nr.  47,  S.  691 — 69S. 
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Schuldverschreibungen  mindestens  300000  Mark  und  die  Gesamt- 
zahl der  einzelnen  Stücke  mindestens  300  betragen  muss. 

Treffen  diese  Voraussetzungen  zu,  so  haben  Beschlüsse 
einer  Versammlung  von  Gläubigern  solcher 
Schuldverschreibungen,  die  zur  Wahrung  ge- 
meinsamer Interessen  gefasst  werden,  nach  Mass- 
gabe des  hernach  weiter  erläuterten  Gesetzes  verbindliche 
Kraft  für  alle  Gläubiger. 

Eine  solche  Versammlung  wird  nach  §  3,  i  des  Gesetzes 
vom  Schuldner  berufen. 

Dies  muss  geschehen,  wenn  Gläubiger,  deren  Schuldverschrei- 
bungen zusammen  ^/a  des  Gesamtbetrages  der  im  Umlauf  be- 
findlichen Schuldverschreibungen  erreichen,  die  Berufung  einer 
solchen  Versammlung  schriftlich  unter  Angabe  des  Zwecks  und 
der  Gründe  verlangen  (§  3,  2). 

Hiermit  wird  einerseits  der  Organisation  der  Gläubiger  eine 
feste  Rechtsgrundlage  verliehen,  andererseits  soll  durch  §  3,  2 
einem  eventuellen  böswilligen  Teile  von  derartigen  Gläubigern 
die  Möglichkeit  verwehrt  werden,  die  Ansprüche  der  anderen 
Gläubiger  zu  beeinträchtigen. 

Diesem  letzteren  Zwecke  dient  besonders  noch  §11,2,  wel- 
cher besagt : 

»der  Beschluss,  durch  welchen  Rechte  der  Gläu- 
biger aufgegeben  werden,  bedarf  einer  Mehrheit 
von  mindestens  drei  Vierteilen  der  abgegebenen  Stimmen. 
Die  Mehrheit  muss  mindestens  die  Hälfte  des  Nennwerts  der 
im  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen  und,  wenn 
dieser  nicht  mehr  als  12000000  Mk.  beträgt,  mindestens  ^/s 
des  Nennwerts  erreichen;  beträgt  der  Nennwert  der  im  Um- 
lauf befindlichen  Schuldverschreibungen  weniger  als  16000000, 
aber  mehr  als  12000000  Mk.,  so  muss  die  Mehrheit  8000000 
Mark  erreichen.« 

Der  Schuldner  ist  nach  §  10,  4  für  die  in  seinem  Besitz  be- 
findlichen Schuldverschreibungen  nicht  stimmberechtigt. 

Die  Versammlung  der  Gläubiger  kann  zur  Wahrung  ihrer 
Rechte  nach  §  1,2  einen  gemeinsamen  Vertreter  bestellen. 

Seine  Befugnisse  sind  in  ihrem  Umfang  von  der  Versammlung 
selbst  zu  bestimmen  nach  §  14,  i,  welcher  Paragraph  im  einzelnen 
die  Stellung  des  Vertreters  bestimmt. 

Zeitschrift  fQr  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  28.  8 
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Hiermit  ist  der  gesetzliche  Boden  für  die  Wirksamkeit  der 
Treuhänder  in  solchen  Fällen  gesichert. 

Die   Deutsche  Treuhandgesellschaft  und    ihre 

Tätigkeit  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 

4-  Dezember  1899. 

Bald  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  4.  Dezember 
1899  ereigneten  sich  jene  Vorgänge  bei  einem  Teile  der  deutschen 
Hypothekenbanken,  welche  der  allgemeinen  Krisis  vorangingen, 
die  1901  in  Deutschland  ihren  Höhepunkt  erreichte^). 

Es  handelte  sich  zunächst  um  die  Gruppe  der  sogen.  >Sp  iel- 
hagenbanken«  —  »Preussische  Hypotheken-Ak- 
tie n-Bankc  und  »Deutsche  Grundschuldbank«  — 
und  6  mit  diesen  beiden  Banken  eng  verbundenen  Institute. 

Im  Laufe  des  Jahres  1900  förderte  zuerst  eine  Reihe  Artikel 
in  der  Frankfurter  Zeitung,  die  dann  durch  eine  Untersuchung 
der  Aufsichtsbehörde  bestätigt  wurden,  Missbräuche  in  dem  Ge- 
schäftsbetriebe und  den  gegenseitigen  Beziehungen  dieser  Institute 
zutage,  sodass  ihr  Zusammenbruch  nahe  bevorstand.  Die  durch 
das  Hypothekenbank-Gesetz  vom  13.  Juni  1899  eingeführte  In- 
stitution des  Hypothekentreuhänders  hatte  sich  als  durchaus  wir- 
kungslos erwiesen. 

Am  26.  November  1900  wählte  die  Versammlung  der  Pfand- 
briefinhaber der  Preussischen  Hypotheken- Aktienbank  die  Deutsche 
Treuhand-Gesellschaft  zur  Vertreterin  der  Pfandbriefgläubiger.  Sie 
sollte  —  abgesehen  von  den  ihr  nach  dem  Schuldvel'schreibungs- 
gesetz  zustehenden  Befugnissen  —  »den  weiteren  Geschäftsgang 
der  Hypothekenbank  ständig  im  Auge  behalten  und  mit  dem 
gesetzlichen  Treuhänder  und  der  Aufsichtsbehörde  Fühlung  neh- 
men, besonders  auch  hinsichtlich  der  Frage  einer  Gefahrdung  der 
Pfandbriefgläubiger  und  der  Sicherstellung  ihrer  Rechte,  eventuell 
auch  durch  Verfolgung  von  Regressansprüchenc  *).  Ein  aus  5 
Personen  bestehender  Ausschuss  der  Pfandbriefgläubiger  sollte 
der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  zur  Seite  stehen,  an  dessen 
Beschlüsse  sie  gebunden  sein  sollte. 


i)  Schriften  des  Ver.  f.  Sozialpolitik,  Bd.  111  »Die  Störungen  im  deutschen 
Wirtschaftsleben  während  der  Jahre  1900  ff.«  7.  Bd.  2.  Abschn :  »Die  Sanierung 
notleidender  Hypothekenbanken.  Die  deutsche  Treuhandgesellschaft«  von  E.  Kritz- 
ler  und  Felix  Hecht.  —  Geschäftsberichte  der  Deutschen  T.G.  von  1897  an. 

2)  Kritzler,  a.  a.  O.  S.  15. 
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Durch  den  Beschluss  einer  Generalversammlung  der  Preus- 
sischen  Hypotheken-Aktien-Bank  vom  28.  November  1900  erhielt 
die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  die  Ermächtigung  zur  Einsicht- 
nahme in  die  Bücher  und  Akten  der  Bank  und  ihrer  Tochter- 
gesellschaften. 

Darauf  veranlasste  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  die 
Deutsche  Bank,  eine  Vereinigung  zum  Schutze  der  Inhaber  von 
Pfandbriefen  der  Preuss.  Hypotheken-Aktien-Bank  zu  gründen. 
An  diesem  Komitee  beteiligten  sich  eine  grosse  Anzahl  der  wich- 
tigsten Berliner  Banken  und  Bankhäuser,  sowie  auch  die  Preuss. 
Seehandlung  und  die  Preussische  Zentralgenossenschaftskasse,  die 
alle  ihre  Dienste  als  Hinterlegungsstelle  für  die  Pfandbriefe  des 
bedrohten  Institutes  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellten.  Die 
Deutsche  Treuhandgesellschaft  hatte  die  Geschäftsführung  bei  dem 
ganzen  nun  sich  abspielenden  Sanierungswerk  in  Händen. 

Zunächst  gelang  es,  in  kurzer  Zeit  ^/lo  der  gesamten  um- 
laufenden Pfandbriefe  unter  den  Schutz  dieser  Vereinigung  zu 
bringen. 

Schon  dies  war  keine  kleine  Aufgabe  gewesen.  Handelte  es 
sich  doch  um  einen  Gesamtumlauf  von  über  M.  350000000  an 
Pfandbriefen,  deren  Inhaber  weithin  zerstreut  waren. 

Diese  erhielten  für  ihre  hinterlegten  Pfandbriefe  Zertifikate. 
In  den  Versammlungen  der  Inhaber  besass  jedes  Zertifikat  für  je 
50  M.  Pfandbriefkapital  eine  Stimme. 

Schon  durch  die  von  so  kapitalkräftigen  Unternehmungen 
unterstützte  Gründung  gelang  es  der  Deutschen  Treuhandgesell- 
schaft, eine  beruhigende  Wirkung  auf  den  Pfandbriefmarkt  auszu- 
üben, was  für  die  Preussische  Hypotheken- Aktien-Bank  von  grossem 
moralischen  Werte  war. 

Der  in  den  letzten  Tagen  des  Dezembers  1900  erstattete  Be- 
richt der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  über  ihre  Untersuchungen 
stellte  im  wesentlichen  Folgendes  fest: 

Sowohl  bei  der  Preussischen  Hypotheken-Aktien-Bank  wie 
bei  der  Deutschen  Grundschuldbank  war  ein  grosser  Teil  der 
Hypothekenzinsen  schon  seit  Jahren  nicht  in  bar  eingegangen, 
sondern  nur  im  Wege  der  Belastung.  Es  gingen  deshalb  im 
vierten  Quartal  1900  nicht  genügend  Barmittel  ein,  um  den  Ja- 
nuarzinsschein auf  die  Pfandbriefe  zahlen  zu  können.  Von  der 
Deutschen  Treuhandgesellschaft  wurde  daher  eine  Zinsenstun- 
dung beantragt. 

8* 
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Bei  der  Prüfung  des  Verhältnisses  zwischen  Deckungshypo- 
theken und  Pfandbriefen  stellte  sich  heraus,  dass  der  Pfandbrief- 
umlauf den  Nominalbetrag  um  7,26  Millionen  M.  überstieg.  Aller- 
dings erwies  sich  der  tatsächliche  Wert  der  Unterlagen  der  Pfand- 
briefe als  ein  höherer,  sodass  nur  ein  geringer  Teil  des  Pfand- 
briefkapitals deckungslos  blieb.  Im  ganzen  zeigte  sich,  dass  die 
Preussische  Hypotheken- Aktien-Bank  gesünder  war  als  die  übrigen. 
Sie  war  in  die  schlimme  Situation  nur  durch  eine  geradezu  frivole 
Misswirtschaft  seitens  ihrer  Leitung  geraten.  Der  am  30.  Januar 
1901  von  der  Aktionärkommission  der  Bank  erstattete  Bericht 
über  die  von  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  geleitete  Revi- 
sion wies  dies  deutlich  nach. 

Bedenklich  war  nur  die  enge  Verbindung  der  Preuss.  Hypo- 
theken-Aktien-Bank mit  der  stark  gefährdeten  Deutschen  Grund- 
schuldbank, deren  völliger  Zusammenbruch  drohte,  und  welche 
das  minder  gefährdete  Institut  nach  sich  in  den  Abgrund  zu 
ziehen  drohte. 

Es  war  eine  Rekonstruktion  daher  nur  auf  Grund  gütlicher 
Vereinbarung  mit  der  Deutschen  Grundschuldbank,  bez.  der  Ver- 
tretung der  Realobligationäre  derselben  möglich. 

Nach  schwierigen  Verhandlungen  gelang  ein  Vergleich  zwi- 
schen beiden  Banken  am  21.  März  1901.  Das  Ergebnis  war:  Um 
aus  dem  Rattenkönig  von  Kapitalverschiebungen  und  gegenseitigen 
Forderungen  herauszukommen,  wurde  beschlossen,  dass  die  Deut- 
sche Grundschuldbank  liquidiere.  Ihre  Masse  wurde  einer  der 
im  Konzern  befindlichen  Unternehmungen,  der  »Neuen  Beriiner 
Baugesellschaft«  übertragen,  deren  Aktien-Kapital  von  ursprüng- 
lich I  000  000  M.  auf  400,000  M.  durch  Aktienzusammenlegung 
herabgesetzt  worden  war. 

Nun  konnte  die  eigentliche  Reorganisation  beginnen.  Deren 
Grundprinzip  bestand  allerdings  in  einer  Umgehung  des  §  12  des 
Gesetzes  vom  4.  Dezember  1899,  welcher  lautet: 

>Auf  die  dem  Nennwerte  der  Schuldverschreibungen  ent- 
sprechenden Kapitalansprüche  kann  durch  Beschluss  der  Versamm- 
lung nicht  verzichtet  werden.« 

Der  Deutsche  Oekonomist^)  schreibt  darüber:  »Dieses  abso- 
lute Verbot  der  Verzichtleistung  auf  Kapital  durch  Mehrheitsbe- 
schluss  sollte  aber  verhüten,  dass  den  Obligationären  bezw.  Pfand- 


i)  »Deutscher  Oekonomistt  8.  Sept.  1906,  S.  563 — 564. 
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briefgläubigern  Kapitalwerte  entzogen  würden,  welche  dann  dritter 
Hand  zur  Bereicherung  dienen  könnten.  Aber  jedes  Gesetz  lässt 
sich  umgehen.  Die  Methode  ist,  wie  alle  grossen  Dinge,  sehr 
einfach :  man  überzeugt  die  berechtigten  Gläubiger  von  dem  grossen 
Minderwert  der  Vermögensobjekte ;  dem  Gesetze  gemäss  beschlies- 
sen  sie  eine  entsprechend  starke,  lang  dauernde  oder  immerwäh- 
rende Reduktion  der  Zinsen.  Da  nun  aber  Papiere  mit  sehr 
niedrigem  Zinsfuss  und  langdauernder  gänzlicher  Zinslosigkeit  im 
höchsten  Grade  unbeliebt  und  schwer  verkäuflich  sind,  so  lässt 
man  den  Gläubigern  die  Wahl,  an  Stelle  des  langjährigen  Ver- 
zichts auf  Zinsen  freiwillig  auf  einen  entsprechenden  Teil  des 
Kapitals  zu  verzichten.  Dieser  abgetretene  Kapitalteil  wird  in 
eine  neue  börsengängige  Form  gebracht  (Aktien)  und  erhöht 
seinen  Wert  in  dem  Masse,  als  die  Wertermittlung  der  vorhan- 
denen Aktiva  »vorsichtige,  d.  h.  zu  niedrig  gewesen  ist.  Wenn 
die  Gläubiger  die  für  ihren  Kapital  verzieht  empfangenen  neuen 
Werte  (Aktien)  in  ihrem  Besitz  festhalten,  so  fliesst  ihnen  auch 
die  ganze  Wertsteigerung  derselben  zu,  und  sie  kommen  dann 
am  letzten  Ende  viel  günstiger  fort  als  diejenigen  Gläubiger,  die 
es  bei  der  Verzichtleistung  auf  Zinsen  bewenden  Hessen,  ein  Mo- 
ment, welches  diese  vielleicht  berechtigen  könnte,  nachträglich 
Einspruch  zu  erheben  und  auf  Schadloshaltung  zu  klagen. 

Aber  von  den  ursprünglich  notleidenden  Gläubigern  behalten 
nur  sehr  wenige  die  gegen  Kapitalverzicht  empfangenen  Aktien 
und  Aktienteile  bis  zu  deren  Versteigerung.  Ein  Teil  verkauft 
die  Obligationen  während  des  Abschätzungsverfahrens  zu  den 
niedrigsten  Kursen,  und  Käufer  sind  kräftige  Kapitalisten,  welche 
den  Verlauf  der  Sache  schon  einigermassen  beurteilen  können. 
Der  grössere  Teil  der  Gläubiger  gibt  seine  Obligationen  den 
Banken  und  Bankiers  zur  Vertretung,  welche  sich  der  Reorgani- 
sationskommission anschliessen  und  die  endgültige  Abstimmung 
beherrschen.  Dem  Kapitalverzicht  schliessen  sich  aus  den  oben 
erwähnten  Gründen  fast  alle  Gläubiger  an,  aber  die  weit  über- 
wiegende Mehrheit  derselben  setzt  sich  aus  den  Besitzern  kleiner 
Beträge  von  Obligationen  zusammen,  auf  welche  von  den  in 
Tausch  empfangenen  Aktien  nur  je  ein  Stück  oder  nur  ein  Bruch- 
teil eines  solchen  entfällt.  Dieselben  klugen  Leute,  welche  schon 
im  Verlauf  des  Verfahrens  die  entwerteten  Obligationen  aufkauf- 
ten, kaufen  auch  die  in  Tausch  gegebenen  Aktien  auf,  die  zunächst 
billig  zu  haben  sind,  solange  das  Angebot  der  Gläubiger  dauert. 
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Endlich  winkt  der  Lohn  flir  die  muhevolle  Arbeit:  die  tief 
entwerteten  Aktien  der  verkrachten  Gesellschaft  steigen  wieder 
im  Wert,  die  im  Umtausch  gegen  Gläubigerrechte  ausgegebenen 
Aktien  sind  in  potente  Hände  übergegangen,  das  Angebot  aus 
Gläubigerkreisen  hat  aufgehört,  nun  kann  die  Agiotage  beginnen.« 
Dieses  Gesundungsverfahren  ist  das  erfolgreiche 
Sanierungssystem  Dernburgs,  der  bis  1901  Direktor 
und  bis  zu  seiner  Ernennung  zum  Staatssekretär  im  August  1906 
Mitglied  des  Aufsichtsrats  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft 
war. 

Bei  der  Preussischen  Hypotheken-Aktien-Bank  und  den  mit 
ihr  zusammenhängenden  Instituten  ist  dieses  Prinzip  der  Unter- 
bewertung aller  Aktiva  zum  erstenmal  voll  zur  Anwendung  ge- 
kommen —  und  hat  sich  bewährt.  Denn  wenn  auch  eine  Um- 
gehung des  Gesetzes  nötig  war,  um  dieses  Resultat  zu  erzielen, 
so  sind  doch  dadurch  die  Bank  und  die  mit  ihr  verbundenen  In- 
stitute nicht  nur  vor  dem  Untergang  bewahrt,  sondern  in  verhält- 
nismässig kurzer  Zeit  wieder  auf  eine  gesunde  Grundlage  gestellt 
worden.  Schon  1904  konnte  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft 
die  Geschäfte  der  Schutzvereinigung  der  Pfandbriefbesitzer  der 
Preussischen  Hypotheken-Aktien-Bank  für  beendet  erklären. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  in  derselben  Periode  die  Sanierung 
durchgeführt  bei  der  Berliner  Hypothekenbank  A.G.,  bei  der 
Mecklenburg-Strelitzschen  Hypothekenbank  und  bei  der  Allge- 
meinen Deutschen  Kleinbahn-Gesellschaft  A.G.  zu  Berlin.  Für 
alle  diese  Gesellschaften  hat  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft 
dauernd  die  Vertretung  der  Pfandbriefgläubiger  bez.  Obligationäre 
behalten. 

Im  Jahre   1907  betrug  das  vertretene  Gläubigerkapital: 

Bei  der  Preussischen  Hypotheken- Aktien-Bank  rund  M.  283,6  Mill. 

»       >     Berliner  Hypothekenbank  »        »     143,3     » 

»       »     Mecklenburg-Strelitzschen  Hypothekenbank  >        »        9,6     » 

V       »    Allgemeinen  Deutschen  Kleinbahngesellschafl  >       »      21,6     • 

zusammen      M.  458,1  MiU. 

Seit  dieser  Sanierungsperiode  hat  die  Deutsche  Treuhand- 
gesellschaft in  fast  jährlich  steigendem  Umfange  das  Pfand- 
haltergeschäft aufgenommen.  Diese  Funktion  wird  in  der 
Weise  ausgeübt,  dass  auf  den  Namen  der  Treuhandgesellschaft 
Schuldverschreibungen  eines  Unternehmens  von  diesem  ausgestellt 
werden.  Die  Schuldverschreibungen  werden  durch  Indossament 
auf  die  wirklichen  Gläubiger  weiterübertragen.    Daraus  entspringt 
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fiir  die  Treuhänder  nicht  etwa  eine  materielle  Verantwortung« 
sondern  nur  diejenige  eines  Vertreters  von  Gläubigem.  Ist  für 
jene  Obligationen  eine  Sicherungshv-pothek  bestellt,  so  behält  die 
Treuhandgesellschaft  die  Hypothekeninstrumente  als  Pfand  nach 
BGB.  §1189. 

Die  ganze  Einrichtung  stellt  eine  latente  Schutz ver> 
e  i  n  i  g  u  n  g  dar,  welche  ruht,  solange  der  Schuldner  seinen  Ver- 
pflichtungen nachkommt  Werden  aber  die  schuldnerischen  Inter- 
essen gefährdet,  so  ist  in  dem  Pfandhalter  sofort  der  gegebene 
Mittelpunkt  da,  um  den  sich  die  Schuldner  sammeln  können. 

Seit  ihren  glücklichen  Sanierungen  fielen  der  Deutschen 
Treuhandgesellschaft  immer  mehr  Pfandhalterschaften  zu,  da  die 
Vorzüge  einer  solchen  Vertretung  in  wachsendem  Masse  erkannt 
wurden. 

Im  Jahre  1907  betrug  die  Zahl  der  Pfandhalterschaften  und 
Vertretungen  im  Inlande  bei  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft 
22,  das  vertretene  Kapital  erreichte  die  stattliche  Höhe  von 
M.  500493400. 

In  neuerer  Zeit  erstreckt  sich  die  Tätigkeit  hauptsächlich  auf 
Obligationen  von  industriellen  Gesellschaften,  sowie  von  Gewerk- 
schaften. 

*C.  Die   Registrierung. 

In  Verbindung  mit  den  amerikanischen  Geschäften  steht  eine 
Einrichtung,  welche  zuerst  im  Jahre  1891  der  Deutschen  Treu- 
handgesellschaft einen  wichtigen  Geschäftszweig  zuführte:  die 
Registrierung*)  ausländischer  Wertpapiere.  In  diesem  Jahre 
übernahm  nämlich  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  die  Re- 
gistrierung  für  Vorzugs-  und  Stammaktien  der  Northern-Pacific- 
Eisenbahn,  sowie  der  Aktien  der  Edison  General  Electric  Com- 
pany. 

Nach  Rosendorff  brachte  diese  Einrichtung  für  die  deutschen 
Kapitalisten  einen  grossen  Vorteil  insofern,  als  das  Einziehen 
der  Dividenden  amerikanischer  Aktien  sehr  schwierig  und  kost- 
spielig ist.  Die  meisten  amerikanischen  Aktien  besitzen  keine 
Kupons.  Ihre  Dividenden  werden  in  Schecks  auf  New  York  aus- 
geschüttet.    Die  deutschen  Aktionäre  erhalten,  sobald  sie  sich  bei 


i)  R,  Rosendorff  >TreuhandgeseHschaftcn  und  ihre  Funktionen«.  Jahrb.  f.  Nat.« 
Oek.  u.  Stat.  herausg.  von  Conrad,  III.  F.  Bd.  31,1906,  S.  608  ff.  —  Geschäfts- 
berichte der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  von  1897  an. 
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der  Gesellschaft  eintragen  lassen,  ihre  Dividende  am   Fälligkeits- 
tage ins  Haus  gesandt. 

Diese  Tätigkeit  übernahm  die  Gesellschaft  seit  1893  auch  für 
eine  Reihe  südafrikanischer  Goldminengesellschaften.  Hier  wurde 
die  Funktion  noch  weiter  ausgedehnt  zur  Fiskalagentur. 
Als  Fiskalagent  besorgt  die  Gesellschaft  die  Kassengeschäfte 
fremder  Gesellschaften  für  Deutschland.  Hauptsächlich  aber  wirkt 
sie  als  ständiges  Auskunftsbureau  für  deutsche  an  diesen  fremden 
Unternehmungen  beteiligte  Kapitalisten.  1906  war  die  Deutsche 
Treuhandgesellschaft  bereits  kontinentale  Agentur  für  16  Gold- 
minengesellschaften. 

Eine  erhebliche  Beeinträchtigung  dieses  Geschäftszweiges 
drohte  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  23.  Januar  1896 
zu  bringen.  Durch  diese  wurde  festgestellt,  dass  die  Share-Cer- 
tificate  in  der  Weise  dem  Stempelgesetz  unterliegen,  »dass  für  jede 
dadurch  beurkundete  Aktie  von  i  £  der  Mindestsatz  von  M.  1,50 
zu  erheben  sei«.  Rosendorff  weist  nach,  dass  durch  diese  Ent- 
scheidung nicht  nur  die  Interessen  der  Treuhandgesellschaft,  son- 
dern auch  diejenigen  der  deutschen  Besitzer  von  Aktien  englischer 
und  amerikanischer  Gesellschaften  getroffen  würden.  Denn  in- 
folge der  hohen  Versteuerung  sei  es  nicht  mehr  möglich,  die  be- 
treffenden Dokumente  nach  Deutschland  zu  bringen,  sondern  sie 
müssten  in  England  in  Verwahrung  bleiben.  Damit  aber  seien 
sie  der  Kontrolle  der  Besitzer  entzogen. 

Trotzdem  konnte  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  in  ihrem 
Geschäftsbericht  für  1897  sagen,  dass  sich  die  Zahl  ihrer  Vertre- 
tungen und  Registerführungen  nicht  vermindert  habe.  Im  Gegen- 
teil kam  in  diesem  Jahre  noch  hinzu  die  Uebernahme  des  Amtes 
als  Registrator  für  die  Aktien  der  Northern  Pacific  in  Gemeinschaft 
mit  der  Central  Trust  Company  in  New  York.  In  demselben  Jahre 
erhielt  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  die  Vertretung  der 
United  States  Trust  Company  als  Depositär  der  5  Proz.  Bonds 
der  Central  Pacific  Eisenbahngesellschaft.  Die  Deutsche  Treu- 
handgesellschaft weist  mit  besonderer  Genugtuung  darauf  hin,  dass 
sie  dadurch  in  Verbindung  mit  den  beiden  ersten  Trust  Compa- 
nies  der  Vereinigten  Staaten  getreten  sei.  Auch  hat  ihr  diese 
Verbindung  eine  beträchtliche  Vermehrung  ihrer  Provisionen  ge- 
bracht. 

Offenbar  im  Zusammenhang  mit  der  Vertretung  von  Gewerk- 
schaftsobligationären führte  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  im 
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Jahre  1905  eine  der  Registrierung  ähnliche  Einrichtung  ein,  welche 
die  Interessen  der  Inhaber  von  Kuxen  und  Bahnanteilen  fördern 
soll.  Es  wurde  nämlich  für  derartige  Papiere  eine  Umschreibungs- 
stelle errichtet,  verbunden  mit: 

1.  der  Führung  eines  Gewerkenbuches, 

2.  der  Ausfertigung  von  Kuxscheinen  und 

3.  der  Verwaltung  von  Kuxscheindepots. 

Man  will  dadurch  vor  allem  eine  sichere  Registrierung  von 
Kuxen  erzielen  und  die  Gewerke  gegen  Fälschungen  schützen,  wie 
sie  1906  in  Köln  aufgedeckt  wurden,  woselbst  ein  Bankier  gefälschte 
Kuxe  registriert  hatte. 

3.  Revision  und  Reorganisation. 

A.  Die  englisch-amerikanischen  Bücherrevisoren. 
(Accountants  und   Auditors.)^) 

In  Deutschland  ist  mit  dem  Treuhandwesen,  wie  es  sich  in 
den  meisten  bestehenden  Treuhandgesellschaften  verkörpert,  die 
systematische  Bücherrevision  verbunden  worden.  Diese  Funktion 
ist  in  England  und  Amerika  vom  Trustsystem  stets  völlig  getrennt 
geblieben.  Doch  hat  die  Revisionstätigkeit  in  diesen  Ländern 
einen  besonders  hohen  Grad  der  Ausbildung  erreicht.  Da  auf 
das  Vorbild  der  englisch-amerikanischen  Bücherrevision  und  Bi- 
lanzprüfung die  deutschen  Treuhandgesellschaften  sich  ausdrück- 
lich berufen,  so  bedarf  es  einer  kurzen  Betrachtung  derselben. 

In  England  vertritt  der  berufsmässige  Bücherrevisor  eine  sehr 
alte  Institution.  Die  englischen  Ausdrücke  dafür  sind  Accountant 
und  Auditor. 

»Accountantc  ist  abgeleitet  aus  dem  französischen  »comp- 
ter«,  vom  Lateinischen  »computare«,  zählen,  rechnen.  Danach  ist 
Accountant  ein  Mann,  der  Rechnungen  (accounts)  prüft.  —  Der 
Begriff  Auditor  hat  ein  sehr  ehrwürdiges  Alter.  Er  lässt  sich 
zurückverfolgen  bis  auf  ein  Statut  von  Edward  I.  von  1285  ^),  das 
schon  von  Auditors  im  Sinne  von  Bücherrevisoren  spricht.  Die 
betrefTende  Bestimmung  lautet:  »Es  wird  bestimmt  und  verordnet. 


i)  B,  Worthington^  »Professional  Accountants.  —  An  Historical  Sketch«.  — 
London  1895.  —  ^'  ^'  Dicksee,  »Auditing«.  —  A  practical  manual  for  Auditors.  — 
7.  ed.  London  1907.  —  E.  Römer,  »Die  Bücherrevisorenpraxis  in  Deutschland  und 
England.«  —  Ein  propagandistisches  Plandbuch  der  Bücherrevision,  i.  u.  2.  Aufl. 
Berlin  1905. 

2)    Worthingion,  S.  59  ff. 
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dass,  wenn  die  Herren  solcher  Knechte  (in  diesem  Sinne  Buch- 
halter) ihre  Rechnungen  durch  Auditoren  prüfen  lassen  und  diese 
die  Bücher  im  Rückstand  dabei  finden,  dem  Herrn  jede  Mass- 
nahme erlaubt  sein  soll,  die  nur  irgend  als  erlaubt  angesehen 
werden  kann.  Insbesondere  sollen  die  betreffenden  Knechte  auf 
Grund  eines  vom  Auditor  ausgestellten  Zeugnisses  sofort  in  Haft 
genommen  und  ins  nächste  Königliche  Bezirksgefängnis  verbracht 
werden  können.« 

Das  Wort  Auditor  selbst  stammt  vom  lateinischen  >au- 
direc  und  ist  zu  erklären  als  das  Abhören  und  Vergleichen  von 
laut  vorgelesenen  Rechnungsbüchern,  wie  es  im  Mittelalter  bei 
dem  primitiven  Zustande  der  damaligen  Rechnungsführung  nötig 
war  *). 

Beide  Ausdrücke  werden  heute  manchmal  als  gleichbedeutend 
gebraucht.  Doch  sind  sie  nur  verwandte,  aber  keineswegs  iden- 
tische Begriffe.  Accountant  ist  von  beiden  der  weitere.  Er  be- 
deutet einen  Mann ,  der  die  Verrechnungswissen- 
schaft (Accountancy)  als  Beruf  ausübt,  für  den 
er  praktisch  vorgebildet  ist^).  Zu  seinen  Obliegen- 
heiten gehört  nicht  bloss  die  Revision,  sondern  auch  die  Aus- 
führung von  Liquidationen  und  Reorganisationen.  >Auditing<  ist 
der  engere  Begriff,  Ueberwachung  des  Rechnungswesens  einzelner 
Unternehmungen  und  Körperschaften.  Somit  ist  jeder  Accoun- 
tant ein  Auditor,  aber  nicht  umgekehrt.  Es  gibt  in  England 
sogen.  »Amateur  Auditors«,  d.  h.  ungelernte  Bücherrevisoren, 
vielfach  gescheiterte  kaufmännische  Existenzen,  die  auf  Grund 
ihrer  eigenen  Erfahrung  Revisionen  anstellen. 

Die  Accountants  dagegen  haben  sich  zu  einer  festgeschlosse- 
nen, sehr  exklusiven  Berufsgenossenschaft  entwickelt. 

Seit  dem  Zusammenbruch  der  berüchtigten  »South  Sea  Com- 
pany c  im  Jahre  172 1  treten  bei  jeder  grösseren  Krise  in  England 
Accountants  auf.  Im  Anfang  sind  es  meist  Persönlichkeiten,  die 
Theorie  und  Praxis  gleichzeitig  ausüben,  allerdings  in  sehr  be- 
scheidenem Massstabe.  Vielfach  sind  es  Writing-Masters,  also 
Schreiblehrer,  die  gleichzeitig  Privatunterricht  in  den  Elementen 
der  Buchhaltung  und  anderer  kaufmännischer  Wissenschaften  er- 
teilen und  gewöhnlich  darüber  Abhandlungen  verfassen.  Für  das 
Jahr  1790  weist    Worthington    in  England  im  ganzen  5  >Accomp- 

1)  Römer y  S.  140. 

2)  Römer ^  S.  140. 
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tants  and  Agentsc  nach.  Im  Jahre  1811,  einer  Zeit  der  schwierig- 
sten wirtschaftlichen  Lage  für  England,  gibt  es  bereits  24  Accoun- 
tants.  Die  fortwährenden  Krisen,  die  England  bis  zur  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  durchmacht,  steigern  die  Zahl  der  Accountants. 
Besonders  charakteristisch  dafür  ist  die  Zeit  der  >Railway  mania« 
1841 — 1847,   d^c  Gründerzeit  in  England. 

Nach  Worthington  1.  c.  S.  42  betrug  die  Zahl  der  Accoun- 
tants : 

1840  184 I  1842  1843  1844  1845  1846 

107  140  151  160  182  210  203 

1847  sinkt  die  Zahl  wieder  auf  186. 

In  jener  Zeit  blühte  das  Geschäft  der  Accountants,  besonders 
seit  dem  Inkrafttreten  des  Railway  Companies  Act  von  1845. 

Durch  §§  lOi — 108  dieses  Gesetzes  wurden  amtliche  Revi- 
soren (Auditors)  für  die  ständige  Ueberwachung  des  gesamten 
Rechnungswesens  der  Eisenbahngesellschaften  bestellt.  Diese 
Auditors  waren  stets  geschulte  Accountants. 

Eine  weitere  gesetzliche  Anerkennung  der  Accountants  brachte 
der  Companies  Act  von  1862  und  der  Bankruptcy  Act  von  1869. 
Infolgedessen  stieg  die  Zahl  der  Accountants  immer  mehr.  Im 
Jahre  1869  gab  es  in  London  452  Accountants,  1875:  590, 
1883:  840. 

In  dieser  Zeit  hatten  sich  innerhalb  dieses  so  schnell  empor- 
gekommenen Berufes  natürlich  auch  mancherlei  Missstände  gezeigt, 
hervorgerufen  durch  unfähige,  oder  unredliche  Accountants.  Denn 
es  gab  noch  keine  einheitlich  geregelte  Vorbildung  und  noch 
keinen  streng  geschlossenen  Stand  der  Accountants. 

Um  dem  zu  steuern,  entstanden  in  den  Jahren  1870 — 1879 
in  Liverpool,  London,  Sheffield  und  Manchester  6  verschiedene 
Vereine.  Diese  schlössen  sich  im  Jahre  1880  zu  einem  Verbände 
zusammen,  der  noch  im  selben  Jahre  die  königliche  Charter  er- 
hielt, unter  dem  Namen  »Institute  of  Chartered  Ac- 
countants in  England  and  Wales«. 

Dieses  Institut  bildet  eine  streng  organisierte  Standesgenossen- 
schaft mit  sehr  genau  ausgearbeiteten  Statuten  und  ziemlich  hohen 
Mitgliederbeiträgen.  Der  Verein  besitzt  jetzt  ein  eigenes  Gebäude 
in  London  und  ein  beträchtliches  Vermögen. 

Um  Associate,  d.  h.  überhaupt  Mitglied  des  Vereins  zu 
werden,  bedarf  es  erst  des  Nachweises  einer  sorgfältigen  theore- 
tischen   und    praktischen    Vorbildung.      Dies    geschieht    zunächst 


\ 
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durch  eine  schriftliche  Vorprüfung.  Akademische  Grade,  die  von 
einer  englischen  Universität  verliehen  sind,  entheben  den  Kandi- 
daten natürlich  dieser  Prüfung.  Das  bestandene  Examen  verleiht 
das  Recht,  als  lArticled  Clerk«  von  einem  Chartered  Accountant 
angestellt  zu  werden.  Dieser  Dienst  dauert  gewöhnlich  3  Jahre. 
Während  desselben  hat  der  Articled  Clerk  eine  Zwischenprüfung, 
hauptsächlich  über  die  Grundbegriffe  der  Buchhaltung  und  des 
Auditing,  zu  bestehen. 

Zum  Schlüsse  der  Lehrzeit  findet  eine  schriftliche  Schluss- 
prüfung statt,  die  sich  über  das  gesamte  Gebiet  der  Buchhaltungs- 
kunde und  der  Revision,  sowie  der  wichtigsten  juristischen,  be- 
sonders handelsrechtlichen  Materien  erstreckt. 

Nach  Bestehen  dieser  Prüfung  erst  wird  der  Articled  Clerk 
Associate  und  kann  sich  als  selbständiger  Chartered  Accountant 
niederlassen.  Nach  5  jähriger  Praxis  kann  er  »Fellow  of  the 
Institute  of  Chartered  Accountants«,  d.  h.  Mitglied  der  i.  Klasse 
werden. 

An  der  Spitze  des  Institutes  steht  ein  aus  45  Fellows  be- 
stehender Vorstand,  der  Council,  von  denen  jedes  Jahr  9  auszu- 
scheiden haben. 

Dieser  Council  führt  einerseits  unter  dem  Vorsitz  eines  Prä- 
sidenten und  eines  Vizepräsidenten  die  Oberaufsicht  über  die 
Prüfungen  und  bildet  andererseits  das  Ehrengericht  über  die  Mit- 
glieder. Seine  Bestimmungen  werden  streng  gehandhabt.  Mit- 
glieder, deren  Ruf  nur  irgendwie  zweifelhaft  erscheint,  werden  un- 
erbittlich ausgestossen. 

Frauen  können  nicht  Mitglieder  des  Instituts  werden. 

Die  Mitgliederzahl  ist    seit  der   Gründung    stark   gewachsen. 
Nach  Römer  S.   153/154  waren  Mitglieder  vorhanden: 
188 1  189 1  1896  190 1  *  1905 

1025  1766  2248  2815  über  3000. 

Das  Gesamlvermögen  beträgt  jetzt  über  i  cxx)  000  M. 

Die  Vorteile,  die  das  Institut  seinen  Mitgliedern  gewährt, 
sind  gross  und  erklären  das  rasche  Wachstum.  Die  Angehörigen 
der  Korporation  finden  in  ihr  einen  festen  Rückhalt  zur  Wahrung 
allgemeiner  Standesinteressen.  Das  Institut  bietet  ihnen  ferner 
durch  seine  Zeitschrift,  seine  Bibliothek  und  durch  Veranstaltungen 
von  Vorträgen  Gelegenheit  zur  weiteren  Ausbildung.  Eine  Hilfs- 
kasse besteht  zugunsten  der  Witwen  und  Waisen  ehemaliger 
Mitglieder. 
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Der  grösste  Vorteil  aber  liegt  in  dem  den  Mitgliedern  zu- 
stehenden Rechte  ,  ihrem  Namen  und  ihrer  Firma  die  Buchstaben 
»A.  C.  A.«  (Associate  of  the  Chartered  Accountants)  bez.  »F.C.A.c 
(Fellow  etc.)  hinzufügen  zu  dürfen.  Ihre  Träger  legitimieren  sich 
dadurch  gegenüber  dem  Publikum  als  Revisoren  von  gründlicher 
Fachbildung  und  erprobter  geschäftlicher  Redlichkeit. 

In  der  Tat  ist  auch  das  Vertrauen,  das  diese  Chartered  Ac- 
countants  in  England  beim  Publikum  geniessen,  ein  sehr  grosses. 
Man  kann  sie  als  eine  Art  geschäftlicher  Beichtväter  betrachten, 
denen  der  englische  Kaufmann  vielfach  rückhaltlos  seinen  Ge- 
schäftsbetrieb aufdeckt. 

Die  Tatsachen  zeigen,  dass  dieser  Erfolg  ein  verdienter  ist. 
Auf  langjährige  Erfahrung  gestützt  haben  die  grösseren  Chartered 
Accountant-Firmen,  die  'oft  ein  grosses  Personal  beschäftigen, 
allmählich  höchst  wirksame  Revisionsmethoden  erfunden,  deren 
Prinzipien  sie  gewöhnlich  in  sogenannten  »Revisions-Instruktionen«') 
niederlegen. 

Als  Hauptgesichtspunkt  für  die  englischen  Revisoren  gilt  vor 
allem,  dass  die  Revision  sich  nicht  nur  auf  eine  formale  Prüfung 
der  Richtigkeit  der  einzelnen  Buchungen  erstreckt,  sondern  auch 
auf  eine  eingehende  Untersuchung  der  diesen  Beziehungen  zu- 
grunde liegenden  tatsächlichen  Geschäftsvorgänge. 

Das  eine  Ziel,  das  die  Accountants  dabei  zu  verfolgen  haben, 
besteht  darin,  die  Prüfung  der  Bücher  und  Bestände  eines  Ge- 
schäfts so  zu  veranstalten,  dass  dadurch  etwaige  Unterschlagungen 
seitens  Angestellter  des  revidierten  Betriebs  entdeckt  werden  kön- 
nen. Dazu  dient  vor  allem  das  in  England  sehr  weitverbreitete 
System  der  ständigen  Revision.  Die  Revisoren  erscheinen  nicht 
bloss  zur  Zeit  der  Bilanzaufnahme,  sondern  öfter  im  Jahre  in 
möglichst  unregelmässigen  und  daher  für  die  Angestellten  unver- 
muteten Zwischenräumen. 

Haben  die  Auditoren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Buch- 
haltungssystems eines  Unternehmens,  so  arbeiten  sie  darauf  hin, 
dieses  so  einzurichten,  dass  ein  System  der  inneren  Kontrolle 
entsteht.  —  Das  andere  Ziel,  das  die  Auditoren  erstreben,  ist 
eine  Verbesserung,  womöglich  eine  Reorganisation  des  Betriebes 
durch  ihren  Rat  herbeizuführen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  für  den  Auditor  Gründungs- 


i)  Eine  solche  bei  Dickste^  S.  2 — 4. 
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revisionen  bei  Umwandlung  einer  privaten  Unternehmung  in  eine 
Aktiengesellschaft. 

Hier  ist  das  gewöhnliche  Verfahren  folgendermassen  *) :  Der 
Revisor  prüft  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  letzten  3  Jahre 
und  vergleicht  die  Gewinnquoten  miteinander,  um  dadurch  zu  er- 
mitteln : 

1.  ob  der  Geschäftsgang  ein  stetiger  und  gleichmässiger  ge- 
wesen ist; 

2.  ob  der  Umsatz  sich  im  allgemeinen  gleichgeblieben,  grösser 
oder  kleiner  geworden  ist; 

3.  ob  der  Bruttogewinn  wirklich  vorhanden  gewesen  ist  und 
nicht  nur  auf  dem  Papiere  steht. 

Damit  verknüpft  wird  die  Prüfung  der  Geschäftsunkosten. 
Ferner  werden  die  vom  derzeitigen  Unternehmen  nachgewiesenen 
Warenverkäufe  genau  geprüft.  Das  Hauptaugenmerk  ist  auf  die 
Abschreibungen  zu  richten.  , 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  sich  das  Wesen  der 
englischen  Accountancy  und  des  Auditing  ähnlich  entwickelt  wie 
im  Mutterlande.  Hier  bestehen  zwei  Vereine  von  Accountants, 
»The  American  Association  of  Public  Accountants«  (gegr.  1887) 
und  »The  National  Society  of  Certified  Public  Accountantsc 
(gegr-  1897).  Beide  Vereine  suchen  ähnlich  zu  wirken,  wie  das 
englische  »Institute  of  Chartered  Accountants«.  In  New  York 
besteht  seit  1892  eine  grosse  private  Fachschule,  die  vom  Staate 
unterstützt  wird,  die  »New  York  School  of  Accountants«.  Ihr 
Lehrprogramm  ist  ausserordentlich  umfassend*). 

Seit  ungefähr  10  Jahren  hat  sich  nun  innerhalb  des  ameri- 
kanischen Revisionswesens  eine  bedeutsame  Entwicklung  voll- 
zogen. Neben  den  zahlreichen  privaten  Accountantfirmen,  die  in 
den  Vereinigten  Staaten  bisher  wie  in  England  existierten,  ist 
eine  Anzahl  von  Aktiengesellschaften  entstanden,  welche  dieses 
Geschäft  in  grossem  Massstabe  betreiben.  Gegenwärtig  gibt  es 
in  den  Vereinigten  Staaten  im  ganzen  ungefähr  100  solche  Audit- 
Companies,  davon  12  in  New  York.  Die  bedeutendste  und 
älteste  von  ihnen  ist  die  >Audit  Company  of  New  York«,  ge- 
gründet 1867. 

Dieser  Gesellschaft  steht  ein  grosser  Stab  von  gut  ausgebil- 


i)  Römer,  S.  202  ff*. 
2)  Römer t  S.  8 — 20. 
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deten  Accountants  und  Ingenieuren  zur  Verfügung^).  Die  letz- 
teren haben  bei  industriellen  und  Transportunternehmungen  tech- 
nische Untersuchungen  auszuführen,  sowie  Inventare  und  Wert- 
taxierungen vorzunehmen,  wenn  die  wirklichen  Werte  aus  den 
Büchern  nicht  festzustellen  sind. 

Eine  solche  grosse  Untersuchung  hatte  die  Audit-Company 
z.  B.  1906  bei  der  Pennsylvania  Railroad  Company  zu  machen  *). 
Die  Aufgabe  war  hier  festzustellen,  wie  der  Kohlentransportdienst 
dieser  grossen  Bahngesellschaft  in  den  Kohlenbezirken  von 
Pennsylvanien  funktioniere.  Und  zwar  hatte  sich  diese  Unter- 
suchung auf  einen  Zeitraum  vom  i.  Januar  1900  bis  i.  Juli  1906 
zu  erstrecken.  Die  Audit  Company  brauchte  zur  Bewältigung 
dieses  Auftrages  50  Accountants  und  Techniker. 

Besonders  empfiehlt  sich  auch  die  Gesellschaft  zur  Reorgani- 
sation und  zur  Modernisierung  veralteter  Betriebe,  sowie  zur  Ein- 
führung verbesserter  Buchführungs-  und  Kassensysteme  bei  städti- 
schen Verwaltungen. 

Schliesslich  verdient  erwähnt  zu  werden,  dass  die  Audit 
Company  of  New  York  ihr  Arbeitsfeld  nicht  allein  auf  Amerika 
beschränkt,  sondern  auch  Verbindungen  in  Europa,  z.  B.  in  Un- 
garn und  Deutschland  anzuknüpfen  sucht.  Die  Versuche  scheinen 
bisher  jedoch  noch  nicht  zu  greifbaren  Resultaten  geführt  zu  haben. 

B.  Die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  als 
Revisor. 

Seit  dem  Jahre  1901  hat  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft 
einen  neuen  wichtigen  Geschäftszweig  aufgenommen,  der  von 
grosser  Tragweite  für  die  ganze  Organisation  aller  in  Deutschland 
bestehenden  Treuhandgesellschaften  geworden  ist:  die  ständige 
Revision  von  Büchern,  wie  des  ganzen  Geschäftsbetriebes  anderer 
Unternehmungen.  Die  Ereignisse  der  Jahre  1900  und  1901,  die 
der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  zu  ihren  grossen  Sanierungs- 
arbeiten bei  verschiedenen  Hypothekenbanken  verhalfen,  hatten 
den  naheliegenden  Gedanken  bei  ihren  Leitern  erweckt,  nicht  bloss 
bei  Katastrophen  in  den  Betrieb  eines  Unternehmens  einzugreifen, 
sondern  eine  solche  durch  eine  nach  neuen  Prinzipien  eingerichtete 
Revision  der  Geschäftsbücher  zu  verhüten. 


i)  Prospekt  der  »Audit  Company  of  New  York*. 

2)  »The  Pennsylvania  Railroad  Company.  —  Final  Report  of  the  Special  Com- 
mittee  of  the  Board  of  Directors.    I3th  Febr.  1907«.    S.  29. 
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Der  Geschäftsbericht  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  von 
1901  sagt  hierüber: 

»Die  durch  die  Einführung  der  vorerwähnten  ständigen  Ver- 
tretungen der  Pfandbriefbesitzer  seitens  unserer  Gesellschaft  ge- 
schaffene Neuerung  bezweckt,  die  bei  den  reorganisierten  Hypo- 
thekenbanken früher  vorgekommenen  Unregelmässigkeiten  und 
Fehler  durch  die  Einsetzung  einer  anerkannten  Revisionsinstanz 
im  Sinne  der  in  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  un- 
zweifelhaftem Erfolge  funktionierenden  Accountants  künftig  fern- 
zuhalten und  dadurch  beizutragen,  das  öffentliche  Vertrauen  in 
diese  Banken  unter  der  Leitung  neuer^  angesehener  Verwaltungen 
weiter  zu  befestigen.  Die  versuchsweise  Einführung  einer  der- 
artigen, bisher  in  Deutschland  nicht  geübten  Einrichtung  erschien 
um  so  mehr  am  Platze,  als  die  durch  das  Reichshypothekenbank- 
gesetz den  vom  Staate  ernannten  Treuhändern  übertragenen  Funk- 
tionen ebenso  wie  die  staatliche  Beaufsichtigung  selbst  sich  bisher 
als  unzureichend  erwiesen  haben,  selbst  grobe  Unregelmässigkeiten 
zu  verhindern. 

Es  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  in  England  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gerade  die  angesehensten  und  grössten  Gesell- 
schaften sich  in  wohlverstandenem  eigenen  Interesse  den  streng- 
sten Revisionen  dieser  Art  unterziehen.  Es  wird  unser  Bestreben 
sein,  diese  in  anderen  Ländern  bewährte  Einrichtung  auch  in 
Deutschland  zu  Ansehen  und  allgemeiner  Würdigung  zu  bringen.« 

Die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  beruft  sich  hier  auf  die 
englisch-amerikanischen  Revisionen,  wie  sie  von  den  Accountants 
und  Auditors  ausgeübt  werden. 

In  Deutschland  hat  der  private  Revisor  bisher  eine 
sehr  bescheidene  Rolle  gespielt.  Zwar  schreiben  die  deutschen 
Gesetze,  wie  das  Genossenschaftsgesetz  vom  i.  Mai  1899  für  Er- 
werbsgenossenschaften und  das  Handelsgesetzbuch  für  die  Grün- 
dung von  Aktiengesellschaften  und  die  Prüfung  ihrer  Jahresbilanzen 
Revisionen  vor,  die  von  einem  fachmännisch  ausgebildeten  Revi- 
sor vorzunehmen  sind.  Dennoch  haben  sich  diese  Revisionen  nie 
zu  besonderer  ökonomischer  Bedeutung  entwickeln  können.  Schon 
der  Umstand,  dass  diese  Revisionen  höchstens  einmal  im  Jahr 
stattfinden,  hindert,  dass  sie  von  irgendwelchem  materiellem  Ein- 
fluss  auf  den  Geschäftsbetrieb  einer  Unternehmung  sein   können. 

Dabei  braucht  man  noch  gar  nicht  die  Fachkenntnisse  der 
deutschen    Bücherrevisoren    in    Frage   zu  ziehen.     Die  deutschen 
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Revisoren  (s.  Römer)  sind  vielfach  wohlgeschulte  Buchführungs- 
theoretiker. Aber  ihre  Stellung  gegenüber  ihren  Auftraggebern 
ist  eine  wesentlich  andere.  In  England  und  Amerika  ist  die  Ac- 
countancy  an  sich  ein  wirkliches  Gewerbe,  in  Deutschland 
wird  die  R  e  v  i  s  io  ns  t  ä  t  igk  e  i  t  bislang  nicht  als 
Hauptarbeitsfeld  behandelt.  Der  Revisor  ist  nur  ein 
»Sachverständiger«,  kein  Organisator^). 

Erst  die  wirtschaftliche  Krise  von  1901  und  die 
darauf  folgende  Depression  war  die  Ursache  zu  einer  sich  all- 
mählich anbahnenden  Wandlung.  Wie  am  Anfang  dieses  Ab- 
schnittes schon  erwähnt  worden  ist,  regten  die  bei  der  Sanierung 
der  Hypothekenbanken  gemachten  Erfahrungen  die  Deutsche 
Treuhandgesellschaft  an,  die  Revision  der  Bücher  und  des  ge- 
samten Geschäftsbetriebes  in  den  Kreis  ihrer  Funktionen  aufzu- 
nehmen, um  so  zu  einer  Art  deutscher  Audit-Company  zu  werden. 

Das  Verfahren  der  Deutschen  Treuhandge- 
sellschaft ist  dabei  im  allgemeinen  folgendes:  Die  Art  der 
einzelnen  Revisionen  hängt  von  den  in  den  einzelnen  Fällen  zu 
treffenden  Vereinbarungen  ab.  Die  Revision  selbst  geschieht 
durch  eigene,  dauernd  angestellte  Beamte,  die  geschulte  Revisoren 
sein  müssen,  unter  Leitung  und  Ueberwachung  der  Direktion  der 
Deutschen  Treuhandgesellschaft.  Die  Revisionsbeamten  sind  auf 
unbedingte  dauernde  Verschwiegenheit  über  die  Revisionstätigkeit 
verpflichtet. 

Ueber  die  von  ihr  befolgte  Methode  der  Revision  bemerkt 
die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  folgendes: 

»Wir  pflegen  in  der  Regel  bei  Fabrikunternehmungen  sämt- 
liche Buchungen,  soweit  sie  tote  Konten  betreffen,  von  den  Grund- 
buchungen an  bis  ins  Hauptbuch  hinein  in  Bezug  auf  richtige 
Uebertragung  zu  prüfen.  Die  Uebertragungen  auf  die  lebenden 
Konten  werden  stichprobenweise  geprüft.  Wir  verbinden  hiermit 
eine  Aufnahme  der  Bestände  an  Kasse,  Wechseln,  Kupons  und 
Effekten,  sowie  eine  Prüfung  der  Grundbucheintragungen,  hin- 
sichtlich des  Immobiliarbesitzes  und  der  Verpfändungen.  Die 
Zugänge  auf  den  Anlage-Konten  werden  daraufhin  untersucht 
ob  die  verausgabten  Beträge  auf  die  betr.  Konten  und  nicht 
etwa  dem  Betriebe  hätten  zur  Last  fallen  müssen.  Auch  die 
Kassenbelege  werden,  falls  der    uns    von    unserem    Auftraggeber 


i)  Römer,  a.  a.  O.  S.  24. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staats wissensch.    Ergäxuungsheft  28. 
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bewilligte  Zeitkufwand  eine  solche  Gründlichkeit  gestattet ,  sämt- 
lich, sonst  untfer  Beobachtung  eines  für  den  einzelnen  Fall  ge- 
eigneten äystehis  nicht  aber  durch  Stichproben  geprüft. 

Die  Inventur  wird  insoweit  geprüft,  als  wir  die  Reinschrift 
mit  den  Origiilalaufnahmen  vergleichen  und  feststellen,  dass  für 
Halb-  und  Fertigfabrikate  die  aus  den  Kalkulationen  ersichtlichen 
Preise  für  Rohmaterialien  die  aus  einzusehenden  Fakturen  sich 
ergebenden  Eihkaufs-  bezw.  die  Tagespreise  gemäss  §  261  HGB. 
in  Ansatz  gebi-acht  sind.« 

Vor  allem  ist  es  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  darum 
zu  tufl,  ständig  und  mehrmals  im  Jahre  zu  wiederholende  Revi- 
sioneh  in  Auftrag  zu  bekommen,  weil  nur  dadurch  eine  wirk- 
same KontrolU  und  womöglich  eine  Reform  in  einem  Betriebe 
erreicht  werddn  kann. 

Der  Anfang  zu  einer  dauernden  Revisionstätigkeit  war  ge- 
macht durch  den  Einfluss,  welchen  die  Deutsche  Treuhandge- 
sellschaft gewonnen  hatte  auf  die  von  ihr  sanierten  Gesellschaften. 
Dagegen  wurden  ihr  weitere  Fortschritte  zuerst  sehr  erschwert. 
Sie  hatte  mit  Vorurteilen  zu  kämpfen,  die  sich  bei  den  deutschen 
Unternehmern  fest  eingewurzelt  hatten.  Man  sah  und  sieht  noch 
heute  in  einem  Revisor,  der  über  das  bloss  Formale  hinausgehen 
will,  einen  unerwünschten  Eindringling,  fürchtet  Indiskretion  seiner- 
seits über  den  Geschäftsbetrieb,  ja  vielfach  sehen  die  Leiter  einer 
Aktiengesellschaft,  denen  z.  B.  vom  Aufsichtsrat  eine  eingehende 
oder  plötzliche  Revision  zugemutet  wird,  darin  ein  Misstrauens- 
votum.  Andere  scheuen  sich  vor  den  Kosten  einer  solchen  Re- 
vision. Diese  sind  tatsächlich  nicht  gering.  Die  Deutsche  Treu- 
handgesellschaft berechnet  für  die  ersten  zwei  Revisionstage  in 
der  Regel  ungefähr  M.  500,  für  jeden  weiteren  Tag  M.  125  bis 
M.  150.  Diese  Sätze  gelten  für  Revisionen,  die  mindestens  durch 
2  angestellte  Revisoren  ausgeführt  werden,  und  schliessen  sämt- 
liche Unkosten  der  Treuhandgesellschaft  in  sich. 

Erst  allmählich  scheint  man  jetzt  die  Vorteile  zu  erkennen, 
welche  Revisionen,  wie  die  von  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft 
geleiteten,  dem  revidierten  Unternehmen  selbst  bringen  können, 
und  dass  sich  die  durch  die  Revision  erhöhten  Geschäftsunkosten 
bezahlt  machen.  Besonders  hat  die  Erfahrung  bewiesen,  dass 
die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  durch  ihre  Revisionsmethoden 
die  Ursachen  von  Verlusten  aufdecken  kann,  die  ein  Unternehmen 
durch  fehlerhafte  oder  dolose  Buchführung  erlitten  hat. 
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Rosendorff  1.  c.  S.  617 — 618  bringt  dafür  ein  charakteristisches 
Beispiel : 

»Bei  der  Aktiengesellschaft  »Chemische  Werke  vorm. 
Dr.  Heinrich  Byk  in  Berlin«  wies  das  am  30.  Juni  1905 
abgelaufene  Geschäftsjahr  ein  ungünstiges  Resultat  auf.  Bei  der 
Untersuchung  der  Ursachen  hiervon  zeigte  sich,  dass  das  Ergebnis 
wonach  von  einem  3000000  M.  betragenden  Aktienkapital  ca. 
800000  M.  verloren  waren,  nicht  allein  dem  abgelaufenen  Ge- 
schäftsjahr zur  Last  fiel,  sondern  zum  grössten  Teil  auf  Unrich- 
tigkeiten in  der  vorangegangenen  Bilanz  zurückzufuhren  war. 
Diese  Unrichtigkeiten  bestanden  darin,  dass  bei  einigen  halbfer- 
tigen Fabrikaten  sowie  in  der  Verarbeitung  begriffenen  und  in 
Lösung  befindlichen  Zwischenprodukten  unzutreffende  Ausbeuten 
der  Bewertung  zu  Grunde  gelegt  waren.  Für  die  aus  einem  still- 
gelegten Betriebe  herrührenden  Rückstände,  sowie  für  einige 
Nebenprodukte  wäre  eine  niedrigere  Bewertung  notwendig  ge- 
wesen, ebenso  bei  fertigen  Fabrikaten,  welche  mit  Rücksicht  auf 
zahlreiche,  bereits  getilgte  Abschlüsse  vielfach  zu  ungefähren  Ab- 
schlusspreisen eingesetzt  waren.  In  der  Gewichtsberechnung  aus- 
wärtiger Läger  waren  Verwechslungen  vorgekommen.  Gegen 
eine  Reihe  von  Ausgaben,  wie  Provisionen,  Zinsen,  die  erst 
1904/05  bezahlt  wurden,  aber  dem  vorhergehenden  Geschäftsjahre 
zu  Last  fielen,  war  keine  Reserve  gestellt  worden.  Es  erwiesen 
sich  Abschreibungen  auf  Debitoren  und  eine  Reihe  weiterer  Be- 
richtigungen als  notwendig.  Eine  genaue  Trennung  des  letzten 
Geschäftsjahres  von  dem  vorangegangenen  hatte  überhaupt  nicht 
stattgefunden.  Alles  dies  hat  die  nachträglicheRevision 
der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  festgestellte 
Die  allmähliche  Entwicklung  dieses  Geschäfts- 
zweiges lässt  sich  erkennen  aus  der  Zahl  der  in  einem  Jahr 
von  der  Gesellschaft  ausgeführten  Revisionen.    Es  wurden  revidiert : 

Im  Jahre  1903       27  GeseUschaften  und  Einzelfinnen 
»      »       1904       70  •  »  > 

»      »       1905     130  •  » 

*  »       1906     320  »  »  » 

*  »       1907     400  >  .  * 

In  den  Jahren  1904 — 1906  waren  die  Revisionen  nach  den 
4  Hauptgattungen  von  Unternehmungen  folgendermassen  verteilt : 

Betriebe  1904  1905  1906 

1.  Landwirtschaftliche  4  10  16 

2.  Industrielle  55  93  182 

3.  Handel  5  9  12 

4.  Banken  6 8 10 

zusammen     70  130  320. 

9* 
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Die  Dauer  der  Revision  ist  ganz  verschieden,  je  nach  der 
Grösse  der  Betriebe. 

Bisweilen  beträgt  sie  nur  i  Tag.  Bei  sehr  grossen  Unter- 
nehmungen kann  eine  Revision  über  i  Monat  dauern.  Im  Durch- 
schnitt rechnet  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  für  eine  Revision 
6 — 8  Tage  bei  Beschäftigung  von  2  Beamten,  deren  Zahl  1906 
erst  20  betrug. 

Das  Jahr  1907  scheint  nach  dem  Geschäftsbericht  der  Deut- 
schen Treuhandgesellschaft  eine  besonders  grosse  Zahl  von 
ständigen  und  periodisch  wiederkehrenden  Re- 
visionen gebracht  zu  haben.  Die  Gesellschaft  erklärt  es  für 
zweckmässig,  solche  Revisionen  3 — 4mal  wenigstens  jährlich  zu 
wiederholen.  In  solchen  Fällen  treffen  die  Revisoren  unange- 
meldet ein,  wodurch  der  Wert  der  Revision  erheblich  erhöht  wird. 

Auch  im  Auslande  hat  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft 
bereits  Revisionen  ausgeführt.  Sie  berichtet,  dass  sie  im  Jahre 
1907  zu  solchen  in  der  Schweiz,  Oesterreich,  Ungarn,  Russland, 
Rumänien,  Spanien,  Italien,  Holland  und  Dänemark  berufen  wurde. 

III.  Die  anderen  deutschen  Treuhandgesellschaften. 

Nachdem  einmal  die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  sich  An- 
erkennung verschafft  hatte,  ist  nach  und  nach  eine  Anzahl  anderer 
Treuhand-  und  Revisionsgesellschaften  entstanden.  Da  alle  diese 
Gesellschaften  noch  recht  jung  sind,  haben  sie  bisher  noch  keine 
grosse  Bedeutung  erlangt.  Sie  sollen  im  folgenden  chronologisch 
geordnet  aufgeführt  werden. 

I.  Treuhand-Bank  für  Sachsen^). 

Diese  Gesellschaft  wurde  im  Jahre  1902  in  Dresden  gegründet 
als  Aktiengesellschaft  mit  einem  Aktienkapital  von  M.  200000. 
Sie  hat  schon  eine  merkwürdige  Geschichte  hinter  sich*).  Ihr 
Entstehungszweck  war  zunächst  der  Schutz  der  Spareinleger  der 
»Gesellschaft  Vereinigte  Spareinleger,  G.  m.  b.  H.  in  Dresden«. 
Es  galt  hier  eine  für  die  Spareinleger  günstige  Liquidation  durch- 
zuführen. 

Im  Jahre  1903  erregte  die  Treuhandbank  Aufsehen  durch 
die  Leitung  einer  Schutzvereinigung  der  im  Jahre  1901  bankerott 
gewordenen  »Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel«  in  Dresden, 

1)  Geschäftsberichte  für  1903,  1904,  1906,   1907. 

2)  »Plutus«  20.  Januar  1906,  S.  39 — 41. 
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deren  Liquidation  noch  abzuwickeln  war.  Hier  verschaffte  sich 
die  kleine  Bank  die  Leitung  der  Liquidation  durch  eine  Art 
Ueberrumpelung  der  Aktionäre.  Indes  scheint  dieses  Geschäft 
von  der  Treuhandbank  glücklich  ausgeführt  worden  zu  sein. 

Noch  einem  dritten  in  Konkurs  geratenen  Unternehmen,  dem 
Spar-  und  Vorschuss verein  in  Göttleuba,  Gen.  m.  unbeschr.  H.  hat 
die  Treuhandbank  Unterstützung  angedeihen  lassen. 

Seit  1907  hat  die  Treuhandbank  ihr  Geschäftsgebiet  erweitert 
und  auch  andere  Treuhandgeschäfte  übernommen.  In  demselben 
Jahre  hat  sie  ihr  Kapital  auf  M.  500000  erhöht. 

2.  Die    Revisions-    und  Vermögensverwaltung s- 

Aktien-Gesellschaft^). 

Gegründet  1905  mit  dem  Hauptsitz  in  Berlin  und  Zweig- 
niederlassungen in  München  und  Leipzig.  Die  Gründer  waren 
die  Diskontogesellschaft  und  Kommerz-  und  Diskontobank.  Ihr 
Aktienkapital  beträgt  M.  i  000  000.  Sie^  arbeitet  fast  ganz  nach 
dem  Vorbilde  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  und  soll  offen- 
bar den  Treuhänder  für  den  Concern  der  Diskontogesellschaft 
darstellen. 

Im  Jahre  1907  hatte  sie  8  Ffandhalterschaften  mit  einem 
gesamten  Gläubigerkapital  von  M.  11550000.  Revisionen  hat  sie 
vorgenommen  bei  Berg-  und  Hüttenwerken,  Maschinenfabriken 
und  Eisengiessereien,  Spinnereien  und  Webereien,  Elektrizitäts- 
werken und  chemischen  Fabriken,  landwirtschaftlichen  Unterneh- 
mungen, Verlagsbuchhandlungen  und  Theatern. 

Die  Münchener  Zweigniederlassung  wurde  1907  in  eine  selb- 
ständige Bayerische  Revisions-  und  Vermögen  s- 
verwaltungs -Aktien  gesell  Schaft  mit  einem  Aktien- 
kapital von  M.  400000  verwandelt. 

3.  DieTreuhandvereinigung.  Aktiengesellschaft 

gegr.   1905  Berlin  und  Dresden^). 

Diese  Treuhandgesellschaft  ist  eine  Gründung  der  Dresdener 
Bank  und  des  Schaafhausenschen  Bankvereins.  Das  Aktienkapital 
beträgt  M.   1 000000. 

Sie  legt  das  Hauptgewicht  auf  Revisionen.  Ihr  Geschäfts- 
bericht 1906  gibt  an,    dass  von  ihr  Revisionen  veranstaltet  worden 

i)  Geschäftsberichte  für  1906  u.  1907. 
2)  Geschäftsberichte  für  1906  u.  1907. 
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sind  bei  Banken,  Eisen-,  Stahl-  und  Walzwerken,  Kohlen-,  Kali- 
und  Erzbergwerken,  Bohrgesellschaften,  Waggon-,  Maschinen-, 
Hebezeug-  und  Waffenfabriken,  Mühlenbauanstalten,  Eisengiesse- 
reien ,  Elektrizitätsgesellschaften ,  Brückenbauanstalten ,  Schiffs- 
werften, BaumwoU-  und  Kammgarnspinnereien,  Chemischen-, 
Papier-,  Strohstoff-  und  Farbefabriken,  photographischen  und 
Kunst-Anstalten,  Zucker-,  Spiritus-  und  Presshefefabriken,  Oel- 
raffinerien  Qnd  Erdölwerken,  Schokoladefabriken,  überseeischen 
Handelsgesellschaften,  Automobil-,  Fahrrad-,  Nähmaschinen-  und 
Sprechmaschinen-Fabriken,  Terraingesellschaften,  Kleinbahn-  und 
Schiffahrts-Gesellschaften,  Hotels,  sowie  bei  verschiedenen  Interes- 
senten-Vereinigungen und  Syndikaten. 

Dazu  sind  im  Jahre  1907  Revisionen  von  kommunalen  Ge- 
werbebetrieben gekommen.  Auch  wird  die  Treuhandvereinigung 
von  Syndikaten  und  Kartellen  als  Abrechnungs-  und  Geschäfts- 
stelle, sowie  als  Vertrauensinstitut  in  Anspruch  genommen. 

4.  Die  Allgemeine  Revision  s-   und   Verwaltung  s- 

aktiengesellschaft^). 

In  Berlin.  Gegründet  1906,  von  den  Firmen  Delbrück, 
Leo  &  Co.,  Hardy  &  Co.,  der  Internationalen  Bank  in  Luxemburg, 
den  Bankfirmen  H.  F.  Lehmann  in  Halle,  J.  H.  Stein,  Köln  und 
der  Vereinsbank  in  Hamburg. 

Aktienkapital  M.  1000  000. 

Nähere  Angaben  über  diese  Gesellschaft  standen  dem  Ver- 
fasser nicht  zu  Gebote,  zumal  über  eine  öffentliche  Tätigkeit 
nichts  Verlautbarte. 

5.  Die  MecklenburgischeTreuhandgesellschaft 

mit  beschränkter  Haftung  in  Schwerin*). 

Sie  wurde  im  Jahre  1906  von  der  Mecklenburgischen  Hypo- 
theken- und  W^echsel-Bank  gegründet  und  war  die  erste  deutsche 
Treuhandgesellschaft,  welche  die  Form  G.  m.  b.  H.  angenom- 
men hat. 

Das  Stammkapital  beträgt  M.  1 000000,  welches  von  12  Ge- 
sellschaften aufgebracht  worden  ist.  Davon  gehört  die  grösste 
Einlage  in  Höhe  von  M.  680000  der  Mecklenburgischen  Hypo- 
theken- und  Wechsel-Bank.    Die  übrigen  Gesellschafter  sind  einige 

1)  Rosendorff  a.  a.  O.  S.  607. 

2)  Geschäftsberichte  für  1906  u.  1907.  —  Satzungen  von  1906. 
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Mecklenburgische  Kaufleute,  Rechtsanwälte  und  Gutsbesitzer. 

Die  Gesellschaft  scheint  sich  zwar  in  kleinem  Mas^stabe  aber 
mit  grosser  Sorgfalt  und  auch  mit  Glück  der  Revisions^&tigkeit  zu 
widmen.  Ihr  gut  ausgearbeitetes  Statut  und  die  beiden  Geschäfts- 
berichte lassen  darauf  schliessen.  Als  besonders  bemerkenswert 
ist  hervorzuheben,  dass  die  Gesellschaft  im  Jahre  1907  bei  dem 
Stadtpolizeiamt  in  Schwerin  eine  neue  vereinfachte  und  übersicht- 
liche Buch-  und  Rechnungsführung  eingeführt  hat. 

6.  Treuhan  d-G  eseUschaftbeeidigterRevisoren^). 

Gegründet  1907.     Sie  ist  ebenfalls  als  G.  m.  b.  H.  gegründet. 

Weiteres  ist  bisher  über  diese  Gesellschaft  noch  nicht  in  die 
Oeffentlichkeit  gedrungen. 

7.  Die  neueste  Gründung  auf  diesem  Gebiete  ist  die  1908 
entstandene 

Delkredere-  und  Treuhand-Aktiengesellschaft*) 

zu  Frankfurt  a.  M. 

Bei  dieser  Gesellschaft  ist,  wie  schon  aus  dem  Namen  herv 
vorgeht,  ein  neuer  Geschäftszweig  angegliedert  worden:  die  Ueber- 
nahme    von  Delkredere    bei    Forderungen. 

Nach  dem  Prospekt  der  Gesellschaft  wird  das  Delkredere 
einer  Forderung  bis  zu  einer  Höhe  von  mindestens  50%  und  von 
höchstens  75%  übernommen.  Mindestens  25%  der  Forderung 
muss  der  Gläubiger  im  Eigenrisiko  behalten,  damit  er  persönlich 
an  der  Forderung  beteiligt  bleibt. 

Geht  die  Forderung  bei  erfolgloser  Zwangsvollstreckung  in 
das  Schuldnervermögen  verloren,  so  trägt  die  Gesellschaft  den  ver- 
hältnismässigen Anteil,  der  durch  das  Delkredere  gedeckt  ist. 
Zinsen  bleiben  ausser  Ansatz.  Die  Gesellschaft  darf  Verfolgungs- 
kosten anrechnen. 

Für  die  Uebernahme  eines  Delkredere  berechnet  die  Gesell- 
schaft eine  Vergütung  von  monatlich  mindestens  V4%.  Als  Min- 
destgebühr wird  1%   erhoben. 

Aussenstände,  bei  denen  die  Gesellschaft  das  Delkredere  über- 
nommen hat,  werden  von  ihr  diskontiert.  Sie  berechnet  dafür 
an  Diskont: 


i)  O,   Warschauer y    »Die  Treuhandgesellschaften   und   die    Aufsichtsratsfrage  in 
Deutschland«.     Jahrb.  f.  Nat.Oek.  u.  Stat.  III.  F.  Jahrg.  1908.  35.  Bd.   S.  474—500. 
2)  Prospekt  von  1908. 
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1.  bei  Wechseln  i%  über  Reichsdiskont,  sowie  ^/4%  Provision, 

2.  bei  Buchforderungen  iVo  über  Reichsbank-Diskont  und 
I  %  Provisionen. 

Diese  Sätze  gelten  für  eine  Verfallzeit  von  3  Monaten.  Bei 
langfristigeren  Forderungen  tritt  ein  Zuschlag  hinzu,  sofern  solche 
Forderungen  überhaupt  diskontiert  werden. 

Da  dieses  Unternehmen  erst  vor  kurzem  entstanden  ist, 
wäre  es  gewagt,  ein  Urteil  über  ein  solches  Geschäftsverfahren 
abzugeben. 

Nur  soviel  lässt  sich  vorläufig  sagen,  dass  die  Gesellschaft 
bei  der  Annahme  eines  Delkredere  eine  recht  vorsichtige  Politik 
zu  befolgen  haben  wird,  da  ihr  Aktienkapital  von  M.  500000  ein 
verhältnismässig  sehr  kleines  ist. 

Zum  Schluss  sei  noch  erwähnt,  dass  in  Oesterreich  eine 
Treuhandgesellschaft  mit  dem  Sitz  in  Wien  und  eine  ebensolche 
in  der  Schweiz,  in  Zürich,    im  Jahre  1907  gegründet  worden  ist. 

IV.  Stellung  der  deutschen   Treuhandgesellschaften    im   deut- 
schen Wirtschaftsleben. 

Die  vorangehenden  Darlegungen  haben  nachgewiesen,  dass 
das  Treuhänderwesen  zwar  keine  neue  Erscheinung  als  Rechts- 
institution in  Deutschland  bildet,  dass  aber  die  moderne  Ausge- 
staltung dieses  interessanten  wirtschaftlichen  und  sozialen  Phä- 
nomens durchaus  in  den  angelsächsischen  Ländern  stattgefunden 
hat.  Trust,  Trust  Company,  Council  of  Foreign  Bondholders, 
Accountancy  und  Auditing  sind  die  Vorbilder  für  die  deutschen 
Treuhandgesellschaften  gewesen.  Charakteristischerweise  sind  es 
dieLänder  deshöchst  e  nt  w  ic  ke  1  ten  Kapitalismus, 
Grossbritannien  und  die  V  er  eini  g  t  e  n  Sta  a  t  e  n, 
gewesen,  welche  diese  Einrichtung  geschaffen 
haben. 

In  Deutschland  ist  erst  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  die 
kapitalistische  Entwicklung  soweit  gediehen,  dass  ein  Bedürfnis 
nach  den  Funktionen  der  Treuhandgesellschaften  entstanden  ist. 
Der  gemeinsame  Zug,  der  die  verschiedenen  Elemente  der  deut- 
schen Treuhandgesellschaften  verbindet,  ist:  Sicherung  und  Hei- 
lung. Sicherung  des  Vermögens  im  Interesse  solcher,  die  nicht 
selbst  ihr  eigenes  Vermögen  verwalten  können.  Heilung  der 
Schäden,  die  das  kapitalistische  Wirtschaftsleben  mit  sich  bringt. 
Bemerkenswert    ist  nun,   dass  man  in  Deutschland  das  Hauptge- 
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wicht  neuerdings  auf  die  Revisions-  und  Reorganisationstätigkeit 
der  Treuhandgesellschaften  legt.  Man  will  wirtschaftliche  Unter- 
nehmungen dauernd  beobachten  und  heilend  eingreifen,  ehe  es 
zu  spät  ist.  Die  Treuhandgesellschaften  haben 
also  in  hohem  Grade  eine  prophylaktische  Tätig- 
keitauszuüben. Sie  entwickeln  sich  dadurch  zu  K  o  n  t  r  o  1 1- 
organen  im  deutschen  Wirtschaftsleben.  Als 
solche  sind  sie  durchaus  gesunde  Erscheinungen  und  eine  stär- 
kere Entwicklung,  wie  sie  jetzt  einzusetzen  scheint,  ist  sogar  zu 
wünschen. 

Nur  darf  man  die  VorteUe,  welche  sie  gewähren,  nicht  über- 
schätzen. 

Der  Deutsche  Juristentag  von  1906^)  hat  sich  mit  der  Frage 
einer  Neuregelung  des  Rechtes  der  Verantwortlichkeit  bei  Mit- 
gliedern des  Aufsichtsrats  von  Aktiengesellschaften  beschäftigt. 
Es  ist  u.  a.  auch  die  obligatorische  Einführung  jähr- 
licher Bilanzrevisionen  bei  Aktiengesellschaften ,  von 
mindestens  i  Million  Mark  Aktienkapital,  empfohlen  worden,  und 
zwar  durch  besondere  von  der  Generalversammlung  unabhängige 
Sachverständige,  welche  für  sorgfältige  Ausführung  ihrer  Pflichten 
verantwortlich  zu  machen  sind.  Man  könnte  nun  hier  an  eine 
Ausbreitung  des  Arbeitsfeldes  der  Treuhandgesellschaften  denken. 

Dem  sind  aber  von  vornherein  gewisse  Schranken  gezogen. 
Warschauer  führt  selbst  einige  Einwände  gegen  jenen  Vorschlag  an. 

Zunächst  bestehen  nach  Warschauers  Annahme  im  Deutschen 
Reich  gegenwärtig  vollauf  5000  Aktiengesellschaften,  wovon  die 
Mehrzahl  ein  Kapital  von  mindestens  i  Million  Mark  besitzt.  Es 
wäre  demnach  für  eine  genügende  Anzahl  von  Revisoren  zu 
sorgen.  Gegenwärtig  wären  sicherlich  die  Treuhandgesellschaften 
ausser  Stande  diesem  plötzlich  zu  schaffenden  Bedürfnis  nach 
Revisoren  zu  genügen,  und  dass  sie  in  kurzer  Zeit  ihr  Personal 
an  fachlich  gut  ausgebildeten  Angestellten  derart  vermehren 
könnten,  dürfte  an  sich  stark  zu  bezweifeln,  ja  geradezu  unmög- 
lich sein. 

Bereits  machen  sich  hier  gewisse  Schwierigkeiten  be- 
merkbar, auf  welche  Bernhard^)  hingewiesen  hat.  Die  Gehälter, 
welche  die  Treuhandgesellschaften  ihren  Revisoren  zahlen,  können 
schon  jetzt  nicht  gering  sein.     Darauf  lassen  die  verhältnismässig 

i)    Warschauer  a.  a.  O.  S.  495  ff. 

2)  »Plutusc  den  23.  März  1907,  S.  218 — 219. 
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hohen  Handiungsunkosten  der  Gesellschaften  schliessen,  die  z.  B. 
1905  bei  der  Revisions-  und  Vermögensverwaltungs-Aktiengesell- 
schaft  114  cxx)  M.  gegenüber  einem  Reingewinn  von  132000  M. 
und  bei  der  Treuhandvereinigung  iioooo  M.  gegenüber  123000  M. 
Reingewinn  betrugen.  Die  Höhe  jener  Revisoren-Gehälter  ist 
daraus  zu  erklären,  dass  den  Gesellschaften  natürlicherweise  viel 
daran  liegen  muss,  wirklich  tüchtige  Kräfte  für  Revisionen  zu 
gewinnen.  Nur  dadurch  können  die  Treuhandgesellschaften 
das  Vertrauen  des  Publikums  erlangen  und  festigen.  Die 
Beamten  der  Treuhandgesellschaften  haben  dabei  Gelegenheit, 
Geschäftsbetriebe  der  verschiedensten  Arten  sehr  genau  kennen 
zu  lernen  und  reiche  Erfahrungen  zu  sammeln.  Daher  ist  es 
leicht  möglich,  dass  solche  Beamte  von  den  durch  sie  revidierten 
Unternehmen  sehr  günstige  Stellenangebote  erhalten,  und  dass 
somit  den  Treuhandgesellschaften  ihre  tüchtigsten  Kräfte  entrissen 
werden.  Natürlich  ist  dieser  Vorgang  im  Interesse  der  Ange- 
stellten der  Revisionsgesellschaften  gar  oft  durchaus  zu  begrüssen. 
Es  sollte  hier  nur  gezeigt  werden,  dass  jener  Vorschlag  des  deut- 
schen Juristentages,  wenn  er  tatsächlich  Gesetz  würde,  wohl 
keineswegs  eine  bessere  Methode  der  Bilanzprüfung  bei  deutschen 
Aktiengesellschaften  zur  Folge  haben  würde,  als  es  bisher  üblich 
war,  denn  vorläufig  mangelt  es  an  den  nötigen  Hilfskräften.  Ge- 
genwärtig ist  man  daher  bestrebt,  die  Zahl  tüchtiger  Revisoren 
möglichst  zu  vermehren  durch  Einrichtung  besonderer  Kurse  über 
Bücherrevision  an  den  deutschen  Handelshochschulen  nach  eng- 
lisch-amerikanischem Vorbild.  Vorläufig  sind  solche  bereits  an 
der  Leipziger  Handelshochschule  eingeführt  worden. 

Selbstverständlich  bieten  die  Treuhandgesellschaften  keine 
unbedingte  Sicherheit,  und  Enttäuschungen  sind  nicht  ausgeschlossen. 
Auch  ihre  Revisionen  werden  ja  von  Menschen  ausgeführt,  und 
Menschen  können  irren !  Es  ist  auch  bereits  ein  derartiger  Fall 
zur  öffentlichen  Kenntnis  gekommen.  Die  Deutsche  Treuhand- 
gesellschaft fand  bei  einer  von  ihr  ausgeführten  Revision  den  ge- 
samten Betrieb  und  alle  Bücher  vollkommen  in  Ordnung,  und 
dennoch  kamen  bald  darauf  grosse  Unterschlagungen  eines  An- 
gestellten des  revidierten  Unternehmens  ans  Tageslicht,  die  sich 
sogar  auf  längere  Zeiträume  erstreckten. 

Würde  nun  eine  verschärfte  Haftbarkeit  der  Revisoren  ein- 
geführt,   so    würde    es   sicherlich    einer   Treuhandgesellschaft   in 
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vielen  Fällen   bedenklich  erscheinen,    eine  Revision  überhaupt  zu 
übernehmen. 

Warschauer  vertritt  die  Ansicht,  dass  ein  solcher  gesetz- 
licher Revisionszwang  unter  Umständen  das 
Institut  des  Aufsichtsrats  ganz  überflüssig 
machen,  bez.  dasselbe  viel  zu  sehr  entlasten  würde ,  ohne 
dass  dabei  eine  wirksame  Kontrolle  der  Aktiengesellschaften  ge- 
schaffen würde.  Diese  Ansicht  kann  nicht  als  völlig  zutreffend 
bezeichnet  werden.  Denn  im  besten  Falle  kann  die  Treuhand- 
gesellschaft ausser  der  Aufdeckung  von  Betrügereien  seitens  An- 
gestellter nur  Ratschläge  in  Bezug  auf  Aenderungen  im  Betriebe 
erteilen,  nicht  aber  ist  sie  imstande,  solche  in  jedem  Fall  durch- 
zusetzen. Wohl  aber  kann  sie  den  Aufsichtsrat  sehr  wirksam 
unterstützen. 

Eine  Seite  des  neuen  Revisionswesens  jedoch,  und  zwar 
eine  sehr  interessante,  die  bisher  noch  wenig  beachtet  worden 
ist,  dürfte  allmählich  sich  in  sehr  eigentümlicher  Weise  geltend 
machen.  Es  handelt  sich  um  die  Frage:  sind  die  Treuhand- 
gesell s  c  h  a  ften  unabhängige  Unternehmungen 
oder  nicht?  Georg  Bernhard  hat  bereits  das  Problem  ge- 
streift^). Allerdings  ist  positives  Material  zu  dieser  Frage  bisher 
noch  wenig  vorhanden ,  da  naturgemäss  derartige  Dinge  der 
Oeffentlichkeit  möglichst  vorenthalten  werden.  Immerhin  gestattet 
das  wenige,  was  hierüber  veröffentlicht  worden  ist,  gewisse 
Schlüsse  zu  ziehen. 

Es  ist  in  dieser  Arbeit  schon  angedeutet  worden,  dass  bei 
einigen  Treuhandgesellschaften,  und  zwar  gerade  bei  denen,  welche 
bisher  die  meisten  Revisionen  auszuführen  hatten,  die  Gründer  deut- 
sche Grossbanken  gewesen  sind. 

Die  Treuhandgesellschaften  stehen  dadurch 
tatsächlich  in  starker  Abhängigkeit  von  den  ge- 
nannten Grossbanken.  Deren  Direktoren  und  Aufsichtsräte 
sind  in  dem  Aufsichtsrat  der  zum  Konzern  gehörigen  Treuhand- 
gesellschaft vertreten.  Die  Deutsche  Bank  besitzt  notorisch  den 
grössten  Teil  der  Aktien  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft,  ausser- 
dem sind  die  National-Bank  für  Deutschland  und  die  Berliner  Han- 
delsgesellschaft daran  beteUigt.  Bei  den  beiden  anderen  Treuhand- 
gesellschaften werden  wahrscheinlich    auch    die  Gründer    im  Be- 


l)  »Plutusc   den  17.  Juni  1905,  S.  456 — 458. 
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sitze  der  Aktienmehrheit  sein.  Hinter  der  Treuhandvereinigung 
steht  der  Konzern  der  Dresdner  Bank,  während  die  Revisions- 
und Vermögensverwaltungs-Aktiengesellschaft  von  der  Diskonto- 
gesellschaft abhängig  ist.  —  An  der  Mecklenburgischen  Treuhand- 
gesellschaft ist  die  Mecklenburger  Hypotheken-  und  Wechselbank 
als  Hauptkommanditistin  beteiligt,  die  ihrerseits  wieder  zum  Kon- 
zern der  Deutschen  Bank  gehört. 

Es  liegt  nun  die  Versuchung  nahe,  dass  diese  Banken  die 
mit  ihnen  verbundenen  Treuhandgesellschaften  benutzen,  um  an- 
dere Betriebe  zu  revidieren.  Eine  solche  Revision  wäre  dann 
für  das  betreffende  Unternehmen  keine  freiwillige  mehr,  da  ja  die 
Bank  leicht  einen  Druck  ausüben  kann,  sich  einer  Revision  zu 
unterziehen.  Dieser  Druck  kann  zunächst  dadurch  ausgeübt 
werden,  dass  im  Aufsichtsrate  solcher  abhängiger  Aktiengesell- 
schaften Direktoren  oder  Aufsichsräte  der  Bank  sitzen. 

Im  Geschäftsbericht  der  Deutschen  Treuhandgesellschaft  für 
1904  werden  51  Unternehmungen  mit  Namen  aufgeführt,  die  sich 
im  Betriebsjahr  einer  Revision  unterzogen  hatten.  Bei  nicht 
weniger  als  24  derselben  lassen  sich  direkte  Be- 
ziehungen zu  dem  Konzern  der  Deutschen  Bank, 
beziehungsweise  der  Deutschen  Treuhandgesell- 
schaft nachweisen. 

Aber  nicht  nur  durch  gemeinsame  Aufsichtsräte  und  Direk- 
toren kann  eine  solche  zwangsweise  Revision  herbeigeführt  wer- 
den. Es  ist  auch  die  Möglichkeit  vorhanden,  dass 
eine  Bank  einer  Unternehmung,  die  Kredit  bei  jener 
zu  erlangen  wünscht,  die  Erfüllung  dieses  Ge- 
suches davon  abhängig  macht,  däss  das  betref- 
fende Geschäft  vorher  von  einer  Treuhandgesell- 
schaft sich  untersuchen  lässt.  Ein  solcher  Fall  ist  im 
Jahre   1904  besonders  auffällig  in  die  Erscheinung  getreten. 

Eine  Aktiengesellschaft  wünschte  von  einer  Bank  einen  grös- 
seren Kredit  zu  erhalten^).  Die  Bank  bewilligta  den  Kredit  unter 
der  Bedingung,  dass  sich  die  Gesellschaft  einer  Revision  durch 
die  Deutsche  Treuhandgesellschaft  unterziehe.  Der  Direktor  der 
Aktiengesellschaft  fasste  dies  jedoch  als  ein  Misstrauensvotum 
gegen  seine  Tätigkeit  auf  und  weigerte  sich  daher,  diese  Be- 
dingung anzunehmen.     Merkwürdigerweise  zwang  nun  der  eigene 


i)  »Plutus«  den  7.  Mai  1904,  S,  388, 
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Aufsichtsrat  den  Direktor  nachzugeben,  worauf  der  Direktor  seine 
Stelle  kündigte.     Erst  dann  gewährte  die  Bank  den  Kredit. 

Es  liegt  hier  ein  Moment  des  Fortschrittes  vor,  das  mit  dem 
verstärkten  Grossbetrieb  unter  gewissen  Voraussetzungen  verbun- 
den sein  kann,  indem  sich  die  alte  Erfahrung  bewahrheitet,  dass 
mit  Ehrlichkeit  stets  auf  die  Dauer  die  besten  Geschäfte  gemacht 
werden.  Durch  die  grosse  Konzentration  im  Bankgewerbe  und 
das  damit  verbundene  Anwachsen  der  Treuhänderrevisionen,  wird 
die  Möglichkeit  für  grobe  Schwindeloperationen  immer  mehr  ein- 
geschränkt. Dieser  Gedanke  scheint  sich  jetzt  Bahn  zu  brechen. 
Anlässlich  des  betrügerischen  Bankerotts  des  Kommerzienrat 
Möller  in  Altona  1908,  der  seine  Gläubiger,  darunter  mehrere 
Banken,  lange  Zeit  durch  Vorlegung  falscher  Bilanzen  getäuscht 
hatte,  schreibt  der  »Deutsche  Oekonomistc  *) :  »Wenn  eine  Bank 
einen  grossen  Kredit  an  eine  kreditunwürdige  Firma  verschleudert 
hätte,  so  wäre  das  eben  ein  vereinzeltes  Vorkommen  von  Leicht- 
sinn, wie  es  sich  immer  wieder  ereignet,  dass  aber  eine  ganze 
Reihe  von  Banken  so  unverantwortlich  leichtsinnig  handelte,  ist 
ein  böses  Zeichen  unserer  Zeit.  Man  wende  nicht  ein,  dass  man 
sich  gegen  Betrug  durch  Vorlegung  falscher  Bilanzen  nicht 
schützen  könne.  Wer  grosse  Kredite  in  Anspruch  nehmen  will, 
muss  sich  dazu  verstehen,  seineBücher  vorzulegen, 
sodass  der  Kr  edi  t  geber  sich  von  demordnungs- 
mässigen  Gang  des  Geschäfts  überzeugen  kann. 
Hierfür  gibt  es  eine  Anzahl  Treuhand-  und  Revi- 
sionsgesellschaften. Wer  sich  einer  solchen  Kontrolle 
nicht  unterwerfen  will,  der  muss  auf  grösseren  Kredit  ver- 
zichten, und  dem  darf  eine  Bank  solchen  nicht  anver- 
t  rauen.c 

In  diesen  Sätzen  ist  also  ausdrücklich  die  fast  pädagogische 
Aufgabe,  die  den  Treuhandgesellschaften  und  zugleich  den  Banken 
obliegt,  anerkannt. 

An  sich  bedeutet  es  demnach  keine  Gefährdung  der  Ge- 
samtheit, wenn  die  Revisionsorgane  der  Grossbanken  andere 
Unternehmungen  gut  kontrollieren,  welche  von  jenen  abhängig 
sind.  Im  Gegenteil  können  dadurch  heilsame  Reformen  im  Betriebe 
der  betreffenden  Unternehmungen  rechtzeitig  zur  Ausführung  ge- 
bracht werden.     Nur  sind   Fälle  denkbar,  wo    infolge    des    über- 


i)  >Deutscher  Oekonomistc  den  27.  Juni  1908,  S.  396. 
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Wenn  es  den  deutschen  Treuhandgesellschaften  gelingt,  ihr 
Revisions-System  weiter  gründlich  auszubauen  (und  auch  auf  das 
Konzentrationssystem  der  deutschen  Grossbanken  auszudehnen  i, 
so  dürften  sich  die  segensreichen  Erfolge  verwirklichen,  welche 
man  von  ihnen  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  seit  Werner  von 
Siemens  Eingreifen  erwartet. 
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Tabelle  Nr.  i.     Aktienkapital  der  Trust  Cos.  Ende  1906. 


Staaten 

Zahl 
der 
Trust 
Cos. 

Summe  des 

eingezahlt. 

Aktienkap. 

in  $ 

Tatsäch- 
licher 

Durch- 
schnitt 

Tatsäch- 
liches 
Minimum 

Gesetz- 
liches 
Minimum 

Tatsäch- 
liches 
Maximum 

Gesetz- 
liches 
Maximum 

Pennsylvania 

257 

92  043  979 

450000 

50  000 

125000 

4  000  000 

_ 

New  York 

86 

63  850  000 

910000 

25  000 

25000 

4  375  000 



Illinois 

55 

32550000 

270000 

25  000 

25000 

4  000  000 



Missouri 

34 

22018000 

75000 

50000 

100000 

5  000  000 

10000000 

Ohio 

56 

20930225 

212  500 

25000 

25000 

4  000  000 



Massachusetts 

42 

16  225  000 

300  000 

1 00  000 

200000 

I  000  000 

1000000 

New  Jersey 

65 

13  313  500 

100  000 

50000 

100000 

I  000  000 



Kalifornien 

32 

II  590323 

270  000 

8000 

25  000\2  000  000 



Maryland 

20 

II  326330 

500  000 

20000 

— 

2  000  000 



Louisiana 

18 

9  222  294 

500  000 

100  000 

1000002000000 



Indiana 

7^ 

6801  600 

50  000 

25000 

25000 

I  000  000 

2000000 

Distr.  Columb. 

4 

6  200  000 

1  550  000 

I  000000 

1000000 

3  000  000 

Tennessee 

57 

5  972  025 

45  000 

8000 



350  000 



Rhode  Island 

II 

5  864  094 

450000 

24000 



3  000  000 



Kentucky 

31 

4  456  490 

150  000 

25000 

— 

I  000  000 



Texas 

27 

4  308  900 

160000 

15000 

50000 

500  000 

10000000 

Jowa 

29 

3  392  500 

90  000 

10  000 

10000 

I  000  000 



Georgia 

17 

3  278  770 

150  000 

26000 

100000 

500  000 

2000000 

Virginia 

23 

3  159020 

125000 

lOOOO 

— 

500000 

— 

Arkansas 

24 

3153240 

65  000 

25000 

— 

500  000 

_ 

Maine 

30 

2  795  000 

75  000 

25000 

25000 

250000 



West-Virginia 

20 

2  791  980 

125  000 

16000 

10000 

432  000 



Alabama 

21 

2451  000 

50000 

10  000 



500000 



Connecticut 

21 

2  385  000 

55  000 

25000 

— 

400000 



Michigan 

8 

2  1 50  000 

270000 

50000 

150000 

500000 



Nord-Carolina 

38 

2  055  000 

45000 

5  000 

50000 

600000 



Washington 

12 

2  049  667 

150000 

100  000 

50000 

300  000 



Minnesota 

6 

I  700  000 

250000 

200000 

200000 

500000 

2000000 

Mississippi 

20 

I  604  600 

52000 

18000 

50000 

300000 



Wisconsin 

9 

I  585  000 

250000 

50000 

50000 

300  000 

5000000 

Delaware 

5 

I  498  000 

300000 

25000 



600000 



Colorado 

IG 

I  415  000 

185  000 

25000 

50000 

300000 

- 

Oregon 

12 

I  386  000 

41000 

10  000 



500  000 

Florida 

7 

1312799 

50000 

2899 



100  000 



Indianer  Terr. 

19 

I  291  225 

75  000 

10  000 



400000 

— 

Vermont 

23 

I  212  500 

50000 

12500 

— 

100  000 

— 

Utah 

4 

969700 

242400 

200000 

25000 

269  000 

- 

Süd-Carolina 

17 

843  924 

60000 

10000 

25000 

100  000 

— 

Idaho 

7 

700  000 

91000 

25000 

25000 

200000 

Montana 

4 

550  000 

100000 

100  000 

100000 

250000 

10000000 

N.-Hampshire 

6 

355000 

60000 

25000 



100  000 

'~~' 

Nebraska 

7 

331800 

47400 

5000 

150000 

__ 

Kansas 

4 

330  000 

82500 

5000 

5  000 

200000 

1000000 

Nevada 

3 

316000 

105  300 

16000 



200000 



Süd-Dakota 

8 

308  000 

38500 

8000 

10000 

100  000 

__ 

Hawaii 

3 

280  000 

93300 

80000 

50000 

100  000 

Nord-Dakota 

3 

260  000 

86600 

60000 

50000 

100  000 

z 

Arizona 

6 

250  000 

41600 

20000 



75000 

- 

Wyoming 

5 

175450 

35100 

10  000 

10000 

100  000 

"~~ 

New  Mexico 

5 

165000 

33000 

10  000 



100  000 

_ 

Oklahoma 

2 

HO  000 

55000 

10  000 

50000 

100  000 

10000000 

Zusammen 

1304 

375283947 

288  000 

Der  tatsächliche  Durchschnitt  wurde  dadurch  bei  der  Berechnung  ermittelt,  dass 
bei  Staaten  mit  mehr  als  10  Trust  Cos.  nur  die  mehr  als  imal  auftretenden  Kapital- 
ziffern  berücksichtigt  wurden. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergäniungsheft  28.  IQ 
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Tab 

eile 

Nr.  3.    Reserven  der  Trust  Cos.  Ende  1906. 

Zahl 

Snmmft  d^r 

e 

^  S 

Vond.  Gesell- 

Staaten 

der 

Reserven 

Surplus 

Undividcd 

schaft.  ] 

batten 

Trust 

in  $ 

in  $ 

^j 

Profits  in  $ 

-S? 

keinen 

keine 

Cos. 

®    « 

©   *J 

Surplus 

Res. 

Jowa 

29 

558500 

530  226 

98 

28273 

2 

12 

3 

Kentucky 

31 

1978675 

1822  626 

98 

156048 

2 

6 

Louisiana 

18 

4  576  205 

4  257  500 

98 

3»8  705 

2 

3 

2 

Minnesota 

6 ;    459  314 

420  003 

98 

39  3" 

2 



Missouri 

34, 26123846 

22  053  477 

96 

4  070  368 

4 

13 

4 

Maryland 

20 

12608007 

10  729  391 

90 

1  878615 

10 

3 

Massachusetts 

4a 

22  692  233 

20  145  500 

90 

2546733 

10 

4 



Alabama 

21 

898  924 

707  641 

83 

191  383 

17 

7 

2 

West-Virginia 

20 

I  209  132 

868  140 

78 

320  992 

22 

5 



Florida 

7 

397  477 

288  901 

76 

108  576 

24 

2 

1 

Distr.  Columbia 

4 

2912815 

2 150  000 

76 

762815 

24 

2 



Colorado 

IG 

717689 

527  948 

76 

189  741 

24 

4 



Michigan 

8 

2087  118 

1820000 

76 

267  118 

24 

2 

I 

Ohio 

56  1     12  257  806 

8  517  093 

72 

3740714 

28 

14 

2 

Maine 

30 

2  457  583 

1687400 

71 

770  183 

29 

I 



Rhode  Island 

II 

9  152  160 

6174  493 

71 

2  977  667 

29 

I 



Delaware 

5 

I  254  194 

852  451 

66 

401  743 

34 

I 



New  Jersey 

65 

21  684  117 

14  228  306 

66 

7  455  811 

34 

7 

I 

Washington 

12 

787  Ol  I 

497  042 

66 

289  969 

34 

3 



Wisconsin 

9         181 800 

115  000 

66 

76800 

34 

5 

I 

24 1       600454 

359  248 

62 

241  186 

38 

9 

3 

Virginia 

23         824  903 

511  548 

62 

313355 

38 

10 

3 

Illinois 

55  1  25550672 

14  938250 

58 

10  612  422 

42 

'3 

4 

4 

97637 

56  517 

58 

41  119 

42 

New  Mexico 

5 

24305 

14  045 

58 

10239 

42 

3 

I 

New  Hampshire 

6  '        165  842 

88  229 

55 

77613 

45 

2 



New  York 

86  164  940  882 

105  731  OU 

55 

59  209  837 

45 

10 



Süd-Carolina 

17'        321353 

176  122 

55 

145  231 

45 

9 

I 

Oregon 

121        302614 

193  510 

54 

109  104 

46 

8 

7 

Georgia 

17  1     I  168360 

591  535 

53 

576  825 

47 

5 

Idaho 

7i          87411 

45  000 

53 

42  411 

47 

4 

2 

Wyoming 

5  1         34  569 

17  500 

50 

17069 

50 

2 

I 

Connecticut 

21  1     I  766667 

830  294 

47 

936  373 

53 

5 

I 

Tennessee 

57  1     I  675  085 

762  171 

47 

912  914 

53 

18 

4 

Texas 

27          945  287 

440  782 

46 

504  505 

54 

10 

3 

Indiana 

71  1     2159912 

930  273 

43 

I  229  639 

57 

30 

5 

Califomien 

32!     6682773 

2  717  939 

41 

3  964  833 

59 

12 

4 

Vermont 

23         895  333 

326  689 

37 

568  643 

63 

5 

I 

Arizona 

6  t         75  534 

27  000 

35 

48534 

65 

3 

I 

Pennsylvania 

257  ,108216933 

37176  271 

34 

71040662 

66 

40 

3 

Ind.  Territ. 

19  j        165  945 

48172 

32 

117  772 

68 

12 

I 

Nebraska 

7  '         61  439 

17  300 

28 

44139 

72 

4 



Nord-Carolina 

38,        598216 

170  247 

28 

427  969 

72 

17 

2 

Nord-Dakota 

3           77  369 

20  000 

26 

57369 

74 

2 

I 

Utah 

4            82  863 

20  000 

24 

62863 

76 

2 



Süd-Dakota 

8          113  567 

25  500 

23 

io8  067 

77 

4 

I 

Mississippi 

21       1563225 

144  750 

9 

I  418  475 

91 

9 

2 

Oklahoma 

2              8243 

500 

6 

7  743 

94 

I 



Nevada 

3          234  131 

10  000 

4 

224  131 

96 

I 

__ 

Montana 

4  !       228  343 

— 

0 

228  343 

100 

4 



Hawaii 

3  ■          56  648 

— 

0 

56648 

100 

3 



Zusammen 

1304 

■444721  121 

264  803  573 

59 

179947598 

41 

334 

68 
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Tabelle  Nr.  3.    Depositen  der  Trust  Cos.  Ende  1906. 


I.  Staaten 


S.Zahl 
der 

Trust 
Cos. 

m.  De- 
posit. 


3.  Summe 
der  Depo- 
siten in  $ 


,4.% 
aller 
Pas- 

I  siven 


5.  Diirch- 
schnitdiche 
Höhe  der 
Depositen 
bei  einer 
Trust  Co. 


6.  Mini- 
mum in 


.     |8.Reser- 
7.   Maxi-   ;ve  in  oIq 
mum  in  $  I  d*'  I^c- 
'  positen 


I. 
3. 
3. 
4. 
5. 

6. 

7. 
8. 

9- 
10. 
II. 
12. 
"3. 
H. 
15. 
16. 

17. 
18. 

19. 
20. 
21. 
22. 
23- 
24. 
25. 
26. 

27. 
28. 
29. 
30. 
31- 
32. 
33. 
34. 
35. 
36. 
37. 
38. 

39. 

40. 

41 

42. 

43- 
44. 

45. 
46. 

47. 
48. 

49- 
50. 

51- 


New  York 

Pennsylvania 

Illinois 

Massachusetts 

Ohio 

New  Jersey 

Rhode  Island 

Missouri 

Californien 

Louisiana 

Indiana 

Maryland 

Maine 

Tennessee 

Dtstr.  Columbia 

Connecticut 

Vermont 

Washington 

Kentucky 

Michigan 

Iowa 

Alabama 

West.  Virginia 

Texas 

Oregon 

Colorado 

Nord-Carolina 

Georgia 

Virginia 

Delaware 

Montana 

Arkansas 

Wuconsin 

Mississippi 

Florida 

New  Hampishire 

Süd-Carolina 

Minnesota 

Idaho 

Nevada 

Süd-Dakota 

Utah 

Arizona 

Indianer  Terrlt. 

Hawaii 

New  Mexico 

Wyoming 

Nord-Dakota 

Kansas 

Nebraska 

Oklahoma 


85 
252 

52 

42 

55 
62 
II 

30 
26 

»5 
68 
20 
30 
54 
4 
20 
22 
10 
28 

5 
22 

19 
19 
23 
7 
9 
33 
16 

17 
6 

4 
22 

9 
20 

7 
6 

15 
5 
6 

3 
6 
4 
6 

«5 

I 

4 
4 

I 
2 
2 


109332 
414800 

339  653 

182  867 

166  729 

122423 

108  601 

68634 

52994 

34540 

32443 
29409 

23550 
22  311 
21  115 
16756 

15935 

14  031 

13480 

12676 

II  890 

10802 

9826 

9059 

8895 

8631 

8332 

7  220 

7  002 

5584 

4  779 

4280 

3882 

3864 

3828 

3200 

2939 
2627 
1729 
I  664 
I  508 
1374 
I  321 
1094 

464 
412 
286 
261 
200 
150 


149 
807 
024 
213 
606 
625 

093 
411 
721 
500 
357 
343 
356 
983 
884 
359 
435 
421 


79,7 
60,1 
77.8 
81,3 
78,5 
74»o 
86,6 
54.3 
70,9 
64,8 

77,5 
49.2 
75,9 
63,2 
69.7 
75.4 
87,0 
78,3 


638158,0 
73071,6 
611:58,5 
37073,3 


618 
287 
967 
801 
294 


68,2 

57,1 
76,8 

79,1 
58.4 


907i55>5 
160  66,3 


192 
256 

278 

953 
208 
246 


75.4 
49,6 
66,0 

49.9 
65,1 

83,1 


994 163,2 

24652,5 
427  66,2 

407,63,9 
534  76,5 
721  i8,3 
536178,1 
533  38,9 
381  39,8 
467.67,49 

575  55,5 
264:32,8 

744i".7 
44ol2i,i 


13051000 

1646000 

6532000 

4354000 

3033000 

1975000 

9873000 

2288000 

2038000 

2303000 

477000 

1470000 

785000 

413000 

5279000 

838000 

724000 

1403000 

481000 

2535000 

540000 

568000 

528000 

394000 

1271000\ 

1272000, 

252000 

451000, 

412000 

931000 

1195000 

195000 

631000 

193000 

547000 

533000 

196000 

525000 

288000 

555000 

252000 

344000 

220000 

73000 

464381 

103000 

71000 

261264 

100000 

75000 


41 1007 

8601 

16460 

327887 

60467 

25  611 

9867 

13954 

22459 

94185 

13814 

33753 

40343 

6112 

1730360 

100337 

83853 
2848 
119512 
37360 
19728 
40000 

43909 

1832 

22696 

22692 

10782 

1777 

3694 

104625 

38060 

3383 

6717 

10506 

112 

53219 

4170 

9660 

114658 

17051 

40075 

48166 

41752 

7299 

464381 

57300 

787 

261 264 

5366 

29765 


67  100  845 

32  604  405 

93  966  029 

32  752  265 

37  692  146 

12  681  045 

27  522  140 

19460640 

20  030  440 

10  182  188 

6315043 

7  375  879 

4  770  023 

4  690  936 

7  002  770 

3  575  473 

2  086  034 

3  282  698 
I  172070 
8621  960 
3  500  869 

3  168  106 
2976321 

1  305  752 

4  949  143 
4  537  969 

2  177  530 
I  604  954 

1  540  430 

2  073  886l 

3  143022 

909317; 
I  224033I 

612776] 
I  524  309 
I  033  353 

851  319 
I  520  945 

506368 
I  613814 

949  999 
I  006441 

665  333 
199938 
464  381 
158732 
161  211 
261  264 
195  378 
105  197 


14,9 
26,1 

7,5 
15.6 

7,3 
«7,7 

8,4 
38.1 
12,8 
13.2 

6,7 
42,9 
10,4 

7.4 
13,8 
10,4 

5,5 

5.6 

14,2 

16,5 

5,0 

5.8 

12,3 

10,4 

3,4 

8.3 

7,2 

16,4 

11,8 

22,2 

4,8 

14. 1 

4,7 

40,5 

10,1 

5,2 
11,0 

«7,5 

5.1 

14,1 

7.5 
6,0 

5,7 
15.« 
12,2 

5.9 
12,9 

27,3 
48.6 
40,8 


Zusammen 


1204  2  929406  585 1 


2428000 
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Tabelle  Nr.  4.     Liquidität  der  Trust  Coxnpanies.   Ende  1906. 


I.  Staaten 

2.  Barbestand 
und  Bankgut- 
haben in  $ 

3.  %  der 
Depositen 

4.  Gesamte 

flüssige   Mittel 

in  $ 

5.  %<ier 
Depositen 

6.  %  aller 
Aktiva 

I.  Arkansas 

227  895 

112,0 

530217 

258,4 

30,9 

2.  Utah 

I  140906 

83.0 

2  283  976 

166,1 

30,4 

3.  Nebraska 

105  310 

70,0 

208815 

138,8 

33,0 

4.  Indianer  Territor. 

611  024 

57,6 

I  155  201 

xo5,5 

4L0 

5.  Nevada 

901  807 

54,2 

I  213  383 

72,9 

47,0 

6.  New  Mexiko 

221  878 

54,2 

326775 

79,2 

43,5 

7.  Montana 

2310386 

48,5 

2  560  267 

53,6 

40,4 

8.  Texas 

4  358  191 

48,2 

5  906  697 

65,2 

32,6 

9.  Wyoming 

132  188 

46,1 

140  381 

49,8 

27,5 

IG.  Colorado 

38x2343 

44,1 

6390999 

74,0 

58,5 

II.  Süd-Dakota 

630  389 

43.6 

658  193 

43.6 

33,3 

12.  Arkansas 

I  735 179 

41,0 

2  290  592 

53,2 

26,6 

13.  Californien 

21  388  104 

38,2 

37x39x02 

70,1 

49,7 

14.  Washington 

5316049 

37,4 

7526067 

53,6 

42,2 

15.  Tennessee 

8  115  244 

35,4 

12  556002 

56.3 

35,9 

16.  Alabama 

3  160  107 

34.9 

6812282 

63.1 

25,9 

17.  Kentucky 

3453809 

34,3 

7  755  944 

57,5 

33,5 

18.  Louisiana 

II  928810 

34,2 

17596042 

50.9 

33,1 

19.  Arizona 

496  620 

32.9 

647  474 

48,9 

38,1 

20.  Florida 

I  245  241 

32,2 

I  744  879 

44.9 

29,0 

21.  Oregon 

2812633 

3X,4 

5  988  000 

67,3 

31,8 

22.  Georgia 

1977055 

27,2 

335x436 

46,4 

26,0 

23.  Mississippi 

990858 

25.3 

I  440  076 

37,3 

18,5 

24.  Idaho 

4x9519 

24,1 

708  338 

41,0 

27,1 

25.  Süd-Carolina 

705  783 

24,0 

X  975  X74 

67,2 

42,2 

26.  Connecticut 

4100973 

24,0 

9  709  288 

58.4 

43,7 

27.  Missouri 

16  493  038 

24,0 

45  024  050 

65,6 

36,7 

28.  Illinois 

80878  159 

23,4 

14x005514 

4X.5 

31,6 

29.  Hawaii 

103  7x7 

22,2 

539  428 

116,2 

46,1 

30.   Minnesota 

583  275 

22,0 

2  745  536 

104,5 

34,6 

31.  Nord-Carolina 

I  798  44X 

21,4 

4  096  028 

49.2 

28,6 

32.  Jowa 

2  500  675 

21,2 

4674977 

42,2 

23,0 

33.  District  Columbia 

4405386 

21,0 

7  320  688 

34,7 

24,1 

34.  Maryland 

8  563  601 

21,0 

36261395 

X23,5 

60,6 

35.  West-Virginia 

2  055  488 

20,2 

4878058 

49.6 

33,9 

36.  Virginia 

I  388  569 

X9,9 

5x3x046 

73.3 

44,4 

37.  Nord-Dakota 

52133 

19,8 

210623 

82,8 

36,5 

38.  Indiana 

6473616 

X9.7 

X3  536  933 

4X,7 

32,2 

39.  Pennsylvania 

7X  381  723 

X7,2 

289  697  909 

69.8 

42,0 

40.  Michigan 

2  854  630 

X7.I 

5  648  394 

44.6 

32,9 

41.  New  York 

180  531  824 

16,0 

583  522  890 

52.6 

41,5 

42.  Massachusetts 

34830558 

X5.4 

71039432 

38,9 

32,1 

43.  Delaware 

887  202 

X5.2 

39x1458 

70,1 

58,3 

44.  Wisconsin 

578  395 

X4,9 

2221  464 

57,2 

36J 

45.  Ohio 

24  380  725 

14,8 

80  908  852 

48,5 

39,0 

46.  Rhode  Island 

15523  186 

X4,3 

57  73X  039 

53,2 

45.9 

47.  New  Jersey 

X7  327  773 

14,1 

88  769  819 

72.S 

70,1 

48.  Maine 

3  063  634 

X3.9 

129654x4 

55.x 

41,1 

49.  Vermont 

I  187  899 

7,4 

4  578  49X 

28,7 

25,0 

50.  New  Hampshire 

209  636 

6.5 

I  328  848 

4X,5 

34,4 

51.  Oklahoma 

I  201 

121  601 

67J 

Zusammen 

560  321  885 

19.2 

1606  485  47  X 
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Tabelle  Nr 

5.     Loans  und  Hypotheken  der  Trust  Companies. 

I.  Staaten 

2.  Summe      ^  | 
der  Loans    1  ^  0 

5.  Durch- 
schnittshöhe 

6.  Hypo- 

Tg' 

'"•     i;i 

der  Loans 

in  $ 

theken  in  $ 

.< 

I.  New  York 

694  896  553 

62,5 

50,0 

8  060  000 

88  108  635 

6,3 

2.   Pennsylvania 

252  062  066 

62,2 

36,5 

979  000 

58  256  527 

8,4 

3.  Illinois 

2195x6253 

65.6 

49.8 

3  998  000 

20752578 

4,7 

4.  Massachusetts 

139694462 

75.2 

61,1 

3297  000 

10  592  986 

4,7 

5.  Ohio 

78913969 

45.2 

36,3 

1  406  000 

33  799  720 

15,9 

6.  Missouri 

67  392  623 

99,4 

53,3 

1  926  000 

II  523361 

9,1 

7.  Rhode  Island 

58  482  982 

53,6 

46,6 

5  301  000 

8684938 

6,9 

8.  New  Jersey 

43  682  420 

35.3 

26,4 

672  000 

26  844  374 

16,2 

9.  Louisiana 

32  480  544 

94,2 

60,9 

1  828  000 

I  277  462 

2,4 

10.  Califomien 

24  633  844 

46.6 

33.0 

778  000 

10760398 

15,4 

II.  Maryland 

19  845  273 

81. 1 

33.2 

992  000 

786309 

1.3 

12.  Tennessee 

19  127  845 

93,6 

54.2 

332  000 

I  149911 

3.0 

13.  Maine 

15029889 

72,6 

48,3 

506  000 

1805915 

5,8 

14.  Kentucky 

II  200474 

84.2 

48,2 

361  000 

2  331  618 

10,0 

15.  Connecticut 

II  191  656 

65.7 

50,4 

533  000 

I  174840 

5.3 

16.  Distr.  Columbia 

10297  135 

60,8 

33,0 

2  536  000 

10  415  408 

34,4 

17.  Michigan 

9117347 

72,0 

52,7 

1 137  000 

2416280 

14,3 

18.  West- Virginia 

8  603  443 

87.5 

59,7 

430  000 

134953 

1,0 

19.  Indiana 

8079526 

24.9 

19,3 

114  000 

18123551 

43>3 

20.  Nord-Carolina 

8  077  090 

97.0 

56,6 

212  000 

846  960 

5.9 

21.  Georgia 

7658  129 

106,0 

58,8 

455  000 

I  547  028 

ii.S 

22.  Washington 

7  180  918 

51,2 

40,1 

598  000 

2  157919 

12,0 

23.  Alabama 

6040816 

55.9 

41,0 

289  000 

3487412 

23.7 

24.  Virginia 

5  642  396 

80,5 

47,9 

245  000 

513821 

4,4 

25.  Jowa 

4527681 

38,1 

22,3 

161  000 

II  081  097 

54.6 

26.  Texas 

6  742  809 

74,1 

42,5 

248  000 

2  408  287 

15,2 

27.  Vermont 

5724470 

35.4 

31,3 

247  000 

7  843  283 

42,8 

28.  Oregon 

4  245  459 

47.7 

36,7 

354  000 

347  440 

3,0 

29.  Florida 

3  698  082 

95.9 

61,9 

537  000 

108  843 

1.8 

30.  Colorado 

3  591  228 

41,6 

32,9 

359  000 

794083 

7,3 

31.  Montana 

3451644 

72,2 

54,5 

862  000 

105  791 

1,7 

32.  Mississippi 

3200412 

82,8 

41,3 

152  000 

886  536 

11,4 

33.  Süd- Carolina 

2394130 

81.4 

51.4 

141  000 

199800 

4,3 

34.  Arkansas 

2  127  815 

49,0 

24.7 

89  000 

2  294  602 

26,6 

35.  Nevada 

1286  361 

77,6 

48.9 

428  000 

— 



36.  Utah 

3027419 

122,1 

40,4 

755  000 

I  546  425 

20,6 

37.  New  Hampshire 

1  443  496 

45.1 

37,5 

240  000 

820  896 

21,3 

38.  Wisconsin 

1076479 

27.9 

18,3 

119  000 

2464517 

41,9 

39.  Süd-Dakota 

I  014448 

67,3 

51,4 

127  000 

147  193 

7,5 

40.  Idaho 

819  362 

47,3 

31,4 

117  000 

628  680 

24,1 

41.  Indianer  Territ. 

798418 

73.0 

28.4 

42  000 

320  363 

11,4 

42.  Minnesota 

559229 

21,1 

11,4 

93  000 

1895415 

37,8 

43.  Delaware 

2618665 

47,2 

31.1 

522  000 

536  290 

6,4 

44.  Arizona 

396  891 

30,0 

23,6 

56  000 

454  467 

26,9 

45.  Hawaii 

334368 

72,9 

28,6 

111  000 

209  770 

18,0 

46.  New  Mexico 

165  171 

40,2 

27,0 

33  000 

107  025 

17,5 

47.  Kansas 

163  429 

81,4 

9,5 

40  000 

960  466 

55,9 

48.  Wyoming 

136141 

47.0 

26,4 

27  000 

219315 

42,5 

49.  Nebraska 

81  039 

53,9 

11,4 

11000 

206  090 

28,9 

50.  Nord-Dakota 

55025     21,0 

6,9 

18  000 

516577 

64,9 

51.  Oklahoma 

3280      — 

1.8 

1000 

46535 

25»5 

Zusammen 

1812  530604 

61,9 

1  3Ü9  000 

344  640  660 

Verlag  der  H.  L  a  u  p  p'schen  Buchhandlung  jk  Tübingen. 


3xt  ^ntpeliung  tftx  Bülksttiiilfcliaft 

Dr.  ^.  SSfidler, 

orbentl.  ^rofcffor  an  bcr  Uniocrfität  ficipätfl. 

©ed)ftc  31ufla0e. 

8.    j(908*    ©ebunbcn  aw.  7.20. 

Jdtrlag,  von  X  CB.  Hloljt  (|laul  i$lebcd{)  iit  Cnbingcii. 


Dr.  #iigeti  noit  ^9itiPf  ^t'Ml, 

Vrofrffor  an  ber  UniberrttSt  Sien.    ' 

DoSftinMg  in  2  Bati^tn  I»e|i9.  6rei  CelUm 

©rftcr  JBanb: 
^t£^€mextxe  "^orßöwirtrc^aftorcßrc.    ©tcbcnte/rcoibicrte  9luf* 
laflc.    ßej.  8.    1908.    SW.  10.-.    ®cbunben  3«.  11.-. 
3tt)eitcr   ©anb: 
*^oradn>trirc^affft)>ofiiia  (in  smei  Ztiltn).     (^rfterXeil.    iQierte, 
0ftnsli4     umgeatbeitete     Auflage.       Unter     ber     treffe. 
3n)eiter  2eil.    ®tftc  big  britte  SlufUge.    1907.    m  9.-. 
(Scbunben  m.  10.—. 

D«$  Uirk  fft  «Kt»  kOMrletl  f«  eiMCM  Ralbfraixbaia  gebHidea  erftiltlfck 

Versiclierongs-Lexikon. 

Ein  Nachschlagewerk  fQr  alle  Wissensgebiete  der  Privat*  und  der  Sozial- 
versicherung, insbesondere  in  Deutschland,  Oest erreich  und  der  Schweix. 
Unter  Mitarbeiterschaft  von  Präsident  Professor  Dr.  v.  d.  Borght  (Berlin), 
Justizrat  Direktor  Dr.  Domizlaff  (Hannover),  Pioi'essor  Dr.  Ehrenberg 
(Göttingen),  Generalsekretär  Ehrlich  (Köln),  Professor  Dr.  Emminghaus 
(Gotha),  Versicherungsarzt  Dr.  Feilchenfeld  (Berlin),  Professor  Dr.  Flor- 
SChütZ  (Gotha),  Eammergerichtsrab  Hagen  (Berlin),  Wirkl.  Geh.  Ober- 
regierungsrat von  Knebel  Doeberltz  (Berlin),  Geh.  Oberre^^ierungsrat  Pro- 
fessor Dr  LexiS  (Göttiiigen),  Professor  Dr.  Loewy  (Fieibiirg),  Profe»«or 
Dr.  Moldenhauer  (Köln),  Uegierungsdirektor  Bitter  v.  Rasp  (Manchen), 
Regierungsrat  Dr.  Reuss  (Berlin),  Geh.  Regierungsrut  Direktor  Dr.  Samwer 
(Gotha),  Oberlandesgerichtsrat  Schneider  (Stettin) 
herausgegeben  von 

Professor  Dr.  Alfred  Manes. 

Ca.  860   Seiten  Lexikon- Oktav.     Complett    M.   28-,    gebunden    M.  30.—. 

Erscheint    in    2  Halbbänden    (Oktober — Dezember    1908.)   —   Prospekt    und 

Probeheft  steht  zu  Diensten. 

,  Druck  von  H.  Laupp  jr  in  Tubingen. 
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